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„If Noah had shut himself up ia his ark, and let his 
family eat nothing but what could be grown upon 
his decks,he would soon have had an outery agaiust 
population, and an Emigration Gommittee; and Shem, 
Ham and Japhet would have been distressed 


manufacturere.” 
ö Catechism on the Corn Laws. 


hätte Noah fi in feiner Arche abgefperrt, und nicht 
gelitten, daß feine Familie etwas Anderes effe, ald mas 
auf feinem Verdeck gezogen werden könnte, fo würde 
er bald ein Gefchrei wegen Uebervölkerung, unb eine 
Auswanderungd Committee gehabt haben; und Cem, 
Dam und Saphet hätten zu den „„„mothleidenden Fabri— 
kanten““ gehört." 


Lebhaft wurden wir bei Durchſicht der neuen K. daͤniſchen 
Zollverordnung an dieſes Motto einer kleinen geiſtreichen Schrift 
erinnert, welche ſchon vor etwa zehn Jahren den Englaͤndern das 
dem eigenen Intereſſe des Landes Widerſtrebende ihrer Korngeſetze 
darthun ſollte; um ſo lebhafter, als wir bald darauf im Altonai— 
ſchen Mercur eine Reihe nicht unintereffanter Aufſaͤtze eines 
erſichtlich wohlunterrichteten Mannes laſen, welche das neue Geſetz 
zu erlaͤutern, und, im Weſentlichen, zu rechtfertigen ſuchen ſollten. 
Uns machte die ungeheure Menge kuͤnſtlicher Vorrichtungen ſtutzen, 
welche, eine aus der andern folgend, und alle in einander greifend, 
jenes Geſetz in Anwendung zu bringen und aufrecht zu erhalten 
beſtimmt erſcheinen; und wir konnten nicht umhin, und zu fragen: 
war das Geſetz wirklich fo dringend von ber Rothwenbigfeit gebo- 
ten, daß um feinetwillen man folche Folgen gern auf fih nimmt? 
oder war nicht Alled auf viel einfacherem Wege zu erlangen? 

Wir find auf die, ſchon anderweitig ausgefprochene Entgeg: 
nung des WVertheidigerd jenes Gefehed gefaßt: „daß wenig baran 
gelegen fey, die Meinung der Privaten der Nachbarftädte für 
Daffelbe zu gewinnen,” Iſt die dieffeitige Anſicht eine gleichgültige: 
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nun wohl, fo wird es um fo mehr verflattet ſeyn, fie unumwunden 
auszuſprechen; nur ald unfere Private Anfiht Fann gelten, was 
wir hier vorbringen, ohne weitern Werth, ald ben die Richtigkeit 
ber aus den Sachverhaͤltniſſen abgeleiteten Grundfäge, und bie. 
Wahrheit der auf Gefege geftüßten Behauptungen ihr zu geben 
vermögen; nur fcheint es uns, als ob da, wo eine Stimme ſich 
erhebt, ihr Recht verlangend, fie aus dem Grunde allein ſchon 
nicht wegwerfend behandelt werden bürfe, Indeſſen kommen wir 
auf diefen Punkt fpäter noch zuruͤck. Es fey vergönnt, zuerft die 
allgemeinen Berhältniffe der beiden Staaten, des Königreiches 
Daͤnnemark, namentlih in Bezug auf fein Herzogtum Holftein, 
und ber Städte Lübel und Hamburg zu betrachten, um zu fehen, 
wie die Gefeßgebung für den einen Staat nach beiden Seiten hin 
einwirke. 

Zwiſchen zwei großen Meeren und im Suͤden von einem der 
ſchoͤnſten Ströme umſpuͤlt, ſtreckt ſich das Herzogthum Holſtein 
hin, nicht mehr nur reich an Holz und Stein, ſondern mit den 
fruchtbarſten Gefilden neben lieblichen Hoͤlzungen bedeckt, einen 
Ueberfluß der erſten Lebensbeduͤrfniſſe in ſeltener Guͤte hervorbrin⸗ 
gend, im Beſitze zahlreicher Landſtaͤdte zur Befoͤrderung des innern 
Verkehrs, ſchoͤner Häfen für die Verbindung mit dem Auslande. 
An der ſuͤdlichen Gränze diefer Provinz, und doch gewiffermaßen 
im Herzen berfelben, liegt ein Fleiner fremder Staat, die Stadt 
Hamkurg, mit ihrem Gebiete nicht viel ber 160,000 Einwohner 
zählend; aber durch eigenes Bedürfniß, vielfältig gefteigert durch 
den beftändigen Verfehr Fremder und durch ihre Beziehungen zum 
Auslande, für alle Probucte, die Zened zu liefern vermag, einen 
beftändig offnen und willigen Markt barbietend, mit fo hoben 
Preifen, wie nur irgendwo fie zu holen find; zugleich, durch die— 
felben Beziehungen zum Auslande, eine der Haupt-Niederlagen 
des Melthandeld, und dadurch im Stande, jedem Bedürfniffe nach 
fremten Erzeugniffen, fey es der Kunft oder des Gewerbfleißes, 
jederzeit volftäntig zu entfprechen, und zu fo niebrigen ®Preifen, 
wie nur irgendwo fie zu haben find. Welches andere Verhaͤltniß 
dürfte hienach als das natürlichfte, und deshalb richtigfte, zwifchen 
beiden Staaten erfcheinen, ald das des möglichft freien und aus« 
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gebehnten Verkehrs? Allerdings ift es uns nicht entgangen, daß 
in den Öffentlihen Blättern einiger holfteinifcher Städte von dem 
Handelsdrucke und Zwange die Rede iſt, welchen namentlih Hams 
burg bisher Über Holftein geübt habe, und der durch das neue 
Zollgefeg vernichtet werden fol. Einen Handelszwang übt 
Hamburg allerdings; es zwingt die Holfteiner, wenn fie da ver- 
faufen wollen, wo fie ed am theuerften, und da Faufen, 
wo fie es am billigften koͤnnen, es in Hamburg zu thun. 
Leidet darunter dad Land? ja, um. auf dad Erfte zuräd;ufome 
men, leiden darunter die Städte? *) Welhe andere Marime 
wollen die holfteinifchen Städte für ihren Handel aufftellen? 
Unferes Wiſſens ift ed die Klage aller im Großen Handel treis 
benden Nationen, dag Finanz und Bollgefege nicht erlauben, eben 
diefer Masime in vollem Umfange Anwendung zu geben; befonders 
da, wo eine vermeintlihe Nothwenbigkeit, inländifche Production 
gegen auswärtige Concurrenz zu ſchuͤtzen, unb bie bringendere 
Nothwendigkeit, einen zu raſchen Wechfel in beſtehenden Verhaͤlt⸗ 
niffen zu verhüten, im Wege ftehen. Bid jest ift Holftein fo 
gluͤcklich, von ſolchen Monopolen einzelner Claffen befreit zu fenn; 
es ift, wie ſchon gefagt, ein im Wefentlihen Aderbau und Handel 
treibended Land, alfo ein folched, dad fein Gedeihen am beiten ta 
findet, wo ihm vergönnt ift, dem eigenen Impulfe in Auffuhung 
der beflen Wege für Abfag und Verkehr am freieften zu folgen. 
Daß nun die holfteinifchen, und daß felbft die dänifchen Städte, 
und zwar foldhe die den Sunder⸗Zoll nicht entrichten, eben fo 
wohl ald die welche ihn bezahlen müffen, ihre Waarenlager am 
liebften von Hamburg aus füllen, möchte an ſich fhon Beweis 
genug fir unfere Behauptung feyn, daß nur jener natürlichfie 
Grund bei allem Kandel ed ift, der fie dazu veranlaft; für 
Diejenigen aber, welche dennoch von einem Zwange reden, 
obgleich fie nicht fagen, worin er befteht, oder wie er gebt wird, 
wollen wir noch auf Folgendes hindeuten, Ed ift Mar, daß 


*) Wir reden hier nicht von Altona, das in biefen Beziehungen in gleicher 
Kategorie mit Hamburg ſteht. Wenn Altona bennoc, felbft nad) feinem 
Intande, nicht gleichen Abfag hat mit Hamburg, fo liegt darin nur eine 
neue Beftätigung unferer Behauptung, 
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wenn eine ſolche Aufſlellung irgend einen Sinn haben ſoll, es nur 
der ſeyn kann, daß, wenn Hamburg nicht im Wege ſtaͤnde, jene 
Staͤdte einen directen Handel anſtatt einen Zwiſchenhandel, oder, 
mit anderen Worten etwa, Kaffee und Zucker aus Havana und 
Bahia, Baumwolle von New-Orleans, Pfeffer aus Sumatra ꝛc. 
holen wuͤrden, anſtatt dieſes Alles in Hamburg zu kaufen. Die 
Vortheile eines ſolchen directen Handels brauchen hier nicht auf— 
gezaͤhlt zu werden, und Hamburg wird wohl am wenigſten ſie in 
Abrede ſtellen wollen; um ſie aber daraus zu ziehen, iſt es vor 
allen Dingen noͤthig, daß dieſer Handel wirklich ein Großhandel 
ſey, und von einem Marktplatze fuͤr, den Welthandel betrieben 
werde, Dieſer kann ziemlich ſicher ſeyn für die Güter, bie er an 
einen fremden Ort entjendet, irgend eine Waare wieder zu finden, 
die ihm dienen fann, denn eine jebe wird zu einer oder der andern 
Zeit bei ihm gefucht; er kann die Koften, die Gefahr, den Zeit: 
verluft einzelner Unternehmungen tragen, denn es realifiren fich fo 
viele andere, unterbeffen die eine obfchwebt; er endlich ift, bei dem 
beftändigen Umfage großer Gapitalien, am beften im Stande, feis 
nen Abnehmern einen langen Credit zu gewähren, und dadurch 
wieder den Kreis feiner Kunden zu vergrößern. Es liegt am 
Tage, daß, wo biefe Umftände nicht zufammen fommen, folcher 
directe Handel, indem er feine beften Bortheile einbüßt, — einzelne 
Unternehmungen in befonderen Gonjuncturen ausgenommen, — auf- 
bört als wünfhenswerth zu erfcheinen. Wir kennen Zeiten, wo 
der holfteinifche Landmann fein eigenes Korn auf eigenen Schiffen 
über das Weltmeer führte; aber laßt ung doch einmal es als 
Hegel aufftellen, daß ein Jeder Altes ſelbſt thue, und laft und 
fehen, wohin es mit unferen geruͤhmten Fortfchritten in der Civi— 
liſation kommen werde! Um nicht zu weit von unferem Gegen— 
ftande abzufchweifen: was kann es fir Staͤdte, die einen beflimmt 
begranzten Umfang ihres Verkehrs haben, Erwünfchteres geben, 
als einen beftändig offenen Markt zur Hand zu haben, wo fie mit 
Allem, deffen fie von fremden Producten bedürfen, fich jeder Zeit 
zu den billigften Preifen verfehen koͤnnen, und wo ihnen mit ber 
Bezahlung Frift bis zum eigenen vortheilhaften Miederabfaße ver: 
gönnt wird: wogegen fie unterdeffen freie Hand haben, ihre eigenen 
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Capitalien anderweitig aufs Beſte zu verwerthen? Das aber iſt 
das Verhaͤltniß, in welchem, bei einigermaßen ungeſtoͤrtem Verkehr, 
die holſteiniſchen Staͤdte zn Hamburg, und, wenn auch nicht dem 
Umfange, doch dem Weſen nach, zu Luͤbeck ſtehen; und das iſt der 
Handelszwang, den Hamburg und Luͤbeck über dieſe Städte ausüben. 

Und das flache Land? Wir brauchten nur auf die Zeitungen 
binzumeifen,, wo fein Werfauf eines Gutes angeboten wird, ohne 
daß, wenn irgend thunlich, die Nähe Hamburgs oder Luͤbecks als 
einer der erften Vorzüge gepriefen werde, und gewiß nicht wegen 
der dafigen Theater, Kaffeehäufer ꝛc. Da in den Boll- und Accife- 
regiftern der Drt des Urfprungs nicht immer bezeichnet wird, 
fo ift es nicht möglih, genau anzugeben, wie groß die 
Einfuhr aus dänifhem Gebiet in Hamburg ift; aber aus der 
Beträchtlicheit der Einfuhr ländlicher Producte im Allgemeinen, 
aus der Betrachtung der Fähigkeit Holfteins, folche in jeder be- 
liebigen Menge und von allererfter Güte zu erzielen, feiner un- 
mittelbaren Nachbarfchaft, und, wenn ed will, ber leichteften 
Verbindung, läßt fich fliegen, wie groß fein Antheil daran ift, 
auch wo diefer fih in Zahlen nicht nachweifen läßt. Im den lebten 
Jahren wurde in Hamburg im Durchſchnitt jährlih an Schlachtvich 
eingeführt: ungefähr 17,300 Ochfen, 25,000 Kälber, 21,500 Schweine, 
880 Hammel und Schaafe, 6100 Lämmer und Spanferfel; da- 
neben ift, nach den genaueften Erfundigungen, bie wir einzuziehen 
im Stande waren, anzunehmen, daß von dem vor der Stadt für 
uͤberſeeiſche Verſendungen gefchlachteten Vieh, 2000 Ochſen und 
10- bis 12000 Schweine aus Holftein und Dännemarf kommen. 
Außerdem famen an Speck, Schinken, gefalzenem Fleifh rc. im 
Sabre 1836: 1,680,000 ®, und im Sahre 1837: 1,880,000 #& 
in die hiefigen Thore. — An Butter, wovon im Verhältniß zur 
holfteinifhen nur unbedeutend wenig bis jebt in Hamburg bezogen 
wird, find imSahre 1836 circa 10,400,000@ und im Jahre 1537 
circa 12,300,000 @ bier eingeführt, abgefehen von den namentlic) 
im vorigen Sahre fehr bedeutenden Quantitäten, die für ham— 
burgifche Rechnung ab dänishen und holfteinifchen Häfen direct 
nady England und Portugal verfendet worden find. — Bei ber 
vielfeitigen Goncurrenz im Getraidehandel und was dem angehört, 
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iſt es nicht möglich die Größe des daͤniſchen und holſteiniſchen An- 
theils auch nur approrimativ anzugeben; wir berufgn uns aber auf 
das Zeugniß der dortigen Gutöbefiger felbft, was ihnen ihre ham⸗ 
burgifchen Abnehmer an Getraide, Rappſaamen u. f. w. werth find, 

Zu dieſer Leichtigkeit ded Abſatzes kommt noch ein anderer 
bedeutender Vortheil. Mit fo großen Borzügen bie Natur das hol⸗ 
fteinifche Land gefegnet hat, fo werden feine Beſitzer doch nicht 
läugnen, daß zur Erhöhung und Vervollkommnung feiner Gultur 
fie großer Gapitalien, nicht entrathen fönnen, und daß ihnen bazu 
der hamburgifche Geldmarkt eine eben fo willkommene als ergiebige 
Quelle ift, was fich ſchon daraus ergiebt, daß mehrere Millionen 
Thaler hamburgifchen Gapitald auf holfteinifche Güter radicirt find. 
Der fuͤr gute hypothekariſche Pöfte diefer Art jetzt vorherrfchende 
Zinsfuß von 34 à 33 pCt., iſt gewiß fein hoher zu nennen; aber 
wenn der hamburgiſche Gapitalift ſich bereit finden laßt, hiezu fo 
beträchtlihe Summen anzulegen, fo thut er es nicht allein wegen 
der Rechtsſicherheit, nicht alleiu wegen der reizenden Lage der Güter 
und der Trefflichkeit der Erzeugniffe des Bodens, fondern neben 
dem Binfengenuß, vornehmlich weil er weiß, daß diefe Erzeugniffe 
bier am Plag jeden Augenblid zu verfilbern find; die Klüffigmachung 
der Gapitalien olfo feine Schwierigkeiten haben fann. Hiernach 
trägt alfo ‚der Hamburger 4 — 5 Mil. Thlr. zur befferen Gul- 
tivirung bed holfteinifchen Bodens bei, um deſſen Erzeugniffe fo 
viel theurer zu bezahlen, als gute Prodbucte mehr werth find, als 
ſchlechte. Liegt dad auch nicht geradezu in ber Es icht, fo ift die 
Folge doch diefelbe, 

Und die bänifche Staatd-Gaffe, folite bie etwa bei dieſem Ver» 
hältniffe leiden? Noch zu Ende des fechszehnten Jahrhunderts be- 
ftand ein großer Theil der Einkuͤnfte der Krone Daͤnnemarks aus 
ländlihen Producten. In Heinrih Ranzau's Commentarius 
bellicus aus dem Jahre 1594 heißt es in einer Anrede an Chris 
ftian IV.: „Tuorum regnorum reditas fere tertia parte escu- 
lentorum commeatu consistunt: qualia sunt frumenta, carues, 
butyrum, casei, haleces, pisceg indurati &c.‘**. Wenn nun 


) Faſt der dritte Theil Deiner Ginkünfte Geficht aus Lebensmitteln, als 
da find: Getraibe, Fleiſch, Butter, Käfe, Heringe, getrodnete Fiſche ıc. 
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feit jener Zeit die Umwandlung folder Naturallieferungen in Geld- 
Abgaben allgemein geworben ift, fo kann e& für die Betheiligten 
gewiß nicht gleichgültig feyn, wie leicht oder vortheilhaft diefe Um— 
wandlung zu befchaffen feyn möge. 

Auf diefe Weife glauben wir zur Genüge angedeutet zu haben, 
wie beide Staaten durch die Natur ber Verhältniffe auf einen 
mögtichft freien Verkehr zu ihrem beiderfeitigen Vortheile hinge— 
wiefen find: denn Niemand wirb läugnen wollen, daß, wenn ber 
Verkehr Holſteins mit Hamburg ein vortheilhafter, dieſes in um 
fo größerem Maaße der Fall fiy, je größer die Ausdehnung deö- 
feiben, und daß, um ihm die möglichft größte Ausdehnung zu 
geben, auch die möglichft größte Freiheit deffelben nothwendig fen. 
Es bedarf deshalb nicht, daß alle Zölle und Abgaben auf venfelben 
ganz aufgehoben werben, denn es ift leicht abzufehen, daß bie 
Krone Dännemark ihrer nicht entbehren kann. Aber man rebucire 
einmal die Zölle fo weit, daß fie nicht mehr zur Prämie für den 
Scleihhandel werden, man berechne die Erfparniffe an der Zoll- 
Beauffihtigung, die Leichtigkeit der Intraden, bie Verringerung 
des Unterfchleifs, bie Vergrößerung des Conſums, und es wird fi) 
bald zeigen, wenn nicht die Erfahrungen in Dännemark die anderer 
Staaten Lügen Stafen — daß die Herabfegung der Abgabe eine 
Erhöhung der Einnahme hervorbringt. Der Conſum wird fich 
vergrößern, nicht nur deshalb, weil bei niedrigen Preifen man mehr 
verzehrt, als bei hohen, fondern vornehmlich deshalb, weil der 
allgemeine Wohlftand fich erhöht, und weil mit dieſem bie Fähig« 
keit des Conſums auf beiden Seiten, anflatt in jener aritymetifchen, 
in geometrifcher Progreffion fich vergrößert. 

Es kann bier nicht darauf anfommen, ben neuen Zarif in 
feine einzelnen Beftandtheile zu zerlegen, und ihn etwa benen 
anderer Staaten gegenüber zu fiellen. Wir wollen zugeben, daß 
er für manche wefentlihe Handeld » Artikel bedeutend niedriger als 
ber ‚preußifche, und in einzelnen Fällen felbft niedriger als ber neue 
braunfdhweigifch«hannoverfche Tarif ift, obgleich in anderen wicber 
bedeutend höher, So z.B. für Thee, der in Hannover 6 Rthlr. 
6 Ggr. per Eentner bezahlt, muß nad dem neuen holfteinifchen 
Tarif 6 Thlr. 24 Schilling entrichtet werden, cin Unbedeutenbes 
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weniger ald in den preußifchen Vereinsſtaaten, wo er ſich auf 
8 Rthlr. beläuft *); für Buder, in Hannover 3 Rthlr. 3 Ggr., 
in den Herzogthümern 4 Thlr. 8 Sch. = 5 Rthlr. preuß. Crt.; 
Wein in Hannover 3 Rthlr. 3 gGr., in den Herzogthuͤmern 
5 Thlr. = 6 Rthlen. preuß. Ert. oder beinahe dad Doppelte 
von Jenem (mad jedoch der Berichterftatter im Altonaifhen 
Mercur — ſ. Nro. 143 — nod viel zu wenig gefunden hat); 
rohe Wolle, die in Preußen ganz frei, in Hannover beinahe frei 
ift (fie zahlt 2 Ggr. per Gentner Eingangdzol) muß in ben 
Herzogthümern 314 Sch. oder 18 Ggr. bezahlen; und es läßt 
fih nit behaupten, daß diefes zur Aufmunterung ber inländifchen 
Schafzucht gefchehe, fo lange man ben überwiegenden Vorzug ber 
preußifhen Wolle in Menge und Güte zugeben muß. Daffelbe 
ift mit Wollengarn der Fall, welches roh wie gezwirnt und gefärbt 
in Preußen und ben Vereinsſtaaten, wo eine fo große eigene 
Fabrication Stattfindet, 6 Rthlr. (in Hannover dad erftere 3Rthlr. 
3 Ggr., dad andere 4 Rthlr. A Ggr.), in den Herzogthlimern 
dagegen 5 Thlr. 10 Sch., wenn ed gezwirnt und gefärbt, und 
roh 3 Thlr. 43 Sch. bezahlt. Bei Wollenwaaren, welche in 
Hannover 12 Rthlr. 12 Gyr. entrichten, fleigt der Boll 
in den Herzogthiimern von 7 Thlr. 30 Sch. durch verfchiebene 
Gradationen bis 20 Thlr. 40 Sch. Flachs, Hanf und Heede 
gehen in Hannover frei, in die preufifchen Vereinöflaaten gegen 
eine Abgabe von 5 Sgr. oder 8 Sch. ein, während bei der Eins 
fuhrin die Herzogthlimer Flachs, ungehechelt 314 Sch., gehechelt 1 Thlr. 
453 Sch. **), Hanf, ungehechelt 15 Sch.; gehechelt 45 ©ch.s 
Heede von Flachs 15 Sch., von Hanf 10 Sc, per 100 % ab- 


#) Der preußifche und hannoverfche Thaler nach dem 21 Gulden-Fuß verhält 
fi zu dem in den Herzogthuͤmern Schleswig und ‚Holftein, in Luͤbeck und 
Hamburg und auch in Medlenburg couranten Thaler ungefähr wie & 
zu 24, Nah dem hiefigen Thaler zu 48 Sc. beträgt alfo jener Zoll von 
6 Rthlrn., a 24 Schill, 312, der preußifche Zoll von 8 Rthlrn., à 40 Sch., 
320 Sch.; und gleicht fi die Differenz badurdy noch mehr aus, daß man 
den Rthlr. preuß. Ert. auf nicht viel höher als 39 Sch. beredynen barf. 

++) Die Brüche rühren aus der Berechnung nad) dänifhen Reichsbantgeld her; 
8 Rbthlr. = 5 Ehle, ſchleswig-holſteiniſch⸗ Cour. 
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geben muß: Leinengarn, tag, roh, ebenfalls in Hannover ıc. frei, 
in Preußen zc. gegen cinen Zoll von 5 Sgr. eingeht, gebleicht 
und gefärbt aber in erfieren Staaten 1 Rthlr. 1 Ggr., in leßteren 
1Rthlr. entrichtet, muß in den Herzogthlimern folgende Zölle bezahlen: 
A. Ungezwirnt: 
a. ungebleiht 1 hr. 453 Sc. 
b. gebleicht und gefärbt 3 Thlr. 434 Sch. 
B. Zwirn: 
a. ungebleiht 5 Thlr. 414 Sch. 
b. gebleiht und gefärbt 7 Thlr. 39 Sch. 

Leder bezablt in Preußen von 6 bid 8 Rthlr. in Hannover 
3 Rihlr. 3 Ggr., in den Herzogthlimern von 5 Thlen. 10 Sch. 
bis 236 hr. 2 Ed. und bei Lederwaaren, die in Hannover 
6 Athir. 6 Ggr., in Preufen von 10 bis 22 Rthlrn. entrichten, 
ſteigt der Eingangszoll in den Herzogthuͤmern auf 31 Thlir. 

12 Ed. und für Schuhmadyer-Arbeit felbft auf 41 Thlr. 32 Sc. 
per Gentner. 

Solcher Einzelnheiten fönnten noch mehrere angeführt werben ; 
indeffen haben wir gefagt, daß ed auf diefe nicht anfomme; viel- 
mehr ijt die Hauptſache die, nachzuweifen, bag in Bezug auf die 
eigenthiimliche geographifche Lage der Herzogthüimer, ja, des ganzen 
Koͤnigreiches, in Bezug auf ihre Erzeugniffe und deren Abfag, in 
Bezug auf alle ihre Verfehrö-Verhältniffe, und die Schwierigkeiten 
und Kojten, welche mit hohen Zöllen für die Regierung und das 
Land verknüpft find, die jebigen Abgaben bei weiten zu hoch 
fiyen. Um dieſes darzuthun, und auf eine Weife darzuthun, die 
jeden Vorwurf der Parteilichfeit entfernen muß, wollen wir den 
Hauptvertheidiger des Gefeßes, und gewiß einen der beften Kenner 
deffelben, den fhon mehr angeführten Berichterflatter im Alto- 
naiſchen Mercur, felbft reden laffen. Er fagt unter Anderm: 
„Wenn Seidenwaaren von 250 Rbthlr. per Gentner im Entwurfe 
auf 30 Rbthlr. heruntergefegt worden find, fo mag man hiebei 
von der Schwierigkeit, die Einfcpleichung fo werthvoller Artikel bei 
hohen Zolifägen zu verhindern , geleitet worden feyn. Allein es 
nimmt fich dabei der Sat von 33 Rbthlr. 32 Rofch. fir gewiffe 
Wollenwaaren (Tuch, Halbtuch ꝛc.) doch etwas wunderlich aus, 
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und wenn man an einer energifchen Gontrofle in bem Grade ver- 
zweifelte, daß man ben für einen Artikel urfprünglich beabfichtigten 
Zol um mehr ald 3 feines Betrages ſchließlich ermäßigt, fo ſcheint 
bamit nicht zu harmoniren, daß ein Boll von 2 Ed). Cour. per 
Pfund raffinirten Buder für erigibel gehalten wird, Die Finanzen 
werben feinen Bortheil davon haben, und die inländifchen Zuder- 
Raffinadeure auch nicht, und letztere beduͤrften übrigens eines fo 
hohen Schutzzolles nicht einmal, auch wenn er exigibel waͤre, da 
fie für den weſtindiſchen Rohzucker nur 1 Rbthlr. 64 Rbſch. per 
Gentner (für andern 2 Rbthlr. 60 Roſch.) erlegen follen. Glaubt 
man aber wirklich 2 Sch. Zoll vom Zucker erlangen zu können, 
fo ift fein Grund, mit ca. 3 Sch. Cour. (2 Rbih.) für Kaffees 
bohnen (wie bisher) vorlieb zu nehmen. Uns ift nicht unbefannt 
wie viel größere Quantitäten Kaffeebohnen’ in den letzten Jahren, 
nady Herunterfehung des Zolled, zur Angabe gekommen find; dem⸗ 
ungeachtet dürfte 1 Sch. Gour. nicht zu hoch geweſen fepn, wenn 
die nunmehr zu organifirende Gränz » Controlle ;nur einigermaßen 
den Erwartungen entfpriht. Auch der Zoll auf Wein — 8Rbthlr. 
per Orhoft — erfiheint auffallend niedrig, und hätte wenigftens 
auf dem bißherigen Anfage von 12 Rbthlr. gelaffen werden können, 
der bei einiger Gontrolle fhwerlid ein Motiv zur heimlichen Ein« 
fuhr abgeben kann. Ein fo niedriger Zoll für Wein, wie ber jest 
in den Zarif aufgenommene, hat fhon dad gegen fich, daß ed den 
Schein gewinnt, ald ob tie Wohlhabenderen, die den Wein trinken, 
begünftigt werden follen gegen die Maffe ded Volkes, die für Are 
titel von dringenderem Beduͤrfniſſe verhältnißmäßig mehr zahlen 
müffen.” Alt, Mercur vom 15. Aug.) Hiemit vergleiche man 
. nur noch eine ber vielen Stellen Über die jetzigen Wirkungen bed 
Zolles. In Neo. 143 (vom 15. Aug.) ebendaf. hebt der Beridht- 
erftatter ed ald einen mefentlichen Vorzug heraus, daß auch bei 
den Maaren, welche bisher nach bem Werthe verzollt werden, das 
Gewicht ald Verzollungsmaapftab eintreten folle, obgleich er an einer 
andern Stelle einräumt, daß hierzu beffere Wäge-Einrichtungen, als 
bisher im Gebiete zu finden, nothwendig feyen. Bei jener Gelegenheit 
fagt er: „Die Commercirenden find dabei ber Willkuͤhr der Zollbeamten 
ausgeſetzt geweſen, und wer kennt nicht die Klagen, daß bei der 
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jetzigen Verzollung, namentlid von Efllenwaaren, ein Kaufmann 
gegen feinen Rivalen an einem und bemfelben Orte, und ber 
Handelsſtand eines Drted gegen ben eines andern benachtheiligt 
ſey?“ — „Dadurch ift wohl aud) die Frage, bei welcher Zollſtaͤtte 
man am vortheilhafteften verzolle, Gegenſtand der Speculation ges 
worden. War die eigene zu firenge und gewiffenhaft, fo rentirte 
es fi, die Waaren bei einer benachbarten einzumelden und von 
da als verzollte mit Paffirzetteln nad) feinem Wohnorte fommen 
zu laffen. Diefe Eoncurrenz in der Wohlfeilheit der Berzollung 
mußte am Ende auch die gewiflenhafteren Zollſtaͤtten zur Nach- 
folge bewegen, weil fie fonft bie ihnen gebührenden Sporteln 
verloren, ohne dem Uebel feuern zu koͤnnen.“ — Wir ent» 
halten und natlırlid eines jeden Gommentard hierzu; nur bie 
Frage zu flellen fey erlaubt: was leichter, was vortheilhafter und 
einträglicher feyn wird, ſolche Gewohnheiten durdy vermehrte Auf⸗ 
fiht und firenge Strafen zu bekämpfen, während der Reiz dazu 
fortbefteht oder erhöht wird, ober durch Aufhebung biefed Reizes 
jenen Gewohnheiten von ſelbſt ein Ende zu machen? 

Auch auf das Eine koͤnnen wir nicht unterlaſſen noch hin⸗ 
zuweiſen. Die neue Zoll⸗Verordnung verheißt in ihrem Eingange 
im Weſentlichen: es ſolle durch fie die Zollgraͤnze an die Landes⸗ 
graͤnze verlegt, es ſolle Gleichmaͤßigkeit in der Zollbeſteuerung herbei⸗ 
gefuͤhrt, und Erleichterung des Binnenverkehrs begruͤndet werden. 
Die Zollgraͤnze wird nicht gleichbedeutend mit der Landesgraͤnze, 
denn nicht nur ſind Altona und Wandsbeck von jener ausgeſchloſſen, 
ſondern auch das Herzogthum Lauenburg hat, kraft der beſonderen 
Verträge, unter welchen es unter K. daͤniſche Botmaͤßigkeit ges 
kommen iſt, nicht hineingezogen werden koͤnnen, und nicht nur ſind 
deſſen Bewohner in ihrem Landverkehr mit Hamburg dem hol⸗ 
ſteiniſchen Tranſit ⸗Zoll unterworfen, ba bei Schiffbeck und Sande 
holfteinifchg Ein- und Ausgangs ⸗Zollſtaͤtten auf der lauenburgiſchen 
Chauſſee angelegt werden ſollen, ſondern felbft ber Gränzverfehr 
zwifchen den flormarnfcpen und lauenburgif—hen-Aemtern wird in 
Zufunft nicht mehr frei, vielmehr dem bolfteinifchen Ein» und Aus⸗ 
fuhrzolf unterworfen ſeyn. Dabei bleibt eine andere Bollgränge 
zwifchen Iütland und Echleöwig, weil eine große Anzahl von 


Waaren in beiden Randestheilen werfchiebenen Zollſaͤtzen auch ferner 
unterliegt, und diefelben nur dann gegen Nachlegung des Differenz: 
zolles in dad Königreih eingehen können, wenn fie erweislich 
in den Herzogthümern verzollt worden find, Dazu fommt die mit 
diefer Einrichtung anerkannte Nothwendigfeit, daß alle Binnenftädte 
und felbft die Fleden mit wenigen Ausnahmen mit Bollftätten 
verfehen feyn müffen, deren jede dad Recht der Gontrolle auch Über 
die [bon eingeführten Waaren ausüben kann, weil die Einrichtung 
eines Gränzzoll-Diftrictd bei der eigenthümlichen Befchaffenheit der 
Gränzen unthunlich erfhien: und nun bringe man alle diefe Ans 
ftalten auf ein Gebiet, welches für tie Herzogthümer Schleewig 
und Holftein 300] |Meilen groß ift, und wovon ein bedeutender 
Theil (Dithmarfchen und die adligen Güter) vollfommener Zollfrei— 
heit bisher genoffen hat, die er auch fir die Zufunft nur gegen 
genügende Entſchaͤdigung aufgeben will! 

Nicht anmaßend darf das Gefagte in Bezug auf ein Geſetz 
erfcheinen, das im Inlande ber freimüthigften Erörterung unter— 
legen hat, wenn der Ausländer, der ed erörtert, fein Vaterland in 
wefentlihen Intereffen eben fo unmittelbar, wie jenen Staat, da— 
durch betroffen fieht. Aber auch nicht ungehörig Jin Bezug auf 
die fogleich zu erörternde Frage: wiefern durch das neue Geſetz 
Beſitz und Rechte, welche biöher für den eigenen und einen eng 
verbündeten ‚Staat beftanden haben, einfeitig aufgehoben werben: 
wir meinen ben freien Durdfuhrhandel von Hamburg nach Luͤbeck, 
und von diefer nach jener Stadt. Abgeſehen von dem birecten 
Intereſſe, welches Hamburg an der Art der dänifchen oder holſtei— 
nifhen ingangszölle, wegen feiner Enclaven im bolfteinifchen 
Gebiete hat, weil die Durhgangszölle nach denfelben unter Um— 
fländen auf die Höhe der Eingangszölle gebracht werden können (Beil. 
zur Berorbn, Lit. C sub 2), ganz abgefehen hiervon fagen wir, 
liegt ed in der Natur der Sadhe, und wird Niemand es ver- 
fennen, daß, wenn ein Gefeg entfchieden zwedmäßig an fih und 
heilbringend für die zunaͤchſt Betheiligten it, die entfernter Ste— 
henden felbft da, wo das firenge Recht ihnen zur Seite fteht, ſchon 
um ihrer felbft willen auf die durchgreifende Geltendmachung 
deffelben nicht beftchen dürfen, weil Nichts verkehrten ift, und 
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Nichts entſchiedener ſich raͤcht, als den eigenen Vortheil im Scha- 
den des Andern zu ſuchen. Eben deshalb aber hoffen und ver— 
trauen wir auch), daß, wenn dieſes nicht burchgreifend der Fall, 
fondern wir nachgewiefen haben, wie die Zoll» Anfäge ded neuen 
daͤniſchen Geſetzes, ohne Nachtheil für die eigne Staatäfaffe, und 
zum entfchiedenen Vortheil für den Gefammt-Berkehr, bedeutenden 
Modificationen unterliegen dürften, dieſes eine Audgleichung der 
eigentlich freitigen Frage binfichtlih des freien Durdfuhrhandels 
durch gegenfeitige Zugeftändniffe weſentlich erleichtern werde. 
Käme bei Erörterung der Frage ber den Zranfito-Zoll, welchen 
das befprodhene neue Beje der Handelöftraße zwifchen Hamburg 
umd Luͤbeck auferlegt, lediglich die national=Öfonomifche Seite in 
Betracht, fo würden wir und darauf befchränfen, auf eine kleine 
finnreiche Zeichnung hinzumeifen, welche vor einiger Zeit in Kiel 
erfhienen if. In der Mitte erhebt fih ein Wegweiſer, vermutb- 
(ich vor einem Hamburger Thore, mit Einem Arme nah Kiel, 
mit dem Andern nach Luͤbeck hinweifend. In letzterer Richtung 
zieht eine Reihe von Frachtwagen dahin, obgleich die Mäder bis 
an die Are in den Sand verfinfen, *) während in erfierer man 
eine vortrefflihe Chauffee erblidt, aber verödet, und nur mit 
Schlagbaͤumen befegt, Auf dem Arne aber, der hier hinmeifet, 
figt ein Bürfchchen, im Begriffe, mit einer großen Eäge ihn zu 
amputiren, und biefe Säge trägt den Namen Zranfito-Zoll.— 
Zwar haben wir vernommen, «8 berrfche in Kiel jebt große Freude 
über die erwähnte Ausdehnung diefed Zolled auch auf die andere 
Straße. Indeſſen Fönnen wir dad doch nur dann glauben, wenn 
biwiefen wird, daß bderfelbe immer in doppelter Eigenſchaft wirfe, 
wie eine Mafchine, die, während fie auf der einen Eeite niebder- 
drüdt, auf der andern wieder emporhebt, und daß, indem ber 
Drud jegt nach dem Luͤbecker Wege verlegt, der Verkehr von bort 
nad) dem Kieler hinüber gehoben werde, Bleibt dagegen der Drud 
nad allen Seiten derfelbe, fo koͤnnte es fich zwar ereignen, daß 


*) Man vergleihe u, U. Kieler Eorrefponbenz:Blatt vom 15.Septor, , 
db. 3. p- 341, wo freilich der balsbrechende Buftand der fog. Randftraße 
durch die vielen Frachtfuhren erflärt wird! 
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auch gleiche Veroͤdung überall einträte, aber pon einem Empor⸗ 
heben des Einen auf Koften des Andern möchte ſchwerlich die 
Rede feyn. Die Handelöftraße zwifhen Hamburg und Kübel ift 
eine ber Alteften und wichtigſten Deutfchlands; fie durchichneitet 
den Iſthmus, welcher in Deutfchland die Morde von der Oſtſee 
trennt, auf der Eürzeften und vortheilhafteften Strede, von dem 
Punkte, zu welchem die anfchwellende Fluth die Schiffe aus dem 
MWeltmeere bie Elbe hinaufträgt, bis zu dem, wo zunaͤchſt die Trave 
ber Dftfee einen fichern Hafen bietet. Der Bedeutung dieſer 
Punkte verdanken Kübel und Hamburg ihre Entſtehung; der Art, 
wie fie ihre Lage benust haben, verdanken fie ihre eigene Bedeu⸗ 
tung, und deshalb find fie auch, wie wir weiter unten zeigen wer⸗ 
den, in ihrem gegenfeitigen freien Verkehr von Kaifer und Reich 
befländig gefhübt worden. Zwar haben mahcherlei politifche Ver⸗ 
hältniffe in neuerer Zeit dem Handel Luͤbecks, das einft fo hoch 
unter ben beutfchen Städten hervorragte, und auch, wo es auf 
innere Züchtigkeit anfommt, von feinem Plate noch nicht gewichen 
ift, empfindlihen Abbruch gethan; dennoch ift derfelbe noch jet 
nichtö weniger ald unbedeutend zu nennen, Im Sahre 1837 
betrug der Werth aller in übe fowohl fee» als landwaͤrts einge« 
führten Waaren (umgerechnet dad bedeutende Quantum bed aus 
der Umgegend zugeführten Getraides und ber fonftigen Landes» 
erzeugniffe) nach zuverläffigen Angaben 42,800,000 Mark Court. 
oder beiläufig 17 Millionen Rthlr. preuß. Court.; von Hamburg 
nad Luͤbeck kamen, größtentheil® auf dem directen Landwege, im 
Jahre 1836: 19,967,138 Ib, im Jahre 1837: 24.455,805 Ib, 
unter welchen leßteren: 

Kaffee, Da Er re 4,000,000 Ib 

Roh⸗Zucker ©... +. 2,300,000 „ 

Kaffinirter do, . . « 3,300,000 „, 

Syrup 22... 0. + 1,800,000 „ 

Droguerie-Waaren . 800,000 . 

Faͤrbeholz » 2.0... 300,000 „ 

Zabad 2.2.2.0... 700,000 „ 

Kofinen und Korinthen 700,000 ,, 

Manufactur-Waaren 2,500,000 ,, 
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Galanterie-MWaaren . 1,000,000 Ib 

MetalleFabricate . + 800,000 „, 

Mafhinen „.... 400,000 „ 

Baumwolle 22 300,000 „ 
. uf m 

Bon Lübel nah Hamburg wurden, ebenfalls meift auf dem 
birecten Landwege, verfahren: 

Sm 3. 1836: 13,717,440 Ib 
Sm $. 1837: 13,722,560 ‚, 

Die Haupt⸗Artikel find ruſſiſchen oder ſchwediſchen Urfprungs, 
doch begreifen fie auch manche, Erzeugniffe der Umgegend, Es 
waren darunter: 

Eifen see... . . 1,300,000 Ib 
Kupfer und Meffing 300,000 „, 
Ude 220 000.0. . 1,600,000 „, 
Theer........ 1,500,000 „ 
Peh und Harz... 200,000 „ 
Oel.......-.. 1200,000 „ 
Leinſaat. ...... 800,000 „ 
Leinen „oo 200% 800,000 ,, 
ee 200,000 ,, 
ET 400,000 „ 
ee 600,000 ,; 
Butter ...... 600, „ 
Amidam 22... . 200,000 ,, 
Taback....... 200,000 „ 
1 400,000 ,, 
Lumpen 220... 550,000 „ 
Rauwel „oo... 200,000 7) 
u. ſ. w. 

Diefer Verkehr hat fich bis jegt bewegt, und bewegt ſich noch, 
frei von dem Drude einer Abgabe, wenn gleich wegen ber beifpiel- 
lofen Schlechtigkeit des Weges, fo weit er nicht über ſtaͤdtiſches 
Gebiet geht, etwas langſam. Mit dem 1. Januar künftigen Jah⸗ 
res fol diefe Abgaben-Freiheit aufhören, und auf die Durchfuhr 
durch holfteinifches Gebiet (circa 34 Meile) ein Zoll gelegt werben, 
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der fuͤr Waaren von Hamburg nach Luͤbeck 10 Sch. Court., für 
die von Luͤbeck nach Hamburg 5 Sch. Gourt. per 100 Ib Brutto 
beträgt. Wenn hinfichtlid der legteren auch, wie jetzt bei Wer: 
öffentlihung der betreffenden Zoll-Ortnung ſich zeigt, viele Aus— 
nahmen zu Gunften ruffifher Producte feftgefegt find *), fo ift 
doch auch hier, bei dem geringeren inneren Werthe der Waaren, 
ſelbſt diefe niedrigere Abgabe eine unverhältnigmäßig ſchwere, in— 
dem fie im beften Falle 2 pCt. auf den Preis der Waaren fchlägt, 
und felbft diefes nur bei wenigen Artikeln, wogegen bei den meiften an= 
deren fie viel bedeutender einwirkt. Nach angeftellten Berechnungen (ſ. 
die Tabelle im Anhang) werden z.B. ſchwediſches Stangen-Eifen, und 
medlenburgifcher und ruffiicher Zabad um 3 pGt. ; ruffifcher Anies, 
ſchwediſcher Alaun, und Matten um 4 pCt.; Lumpen um 6 pGt.; 
Knochen, um 103 pCt; Delfuhen um 11, fhmwedifche Bretter um 
13, Eichenborke und Braunroth um 16, gothländifher Kalt um 
29, und Kreide um 50 pCt. vertheuert, ungerechnet die 6 pGt. 
vom Zollbetrage, welcher für Bollgebühren außerdem zu entrichten 
ift. Eben fo fleigert, für den Waarenzug von der andern Seite 
ber, eine Abgabe von 10 Sch. Brutto die Preife bei den verfchies 
denen XArtifeln in folgendem Berhältniffe: 

Für Kaffee, rohe Havana-Zuder, Pfeffer oder Piment, holländis 

fhen Käfe, Lafrigenfaft und Weinftein um 2 pGt.; 
» Brafil-Zuder, Virginia⸗Taback, Kleeſaat und verzinnte Bleche 
um 24 p6t.; 

”» Sago und Zerpentin-Del um 25 pGt.; 

» Bleimweiß, Hopfen, Gaftanien, Ingwer und Gacao um 3 pCt.; 

„Thran um 34 pEt.; 

” Kofinen, Blei, Auftern 4 pCt; 

” Zink, Wein, Reid, Pflaumen, 44 pCt.; 

„Engliſches Steingut, 5 pCt.; 

" Syrup, Cichorien, Citronen, 53 pGt.; 

» Gement 6 p6t.; 


*) Hienach find frei vom Durdgangs: Zoll: Afche (Holz: und Pott:), Hanf, 
Hanf-Del, Hanf:-Saamen, Haufenblafen, Kedern, Flache, Lein:Saamen, Pech, 
Pferdehaare, Schweinsborften, Zalg, Tauwerk, Theer und Wache. 


Für Schwefel, 7 pCt.; 

v» Mineral»: Wuffer, 8 pCt.; 

„Heringe, Faͤrbeholz, Schmad, 10 pCt.; 
” Harz, 12 p6t.; 

Engliſches Vitriol, 14 pCt. 

Oker 20, Dachſchiefer 23, englifhes Salz 44 und Stein 

kohlen 80 pCt. 

Die Beitreibung dieſer Abgaben erfordert Zollſtaͤtten und Zoll⸗ 
Beamte, Zoll-Inſpectoren und Zoll-Gontroleure, Viſitationen und 
Nevifionen ; die nothiwendig dadurch herbeigeführten Beläfligungen 
und Verzögerungen rechne man zu den Wirkungen ber Abgabe 
an fi, und man wird abnehmen Eönnen, wie viele von den circa 
5000 Frachtladungen, welche nod im vorigen Jahre zwifchen 
Hamburg und Lübel gingen, kuͤnftig diefen Weg nehmen werben. 
Allerdings kann für einen Staat, wenn er eine Einrichtung für 
nothwendig und zwedmäßig erfannt hat, ber bloße Koftenpunft 
weniger in Betracht fommen; und fo wird die Krone Daͤnnemark 
die beabfihtigte neue Einrihtimg ihres Zollwefend, zu welchem 
namentlid ein eigened Gensd'armerie⸗Corps gehören fol, deshalb 
allein nicht aufgeben, weil die Intraden des Bolled deſſen Koften 
vielleicht nicht decken follten. Der inländifhe Handel wird ſich 
helfen wie er mag; der auswärtige und Durchfuhrhandel wird fich 
zufammenziehen, bis er neue Auswege gefunden hat. Während 
Napoleons Gontinentalfperre erhielten Kübel und Hamburg eng- 
liſche Manufacturen und Golonialwaaren über Archangel und 
Dveffa; zum Gluͤck bedarf ed, um die Verbindung zwifchen jenen 
beiden Städten zu erhalten, geſetzt die geradefte Straße follte und 
dürfte verfperrt werden, eines fo weiten Ummeges nicht. Schon 
ift es im Werf, durch hamburgifches Gebiet eine Eifenbahn von 
Hamburg nad) Bergedorf anzulegen, zumal Dännemarf, feit 
Bollendung der neuen preußifchen Chauffee, die Verbindung zwi⸗ 
fchen beiden Staͤdten mit einer ſchweren Abgabe belaftet hat, der 
felbft Spazierenfahrende untirworfen find, Bon Bergedorf aus 
fann man ganz durch dad Lauenburgiſche ohne Berührung des 
bolfteinifchen Gebietd nach Kübel fommen, und wenn aud) vielleicht 
auf diefem Ummege die höheren Frachtfoften die Erfparung am 
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300 bei einigen Waaren theilweife abforbiren werden, jo entgeht 
. man doch der größten aller Beläftigungen, der einer fortwährenden 
Zoll· Controlle. 

Was nun dieſe Zollfreiheit der Durchfuhr durchs Lauenburgi⸗ 
ſche betrifft, ſo iſt dieſe nicht nur durch Verbriefungen zwiſchen 
Regierung und Unterthanen, ſondern auch durch die Garantieen 
zweier anderer Bundesſtaaten, Hannovers und Preußens, geſichert. 
In dem Geflions- und Tauſch-Vertrage zwiſchen Preußen und 
Hannover vom 29. Mai 1815 heißt es: 

Art.IV. Sa Majeste le Roi du royaume uni de la Grande- 
Bretagne et d’Irlande, Roi d'Ilanovre, cede a S. M. le Roi 
CePrusse pour re possäle en toute propridt@ et souveraineté 
par lui ct ses successeursz 
I. La partie du duch& de Lauenbourg situce sur la tive 
droite de V’Elbe avec les villages Lunebourgcois situds sur 
la m&me rive; — — Les clats de la partie du Duche qui 
passe sous la domination Prussienne conserveront leurs droits 
et privileges et nommement ceux fondds sur le reces provincial 
du 15 Seqy.tbr. 1702 confirm& par S.M. le Roi de la Grande- 
Bretagne actucllement rögnant, en date du 21 Juin 1769. 


Bekanntlich hat Preußen ummittelbar darauf Lauenburg gegen 
Schwediſch-Pommern und Ruͤgen an Dännemark ausgetauſcht, 
welchem tie letztgenannten Provinzen für Die Abtretung Norwegens 
von Schweden übertragen waren. In dem deöfallfigen Bertrage 
vom 4, Suni 1815 heißt es: 

Art. III. S. M. le Roi de Prusse cède à perpetuite à 
S. M. le Roi de Danemarc le Duche de Lauenbourg, pour 
re possede par S. M. en toute souverainete, avcc ses droits, 
titres et Gmoluments tel que le dit Duche a été cẽdé A 8. M. 
Prussienne par l’art.IV. du trait@ conchu à Vienne le 29. Mai 
1815 entre Elle ct S. M. Britannique, Roi d’Ianovre — — 
Art. IV. S. M. le Roi de Dancemarc s’engage A se charger 
des obligations que S. M. le Roi de Prusse a contractees 
par rapport an Duch@ de Lauenbourg par les articles 4, 5 
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et 9 du Traité conclu le 29. Mai 1815 entre la Prusse et S. 
M. Britannique, Roi d’Hanovre etc. etc. *) 

Der erwähnte Artikel IX. jenes Zractatd handelt von der 
freien Etednisfahrt, welche namentli auch den K. hannoverfchen 
Unterihanen verbleiben fol.**) Was aber den erwähnten Landes⸗ 
Receß vom Jahre 1702 betrifft, fo wird darin, und zwar im 
Art. XVI. verheißen, daß nicht nur in der Größe, fondern aud) 
in der Art der Abgaben, Ritter» und Landfchaft bei ihren bisherigen 
Quoten und Anfchlägen und der Repartition derfelben gelaffen 
werben follen. Der Art. XIX. wiederholt dabei namentlich die 
in früheren Privilegien ausgefprochene Befreiung von Land⸗ und 
Waſſerzoͤllen für durchgehende Waaren, fih ausdruͤcklich auf die 
Heverfalen von 1620 beziehend, wo es im vierten $. heißt: „Be⸗ 
langend vorß Vierdte, bie wegen der Zölle angebrachte Beihwernus, 
ift unfer mwille, daß bie vom Zoll von denjenigen, daß fe zu ihrer 
Notturfft einkauffen, und durch unfer Land führen laffen. Item, 
waß fie von ihren eigenen Gewechfenen und eigenen Zuzucht vers 
Fauffen, und den Kauffleuten nicht gleich tradiren, fondern an einen 
gewiffen Ohrt zu liefern auf fih genommen, — an unfere Boll 
ftätten feinen Zoll entrichten” u. few. Endlich heißt ed im 
12ten S. ebendaſelbſt: „Letztlich und flrd Zwölffte, die vias regias 
oder Heerſtraße betreffend, wollen wir in der öffentlichen Heerftraße 
von Luͤbeck und Lüneburg laufend, Niemand wider Recht und 
Herkommen befhweren;” wie am Schluß des erwähnten 19ten 
Artifeld im Receß von 1702 gefagt wird, „ed folle unter ber 
Benennung von Brüden-, Damme oder Weggeld, oder tergleichen 
Namen, Fein neues onus aufgebürbet werden,“ *%#) 

Hierneben fommen noch die befonderen vertragsmäßigen Ver⸗ 
haltniffe des Herzogthums Lauenburg zu den Städten Lübef und 


*) ef. Martens: Supplement au rerueil des Traites de paix. Vul. VI. 
p. 316 et p. 31. 

*") lieber den jesigen Buftand der Stednisfahrt wirb es erlaubt feyn zu ver: 
weifen auf meine Hamburgifhe Monatsfhrift für Politik und 
Handel. 1854, Bd. II. p. 22 ꝛc. 

tel. Spangenberg: Sammlung hannoverfher Verordnungen. Thl. IV. 
Abth. 2, p. 217 u. 380, 
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Hamburg in Betracht. Die Kaiſer Friedrich I, und Friedrich IT, 
hatten den Luͤbecker Bürgern Zollfreigeit für ihre Durchſuhr durch 
das ganze Herzogtum Eachfen bewilligt; Iener in dem Priviles 
giun von 1188 *), Diefer in dem beiden Privilegien vom 3. 1226, 
deren eined dad vorerwaͤhnte beftätigt, dad andere aber noch aus— 
drüclich befichlt, daß die Rübeder dur das ganze Herzogthum 
Sahfen von der Auflage, welhe Ungelt genannt wird, verfchont 
bleiben follen. **) Ungelt kommt freilih in ten Urkunden .oft 
gleichbedeutend mit Zoll vor, gewöhnlich aber ſteht es neben dem 
Morte Zoll (theloneum), und bezeichnet dann ‚eine Durchgangs— 
Abgabe. Hierzu fommen die Beftätigungd-Urfunden der ſachſen— 
lauenburgifchen Herzöge ſelbſt, namentlich die des Herzogs Albert 
von den Jahren 1234 und 1241, in welcher letzteren ein ficheres Geleit 
für den zollfreien Waarenzug auf der Landſtraße von Lübe nad 
Hamburg, gegen Abgabe eined unbedeutenden Geleitögeldes (wels 
ches den Geleitenden vorfommenden Falles zum Schadenserſatz ver« 
pflichtete), verheißen wurde; und die Abtretungs=Acte der Stadt 
Möllen an übel im Jahre 1359, weldhe ausdruͤcklich geſchah: zur 
Erhaltung der Sicherheit im Lande und auf ver großen gemeinfchaft- 
lihen Heerſtraße (communis stratae regiac), derfelben Heer- 
firaße, deren der obenerwähnte Receß von 1620 erwähnt, 
zu welcher Zeit Möllen noh im Befis Luͤbecks war, das jene 
Stadt erft im Jahre 1683 gegen eine ftipulirte Ablöfungs- Summe 
herausgab. Endlich die Confoͤderations-Urkunde zwiſchen den Her 
zoͤgen Bernhard und Johann von Sachſen einer- und den Staͤdten 
Lübed, Hamburg und Lüneburg andererſeits (ein Of und Defenfiv- 
Zractat, gegen den Markgrafen von Brandenburg gerichtet) vom 
Sahre 1447, worin auödrüdlih von Jenen flipulirt wurde: „QWy 
fholen of de Senne, de deffe vorferevene Stede to water unde to 





*) — — ad hec, ut cum mercibus suis libere eant et redeant per 
totum ducatum Saxonie absque hansa et absque theloneo. 


**) Et quoniam Burgensibus predictis ab onmibus pravis et indebitia 
exactionibus de cetero volumus precauere, lirmiter prohibemus, ne 
per totum ducatum Saxonie illa exactio, que ungelt dieitur, 
tollatur seu exigatur ab eis, — Bezeichnend ift hier das Wort indebitis, 
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lande aff ter toe myt Jenigher hande ghudere vorfofen bowen 
eren wontlifen rechten, tolnen myt nynen nuwigheyden befmaren 
thoven ebder beſcheddighen noch fleden, dar wy dat weten, dat yd 
ſchee 7. *) — Außer diefen, zum Theil als gemeinfchaftlich gel- 
tend zu betrachtenden Urfunden hat Hamburg -einige befondere fir 
fi aufzuweifen. Ein Freibrief des Grafen Albert von Orlamünte 
und Holftein, am 24. December 1224 zu Hamburg auögeftelt **), 
beftätigt den Hamburgifchen Bürgern, auf deren Klagen wegen 
neuer Zollbeſchwerungen, die früher vom Herzog Heinrich (dem 
Löwen) ihnen ertheilten und vom Grafen Adolf bewilligten Boll- 
freipeiten, namentlih in Bezug auf dad Ungelt. (Praccipue 
volumus, ut ab exactione illa, que Ungelt dicitur, sint 
immunes). Ein Gleiches wird ihnen fir Lauenburg insbe— 
fonbere verwilligt in dem Freibriefe des Herzogs Albrecht von 
Sachſen vom Jahre 1252*%**), welcher fpätere Beftätigungen er- 
hielt in den Jahren 1274, 1276 und 1291. — Zwar fielen zu— 
weilen Verlegungen diefer Zugeftändniffe durd Errichtung einzelner 
Schlagbaͤume vor, bei welchen geringfügige Abgaben für beftimmte 
uhren ꝛc. erhoben wurden, was dann gewöhnlich zu Klagen und 
Unterhandlungen führte. Bedeutendere Eingriffe wurden abgeftellt, 
von Eleineren fah man ab, und nad der Mitte des 17ten Jahr: 
bunderts finden ſich Überhaupt Feine Zollbefchwerden gegen Sachſen⸗ 
Lauenburg wieder vor. Für wie rechtögültig die früheren 
Landesregierungen jene Verträge und Privilegien gehalten haben, 
geht aus dem Zuflande hervor, in weldhem in viefer Beziehung 
dad Land unter K. dänische Botmäßigkeit gefommen ift. 





*) Bouftändig abgedrudt bei Klefeker: Samml, Hamb. Gefege ꝛc. Th. IL. 
p- 697 ff. 

**) Jetzt zuerft im Abdruck begriffen, nach einer Abfchrift aus dem auf dem 
Hamburgifhen Archive aufbewahrten Pergament:Goder bed Liten Jahr: 
hunderts. 

2) — — bertatem, ut in Louenburch & in Yslinge (Zollenſpiker) de 
omni exactione,quae vulgariter Ungelt nuncupatw, onınium mer- 
cimoniorum suorum, quae vel traducendo vel redeunde, ad loca 
deduxerint nominata, semper sint libere absoluti. Lambecii Orig. 
Hamb. L. I. 
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Ja, und wenn man die Guͤltigkeit aller dieſer Vertraͤge be— 
ſtreiten wollte, und wenn dad Herzogthum Lauenburg ſelbſt darum 
anhalten follte, in einen Bollverband mit Schleswig und Holftein 
aufgenommen zu werben, ohne daß Hannover oder Preußen witer: 
ſprechen zu müffen glaubten, es würbe dad kaum eine neue Er: 
ſchwerung der erwähnten Verbindung zu Wege bringen. Lübed 
fteht, dem Vernehmen nach, im Begriff, fih mit Mecklenburg zu 
einer gemeinfchaftlichen Anlage einer Eifenbahn zu verbinden, welche 
von jener Etadt fomohl, als von den medlenburgifhen Hafen 
Wismar und Koftod nah Boigenburg führt. Da die Schwierig— 
keiten der Beſchiffung der Elbe erft oberhalb Boigenburg anfangen, 
fo würde die Einrichtung einer eigenen Dampfſchifffahrt zwifchen 
diefer Stadt und Hamburg fehr leicht zu bewerfftelligen feyn, wozu 
die ſchon befichente zwifhen Hamburg und Magdeburg als Anfang 
betrachtst werden fönnte, Aber auch die Fortführung der Hame 
burg-Bergetorfer Bahn durch die Vierlanden nad ber Elbe, und 
ihre Verbindung mit der Boikenburger mittelft eined boppelten 
Elb⸗Ueberganges, erfcheint al& ein eben fo nußbares, ald leicht zu 
bewerffielligendes Unternehmen, da für die Gonftituirung Luͤneburgs 
zu einem Mefplage, wie fir deſſen Handelöbedeutung im Alls 
gemeinen, ihm Nichts erwünfchter fiyn kann, als ſich den Haupt⸗ 
Verbindungsweg zwiſchen Nord- und Oſtſee gewiſſermaßen vor die 
Thore gebracht zu ſehen. Es wuͤrde mithin ſowohl die Erlaubniß 
K. hannoverſcher Regierung zu ſolchem Elb-Uebergange, zumal 
wenn die Bahn bis nach Luͤneburg ſelbſt fortgefuͤhrt wuͤrde, gewiß 
unſchwer zu erlangen ſeyn, als auch die groͤßeren Koſten durch die 
erhoͤhte Bedeutſamkeit des Verbindungsweges an ſich gedeckt werden 
wuͤrden. Dabei iſt auch nicht zu fuͤrchten, daß die K. hannoverſche 
Regierung dieſe Stelle mit einem neuen Zolle belegen werde. 
Auffallend hoch, wie der beſprochene Durchgangszoll, zumal fuͤr 
eine Wegeſtrecke von nur 34 Meilen erſcheint, erſcheint er es um 
fo mehr, wenn man das Verfahren anderer Regierungen in gleichen 
Faͤllen damit vergleicht. In den preußifchen Vereinsſtaaten, wo 
er nah Aufhebung aller Einzelnzölle für das Gebiet von ber 
Schweiz bis zur Oftfee auf 12 Ggr. beftimmt ift, ift er für eine 
Etrede von 5 Meilen (zwifhen Osnabruͤck und Hannover) auf 
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21 Sgf., und für eine Heinere Strede auf ber Straße von Osnabruͤck 
nach Bremen auf 14 Egr. herabgefegt. ine ähnliche Herabſ kung 
bat erin Baiernin ähnlichem Fall erfahren (aufrefp. 1Ound5fr.— 3} 
und13Sh.Bro.) Nah dem öfterreichifhen Zoll-Tarif werden nur 
3. Kr. Durchgangkzoll auf allen Etraßen, deren Durchzugslaͤnge 
zehn oͤſterreichiſche Meilen nicht üıberfchreitet, erhoben; wozu der . 5 
ausdruͤcklich noch bemerft, daß auf denjenigen Land» oder Waffer: 
firaßenzügen, in Anfehung deren wegen des Zranfits überhaupt, 
oder wegen des Tranſits gewiffer Artifel Staatsvertraͤge beſtehe, 
an ben Beftimmungen tiefer Verträge fi zu halten ift. — Davon, 
daß in dem neuen SHandelövertrage mis England tie Piorte din 
Waaren⸗Durchzug durch ihr Gebict völlig freigiebt, wollen wir hie: 
ganz abfehen. 

Indeſſen kann von ber Ergreifung aller Aushülfen — bie 
Anlegung der letzterwaͤhnten Wege für jeßt nur ald Aushilfe und 
nicht mit Bezug auf ihre Wichtigkeit an, fi betrachtet, — dich 
erft dann die Rete feyn, wenn der naͤchſte, gemwiffermaßen von 
der Natur angewiefene Weg wirflih abgeſchnitten werden follte. 
Wir haben bis jetzt verfucht, ein ſolches Vorhaben ald dem In— 
tereffe aller Betheiligten, als den Gruntfägen aͤchter Staats virth— 
ſchaft widerſprechend, darzuſtellen: es kommt aber noch eine Ha ipt> 
frage, die des Rechts, in Betracht. Auf die Bedeutung des 
Wortes Tranſit-Zoll in rechtlicher Beziehung brauchen mir 
hierbei nicht tiefer einzugehen; er iſt eine Abgabe, wie alle 
andern Abgaben, und wer uͤberhaupt das Recht hat, ſolche 
aufzuerlegen, der mag, wenn ſonſt Richts im Wege fieht, 
auch wohl zur Erhebung diefer befugt ſeyn. Im ken deutſchen 
Landen ift man abır von jcher, eben durch die vielfache Durch» 
Freuzung verfdiedener Gebiete, auf die Nothwendigfeit hingewieſen 
worden, die großen Heerfiragen frei von Abgaben zu erhalten, 
und deshalb hat ſich für die Aufrechthaltung diefer Zreiheit eine 
eigene Geſetzgebung gebiltet, die von dem Gruntfage ausging 
weldyen die Gioffe zum Sachſeuſpiegel (II. 27. 2.) alſo aus: 
drüdt: „Hieraus verficheft Du nun, dag Zoll und Geleit um 
der Nothdurft willen, und nicht aus Geiz auffommen find.’ — 
Nicht nur auf allen Reichsſtagen wurde diefer Grundſatz vielfach 


wieberholt ausgeſprochen und in Gefegen angewendet *), fonbern 
auch in Friebendverträge wurde er aufgenommen, namentlih in 
den weftphälifcpen Frieden, von dem noch Niemand geläugnet hat, 
daß er eine Haupt- Grundlage bed deutſchen Staatsrechts aus» 
mache. Auf dem weftphälifhen Friedens »Gongreffe hatte das 
ftädtifche Collegium darauf angetragen: „Daß bie von den be— 
nachbarten hohen Ständen den Städten zugefügte thätlihe und 
dem Eandfrieden zumiderlaufende Bebrängniß, felbfteigene Erhöhung 
ihrer Zölle, Ausfhlagen und andered Sperren der Commercien, 
Verlegung der Raiferlihen freien Landftraßen, Abſtrickung der 
Victualien ıc, abgeftellt werden möge; — und hatten fo in das 
Sriedend-Inftrument felbft (vom 14 Dctober 1648) den $. 1 des 
Art. IX. hineingebradht, in welchem es heißt: „Und weil cd im 
allgemeinen Intereffe liegt, daß nah nunmehr gefchloffenem Frie— 
den der Handel wieder aufblühe, darum ift man übereingefommen, 
daß alle zu deffen Nachtheil und allgemeiner Beſchwerung hier 
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2) Kaifer Friedrich II. auf dem Neichötage zu Mainz A, 1285: — — — 
„Darum verordnen Wir, daß alle Zölle, welche fowohl zu Waſſer als zu 
Lande feit dem Ableben Unferes Vaters, Kaifers Heinrich VI. fel. Ged., 
errichtet wurben, von wen und mo es auch gefcheben feyn mag, gänzlidy 
wieder abgethan werben, es fey denn, daß ber Inhaber vor dem Kaifer 
beweife, daß er folhen Zoll mit Recht befige. Gleichfalls verordnen Wir, 
daß alle Zoll: Erhöhungen follen entfernt und aufgehoben, und baß bie 
frühere Einrihtung wieder foll hergeftellt werben. Diejenigen, welche Zölle, 
fey ed nun zu Waffer ober zu Lande, inne haben, follen zur gehörigen 
Unterhaltung der Brüden und ber Straßen verpflichtet feyn. — Wir be: 
fehlen auch, daß alle Öffentliche Straßen als ſolche follen erhalten, und daß 
Niemand zurBefahrung irgend einer Straße fol gezwungen werden.” Vergl. 
bie treffliheBrofhüre: Das Zollwefen in Deutſchland geſchichtlich 
beleuchtet. Frankfurt a. M., 1832. (Auch unter dem Titel: Geſchichtliche 
Beleuchtungen des deutſchen Staatsrechts. 1.3ollwefen.) Dem 
zuletzt angeführten Sage könnte man fuͤglich den 8.55 der neuen ſchleswig— 
holſteiniſchen Zoll:Werordnung entgegenfegen, wonach bietandftraßen, welche 
zur Einfuhr fremder, fo wie zur Ausfuhr einheimifher zollpflichtiger Waaren 
und Produkte über die Landes: Zollgränze und zum Zranfit erlaubt find, 
Öffentlich befannt gemacht, und als folhe bezeichnet werben follen. — Die 
Bezeichnung dürfte bei den meiften auch in anderer Hinficht nicht überflüffig 
ſeyn, namentlich bri der Luͤbecker Landſtraße. 
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und ba im Reich bei Gelegenheit des Krieges neuerdings und 
eigenmächtig, wider entgegenftehende Rechte und Privilegien und ohne 

Genehmigung des Kaiferd und der Kurfürften eingeführte Weg⸗ 
Abgaben und Zölle, die daher entflandenen Repreſſalien und 
Arrefte, fammt den zugleich eingeführten fremden Päffen, Abgaben 
und Aufhaltungen, imgleichen das übermäßige Poftgeld, und alle 
andern bis dahin ungewöhnliche Laſten und Hinderniffe, wodurch 
Handel und Etifffahrt heruntergefommen find, gänzlich aufgehoben, 
und in allen Provinzen, Häfen und auf allen Flüffen die frühere 
Sicherheit und Jurisdiction, nebft dem alten Herfommen, wie 
ſolche feit vielen Rahren vor dieſem Kriege beftanden, wieder bers 
geſtellt und unverbrüchlich gehalten werden follen.” In faft allen 
fpäteren Sriedensfhlüffen zmwifchen Kaifer und Reich und auswaͤr⸗ 
tigen Mächten (mit Schweden zu Nimwegen, 1679; mit Frank⸗ 
reich zu Ryswick 1697, und zu Baden 1714; mit Spanien zu 
Wien, 1725) finden fih ausdruͤckliche Stipulationen, woburd den 
Bürgern der Reichs- und Hanfeftätte vollfte Sicherheit ded Hans 
delsverkehrs zu Wafler und zu Rande, fo wie der Genuß ber her= 
koͤmmlichen Nechte, Freiheiten, Privilegien und Vortheile, wie folche 
durch feierliche Verträge oder alte Gewohnheit erlangt worden, 
gefichert ift. Dazu kommt noch die Wahl-Gapitulation Kaiferd 
ran; II. vom Jahre 1792, welche im achten Artikel auf's Neue 
die Aufrechthaltung des Grundſatzes verheißt, Feine Beſchwerung 
der Handelöfiraßen durch neue Zölle zu dulden, namentlich nicht 
ohne die intereffirten benachbarten Kreife und Staͤnde gehört zu 
haben ($. 3), und im $. 16 fogar geflattet: “Es folle daneben 
einem jeden Kurfürften, Fürften und Stande erlaubt feyn, fich 
und tie Eeinigen folder Befchwerten felbft, fo gut er kann, zu 
erledigen und zu befreien.” — Diefer Iegtere Paragraph ift noch 
jest von praftifcher Bedeutung. Nach der factifhen Auflöfung 
des Meichöverbandes im Jahre 1806 hat zwar auch die Krone 
Daͤnnemark, durch das Patent vom 9. September deſſelben Jahrg, 
das Herzogtum Holftein für einen in jeder Beziehung völlig 
ungetrennten Theil der dem Königlichen Scepter untergebenen 
Monarchie, und ber alleinigen unbefchränften Botmäßigkeit des 
Königs für unterworfen erflärt, Allein Daͤnnemark ift für Hol— 
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flein freiwillig der Schluß » Acte des Wiener Congreſſes (8. Juni 
1815) beigetreten, fib mit den übrigen fouverainen Fürften und 
freien Städten Deutſchlands zu einem beftändigen Bunde vereini« 
gend, als deffen Zwed der zweite Artikel hinftelt: „Erhaltung der 
äußeren und inneren Sicherheit Deutſchlands, und der Unabhän» 
gigkeit und Unverlegbarfeit der einzelnen deutſchen Staaten.” 
Die BundedsActe felbft aber, welche jenem Vertrage einverleibt ift, 
enthält wiederum zwei Artikel, von denen der eine (Art. 19) lautet: 
„Die Bundeögtieder behalten fidy vor, bei der erften Bufammenfunft 
der Bunded-Berfammlung in Frankfurt, wegen des Hundeld und Ver- 
kehrs zwiſchen den verſchiedenen Buntesftaaten, fo wie wegen der 
Schifffahrt, nad Anleitung deraufdem Gongreffe zu Wien angenomme- 
nen Grundfäge, in Berathung zu treten;“ und ter andere (Art.11) 
— — „Die Bundedglieder machen ſich cbenfalld verbindlich, ein» 
ander unter Feinerlei Borwande zu befriegen, nod ihre Etreitig- 
feiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern fie bei der Bundes⸗Ver⸗ 
fammlung vorzubringen.“ — — Wenn nun nad ber früheren 
Keichöverfafjung die unmittelbaren Stände des Reichs das Recht 
der Eelbftyülfe gegen neue BZollbefhwerungen abfeiten ihrer Mit: 
ftände befefjen, und fie ſich dieſes Rechtes bei Eingehung des 
neuen Bunde?-Vertrages begeben haben, fo ift wohl klar, daß fie 
dabei nur durch allfeitige Zufiherung einer gemeinfchaftliden Re— 
gulirung des Zollweſens, und der unverlegten Erhaltung ihrer 
Gerechtfame, geleitet worden find, 

Fragt man nun nad der rechtlichen Anwendung des bisher 
Gefagten auf die Verhältniffe der Krone Dännemark zu den 
freien Städten Luͤbeck und Hamburg, fo zeigt ſich zuerft, daß das 
neue Zollgefeg für die Herzogthuͤmer Schleswig. und Holftein jene 
Verhältniffe zum Nachtheile diefer Städte veraͤñdert, indem e3 bie 
bisher zollfreie Handelsftraße zwifchen denfelben mit einem Durch⸗ 
fuhrzoll von refp. 10 und 5 Schillingen per 100 Ib Brutto, be⸗ 
laftet. Die Thalſache an ſich ift fo wenig zu laͤugnen, ald nicht 
nur biefe Etraße noch in dieſem Augenblide frei it, wie fie es 
feit Jahrhunderten gewefen, fondern aud noch bis zu Ende dieſes 
Jahres (1538) es bleiben foll. Hätten die deutfchen Bundesftaaten 
ſich nicht einem höheren Gefege unterworfen, fo würde der allge: 
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mein voͤlkerrechtliche Zufland unter ihnen eintreten. Aehnlich war, 
wie erwähnt, bei Verletzung beftchender Zoll» Gefite der rechtliche 
Zufland im deutſchen Reichs-Verbande; neben den Debortatorien 
und Mandaten des NeichSoberhauptis war einem jeden Reichs— 
Etande, der durch Zollverfigungen feines Mitſtandes befchwert 
wurbe, vorläufige Sclbflhülfe erlaubt. *) Durch die Bundes-⸗Acte 
ift dem nunmehr ein Ende gemacht, und wollten Bunbesflaaten, 
welche bei der Erhaltung eines Status quo intereffirt wären, die— 
fen mit Gewalt aufrecht zu halten verfuchen, fo würden fie fofort 
den deutſchen Bund einfchreiten zu fehen gemärtigen müffen. 
Diefed Einfchreiten würde aber dann gewiß nad beiten Seiten 
gefchehen, und nicht nur die gewaltfame Erhaltung des Beſitz⸗ 
ftandes, fondern auch die beabfichtigte Aenderung deffelben bis zu 
ausgetragener Sache verhindern; denn diefe Aenderung würde im 
beften Falle doch aud eine Selbſthuͤlfe feyn, und jeder Selbfiyülfe 
haben die Mitglieder des deutichen Bundes ſich gegeneinander bes 
geben. Das enthalten nicht nur die ſchon angezogenen Artikel 
der Schluß-Acte des Miener Gongreffed und ter Bundes-Acte, 
fondern Tas fpricht namentlih der Art. XIX. der Wiener Schluß» 
Ace vom 15. Mai 1820 auf, des Mortlauted: „Wenn zwifchen 
Bundesgliedern Thaͤtlichkeiten zu beforgen, ober wirflih aus« 


) Bei Gelegenbeit folder Differenzen wegen bes Gluͤckſtaͤdter Zolles im Jahre 

1630, die 1643 durch Vergleich beendigt wurden, erzählt Stelzner (Ver: 
ſuch einer zuverläffigen Nachricht von dem kirchlichen und politiihen Zu: 
ftande der Stadt Hamburg, Band IL, p. 505.): „Der alte chrlide und 
rechtſchaffene Minifter, Hr. v. Rantzau, that bei dieſem Vergleide gar viel, 
Er ftrllete Ihro Königl. Maj. vernünfftig vor, wie, bag Ihro Koͤnigl. 
Maj. weit beffer thäten, wann ſie die Stadt Hamburg fuchten zu erhalten, 
als wann fie foldhe zu Grunde richten wollten. Der Nusen bes erftern 
wäre vor dero Unterthanen überaus groß, Diefe hätten ihren Kandel und 
Wandel mit der Stadt, und Eönnten ihre Victualien allda auf das theuerfte 
verkaufen. Stieße folhen eine Noth an, fo fünden fie allezeit Gelb in 
Hamburg. Bliebe die Stadt in Rube in ihrem Landel und Wandel, fo 
bötten ihre Nachbaren guten Nutzen von folder. Wäre aber diefer gehemmt 
fo hätten auch diefe nichts. Die Stadt würbe auch fodann mehrere De: 
votion vor Ihro Majeftät hegen. — Solche BVBorftellungen nabm Ihro 
Könige. Majeftät überaus gneͤdig auf; weil fie wohl — daß ſolche 
aus cinem redlichen Herzen geſprochen wurden.“ 
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geuͤbt worden find, fo iſt die Bundes-Verſammlung berufen, vor— 
laͤufige Maaßregeln zu ergreifen, wodurch jeder Selbſthuͤlſe vorge— 
beugt und der bereits unternommenen Einhalt gethan werde. Zu 
dem Ende hat ſie vor Allem fuͤr Aufrechthaltung des Beſitzſtandes 
Sorge zu tragen.“ — Außerdem hieß es ſchon in der proviſoriſchen 
Beſtimmung über die Competenz der Bundes-Verſammlung (feft- 
gefegt durch einen Beſchluß derfelben vom 12. Juni 1817) im 
$.4 sub6: „Streitigkeiten der deutfhen Bundesglieder unter fich 
find auf den Grund bed I1ten Artileld der Bundes=Acte, unge— 
zweifelt der Gompetenz der Bunded-Berfammlung unterworfen,“ #) 

Wie e ſich von felbft verfieht, wie es nach der ganzen focia= 
len und politifhen Stellung und Bedeutung ber genannten Städte 
nicht anders ſich verftehen darf, Fann ein. Gedanke an Selbſthuͤlfe 
von ihnen nicht gehegt werden, und fie haben es wahrlich nicht 
zu beflagen, daß auch die Verfuhung dazu ihnen fern liegt. Sie 
haben alfo fofort den geſetzlich vorgefchriebenen Weg eingefchlagen, 
hohen Bundedtag geziemend erfuchend, daß er bis zu außgetragener 
Sache den Befisftand aufrecht erhalten möge. Eben fo wird es 
fi von felbft verfiehen, daß ihnen diefes gefeßliche Verfahren nicht 
zum Nachtheil gereichen koͤnne. 

Wenn nun aber die Streitfrage zur bundesgerichtlihen Aus» 
tragung kommen follte, werben. die Städte genügende Gründe für 
tie Aufrechtpaltung des Beſitzſtandes vorzubringen im Stande 
feyn? und welches find diefelben? Wir glauben, eine Darlegung 
ber letzteren wird die Bejahung jener Frage hinlänglich recht= 
fertigen. 

Es ſtuͤtzen fi diefe Gründe auf erhaltene Privilegien und 
auf gegenfeitige Verträge, durch einen Zeitraum von nunmehr faft 
fiebengundert Zahren. Sie alle umſtaͤndlich herzuzählen, würde 
hier zu weit führen, und erfcheint fchon um deswillen minder 
nothwendig, weil, unferes Willens, nicht ihr Borhandenfeyn, fondern 
die Fortdauer ihrer Gültigkeit beftritten worden iſt. Ihre Ent- 
ſtehung verdanken fie auf ber einen Seite in der Regel der Be— 


*) Protocol der BR. von 1817, $. 225. 
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deutung, welche auf Erhaltung des Landfriedens im Allgemeinen 
gelegt wurde, wozu die Staͤdte beſonders kraͤftig mitwirkten, ja, 
durch ihr Streben ihn vornehmlich herbeifuͤhrten; auf der andern 
Seite, der Bedeutung, welche die Staͤdte auf die Erhaltung eines 
freien Verkehres unter ſich legten. Wie ſehr ihre Thaͤtigkeit in 
jener Beziehung in Anſpruch genommen wurde, geht unter Anderem 
aus den Vertraͤgen hervor, welche zwiſchen Luͤbeck und Hamburg 
im J. 1241 zur Ausrottung der Straßenraͤuber auf dem Wege 
zwiſchen der Oſt- und Nordſee, im J. 1305 zur Sicherung der 
Landſtraßen zwiſchen beiden Staͤdten zum Schutz aller Kaufleute 
(erneuert 1306), und im letzteren Jahre zur Zerflörung der 
Schloͤſſer Wohlsdorf, Ahrensfelde unt Travemünde, fo wie zur 
Berhinderung des Aufbaucs aller, der Handelsſtraße zwifchen der 
Dfifee und Elbe Schaden drohenden Befefligungen, geicloffen 
wurden. Wenn fie hiefür von den Landesherrn, deren Gebict fie 
alfo fäuberten, und die Möglichkeit eines friedlichen Gedeihens 
fiherten,, die Zufage erhalten haben, daß ihr, der Städte, gegen- 
“ feitiger Verkehr, — und zwar nicht nur für fich, fondern für den 
ganzen Kaufmannsftand , unbefchwert von Zöllen bleiben folle, fo 
fcheint wenigftens darin Fein Grund zu liegen, dieſe Zufage zu 
entziehen, daß jener friedliche Zuftand auf eine Weife gefichert 
worden ift, der ſolche Anjtrengungen ferner unnöthig macht. 

E3 wird für den Zweck dieſer Auseinanderfegung genügen, 
die wefentlichflen der Documente zu bezeichnen, durch weldye ent« 
weder den Lübedern oder den Hamburgern, oder beiden gemein- 
ſchaftlich, die zolfreie Benutzung der zwifchen ihnen liegenden 
Hantelöftraßen, ober richtiger, der zollfreie Durchzug mit ihren 
Maaren turh dad ganze zwilchenliegende Gebiet zugefihert ift. 
Wir waren fo glüdlih, tie erſten Aushaͤnge-Bogen eined neu bes 
forgten vortzefflihen Abdrucks aller dahin einfhlagenden Documente 
zu Geficht zu befommen, von denen viele hier zum erfion Male 
gedrudt erfcheinen, und können wir uns es nicht verfagen, außer 
ten früher angeführten, einige der entjcheidendflen Stellen hervor« 
zubeben, damit, wer künftig auch behaupten wollte, die ftädtifchen 
Anfprüche feyen aus dem Staube der Archive hervorgeholt, wenig« 
ſtens zugeben müffe, e8 habe diefer Staub die Klarheit des Zertes 
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nicht zu verdunkeln vermocht. Dabei darf nicht unterlaffen wer- 
den zu bemerken, daß der zollfreie Durchzug oft tie geringfte der 
ertheilten Bewilligungen war, und daß dieſe ſich in vielen Füllen 
auf vollfommene Zolbefreiung im ganzen Lande erftredten. Es 
find diefelben nun folgende: 

I. Freibrief des Kaifırd Friedrih 1. für die Statt 
Luͤbeck. 1188, Septbr. 19. 

II. Sreibrief tes Grafen Adolf II. von Holftein für 
Wirad von Boiceneburg und feine Mitbewohner der Statt 
Hamburg. Ohne Jahreszahl; wahrſcheinlich kurz vor 1190. 

III. Freibrief des Kaiferd Friedrih 1. für die Stadt 
Hamburg. 1189, Mai 7. 

IV. Anerkennung des Freibriefed Kaiferd Friedrich J. für 
die Stadt Hamburg durch den Grafen Adolf III. von Holflein 
und Schauenburg. 1190, Dechr. 24 ®), 

V. Sreibrief des Könige Waldemar Il. von Dännc- 
mark für die Etadt Luͤbeck. 1202, Novbr, 26 *#), 

Vi. Der oben angeführte Sreibrief ded Grafen Albert von 
Drlamünde und Holftein für die Stadt Hamburg. 1224, 
Dechr. 24, 

VII. Zeeibrief des Grafen Adolf IV. von Wagrien, Etor- 
marn, Holftein und Echauenburg für die Etadt Hamburg. 1225. 

VII. Freibrief des Kaiferd Friedrich II. für die Stadt 
Luͤbeck, wodurch der des Kaiferd Friedrich I. beftätigt wird. 1226, 
Mai, ; 

IN. Sreibrief des Kaiferd Friedrich II. für die Stadt 
Luͤbeck, wodurch derfeiben die Neichfreigeit erteilt wird. 1226, 
Juni. **6*) 


) — — ct in omni domini nostri distrietu libhertatem habeaut trans- 
eundi et redeundi de umni exactione ungeldi et ihelonei. 

**, Hat den oben ſchon angefügrten Freibrief Koifers Feedrich J. buhſtaͤblich 
aufgenon men. 

**°) Concedimus etiam Burgensihus supradietis, wi a nullo eorum apud 
Odislo theloneum exigutur.— — Et quosiam Burgensibus predictis 
ab omnibus praris et indebitis exactisonibus de celero rulumus pre- 
carere, firmiter jrohikemus ne per totum ducalam Suaxunie illa 
e.xuclio, que ungeli dicitur, tollatur sea enigatur ab eis. 


N. und XI. Zwei Freibriefe des Kaiferd Friedrich 11. 
für die Alt-Stadt und für die Neu-Stadt Hamburg. 1232, Mai. 

XI. Freibrief des Grafen Johann I. von Holftein und 
feiner Brüter für tie Etadt Hamburg. 1239, Aug. 16. 

XIII. Urkunde der Grafen Johann I. und Gerhard 1. 
von Holflein und Stormarn, wodürd fie der Stadt Luͤbeck bie 
Dörfer Krempelstorf und Padelügge, fo wie den Platz Alt-Luͤbeck 
kaͤuflich überlaffen, derfelben auch mehrere Rechte, namentlich tie 
Tranfit» Freiheit zu Oldesloe und durch ganz Holſtein für ewige 
Zeiten zugeftehen. 1247, Zebr. 22. *) 

XIV. Schutzbrief der Grafen Johann’T. und Gerhard I. 
von Holftein und Stormarn für die Kaufleute des deutfchen Reichs 
auf der Straße zwifhen Lübed und Hamburg und in ihrem gans 
zen Gebiete. 1253, Mai. 

XV. Sreibrief des Grafen Gerhard I. von Etormarn, 
Holftein und Schauenburg fir die Statt Hamburg, wodurch der— 
felbe den Zreibrief Kaiferd Friedrich T. anerkennt. 1254, Dec. 13. 

XVI. Freibrief deffelben für die Etatt Hamburg, wo» 
durch er das vom Grafen Adolf III. dem Wird von Boicemburg 
erteilte Privilegium beftätigt. 1264, Dec. 14. 

XV. Sreibrief ded Grafen Adolf V. von Holftein und 
Stormarn für die Stadt Hamburg, wodurch derfelbe den Freibrief 
des Kaiferd Friedrich I. anerkennt. 12880, März 13. 

XVII. Der Dominicaner und Minoriten zu Luͤbeck Vidi- 
mus eines Reſcriptes des römifhen Königs Albert, an. die Gra- 
fen Gerhard II., Johann I., Heinrich I. und Adolf IX. 
von Schauenburg, zum Schutze der Statt Luͤbeck. 1300, Jan. 19. 

XIX. Anerkennung der völligen Zolls Freiheit der Luͤbecker 
zu Hamburg, Oldesloe und im Übrigen Holftein, durch die Grafen 
Gerhard IT. und Heinrid I. von Holftein und Schauenburg, 
und die Grafen Adolf V. und Sohann II. von Holftein und 
Stormarn. 1302, Dec. 11. 





*) Primum est, quad hoc jus et libertatem damns Civitati Labicensi, 
ut ommes Lnbicenses per Odeslo et ubique per domininm nostrum 
Iransenntes, a qualibet exactione ct sulutione tlelonci perpetwis tem- 
poribus liberi ınancant et imınunes. 
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XX. Koͤnigs Chriſtian J. von Daͤnnemark Beſtaͤtigungs⸗ 
Urkunde der Privilegien der Luͤbecker in Schleswig, Holſtein, 
Stormarn und Schauenburg. 1460. 

XXI. Deſſelben Beſtaͤtigungs-Urkunde zu Gunften Ham⸗ 
burgs, vom Jahre 1469. *) 

XXI. Sreibrief Kaiferd Friedrich III., wodurch er den 
Luͤbeckern völlige Boll» Freiheit innerhalb zwanzig Meilen um ihre 
Stadt verleiht. 1473. 

Die Bedeutung diefed Teßteren Privilegiumd gewinnt noch), 
wenn man damit den Umftand vergleicht, daß, derfelbe Kaifer, im 
folgenden Jahre, nach gefchehener Erhebung der Grafſchaft Holftein 
zu einem Herzogthume, in dem deöfallfigen Echnbriefe, dem neuen 
Herzoge keinesweges dad Necht zur Anlegung neuer Zölle, fondern 
ihm nur die beftehenden (thelonia solita) verleiht. Es half auch 
fpäter nichtd, daß die Krone Dännemark für Holftein, im Verein 
mit mehreren deutfhen Fürften, fih an des Neiches Oberhaupt, 
an den Kaifer Marimilian II., auf deſſen Wahltag im Sahre 
1562, mit dem Geſuche wendeten, in ihren Landen neue Zölle 
anlegen zu duͤrfen. ie erhielten einen abfchlägigen Beſcheid; 
einerfeitd „weil mit folben Zolls Begnadigungen vaft alles, was 
zu menſchlicher Bnterhaltung die Notturft erfordert, fo ohnedaß in 
einem hohen Werde auffgewachfen, weiter ohne Zweifel erfteigert 
werden müßte, dadurch bie Wunderthanen und einmohner ber - 
deutfhen Nation zum höchften beleftiget und außgefchepft, und 
nicht allein fie, fondern auch die Stende gemeinli zu großem 
Schaden gebracht; — — — damit aber die deutfche Nation in 
vberleftige, vntreglihe immerwehrende tewerung geftellet, vnd 
ontergang des gemeinen Nußend, vnd fen einwohnern zu vntreg— 
lihem und vnleidlichen nachteil, Darumb auch der gemeine Mann 
-feichtlid zu fernerem nacdenfen und vngebult bewegt werben 
möchte; — antererfeitd3 „weil fie (die fibrigen Stände und 
Städte) zum Zeil mit vnderſchiedlichen Tonderbarlichen 


* „Dat fein unfen Larde Schleswil, Holftein und Stormarn, 
ba fe Privilegien balven von older Bryheit ebrer five, Per: 
fonen und Guber tollenfrygh wefen [holen x, 
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Privilegien vnd Freiheiten von altershero der Zolle 
halben befreiet ſeyen“ Bid gegen bad Ende des 15ten 
oder Anfang des 16ten Jahrhunderts finden ſich überhaupt keine 
Nachrichten von ernftlihen Verſuchen, die folchergeftalt verliehenen 
Rechte zu verleßen ober zu beeinträchtigen; wie ficher dagegen bie 
Städte ſich im Beſitze derfelben hielten, darauf deutet folgender 
Umftand hin. Graf Abolf IV. befaß den Zoll zu Oldesloe nicht, 
welcher, vermuthlich feit den Kriegen feined Vaters Adolf III. mit 
Herzog Heinrich dem Löwen, in die Hände der Herren von Wol- 
fenbüttel gerathen war, Die Hamburger Fauften diefen den Zoll 
für 200 Mark töthigen Silberd ab, und verehrten ihn dem Grafen 
Wolf IV.; eine Freigebigkeit, zu der fie fich wohl fchwerlich ent- 
ſchloſſen haben wuͤrden, haͤtten ſie es fuͤr moͤglich gehalten, daß ſie 
oder ihre Nachkommen demſelben Zoll jemals wieder unterworfen 
werden koͤnnten. Allerdings hat es der Streitigkeiten uͤber dieſe 
Zollbefreiungen und der Verſuche der Landesherren ſich ihrer zu 
entledigen, viele und mancherlei gegeben, und haben Letztere, wenn 
fie wegen folder Eingriffe von Luͤbeck bei den hoͤchſten Reichs— 
Gerichten belangt wurden, nicht felten bie neuerrichteten Schlag» 
bäume lediglich fir Schubmittel gegen Holzdiebe und Etraßen- 
räuber erflärt; der Audgang folder Differenzen erhellt aus dem 
Fortbeftehen der erwähnten Befreiungen zur Genuͤge. 

Man könnte aber behaupten, und eine achtbare Stimme hat 
behauptet *), „daß mit dem Aufhören bed beutfchen Reiches auch 
der damalige Zuftand der Dinge aufgehört habe, und daß man 
aus einer Verfaffung Nichts beweifen könne, bie nicht länger be- 
ſtehe.“ Hiergegen wird es erlaubt feyn, zuerſt eine andere 
nicht minder gewichtige, und für die vorliegende Frage vielleicht 
competentere Stimme anzuführen, den Verfaſſer der oben er- 
wähnten gefchichtlihen Beleuchtung des deutfchen Staatörechts. Er 
fiellt die Frage auf (p. 83.): | 

„Ob nicht noch jest auf den Grund der alten Reichsver— 
faffung ein teutfcher Staat von dem andern ein durch neue Zölle 


*) Profeffor David zu Kopenhagen, im Faͤdrelandet vom 8/ Zrpt. tiefes 
Jahres. 
3 
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und, was dem gleich iſt, unbeſchwertes Recht der freien Durchfuhr 
verlangen koͤnne?“ und bemerkt dazu: 

„Durch die Niederlegung der teutfchen Reichskrone konnten 
doch allerhoͤchſtens diejenigen Rechte vacant werden, welche der 
Kaiſer ſelbſt beſaß, nur dieſe konnten daher auch den einzelnen 
Staaten zuwachſen. Dagegen blieben die Rechte der Staaten 
unter und gegen einander, wie fie früher waren. Auch der Rhein- 
bund fonnte daran Nichts Ändern, da er Überhaupt nur ein facti= 
ſches und Fein rechtliches Verhaͤltniß war, da er aufgelöfet ift, da 
ihm nicht alle teutfhe Staaten beigetreten find, da man fchon in 
Mien Feine Folgerungen daraus zuließ, da er endlich das hier 
fraglihe Verhaͤltniß Überhaupt gar nicht zu berühren fcheint., Es 
ift namlich nad) dem, was zu Anfang auseinandergefegt worden 
ift, Nichts gewiffer, als daf die großen Handelöftrafen zu Land, 
eben fo wie die Wafferftraßen, in Bezug auf den darin flatt- 
findenden Verkehr gar Feiner Zerritorial-Hoheit und Landesherrſchaft 
unterlagen. Sie waren ein Almend des Reichs, und nicht bloß 
der Kaifer hatte Rechte darauf, fondern auch jeder Reichsſtand 
und jeder einzelne Teutſche. Wenn man nun aud jedem Staate 
eine gänzliche Freiheit der innern Befteuerung zugeftehen will, 
fo ift doch nicht abzufehen, wie er diefe audy auf Fremde ausdehnen 
dürfe, die fih bei Benußung der Reichsſtraße zum Durchgehen 
lediglich ihres Rechtes bedienen, und allenfalld nur zur Entrihtung 
von MWegegeld und Geleit, welche beide nach ber entfprechenden 
Leiftung zu bemeffen find, angehalten werden koͤnnen.“ 

Es kann bhiergegen auch nicht als ein burchgreifendes 
Argument angeführt werben, daß ja fämmtliche Vereinsſtaa— 
ten fih über die Feſtſtellung eines Durchgangszolled, und 
zwar eines nicht unbedeutenden,, verglichen haben, Eines— 
theild darf man nicht unterlaffen, die großen VBortheile und Ers 
leihterungen dafür in Anfchlag zu bringen, welche den Handel—⸗ 
treibenden durch die Aufhebung aller Binnenzölle in einem fo 
weiten Gebiete erwachfen; wie denn auch die fehon angeführte 
Herabiegung des Durchgangszolls für Fleine Gebietöftreden, auf 
nicht mehr als die Controll-Koſten erfordern, beweifet, daß man 
von folhem Grunde bei Aufftelung des Durchgangszolls ausges 
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gangen iſt. Anderntheild aber kommt im concreten Falle noch 
Folgendes hinzu: Raͤumt man auch ein, daß im Älteften Zeiten 
die Grafen und Herzöge von Holftein und fpäter die Könige von 
Dännemark ald folhe, während der Dauer des Reichsverbandes 
in einem ganz andern Berhältniffe. zu ihren eigenen Ländern und 
zu den Stäbten Lübel und Hamburg geftanden haben, als jebt, 
da fie dad Oberhoheitörecht über jene befigen, fo ift doch Far, daß 
wenn fie in die Stelle des vormaligen Reih8-Oberhauptes für ein 
gewiffes Gebiet getreten, fie als deſſen Nachfolger auch an die von 
demfelben verliehenen Nechte und Privilegien gebunden find. Eolche 
Privilegien fanden den Vereinsſtaaten bei Einführung ihres Zoll⸗ 
tarifed nicht im Wege; folhe Privilegien find aber den Etädten 
Lübel und Hamburg nicht nur von Kaifer und Neich, ja, nicht 
nur von ben unmittelbaren Vorweſern der Krone Dännemark vor 
faft fiebenhundert Sahren verliehen, fie find nicht nur durch jenen 
ganzen Zeitraum bis zur legten Wahl-Gapitulation von 1792 aus- 
druͤcklich aufrecht erhalten und beftätigt worden, fondern fie bes 
fianden noch, als nad der Befreiung Deutfchlands von fremder 
Herrfhaft der Nepräfentant der größten deutſchen Macht erklärte: 
„Der Zweck der großen Alianz Europa’d, welche Befreiung von 
einem ſchimpflichen Joche beabfichtigt und pünftlih ausgeführt 
bat, ift in Anfehung Deutfchlands durch die allirten Mächte feier- 
ih und öffentlih ausgefprochen worden: Aufhebung des Rhein— 
bundes und Wieberherftellung der deutfchen Freiheit und Verfaffung 
unter gewiffen Mobificationen” *); ihr factifches MWiedereintreten 
wurde im Jahre 1814 abfeiten der K. bänifhen Regierung den 
Stnaten der freien Städte förmlich notificirt, wie ihre rechtliche 
Fortdauer, namentlich hinfichtlih der Privilegien Hamburgs für . 
die Eibfhifffahrt, und deffen fortdauernder Befreiung vom Stater 
Zoll, **), bei der fpäteren Negulirung derfelben anerkannt wurde, 
Welche rechtliche Gründe Fönnen jest, nachdem die neuen Staate- 
verhältniffe abermals ein Bierteljahrhundert beftanden haben, fuͤr 
ihre Aufhebung eingetreten feyn? 


”) Klüber’s Acten I. a. 108, 
") Privilegium Friedrih Barbaroffa’? d. A. 1189 
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Nicht nur auf Privilegien, wie geſagt, ſondern auch auf 
gegenfeitigen Vertraͤgen beruht die bisher für die große Handels— 
ftraße zwifchen Lübel und Hamburg beftehenbe und für die Zukunft 
in Anſpruch genommene Durchzugöfreiheit, und verweifen wir in 
diefer Beziehung vorläufig auf folgende Zractate, als vorzüglich 
die Aufrechthaltung der Boll-Gerechtfame bezwedend: 

1338: Vertrag zwifchen den Grafen Gerhard und Johann 
von Holftein mit den Städten Kübel und Hamburg. 

1343: Zwiſchen den Grafen Johann, Heinrih, Claus und 
Gerhard von Holftein mit denfelben Städten *). 

1506: Zwifdhen König Sohann von Dännemarf und ber 
Stadt Luͤbeck. 

1523, Febr. 5: Buͤndniß des Herzogd Friedrich von Schleswig, 
Helftein und Stormarn mit der Stadt Kübel für ewige Zeiten**), 

1534, Zuli 15: Zwiſchen Abgeorbneten des Herzogs Chriftian 
von Holftein und der Stadt Hamburg ***), 

1536: Vertrag zwifchen König Chriftian III. von Dänne- 
marf mit den Städten Luͤbeck, Roſtock, Stralfund und Widmer, 

1538: Vertrag nach Mifericordiad. Neue Beftätigung ab— 
feiten Königs Chriftian für fih und feine Brüder, Johann und 
Friedrich, Herzoge von Schleswig und Holftein, zu Gunften der 
Stadt Hamburg. 

1610: Reſcript ded Herzogs Johann Adolf von Schledwig- 
Holftein auf die Befchwerde der Hamburger wegen zu Farmfen 
und SHinfchenfelde angelegter Schlagbäume: „In Maaffen wir 





*) „Vortmehr be vorferevenen Stede unbe ere borghere unde ere helpere ſcolen 
bliven bi aller erer Vriheid, breven unbe rechtigheid, be fe vore hadben, 
bed fe mit bewifingen edder an befittinge. 

**) „Erſtlich fchall und wil unfer eyn bel — — den gemenen wandernden 
mynſchen und Boepmann up gewontliche tollene, wor eyn ider bes plidytich, 
paffirenn latenn“ — — 

*) „Erſtlich dath der Stadt Hamborch und Ingefetenen berfulven geholden 
und geconfirmert fcholen werden, ehre Privilegien, fo fe bebben in den 
Fürftenbomen Sleswigk, Holften und Stormern. Unnd be befreringe fo 
den van Hamborch an den tollen in gemelten Fürftendomen bavın chre 
privilegia upgeledht fon mach, ſchal afgedan und darmede na vermoge ehrer 
Privilegien hiernamald geholben werben,’ 
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dann Verordnungh gethan und nachmals den Unſrigen zu befehlen 
geneigt, daß ewere Buͤrgere fo wenig mit Zollen als Drinkgelde 
beleget werben ſollen; da Ihr auch diejenigen der Ewerigen nahm: 
fündig zu machen, von denen unfer Bollen abgefordert, wollen wir 
darumb mit Ernfte nachzufehen wiffen.’ 

Endlich der Receß vom 19. Januar 1752 zwifchen der groß- 
fürftlich holfteinifchen Regierung und ber Stabt Hamburg, und 
der Vergleich von Gottorp vom Jahre 1768 zwifchen dem hoch— 
fürftlihen Gefammthaufe Holftein und derſelben Stadt, auf welche 
wir weiter unten ausführlicher zurüdfommen werben. 

Sonderbar genug, follen indeffen gerade Berträge die Recht: 
fertigung der beabfichtigten Aufhebung derfelben darbieten: in Bezug 
auf Kübel, weil es fich erlaubt habe, Ketorfions » Maafregeln zu 
ergreifen, ald an dänifcher Seite den Berträgen zumiber gehandelt 
worden war, in Bezug auf Hamburg, weil ed gar zuerft die be» 
ftehenden Zractate über den Haufen geworfen haben fol. Es 
dürfte nicht ſchwer feyn, von beiderlei Vorwürfen fich zu reinigen, 
und fo die daraus hergeleiteten Folgerungen zu nichte zu macen. 

Mit der Retorfion abfeiten Luͤbecks verhält es fi alfo: Bald 
nach erlangter Beftätigung ihrer Privilegien abfeiten Königs Chri— 
ftian T. (ſ. oben) fchloffen die Städte Luͤbeck und Hamburg mit 
vemfelben Monarchen, ſammt den Bifhöfen von Schleswig und 
Luͤbeck und den ſchleswig-holſteiniſchen Ständen, zu Segeberg im 
Jahre 1470 ein Soncordat oder Zohopefate ab, eine Art Landfrie— 
den, worin fie fich zu gegenfeitigem Beiftande gegen Dritte und 
zur gütlichen Austragung ihrer Streitigfeiten- unter fich vereinbarten. 
In der darüber audgeftellten Urkunde heißt ed unter Anderem: 
„DE fcholen wy vorfchreven Chriftiern Foninge unfe erven unn 
nafomelinge, Bifhop, gemeine Nitterfhop unde Manfchop ber 
Stede Lübel unn Hamborh privilegia na erem Innholde by 
allem werde holden und holden helpen ere borger, Innwaner unn 
underfaten in ben genannten Landen unde gebeden, in eren 
rechtverdighen fafen truvelifen befchutten unde befchermen, unn 
nich fleden, tat fe an Lyve edder an gude befchediget wer- 
den, unn bejenne, de ere Stadt myt qweke edder myt anderen 
guderen befofen, be ere vyende nicht en fin, boven eren rechten 
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tollen nicht befchwaren edder befchedigen, noch fteben, bat fe befches 
diget werben, DE nynene nyen tollen tegen ere privilegia upftellen 
edder myt jenigherlei unplicht befchwaren edder befchwaren laten, 
Deß fo fcholen unn willen wy vorbenomebe van Luͤbecke unn 
Hambord de Ingefeten der vorfereven Lande gerne webberumme 
befchutten unde befhermen unde einen jewelifen belpen by rechte 
beholven unn nicht ſteden, dat fe von jemanden vorunrechtet wer⸗ 
ben. DE dergelifen Webderumme uppe eer guber neenen nyen 
tollen fetten.” Mag man nun mit Dreyer *) annehmen, ber 
ganze Vertrag fey mit Ablauf der drei Jahre, auf welche er urs 
fprünglich gefchloffen worden, erlofhen; ober mit GSeeftern 
Pauly,**) er habe fortbeftanden, weil er niemals gekündigt fey, 
fo ift fo viel doch Elar, daß er nur ein allgemeines Bünbniß, nicht 
aber die Regulirung von Zoll-Berhältniffen, und am wenigften die 
Ertheilung neuer Privilegien in biefer Beziehung zum Zweck gehabt 
habe. Auch wird deffelben bei allen Unterhandlungen, die in den 
nächften zweihundert Jahren über die vielfachen Zoll-Streitigkeiten 
gepflogen wurden, gar nicht erwähnt; namentlich nicht in - den 
Verhandlungen von 1651 bis 1653, wodurch die Städte nicht nur 
vollflommene Anerkennung ihrer Bollffreiheit auf der Straße durch 
Holftein im fürftlich holfteinifhen Antheil, fondern auch die Auf- 
hebung des Geleitsgeldes und der Durchſuchung der Waaren er- 
langt hatten. Nun ereignete es fih, daß im Sahre 1668 im 
königlichen Antheil Holſteins, zu welchem namentlich die Strafe 
zwiſchen Lübeh und Hamburg über Oldesloe gehörte, eine neue 
Boll=- Verordnung erfchien, woburd die Bürger diefer Städte mit 
Eingangs- wie mit Durchgangszoͤllen belegt wurden. Die Stäbte 
brachten fogleich ihre Beſchwerde bei dem Keichd- Oberhaupte an, 
worauf ſchon im nächften Jahre, noch vor erfolgter definitiver 
Entfheidung, die Durhgangs- Freiheit holfteinifher Seits 
wieder hergeſtellt wurde. Bei der MWiedererlangung dieſes für 
fie fo wefentlihen Rechtes haben die Städte fih damals beruhigt, 
und entzogen nur die Luͤbecker ihrerfeits ber holfteinifchen Nitterfchaft 
Einleitung zur Kenntnig Lübeder Verordnungen ©, 147, 


Note 6, - 
*) Beiträge zum Staats: und Privatredhte Holfleind, p. 182, 
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eine Zollbefreiung, deren biefelbe bort genoffen hatte, Auch das 
hatte anfänglich Feine weitere Folgen, vermuthlich, weil nicht fehr 
firenge darauf gehalten ſeyn mag. Als aber zu Anfange des 
achtzehnten Sahrhunderts die betreffende Verordnung aufs Neue 
eingefchärft wurde, da erhob die Kitterfchaft Beſchwerde bei ihrem 
Monarchen, fih auf die erwähnten Segeberger Concordate, die fie 
als verlegt darftellte, ftügend, und es erfolgten darauf weitläuftige 
Unterhandlungen, die nach vierzigjähriger Dauer die Sachen liefen 
wie fie fie gefunden. Wenn nun hienach von zweierlei Gerecht- 
famen, welche man den Städten nehmen wollte, diefe mit der 
Erhaltung der einen ſich begnügten, und bie andere aufgaben, 
nachdem fie fich in diefer Beziehung mit ihren Gegnern gleichzu— 
ſtellen gefucht hatten, fo gehört doch wahrlich eine eigenthuͤmliche 
Logif dazu, hieraus eine Befugniß, ihnen auch die andere zn neh— 
men, ableiten zu wollen. Der Verfaſſer eines Artikels im Kieler 
Gorrefpondenz= Blatt vom 12. Septbr. d. J., der eine Behaup- 
tung der Art ziemlich apodiktiſch vorträgt, flellt eine Aeußerung 
Dreyerd (a. a. D.): „es Fonnten bei Aufhebung der Zoll- Frei: 
beit der Kitterfchaft die befannten pacta Segebergensia d. anno 
1470 ver Stadt Lübel die Hände hierunter nicht binden;“ mit 
feiner eigenen Folgerung zufammen: „wir follten meinen, daß auch 
dem Herzogthum Holftein die Hände hierin nicht gebunden find.” 
Das ift aber mehr blendend als wahr; denn ter Gegeberger 
Vertrag hatte mit der Zollbefreiung der Landſtraße zwifchen Luͤbeck 
und Hamburg Nichts zu fihaffen, die auf ganz anderen Privilegien 
beruhete, und der Verfaſſer hätte eben fo gut behaupten fönnen: 
Menn A. dem B. ein Haus, und daneben eine Durchgangs— 
Gerechtigkeit nah C. giebt, und B. giebt ihm das Haus zuruͤck, 
behält fid) aber die Durdhgangs-Gerechtigkeit vor, fo habe A., fo- 
bald er nur zur Einficht Fomme— etwa nach zweihundert Jahren *) 
— aud die Befugniß diefe Durchgangs-Gerechtigkeit aufzuheben. 

Was nun die Berhältniffe mit Hamburg insbefondere betrifft, 
fo fey es erlaubt, der aus dem erwähnten Receß von 1752 ent- 
fpringenden, nur beiläufig zu erwähnen; deshalb nur beilänfig, weil 


) ©, daſſelbe Blatt. 
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fie fi nicht unmittelbar auf die vorliegende Frage beziehen, und 
weil fie auf einem Ummege zu befeitigen find. Der Receß felbft 
fest in den beiden betreffenden Artikeln Folgendes feft: 


Articulus 1}. 


„Zuvoͤrderſt wirb nicht nur vorjegt und —— der Ver⸗ 
pfaͤndungs-Jahre, ſondern auch nach deren Endſchaft und fuͤr be— 
ſtaͤndig feſtgeſetzet, daß von denen von oder nach Hamburg reiſenden, 
oder zwiſchen und ſpatzieren, fahrenden, weder fuͤr deren Gutſchen, 
Chaiſen, Cariolen, Stuhlwagen und ſonſtiges Fuhrwerk, wie es 
Namen haben mag, noch fuͤr ihre bei ſich habende Sachen an Zoll 
Schreib⸗ und Baumgeld bei Paſſirung der Zoll-Stäten zu Schiff⸗ 
bei und Sande dad Geringfte nicht folle gefordert werden,“ 


Art. WW. 


„Die Unterthanen des beiden Städten Lübed und — 
zukommenden Staͤdtchens Bergedorf und der dazu gehoͤrigen Vier— 
lande, auch die Unterthanen des Hamburgiſchen Billwaͤrders, bleiben 
reſpective nach dem Vergleich von 1607 und dem erweislichen 
Herkommen, wegen des zu ihrer Feuerung aus dem Hollſteiniſchen 
zu holenden Brennholzes von dem Zoll, Schreib- und Baumgelde 
voͤllig befreyet und haben ſich außerdem von ihrem eigenen Vieh— 
Zuzug, Getraide und Gewaͤchſe auch eigenen Fabriquen einer gleichen 
Freyheit fuͤr beſtaͤndig zu erfreuen.“ 

Wenn nun trotz dem, ſchon im Laufe dieſes Sommers (1838), 
unter dem Namen einer Extra-Poſt-Station auf geradem Wege 
nach Bergedorf eine unerhörte Abgabe auf alle Spabierenfahrende 
gelegt, und eine neue Zoll-Stätte zum Sande, dicht vor Bergedorf 
im Bau begriffen ift, fo bürfte hiefür Feine andere Erklärung als 
Die zu finden feyn: daß der ermähnte Receß fpäter im Gottorper 
Vertrage (Art. VI.) ausdrüdlich beftätigt worden ift, und daß 
dieſer legtere Vertrag jebt, wegen ber Ucbertretungen der Hamburger, 
nicht mehr gültig feyn fol. Zum Gtüd ift man im Stande 
Bergedorf von Hamburg aus auf Hamburger Gebiet zu erreichen, 
und wenn diefes aud die Anlage eined neuen Weges (vermuthlich 
einer Eifinbahn) nothwendig macht, fo möchte dies doch viel vor— 
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zuͤglicher erfcheinen, als ben erwähnten Verbrießlichkeiten ausgeſetzt 
bleiben. 

Was nun den Gottorper Vergleich felbft betrifft, *) fo hat 
man wohl behauptet, (namentlih auh David im Kaedrelanvdet 
a. a. D.): es fey durch benfelben erſt die Unabhaͤngigkeit Hamburgs 
von der Krone Dännemark anerfannt worden, und deßhalb um fo 
weniger anzunehmen, daß e3 die Abficht gemwefen fey, diefer Stadt 
befondere Vergünftigungen, ja, Begünftigungen vor den eigenen 
Unterthanen zu verleihen. Um hierauf zu antworten, wird es ge— 
nügen, neben dem zweiten Artifel, welcher die Zollfrage betrifft, 
auch den erften zu wiederholen, der folgendergeftalt lautet: 

„Zuvoͤrderſt laffen demnach die Allerdurchlauch tigſte 
mit der Stadt Hamburg tranſigirende Theile bei der 
am Kaiſerlichen Cammer-Gerichte zu Speyer ratione 
eremtionis ber Stadt Hamburg im Jahre 1618 am 6. Juni 
ausgefprohenenEndsllrthel ed lediglich beruhen, nehmen 
ſolche pro re judicata an, begeben fih ausdruͤcklich der in fo- 
thaner Urthel vorbehaltenen Sprüche und Forderungen, verfprechen 
liti et causae am Kaiferlichen Cammer- Gerichte förderfamft re— 
nunciiren zu laffen, erfennen auf das bimdigfte für Sich, Ihre 
Defcendenten, Erben und Nachfolger an der Regierung, die un— 
mittelbare Keichöftandfhaft der Stadt Hamburg, ihre **) Be— 
fugnig zum Sig und Stimme auf den Reichs-Taͤgen und Kreys— 
Zägen u. f. mw. ohne Ausnahme oder Vorbehalt, mithin die Stadt 
Hamburg ald einen mit folhem ihrem Gebiere von dem Herzog⸗ 
thum Holftein gänzlich) unterfchiedenen und unabhängigen Reichs— 
ftand, wollen Ihr auch hinkünftig in Gurialien, und auf fonftige 
Weiſe, alle Begegnung, fo wie anderen Reichs-Staͤdten in specie 
Lübel und Bremen widerfahren laſſen.“ ***) 


*) Gefchloffen ben 27. Mai 1768, ratiffcirt zu Hamburg ben 10, Nov, beffelben 
Jahres. Vollftändig abgebrudt bei Klefeder Samml. d. hamb. Geſetze 
und PVerfaffungen. Bd. IX, p. 870 ff. 

*5) NB. feit Jahrhunderten ausgeübte, 
***) Hiemit find bie Artikel XII. und XIV. zu vergleihen, wo bie Geld: 
Forderungen fich benannt finden, welche Hamburg dagegen aufgegeben hat, 
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Sodann Art, II.: „Alle und jede mit Ihro Königlichen 
Majeftät zu Daͤnnemark ıc. ıc. und Ihro Kaiferlihen Hoheit des 
Großfürften aller Reuffen glorwürdigften Vorfahren, abfeiten der 
Stadt Hamburg eingegangenen Pacta, Verträge oder Verabredun⸗ 
gen, welche etwad dem Inhalte des gegenwärtigen Vergleiches 
zumwiderlaufendes enthalten, werben eo ipso, und in Anfehung 
der diefem Vergleich entgegenftehenden Punkte, für aufgehoben 
und für null erklärt. Dahingegen aber auch alle Übrige, bie 
Immedietät der Etadt nicht berührende, Pacta, Verträge, Verab⸗ 
redungen, Begünftigungen und Gebräuche, welche entweder von 
den Königlihen oder Großfürftlihen Vorfahren mit der Stadt 
Hamburg eingegangen und hergebracht find, und in deren würf- 
tihen Befiß fi einer oder anderer Theil befindet, mit allen 
daraus fließenden beiderfeitigen Gerechtfamen unverändert beftehen, 
und zu aller Beit beibehalten, befonderd auch alle von beiden 
böchften Häufern zum Vortheile des Commercii, Handel und 
Wandels beiderfeitiger Unterthanen, und namentlich der Altonaer, 
bewürfte Verordnungen und getroffene Pacta, Verträge, Verabre— 
dungen und beftehende Gebräuche unverändert, und fo lange genau 
beobachtet werben follen, bi$ man über eins oder das andere, zum 
gemeinfchaftlichen Beften, fich anderd zu verabreden und zu ber 
einbaren im Etande feyn moͤgte.“ | 

Menn es nun auch wahr feyn Eönnte, daß bei einem gegen: 
feitigen Vertrage eine einfeitige Verletzung deffelben fofort deffen 
ganze Gültigkeit aufpöbe — eine Frage worüber wir und hier mit 
einigen Profefforen des Rechts, der Mebdicin ıc., die fih im Kieler 
Gorrefpondenzblatte dahin haben vernehmen Taffen, nicht in 
Streit begeben, fondern die Beantwortung dem eigenen Wiffen 
und Gewiffen der Erfteren überlaffen wollen; — wenn jene Be: 
hauptung nun auch im Allgemeinen wahr feyn Tünnte, fo weifet 
tod der Schlußfaß des eben angeführten Artifeld darauf hin, daß 
fir die vorliegenden VBerhältniffe eine künftige Negulirung immer 
gegenfeitiger Uebereintunft vorbehalten bleiben fol. Es würde 
auch wahrlih mit der Rechtsbeſtaͤndigkeit von Privat- wie von 
Staats-Vertraͤgen fehr ſchlimm beſtellt feyn, wenn eine jede Ver: 
letzung — was oft der bloßen Behauptung einer Verlegung gleich 
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kommt — deren gaͤnzliche Unguͤltigkeit verurſachte. Daß die An— 
ſicht der contrahirenden Parteien bei obigem Vertrage auch keines— 
weges dahin gegangen iſt, beweiſet der Umſtand zur Genuͤge, daß, 
als nach Wiederherſtellung der Freiheit Hamburgs im J. 1814 
hier eine neue Geſetzgebung fuͤr den Zoll und die Acciſe eingefuͤhrt 
wurde, welche man holſteiniſcher Seits fuͤr beſchwerend und 
dem Gottorper Tractate widerſprechend erklaͤrte, ſofort im J. 
1815 eine Con miſſion von beiden Seiten zufammentrat, um eine 
Ausgleihung herbeizuführen. Bei dem Intereffe, welches Ham- 
burg dabei hat, im ungeftörten friedlichen Verkehr, zumal mit 
feinen nähften Nachbarn zu bieiben, bei der Macht diefer Lebteren 
jeden Verfuch einer eigenmädtigen Störung aufs empfindlichſte zu 
befirafen, ift eine ‚Aggreffion abfeiten jener Stadt fihon an fich 
nicht fehr wahrfcheinlih; und wenn nad fünfjähriger Unterhand⸗ 
lung die erwähnte Gommiffion nichts MWefentliches änderte, fo ift 
entweder anzunehmen, daß fie nichts MWefentliches zu ändern vor: 
fand, oder daß man es vorzog, die auf beiden Seiten etwa einge- 
tretenen Berlegungen mit einander zu compenfiren, was doch 
ebenfalld feinen Grund zu neuen Uebertretungen, ober gar zu einer 
urplöglichen Ungültigfeitö-Erflärung des ganzen Tractats abgeben 
fann *). 

) Nicht unwichtig iſt es, in biefer Beziehung bie Anſicht eines ber aus— 
pezeichneteften dänifchen Rechtslehrer, feinen feurigen jugendliheren Gollegen 
argenüber, zu vernefmen. Bald, in feinem Handbuch des fchleswig: hol: 
fteinifchen Privatrechts, Bd. IL, p. 666, erzählt bie Sache folgendergeftalt : 
„Um mit den Hamburgifhen Behörden dieſe Angelegenheit zu reguliren, 

wurde gleich im 3. 1815 eine eigene Commiſſion ernannt, welde die Ver: 

- bandlungen bis zum Jahre 1820 fortfräte, ohne jedody zu irgend einem Re: 
futzate zu gelangen. Seitdem ruht die Sache. Da übrigens bie Stadt 
Hamburg fich in diefen Unterhandlungen bereit erftärt haf, den zur Zeit 
des Gottorfer Tractats ftattgefundenen rechtmäßigen Beſitzſtand der Königt, 
Unterthanen anzuerkennen, und falls derfelbe durch die feit 1768 in Ham: 
burg netroffenen Einrichtungen verändert feyn follte, wiederum herftellen 
zu laffen, dabei jedoch behauptet wurde, daß von Hamburger Seite dem 
Gottorfer Tractat auf Keine Weife entgegen gehandelt worden wäre, fu 
würde offenbar die Erledigung der Sache blos davon abhängen, daß von 
unferer Seite der rechtliche status quo zur Zeit des Gottorfer Vergleiche 
authentifch und überzeugend nachgewieſen würde.’ 
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Bei einer näheren Erörterung der gegen Hamburg erhobenen 
Beſchwerden, kann es zwar nicht ald ein Grund gegen biefelben 
gelten, daß fie hauptfächlich auf angebliche Beeintraͤchtigungen bes 
Altonaifhen Kaufmannsftandes gegründet find, während Altona 
außerhalb der daͤniſchen Zoll⸗Linie belegen, und in Handeld- und 
Zoll⸗Verhaͤltniſſen ded Königreiches dem Auslande gleichgeftellt ift. 
Wohl aber fönnte man verlangen, daß dann den Altonaern felbft 
eine Stimme eingeräumt würde, damit fie fich erklärten: ob ſie 
es vorziehen, daß der Gottorfer Vertrag fortbeftehe, oder daß ber= 
felbe für ungültig erklärt, und es den Hamburgern freigeftellt 
werde, alle VBorrechte, deren fie, die Altonaer, jest in Hamburg 
und beffen Hafen genießen, aufzuheben? Nah dem, was wir 
oben angebeutet haben, es habe die zur Regulirung der gegenfeitig 
erhobenen Anfprüche ausdruͤcklich niedergefeßte Commiſſion zu einem 
Reſultate nicht gelangen können, wird man und nicht zumuthen, 
in alle diefe Differenzen hier umftändlich. einzugehen. Soviel wir 
haben in Erfahrung bringen fönnen, war ein Hauptftreitpunft der, 
daß die Altonaer behaupteten, ein Recht der freien Durchfuhr mit 
ihren Waaren dur Hamburg zu befigen; und daß fie dieſes Recht 
fo wenig haben nachweiſen können, als ed ihnen Hamburgifcher 
Seits jemals zugeftanden iſt. Gefest nun, fie hätten ein Recht 
der Art gehabt; geſetzt, dieſes Recht, fo weit es zur Zeit des 
Gottorfer Tractats beftanden hat, beftände nicht noch, und Ham— 
burg Eönnte weder die Geringfügigfeit feined Ein- und Ausgang?- 
zolles, noch alle die Vortheile in Anfchlag bringen, die es feit der 
Zeit durch Bereinfahung und Herabfegung feiner Zölle auch den 
Altonaern gewährt hat, fo kann ed dagegen doch gewiß geltend 
machen, mad am 30. San. d. 3, ein Königl. dänifched General« 
Zollfammer» und Gommerz-Collegium zu Kopenhagen befannt ge= 
macht hat, und was, wohl zu merken, nicht nur für Altona, 
fondern für ganz Daͤnnemark gilt. Es lautet: 


„Mit Rüdfiht auf die nunmehr eingetretene. Eröffnung ber 
durch dad Amt Reinbek und dur dad Herzogthum Lauenburg 
führenden Abtheilung der Berlin-Hamburger Chauffee, wird hies 
tur Folgendes befannt gemacht: 
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1. „Alle Waaren⸗Transporte, welche auf der Achfe entweder aus 
den Königl. daͤniſchen Staaten durch die Stadt Hamburg, 
deren Gebiet und dad beiberftäbtifche Gebiet auf die genannte 
Chauffee geführt werden, haben, von wo fie auch herfommen 
mögen und welches auch ihre weitere Beftimmung feyn mag, 
auf der Wegeftrede vom Hamburgiſchen Dammthor über 
die Edplanade, die Lombardöbride, den Wal, durch das 
Steinthor und die Vorſtadt St. Georg nah dem Berliner 
Thor, einen von jeder andern Gontrolle, ald einer etwa bei— 
zugebenden Begleitung, befreieten Durchzug durch die Stadt 
Hamburg und deren Gebiet zu gewärtigen. 

2 Die Transporte find am Thore zu melden und bürfen tie 
Wagen auf dem bezeichneten Wege weder fi) aufhalten, noch 
etwas ab» oder zulaten. 

3. Unter Befreiung von allen fonftigen Abgaben und Beläfti- 
gungen ift für diefe Durchfuhr während dreißig Sahren, vom 
Tage der Eröffnung der Chauffee an gerechnet, nur das 
für Hamburgifhe Unterthanen zum gleihen Belaufe und 
zwar gegenwärtig nachftehendermaßen beflimmte Wege» und 
Brüdengeld zu erlegen u. ſ. w.“ 

Wir wollen hiebei nicht wiederholen, welche Folge für bie 
Hamburger von dänifcher Seite die Eröffnung diefer Chauffee, die 
nur zehn Minuten von ber Lübeder Landſtraße entfernt ift, hervor 
gebracht hat. Man wirb aber zugeben, daß, nach dem eben Anz, 
geführten, es Fein Gegenftand, fchwieriger Unterhandlung feyn konnte, 
das Fehlende zu ergänzen, und daß die Verteidiger der hier be— 
forochenen neuen Zoll-Werordnung der Krone Dännemark einen 
fchlechten Dienft erwiefen haben, als fie behaupteten, dieſe habe, 
ein halbes Jahr nachdem fie bie eben angeführte Vereinbarung 
eingegangen, in ber hiefigen Erfchwerung des Durchganged einen 
Grund gefunten, um Berhältniffe, die fiebenhundert Jahre vertrags- 
mäßig beftanden, aufzulöfen, und den Durchzug dur eine Fleine 
Strede ihres Gebieted mit einer fo ſchweren Abgabe, wie jett 
beabfichtigt wird, zu belaften, 

Was die Vefchwerden über die hiefige Accife betrifft, fo find 
biefe um fo ungegrünbeter, als eines Theil für die wieder aud- 


—— 


gehenden Producte die Accife zuruͤckerſtattet wird, und andern Theils 
ſie fuͤr die hier verzehrten, dem hieſigen Verzehrer zur Laſt faͤllt. 
Es iſt klar, daß in allen folchen Verhaͤltniſſen die Abgabe von dem 
getragen werden muß, bei dem das Beduͤrfniß iſt, und ſo lange 
der Hamburger Nichts eſſen oder trinken kann, als was ihm ins 
Thor gebracht wird, fo lange muß er zudem uͤbrigen Preiſe auch 
das bezahlen, was ber Durchgang durch das Thor Foftet. Mit 
Recht wird man ihm daher vorhalten, daß, wenn er den Durch» 
fuhrhandel mit Producten erfhhweren, er ihn fich entfernen fehen 
würde: und nur dann wuͤrde das Verhaͤltniß fi umfehren, wenn 
3. B. England, befanntlidy einer der größten Abnehmer hol— 
fteinifcher Butter, um eine Ausgleihung für die oben angeführte 
Bevorzugung ruffifcher Producte hervorzubringen, bie Einfuhr von 
Butter aus holfteinifchen, ſchleswigſchen oder. dänifchen Häfen höher 
befteuern follte, ald die aus Hamburg, Denn dann wuͤrde das Be- 
dürfniß eines fo guten Kunden, den Producenten fhon nöthigen, 
die hiefige Abgabe auf fi zu nehmen, 

Wir haben oben angedeutet, der Grund, meshalb eine Ab- 
ftellung der gegen Hamburg erhobenen Befchwerden in den Con— 
ferenzen von 1815 — 20 nicht fofort zu erlangen gewefen, könne 
auch in den bieöfeitigen Gegenbefchwerden gelegert haben, Hat es 
deren etwa nicht gegeben? Sie beftanden im Wefentlichen in 
Folgendem: 

In Folge des K. Placates vom 26. Juni 1777 find nebft 
der Herrfchaft Pinneberg alle dieffeit3 Oldsburg belegene Derter 
in die Königliche BollsKinie gezogen und folchergeftalt die holftei= 
nifhen Umgebungen Hamburgs, welche früher einige Meilen in 
der Kunde zollfrei waren, dem Zolle unterworfen, fo daß an jeder 
nach Hamburg führenden Hauptftraße in geringen Entfernungen 
von Hamburg dänifche Boflftätten angelegt find, wofelbft Alles, bis 
auf die geringften Kleinigkeiten, felbft gänzlich unbebeutende Ge— 
genftände, welche Hamburger nach ihren Befitungen in der hol- 
fteinifhen Nachbarfhaft bringen, wie auch zum Theil die Pro— 
ducte des hamburgifchen Gebiets, welche tiber das Holfteinifche nach 
Hamburg fommen, verzollt werden müffen. Dadurch, daß ber 
frühere zollfreie Verkehr mit diefer holftsinifchen Nachbarfchaft 
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aufhoͤrte, ſind die Conſumtibilien und ſonſtige Beduͤrfniſſe, welche 
Hamburg aus dieſen Diſtricten bezieht, vertheuert, und ſelbſt der 
Abſatz der Waaren fuͤr Hamburg beſchraͤnkt worden. Es ſind 
bedeutende Zoll⸗Erhoͤhungen bei den Koͤniglichen Zollſtaͤtten ver— 
fügt worden, z. B. für Schlachtvieh ohngefaͤhr um dad Sechs— 
fache, fuͤr Pferde um das Vierfache. Von manchen Artikeln, 
welche vorzuͤglich von Hamburg aus in das Holſteiniſche und 
weiter gefuͤhrt wurden, z. B. franzoͤſiſche und deutſche Waaren, 
alle fremde Fabrif-, Manufactur- und Handwerks-Waaren mit 
wenigen Ausnahmen, ift die Einfuhr gänzlich verboten worden. 
Durch die Zol-Erhöhungen und Erfchwerungen rüdfichtlih der 
Meilen und Jahrmaͤrkte im Holfteinifhen find die Hamburger 
mit ihren Waaren von dort zum Theil, namentlih vom Kieler 
Umfchlage, gaͤnzlich vertrieben, und ift dadurch ein bedeutender 
. Erwerbözweig derfelben untergegangen. In manchen Fällen muß 
von Gegenfländen, welche nach dem anderweitigen benachbarten 
Auslande frei find, fobald ſolche nach Hamburg gehen, Abgabe ent- 
richtet werden. Während der Zeit der Eibblofade, da die Ham- 
burger genöthigt waren, über Zönningen ihre Waaren anhero 
fommen zu laffen, wurden folde im Königl. Gebiete mit einem 
PaflagerZoll von 1 pEt., welcher demnächft auf 4 pGt. *) erhöhet 
wurde, belegt: des zur Zeit des Continental» Syftemd auf die 
Colonial⸗Waaren gelegten Zarifd zu gefchweigen, welcher in man- 
chen Fällen völlig den Werth der Waaren abforbirte, und von den 
Hamburgern für ihre in Menge berzeit im Königl, Gebiete be 
findlich geweſenen Colonial-Waaren entrichtet werden mußte, 
Mir haben diefes nicht in der Abficht wiederholt, um alte 
Beſchwerden aufzufrifchen, und würden es vielleicht gar nicht an—⸗ 
geführt haben, wehn nicht, zumal bei der Art, wie einige holſtei— 
nifhe Blätter die Polemik über dieſen Gegenftand führen, es zu 
einer vollftändigen Datlegung der gegenfeitigen Verhältniffe gehörte, 


*) Selbſt bis auf 8 p&t wurde er im J. 1818 erhöhet, und traf viele Mit: 
lionen bamburgifhen Eigenthumes, die vor den Franzofen auf daͤniſches 
Gebiet geflüchtet und unter ben Schutz der Gaftfreundfchaft geftellt worben 
waren, 
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Niemand hat noch zu behaupten vermocht, daß dieſe Beſchwerden 
irgend einen Antheil an den Beſtimmungen der hamburgiſchen Ge— 
ſetze ſeit 1814 hatten, oder daß dieſen Geſetzen die Abſicht zum 
Grunde lag, beſtehende Vertraͤge, — Vertraͤge, auf die Freiheit 
des Verkehrs und alſo auf das Wohl des Handels gerichtet, — 
umzuſtoßen. Jeder Grund der Selbſt-Erhaltung mußte dieſe Stadt 
davon abhalten, und wie es Luͤbeck und Hamburg gelungen war, 
ſolche ſchuͤtzende Vertraͤge ſchon zu einer Zeit zu errichten, da die 
rohe Gewalt vorherrſchte, und ſie durch eine lange Reihe wechſelnder 
Jahrhunderte zu erhalten, ſo werden ſie hoffen duͤrfen, ſie nicht in 
einem Zeitalter vernichtet zu ſehen, das vorzugsweiſe den Charakter 
der Friedfertigkeit und Geſetzlichkeit, der Bluͤthe der Civiliſation in 
Anſpruch nimmt. 


Geſchrieben Hamburg, ben 2. September 1838, 
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Wadhtrang. 


Nach vollendetem Abdruck ift dem Verfaſſer durch guͤtige Mit- 
theilung die (p. 29) erwähnte Urfunden- Ausgabe in einem voll» 
fiändigen Eremplar zu Gefichte gefommen, bie er jedoch umftändlicher 
zu benugen, wenn nicht der Druck ungebuͤhrlich verzögert werben 
jollte, durch eingetretene dringende Amtsgeſchaͤfte Teider verhindert 
worben iſt. Er muß fich deßhalb vorläufig darauf befehränfen, ans 
| zuführen, daß biefelbe, nach einer vorangefchidten Ueberfiht und 
Bufammenftellung des Reſultates (p. 1I — XXXIV) auf 144 
Seiten in Quart, 55 Urkunden, vom 19. Sept. 1188 bis zum 
20. Mai 1814, und in einem Nachtrage, p. 145 — 158, noch 
zehn andere Urkunden, vom Jahre 1281 — 1461, vollfiändig ab» 
getrudt enthält, die das in vorftehender Abhantlung Gefagte, fo 
weit fie nicht ſchon bei terfelben benußt find, zu beftätigen 
dienen. 


— — — — — — — 





Gedruckt in Conrad Muͤller's Buchdruckerei (Bohnenſtraße Nro. 20). 
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Die Frage: „Was sollen wir thun?“ erheben wir — es 
sey sogleich gesagt um über unsern Standpunkt keinen Zwei- 
fel zu lassen — als einfacher hamburgischer Bürger. Das 
kann Niemand unnatürlich finden, der in Verfolgung der Ver- 
handlungen über einen Gegenstand, welcher mit dem Wohl 
und Wehe des deutschen Vaterlandes auf's innigste zusammen- 
hängt, bemerkt hat, wie die verschiedenen Wortführer darin 
übereinkommen, die Mitwirkung der deutschen Nordsee-Staaten, 
namentlich Hamburgs, als unentbehrlich zur Ausführung ihrer 
Ideen in Anspruch zu nehmen. Was gäbe es wohl, worauf 
diese Stadt mit gröfserem Stolze blieken könnte, als auf einen 
solchen Beruf? Worin könnte sie eine schönere Befriedigung 
finden als in dessen Erfüllung? Aber je höher das Ziel, desto 
gröfser die Aufforderung zur ernsten Erwägung eines jeden 
Schrittes der dahin führt, und wenn es, wie auch wohl gefor- 
dert worden, nur unter eigner Hingebung erreicht werden 
kann, wie wäre es möglich, dafs ein Staat das Opfer seiner 
Selbstständigkeit anders als in dem vollen Bewufstsein bringe, 
es geschehe zum wahren Frommen eines gröfsern, gemeinsa- 
men Vaterlandes? Darum kann es uns auch nicht beirren, 
wenn der Verfasser des handelspolitischen Testamentes damit 
anhebt: „Der Worte sind genug gewechselt, Lafst 
mich auch endlich Thaten sehn!“ Was hätte man thun 
sollen, wäre man ihm gefolgt, ehe er scinem Testament ein 
Codicill anhängte,, das jenes im Wesentlichen wieder aufhebt? 


Würde ein Rückschritt wohl möglich gewesen seyn? Oder 
i 
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welches Vertrauen soll man zu politischen Führern haben, die 
ein grofses nationales System auf keiner andern Grundlage als 
der vorausgesetzten Unwandelbarkeit einer ausländischen Ge- 
setzgebung erbauen? Der Verfasser hätte von dem in seinem 
Testamente mehrfach angerufenen Gedichte am wenigsten die 
Verse aufser Acht lassen sollen: „Gebt Ihr Euch wirk- 
lich für Poeten, So commandirt die Poesie!“ War- 
um ist sein und aller Deutschen gefeiertester Dichter der aller 
Orten unwiderstehlich beherrschende? Wegen der Klarheit 
seiner Anschauung, wegen der Deutlichkeit seines Bewufst- 
seyns, die, in seinen Worten sich aussprechend, einem jeden 
Hörer das Verständnifs dessen bringen, was ihm die tief- 
innerste Brust bewegt. Gilt das aber von dem Reiche der 
Dichtung, wie viel mehr mufs es von dem der Wirklichkeit 
gelten, wie viel mehr da, wo das Erkannte, das Gefühlie zur 
That werden soll, die in ihren Wirkungen das Wohl oder 
Wehe von Millionen bedingt! Wenn Friedrich List dem 
englischen Minister erklärt: es habe die öffentliche Meinung in 
Deutschland eine bestimmte Richtung genommen, und da sie 
existire, gleichviel ob richtig oder nicht, so müsse sie als 
Regulator für die gegenseitigen Verhältnisse der beiden Län- 
der dienen, um ein erspriefsliches Zusammenwirken hervorzu- 
bringen — was konnte der Staaismann ihm Anderes darauf 
erwidern als: „dafs, das Vorherrschen einer öffentlichen Mein- 
ung vorausgeselzt, es vor allen Dingen darauf ankomme, sie 
zu prüfen ob sie richtig, und sie zu läutern, zu berichtigen, 
wenn sie falsch sey?“ Wir verkennen dabei keinesweges die 
Macht der Idee über das materielle Bedürfnifs, wir sind weit 
entfernt zu bestreiten, dafs dieses oft jenem weichen, ihm 
zum Opfer gebracht werden mufs. Das kann aber doch nur 
Bedeutung haben, wenn dadurch Höheres, Besseres erreicht 
werden soll; in den Fragen, von denen wir hier handeln, nur 
dann, wenn gröfsere Volkswohlfahrt dadurch begründet wird; 
geschähe das nicht, so wäre das Opfer nutzlos, die Meinung 
verderblich, die Rückwirkung unausbleiblich. Si des Oedipes 
ne devinent pas le mot des situations, le sphynx les devore. 
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Es ist nicht schwer eine Öffentliche Meinung hervorzuru- 
fen; die Mittel sind zu bekannt um sie hier zu entwickeln. Es 
ist leicht sich ein System zu bauen, das sich ihr anschmiegt, 
und gewifs nichts leichter als dann dieses System ein natio- 
nales zu nennen. Prüfen wir aber den allgemein gültigen Satz: 
„es müsse Deutschland in seiner Haudels-Politik ein nationales 
System befolgen‘‘ genauer, was finden wir? dafs er bei de- 
nen, die ihn voranstellen, in sehr verschiedener Weise gilt. 
Fr. List fand ilın bekanntlich in Schetzzöllen zu Gunsten der 
jangen Industrie, unter welchen diese wachsen und erstarken 
sollte, bis sie mit der fremdländischen in die Schranken zu 
treten und den Kampf mit ihr zu bestehen vermöchte. Auf 
welche Zweige der Industrie dieser Schulz auszudehnen, wo 
er auszuschliefsen, auf welcher Höhe er zu halten, wie es zu 
verhindern sey, dafs der Schutz des einen nicht den des an- 
dern lähme oder aufhebe, wann der Zeitpunkt der Mündigkeit 
eintreten solle, wie vor allen Dingen bewirkt werden könne, 
dafs die im Inlande geschützte Industrie im Auslande Nach- 
frage und Absatz finde, und mit der ausländischen Preis halte, 
ob durch Rückzölle, ob durch Ausfuhr-Prämien? hierüber und _ 
über fast Alles dahin gehörige, im Zollverein selbst, für wel- 
chen das System berechnet war, Streit zwischen Theoretikern, 
Streit zwischen Praktikern, Streit zwischen den verschiedenen 
Gewerbszweigen, Streit zwischen einzelnen Regierungen. Das 
Königlich Preufsische Handels - Amt erblickt die Grundlage zu 
einem nationalen System der Handels-Politik in einem Gesetz, 
welches denjenigen aufser-europäischen Erzeugnissen eine Be- 
günstigung in den Einfuhrzöllen zawendet, die in Schiffen der 
Zolivereins -Staaten, oder ihnen gleichgestellten Schiffen, un- 
mittelbar aus den Erzeugungsländern nach einem Hafen des 
Zollvereines oder nach einem Hafen seiner Vorländer von der 
Schelde bis zur Elbe, gebracht werden; — eine nicht minder 
hoch stehende Autorität derselben Regierung ist entschieden 
anderer Meinung und will die Einführung von Differentialzölten 
höchstens da zulassen, wo sie Folge von Reciprocitäts-Verlrä- 


gen ist. Der Verfasser des handelspolitischen Testamentes 
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versucht eine Vermittelung der Extreme in diesen beiden Mein- 
ungen und verlangt ein deutsches Unterscheidungs - Zoll- 
System, welchem Belgien als Hebel angesetzt werden soll, um 
den Zollverein bis an das deutsche Meer auszudehnen, um 
günstigere Handelsbedingungen von den Niederlanden zu er- 
langen, um endlich zum Abschlufs von vortheilhaften Verträgen 
mit den Staaten von Amerika zu kommen. Wir haben schon 
erwähnt, dafs er selbst an seinem System verzweifelt, nach- 
dem Sir R. Peel durch die Aufhebung der englischen Getraide- 
geseize dem Handel des britischen Reiches neue Richtungen 
und Impulse gegeben. Ihm tritt aber auch der Verfasser der 
Zollvereinsfragen enigegen und verwirft nicht nur jenes, 
sondern auch alle Systeme, welche eine nationale Handels- 
politik in einer Vereinbarung mit den deutschen Küstenstaaten 
nur zum Zweck der gemeinsamen Erhebung von Unterschieds- 
zöllen, oder auf dem Wege von Verträgen mit den aufser- 
europäischen Staaten verfolgen wollen. Er redet entschieden 
dem Plane der K. Preufsischen Handelskammer das Wort, hält 
jede Vereinbarung mit den deutschen Staaten der Nordsee- 
küste für ungenügend, die nicht bewirke, dafs in Fragen der 
Handelspolitik es nicht länger ein getheiltes Deutschland gebe, 
verlangt also völligen Anschlufs an den Zollverein mit Annahme 
des Tarifes desselben. Für diesen Anschlufs, namentlich ab- 
seiten der Hansestädle, haben sich auch sonst viele Stimmen 
erhoben, besonders aus dem westlichen und südlichen Deutsch- 
land, die aber, gleichsam erschreckend vor dem von ihnen 
selbst heraufbeschworenen Drohbilde einer in diesen Städten 
sich entwickelnden übermächtigen Industrie, sofort ihr Verlan- 
gen dahin modificirten, dafs die Städte als Freihäfen dem 
Vereine beitreten sollten. Damit wäre freilich die Concurrenz 
hansestädtischer Gewebe und Raffinaden auf den inländischen 
Märkten abgewehrt; aber.es würde dann noch der Nutzen für 
den Zollverein nachzuweisen seyn, wenn die Hansestädte sich 
ihm anschlössen, um sofort als Freihäfen wieder hinauszutre- 
ten? es würde nachzuweisen seyn, welcher Unterschied von 
ihrer jetzigen Stellung dadurch herbeigeführt werden würde? — 
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Hr. von Bülow-Cummerow endlich in seiner, so viel wir 
wissen, neuesten Schrift: „Preufsen im Januar 1847“ 
meint: „es sey nicht zu bestreiten, dafs der Zollverein einer 
festeren Begründung bedürfe, und es müsse die erste Aufgabe 
seyn, ihm ein solches Princip zu verschaffen, welches geeignet 
sey, die höheren Nationalzwecke zu fördern. “ 

Wenn aber Männer wie Hr. von Bülow -Cummerow, der 
sich doch für eine der.ersten Autoritäten in diesen und vielen 
anderen Dingen hält, noch nach einem Princip für ein nationa- 
les System deutscher Handelspolitik suchen, welcher Vorwurf 
kann die Hansestädte treffen, dafs sie von dem bisherigen 
Prineipienstreite sich fern gehalten haben? Welche Aufmun- 
terung konnten sie in diesem Widerstreite finden, der einen 
oder der andern Partei sich anzuschliefsen, um entweder mit 
ihr zu unterliegen, oder, wenn sie ihr zum Siege geholfen 
haben sollten, den bittersten Anfeindungen, den gehässigsten 
Verdächtigungen sich auszusetzen? hat sogar in scheinbar ein- 
fachen Fragen, wie in der über die Garnzölle — einfach we- 
nigstens insofern es sich nur um ein Interesse, das der Fa- 
brikation, handelte — der jüngste Beschlufs des Zollverein- 
Congresses keine der Parteien im Zollverein selbst befriedigt, 
wie heftig würde der Kampf erst entbrannt seyn, hätten sich 
die Handelsinteressen der Seestädte hineingemischt ? Den Einen 
hätte man gesagt: „Ihr wollt hohe Garnzölle, um an dem Han- 
del mit roher Baumwolle Euch zu bereichern !“ — den Anderen: 
„Ihr wollt keine Zölle, um Deutschland mit englischen Twisten 
zu überschwemmen !““ — Dafs es Waffen dieser Art sind, wel- 
che man gegen die Hansestädte zu erheben pflegt, davon kann 
ein Jeder sich überzeugen, der es der Mühe werth halten will, 
die Presse über diese Fragen vom Manuscript aus Süd-Deutsch- 
land bis zur jüngsten Nummer der Augsburger Zeitung und des 
Zollvereins -Blattes hinab, zu vergleichen. Den neuesten Be- 
weis dafür giebt die Art der Kritik, welche der Commissions- 
Bericht an die vaterstädtische Section der hamburgischen Ge- 
sellschaft zur Beförderurg der Künste und nützlichen Gewerbe, 
über: „die Aufgabe der Hansestädte gegenüber dem deutschen 
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Zollverein, so wie in Bezug auf eine gemeinsame deutsche 
Handelspolitik‘“ — gefunden. Hat man sich doch sogar an die 
Wortfassung des Titels geklammert und aus dem Wörtchen 
„gegenüber‘‘ Beweise eines feindseligen Geistes herleiten 
wollen! Wir gehören nicht zu den Verfassern des Berichtes 
und bekennen uns nicht zu allen Resultaten, zu welchen der- 
selbe gelangt; aber so gewils es eine Arbeit von gründlich- 
stem geschichtlichen Studium und von .geistreicher Auffassung 
und Darstellung ist, eben so gewifs ist es aus tiefster Seele 
der Verfasser gesprochen, wenn sie sagen: „dem ganzen 
Deutschland sind die Hansestädte angewiesen, mit dem 
Pfunde zu dienen, das ihnen anvertraut ist;‘“ gesprochen aus 
einer Gesinnung, die nur in einem mächtigen, starken, selbst- 
ständigen Deutschland — selbstständig auch in seiner Handels- 
politik — Heil auch für die Hansestädte, und, im Mitwirken 
zur Begründung einer solchen, deren schönste Aufgabe findet, 

Es kann nicht unsere Absicht seyn, hier auf Antikritiken 
uns einzulassen; am wenigsten fühlen wir uns berufen, geneigt 
oder befähigt, den Streit mit einem Kieler Correspondenten 
der Augsburger Zeitung aufzunehmen, der in wiederholten 
historischen, philosophischen und politischen Vorlesungen der 
Stadt Hamburg zu beweisen sucht, welchen verkehrten Weg 
sie bisher befolgt habe, und wie nothwendig ein schnelles Be- 
sinnen, eine baldige Umkehr zu einer rationelleren und natio- 
naleren Politik, namentlich durch einen Beitritt zum Zollver- 
eine, sey. Nur eine Frage wollen wir uns erlauben an diesen 
gelehrten Thebaner zu richten, nämlich: warum, die Richtig- 
keit und Nützlichkeit seiner Lehren einmal zugegeben, er die- 
selben nicht vor allen Dingen an seine Landsleute richtet ? 
Das holsteinische Elbufer liegt doch bekanntlich noch unterhalb 
Hamburgs und dehnt sich bis zur Meeresküste aus; wenn also 
der Besitz der Nordsee- Gestade, der Strommündung, zum 
Heile Deutschlands in den Händen des Zollvereines seyn mufs, 
warum predigt er nicht den Beitritt Altona’s, Glückstadts etc., die 
doch alle dem Meere näher liegen als Hamburg, und erobert, 
als grofser Politiker, Hamburg in Brunsbüttel, wie Frankreich 


7 


Polen in Belgien erobern sollte? Ist Altona und das unterhalb 
liegende Elbufer erst Theil des Zollvereins geworden, so möchte 
es für Hamburg schwer — mindestens weit schwerer als jetzt — 
werden, zurückzubleiben; wogegen der Anschlufs Hamburgs 
keinesweges eine gleiche oder ähnliche Wirkung auf Altona 
hervorbringen würde. Es wäre im Gegentheil weit eher zu 
besorgen, dafs ein grofser Theil des Handels und Handels- 
standes Hamburgs sich nach Altona übersiedelte, und wenn 
dann jenseits des jetzigen Gränzgrabens ein zweites Hamburg 
— Altona wolle für einen Augenblick diese Benennung ent- 
schuldigen — entstanden wäre, was würde für den Zollverein 
und dessen nationale Handelspolitik, nach der Meinung des 
Correspondenten gewonnen seyn? Oder glaubt er die König- 
lich Dänische Regierung dann um so leichter bereden zu können, 
dafs sie auch den Anschlufs Altona’s verfüge? Wir haben 
allerdings unter Umständen einige Geneigtheit dieser Regierung 
gesehen, Altona auf gleichen Fufs mit Hamburg zu stellen; 
indessen bis jetzt nicht da, wo es sich um die Uebernahme 
von Lasten handelt. Wird Altona, nachdem Hamburg dem 
Zollverein beigetreten wäre, sich veranlafst finden, eine Stel- 
lung aufzugeben, die ihm durch seine Verbindung mit Ham- 
burg auf der einen Seite alle Vortheile eines Einfuhrhafens 
des Zollvereins gewährte, während auf der andern, durch Bei- 
behaltung seiner bisherigen Stellung, es den Weltmarkt Ham- 
burgs zu sich hinüber zöge? Wenn es das aber nicht thut, 
und es wird ganz gewils eben so wenig sich dazu drängen 
als die Dänische Regierung jemals darin willigen wird, was 
wäre, wir fragen noch einmal, für die nationale Handels-Poli- 
tik Deutschlands, was wäre für den Zollverein dann gewonnen? 
Was dadurch verloren ginge, dürfte eher nachzuweisen seyn. 
Mag der Geldpunkt für untergeordneter gelten, unbeachtet blei- 
ben darf es nicht, dafs, wenn Hamburg Theil des Zollvereines 
wird, dieser Stadt nicht zugemuthet werden kann, länger alle 
Lasten und Ausgaben allein zu tragen, die sie alljährlich für 
die Regelung des Strombettes der Elbe bis zur Mündung und 
die Sicherung der Einfahrt aus dem Meere verwendet und die 
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einen unverhältnifsmäfsig grofsen Theil ihrer Einkünfte ver- 
zehren;*) es darf ihr um so weniger zugemuthet werden, als 
jede Abgabe, die sie auf den fremden Verkehr legen wollte, 
um sich für jene Kosten wenigstens theilweise zu entschädi- 
gen, nur zur Folge haben würde, dafs die Schiffe in den an- 
gränzenden Häfen liegen bleiben, die solcher Abgaben entrathen 
können, weil sie alle Vortheile jener Anstalten geniefsen, ohne 
von deren Lasten getroffen zu werden. Hamburg macht einen 
solchen Aufwand, um sich den Weltverkehr zu sichern; soll 
es aber seinen freien Welthandel dem Zollvereine zum Opfer 
bringen und ihn auf benachbarte Städte übergehen sehen, so 
ist auch das Wenigste, was ihm als Ersatz geboten werden 
könnte, dafs jene Last ihm so weit abgenommen werde, als 
eine verhältnifsmäfsige Vertheilung über alle Zollvereins-Staa- 
ten reicht. Wir bezweifeln, dafs ein solcher Vorschlag gro- 
fsen Anklang bei den vereinten Staaten finden würde und den- 
noch ist das, was diese Frage berührt, das Wenigste — 
das Wenigste sowohl für Hamburg als für den Zollverein. Un- 
gleich höher in allen Beziehungen steht die Frage, was für 
den Zollverein, was für ganz Deutschland verloren ginge, wenn 
sein gröfster Markt, sein bedeutendster See - Handelsplatz, von 
einer unmillelbar freien deutschen Stadt auf ein einem fremden 
Staale angehöriges Gebiet überginge; von einer kleinen Repu- 
blik, die ihre ganze Existenz nur in dem entschiedensten und 
treuesten Festhalten au einem gemeinsamen grofsen Vaterlande 
finden kann, auf Gebiete einer selbstständigen europäischen 
Macht, deren Interessen nicht immer mit denen Deutschlands in 
Einklang stehen oder zu bringen sein möchten; von einer 
Stadt, deren ganze Aufgabe es ist, Alles aufzusuchen, was 
dem Handel, der Schifffahrt und ihrer grofsen Grundlage, der 


*) Von einer Gesammtausgabe von beinahe sechs Millionen Mark Cour. 
(2,400,000 Thir. Pr. C.) im Jahre 1845 absorbirte das Departement der 
Schifffahrts- und Hafen -Deputation Mrk 854,600, wovon ungefähr die Hälfte 
auf aufserordentliche Anstrengungen zur Verbesserung des Elbstromes und 
seiner Fahrbahn, von der Mündung bis oberhalb Hamburgs. Für das Jahr 
1846 betrugen diese Ausgaben Mrk. 660,000. 
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Industrie, was deren freiesten Entwickelung und weitesten Aus- 
breitung frommt, — es aufzusuchen und herbeizuführen ohne 
Scheu vor Kosten und Anstrengungen irgend einer Art, und 
zu beseitigen Alles was hemmend störend seyn mag, auf Staats- 
gebiete, deren Regierung in der Erreichung höherer politi- 
scher Zwecke ihre Aufgabe findet, bei deren Verfolgung die 
Beachtung aller Handelsvortheile ihr oft von untergeordneter 
Bedeutung erscheint! Wir sagen das ohne Hafs und ohne Groll; 
wir sagen es weil die thatsächlichen Verhältnisse es so mit 
sich bringen und weil diese die einzigen sind, die von unseren 
handelspolitischen Zeitungsschreibern aufser Acht gelassen wer- 
den. Der Kieler Correspondent steht hierin keinesweges allein; 
aber ihm ganz besonders können wir entgegen balten, dafs er 
entweder jene Verhältnisse nicht gekannt und dann in Unwis- 
senheit der Sachlage geschrieben, oder dafs er sie gekannt und 
dann Rechenschaft zu geben habe, warum er sie unerwähnt 
gelassen; warum er seine Aufforderungen nicht mindestens 
eben so dringend an Holstein und dessen Städte, an seine 
eigene Regierung und Landsleute gerichtet habe. Man fängt 
doch in der Regel mit der Vaterlandsliebe bei sich und nicht 
bei Anderen an, und Deutschland wird dann besser im Stande 
seyn zu beurtheilen, worin der Kieler eine nationale Handels- 
politik finde. Nur bleibe er bei der Sache und enthalte sich 
allgemeiner Phrasen, wie z. B. dafs die Hansestädte nur Exan- 
iheme auf holsteinischem Boden seyen; es sind das Ausdrücke, 
mit welchen selbst bei den wenigsten Lesern der Augsburger 
Zeitung Glück gemacht werden dürfte. 

Kommen wir auf die Frage zurück: was ein System na- 
tionaler Handelspolitik sei? so scheint uns keine andere Ant- 
wort darauf zu passen als die: es sei dasjenige System, wel- 
ches die gröfste Intelligenz der Nation in Fragen des Handels 
bewähre. Mögen wir die Sache wenden wie wir wollen, im- 
mer wird es sich zeigen, dafs, wo diese Bedingung nicht zu- 
trifi, wir das System verwerfen oder ändern müssen, bis sie 
erfüllt sey. Wie verschieden die Ansichten im Allgemeinen über 
ein deutsch-nationales System der Handelspolitik seien, haben 
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wir oben schon gesehen. Das erwähnte Buch des Hrn. v. Bü- 
low-Cummerow, unseres Wissens eines der neuesten über jene 
Frage, falst die verschiedenen Systeme so ziemlich zusammen ; 
es stellt sich über dieselben, und da der Verfasser sich auf 
die ansehnliche Zahl seiner Leser beruft, um den allgemeinen 
Anklang zu beweisen, den seine Schriften bisher gefunden ha- 
ben, so könnte man versucht seyn, diese für einen Augenblick 
als den Ausdruck der höchsten Intelligenz in unserer deutsch- 
nationalen Handelspolitik zu betrachten. Hoffentlich ist dem 
aber nicht so; sie enthalten in der That nichts Neues, als einige 
Bekenntnisse über die Erfolglosigkeit der bisherigen Politik, 
wogegen die Aufforderung, sich in einen angeblich universell 
gewordenen Industriekrieg einzulassen, um vortheilhaftere Frie- 
densbedingungen zu erlangen, weder neu noch vielversprechend 
für glänzendere Erfolge ist. Es hat dieser Satz in früheren 
Zeiten seine Bedeutung gehabt, als die ganze handelnde Welt 
ihm huldigte; ihn aber einführen zu wollen in einer Periode, 
da er nicht nur theoretisch bekämpft, sondern auch praktisch 
verworfen wird, da man gerade dort sich mehr und mehr da- 
von los zu machen sucht, wo die Handelspolitik anerkannter 
Weise die gröfsten Erfolge erkämpft, das scheint von mehr als 
problematischer Weisheit zu zeugen. Wann hat denn England 
sich schneller, kräftiger, sicherer in seiner materiellen Wohl- 
fahrt entwickelt: jetzt, oder als kein fremder Handelsmann den 
Erlös seiner Waaren aus dem Lande bringen durfte, es sei 
denn er hatte nachgewiesen, dafs er ihn in Erzeugnissen des 
Landes wieder angelegt? Giebt es wohl ein Verfahren, das 
dem, welches man jetzt in Deutschland System nationaler Han- 
delspolitik nennt, vollständiger entsprechen könnte als dieses 
letztere? Wann hatte England mehr Reichthum an edlen Metal- 
len: jetzt, oder damals, als alle seine Häfen mit königlichen 
Beamten besetzt waren, die darauf zu achten hatten, dafs für 
die ausgeführte rohe Wolle, sein Haupt-Stapelartikel, nur baa- 
res Geld und nur nach einer bestimmten Währung wieder ein- 
geführt wurde? Der einzige Hafen, der hievon eine Ausnahme 
machte, war Berwick, das als eine Art Freihafen bestand, eine 
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Gunst, die ihm gewissermafsen als Entschädigung für die vie- 
len Drangsale bewilligt war, die ihm die schottischen Gränz- 
kriege bereiteten. Sein rasches Aufblühen erregte den Neid 
der übrigen Häfen; anstatt aber, dafs diese auf dieselbe Stufe 
sich zu erheben trachteten, anstalt dafs sie um gleiche Gunst 
baten um gleichen Gedeihens sich zu erfreuen, stellten sie der 
Regierung so dringend vor, wie jener Freihandel sie und das 
ganze Land zu Grunde richte, dafs derselbe wieder aufgehoben 
wurde und Berwick in die beschränkte Lage der anderen Städte 
zurücksank. Das war die Zeit der Handelsmonopole und Privi- 
legien, der Zwangs- und Bannrechte aller Art, der Abschliefs- 
ung der Städte gegen das flache Land, des Handelsmannes 
gegen den Handwerker, der Zünfle gegen einander; es war 
die Zeit, da der Flandernfahrer nicht nach Schonen handeln 
durfte, da die Zahl der Advocaten in jeder Stadt eben so gut 
beschränkt war wie die der Müller, da der Seidenweber von 
Spitalfields sein Anrecht auf einen bestimmten Lohn hatte, und 
der Bergschotte, wenn er seine Wolle nach Bergen op Zoom 
zu Markte brachte, sich gefallen lassen mufste, vom holländi- 
schen Schneider sich Hosen anmessen zu lassen — die Zeit 
der allgemeinen Jagd der Zünfligen auf die Bönhasen, des in- 
dustriellen Krieges Aller gegen Alle. Wir haben gegen einen 
solchen Zustand Nichts einzuwenden, sobald und so lange er 
im Geiste der Zeit liegt, sofern in ihm der Mensch seine Be- 
friedigung findet. Wer da läugnen wollte, dafs das eben so 
wohl in einer strengen Sonderung der Stände und Kasten als 
in einer allgemeinen Gleichheit geschehen könne, der hat die 
Geschichte des Menschengeschlechtes wenig erforscht; wer dem 
einen System vor dem andern einen unbedingten Vorzug in 
Beglückung der Völker vindiciren wollte, der vergifst die Nich- 
tigkeit in beiderlei Bestrebungen. Aber nachdem man jenen 
Geist der Abschliefsung auf alle Weise und aller Orten zu ban- 
nen gesucht, nachdem man Gleichheit der Stände, Gleichheit 
der Menschenrechte gepredigt, allgemeine Gewerbefreiheit wie 
allgemeine Glaubens- und Denkfreiheit geltend gemacht und 
begründet hat, dann in Handel und Wandel, in Kaufen und 
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Verkaufen Riegel und Schlösser anlegen zu wollen, zu denen 
die Schlüssel nur in Händen der Bevorzugten zu finden wären, 
das ist der sonderbarste aller Widersprüche; das wird, gerade 
weil es der Richtung, dem Geiste der Zeit widerspricht, eben 
so wenig durchzuführen seyn, als man hoffen kann durch Feind- 
seligkeit Freundschaft zu erzwingen. 

Hr. v. Bülow -Cummerow sagt: ,„Preufsen darf in keiner 
Beziehung und mithin auch nicht in Entwickelung der ma- 
teriellen Interessen stillstehen oder zurückschreiten, wie es 
fast den Anschein hat. Preufsens politische Stellung in Eu- 
ropa, seine eigene und die Sicherheit Europa’s fordert es, dafs 
die materielle Kraft sich wieder vermehre, um die geistige, 
die sehr schläfrig geworden ist, unterstützen zu können. “ 

„Dafs Preufsen, wenn wider alles Erwarten von Seiten 
deutscher Fürsten Widerstand erhoben werden sollte, die Macht 
habe, wenn ihm der Wille und die Einsicht nicht fehlt, diese 
zu bestimmen, die Hand zu einer weiteren nationalen Ent- 
wickelung der deutschen Industrie zu bieten, — unterliegt kei- 
nem Zweifel. Diese Macht suchen wir aber keinesweges in 
der gröfseren physischen Kraft, die es besitzt, sondern wir 
finden sie darin, dafs — wenn Preufsen einen Plan zur wei- 
teren Entwickelung des deutschen Zollvereines vorlegt, durch 
welchen der deutschen Industrie ein ihre weitere Entwickelung 
fördernder Schutz gewährt wird, durch welche die Mittel ge- 
schaffen werden, diese auf directem und indirectem Wege zu 
unterstützen, ihr die auswärtigen Markte zu öffnen — dafs 
dann einem solchen Plane die allgemeine Zustimmung nicht 
fehlen kann noch wird; ja, alle Stimmen in Deutschland wer- 
den darüber einig seyn, wenn davon die Rede ist, dem Zoll- 
vereine eine bessere Basis zu geben als die bisherige war, 
welche mit jeder Zollperiode die Auflösung des Vereines zu- 
läfst, “ 

„So viel uns bekannt ist, hat man bisher, statt ein Prin- 
cip aufzustellen, die jetzige Zollscala diesem substituirt. Die 
erste Sorge würde daher seyn müssen, ein solches zu bestim- 
men, das System der Schutzzölle als das des Vereines anzu- 
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erkennen, das Prohibitivsystem gänzlich auszuschliefsen und 
den theilweisen Eintritt einer gröfsern Handelsfreiheit an die 
Bedingung zu knüpfen, dafs diejenigen Fabricationen, für welche 
sie gegeben werden solle, bereits so vorgeschritten sind, um 
der fremden Concurrenz ohne Gefahr entgegentreten zu können.‘ 

„Fernerer Grundsatz mülste es seyn, allen rohen Pro- 
dukten freien Eingang zu verslatien, um die an diese zu ver- 
wendende Arbeit den Mitbürgern zuzuwenden, und sie zur 
Concurrenz mit dem Auslande zu befähigen. Da Fälle vor- 
kommen können, wo momentan einzelne Fabricationszweige 
eines gröfsern Schutzes bedürfen, so ist es nothwendig, um 
sich nicht von dem System zu entfernen, und um die Nach- 
heile abzuwenden, die in der Regel damit verbunden seyn 
können, an deren Stelle, je nach den Umständen, Ein- oder 
Ausgangsprämien zu bewilligen; endlich ist es unerläfslich, 
um einestheils der mannigfach vorkommenden feindlichen Han- 
delspolitik anderer Länder kräftig entgegentreten zu können, 
anderntheils, um den inländischen Fabricaten und der zu ihrem 
Ausführen bestimmten Handeisflotte die auswärtigen Märkte zu 
öffnen, das System der Differentialzölle einzuführen, als das 
einzige Mittel, diese Zwecke zu erreichen.“ — 

Wir haben diese Stelle in ihrem Zusammenhange hier an- 
geführt, weil sie so ziemlich alles dasjenige wiedergiebt, wo- 
durch man, von verschiedenen Seiten her, ein System deutsch- 
nationaler Handelspolitik zu begründen versucht hat. Ueber 
das was darin dem Hrn. v. B. C. Eigenes enthalten, und was 
uns nicht ganz so verständlich ist wie das Uebrige, wollen wir 
nicht mit ihm rechten; vermuthlich verstehen Andere es besser. 
Vielleicht verstehen Andere besser als wir, wie der Nachsatz 
zu dem Vordersalze pafst, in welchem es heifst: ‚,Preufsen 
habe die Macht, die deutschen Fürsten zu bestimmen, dafs sie 
Jie Hand zu einer weiteren Entwickelung der deutschen In- 
dustrie bieten, falls von Seiten derselben Widerstand erhoben 
werden sollte‘ — wenn unter jener Macht gerade die geistige 
Kraft gemeint seyn soll, von welcher der Verfasser behauptet, 
sie sey in Preufsen schläfrig geworden. Wir bezweifeln Nichts 
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mehr, als gerade diese letztere Behauptung; ja, wir bezwei- 
feln kaum, dafs der Verfasser nicht selbst schon in der Stille 
Abbitte für dieselbe gethan, nachdem er die Fülle geistiger 
kräfte gesehen hat, welche die Verhandlungen des vereinigten 
Landtages kund gegeben haben. Aber wenn wir zugleich den 
Zweifel uns erlauben, dafs der Hr. Verfasser selbst, in der 
von ihm vorgeschlagenen oder empfohlenen Grundlage einer 
deutsch - nationalen Handelspolitik, die Summe der höchsten 
Intelligenz in Handelssachen bewährt habe, der Intelligenz, die 
dahin führen soll, die höchste materielle Kraft des Landes zu 
entwickeln, so werden wir zur Begründung unserer Zweifel 
die Darlegung einiger thatsächlichen Verhältnisse versuchen. 
Wie leicht er es sich hinsichtlich dieser gemacht habe, geht 
u. A. daraus hervor, dafs er die freie Einfuhr aller rohen Pro- 
dacte verlangt, und es Anderen überläfst den Kampf mit den 
Hüttenwerken auszufechten, welche behaupten, durch die Ein- 
fuhr von Roheisen zu Grunde gerichtet zu werden; indessen 
übergehen wir die Frage über Schutzzölle, die in dem so eben 
uns zu Händen gekommenen Buche des Hrn. Prof. Doenniges 
neuerdings so trefflich behandelt worden ist, dafs wir uns ent- 
halten können noch ein Wort hinzuzufügen. Wir beschränken 
uns deshalb darauf, die Wirkung der Differentialzölle auf die 
Hauptartikel, bei welchen sie in Anwendung kommen sollen, 
einer kurzen Erörterung zu unterziehen. 

Zweck und Wirkung der Differentialzölle soll seyn: den 
directen Handel mit den aufsereuropäischen Erzeugungsländern 
der sogenannten Colonialproducte zu beleben, und dadurch so- 
wohl die Ausfuhr deutscher Manufacte als die deutsche Rhe- 
derei zu heben. Dafs bei einem Differentialzoll von z. B. zwan- 
zig Procent, wie ein solcher jetzt auf dem in Berlin vereinig- 
ten Landtage gefordert worden ist, der Zwischenhandel zu 
Boden gedrückt werden mnfs, ist wohl als ziemlich gewifs an- 
zunehmen; es fragt sich nur: cui boro? wer hat Nutzen da- 
von? Sehen wir zuerst auf dasjenige Product, welches auch 
für die deutsche Fabrication von der höchsten Wichtigkeit ist, 
die Baumwolle. In England ist, im Interesse der Fabrication, 
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der Zoll auf rohe Baumwolle ganz aufgehoben worden; — in 
Deutschland, oder im deutschen Zollverein, wo bisher, aus 
gleicher Rücksicht, dieser Artikel frei vom Zoll gewesen ist, 
verlangt man jetzt die Besteurung der Einfuhr desselben; wes- 
halb? Soll der Aufschlagszoll auf indirect eingeführte Baum- 
wolle zunächst England zwingen Zugeständnisse zu machen, 
oder die indirecte Zufuhr aus seinen Häfen verhindern, so ver- 
gifst man, dafs die Baumwolle, welche wir von dort beziehen, 
nur zum kleinsten Theile aus englischen Colonien herrührt, 
und dafs England zu gut weifs, wie überwiegend die Vortheile 
sind welche der Markt in Liverpool jedem Baumwollen -Fa- 
brieanten darbietet, als dafs dieser sich abhalten lassen sollte, 
trotz eines Aufschlagszolles, seine Einkäufe, wenigstens zum 
grofsen Theile, dort zu machen. Soll aber dieser Zoll auf die 
Vereinigten Staaten von Nord-Amerika wirken, so übersieht 
man, dafs es diesen ganz gleichgültig seyn könne, ob Deutsch- 
land seinen Bedarf unmittelbar von ihnen, oder mittelbar über 
England beziehe; denn der Bedarf des englischen Marktes ist 
so umfangreich und se sieher, dafs der amerikanische Produ- 
cent ihn gar nicht entbehren, und in der Regel auch sicher 
seyn kann, seinen ganzen Vorraih dort abzuseizen. Im Jahre 
1846 hat Hamburg aus London und den übrigen englischen Hä- 
fen 40,431 Ballen Baumwolle, aus Holland und Belgien 1456 
Ballen eingeführt; die directe Einfuhr betrug: 
Aus New-York und Charleston 10,388 Ballen. 
- Mobile und N.-Orleans . 2,25 - 


- Westindien ee . . . „. 1456 - 
- Sk Domingo . . » .» . 2005 - 
- Brasilien . . . 2.2. 330 — 
- Valparaiso...— 390 — 
- ÖOstinden . . . De 859 — 


“ Im Ganzen 17,203 Ballen. 
ka Bremen hat die ganze Zufuhr, directe und indireete, nur 
10,949 Ballen nordamerikanischer, 790 B. westindischer, 173 
B. südamerikanischer, und 20 B. ostindischer Baumwolle be- 
wagen. Aus Amsterdam sind im J. 1845 22,400 B., und aus 
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Rotterdam 34,500 B. Baumwolle, lelztere zum grofsen Theil 
von Havre und England als Transitogut nach Deutschland be- 
stimmt, eingeführt worden. Dagegen haben die Zufuhren die- 
ses Artikels in England sich belaufen, aus: 
1846 1845 1844 
Nordamerika 976,231 1,478,140 1,229,336 B. 
Brasilien . 84,178 110,905 112,228 - 
Aegypten . 58,448 81,542 66,292 - 
Ostindien . 89,753 150,369 231,822 - 
Westindien.. 13,792 9,846 18,235 - 
1,222,402 1,830,802 1,657,913B. 
Dafs ein Markt, der solche Massen umsetzt, für Feststel- 
lung der Preise mafsgebend seyn müsse, bedarf keiner Aus- 
einandersetzung, und es ist schwer zu glauben, dafs, wenn der 
deutsche Fabrikant durch eine künstliche Vorrichtung von der 
Benutzung dieses Marktes sich selbst ausschliefsen will, der 
amerikanische Baumwollenpflanzer ihm das durch irgend eine 
Ermäfsigung des Preises am Erzeugnngsorte belohnen werde, 
Im Gegentheil, da Dieser jetzt genau zu berechnen vermag, 
um wieviel der Differentialzoll die indirecten Zufuhren ver- 
theuert, so kann er noch immer einen Theil dieses Zollbetra- 
ges beim directen Handel auf den Preis schlagen, und doch 
seines Absatzes sicher seyn. Dafs Bruder Jonathan aber Et- 
was unbenutzt lassen werde, was nur einigermafsen zu errei- 
chen steht, wird Niemand behaupten der ihn kennt; und es 
möchte der Mühe wertl seyn seine Gesichtsmuskeln zu beob- 
achten, während man ihm von einer Gefühlspolitik in solchen 
Dingen redete. Wie wichlig es ist, Chancen benutzen zu kön- 
nen, welche ein jederzeit wohlassortirter Markt für wohlfeilere 
und bessere Einkäufe als am Erzeugungsort darbietet, weils 
jeder Fabrikant am besten; ganz besonders kommt aber noch 
in Betracht, dafs die nordamerikanische Baumwolle, hinsichtlich 
ihrer Qualität, in denjenigen Gattungen welche zu den gang- 
barsten Baumwollenwaaren gebraucht werden, durch die Er- 
zeugnisse anderer Staaten von einigermafsen bedeutender Baum- 
wollenproduction gar nicht ersetzt werden kann, und dafs es 
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den angesirengtesten Bemühungen bis jelzt nicht hat gelingen 
wollen, z. B. in dem britischen Ostindien die Pflanze zu glei- 
cher Güte zu veredeln. Eben so ist es bekannt, dafs bei der 
Baumwollen-Manufactur die Verwendung gerade irgend einer 
bestimmten Sorte, abgesehen von der vorzüglicheren Qualität 
welche brasilianische und ägyptische Baumwolle zum Theil be- 
sitzen, unerläfslich ist. Wie wenig übrigens selbst die nord- 
amerikanische Production bis jetzt genüge um dem beständig 
steigenden Bedarf an Baumwolle, bei nicht ganz ergiebigen 
Erndten zu befriedigen, haben die beiden letzten Jahre bewie- 
sen, wo ein bedeutender Ausfall in den Vorräthen die Preise 
des Rohmaterials so gesteigert hat, dafs die Fabrication we- 
sentlich dadurch behindert worden ist. Sollte nun dem deut- 
schen Fabricanten der Rohstoff gar noch durch einen Differen- 
tialzoll gesleigert werden, d.h. sollte er ausschliefslich auf den 
aufsereuropäischen Markt angewiesen und dort der Willkühr 
des Producenten in der Preisbestimmung blofs gegeben seyn, 
sollte er aufserdem der deutschen Rhederei in der höheren 
Fracht einen Tribut entrichten müssen, so wäre ihm wohl eine 
jede Hoffnung benommen auf ausländischen Märkten mit dem 
englischen Fabricanten zu concurriren, der alle Mittel in Be- 
wegung selzt, um möglichst wohlfeile Waaren zu liefern. Frei- 
lich sagt man: der directe Handel werde den Absatz der deut- 
schen Manufacte auf den aufsereuropäischen Märkten erleich- 
tern, oder, wie man sich auszudrücken pflegt: er werde ihnen 
diese öffnen. Wir bekennen aber, nicht zu verstehen, wie eine 
solche Aeufserung in den Mund Derjenigen pafst, die in dem- 
selben Athem behaupten und nachweisen: dafs die Ausfuhr 
deutscher Waaren, namentlich deutscher Leinen, nach den Co- 
lonien nie so bedeutend gewesen sey als zu der Zeit da es gar 
keinen directen deutschen Handel dorthin gegeben hat, weil 
eben das Colonialsystem ihn ausschlofs; zu einer Zeit da kein 
Stück Leinen nach Havana oder Mexico, nach Brasilien oder 
Peru anders als über Cadix oder Lissabon ging. Ueber die 
Ursachen des unläugbaren Verfalles der deutschen Leinen- 
fabrication haben wir uns hier nicht weiter auszulassen, da es 
2 
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uns von unserem Thema ablenken würde; einige derselben ha- 
ben wir bereits in unserem vorangegangenen Schriftchen #) an- 
gedeutet; so viel aber mufs sich aus obiger Erwägung klar 
herausstellen, dafs Mangel an directem Handel nicht die Schuld 
tragen könne, da unsere ganze Ausfuhr nach den ehemaligen 
spanischen und portugiesischen Colonien, die früher über die 
Mutterländer ihren Weg nehmen mufste, jetzt in geradester 
Richtung dahin geht. Eben so wenig liegt irgend ein Grund 
vor anzunehmen, dafs man in Cuba, in Rio de Janeiro etc. ein 
Stück unserer theureren Waare blofs deshalb kaufen werde, 
weil wir uns die Mühe geben wollen, die dortige Baumwolle 
in deutschen Schiffen abzuholen. Es ist schon an und für sich 
falsch zu glauben, dafs der Handel nur in einem unmittelbaren 
Austausch der Erzeugnisse des einen Landes gegen die des an- 
dern bestehe; vielmehr wird es sich dem aufmerksamen Beob- 
achter herausstellen, dafs Dasjenige was man die günstige oder 
ungünstige Handelsbilanz zu nennen pflegt, von nichts Ande- 
rem herrührt als daher, dafs man seine Einkäufe oft in dem 
einen Lande und seine Verkäufe in einem andern bewerkstel- 
ligt, wobei zuletzt für Alle ein Vortheil übrig bleiben kann. 
Nach der gewöhnlichen Ansicht über diese Frage liefse sich, 
ihr gegenüber, mit gleichem Recht behaupten, dafs im Privat- 
leben die günstige Bilanz, welche Bäcker und Schlächter in der 
Regel aufzuweisen haben, die meisten Haushaltungen ruiniren 
müfste. Es wäre äufserst interessant und lehrreich, die Be- 
wegungen des Welthandels und die Ausgleichungen welche in 
diesen Bewegungen vorgehen, einmal in einer zuverlässigen 
Uebersicht zusammengestellt zu sehen; gewifs würde Nichts 
mehr als eine solche Arbeit zu einer richtigen Anschauung der 
betreffenden Verhältnisse führen. Soviel ist aber unbestreitbar, 
dafs der Absatz einer jeden Waare von dem Verhältnifs ihrer 
Güte und ihres Preises zu dem Bedürfnisse derselben abhängt, 
dafs also, wenn wir baumwollene Waaren mit möglich gröfstem 
Vortheil verkaufen wollen, wir uns die Hand frei halten müssen, 





*) Quid faciamus nos? Deutschland, England und der freie 
Handel. Berlin 1846. p. 28 f. 
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um den nöthigen Rohstoff überall, zu jeder Zeit, in der voll- 
ständigsten Auswahl, zu den billigsten Preisen einkaufen zu 
können, weil hierin die Bedingungen einer guten und wohl- 
feilen Verarbeitung wesentlich mit enthalten sind; dafs wir 
uns also auch nicht durch Differentialzölle von denjenigen 
Märkten ausschliefsen dürfen wo diese Bedingungen am häu- 
figsten sich vereinigen, um den Producenten uns preiszugeben, 
die nun berechnen können, wie hoch sie mit Sicherheit des 
Absatzes ihren Preis steigern dürfen, — um uns die Frachten 
zu Gunsten der Schiffseigenthümer, sey es wegen der Fahrt 
nach einem bestimmten Hafen, sey es wegen der Flagge die 
sie führen, zu vertheuern. 

Aehnlich verhält es sich mit Indigo. Von diesem Färbe- 
stoffe sind im vorigen Jahre in Hamburg im Ganzen 6,400 Ki- 
sten und davon direct nur 200 Kisten zugeführt worden, Sehr 
möglich, selbst nicht unwahrscheinlich, dafs die erzwungene 
Verwandlung dieses Handels von einem indirecten in einen 
directen, das Ausbleiben der deutschen Käufer von den engli- 
schen und holländischen Auctionen, dort empfindlichen Eindruck 
machen möchte; noch weit gröfser aber wird der Schaden seyn 
den die deutsche Industrie durch ein solches Verfahren erlei- 
den mufs. Wenige Zweige derselben haben einen so hohen 
Aufschwung genommen wie die Tuchbereitung; wenige sind 
von gröfserer Bedeutung für die Hauptquellen des National- 
wohlstandes; in wenigen ist auf den ausländischen Märkten, 
namentlich auf den amerikanischen, die Concurrenz der deut- 
schen Waaren mit allen übrigen so erfolgreich gewesen wie 
in dieser. Fragen wir nun einmal unsere Tuchfabricanten, 
welche Zukunft sich ihnen eröffnen würde, sollten sie wegen 
ihres Bedarfes an Indigo auf dasjenige ausschliefslich ange- 
wiesen seyn, was ihnen die directe Zufuhr bringt, sollten die 
nächsten, die wohlfeilsten und bestassortirten Märkte ihnen 
verschlossen werden? Wir müfsten uns gar sehr irren, wenn 
wir nicht bei den bevorstehenden Verhandlungen am Vereinig- 
ten Landtage gegen Differentialzölle dieser Art sie sich ent- 
schieden erheben sehen würden. 

2% 
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Blicken wir nun von diesen für unsere eigene Fabricalion 
unentbehrlichen Stoffen auf die zum unmittelbaren Verbrauch 
dienenden Colonialproducte, und zwar zuerst auf Kaffee, für 
welchen Hamburg den bedeutendsten Markt darbietet *). Was 
zunächst den Java-Kaffee angeht, diejenige Gattung also, 
die fast nur durch Vermittelung Hollands zu beziehen ist, so 
liegt seine Unentbehrlichkeit eben so sehr in seiner eigenthüm- 
lichen Qualität, als in der grofsen Quantität, in welcher er 
schon jetzt in den nördlichen Theilen der Zollvereins - Staaten, 
namentlich aber in den Rheinlanden, consumirt wird. Es ist 
eine allgemeine kaufmännische Erfahrung, dafs die Vorzüglich- 
keit des Java-Kaflee’s im Geschmacke die brasilischen und 
westindischen Sorten so weit hinter sich läfst, dafs da wo 
jener einmal bekannt geworden, alle anderen, selbst die wohl- 
feileren Gattungen fast ganz verdrängt werden; nur Si. Do- 
mingo und Venezuela erzeugen einen Kaffee, der dem aus Java 
einigermafsen gleichkommt. Dagegen ist in diesen letzteren 
Staaten die Kaffee-Production nicht nur an und für sich be- 


— — — — 


*) Die Einfuhr von Kaffee und Zucker auf den Hauptmärkten Europa's 
in den Jahren 1845 und 1846 und die Vorräthe am Schlusse dieser Jahre 
betrugen: 




















Kaffee Zucker 

Einfuhr | Vorrath | Einfuhr | Vorrath 

EHER 1845| 1816| 1845 | 1846 | 1845 | 1846 

AEIFHEI FAR SAH 
Hamburg - -» . . | 685| 65,0| 16,0] 13,01 885 72,5 | 17,01 10,0 
Bremen .. | 13,4 2 4,2) 26 
Amsterdam . | 81 
Rotterdam 5.5 
Antwerpen . ; 13,7 
Havre . 5,0 
Bordeaux . 1,6 
Marseille . 2,5 
Genua . | 7,4 
Livorno 1,6 
Triest . 13,6 
Gr. Britannien . 124.8 





Total 152,4 | 154,2 1254 31,6 1 1290,8| 211,6) 195,9 
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schränkt, sondern sie wird vollends unsicher durch die so 
häufig dort vorkommenden gewaltigen Natur-Ereignisse und 
dadurch herbeigeführte Mifserndten; sie werden also auch nicht 
im Stande seyn, die, in Folge des Ausschlusses alles Java- 
Kaffee’s entstandene Lücke zu decken, und die Consumenten 
würden entweder auf die schlechteren amerikanischen Sorten 
angewiesen seyn, oder wenn diese, wie wahrscheinlich, nicht 
ausreichen sollten, dennoch zum Java-Kaflee zurückkommen 
müssen. Hiedurch aber würde, da der vorgeschlagene Auf- 
schlagszoll aus vielen ‚Gründen ein gewisses, auf den Ver- 
brauch des einzelnen Consumenten wenig Einflufs habendes 
Maafs nicht überschreiten kann, die Maafsregel, sofern sie 
einen Ausschlufs beabsichtigt, fast ganz vereitelt werden, und 
nur eine beschränktere Einfuhr auf Kosten des Consumenten, 
ohne wahren Gewinn, herbeigeführt seyn. Dafs der höhere 
Preis allein den Java-Kaffee, bei dessen sonstigen Vorzügen, 
nicht ausschliefst, das beweiset am besten der Umstand, dafs 
derselbe schon jetzt um 20 pCt. theurer geworden und die 
Consumtion dennoch im Wachsen geblieben ist. Was ferner 
dazu beitragen würde, jene Maafsregel zu entkräften, ist die 
Quantität in welcher der Java-Kaffee in Deutschland vertrunken 
wird und die so bedeutend ist dafs, will man nicht den Ver- 
brauch von Kaflee überhaupt, sey es durch die Unmöglichkeit 
ihn in genügender Menge herbeizuschaffen,, sey es durch über- 
mäfsige Steigerung des Preises, beschränken, abermals den 
Java-Kaffee nicht entbehren kann. Wir glauben nicht weit von 
der Wahrheit zu bleiben, wenn wir die in den letzten Jahren 
von Holland rheinwärts verschickten Quantitäten Kaffee auf 
durchschnittlich 45—50 Millionen Pfund im Jahr veranschlagen; 
rechnen wir dazu, dafs von den (nach der Liste der Börsen- 
halle No. 10,741, vom 5. Januar 1847) aus europäischen Häfen 
im vorigen Jahre in Hamburg eingeführten 14,500,000 Pfund 
mindestens 12 Millionen Pfund Java-Kaffee waren, und fragen 
dann: woher man den Ersatz einer solchen Menge zu nehmen 
denke, da es notorisch ist dafs, aufser von Java-Kaffee, nir- 
gends grofse Lager sind und die amerikanischen Productions- 
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länder ihre jährlichen Producte bisher noch immer alle ver- 
kauft haben? Man erwäge, dafs, aufser Java und Sumatra, in 
den Jahren 1843 und 1844 durchschnittlich 


Brasilien . . . . . eirca 160 Millionen Pfund 
St. Domingo . . 2. —88 - - 
Venezuela . . 2 2686 - - 
Portorico und Cuba . - 40 - - 





Zusammen nur - 264 Millionen Pfund 
producirten, während der Consum beiläufig 400 Millionen Pfund 
betrug, und dafs notorisch nicht in der: Production, wohl aber 
in der Consumtion eine grofse Zunahme Statt gefunden hat *); 
sollen nun an dieser Masse, welche bisher ohnehin ihren regel- 
mäfsigen Absatz fand, künftig auch die Rheinlande mitzehren, 
so wird man sich von selbst sagen können, welchen Einflufs 
das auf die Steigerung der Preise haben müsse. Man wird 
einwenden, dafs Brasilien und die übrigen Länder dann nicht 
säumen würden ihre Production gehörig zu steigern um auch 
die Märkte allein versorgen zu können; aber theils mufs man 
die bekannte Indolenz der Pflanzer in Anschlag bringen, die 


*) Allgemeine Kaffeeproduction und Consumtion in den Jahren 1843 
und 1844 in runden Zahlen: 


An Kaffee produeirte: Consumtion betrug 1843 in: 
Brasilien. . . . . J60 Mill. Pfd. | Belgien . . . . .  31Mill.Pfd. 
Java... ..2..6490 - - [Holad . ..».. 21 - - 
Surinam . . 2.2 ...8 = - | Preufsen,norddeutscher 
Hayi . ». 22.:..38- - Zollverein, Schwei, 140 .. 
Cuba und Portorico. 40 - - ein Theil Oestreichs 
Venezuela . . .. % - - Norwegen 
Ceyon . . .»... 10 - . - Schweden 
Britisches West-Indiien 8 - - | Dänemark —— 
Französische Colonien 3 - - Rufsland 
Arabien . .»..6- - Frankreich . . ». . 32- - 
Philippinen und West- England . ». 22. 6- - 

küste Amerikas . . 1 - —- | Nordamerika. ... 0 - - 
425 Mill. Pfd. | Süd-Europa . . .. 52 - - 
- 400 Mill. Pfd. 


Im J. 1844 stieg in Nord-Amerika der Verbrauch auf 140 Mill. Pfd.; 
dagegen hat Cuba, das im J. 1843 23 Mill. Pfd. producirte, im J. 1845 nur 
eirca 7 Mill. Pfd. produeirt. 
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es bequemer finden werden ihre Vorräthe um den doppelten 
Preis zu verkaufen, als ihre Anstrengungen zur Vermehrung 
ihrer Vorräthe zu verdoppeln; theils dafs die, in der Ertrags- 
fähigkeit des Bodens und dem Vorhandenseyn der Arbeitskräfte 
liegenden Bedingungen, bei weitem nicht überall in ausreichen- 
der Menge sich erfüllt finden, um die Kaffeeproduction nach 
Maafsgabe des wachsenden Begehrs zu steigern. Dafs dieses über- 
haupt nicht sofort geschehen könne, bringt schon der Umstand 
mit sich, dafs Kaffeepflanzungen erst nach A—-5 Jahren einen 
vollen Ertrag liefern. Man sehe in der That nur darauf zu- 
rück, wie die Kaffee-Preise standen ehe die holländisch - ost- 
indischen Colonien mit in Concurrenz traten, wie erst durch 
die ungeheuren Zufuhren dieser ein sonst beispiellos niedriger 
Preis herbeigeführt wurde *), und wie dann im vorigen Jahre 
ein nur vorübergehendes Zurückhalten des Ueberflusses in der 
Java-Production auf eine Steigerung der Preise aller Kaffee- 
sorten um 15--20 pCt. hinwirkte! Auch im Anfange dieses 
Jahres (1847) hat die Meinung, dafs die nächste Auction der 
holländischen Maatschappey kleiner seyn würde als gewöhnlich, 
alle Kaffeesorten um }—ı Schilling pro Pfund vertheuert. 

Werden nun dergestalt die Preise bedeutend, namentlich 
noch dadurch erhöhet, dafs bei der verminderten Quantität 
alle Kaufleute zu gleicher Zeit bemüht seyn werden sich ihren 
Vorrath zu sichern, so mufs entweder die Consumtion wesent- 
lich beschränkt werden, wodurch aber auch den directen Zu- 
fuhren, die man doch begünstigen will, Eintrag geschieht oder 
— und das ist das Wahrscheinlichere — der Java-Kaffee wird, 
trotz des Zollaufschlages, wohlfeiler zu haben seyn als jeder 
andere, und dieses, zusammengenommen mit seinen sonstigen 
Vorzügen, dessen Consum sogar vielleicht noch bedeutend ver- 
mehren. 

Es wird aber auch nicht schwer seyn nachzuweisen, dafs 
die ganze Maafsregel, eine so empfindliche Störung der Han- 


*) Im Jahr 1834 war der Preis von gut ordinairem Domingo - Kaffee in 
Hamburg noch 6% Schilling Banco p. Pfd. (circa 6 Sgr.); im J. 1835 galt 
er 5, im 3. 1844: 3; zu Ende 1846: 3} Schilling Banco p. Pfd. 
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delsverhältnisse für Holland sie zuerst hervorbringen möge, 
dennoch die beabsichtigte Wirkung, als eine bleibende, nicht 
nur gänzlich verfehlen, sondern vielleicht ein geradezu entge- 
gengesetztes Resultat herbeiführen kann. Die erste Ausgleich- 
ung würde in der Art eintreten dafs, sobald die Rheinlande, 
anstatt Java Kaffee aus Holland zu beziehen, auf den amerika- 
nischen ‘Märkten als Käufer auftreten, dort den Preis steigern 
und die directen Zufuhren in Hamburg — sage um 20 Millio- 
nen Pfund — schmälern, alsdann der Kaufmann in Berlin und 
Magdeburg sich direct nach Holland wenden wird, wo er den 
Kaffee vermuthlich um so viel billiger erhalten kann als der 
Differentialzoll beträgt. Noch viel gewisser dürfte sich dieses 
Resultat in Bezug auf die nordischen Staaten, Dänemark, Schwe- 
den, Norwegen und Rufsland herausstellen. Diese Staaten, 
welche sich jetzt zum gröfsten Theil aus Hamburg, als dem 
ersten Kaffeemarkt im Norden Deutschlands, mit amerikani- 
schem Kaffee versehen, werden, sobald, aus den angeführten 
Gründen, die Preise desselben bedeutend höher, die Vorräthe 
dagegen geringer geworden seyn sollten, sich genöthigt finden 
der Consumtion von Java-Kaflee sich zuzuwenden, und dann 
denselben zu wohlfeileren Preisen direct von Holland beziehen. 
Darunter würde aber nicht nur Hamburg leiden, sondern in 
vielleicht noch gröfserem Mafse die deutsche Industrie, deren 
Erzeugnisse an den Käufern aus jenen Ländern jetzt in Ham- 
burg bedeutende Abnehmer finden, was aufhören dürfte sobald 
die Käufer, die nun nicht länger in gewohnter Weise mit allen 
ihren Bedürfnissen sich dort versorgen können, ganz aus- 
bleiben, oder doch in spärlicherer Zahl sich einfinden sollten. 

Endlich ist nicht aufser Acht zu lassen dafs, bei einem 
einigermafsen wirksamen Differentialzoll, etwa von 2 Thalern pro 
Centner, die Umgehung desselben dadurch leicht möglich wird, 
dafs man Java-Kaffee z. B. nach den Vereinigten Staaten und 
von dort zurück zur Einfuhr in den Zollverein verschifi, was 
unter so viel billigeren Bedingungen geschehen kann dafs, den 
ermäfsigten Preis des holländischen Colonial-Kaflfee’s gegen- 
über dem gesteigerten der anderen Productionsländer, mit in 
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Anschlag gebracht, jener am Bestimmungsorte nicht viel theu- 
rer als dieser zu stehen kommen könnte. Z. B.: 
2 Rthir. pro Centner giebt p. ton von 2000 Pfd. Rthir. 40 
dagegen: 
Fracht von Holland nach Amerika und zurück 
nach Hamburg & Lst. 3. p. ton . . . . . Rthir. 21 


Assecuranz auf Rthlr. 150 à 3plt. . . 2... -- 7.15 
Zinsen 6 Mt. 24 plt.. » 2 2 2 2 2 2 0. - 6 
34. 15 


Der Zwang also den man durch die fragliche Mafsregel 
gegen Holland zu üben denkt, wird solchergestalt wieder sehr 
geschwächt erscheinen und die Erwägung, wiefern sie über- 
haupt zur Erreichung ihres Zweckes dienen könne, auf's Neue 
nöthig machen. Dafs in Bezug auf England die Belastung der 
indirecten Zufuhr von Kaffee mit einem Aufschlagszoll von fast 
gar keiner Bedeutung sey, geht aus dem Umstande schon her- 
vor, dafs überhaupt nur sehr wenig von diesem Producte aus 
englischen Häfen in Deutschland eingeführt wird, und regel- 
mäfsige Bezüge von dorther überall nicht Statt finden. 

Bei Zucker, um endlich noch dieses so wichtigen Pro- 
ductes zu erwähnen, sind die Verhältnisse an sich zwar andere 
als beim Kaffee, das Resultat von Differentialzöllen, auf ihn 
angewendet, dürfte jedoch kaum verschieden von jenem seyn. 
Hinsichtlich Zuckers ist die Abhängigkeit des Zollvereines von 
den Zufuhren aus den holländisch-ostindischen Colonie'n aller- 
dings viel geringer; dagegen sind die Niederlande hierin auch 
bei Weitem nicht so sehr auf den deutschen Consumenten an- 
gewiesen. Was den ersteren Umstand betrift, so ist die di- 
recie Zufuhr in deutsche Häfen bei keinem Artikel so bedeu- 
tend wie bei Zucker. Selbst die Siedereien im Zollverein 
haben sich, unter dem Schutz des ihnen bewilligten bedeuten- 
den Rabattes am Einfuhrzoll, schon mehr an directe Bezieh- 
ungen aus Amerika für eigene Rechnung gewöhnt, so dafs 
in der That der Handel mit Rohzucker dort beinahe aufgehört 
hat ein allgemeiner zu seyn, vielmehr sich in den Händen 
einer verhältnifsmäfsig nicht sehr grofsen Zahl von Siedereien 
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beschränkt findet. Diese werden sich also einen Differentialzoll, 
welcher die indirecten Zufuhren trifft, als eine erhöhete Begün- 
stigung gern gefallen lassen, um so mehr als, bei der Natur 
ihres Betriebes, der Ursprung des Rohstoffes ihnen so ziemlich 
gleichgültig seyn kann und eine jede Gattung, sobald nur 
im Preise kein Unterschied ist, für sie dasselbe Resultat giebt. 
Ja, selbst insofern der holländisch -ostindische Zucker theil- 
weise unentbehrlich wäre, würden der directen Einfahr keine 
wesentlichen Hindernisse im Wege stehen. Die Production 
dieser Pflanze ist auf-Java weit mehr in den Händen von Pri- 
vaten als beim Kaffee, den die Regierung fast monopolisirt hat; 
letztere vermag also auch nicht einen solchen Zwang auf den 
Preis zu üben und der, auf der Ausfuhr unter fremder Flagge 
lastende Differentialzoll, wird zum grofsen Theil durch die ge- 
ringere Fracht, zu welcher die deutschen Schiffe fahren können, 
wieder ausgeglichen. 

Auf der andern Seite wird Holland eine Beschränkung 
seiner Ausfuhr von Rohzucker nach den Zollvereins - Staaten 
am leichtesten verschmerzen können, da es schon jetzt fast 
seine ganze Zufuhr von Java-Zucker selbst verarbeitet, so dafs 
im vorigen Jahre, von 176 Millionen Pfund als Rohstoff einge- 
führten Zuckers, nur 40—50 in rohem Zustande wieder aus- 
geführt worden sind. Zum Theil mag hierauf wohl der Tractat 
mit Rufsland vom September vorigen Jahres eingewirkt haben, 
durch welchen Holland dort die Zulassung seiner Raffinaden 
erlangt und in Folge dessen es noch 6,500,000 Kilogramme 
(13 Millionen Pfund) vor dem Schlusse der Schifffahrt hinge- 
führt hat. Aber auch bei England wird es ihm vermuthlich 
gelingen durchzusetzen, dafs es seine raffinirte Zucker, als 
seyen sie nicht nur Fabricat sondern selbst Product des Mut- 
terlandes, einführen dürfe. Nach Artikel 1. des englisch-hol- 
ländischen Vertrages vom 27. October 1837 sollen nämlich die 
verschiedenen Erzeugnisse der contrahirenden Staaten gegen- 
seitig unter denselben Abgaben zugelassen werden, unter wel- 
chen irgend einer andern Nation die Einfuhr gestattet ist; als 
Erzeugnifs (produce) eines gewissen Landes gilt aber, selbst 
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nach der englischen Navigations - Acte, auch die Waare die 
dort aus dem Rohstoffe fabricirt worden ist. Allerdings haben 
bis jetzt die englischen Zollbehörden die Zulassung noch ge- 
weigert; die holländische Regierung hat aber nachdrückliche 
Vorstellungen deshalb erhoben und bei der Richtung, welche 
die englische Handelspolitik jetzt verfolgt, ist ein günstiger Er- 
folg kaum zu bezweifeln. 

Dafs bei einem in der Zufuhr eintretenden Ausfall von 
40—50 Millionen Pfund — denn so viel wird jährlich doch an 
Java-Zucker in die Zollvereins-Staaten eingeführt, — eine 
Preiserhöhung in dem begünstigten Product anderer Länder 
zum unmittelbaren Nachtheil des Consumenten eintreten müfse, 
bedarf wohl kaum einer Nachweisung; aber angenommen selbst, 
es werden, bei Ausführung der beabsichtigten Maafsregel der 
Differentialzölle, die Nachtheile für Holland weit empfindlicher 
seyn als für den Zollverein, was wir, nach dem Angeführten, 
entschieden bezweifeln, so fragt es sich doch noch, wiefern 
der Zweck einer gütlichen Einigung dadurch gefördert werden, 
oder das Resultat nur darin bestehen würde, sich gegenseitig 
wehe zu ihun? Es kommt hier nämlich das jetzige Colonial- 
System Hollands in Betracht, durch welches seine Existenz 
als Staat und seine Handelswichtigkeit in diesem Augenblick 
so wesentlich bedingt sind, dafs es ihm unmöglich seyn dürfte 
plötzlich davon abzugehen, auch wenn dasselbe nur durch 
anderweitige Opfer aufrecht zu erhalten wäre. 

Wie fast unglaublich grofs die Productionskraft Java’s und 
der dazu gehörigen Inseln sey, kann im Allgemeinen als be- 
kannt vorausgesetzt werden. Nach Soetbeer*) hat die Aus- 
fuhr des niederländischen Ostindiens an den wichtigeren Colo- 
nial-Producten seit 1826 in folgender Progression zugenommen: 

Kaffee. Zucker. Indigo. Cochenille. Taback. 
1826: Pfd. 45,341,000 2,400,000 10,240 — — 
1830: - 38,499,000 14,485,000 12,000 — — 


a — 


*) Statistik des Hamburgischon Handels, 3ter Theil. Hamburg 
1846, p. 302. 
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Kaffee. Zucker. Indigo. Cochenille. Taback. 

1835: Pfd. 62,249,000 58,594,000 587,128 — 
1840: - 141,500,000 126,750,000 2,124,000 7,800 1,300,000 
1841: - 120,250,000 130,750,000 1,800,000 21,000 1,400,000 
1842: - 126,750,000 110,500,000 1,600,000 30,400 2,600,000 
1843: - 127,250,000 118,250,000 1,900,000 63,100 5,250,000 
1844: - 155,000,000 126,000,000 1,600,000 53,000 5,700,000 

Im Jahr 1845 betrug, nach amtlichen Angaben, die Pro- 
duction von Kaffee auf Java 1,021,667 Picul oder (a 125 Pfund) 
127,708,375 Pfd. wovon 109,772,250 für Rechnung der Regier- 
ung und 17,936,125 Pfd. für Rechnung von Privaten; die Pro- 
duction von Zucker 144,295,000 Pfund wovon 110,654,125 Pfd. 
für Rechnung der Regierung, 33,639,875 für Rechnung von 
Privaten; die von Indigo 1,539,867 Pfd. für Rechnung der 
Regierung und nur 5,186 Pfd. für Rechnung von Privaten. Bei 
der Gründung der Handels- Maatschappey im J. 1823 ist nun 
dieser der ganze Ertrag der für die Regierung geerndleten 
Producte zum Verkauf im Multerlande, mit fast gänzlichem 
Ausschlusse der holländischen Kaufleute selbst, übertragen 
worden, und der Nachdruck mit welchem die Gesellschaft ihre 
Geschäfte betrieben hat, ist von den bedeutendsten Erfolgen 
begleitet gewesen. Der Ertrag der Erndten ist von kaum 
84 Millionen Gulden im J. 1826 auf beinahe 66 Millionen im 
J. 1845 gestiegen und die Verkäufe haben im letzteren Jahre 
einen Reinertrag von 33,104,347 holl. Gulden ergeben. Die 
holländische Seehandelsflotte bestand zu Anfange dieses Jah- 
res aus 1250 Schiffen mit einem Gehalt von 150,000 Lasten 
(a 4000 Pfd.), sämmtlich in Holland erbaut und ausgerüstet, 
und hatte die Maatschappey, während der bezeichneten 22 Jahre 
ihres Bestehens, 835,000 Schiffslasten expedirt, der holländi- 
schen Rhederei 121 Millionen Gulden an Frachten und den 
holländischen Versicherern 15 Millionen Gulden an Assecuranz- 
prämien gezahlt, neben der Gefahr die sie für ihren Theil bei 
jedem Schiffe selbst übernimmt. Aus diesen Zahlen geht schon 
hervor, ein wie grofser Theil des Nationalwohlstandes in der 
Handels-Maatschappey stecke, und die Rede mit welcher deren 
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Präsident die Versammlung der Aclionaire am 9. December vor. 
Jahres eröffnete, ist deshalb voll von Ausdrücken der Zufrie- 
denheit über die jetzige allgemeine Lage des Handels, der 
Schifffahrt und der Industrie, verglichen mit dem im J. 1824 
zur Zeit der Errichtung der Gesellschaft. Dazu kommt aber 
vor allen Dingen, dafs auf dem Systeme: den ganzen Verkehr 
der Colonie’n dem Mutterlande ausschliefslich zuzuwenden und 
deshalb das ganze Quantum von Producten, worüber die Re- 
gierung zu verfügen hat, fast ausschliefslich nach dem Mutter- 
lande zu verladen, in den Colonie’n selbst aber nur geringe 
Quantitäten zum Verkauf zu bringen — dafs auf diesem Sy- 
steme, sagen wir, jetzt das ganze holländische Finanzwesen 
beruht und es nur dadurch möglich wird, die Mittel zur Ver- 
zinsung einer ungeheuren Staatsschuld herbeizuschaffen. Die 
Furcht, hierin durch eine Veränderung Etwas zu gefährden, 
hat auch schon eine Verlängerung des bestehenden Contractes 
der Regierung mit der Gesellschaft um 6 Jahre (von 1848 bis 
1854) herbeigeführt und steht eine weitere Verlängerung bis 
1874 in Aussicht. Es ist nämlich, in jener Versammlung, der 
Regierung aus den neuen Fonds der Maatschappey ein Darlehn 
von zehn Millionen Gulden zu 4 pCt. bis zum J. 1874 bewil- 
ligt worden, und soll der erwähnte Contract, wodurch der 
Maatsschappey die Consignationen Jener an Kaffee, Zucker, 
Indigo und Gewürze ganz und ausschliefslich, die aller übrigen 
Artikel aber insofern zugesagt sind, als sie aus den Colonie’n 
für Rechnung der Regierung nach dem Multerlande gesandt 
werden, bis 1874 fortdauern, falls nicht die besagten zehn 
Millionen Gulden früher zurückgezahlt werden sollten. Dafs 
dieser Fall eintreten werde, wird Niemand für sehr wahrschein- 
lich halten, der erwägt, wie die Maatschappey jene Gelegen- 
heit ergriffen hat, um ihr Capital von 23 Millionen auf 333 Mil- 
lionen Gulden mittelst ihres Reservefonds (der bis 1849 eine 
Höhe von 114 Millionen Fl. erreichen soll) und mittelst neuer 
Aclien zu vermehren; der ferner erwägt, dafs der König von 
Holland Haupt-Interessent bei der Maatschappey und daneben 
unumschränkt in der Verwaltung der Colonie’'n ist, indem er 
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den General-Staaten nur über die Verwendung der jährlichen 
Ueberschüsse Rechnung abzulegen hat und endlich, dafs die 
Casse der Maatschappey ein sehr willkommenes Mittel darbiete 
um so manche Einzelnheiten im Staatshaushalte einer jeden 
weitern Controlle zu entziehen. Mit weit gröfserer Wahr- 
scheinlichkeit läfst sich annehmen, dafs nicht allein die Rück- 
zahlung jener zehn Millionen nicht vor dem letzten Termine 
Statt finden, sondern dafs eher noch eine Vergröfserung der 
Schuld eintreten werde, was den Vorrechten der Maatschappey 
stets neue Befestigung gewähren mufs. 

Wenn dieses die ihatsächlichen Verhältnisse sind, durch 
welche es zugleich der holländischen Regierung so sehr er- 
schwert, theilweise vielleicht unmöglich gemacht wird, eine 
Aenderung in ihrer Handelspolitik, wenigstens für den Augen- 
blick, eintreten zu lassen, wollen wir darum das System selbst. 
als ein vorzügliches und beglückendes preisen, blofs weil die 
Resultate sich in so grofsen Zahlen aussprechen? wollen wir 
behaupten, dafs in diesem System sich die gröfste Intelligenz 
der holländischen Nation in Handelssachen offenbare, dafs es 
mithin, von ihrem Standpunkte aus, als das ächt nationale Sy- 
stem der Handelspolitik Hollands gelten und erhalten werden 
müsse? Ganz gewifs nicht; wir zweifeln sogar sehr, dafs es 
in Holland selbst so betrachtet werde. Ist es ja dort schon 
wiederholt in Anregung gebracht worden, für einen Theil der 
Producte der ostindischen Colonien eine directe Verschiffung 
nach den Consumtionsländern selbst zu gestatten; man hat 
vorgeschlagen in Hamburg eine grofse Niederlage von Java- 
Kaffee zu begründen, weil man einsah, dafs derselbe, bei einer 
directen Anfuhr dort, durch die Ersparung der Kosten einer 
Umladung in Holland, dem Norden Europa’s leichter zugäng- 
lich gemacht und einen gröfseren Kreis von Consumenten ge- 
winnen würde; man verkannte nicht, welche unendliche Vor- 
theile durch ein ähnliches Zugeständnifs in den Vereinigten 
Staaten Nordamerika’s zu erlangen seyen, ohne dafs dem Han- 
del des Mutterlandes irgend ein Abbruch geschähe — aber 
Alles scheiterte an der Besorgnifs, dafs eine Concurrenz mit 
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den holländischen Märkten, einmal eröffnet, unwiderstehlich um 
sich greifen könnte. Das ist kein gesunder Zustand, der nur 
durch Isolirung zu erhalten ist; das ist keine Sicherheit, die 
durch ihre Schutzmittel stets zum Angriffe auffordert. Holland 
kann und darf sich nicht verhehlen, wie verletzend seine Han- 
delspolitik namentlich für Deutschland sey, verletzend in den 
materiellen Interessen wie im Nationalgefühl; es kann und darf 
sich zugleich nicht das Unnatürliche in der Lage seiner Colo- 
nien verhehlen, die in einer erzwungenen Dürftigkeit erhalten 
werden, um desto emsiger Schätze für das Mutterland zu för- 
dern; es mufs sich sagen, dafs so auf beiden Seiten die ge- 
fährlichsten Elemente für die Fortdauer eines solchen Zustan- 
des liegen, Elemente, die es selbst bereitet und in Gährung 
gesetzt hat; es muls sich sagen, dafs das Eintreten eines ein- 
zigen, keinesweges unmöglichen Ereignisses, wie etwa die 
Urbarmachung eines fremden Tropenlandes, das mit Java an 
Fruchtbarkeit sich zu messen vermöchte, hinreichen kann, um 
seinen Markt zu entvölkern, den ein Jeder um so eiliger ver- 
lassen würde, je gröfser und widerlicher der Zwang gewesen, 
der ihn daran gefesselt hielt. Ist also, bei der eigenthümlich 
gespannten Lage Hollands, eine sofortige und durchgreifende 
Aenderung seiner Handelspolitik unmöglich, so dürfte dieser 
Staat doch wohl darauf Bedacht zu nehmen haben, wie er all- 
mählig einlenke, um sich nicht die Sympathien befreundeter 
und slammverwandter Völker zu entfremden, Sympathien, die 
im Handel und Wandel eben so wenig zu enibehren sind, wie 
in allen anderen geselligen Verhältnissen. Wenn wir hiernach 
einen Vorschlag zu machen hätten, so wäre es der: dafs Hol- 
land damit anfinge, die Einfuhr von deutschen Erzeugnissen 
jeglicher Art in-seinen Colonien, jährlich, durch eine gewisse 
Anzahl deutscher Schiffe zu gestatten, welche Schiffe Rück- 
frachten von Colonialerzeugnissen in Consignation an die Maat- 
schappey einnehmen dürften, ohne in irgend einer Beziehung 
mehr als die Nationalschiffe belastet, oder mindestens anderen 
als sehr mäfsigen Abgaben unterworfen zu seyn. Was Hol- 
land dagegen von Deutschland in Anspruch nehmen könne? 


32 


Wir glauben, es dürfte sich vorläufig an dem, was es von 
Deutschland hat, genügen lassen, und sollte die Vortheile nicht 
gering anschlagen, die aus der Erhaltung und Erweiterung 
seiner jetzigen Verbindung mit uns ihm erwachsen müssen. 
Dafs es auf solche Weise vielleicht auch die beabsichtigte, oder 
doch vorgeschlagene Einführung von Differentialzöllen beseiti- 
gen könnte, darauf legen wir weniger Gewicht; denn aus den 
entwickelten Gründen sind wir der Meinung, dafs Deutschland 
durch ein Mittel der Art sich selbst am meisten schaden, dafs 
es in dessen Ergreifung also keine weise Politik bewähren 
würde, und dafs es milhin in einem Kriege der materiellen 
Interessen, den nicht die besonnenste Politik leitet, auch nicht 
auf glänzende Erfolge rechnen könne. Man wird uns die Re- 
sultate entgegen halten, die Belgien erlangt hat; wir antwor- 
ten: dafs Belgiens äufsere Verhältnisse andere seyen als die 
Deutschlands, und dafs, was innere Wohlfahrt — den allein 
richtigen Maafsstab — betreffe, wir bei uns noch nicht, wie 
jetzt in Belgien, die bewaffnete Macht aufgeboten gesehen ha- 
ben, um Schaaren hungernder Bettler von den Thoren der 
Städte zurückzutreiben. 

Wir haben unseren Verhältnissen zu Holland eine längere 
Betrachtung widmen zu müssen geglaubt, denn in der That 
scheint der vorgeschlagene Zollkrieg nur noch gegen dieses 
Land ernstlich gemeint zu seyn. Gegen England konnte ein 
Differentialzoll auf Zucker bis jetzt so wenig eigentliche Be- 
deutung haben wie bei den übrigen angeführten Artikeln. Zu- 
fuhren englischen Colonialzuckers sind auf den deutschen Märk- 
ten überhaupt eine Seltenheit, und die Zufuhren fremden Zuk- 
kers in englischen Schiffen, sofern sie nur unmittelbar aus den 
Productionsländern kommen, sollen durch den beabsichtigten 
Differentialzoll nicht betroffen werden; Bezüge fremden Zuckers 
aus englischen Häfen haben bis jetzt aber einen sehr wenig 
belangreichen Umfang gehabt. Erst die neueste englische Han- 
delsgeseizgebung und die durch sie herbeigeführte Herab- 
setzung der Zuckerzölle können in dieser letzteren Beziehung 
eine wesentliche Veränderung herbeiführen, die um so nach- 
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theiliger für Deutschland werden mufs, in je‘ gröfserem Maafs- 
stabe dieses zu dem von England jetzt verlassenen Systeme 
greifen will. Gerade hier läfst sich recht schlagend nachwei- 
sen, wie wenig Diejenigen, welche als die Vorkämpfer einer 
deutsch-nationalen Handelspolitik sich hinstellen, die thatsäch- 
lichen Verhältnisse zu ergründen sich bemühen. Worüber sind 
wohl mehr bittere Klagen erhoben worden, als dafs Deutsch- 
land dem Absatz englischer Fabricate in den tropischen Län- 
dern bezahlen müsse, indem es den Zucker kaufe, welchen 
englische Schiffe von dort her als Rückfrachten nach Hamburg 
brächten — welche schneidende Vorwürfe hat Hamburg dar- 
über in zahllosen Zeitungs -Artikeln und Flugschriften erdul- 
den müssen, dafs es auf solche Weise zum Handlanger des 
englischen Handels sich mache, unter Preisgebung und Ver- 
rath aller deutscher Interessen? dafs es nur dazu diene, deut- 
sches Geld zur Bereicherung Englands aus dem Lande zu zie- 
hen! Und wie verhält sich die Sache in Wahrheit? Es war 
die grofse Klage der englischen Kaufleute, dafs sie ihre Rück- 
frachten nach einem fremden Hafen bringen müfsten, weil die 
eigenen ihnen verschlossen seyen; dafs sie auf diese Weise 
helfen müfsten im Auslande einen Markt zu begründen, mit 
dem kein anderer hinsichtlich der Auswahl sich messen konnte; 
Klagen, die so lange und so nachdrücklich wiederholt wurden, 
bis sie eine Abänderung in der einheimischen Zollgesetzgebung, 
nicht durch Erhöhung, sondern durch Aufhebung der Differen- 
tialzölle in den wesentlichsten Sätzen — trotz alles anschei- 
nend widefsprechenden Interesses der eigenen Colonien — 
veranlafst haben. Für das deutsche Inland nun hatte der Zuk- 
kermarkt Hamburgs nicht nur den grofsen Vortheil, dafs er 
den Fabriken zu jeder Zeit die benöthigten Vorräthe darbot 
und den Preisen auf allen Märkten die Waage hielt, sondern 
dafs er nothwendig eben dadurch auch den Absatz deutscher 
Erzeugnisse wesentlich fördern mufste. Der englische Rheder 
konnte so wenig wie irgend ein anderer es für einen Vortheil 
erachten, sein Schiff, nachdem es Zucker nach Hamburg ge- 


bracht, in Ballast wieder fortgehen zu lassen und den Werth 
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der Ladung nur in baarem Gelde oder Wechseln zu überbrin- 
gen; er ist vielmehr gewifs darauf bedacht gewesen, eine 
Rückfracht nach irgend einem andern Hafen, sey es einem 
englischen, sey es einem fremden, einzunehmen, und so ist 
manche Ladung deutscher Erzeugnisse unter englischer Flagge 
von Hamburg ins Ausland gegangen. Dafs dem wirklich so 
ist, dafs nicht blofs deutsches Geld für englische Waare ge- 
geben werde, sondern auch englisches Geld für deutsche Waare 
und zwar letzteres jetzt mehr als umgekehrt, das beweist sich 
ganz einfach und unwiderleglich durch den Stand des Wech- 
selcourses, der nun schon seit langer Zeit zu Ungunsten Eng- 
lands steht; wir können also uns aller theoretischen Erörter- 
ungen überheben, um darzuthun, dafs überhaupl nur wenn 
beide Theile gewinnen oder zu gewinnen hoffen können, ein 
Handel möglich sey; dafs aber Derjenige nicht immer am mei- 
sten gewinnt, der das meiste baare Geld einnimmt; dafs es 
ein Widerspruch gegen die Natur der Dinge wie gegen alle 
Erfahrungen seyn würde, zu bestreiten, dafs der Werth des 
Geldes wie der aller anderen Waaren steige oder falle, je 
nach der Gröfse seines Vorrathes zu dem der dafür zu erlan- 
genden Gegenstände. Wir enthalten uns dieser Erörterungen 
um so lieber, als es unsere Aufgabe überhaupt nicht ist, Theo- 
reme aufzustellen oder zu verfechten, die schon so unsäglich 
oft mit solcher Beweiskraft dargelhan worden sind, dafs sich 
ihr nur noch entziehen kann, wer nicht überzeugt sein will. 
Wir beschränken uns in dieser Beziehung darauf, den gesun- 
den Menschenverstand anzurufen, ob es wohl möglich gewesen 
seyn würde, dafs ein Handel der angedeuteten Art fortgeführt 
worden wäre und sich dauernd ausgedehnt hätte, wäre nicht 
die Consumtionsfähigkeit des deutschen Inlandes stärker ge- 
worden, und ob eine steigende Consumtionsfähigkeit, welche 
die Zunahme der Bevölkerung noch überragt, von steigender 
Wohlhabenheit oder von zunehmender Armuth zeuge? Wer 
über die Lehre von der Handelsbilanz sich. aus einer kurzen 
und schlagenden Zusammenstellung belehren will, dem empfeh- 
len wir die Einladungsschrift des Hrn. Directors Noback zu 
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der Prüfung der Zöglinge der Berliner Handlungs - Schule vom 
25. März d. J.; er wird namentlich in Beispielen erläutert fin- 
den, wie bei einer Ausfuhr von 20,000 Thirn. an Werth, wo- 
für die Rückfracht 25,000 Thlr. gekostet hat, das Nationalver- 
mögen sich vermehrt, bei einer andern Ausfuhr dagegen, deren ' 
Werth nur in baarem Gelde bezahlt worden, dasselbe sich ver- 
ringert habe. Wir weisen in Bezug auf die vorliegende Frage 
nur noch darauf hin, dafs gerade das Umfangreiche des ham- 
burgischen Waarenmarktes es ist, was ein beständiges Zu- 
sammentreffen von Käufern aus allen Ländern und aller Waa- 
rengattungen herbeilockt, wie wir das schon oben angedeutet 
haben. Darum ist es nicht nur möglich, sondern thatsächlich, 
dafs die Einkäufe fremden Zuckers für das deutsche Inland 
auf dem hamburgischen Markte vom Erlöse aus dem Verkauf 
deutscher Erzeugnisse auf demselben Markte bestritten werden. 
Dem deutschen Producenten kann es aber nicht nur gleichgül- 
tig seyn, ob seine Waaren unter deutscher oder englischer 
Flagge in das Ausland gehen, sondern es ist vielmehr von der 
höchsten Wichtigkeit für ihn, dafs ihm die Frachten nicht 
durch Mangel an Schiffen vertheuert und dadurch die Gelegen- 
heiten zum Absatze erschwert werden. Die neuesten, auf Er- 
weiterung der englischen Märkte berechneten Gesetze müssen 
ohnehin darauf wirken, der so eben angeführten Vortheile uns 
in grofsem Maafse zu berauben und wir brauchen nur noch zu 
Differentialzöllen zu greifen, um unsere Märkte vollends ver- - 
öden und unsere fremden Kunden nach den englischen Plätzen 
sich wenden zu sehen. 

Es ist uns, als hörten wir schon den Vorwurf: „Ihr Ham- 
burger wollt also immer nur Diener der englischen Handels- 
politik seyn, wollt Euch gefallen lassen, dafs Eure Schiffe von 
englischen Häfen unter so vielen Umständen ausgeschlossen 
oder auf's höchste belastet werden, unter denen Ihr die eng- 
lischen den Eurigen gleichstellt, wollt ruhig zusehen, wie der 
Engländer immer weiter um sich greift, den Deutschen und 
die deutschen Waaren von den fremden wie von seinen eigenen 
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begnügen, den Zucker, anstatt direct aus dem Productions- 
lande, von englischen Märkten zu holen; anstatt dafs Ihr Euch 
von England lossagt, und durch Anschlufs an Deutschland und 
eine deutsch-nationale Handelspolitik ihm die Spitze bietet 
und eine Gleichstellung in der Schifffahris - Gesetzgebung, 
Gleichstellung in allen Handelsbeziehungen Euch erkämpfet?‘“ 
Solcher und ähnlicher Reden sind zu viele gefallen, um sie 
so leicht zu vergessen, und sie berühren zu feine Saiten des 
Gefühls, als dafs sie nicht scharf eingeschnitten hätten. Das 
sey zur Beruhigung Derjenigen gesagt, welche glauben, dafs 
man in Hamburg unempfindlich gegen den Vorwurf undeutscher 
Gesinnung sey; auch ist es nur ein schwacher Trost, wenn 
man sich selbst sagt, er sey unverdient. Doch, wir wollen 
hier nicht polemisiren — „mit Worten läfst sich treff- 
lich streiten — mit Worten ein System bereiten“ — 
wir halten uns, wie schon wiederholt erklärt, lediglich an 
Thatsachen. Was nun die Schifffahrts - Gesetzgebung betrifft, 
so läugnen wir gar nicht, dafs wir es für ein grofses Glück 
erkannt haben würden, hätte man früher ein allgemeines Ge- 
setz aufgestellt, das die Rechte und Ansprüche der deutschen 
Flagge gegenüber allen fremden bestimmte. Es wäre wenig- 
stens möglich, ja, wahrscheinlich gewesen, Zugeständnisse von 
der einen durch Zugeständnisse auf der andern Seile zu er- 
langen; der rechte Zeitpunkt, um auf diesem Wege noch Etwas 
zu erreichen, ist jedoch in Bezug auf den wichtigsten Staat, 
auf England, vorüber. Die englische Navigations-Acte, dieses 
eben so scharf getadelte wie hoch gepriesene Gesetz, ist nicht 
nur vorläufig aufgehoben, sondern wir können mit ziemlicher 
Gewifsheit annehmen, dafs es bleibend und in seinem ganzen 
Umfange werde abgeschafft werden, und, wenn uns nicht Alles 
trügt, so haben wir diese Abschaffung schon in der nächsten 
Parlaments-Sitzung zu gewärtigen. Zu einer solchen Vorher- 
sagung bedarf es keiner besondern Sehergabe oder geheimer 
Mittheilungen aus dem britischen Cabinet; es bedarf nur einer 
Beachtung des Herganges in der jetzigen Behandlung der vor- 
liegenden Frage, einer Erwägung, dafs Sir Robert Peel, als 
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Mitglied der vom Unterhause zur Prüfung derselben ernannten 
Abtheilung, auf die Vernehmung des Hrn. Mac- Gregor als 
Sachverständigen hinsichtlich der einschlagenden auswärtigen 
und des Hrn. Labouchere hinsichtlich der einheimischen Ver- 
hältnisse, angetragen hat. Ueber den Sinn, in welchem er 
selbst demnächst seine Stimme abgeben wird, kann hienach 
schwerlich ein Zweifel bestehen, und eben so wenig darüber, 
welchen Ausgang die Sache im Parlament haben müsse, sobald 
Peel und seine Partei mit dem jetzigen Ministerium Hand in 
Hand gehen. Angesichts einer solchen Thatsache in diesem 
Augenblicke unsererseits mit einem Gesetz hervortreten wollen, 
das die Grundsätze aufnehmen soll, welchen Jene wegzuwer- 
fen im Begriff sind, möchte wenigstens unzeilig erscheinen ; 
auch glauben wir kaum, dafs es eine richtige Politik genannt 
werden könnte, wollte man versuchen, durch feindselige Maafs- 
regeln die dort eingeleiteten Schritte zu beschleunigen. Auf 
der andern Seite wollen wir damit noch keinesweges einräu- 
men, dafs wir ein der englischen Navigations-Acte enisprechen- 
des Gesetz als ein Glück für Deutschland und seine Schiff- 
fahrtsverhältnisse betrachten würden. Deutschland besitzt die 
gröfste Handelsflofte nächst England und den Vereinigten Staa- 
ten von Nordamerika; wirft man aber einen Blick auf die Karte, 
welche Länder sind für eine ausgedehnte Schifffahrt günstiger 
gelegen als die beiden letztgenannten, welches ungünstiger als 
jenes? Amerika, das mit England den Besitz einer weithin- 
gestreckten Meeresküste und mit Deutschland den Mangel einer 
Navigations- Acte gemein hat, folgt unmittelbar auf England 
in der Gröfse seiner Handelsflotte; Deutschland, das, mit der 
kleinsten Meeresküste, unter den seefahrenden Völkern Euro- 
pa’s im Mangel einer Navigalions-Acte oder ihr ähnlicher Ge- 
setze allein steht, überragt sie alle hinsichtlich der Zahl, 
Gröfse und Tüchtigkeit seiner Handelsflolte; wo wäre also der 
Grund zu suchen, dafs England allen anderen voransteht: in 
seiner Navigations-Acte oder in den übrigen mächtigen, un- 
zerstörbaren Elementen seiner Gröfse zur See? und wenn wir 
auch den Streit nicht aufnehmen wollen, ob diese Gröfse durch 
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jenes Gesetz oder trotz desselben sich herangebildet habe, wo 
anders als in dem vermeintlichen Schutze wäre der Grund zu 
suchen, dafs seine Kauffahrteifahrer und deren Bemannung in so 
vielen Beziehungen den unbeschützten amerikanischen und deut- 
schen weit, weit nachstehen, so dafs in allen Seestürmen die 
englischen Schiffe unendlich mehr leiden als jene, und die 
englische Rhederei unverhälinifsmäfsig schwerere Verluste an 
Fahrzeugen und Menschen zu beklagen’ hat? Wenn nun dar- 
über kein Zweifel obwalten kann, dafs in England der gebil- 
deteste und aufgeklärteste Theil der Nation die höhere Intel- 
ligenz in der Aufhebung jenes Schifffahrts-Gesetzes erblickt, 
dem er die eben bezeichneten Nachtheile grofsentheils zuschreibt, 
wenn wir sehen, dafs dieses Land sich bereitet, der von uns 
und Nord-Amerika schon befolgten Politik sich anzuschliefsen, 
was kann uns bewegen von solchen Verbündeten uns loszusa- 
gen? von wem können wir noch Widerstand gegen einen Grund- 
satz fürchten, auf den die drei ersten der seefahrenden Völker 
ihre Handelsmacht zu bauen bekennen ? 

Noch einen Umstand dürfen wir nicht unberührt lassen. 
Wir wollen einmal annehmen dafs, bei Differentialzöllen welche 
sich nach der Flagge richten, die deutsche Rhederei eine gröf- 
sere Ausdehnung gewönne, oder, wie man es auszudrücken 
pflegt, einen gröfseren Aufschwung nähme; wir wollen dabei 
aufser Acht lassen, welche Nachtheile ihr auf der andern Seite 
daraus entstehen könnten; aber wie würde, fragen wir, eine 
solche Einrichtung mit dem vielgepriesenen System einer na- 
tionalen Handelspolitik sich vertragen? Es würden sehr bald 
die lautesten, und, sagen wir es geradezu, die gerechtesten 
Klagen sich erheben, dafs, durch Ausschliefsung oder Vertheur- 
ung der fremden Frachtfahrer, die deutschen Seestaaten dem 
Inlande eine schwere Steuer auferlegten, ihm die Kosten der 
eingeführten Producte erhöheteh, die Ausfuhr vertheuerten und 
dadurch die Concurrenz auf fremden Märkten erschwerten. In 
der That sind nicht nur Besorgnisse dieser Art schon mehr- 
fach laut geworden, sondern man hat namentlich Hamburg be- 
schuldigt, dafs es in dem angeführten Buche (dem „Commis- 
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sions - Bericht“) auf die Annahme eines solchen Systemes, in 
seinem eigenen Interesse, habe hinwirken wollen. Wir wollen 
wicht weiter hervorheben, wie seltsam diese Verdächtigungen 
im Munde derselben Organe der Handelspolitik klingen, welche 
bis dahin den Differentialzöllen jeder Art am entschiedensten 
das Wort geredet haben; es beweist das wenigstens, wie unklar 
man früher hinsichtlich der nächsten Folgen eines solchen 
Systemes gewesen ist und dafs die anscheinende Bedrohung 
der eigenen unmittelbaren Interessen hinreicht, die Augen zu 
öffnen. Aber wenn wir hinzufügen, wie wir mit vollem Rechte 
es thun zu können glauben, dafs man in Hamburg keinesweges 
jenen Unterschied im Flaggenzoll begehrt, — dafs man nicht daran 
denkt, für die Rhederei einen Schutzzoll in Anspruch zu neh- 
men, den man hinsichtlich jeder andern Gewerbsthätigkeit ver- 
wirt, — dafs die Stimmen, welche sich dafür erhoben haben, 
keinesweges allgemeinen Anklang finden, so wird man sich für 
solche Angriffe in der Zukunft wenigstens einen andern Ort 
als Hamburg aussuchen müssen. Man zweifelt hier in der 
That auch nicht daran, dafs man, trotz aller Zeitungsphrasen, 
im deutschen Inlande die eigentliche Handelspolitik nicht anders 
verstehe als in den deutschen Seestädten; die tägliche Erfahr- 
ung würde hinreichen eines Andern zu belehren; ein einziges 
Beispiel möge hier genügen. Vor etwa acht oder neun Jahren, 
als die süddeutsche Presse sich auf’s lebhafteste mit Berathung 
unserer Angelegenheiten zur See beschäftigte, trat eine Anzahl 
Kaufleute in Hamburg zusammen, um, in Opposition gegen eine 
englische Gesellschaft, eine Dampfschifffahrt nach Hull unter 
deutscher Flagge zu begründen. Es galt hier einen Kampf, 
der nicht ohne bedeutende Geldopfer zu unternehmen und län- 
gere Zeit fortzuführen war; einen Kampf, ganz wesentlich im 
Interesse der deutschen Fabricanten, weil er zum Zweck hatte, 
wohlfeilere Frachten für englische Twiste zu erzwingen. Man 
suchte also für das auf Actien zu gründende Unternehmen 
Theilnehmer im Inlande; was war aber das Resultat? Nicht 
nur wurde keine einzige Actie dort untergebracht, sondern, 
da inzwischen die englische Gesellschaft schon anfing ihren 
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Frachtsatz bedeutend zu ermäfsigen, so beauftragten die deut- 
schen Fabricanten ihre Commissionaire in Hamburg, die Twiste 
für sie auf denjenigen Schiffen kommen zu lassen, welche am 
billigsten lieferten, gleichviel ob englischen oder deutschen. 
Es geriethen dadurch einige der ersten Commissionshäuser in 
nicht geringe Verlegenheit, da man das Unternehmen inzwischen 
als eine Ehrensache für die Hamburgische Kaufmannschaft auf- 
gefafst hatte und sie ihm ihre Theilnahme nicht entziehen darf- 
ten; sie waren also genöthigt, wenigstens für eine Zeitlang, 
ihr Capital dem einen, ihr gewinnbringendes Geschäft aber dem 
andern Unternehmen zuzuwenden. Wenn es dennoch allmählig 
gelang, die englische Concurrenz mit lohnendem Erfolge zu 
bestehen, so sind wenigstens der deutschen Industrie keine 
Opfer dafür auferlegt worden und einer nationalen Handels- 
politik des inländischen Fabricanten ist man in Hamburg keinen 
Dank dafür schuldig. 

Indessen sollen ja die Differentialzölle, in welchen man 
jetzt ein System nationaler Handelspolitik finden will, nicht in 
einer Bevorzugung nur der Flagge bestehen: ihr Wesen haben 
wir schon im Eingange bezeichnet. Ist es nun wirklich an dem, 
dafs in einem Anschlusse der Hansestädte an ein System der 
Art, das Heil Deutschlands in seinen Handelsbeziehungen, in 
seinen materiellen Interessen, begründet sey, so wollen wir 
von vorn herein bekennen, dafs wir in dem vollständigen Bei- 
tritte jener Städte zum Zollverein den allein rathsamen Weg 
der Ausführung erblicken. Der Grund ist ganz einfach der, 
dafs eine jede andere Weise eine halbe Maafsregel begreifen 
würde, dafs halbe Maafsregeln aber immer nur die Nachtheile 
von beiden Seiten vereinigen, und dafs, im vorliegenden Falle, 
wenn nicht der gänzliche Beitritt, eine vollends feindselige 
Spaltung die beklagenswerthe Folge seyn müsse. Bei jenem 
würde doch der Vortheil eintreten, dafs der Zollverein nun 
völlig befriedigt wäre, die Hansestädte aber die Gewifsheit 
hätten jede Wohlthat mit zu geniefsen, die der Zollverein sei- 
nen Angehörigen darbietet. Es wäre nicht unmöglich dafs diese 
Wohlthat auch in der Ertheilung der Rechte von Freihäfen be- 
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stände, und vielleicht hat eine ähnliche Vermuthung schon die 
so vorsichtige Königlich Hanover’sche Regierung geleitet, als 
sie in neuester Zeit Harburg zu einem Freihafen erhob. Welche 
gröfsere Vortheile die Hansestädte, als Freihäfen des Zollver- 
eines, diesem letztern gewähren können, als sie bei ihrem 
jetzigen Handelssysteme ohnehin thun, wissen wir zwar nicht, 
vermögen es auch nicht zu ergründen, zweifeln jedoch nicht 
dafs Diejenigen, die ihnen einen solchen Umweg empfehlen 
um im Wesentlichen auf ihren jetzigen Standpunkt zurückzu- 
kommen, genügend mit sich selbst im Reinen sind um uns voll- 
ständig darüber zu belehren. 

Ist es nicht überhaupt ein wunderbares Verhältnifs, dafs 
in einem Streit zwischen zwei Parteien, von welcher die Eine 
erklärt: es gehe ihr keinesweges nach Wunsch; die Andere 
dagegen mit ihrer Lage im Allgemeinen zufrieden ist, — dafs, 
sagen wir, unter solchen Umständen jene verlangt, es solle die 
letztere zu ihrem System übergehen, dessen Folgen bisher so 
bedenklich gewesen sind, anstatt selbst zu dem System der 
letzteren sich zu bequemen und einen allgemein befriedigenden 
Zustand herbeizuführen? Wir wollen damit keinesweges sagen, 
dafs ein solcher plötzlicher Wechsel thunlich oder empfehlens- 
werih sey; aber will man nicht auch den Hamburgern glauben, 
wenn sie sagen: „Eines schickt sich nicht für Alle — Alles 
schickt sich nicht für Einen!?‘“ will man ihnen nicht trauen, 
wenn sie sagen: wir, als Kaufleute, haben eine andere Auf- 
gabe als die Fabrikanten; wir halten es, allen Erfahrungen 
nach, für unmöglich, dafs Einer mit günstigem Erfolge zugleich 
Fabrikant und Kaufmann sey; wir wünschen nur dafs der deut- 
sche Fabrikant Alles fertige was irgend Absatz haben kann 
und es uns überlasse die besten Wege für diesen Absatz auf- 
zusuchen!? will man ihnen vorwerfen, dafs sie die deutschen 
Interessen verrathen, dafs sie eine antinationale Handelspolitik 
verfolgen, wenn sie behaupten: „die Abnahme einiger deut- 
schen Erwerbszweige rührt nicht vom Mangel an directen Ab- 
satzwegen, sondern von anderen, meist inneren, Gründen her; 
an wen die deutschen Erzeugnisse abgesetzt werden, kann dem 
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Producenten gleichgültig seyn, sobald es nur in vortheilhafter 
Weise geschieht; von wem wir die Vorräthe beziehen deren 
das Inland bedarf kann das letztere nur insofern interessiren, 
als wir darauf Bedacht nehmen dafs es auf's billigste und beste 
versorgt werde; Beides aber, vortheilhaftesten Absatz wie beste 
Versorgung, sind wir nur dann zu bewerkstelligen im Stande, 
wenn wir Verkäufer und Käufer ohne Unterschied auf unsern 
Markt zulassen, denn der Eine ist ohne den Andern nicht 
möglich.“ 

Es ist uns aus diesen und ähnlichen Gründen nicht denk- 
bar, dafs Hamburg durch ein Aufgeben seines jetzigen Syste- 
mes einer völligen Handelsfreiheit, sey es um in den Zollver- 
ein zu treten, sey es um einem System der Differentialzölle 
sich anzuschliefsen, den deutschen Handels- und Gewerbs-In- 
teressen besser dienen könne als bisher. Um nur noch ein 
Beispiel anzuführen: was kann für Handel und Gewerbe förder- 
licher, einträglicher seyn, als ein rascher Umsatz? worüber 
klagen die Ostseehäfen des Zollvereines mehr, als dafs die 
Einrichtungen desselben ihnen einen solchen raschen Umsatz un- 
möglich machen? Die Berlin- Hamburger Eisenbahn bringt jetzt 
etwa täglich 2 bis 3000 Centner ausländischen Gutes nach Ber- 
lin; das bereitwillige Entgegenkommen der Königlichen Steuer- 
behörden in Bewilligung jeder thunlichen Erleichterung hat es 
allmählig möglich gemacht, dafs diese Waarenmasse nach zwei 
Tagen, steuerlich abgefertigt, ihrer weitern Bestimmung über- 
geben werden kann. Man glaubt, nach weiterer Entwickelung 
der Betriebsmittel jener Bahn, die tägliche Einfuhr auf 4000 
Centner zu bringen, und wir wollen annehmen, dafs auch die 
Abfertigung dieser gröfseren Masse in derselben Frist bewerk- 
stelligt werde; viertausend Centner sind aber nur gleich der 
Ladung eines Schiffes von hundert Last, und wenn jetzt über 
viertausend beladene Seeschiffe jährlich in Hamburg ankommen 
und etwa drittehalb tausend beladen wieder abgehen, jedes nur 
zu 50 Last im Durchschnitt angenommen, so vermag ein Je- 
der sich selbst zu sagen, wie viel Zeit es bedürfe um diese 
nach den bestehenden Reglements des Zollvereines abzuferti- 
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gen, auch wenn man annehmen könnte dafs täglich eine gleiche 
Zahl von Schiffen käme und ginge. Ganz anders bei der jetzi- 
gen Einrichtung in Hamburg, wo es genügt, dafs der Bethei- 
ligte bei der Zollbehörde eine schriftliche Erklärung, auf ge- 
leisteten Bürgereid, über den Werth der zollpflichtigen Waare 
einreiche, um diese ohne weitere Controlle oder Revision ein- 
oder ausführen zu dürfen. Und dafs wir es nicht verschweigen: 
auf das Vertrauen an und für sich welches diese Einrichtung 
bedingt, und welches nur bei einem äufserst mäfsigen Zollsatze 
möglich ist, wird in Hamburg nicht geringerer Werth gelegt, 
als auf die Leichtigkeit die dadurch dem Verkehre zu Theil wird. 
Allerdings mögen auch Anstalten begründet werden können, die 
bei einem strengeren Zollsysteme eine weniger beschwerliche 
Controlle zulassen als die jetzige des Zollvereines ; aber gewifs 
keine die alle Vortheile der zuletzt erwähnten in gleichem Maafse 
vereinigen; und es müfsten wirklich sehr überwiegende Gründe 
eintreten diese zu verlassen, wenn man nicht blofs eine künst- 
liche Mauer aufführen will um mit dem Kopfe dagegen zu 
rennen. 

Wir haben gesagt, dafs es uns nicht einleuchten wolle, 
wie Hamburg durch ein Verlassen seines Freihandels -Systemes 
dem deutschen Vaterlande mehr nützen könne als bisher. Ha- 
ben wir damit behaupten wollen, dafs die Anwendung der Han- 
delsthätigkeit Hamburgs in Umfang und Richtung dieselbe blei- 
ben müsse? Dafs sie nicht nachdrücklicher auftreten, dafs sie 
nicht gröfsere Intelligenz beweisen könne? Gewifs nicht. Wie 
seit länger als einem halben Jahrhundert alle politischen Ver- 
hältnisse und Einrichtungen, so befinden sich auch die des 
Handels in einer vollständigen Umwälzung, die noch weit von 
ihrem Ende entfernt ist, Vor allen Dingen haben die Eisen- 
bahnen, durch eine gänzlich veränderte Handelsgeographie, den 
früheren Zustand der Dinge verrückt, haben Plätze verbunden, 
die bis dahin einander unnahbar erschienen und dadurch be- 
stehende Verbindungen gelockert oder aufgehoben, — wirken 
namentlich immer mehr auf Beseitigung aller Mittels- und Zwi- 
schenpersonen im Handel hin. Es trägt dieser Umstand gewifs 
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dazu bei, den directen Handel als den allein wünschenswerthen 
erscheinen zu lassen; wie weit mit Recht oder Unrecht, und 
wie weit eine Verwechselung von directem mit eigenem Han- 
del dabei Statt findet, wollen wir hier nicht untersuchen; dar- 
über kann aber kein Zweifel obwalten, dafs wenn der Ham- 
burgische Kaufmann die Zeichen der Zeit nicht erkennen, wenn 
er glauben wollte, nur die bisherigen Handelswege verfolgen 
zu müssen, wenn er sich in Sicherheit einwiegen sollte, als 
sey seine Vermittelung im Handelsverkehr unentbehrlich und er 
nicht vielmehr darauf angewiesen, für die Bedürfnisse des Han- 
dels und Verkehres mit unermüdlicher Umsicht die besten Be- 
friedigungsmittel aufzusuchen, dafs alsdann er sehr schnell von 
seiner jetzigen Höhe heruntersteigen und den Platz Denjenigen 
werde räumen müssen, die ihre Aufgabe besser erkennen und 
vollständiger lösen als er. Es ist aber ein Anderes, ob ein 
directer Handel vortheilhafter sey als ein Zwischenhandel, ein 
Anderes, ob es rathsam seyn könne jenen durch Differential- 
zölle zu erzwingen; und wenn wir nachgewiesen zu haben 
glauben, mit welchen Nachtheilen die letzteren verbunden sind, 
so glauben wir erst eine Widerlegung unserer thatsächlichen 
Angaben, oder eine Beseitigung der darauf gestützten Be- 
hauptungen durch überwiegende Gegengründe gewärtigen zu 
dürfen, ehe wir in dem Ablehnen eines Differentialzoll-Systemes 
eine antinationale Handelspolitik zu erblicken vermögen. Ob in . 
Hamburg sonst unmittelbare Schritte geschehen können, wodurch 
dem deutschen Gewerbfleifse noch gröfserer Vorschub zu leisten 
wäre als durch die bestehenden Einrichtungen, wissen wir nicht; 
unmöglich aber ist, dafs Hamburg irgend Etwas thue, was eine 
Lähmung der deutschen Gewerbsthätigkeit herbeiführen, was auf 
eine Schmälerung des Nationalreichthums einwirken könne. Un- 
möglich anders als unter Verkennen des dem Kaufmann zunächst 
liegenden Grundes: dafs es einträglicher sey mit einem reichen, 
vielbedürfenden, als mit einem unvermögenden Kunden Ge- 
schäfte zu machen; unmöglich also anders als unter Beiseite- 
setzung des eigenen Vortheiles; unmöglich aber auch anders 
als unter Verläugnung seiner wärmsten Empfindungen, seiner 
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ganzen bisherigen Denk- und Handlungsweise. Welche Lösung 
deshalb auch die jetzt obschwebenden Fragen finden mögen 
und wie Hamburg sich dabei verhalte, so dürfen wir erwarten, 
dafs alle Gehässigkeit und Verdächtigung fern bleiben, wie wir 
hoffen und glauben dafs nur diejenige Ueberzeugung zuletzt 
allseitige Anerkennung und Geltung erhalten werde, die auf 
dem friedlichsten Wege die Segnungen des Friedens zu ver- 
breiten geeignet ist. 
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Moch nie feit dem Beftehen des Zollvereins ftanden fich die 
beiden Syfteme, ob Freihandel oder Schußzölle, fo ſchroff gegen- 
-über als gerade jebt, wo beide fich auf dem Gebiete der Gefep- 
gebung felbit begegnen, und Jedes Ausficht zu haben glaubt, in 
größerem Maßftabe feine Verwirklichung in Deutjchland zu finden. 
Bei dieſer Lage der Sache liegt der Gedanke nahe, über das 
Weſen der Gegenjäße und verwandte Tagesfragen ein Wort zu 
iprechen. Dem Staatsmann und Abgeordneten geitattet felten feine 
Muße, bis in das Gebiet der einzelnen Tariffäße herabzujteigen, 
während feine Stellung und die Wichtigkeit des Gegenjtandes ihn 
veranlaffen, dad Grundfägliche der Frage und ihre Bedeutung, 
vom Standpunkte des Staates aus, einer Prüfung zu unterwerfen. 


Srankfurt a. M., im Februar 1851. 
AH. Ehrift. 
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EP) nie wurbe die Frage, ob Schugzölle oder Freihandel, fo lebhaft 
behandelt, und noch nie hatte Diefe Frage eine fo tiefe Bedeutung ald in der 
jüngften Zeit. Schon während des Reichsſstages war es dieſe Sache, melde 
die ganze Verfammlung, ganz abgefehen von ihrer politifchen Stellung, in 
zwei Lager theilte, und ed war dieſe Theilung und bie damit verbundene Be— 
. forgniß der Grund, daß man die Frage eigentlich nie recht zur Verhandlung 
bringen wollte. Seit dem Schluffe des Reichstags ereigneten ſich zwei That« 
ſachen, von denen jede ſchon für ſich das Intereffe diefer Angelegenheit aufs 
böcfte fpannte: der Vorfchlag zur deutfcheöfterreihifhen Zolleinigung und ber 
Kaffeler Zolltag. Diefer Zolltag ſcheitert mwahrfcheinlich wegen des Schugfuftems, 
jene Zolleinigung Tann nur gelingen durch das Schutzſyſtem. Welches find nun 
die Gründe, melde fowohl Einzelne ald ganze Völterftämme in dieſer Sache 
trennen ; welche Intereffen find durch das eine oder das andere ber beiden 
Syſteme gefördert oder gefährbet; welche Entfcheidung ift, bei gewiſſenhafter 
Prüfung der beiberfeitigen Anflchten, für das Gefammtvaterland zu fällen? 
Verſuchen wir die Löfung. 


$. 1. 


Die Frage, ob Schutzzoll ober Freihandel, ftellt zwei der fchroffiten 
Gegenftände, die im Gebiete der Gefeggebung möglih find, ohne alle Ver— 
mittlung gegenüber, da Schußzoll ein gegebenes, Freihandel ein völlig allge 
meined Verhaͤltniß voraudfegt. Soll nämlich der Schugzoll in erfter Orbnung 
feine Ginnahmöquelle fein, fondern die Beftimmung haben, eine vaterländifche 
Induftrie heranzubilden und neue Werthe zu fchaffen, fo fegt dieß die Ders 
gleihung der verfchiedenen Bölkerzuftände, und die darnach für ein beftimmtes 
Bolt zu bemeffenden Maßregeln voraus, während ed in der Natur des Frei- 
bandelfyftems liegt, auf vorhandene Zuftänve Keine Rüdficht zu nehmen, fon- 
dern vielmehr feine allgemeine, von jedem gegebenen Berhältniffe unabhängige 
Gültigkeit zu behaupten. Diefes Syſtem geht und muß von ber Boraudfegung 
ausgehen, daß unter allen Berhältniffen und für alle Verhältniffe der Frei⸗ 
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handel das Zweckmäßigſte ſei. Aller Handel, aller Verkehr, alle und jede ges 
werbliche Thätigfeit müffe auf die perfönliche Freiheit gebaut werben, und 
nur der Einzelne könne im Stande fein, das für ihn Beſte zu wählen und zu 
betreiben. Alle Vorforge der Regierung berube bier, mo es ſich einzig um 
perfönliche Befähigung handelt, und möglicherweife einzig darum handeln 
Tann, auf einem völligen Mißkennen, auf einer grundfäglich falfchen Voraus⸗ 
ſetzung. — Dieſe in dem Syſteme liegende Auffaſſung iſt aber ein Losſagen 
von allem Gegebenen, ein Mißachten von Zeit und Umſtänden, eine völlige 
Trennung vom Geſchichtlichen, ein ſich Stellen auf ven rein menſchlichen Stand- 
punkt, auf die reine Vernunft. So führt die bloße Frageftellung, ob Preis 
handel oder Schußzoll, zu einem der größten Gegenfäge unferer Zeit, zu 
der Frage, ob die Staatögefeßgebung mehr auf Vernunft, oder mehr auf 
geſchichtliches Necht zu gründen ſei. ) Allein in diefer Schärfe befteht ber 
Gegenſatz in der jegigen europäifchen, und man darf fagen, in der Geſetzgebung 
der Welt nicht mehr. Die Gefhichte ift regelmafig, wo feine MBerfälfchung 
ftattfand, die Wernunft der Vergangenheit, dad damals DVernünftige, und felbft 
das Vernunftreht muß anerkennen, Daß es feine Sagungen nicht in ideale, 
fondern nur in gegebene Verbältniffe bineinfegen Tann, und daß alfo dieſe 
gegebenen DVerhältniffe für die Vernunft vorhaudene Größen, und für ihre 
Satzungen bedingende Kräfte find. Das Spftem des Freihandels darf auch 
dieß nicht anerkennen, und muß alles Gegebene ald bedingend verneinen. Im 
dem ganzen Gebiete der Geſetzgebung aber hat man bisher ſolche Naätirrzur 
ftände bloß als Ideale betrachtet, und das Naturrecht bloß als einen Begenfland 
aufgefaßt, dem man fich nähern, den man aber fofort nicht verwirklichen konne. 

Die Frage geftaltet fih biernab in der Art, daß man unterfuchen 
muß, ob die Nationalökonomie eine folhe Wiſſenſchaft, und der Handel und 
das Gewerbemefen eine ſolche Sache fei, welche von den gegebenen Verhaͤlt⸗ 
niffen Umgang nehmen und fich auf einen idealen Standpunkt ftellen können. 
Nun fcheint aber gerade dieſe Wiſſenſchaft mac ihrem ganzen Umfang ber 
Art zu fein, Daß fie ſo recht eigentlich nut eine Erfahrungsmwiffenfchaft iſt und 
nur eine folhe fein follte. Wenige Gegenftände geftatten vie Aufftellung 
allgemeiner Grumnbfäge, und wo dies möglich ift, wie z. B. bei der Lehre vom 
MWertbe, find die Bedingungen des Allgemeinen immer nur gegebene thatſäch- 
liche Verhaͤltniſſe, und viefe Verhältniffe wieder größtentbeild örtlicher Natur. 
Allein gerade deshalb kann ein folder Say nicht allgemein fein, und man 





"Man fehe über dieſe Gegenfäge meine Abhandlung: „die Verwirklichung der dentſchen 
Natlonalgeſebgebung,“ in Der beutfäher Wiertelfahrsfheift. Jahrg. 1850, Heft 11. S. 76, 8.8. 
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wird keine gewagte Behauptung aufſtellen, wenn man ſagt, daß es in der Na⸗ 
tionaloͤlonomie Seinen allgemeinen Sah, d. h. feinen ſolchen gebe, ber die ganze 
Wiſſenſchaft beherrfcht, daß alfo auch Fein allgemeiner Theil, ver die ſchlechthin 
allgemein gültigen Säge zu enthalten hätte, aufgeftellt werden könnte, und daß 
bie relativ allgemeinen Säge durch die beſtehenden Thatfachen bedingt find. 

Iſt aber die Wiſſenſchaft der Nationaldlonsmie und noch mehr bie 
wirkliche Ausübung des Handeld und der Gewerbe eine Sache, die untrennbat 
mit der ganzen Rage der gegebenen DVerhältniffe zufammenhängt, fo kann vom 
allgemeinen Geftditspuntt aus die Frage nur noch die fein, ob der gegenwärtige 
Stand der europaͤiſchen Staaten, ihrer Gefeggebung, der Ausbildung ihrer 
Imduftrie, ihrer Mittel und Kräfte ein folcher fei, der und beftimmen follte, 
durch Aufhebung aller Zollſchranken unfer Gebiet und umfere Thätigkeit der 
freien Mitbewerbung zu öffnen, ohne Rüdficht darauf, daß Europa nicht 
- Gleiches gegen uns thut, und ohne Rückſicht und ohne Prüfung, ob unfere 
junge Gemwerbthätigteit den Kampf mit Diefem Europa aufzunehmen im Stande 
ſei. Alles viefes folgt mit imnerer Nothwendigkeit aus dem Spfteme felbft, 
denn mit irgend einem Zugeftändniffe, Daß z. B. nur in dem einen ober 
andern Zweige die Freiheit gefährlih und der Schug nothwendig fei, wäre 
das Syſtem durchbrochen und der Unterſchied beider Syſteme aufgehoben, ba 
das andere Spftem nicht den Schug des Schuged wegen, fondern nur in ber 
Art will, infoweit und fo lange verfelbe im einzelnen Falle nothwendig iſt. 
Das letztere Spftem beruht nun aber wefentlih auf der Vorausſetzung, daß 
die jegigen Staaten Europas in den die Induftrie und den Handel bebingen« 
den Verhältniffen fich nicht gleich feien, daher eine Prüfung nothiwendig, und 
ein Schuß dort und nur dort feflgefegt werben müſſe, wo die Ungleichheit 
vorhanden und zugleich für unfere Gemwerbthätigkeit nachtheilig fei. 

Bei dem Gewicht, welches fonft auf die Thatſachen und ihre Verſchieden⸗ 
beit gelegt wird, wäre die Idee, welche dem Schußzolliyfteme zum Grunde 
liegt, in den übrigen Theilen der Gefeggebung maßgebend und man würde 
den gegebenen Berhältniffen Rechnung tragen. In der Gewerbegefeggebung 
aber foll es eben auf dieſe fonft mafgebenden Dinge nicht ankommen, und 
diefer befondere Umftand führt zur Nothwendigkeit, die hauptſächlichſten Gr» 
fheinungen, die bier entfcheidend find, im Einzelnen einer Beiprechung zu 
unterwerfen. 


5. 2. 


Wer den legten und fiherften Grund für völlige Freiheit des Handels 
und der gefammten gewerblichen Thätigkeit aufjuchen will, muß zur perfün« 
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lichen Freiheit felbft zurückgehen. „Der Einzelne — jo hat Ddiefe Lehre zu 
fprechen — muß willen, mas ihm am beften frommt, und wenn ex es nicht 
weiß, kann ihm der Staat nicht helfen. Der Staat hat dazu weder ein 
Recht noch die Möglichkeit der Vollziehung, jenes nicht, weil ihm (oder richtiger 
der Familie) nur rüdjtdhtlih der Minderjährigen eine Bormundicaft zufteht, 
dieſes nicht, weil die Leitung der Intereffen aller Einzelnen die Kenntniß aller 
Einzelinterefjien vorausfegt, was, als etwas Höchftperfönliches, unmöglich ift, 
und zum Vollzuge jelbft wieder die Einzelnen erforderte. Deshalb foll fi der 
Staat um Handel und Induftrie nichts kümmern, jondern die Einzelnen ge= 
währen laflen. In dem Kampfe um fein Dafein muß jeder perfönlich einftehen, 
und der Staat hat alles getban und genug zu thun, wenn er und die Ge- 
meinden ſich der Unterliegenden und Kampfunfähigen annehmen, Der Preis 
handel ift daher der allein richtige Grundſatz, denn er ruht auf der einzigen 


Kraft, die möglicherweife Hier thätig fein kann, auf dem Willen, der Ihätigkeit, - 


der Befähigung des Individuums, — Gebe bin und verdiene bein Brod im 
Schmeiße deines Angefichts.“ 


Diefe Lehre fo geftellt, und fo muß ſie geftellt werden, begreift nicht alle 
Wirkungen in fich, die bier thätig find, Wirkungen, die der Einzelne, ja ganze 
Maſſen von Einzelnen nicht zu überwinden im Stande find. Wie, wenn der 
Einzelne mit feinem Willen, feiner Thätigkeit, feiner Befähigung nicht Meifter 
werden kann? Wie, wenn die Pläge, wo die Individuen mit ihrem beften 
Willen thätig fein wollen, alle ſchon genommen find? Und iſt diefer Lehre 
auch das Verhältniß Elar, wie der Einzelne zum Staate und umgekehrt zu — 
hat? Machen wir dieſes jo wichtige Verhältniß vor allem klar: 


Darüber bin ich aus vollem Herzen einverſtanden, daß der Staat feinen 
Handel treiben, Keine Imduftrie leiten, keinen Aderbau übernehmen foll, weil 
derjenige, welcher diefe Gefchäfte mit Umficht zu beforgen im Stande fein foll- 
mitten in dieſen Gefchäften fteben, jelbit Hand anlegen, Die Arbeit kennen, Die 
Handgriffe wiffen, Fortjchritte beachten und Mißbraͤuche aufdelen muß. ine 
Staatödienerverfammlung, die Gefchäfte des Gewerbelebens treiben joll, ift eine 
wahre Satyre auf das Leben. Vom Leben getrennt, unter Bergen von Papier 
begraben, gezwungen durch Protofollauszüge und Befchlüffe feine Meinung zu 
fagen, ift ed nicht möglich da zu wirken, wo der Augenblid entſcheidet, wo 
Rafchheit nothwendig ift, und wo man anmefend jein, mit eigenen Augen fehen 
und feine Anordnungen fchnell faffen und augenblicklich in Vollzug fegen muß. 
Allein das ift nicht die Thätigkeit des Staats, um welche es ſich bier han— 
delt, und richtig aufgefaßt, müſſen beide, ſich fonft fo ſehr entgegengeleßte 


Syſteme Hierin einverftanden fein, daß der Staat in diefer Weife fih um 
Handel um Gewerbe nicht zu befafien hat. 

Die Klarheit der Sache forbert alfo, Daß man dieſes Selbitbefchäftigen 
des Staates vorerft ausſcheide, wenn von ber Stellung des Staats zu den 
Individuen im Staate Die Rede fein fol. Der Einzelne, der das Mecht der 
individuellen Freiheit ald fein Recht in Anfpruch nimmt, muß auch dem Staat 
das gleiche Recht geftatten, denn auch der Saat ift ein Individuum, eine Per- 
fönlichfeit, die ihr Xeben, ihren Beruf, ihr Recht und ihre Pflicht bat. Nur 
dadurch, daß beide Perfönlichkeiten, der Einzelne und der Staat, fich wechſel—⸗ 
feitig anerkennen, Eommt Wahrheit in die unklare Stellung beider zu einander. 
Ehemald war regelmäßig der Staat fich alles, und der Einzelne wurde entweder 
garnicht, oder völlig untergeoronet beachtet, jet will das Individuum alles fein. 

Die Ausfohnung liegt darin, daß beide Weſen, Staat und Einzelner, 
- gegenfeitig ihre Berfönlichkeit anerkennen, und daß die Perföulichkeit beider aus 
venfelben Beitanbtbeilen befteht und diefe nur in der Art ihrer Aeuferung 
verichieden find. Das Individuum bat ein Leben und die Summe aller Leben 
ift das Staatsleben. Der Einzelne hat feine geiftigen Anlagen umd verfolgt 
die Ausbildung dieſer Anlagen als feine menfchliche Aufgabe, und der Staat 
nimmt diefelben Zwede ald das Ziel aller im fich auf. Da aber das Geijtige 
ohne das Sinnliche, weldes ihm ald Mittel dient, gehindert wird, fo nimmt 
auch der Staat die Wohlhabenheit unter feine Zwede auf. 

Der ganze Schwerpunkt der Frage liegt num darin: wie ift dieſes Doppel- 
leben des Staat? und des Einzelnen neben einander zu denken, ohne daß ſie ſich 
wechfelfeitig, auf demfelben Raume und in venfelben geiftigen und finnlichen Gütern 
ſich bewegend, hemmen, befchränten, zerftören? Nur die Art des Lebens, fagten wir, 
ift verfchieden, und das Reben eines Begriffslebens wie der Staat muß wejentlich 
anders ald das eines wirklich lebenden Einzellebens fein. Beide verhalten fich zu 
einander wie ein Begriff zu der Wirklichkeit, wie das Allgemeine zum Befondern, 
wie die Gattung zu der Art, Der Staat fpricht feine Lebensaufgabe in der Form all- 
gemeiner efege aus und überläßt ven Einzelnen die Anwendung. So gibt der Staat 
Anordnungen über Verträge, über legte Willen, über Verbrechen, und Niemand 
bat dabei daran zu denken, daß der Staat als folcher felbft Kaufe und Tauſch— 
gefchäfte treiben, Teftamente machen, Verbrechen begeben joll, ſondern er gibt 
nur diefe Geſetze, auf daß ſich der Einzelne, wenn er einen Vertrag abjchließen 
und wenn er fein Teftament errichten will, fich darnach richten koöͤnne und ebenfo 
wifje, was ihn erwartet, wenn er eine unerlaubte Handlung begeht. So wird 
es auch bald mit dem Unterrichtömwefen ergehen, und dahin kommen, daß ber 
Staat bloß Gefege über den Unterricht gibt, und ihre Anwendung der Freiheit 
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der Binzelnen überlafien kann, wie er jetzt fhon das eingentliche Erziehungs 
weſen (im Unterſchiede Griechenlands und aflatifcher Staaten) den Familien 
abgetreten bat. 

So muß ed auch mit der Wohlhabenheit gehalten werben. Der Staat 
muß unter feine 2ebendaufgaben die Wohlhabenheit aufnehmen, und wie bie 
irdifchen Güter ein Mittel für den Einzelnen find, feine höheren Zwecke befier 
zu erreichen, fo muß auch der Staat nach Wohlhabenheit fireben, mweil er das 
durch feine Individualität ſtärkt und fichert, und dieſes Beſitzthum ihn wieder 
in Stand ſetzt, feine übrigen geiftigen und materiellen Aufgaben in vollendeterem 
Mafe erfüllen zu können. Dadurch ift aber überall nicht gefagt, daß ber 
Staat felbft unmittelbar in die freie Bewegung der Ginzelnen eingreifen, daß 
er fie bevormunden, daß er ſie irgendwie ftören fol. Nein, gerade der Ein» 
zelne, meil er es ift, und weil er es beffer kann, foll feine Wohlhabenheit 
felbft erringen und Dadurch die des Staates befördern. Die Staatögmede ber - 
Wohlhabenheit, ver Bildung, der Sittlichkeit follen durch die Individuen er» 
ftrebt umd fo der Einzelne im fehönften Sinne des Worts — dad Mittel des 
Staates fein. Statt irgend jemanden zu überwachen und zu führen, foll durch 
die Erftrebung des Staatszwecks der Wohlhabenheit nur der Kreid der Be 
wegung der Staatsbürger erweitert, die Wahl der Lebenöberufe erleichtert, 
folglih die perfönliche Freihelt vermehrt werben. 

Sp erfüllt der Staat feine Aufgabe, die darin zu beftehen hat, fein 
Reben und feine Zwecke mit dem Leben und ben Zmeden ber Einzelnen aud« 
zugleichen, beide felbftftänbig neben- und in einander beftehen zu laffen und fe 
die Menfchlichkeit zu verwirklichen, während der Einzelne ein Menfh zu fein 
erftreben muß. 

6. 3. 

Aber bewegt ſich die Darftellung nicht im Zirkel, und wird die Wohl- 
habenheit des Staats nicht eben am beften befördert, wenn der Staat ſich um 
Handel und Gewerbe gar nicht und aljo auch nicht infofern kümmert, daß er, 
die Wohlbabenheit fih als Zweck ſetzend, mittelbar auf Handel und Gewerbe 
einwirkt? Wir wollen auf diefem Gebiete den Satz, daß der Staat fi feiner 
Zwecke nicht entäußern dürfe, nicht weiter ausführen und der geftellten Frage 
nur entgegenbalten, dab es Lagen gibt, in benen der Einzelne für fih und 
ohne Stantshülfe mit der Macht der Umftände nicht fertig werden kann. Wir 
wollen die Frage da aufnehmen, wo fie dem Gegenſyſteme am Liebften fein 
muß, innerhalb des Staated und innerhalb der vollen Thätigfeit der perfön- 
lichen Freiheit Was ift gegenwärtig eine ber allgemeinften Klagen unferer 


Semeinden in allen Theilen von Deutſchland? Iſt es wicht die, daß durch bie 
immer fich mehrenden Bürgerannahmen, wozu vielfach Die Gemeinden gezwungen 
werden können, alle Gewerbe jo überjegt werben, daß die Mitbewerbung über das 
Beduͤrfniß vermehrt, die Arbeit maßlos zerfplittert, und fo das Ausfommen 
des Einzelnen aufs höchſte gefährdet wird? Jch weiß, daß dieſe Lage, von der 
gleichmäßig die Zünfte, Gemeinden und der Staat ergriffen werden, mit Dem 
fegten und tiefften Gründen der Staatsordnung zufammenhängt, und daß es 
fih dabei davon handelt, ob überhaupt umd wann bie Bürgerannahme gegen 
den Willen der Gemeinde, oder der Zukunft oder des Staats bewilligt werben 
follte; allein fo viel ift richtig, daß die Klage über dieſe Zuftände eine weit 
verbreitete ift, und eben darauf ruht, Daß der Einzelne mit der Macht ver 
Verhältniſſe nicht mehr fertig würde, ihr unterliegen und dadurch die allge» 
meine Berarmung zunehmen müßte, 

Hier haben wir alſo den Kampf der Freibeit gegen bie Freiheit, aber 
erſt einer durch die Einſprache der Innungen, der Gemeinden oder des Staatd 
geminderten Freiheit, und dennoch ſchon jene Befürchtungen und Klagen! 

Mer freilich von der Anſchauung ausgeht, daß dieſer Kampf ber Freiheit 
gegen die Freiheit die befte Staatsform fei, wer annimmt, daß dad Größte 
und Borzüglichfte durch das Spiel der völlig losgelaſſenen Kräfte, in welchem 
Kühnheit und Verzweiflung alled und jedes wagen, geleiftet wird, muß jene 
Klagen und den Untergang der vielen Einzelnen, die dabei ald Opfer fallen, 
gering achten und als die unvermeidlichen Lehel des größeren Guten, der un» 
befchränkten Gewerbefreiheit betrachten. Allein jedenfalld3 verdient die That« 
ſache volle Beachtung, daß diefe unbefchränkte Gemwerbefreibeit nicht mehr im 
Fortſchritte begriffen ift, und daß die öffentliche Stimme felbit in Staaten, in 
denen fie bisher bei und beftand, fich immer mehr und mehr von ihr abwenbet. 
Als im Jahr 1848 Abgeordnete aus ganz Deutſchland dieſe hochwichtige An- 
gelegenheit der umfaſſendſten Prüfung unterwarfen, ſprach man ſich gegen 
Gewerbefreiheit und für eine Gewerbeordnung aus, und es ift bei Diefer Sache 
von befonderer Bedeutung, daß dieſer Ausfpruch nicht allein von ben Ges 
merbemeiftern, jondern auch und zwar in getrennter Berathung und Beichluf- 
faffung von den Abgeordneten der Arbeiter felbft erfolgte. 

Allein wie auch diefe Frage für das Innere von Deutſchland geildft 
werden mag, ob man fich endlich für Gemwerbefreiheit oder Gewerbeordnung 
audfpreche, fo fcheinen doch dafür feine haltbaren Gründe angeführt werben zu 
tönnen, daß man an diefem Kampfe des Inländerd auch noch das gefammte 
Ausland Antheil nehmen laſſe. Einer der natürlichften Gedanken, und ein folder, 
welcher fich dem Bürger bei der Betrachtung des Staats zunächft aufbringt, if Der 
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daß der Staat für den Bürger eine Schupanftalt fei, und dieſes Gefühl des 
Schuges muß befonders dann hervortreten, wenn es ſich um den Kampf ber 
Lebfucht und des Fortkommens handelt. Geftaltet fih nun die Sade in der 
Art, daß das Ausland uns feine Märkte verfchlieft, während wir ihm bie 
unfrigen öffnen follen, und kommt noch hinzu, daß das Ausland und dur 
den Umfang feiner gewerblichen Kräfte und die Ausbildung feiner Inbuftrie 
überlegen ift, jo haben wir in derfelben Sache neben dem unheimlichen Gefühl, 
daf der Inländer gegen den Ausländer vom Inlande zurückgeſetzt wird, zugleich 
die Gefahr der Erdrückung unferer einheimifchen Induftrie, 

Diefer letztere Sab, daß bei höherer gewerblicher Ausbildung ded Auslandes, 
im Befige größerer Kapitalien und langber gegründeter Unternehmungen die junge 
inländifche Induftrie, die noch mit den Koften der erjten Anlage, dem Nachtheile 
weniger Erfahrung und dem Mangel allfeitigen Inandergreifens aller Hülfs- 
bedingungen zu kämpfen hat, von dem Auslande in ihrem Beſtehen gefährbet - 
werben ann, follte, als durch fich felbft Klar, Feines weitern Beleges bebürfen. 
Die Wahrheit des Satzes vom allgemeinen Standpunkt aus_jift nicht zu 
beftreiten, und in der Phyſik wie in den andern Wilfenfchaften, im Leben mie 
in der Gewerbewelt trägt das Stärfere über das Schwächere den Sieg davon. 
Wir fehen auch die Anwendung dieſes Geſetzes tagtäglich auf unferem Markte, 
und biethet das Ausland uns die wohlfeilere und befiere Waare an, fo kann es 
feiner Sache gewiß fein, und die Waare wird in Deutfchland ſchon deshalb 
lieber gefauft, weil fie die frembe if. 

Da zugleich auf diefer Behauptung ber Hauptftreit ber beiden fi 
befämpfenden Spfteme beruht, fo ift ed Außerft wichtig, daß felbft die Führer 
der Gegner die Gefahr, welche der minder entwidelten Induftrie durch die Deff- 
nung der Zollſchranken droht, anerkennen, ohne das Bedenkliche, Das für ihr eige- 
nes Syſtem in diefer Anerkennung liegt, gefühlt zu haben. Adam Smith *) nämlich 
erklärt, daß ed nicht rathſam fei, die freie Einfuhr, wenn Schugzölle in einem 
Lande bisher beftanden haben, plöglich einzuführen, da dadurch Die einbeimifchen 
Märkte mit fremden Waaren überfchwemmt, und Taufende auf einmal um 
DVerdienft und Brod gebracht werden müßten. I. B. Say, **) auch hierin 
jeinem Lehrer und Meifter folgend, warnt noch nachbrüdlicher davor, das 
einmal beftehende Zollſyſtem plöglich mit dem Freibandel zu vertaufchen, indem 
dadurch die gegründeten Unternehmungen, die betheiligten Kapitalien und bie 





*) Zweites Gapitel viertes Buch feiner Unterfuchungen über Nationalreichthum. 


**) Cours complet d’&conomie politique. Bruxelles 1840. Quatrieme partie. 
chap. 16, pag. 282. 


erlangte Erfahrung gefährdet mwürben. Solche Intereffen dürften aber nicht 
leichtfinnig verlegt und das Syſtem des freien Verkehrs dürfte nur mit Vorbehalt 
und allmählig angenommen, und nicht ald eine dringende Angelegenheit behandelt 
werben, die man nicht früh genug erledigen könnte. 


In Diefem Zugeſtändniſſe liegt die Beftätigung des Satzes, daß bei 
ungleihem Stande der Induftrie zweier Staaten die ſchwächere von der flärfern 
gefährdet wird; allein es Tiegt in den angeführten Stellen dieſer beiden 
berühmten Schriftfteller noch ein anderes Anerkenntniß vor, das mir feiner 
Wichtigkeit wegen befonders hervorheben müflen — das Anerkenntniß nämlich 
der Nothwendigfeit des Schutzolld überhaupt bei dem noch niederen Stande 
des inländifchen Gewerbewefens. Smith und Say halten nämlich den Schußzoll 
dort no eine Zeit lang für notbwendig, mo verfelbe bisher fchon beitand, 
um nicht zu vafch zum Breibandel überzugehen. Die heißt, mit andern 
Worten ausgedrüdt, daß der Schug in feiner Fortfegung, nicht aber in 
feiner Einführung richtig fei; allein gerade dieſe Unterfcheidung zwifchen 
Fortfegung und Einführung ift unlogifh. Der Hauptgrund, warum beide 
Schriftfteller den Schug für nothiwendig ın feiner Fortſetzung erachten, befteht 
darin, daß die Meberlegenheit der ausländifchen Induftrie zum Nachtheil des 
Inlandes ausfallen müßte, und die hier beftebenden Unternehmungen, verwendeten 
Kapitalien und die mühfam errungenen Erfahrungen und Arbeitäträfte gefährdet 
werden würden. Darnach ift alfo die Ungleichheit ver wechfelfeitigen In— 
duftrie der einzige Grund, auf den von Smith und Say die Nothwendigfeit des 
Schutzes gebaut wird, allein diefer Grund wirft auf diefelbe Art und in der- 
felben Stärke, gleichviel ob es fih von Beibehaltung oder Einführung 
ded Schuges handelt. 


Es ift die Thatfache der Ungleichheit, welche zu berüdfichtigen ift, 
und nicht die Zeit, in welcher fie beiteht. Soll dieſe Ungleichheit der hin- 
reichende Grund fein, ven Freihan del nicht einzuführen, weil zur Zeit noch 
der Schu nothwendig fei, jo muß viefelbe Ungleichheit auch der zureichende 
Grund fein, ven Schuß einzuführen, weil zur Zeit noch der Freihandel gefähr- 
lih wäre In dem einen Falle wird Die verſprochene Freiheit wegen ber 
Ungleichheit noch nicht eingeführt, in dem andern die beftehbende Frei— 
heit wegen der Ungleichheit aufgehoben. Die Freiheit ift in feinem, ber 
Schug in beiden Fällen, und der Grund der Nichtfreiheit und des Schuges 
ift die Ueberlegenheit der auswärtigen Induſtrie. 


ERERE, - Een 


§. 4. 


Wäre aber auch mit dieſer Darſtellung dargethan, daß durch das Syſtem 
des Freihandels inländifche Unternehmungen mit ihren Arbeitskräften un 
Kapitalien gefährvet würden, fo ſteht Diefem Syſteme eine andere Ginrede zur 
Seite, welche, wenn fie wahr ift, die eben errungenen Bortheile völlig zu ver— 
nichten im Stande wäre. Man jagt nämlich, Die Zerftörung inländifcher Un— 
ternehmungen,, wenn fie auch Durch Die Uebermacht des Auslandes erfolgt, ift 
kein Nachtheil, da das Uebel, das ſie ftiften, größer ift als das Gute, das fle 
ſchaffen. Gine Unternehmung, die jih nur halten kann durch Schuß, den ihr 
der Staat aus Staatdmitteln zum Vortheil Einzelner, auf Koften Aller ger 
währen muß, foll nicht befteben, fondern geradezu untergehen. Man muß die 
Waare dort nehmen, wo fie bei gleicher Güte am mwohlfeilften ift, und wird 
man durch Zollfchranfen gezwungen, die Waare um höhern Preis im Inlande 
zu Kaufen, fo vertheuert Dies alle Werthe, fchmächt unfere Goncurrenzfähigkeit 
gegen außen, und hemmt duch die Bequemlichkeit des Schuges den Fortfchritt 
in der Gewerblichkeit. 

Es liegt in dieſen wenigen Sägen, die ich in ihrer ganzen Schärfe und 
Schwere wieder geben wollte, eine ganze Summe von Angriffen, und man 
muß anerkennen, daß die Frage, ob Freihandel oder Schußzoll, von biefer 
Seite aus fo verfchiedene Auffaffungen zuläßt, daß es erklärlich ift, mit welcher 
Zähigkeit und Beharrlichkeit wechfelfeitig der Kampf geführt wird. Nehmen 
wir nun für einen Augenblid die Behauptung ald wahr an, Daß die Schup- 
zölle die Wirkung hätten, die Preife, und zwar nicht nur jene der gefchügten 
Waaren, fondern megen ber innigen Verbindung mit allen übrigen Werthen 
die Preife aller Waaren zu fteigern, fo muß vor allem gefragt werben, welchen 
Einfluß dieſe Preisfteigerung anf die Volkswirthſchaft ausüben würde. Nimmt 
man einen großen Marftplag an — und nur bei einem großen Volke varf 
von Schußzöllen die Rede fein — fo ift es fir den inmern Verkehr ohne Ge- 
fahr, wenn die Preife in dem WVerhältniffe mäßiger Zölle fleigen würden, Die 
Preife find ja nur die wechfelfeitigen Wertbbeziehungen der Güter zu einander, 
Daher wenn alle Preife fteigen oder alle Preife fallen, ihre Beziehungen zu 
einander biefelben bleiben. Da der Proceß des Steigens Fein plötzlicher waͤre, 
fondern ausgehend von ven geſchützten Waaren fih nur allmählig auf bie 
übrigen Güter ausdehnte, fo drohten auch Feine gefährlichen Verlufte im Ein« 
zelnen. Die Bewegung wirkte auf ftätige MWeife, und zöge fo worbereitend bie 
Gegenftände in den Kreis des Umfages, bis die Bewegung vollendet und fo 
das Gleichgewicht wieder hergeftellt wäre. Das Geld fpielt auch Hierbei nur 
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eine vermittelnde Rolle, und ob für ein Geldſtuͤck etwas mehr oder weniger 
gelauft werben kann, muß dem Geldausgeber ohne Bebeutung fein, wenn ihm 
nur ald Geldempfänger in vemfelben Verhältniffe wieber gegeben wird, Der 
Verkehr ift Fein Geld», ſondern ein Güterverkehr, mwonon das Gelb nur der 
äußere Ausdruck iſt. Zahlen wir die Güter höher, fo werben fie auch uns 
Höher bezahlt. Wir haben jest ſchon die Verfchievenheit der Preife zwifchen 
Land und Stadt, und man kann nicht fagen, daß der Städter, der theurer 
zahlen muß, gegen den Landmann, der mwohlfeiler Lebt, deßhalb im Nachtheil ift. 

Died im Imnern; was nun aber dad Berhältni zum Ausland betrifft, 
fo kann der Staat, in dem die Preife etwas höher ftehen, um viefelben 
Werthe im Ausland mehr erwerben, und was den Abfay dahin betrifft, fo 
wird derſelbe nicht geſchwäächt, da die mäßige und überdies vorübergehende 
Preiserhöhung durch die Erniedrigung des Zinsfußes im Ganzen ausgeglichen 
wird. Diefe Erniedrigung des Zinsfußes folgt aus der Entwicklung der 
Iuduftrie, welche Entwidlung Kapitalien haft, und das Schaffen und Mehren 
der Kapitalien bewirkt, nach dem Gefehe des vermehrten Angeboths, die Herab- 
drüdung des Zinsfußes. Ueberdies ift der innere Verkehr entſcheidend, da 
derfelbe bei jeder Nation den auswärtigen Abfa um das A bis 185fache 
überfteigt. In England, dem Lande der ftärkiten Ausfuhr ver Welt, beträgt 
diefelbe nur Yitel, in Frankreich nur Astel, in Deutfchland nur UAtel des 
inneren Abfages. Dazu kommt aber vor Allem, daß die Steigerung aller 
Preife, alfo aud der duch Schußzölle nicht vertheuerten, nicht nothwendig 
und jedenfalls ohne flörenvden Einfluß auf den Wanrenabfag im Ausland if: 
Die behauptete Wechfelwirkung aller Preife auf einander ift nehmlich nur eine 
wiffenfhaftlihe Wahrheit, da darnach keine Waare völlig lodgetrennt von deu 
übrigen daſteht, fondern vielmehr die Gründe, welche die Preife überhaupt 
bedingen, allgemeiner Natur find, und keine Sache aus dieſem allgemeinen 
Einfluffe Herausgezogen, und einzig für ſich beſtimmt werben Eönnte, ohne 
wieder auf das Allgemeine zurücdzugreifen. Allein trotz biefes wifjenfchaftlichen 
Grundſatzes folgt wieder jedes Gut einem befondern Gefege, welches zunächft 
feinen Preis bedingt. Das Keben ift felten fo logiſch, daß es genau und 
ängftlich alle allgemeinen Preisbedingungen in Bezug auf den einzelnen Fall 
unterfucht, es läßt fich vielmehr vom Allernächften leiten, alfo von dem Ver— 
bältniffe der Nachfrage zu dem Angebot, von dem Einfluffe des Augenblids 
fowie von der näheren und ferneren Beziehung, in welder das fragliche Gut 
iu der Waare fteht, die durch den Schugzoll vertheuert wird. 

Ruͤckſichtlich des letzteren Punkts aber ift die Beziehung, melche zwifchen 
ber Vertheurung dieſes oder jenes Fabrikats zu dem Preife der Liegenfchaften 
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befteht, eine entfernte, und Doch müßte es eine nahe fein, da von den Legen- 
fchaften die Rohſtoffe und Lebensmittel abhängen, welche auf die Wertheuerung 
einen vorzüglihen Einfluß äußern. Liegenfchaften und Fabrifate find fich aber 
zu ungleich, ihre Werthe zu verfchieden, und ihre Beziehungen für dad Leben 
und den Markt, melde näheren und gröberen Einflüſſen folgen, zu fern und 
zu fein. 

Zudem ift ja befannt genug, daß das Syſtem des Schuges für Lebens— 
mittel und Rohſtoffe durchaus Feine Erfchwerung will, fondern ſich entfchieden 
für ihren freien Verkehr ausfpricht, wie denn auch die jüngften Vorlagen der 
Preußifhen Regierung neben der Einführung höherer Schutzzölle für vie 
Hauptgegenftände unſeres Gewerbfleifes gleichzeitig die Kreilaffung ver 
Lebensmittel und der Rohſtoffe beantragten, und auch der neue öfterreichifche 
Tarif auf demfelben Grunbfage beruht. 

Was die Arbeitslöhne und ihre Wirkung auf die Vertheurung betrifft, fo 
haben wir auch hier die Erfcheinung, daß nicht felten die Waarenpreife fteigen und 
die Arbeitslöhne fallen und umgekehrt. Der Arbeiter fteht regelmäßig mit 
dem Erzeugniß, welches er fchafft, nur durch fein Schaffen in einer engen 
Beziehung, rückſichtlich des Grundes aber, der zur Feftiegung des Preifes mit- 
wirft, in einer fehr entfernten Beziehung. Allein ich will. die Steigerung der 
Köhne Durch die Schubzölle annehmen, fo Fann doch Diefe Steigerung, wenn 
fle als Wirkung der Zölle erfcheint, nur eine verhältnigmäßige, alfo auch nur 
eine mäßige fein, weil da8 Spflem weder Verbote noch febr bobe Zölle haben 
will. Diefe mäßige Steigerung der Löhne wäre aber dann Feine Hinderung, 
mit dem Ausland in Mitbewerbung treten zu können, wie denn England, 
Sranfreih und Belgien mit höheren Löhnen die Goncurrenz auf deutſchem 
Markte, wo niedrigere Löhne ald Dort beftehen, Leider nur zu gut befteben. 
Ueberhaupt aber hängt der Stand der Köhne mit der Größe der Bevölkerung 
aufs engfte zufammen, und die Dichtigfeit unferer Bevölkerung, verbunden mit 
der Thatfache der Auswanderung, verbürgt und, daß eine Kohnäfteigerung, die 
und die Mitbewerbung mit dem Ausland erfchwerte, nicht möglich fei. Daß 
die Löhne in Nord = und Südamerika jo hoch ftehen, hängt mit der Größe 
der Nachfrage nach Arbeit, gegenüber dem niedrigen Mafe des Angebotd und 
alfo mit der dünnen Bevölkerung im DVerhältniß der Ausdehnung des Landes 
zufammen. 

Daraus ergibt ſich, daß die Einrede, welche von der Vertheurung ber- 
genommen ift, überhaupt nicht, aber auch thatfächlich nicht begründet erfcheint, 
da eine dauernde Vertheurung nicht eintreten Tann. Ich fee bei diefer Be— 
bauptung, daß durch Schubzölle eine dauernde Vertheurung nicht eintreten 


thnne, zweierlei voraus, daß nämlich der Markt, welcher duch Zölle geſchuͤtzt 
werben foll, ein großer ift, und daß die Heranbildung nur jener Gewerblichkeit 
zu fördern fei, wozu das Inland die natürlichen Mittel und Anlagen beitst. 
Unter diefer doppelten VBoraudfegung kann jene Vertheurung der Waaren aus 
dem Grunde nicht eintreten, weil das Inland alle Bedingungen felbft beitgt, 
welche die Preife auf ihr natürliches Maß herabdrücken. Die Rohftoffe Des 
Inlandes — immer unter der Annahme, daf die Beringungen zur Inbuftrie 
in legterem vorhanden Ind — find zur Hand, hinfichtlich jener des Auslandes 
ftehen wir, wegen der Freiheit der Einfuhr mit den Mitbewerbungsftaaten 
meift anf gleichem Fuße, und die Größe Deutfchlands, die Bildung feiner Be— 
wohner und die Tüchtigfeit und Ausdauer des deutſchen Arbeiters müſſen 
naturgemäß eine ſolche Thätigfeir hervorrufen, Daß durch diefe Goncurrenz die 
Preife auf das niedrigfte Map zurüdgeführt werden. Es ift auch gar nicht 
anders möglich, und man denke ſich einmal, was von jest an ohnehin das 
unaudgefegte Streben fein und bleiben muß, daß Defterreich mit Deutfchland 
von der Adrian bis mach Hamburg und von den Donauländern bis zum Rhein 
ein Zollgebiet bilden mürbe, fo müßte ji auf diefem ungebeuern Markte, ver 
mehr ald jedes europäifche Kand alle Bedingungen zu einer blühenden Induftrie 
in fich trägt, eine folche Mitbewerbung einftellen, die möglichft niedere Preife 
erzeugen würde. 

Wie läßt ſich num dieſen Sägen gegenüber die ſelbſt in befferen Schrifteit 
ftetö wiederkehrende Behauptung rechtfertigen, daß die Waanrenpreife genau une 
ven Betrag der Schugzölle fteigen müßten? Der einzige jcheinbare Grund 
dafür könnte darin gefunden werden, daß die Schugzölle, wenn fle richtig ber 
rechnet würden, den Betrag enthalten müßten, um welchen das Ausland wohl- 
feiler zu erzeugen im Stande ift. Allein es ift bei diefer Behauptung überfehen, 
daß es ſich bei Gründung eines Gewerbes in einer Stadt, wie bei dem Beginn 
einer Induftrie zwifchen Nationen vorzugöweife um die Sicherung des Anfangs, 
um das erfte Auffonmen gegen Nachbarn handelt, die im Befige der Kundfchaft 
ch befinden. Steht das Geſchaͤft einmal, dann ift ihm die Mitbewerbung 
leichter, dann ſoll und muß ed auch gleiche Preiſe mit der Mitbewerbung halten. 
Wie aber die Behauptung, daß die Preife um den Betrag der Zollfäge ſich 
Reigerten, die Erfahrung gegen ſich babe, möge man aus folgenden Belegen 
entnehmen: 

1) In der Wollfabrikation ſtehen die Streichgarngewebe, und namentlich 
die Tuche und Buckskins, fowie der größte Theil der Kammgarngewebe, ind: 
befondere jene aus weichem deutichen Kammgarn, mit den Waaren ded Aus- 
landes im Preife gleich, und nicht, wie ed nach obiger Behauptung fein müßte, 
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um den Zollbetrag von 80 und 50 Thaler vom Gentner höher. In Oecfter- 
rei find die Gegenftände des Hauptbedarfs jo billig ala in en und 
England, und doch befteben dort Verbote. 

2) Im Fache dev Baummwollenwaaren übt der Zollfag von 50 Thalern 
vom Gentner bei den fächjlihen Strumpfwaaren gar feine Wirkung auf den 
Preis mehr aus, und bei den meiften Baummwollwaaren des gewöhnlichen Be— 
darfs findet hoͤchſtens noch eine Preiöfteigerung gegen die euglifchen Preife bis 
zu Us des Zolljaged ſtatt. In Frankreich jInd die Waaren, namentlich bie 
bedrudten, buntgewebten und Haren Stoffe nur um den Betrag des Zolls auf 
rohe Baumwolle tbeurer als in England, obwohl in Frankreich Wexbotzölle 
beftehen. 

3) Die Bapierpreife von Belgien, Deutjchland und Frankreich find im 
Ganzen gleich, obwohl im erften Lande der Zoll 15, im zweiten 30, im dritten 
gar 120 Procent des Werths beträgt. Und wenn der Fabrikant den Zoll 
auf die Waare jchlagen Eönnte, wie wäre es ferner möglid, daß in England 
das Papier 50 Procent theurer it ald in Frankreich, wiewohl dort nadı Ab— 
rechnung der WUccife der Zoll nur 9 Thlr. 12 Sgr., bier aber 21Thlr. 10 Sgr. 
vom Etr., alio mehr ald das Doppelte ausmacht? Unter venjelben Zöllen 
beitand aber noch vor 15 Jabren ein ganz anderes Preisverbältniß, Da damals 
das franzoͤſiſche und belgiſche Papier wohlfeiler als Das deutjche waren. — 
Schon aus dieſem einen Beipiel ergibt jich unwiderleglich, daß ganz andere 
Gefege den Preis beftimmen, ale die Zölle, 

4) Das belgische Glas gebört auf dem gefammten Glasmarkte zum wohls 
feilſten, obwohl jeine Zolle höher jind, als die deutſchen, Das deutſche Glas 
aber theurer als das belgiſche iſt. 

5) Die belgiſchen Roheiſenzölle ſind 21/,, beziebungsweife fünfmal böber 
als die unirigen, die Preiſe des belgischen Roheiſens dagegen 15 bis 25 Proz. 
niedriger als Die umjrigen. Die franzöfifchen Zölle auf Nobeifen ſind eben— 
falls mehr als 2/gmal Höher als die unjrigen, während die Vreiſe ſich gleich 
find. Die Einfuhr des Rohſtahls it im Dejterreicdh verboten, bei uns aber 
nur mit 14/5 Thaler bejteuert, während er dort 10 Proc. wohlfeiler als bei uns 
it, Im Zollverein und Frankreich jteben Die Preiſe dieſes Stable ganz gleich, 
obgleich die Zölle dort 92/gtel, bei ung nur 14, Thaler vom Zoll» Gentner 
betragen. 

6) Wenn die Preife um den Betrag der Zolljäge jteigen, wie kommt 
es, daß wir fo viele Waaren aus Ländern beziehen, in denen die höchſten 
Zolljäge beiteben, und wie joll die Preisſteigerung dort bevedinet werben, wo 
Gingangsverbote bejteben ? 
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Daß im Anfang die Preiſe ſich etwas Höher ſtellen können, ſoll nicht 
beſtritten werden, da dieß die Natur der Gründung einer neuen Wirthſchaft 
vielfach mit ſich bringt: die Erwerbung der Grundſtücke, die Errichtung neuer 
Gebäude, Anihaffung dev Kapitalien und Verzinſung des Ganzen einerjeits, 
und andererſeits die Heranbildung der Arbeitskräfte, die Fehler ver erften 
Zeit, Mangel an Grfabrung, Grwerbung der Rundfchaft müſſen nothwendig 
im Gegenjage älterer Unternehmungen, welche in einem jchuldenfreien, geübten 
und erprobten Gewerbe arbeiten, die Preife etwas jteigern. 


Es liegt aber zugleich im Diefen Anfängen dev Induftrie ibr vorüberge— 
bender Charakter, und überdieß kommt Dabei für Deutfchland in Berückſichtigung, 
daß es ich weniger um Gründung einer evt zu bildenden Gewerblichkeit, als 
vjelmehr nur um Erweiterung dev jchon vorhandenen handelt, daß aljo großen- 
theils Die Urfachen der Breisfteigerung binwegfallen, und auch die new ſich 
aufthuenden Unternebmungen in ihren Preifen nach den vorhandenen ſich richten 
müſſen, jo daß aljo die Schutzzölle wegen des letztern Umſtandes ibre fonftige 
Wirkſamteit vielfach verlieren. 


Aus allem Diefem ergibt fich, Daß die gegen die Schußzölle im Anfange 
diejes ‘Baragrapben vorgebrachten Gründe unhaltbar find, und namentlich it 
unrichtig 


1) daß die Waaren dauernd vertheuert werden, da ſelbſt eine vorüber— 
gehende Vertheurung bei dem Stande der ſchon vorhandenen Induſtrie in 
Deutſchland nur bei wenigen Waarengattungen eintreten kann, und dieſe vers 
einzelte und voribergebende Preiserböbung mit dem Geſammtvortheile, ven 
das Syſtem gewährt, in lediglich keinem Verhältniß ftebt: 

?) e8 ift ferner unrichtig, daß der Fortfchritt gehemmt und die Coneur— 
venzfäbigkeit geihwäct wird, da ein großer Markt jede Mitbewerbung Ichafft, 
und überdieß die Aufnahme von Oeſterreich und der norddeutichen Staaten 
in den Zollverband dieſe Mitbewerbung wegen Aufbebung aller Zwifchenlinien 
ſtärker machen würde, als dieß das Ausland bewirken könnte, da dieſem gegen 
über auch ohne Schußzölle noch immer Finanzzölle befteben bleiben müßten ; 

3) nicht minder unbaltbar it der andere Grund, daß Die Schußzölle 
nur eine zum Vortheil Einzelner, auf Roften der Allgemeinheit eingeführte 
Steuer feien, Die man Kabrifantenfteuer genannt bat. Iſt die Inbuftrie für 
den Staat erwünſcht, ja nothwendig (worüber nachber), jo it es die Sadıe 
und nicht Die Berjon, welche bier in Betrachtung kommt. Die Perjon ijt bier 
nur die Vermittlerinn, und die Getverböunternebmen jind nur Die Gewerbstanäle, 
durch welche Arbeit und Verdienſt in die Bevölkerung ſich ergleßt. Die Sache der 
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Induſtrie aber erfüllt einen Staatszweck, und dabei kommt es nur darauf an, 
daß dasjenige, mad im Allgemeinen als nothwendig erfannt ift, auch vom 
Allgemeinen in feinen Schu genommen wird. Bei den meiften Einrichtungen 
tritt die Erfcheinung bervor, daß fle in ihrer erften und unmittelbaren Wirkung 
bloß Einzelne zu begünftigen fcheinen, jene einzelne Klaffe, die bei der ftaat- 
lichen Ginrichtung zunächſt betbeiligt if. Allein ver Staat betrachtet die 
Einzeleinrichtung von einem böhern, von einem allgemeinen Standpunkt, und 
wenn er diefelbe für nothwendig hält, fo errichtet er die Sache als feine eigene, 
ſelbſt wenn eine große, ja nicht felten die größte Staatsbürgerflaffe feinen un- 
mittelbaren Vortheil von dieſer Sache bezieht. So baben Staaten Eifenbabnen, 
Akademien, Kunftwerfe errichtet, weil der Staat als folcher diejelben für noth- 
wendig gehalten bat, obwohl zahlreiche Klaffen keinen Nugen, ja nicht felten 
unmittelbar Schaden davon haben, während Anderen wieder diefelben Anftalten 
wie Schugzölle für die ganze Gegend wirken. Bon dieſem allgemeinen 
Standpunkt aus erfcheint die Induftrie als eine dem Staate nothwendige 
Einrichtung, welche, wie wenig andere Ginrichtungen, ihre Verzweigungen 
in alle Theile des Volkslebens, und namentlich in den hart bebrängten Ar— 
beiterftand, der allein ſchon diefe Berüdfichtigung rechtfertigt, bineinträgt. Hier 
gilt in Wahrheit das fehöne Bild, Das der große Dichter aus der Induſtrie 
in die Gedanfenwelt überträgt: 


Gin Tritt taufend Fäden regt, 
Ein Schlag taufend Verbindungen fchlägt! 


I. 5. 


Einen fernern Hauptvoriwurf macht man dem Syſteme des Schußzolles 
ans dem Grunde, weil es die vorzügliche Veranlaſſung ſei, daß wir. fünftliche, 
gemachte Verhältnifie befommen; daß die Kapitalien beiiern und nöthigern 
Berwendungen, und namentlich der Landwirthſchaft entzogen, und jo auf Un— 
ternehmungen geworfen würden, welche außer ihrer Künftlichkeit auch noch Die 
üble Folge baben, daß jle Pflanzftätten des Proletariats jind. 

Es gibt in der Politit wie in den Wilfenichaften gewiſſe Schlagworte, 
welche immer und immer wieder nachgefagt, umd nie einer genauen Prüfung 
unterworfen werben. So gebt es mit der Künftlichfeit, welche durch Schup- 
zölle erzeugt werben joll, und man hört diefe Behauptung, die ſtets ald Vor» 
wurf gilt, bei den Männern vom Face, wie in der Tagespreſſe, ohne ſich 
jemals die Mühe zu geben, auf Bedeutung, Wahrheit und Irrthum Rückſicht 
zu nehmen. Die bloße Behauptung, daß Schutzzoͤlle eine Künftlichfeit und 
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Unmatürlichkeit erzeugten, ift viel zu allgemein, und ed muß durch größere Be— 
flimmtheit mehr Klarheit in den allgemeinen Sap gebracht werben. 

Niemand kann vworerft im Ernſte von einer Künftlichkeit der Induſtrie 
in dem Sinne fprechen, als follten bei und Dinge gezogen werden, deren Er— 
ziehung unferm Grund und Boden und unferm Klima entgegenfteben, niemand 
denkt bei und an die Kultur von Thee, Kaffee, Baumwolle und Südfrüchten, 
niemand an die Verpflanzung der Mebe in umjere nordiſchen Provinzen. 
Dinge der Art paflen für Treibhäufer und Zimmer, während die Induſtrie 
eine Sache im Großen ift, und ihre Erzeugniffe in Maſſen und leicht, einfach 
und mwohlfeil zu liefern im Stande jein muß. 

Künftlih kann auch die Induftrie aus Nobftoffen, die in fremden Kli— 
maten erzogen find, nicht genannt werden, da die DVerarbeitung ſolcher Roh— 
ftoffe bei und nicht nur nichts Künftliches, fondern etwas ebenſo Natürliches 
ft, als die Verarbeitung von bei und jelbft gezogenen Robftoffen. So hängt 
namentlich die Verarbeitung der Rohſeide und der Baummolle mit dem Klima 
ebenfo wenig zujammen, als die ihr verwandte Verarbeitung unferer Linnen 
und unferer Wolle. Ebenſo kann der Bau der Runfelrübe nicht Fünftlich ges 
nannt werben, da dieſe Pflanze eine bei uns längſt beimifh gewordene oder 
beimifch gebliebene. ift, und nur ihre Verarbeitung zu Zuder ift öftern Ans 
griffen audgefegt worden. Diefe Angriffe können fi aber nur auf die Bes 
fteuerung, nicht aber auf die Berarbeitung der Rübe beziehen, da dieſe 
Berarbeitung wieder eine jo Auferft natürliche ift, daß der Zuder nur durch 
die einfachften Vorgänge gewonnen werden kann. Die Befleuerung des Rüben— 
zuderd aber gehört gar nicht zur Frage der Natürlichkeit diefes Induſtriezweiges 
und daher auch nicht zur Aufgabe, die wir hier zu behandeln haben. 

Auch in der Aufmunterung zur Induftrie durch mäßige Schußzölle Kann 
feine Unnatürlichkeit liegen, da die Zölle nur ein Mittel fein follen, die Aengit- 
fichkeit zu beichwichtigen, deutſche Unthätigkeit zum Handeln zu beſtimmen, und 
fo das Inland aufzufordern, mit dem Ausland den Kampf aufzunehmen. Auch 
die Gegner wollen eine Induftrie, und unterfcheiden fih nur darin von und, 
daß fle glauben, au ohne Schußzoll würde die Induftrie ſich von felbft ent- 
wideln. Wäre dieß wahr, fo Läge der Unterſchied in Beziehung auf den 
Schutzzoll bloß in der Zeit, und hätte alfo gleichfalld mit der Natürlichkeit 
oder Unnatürlichkeit nichts gemein. Nur infofern wäre in dieſem Falle die 
Induftrie eine natürliche zu nennen, wenn ein Staat zu einer Zeit feine Be— 
sölferung dazu auffordern würbe, wo viefelbe jene Stufe der Kultur no 
nicht erreicht hat, melche der jegige Stand der Induſtrie erheiſcht — eine Ein- 
rede, welche für Deutfchland Feine Anwendung findet, | 
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Damit, daß die Geguer ſelbſt die Induftrie wollen, ift ‚ugleich die Ent— 
fheidung über ihre fernere Anfchuldigung gefällt, daß durch die Schutzzölle 
die Kapitalien und Arbeitäfräfte eine falfche, eine unnatürliche Richtung nehmen. 
Bekommen wir, und follen wir die Imduftrie und ven Handel nadı Aller An- 
ficht bekommen — früher nad der einen und etwas ſpäter wach ber andern 
Anſicht, — ſo müfen ſich eben dahin auch die Mittel, d. b. Kapital und 
Arbeit wenden, obne die man Kandel und Induftrie nicht treiben kann. Sat 
fih ein Mann zu entfcheiden, ob er zur Landwirthſchaft, zum Börjenfpiel ober 
zur Induftrie ſich wenden foll, und er enticheider ſich für die leßtere, jo kann 
man doc dieſen Entſchluß keinen unnatürlishen nennen. Es fann die Wahl 
eine unglücliche werben, allein dieſes Unglück kann ibn mit gleicher Wahr: 
ſcheinlichkeit in allen Xebensplanen treffen, ohne daß Diefer Ausgang mit Der 
‚Natürlichkeit oder Unnatürlichkeit des Gewerbes irgend in Verbindung ftünde. 


Und wie denfen fich denn diejenigen die Sache, welde eine Ableitung, 
eine Entziehung oder eine unnatürliche Richtung ver Rapitalien und Arbeits— 
fräfte durch den Schutzzoll bebaupten? Haben wir denn gefeben, daß ver Zoll: 
verein bisher den Kapitalien eine falſche, eine unnatürliche Richtung gab, und 
foll nicht die Grundlage des Vereins beibehalten und nur in einigen Punkten, 
wo Die Unrichtigkeit zu Tage Liegt, nachgeholfen werden? Man täuſcht ſich auch 
ſehr, wenn man des Glaubens iſt, daß ſich Die Kapitalien fo leicht von einem 
Geſchäft in Das andere übertragen. Sind Die Rapitalien mit ihrem Eigen— 
thümer in einem Gefchärte, jo ift eine Loſstrennung nicht leicht möglich, va 
eine Verſchmelzung und innere Verbindung zwifchen Perſon und Suche regel: 
mäßig ftattfindet. Sind aber die Kapitalien müßig, ſo ift es im Intereſſe 
des Ganzen, daß eine Anlage in einem Gefchäfte erfolge, und wie viele, wie 
jebr viele müßige Rapitalien wir haben, gebt aus umferem umfruchtbaren 
Börfenfpiele zur Genüge hervor. Jene große Summen von Kapitalien aber, 
weiche deshalb in der Landwirthſchaft ſtecken, weil ſie darin ficherer als in 
der Anduftrie angelegt wären, werden von dort durch Scußzölle nicht heraus— 
gezogen, ja ihre Eigentbümer gerade dadurch in dem Glauben, daß dieſe Zölle 
ein Zeichen der Unftcherheit feien, beſtärkt. Was aber erft von einem Entziehen 
son Arbeitäfräften zu denken iſt, erbellt am beften aus unferer tagtäglich fid 
jteigernden Auswanderung, wonach eben deshalb, meil das Vaterland nicht 
auf entſprechende Weife feine Arbeitöfräfte zu beichäftigen im Stande ift, feit 
schn Jahren mebr Leute ihr Glück in einer neuen Melt ſuchten, als alle die 
Industrien bedürfen, die wir noch zu gründen beabficdhtigen. 


J. 6. 


Was die andere Frage, die des Proletariats betrifft, fo gehärt zu den 
Gigenthümlichfeiten, wie jet die Parteien fich befämpfen, auch das Mittel, 
daß man das Streben des Gegners an etwas Arges oder Behäfilges oder 
Unbequenes anlebnt, oder damit in Verbindung bringt. So verdächtigt man 
im voraus eine und dieſelbe Maßregel ver Politik, inden man ihr, je nachdem 
es nöthig iſt, etwas Ariftokratifches, Demofratifches, Pietiftifches, Ultramontanes 
anhäugt, und jo geihab es auch dem Schugfnfteme, indem man ibm die 
Entftehung des Proletariats unterſchob. Laſſen wir auch dieſes Schlagwort 
auf ſich beruben. 


Die Frage des Proletariatd gebört zu den allerwichtigften der Gegenwart, 
und vielleicht hängt von ibr mehr als von jeder andern die nächfle Zukunft 
ab. Nicht nur ift die Verarmung für fich ſchon beveutungsvoll, fondern 
diefe Thatſache wird zu einer großen Macht, wenn man bevenft, daß hinter 
ihr die zablreichite und, meil jte nicht zu verlieren bat, die verwegenfte 
Klaffe des Menfchengefchlehts ſteht. Wüßten die Schaven, jagte ein Staats« 
mann des Altertbums, wie mächtig jie find! Jetzt willen es vie BVeflglofen 
und Diefes Bewußtſeyn ift ihre Macht. Die Einen wollen die Löfung durd 
Gefährdung des Eigenthums *), vie Andern erfcheinen wie das Bürgerthum 
im Jahre 1789 vor den Schranfen der Geſezgebung. Doch bier haben wir 
ed nicht mit der politifchen Bedeutung, jondern mit der Entſtehung ded Pros 
letariats zu thun und nur Gines ſei vorerft noch gejagt: als man vielfach 
im Jahre 1848 die Arbeiter gegen ihre Arbeitgeber aufrief, waren es dieſelben 
Babritarbeiter, deren Proletariat man der Induſtrie vorwirft, melde nicht 
etwa blos vor dem Eigenthum jtillftanvden, fondern das Gigentbum und feine 
Belger gegen Die nene Lehre in Schuß nahmen. 


Arme bat es zu allen Zeiten gegeben und wird es zu allen Zeiten 
geben, daher es ich bloß darum handeln kann, ob gegenwärtig und warum 
die Zahl der Armen ſich mehre, ob alfo die Verarmung im Zunebmen begriffen 
und dieß eine Wirkung der Induftrie jei? Um eine genaue und vieljeitige 
Vergleihung anftellen zu können, mangeln uns die nötbigen Nachweiſungen 
über die Vergangenheit, was um fo erklärlicher ift, als jelbft Aber die Gegenwart 
sielfah umd namentlich über Die wichtigften Beziehungen jegt noch Die Belege 
fehlen. Es will miv nach mehrfachen Nahforfhungen im Ginzelnen fcheinen, 





*) Dergl. darüber meinen Aufſatz in Mr. 33 und 34 des VBereinsblatts für deutſche 
Arbeit vom Jahr 1850, 
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als ſei das Mißverhaͤltniß zwiſchen der jetzigen und der ehemaligen Armuth nicht 
fo bedeutend, und als kaͤme die Anſicht, daß die Zahl der Armen unverhaͤltnißmaͤßig 
viel größer ald ehemals fei, von dem Umftande ber, daß jeht die Beſttzloſen 
porganifirter ala ehemals find, und Staat und Wiſſenſchaft ihre DVerbältniffe 
jest näher erheben und darftellen, als dieß vordem der Fall war. Nah den 
Gefegen zu urtheilen, welche bier Einfluß zu üben vermögen, muß übrigens 
die Zahl der Armen jet größer ald ehemals, und folglich die Berarmung im 
Zumehmen begriffen fein. Unter diefe Gefege find vorzugsmweife zmei Ginrichtungen 
zu rechnen: die größere Theilung des Grumdeigentbums und die erleichterte 
Bürgerannahme. Diefe beiden Urſachen bedingen die vermehrten Eben, viele 
vermehrten Eben die vorhandene Uebervölterung — nicht eine volkswirthſchaft- 
liche, aber eine ftaatlihe — und in diefer Uebervölferung liegt die Schwierigkeit 
unferer Lage und in ihr das Proletariat. Diefe Maſſe der Bevölkerung muß 
man zu vermindern fuchen durch eine nationale Auswanderung, d. b. eine folche, 
wodurd die Summe der Auswanderung möglichft in Einer Gegend, und zwar 
einer foldhen vereinigt wird, daß dadurch die Verbindung mit dem Mutterlande 
durch Handel und Austaufch leicht bewirkt werden, und gleichzeitig Durch Die 
Bereinigung in Einem Staate deutiche Sitte, deutſche Sprache, deutſches Weſen 
ſich fortpflanzen kann. Und dieß find nicht bloß ideelle Vorzüge, eine ſolche 
Fortpflanzung bat flaatlih den größten praftifhen Werth, weil darin eine 
Bürgfchaft für die Verbindung mit dem Mutterfande und darin wieder für 
die natürliche Anknüpfung des Handels und Nustaufches liegt, während ber 
Deutfche nur zu gerne Sinn und Liebe zum alten MBaterlande aufzugeben 
pflegt. Phönizien, Griechenland und Rom verftanden dieß, Gngland folgte 
in vergrößertem Mafftabe, deutichen Staatömännern vergönnte es Die Zeit 
nie, ſich damit zu befchäftigen. 

Laͤcherlich iſt's alſo, Das Proletariat unferer Zeit dem Schutzſyſtem 
zur Laſt zu legen, unb nur foviel ift wahr, daß das Ausfommen des 
Mannes nach den jegigen Gefegen ein Grund wird, ſich leichter ebelih und 
bürgerlich nieverlaffen zu Dürfen. Weil nun aber dieß Auskommen leicht 
für Mann umd Kind in den Fabriken geboten wird, fo ſchob man ihnen 
die Grfcheinungen, die außer halb liegen, felbft unter. So fam ed, daß man 
die Fabriken ald die Hauptquellen anfab, aus denen das Proletariat floß, und 
führte dafür vorzugsmweife folgende Gründe an: 

1) daß wirklich in den Staaten, in denen viele Babrifen ſind, die größte 
Bevölkerung ſich vorfinde ; | 

2) daf die leichte Möglichkeit, ſchon die Kinder etwas verdienen zu laſſen, 
zur Vermehrung der Kinder beitrage; 
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3) daß das Fabrifleben die Entſittlichung befördere. 


Allein keiner diefer Gründe hält eine genauere Prüfung aus. 


Zu 1. Man kann im Allgemeinen eine größere Bevölkerung in der Nähe 
der Fabriken zugeben, allein ein Schluß für den ganzen Staat darf daraus 
nicht hergeleitet werden. Für die Ausdehnung des ganzen Staates, in welchem 
die eigentliche Fabrikbevölkerung, wenn fle ſich nicht wie in England zu einem 
unnatürlichen Uebermaße fteigert, nur einen geringen Theil der Volksmaſſe bildet, 
gibt es viele allgemeine Urfachen, die eben fo ſtark und noch mächtiger als die 
Induftrie die Bevölkerung mehren. So kann aud in China oder in Oberitalien 
nicht die Induftrie als der Grund der dichten Bevölkerung bezeichnet werben, 
und ebenfomwenig gilt dieß für die fo außerordentlich ftarfe Bevölkerung im 
alten Aegypten. Klima, Fruchtbarkeit und Theilbarkeit des Bodens, Charakter 
des Volks, Religion, Staatdeinrichtungen find und Fönnen die Veranlaffung 
fein, daß die Bevölferung des Landes zu einem ungewöhnlichen Grade gefteigert 
wird. „Ja es fcheinen fogar,” fagt Zacharid,*) „allein oder vorzugsweiſe die 
Länder, deren Einwohner von Aderbau leben, der Gefahr der Uebervölkerung 
audgefegt zu fein.“ 

Ueberdieß ift die Annahme, daß in den Induftriebezirfen die größte Be— 
völferung herrſche, wenn auch der Sag richtig wäre, jedenfalls nicht genau, 
da dieſer Annahme eine Verwechslung der Wirkung der Induftrie mit dem 
Orte ihrer Ausübung zum Grunde liegt. Sprechen wir deutlicher: Es ift das 
Eigenthümliche der Induftrie, daß ſie ihre Kräfte auf Fleinem Raume vereinigen 
muß, und das größte und ausgedehnteſte Babritunternehmen wird entweder 
in venfelben großen Gebäuden, oder, wenn auch, mie die Weberei, theilweife 
in Brivatmohnungen verlegt, doch in der nächſten Nähe des Hauptſttzes betrieben, 
während die Landwirthfchaft, bei der die Erde felbft die Werkftätte ift, in weitem 
offenem Himmelsraume ausgeübt wird. Wo der Menſch felbft mit feiner Thä- 
tigfeit in erfter Ordnung ſchafft, müſſen die Kräfte fich heilen, fich wechfelfeitig 
ergänzen, in einander greifen, fich die Hände reichen, fich nähern, um in biefer 
Verbindung maflenhaft von einem Punkte aus wirken zu können. So fann 
ein Ort für einen Bezirk, ein Bezirk für eine Provinz, eine Provinz für einen 
Staat genügen, aber deßhalb kann man nicht fagen, daß die Indbuftrie es ift, 
welche größere Bevölkerung erzeugt, fondern nur, daß die größere Bevölkerung 
fh an einem Orte vereinigt, um in der Vereinigung ein Mehr und ein Beſſeres 
ihafen zu können. Daß dich aber eine ganz andere Sache als die Behauptung 





*) Dierzig Bücher vom Staate, 7. Band. ©. 39, 
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iſt, daß die Induſtrie ſchon als ſolche die größere Bevölkerung erzeuge, welche 
von ihr bloß an einem Ort zuſammengezogen wird, bedarf wohl keiner weiteren 
Begründung. So lange die Spinnerei und Weberei als Handgeſchäft in allen 
bürgerlichen Familien betrieben wurde, ſagte man nicht von ihr, daß in ihr der 
Grund der Volksvermehrung liege, und man kann daher dieß auch jetzt nicht 
behaupten, wo dur die Einführung der Mafchinen vie Arbeitskräfte an einem 
Orte vereinigt werden. Man muß daher, um genau zu fein, wieder auflöfen, 
und diejenige Menihenjumme, welche in Fabrikgegenden gemeinfam ſchafft, auf 
diejenige Bevölkerung, Für welche fie jchafft, vertbeilt denken, um nicht Die 
Arbeitervereinigung, Die aus Gründen der Arbeitstheilung gefchiebt, mit den 
Urfachen erhöhter Bevölkerung zu verwechfeln. 


3u 2. Die Annabme, daß die leichte Möglichkeit, ſchon die Kinder 
etwas verdienen zu laffen, zur Vermehrung der Kinder beitrage, ift beſtimmt 
unvichtig. Diefer Grund bat fhon den Fehler, daß er die Erklärung viel zu 
weit bergebolt. Dan jagt zwar, daß die Summe des Einfommens den Maßitak 
für die Bevölkerung bilde*), allein das fpärliche Einkommen eines Arbeiters 
iſt Eein jolches, welches zur Vermehrung feiner Nachkommenſchaft den Haupt« 
grund abgeben Eönnte. Selbſt wenn auch in einigen, und keineswegs im allen 
Induſtriezweigen, wie bei Diefer Gelegenheit angenommen zu werben pflegt, 
son Kindern eine Einnahme zu erzielen ift, jo kann diefe Einnahme nur erft 
dann bezogen werden, wenn beveits Die großen Koften der Erziehung und 
Erhaltung auf das Kind verwandt jind, mit welchen Kojten aber die Kleinen 
Fabrikbezüge in keinem Verhältniß ftehen. ine Kinvererzeugung "wegen des 
Fabriklohns, den Das bereits erwachjene Kind einſt beziehen könnte, ſetzte eine 
Berechnung auf 12 bis 14 Jahre voraus, während niemand beſſer als ber 
Sabrifarbeiter felbft weiß, wie ungewiß und ſchwankend fein Loos ift, das 
weniger ald das der Übrigen Stände eine fichere Zukunft verbürgt, Alſo der 
Umftand, daß einzelne Kinder in einzelnen Fabriken verwendet werben konnen, 
fann nicht der Grund der Vermehrung der Bevölkerung fein. 


Zu 3. Die Behauptung, daß das Fabrikweſen Die Entſittlichung bes 
fördere, it inſofern unrichtig, ald man mit diefem Ausſpruch die Schuld auf 
die Fabriken legen will, während der Grund nicht in ihnen, fondern in dem 
Zufammenleben liegt. Ueberall, wo durch Das Zujammenleben die Gelegenbeit 





*) La population s’eleve toujours en raison de la quantit& des produits du 
pays, ou en d’autres termes, la population s’eleve toujours cn raison des revenus 
du pays. Say, Cours complet d’&conomie politigue p. 372. 
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geboten und der Reiz vermehrt wird, zeigt ſich dieſelbe Erſcheinung, daher die 
Hervorhebung der Fabriken ganz irrig iſt. Ja, wir haben Thäler, in denen 
ohne alles Fabrikleben das Zuſammenleben Weniger größere Entſittlichung 
erzeugte, als ſelbſt in Städten, und eine jtatiftifche Nachweiſung dieſes Nabres 
zeigt, daß in Rheinland und Weſtphalen die Zahl der unebelihen Kinder in 
den Rabrifgegenden nicht ſtärker als in ven übrigen Theilen ift. 


Alles diefes genügt aber zum vollen Beweiſe, daß der oft wiederholte 
Sag unrichtig ift, welcher fagt: „die Fabriken find in der That wahre Treib- 
häufer für Die Zunahme der Bevölkerung.“ 


$. 7. 


Eine Anklage ganz eigenthümlicher Art wird gegenwärtig gegen Das 
Schugfoftem im Namen der Landwirthſchaft und der großen Gutsbeſitzer er- 
hoben, und diefe Behauptung wird um fo gewichtiger, ala vorzugeweife mittelft 
ihr Der Morden gegen den Süden und die Nichtvereinsftanten gegen den 
Zollverein aufgeregt werben. — Die Behauptung, daß die Landwirthſchaft 
wegen und durch die Induſtrie in Gefahr fei, bat auf den erften Anblid 
etwas jo Auffallendes, und man darf binzufügen, fo Unbegreifliches, daß nur 
das Meitverbreitete und die Vertheidigung dieſer Anſicht durch angefehene 
Blätter es notbwendig macht, die Sache etwas näher zu prüfen. 


Der Staat, zufammengefegt aus einer Summe von lauter Individuen, 
die Died nur find, weil Feiner dem andern gleicht, jeder eine andere Anlage, 
andere Richtung, jeder einen andern Willen, jeder feine Freiheit bat — dieſer 
Staat muß zu den verfchiedenften Thätigfeiten kommen, Die, meil jede dieſer 
Thätigfeiten für fich wieder eine befondere ift, unter ſich mehr oder weniger 
entgegengeſetzte Intereffen haben, alle aber wieder in dem Staate zufanmen: 
laufen, alle ſich wechleljeitig ergänzen, bevingen, um alle unter jich ein 
Ganzed auszumachen. Der Staat, als der Inbegriff aller Einzelnen, muß 
ich mähren, sich Eleiden, und wenn nun die Thätigkeit, welche die Nab- 
zungsitoffe ſchafft, gegen die Thätigkeit, welche die Kleidung ſchafft, sic 
auflehnen und in eine feinpfelige Stellung gegen jle treten wollte, fo wide 
jedermann, von dieſem allgemeinen Standpunkte aus, eine folde Feindſeligkeit 
als gefährlich und, Daß ich das obige Wort gebraude, ald „unnatürlich“ ans 
eben und fagen müſſen, daß, mweil diefe beiden Thätigkeiten zur Lebenserhaltung 
vefielben Individuums, das man Staat nennt, nothwendig find, kein Gegenſatz 
unter ihnen befteben dürfe, jondern mwechielfeitige Ausbülfe eintreten müſſe, anf 
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daß der Menfch, während er genäßrt wird, nicht erfriert, und während ex 
gekleidet wird, nicht vor Hunger flirht. 

Dom Standpunkt des Staates aus ift alfo die ganze Frageftellung ſchon 
eine falfhe, und es läßt fh im Innern des Staatslebens nicht immer, ja 
felten der Gefichtöpunft fefthalten, ob eine Sache Feiner andern Sache Nachtheil 
bringe. Iſt eine Einrichtung dem Staate nothwendig, jo muß man chen diefelbe 
mollen, felbft auf die Gefahr hin, daß viele, daß wichtige Intereffen gefährbet 
werden. Eine neue Straßenanlage wird nothwendig, und Dadurch ein ganzer 
Ort, der an der alten Straßenrichtung lag, troden gelegt, und doch foll der— 
felbe Ort zu dem Werfe, deſſen Errichtung die fichere Quelle feines Unglüds 
ift, noch Beihülfe leiften, noch feine Beiträge dazu zahlen müfen! Was bier 
mit einem Orte gefchieht, geiieht bei den Staatdeifenbahnen mit ganzen Be- 
zirken und Gegenden, welche, obgleich ſie dieſe Einrichtung verfluchen, zu ihr 
noch zahlen müſſen. 

Sp befteht denn der Staat aud lauter Gegenfägen, aus lauter Intereſſen, 
son denen Das eine immer dem andern entgegenjteht, und wobei durch ein ge- 
heimes Band dennoch Dad eine vom andern getragen wird. Gebirg und Ebene, 
fruchtbares und ödes Land, Flüſſe und trodene Gebiete, und auf daß die ewige 
Berfchiedenbeit nirgends endige, trug die Natur vdiefelben Gegenjähe von den 
Sachen aud in die Perfonen: Reihe und Arme, Geſchickte und Ungeſchickte, 
Thätige und Unthätige, und felbft die Thätigkeiten diefer Thätigen im ſteten 
Kampfe unter fih! Die Natur fucht Dur ewige Gegenfäge ihre Zwecke zu 
erreichen und erhält Durch Lauter feindliche Glemente das Ganze im Gange. 
Auch der Staat ift ein Naturgebilve, in dem die Einzelnen fich befämpfen, um 
im Kampfe das Ganze zu fichern. 

Und nun unternehmen wir e8, das Gefährliche ver Induftrie für Die 
Landwirthichaft gerade fo Darzuftellen, als ob dieſe Dinge ganz gefchiedenen 
Welten angehörten, ald ob es fein Band gäbe, das fie unauflösbar an einander 
Müpft, ald ob es feinen Staat gäbe, in dem fle beide aufgingen! Man kennt 
die Streitigkeiten über die Uebergriffe der einzelnen Gewerbe, der Maurer 
gegen die Schloffer, der Kaufleute gegen die Schneider, der Buchhändler gegen 
die Buchbinder, der Zimmerleute gegen die Schreiner; allein nie ift jemanden 
in Sinn gefommen, deßhalb, weil fein Gewerbe durch dad andere leidet, dieß 
andere gar ald gefährlih für den Staat darzuftellen. Diefe Darjtellung 
blieb erft der jüngften Zeit, erft dem Kampfe des Freibandels mit dem Schutz— 
fofteme vorbehalten. Hier wurde aufs genaufte ausgerechnet, wie durch die 
Induftrie die Landwirtbfchaft gezwungen werde, ihr Arbeitszeug und ibre 
Kleidungsftoffe theurer zu bezahlen, wie ihre Arheitälöhne fliegen, ja wie 
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ſelbſt der Verbrauch der landwirthſchaftlichen Erzeugniffe durch die Inbuftrie 
gefährbet würde! 

Allein dieſe Wechfelwirkungen der Kräfte auf und gegen einander find 
ihrer Natur nach unvermeidlich, und mas hier beſonders in Beirat kommt, 
in ihren Wirkungen nad Zeit und Umftänden fehr verſchieden und ſich 
Andernd. Wie heute das Gewerbe A von dem Gewerbe B, fo wird umgefebrt 
bald darauf das Gewerbe B von A gevrüdt. Ganz gleich geftalter fich die 
Sache bei der Beziehung der Induftrie auf die Landwirtbfchaft, und während 
man behauptet, daß die erftere gegenmwärig einen nachtbeiligen Einfluß auf die 
fegtere ausübe, fo kann diefe Thatfache, deren Wahrheit gleich unterfucht werden 
fol, bald ins Gegentheil umfchlagen, und die Landwirthfchaft durch das Steigen 
des Grundeigenthums und der dazu nöthigen Arbeitöfräfte auf die Induſtrie 
eine außerordentlich nachtbeilige Rückwirkung äußern. Diefe Wechfelwirkung 
liegt in der Natur der Sache, da die Landwirthſchaft nicht ohne Induftrie und 
die Induftrie nicht ohne Kandwirtbichaft befteben kann, und beide auf denfelben 
Grundlagen ruhen. Die Induftrie bedarf des Grunds und Bodens, auf dem 
ſie ihre Wirkſamkeit betreiben Tann, bedarf der Erzeugniffe der Außern und 
innern Erde, um aus ihnen die Induftriegebilde zu fchaffen, bedarf der Menſchen— 
fräfte, um das Gefchäft in Betrieb zu ſetzen; umd ebenfo wird wieder die Land⸗ 
wirtbichaft von der Höhe der Arbeitslöhne der Induftrie, dem Werthe ihrer 
Erzeugniſſe, der Größe ihrer Bevölkerung ergriffen. Alfo Grund und Boden, 
Arbeitökräfte, Nahrung und Kleidung find bei diefen beiden großen Betrieben 
diefelben, und wir bemühen uns in feltener Einfeitigkeit darzuthun, um melde 
Heller und Pfennige die Landwirthſchaft wegen der Inbuftrie benachtbeiligt 
wird, ohne zu bedenken, daß Gleiches auch umgekehrt der Fall if, oder naͤchſtens 
in weit größerem Maße der Fall fein kann, und ohne zu bedenken, daß eine 
ſolche Nachweiſung mit der Frage felbft nichts zu thun hat! 

Der Staat kann nicht ohne Kandwirthfchaft, aber auch nicht ohne Anduftrie 
beftehen, und man kann nicht einfeitig Das eine ohne das andere wollen. Beide 
waren auch ſtets und überall vereinigt, und nie gab es noch ein Volk, das 
völlig ohne Landwirthſchaft, oder völlig ohne Inpduftrie, d.h. ohne Verarbeitung 
der Robftoffe für die Bedürfniſſe feines Lebens war. Was wir jegt vorzugd« 
weile Induftrie nennen, ift nicht etma eine von dieſer Verarbeitung der Rohſtoffe 
verfchiedene Thätigeit, fondern bloß eine Vervollkommnung derfelben, und die 
Mmduftrie in diefem Sinne nicht wollen, oder mit andern Worten, die Mittel 
nicht wollen, die dieſe Induſtrie fordert, beißt den Fortfchritt nicht wollen. 
Mehrere Männer fuchen mit befonderer Vorliebe darzuthun, daß die Rand- 
wirtbfchaft dem Stante und dem Menfchen wünfchendwerther ald die Induftrie, 


Andere beweifen, daß die Induſtrie gegen Die Landwirthſchaft eine höhere 
Stufe der Vervolllommnung und ihr vorzugsweife nachzuftreben fei — lauter- 
Dinge, die in ihrer Ginfeitigkeit keinen Werth baben. Die Dichter aller 
Zeiten priefen von jeber das Glück der Yandwirtbfchaft, und die Sentimen- 
talität fpricht fich gegen die Fabriken aus; allein mit Poeſie und Sentimen— 
talitat faun man Feine Staaten machen, und niemand vermag fich gegen die 
Wirkung der Mafchinen zu ſtemmen, ohne fich jelbft Schaden und Nachtheil 
zu bereiten, Das Wahre in der Sache ift nur, daß beide Thätigfeiten, Land— 
wirtbichaft wie Imbuftrie, dem Staate gleich notbwendig jind, Daß die dee 
des Fortjchritts in beiden liegt, und daß man überbaupt nicht jagen kann, 
daf weniger Geift, weniger Kenntniß der Stoffe und Kräfte, ibrer Natur, 
ihrer Wirkung, ibrer Verbindung — die gleiche Grundlage der Landwirth— 
ſchaft und der Induſtrie — zu dem vationellen Betriebe der Landwirthſchaft, 
ald zu dem gleichen der Induſtrie erforderlich fei. Kür dad Aeußere Famır 
man allerdings zugeben, daß der Anblick einer großartig arbeitenden Mafchıne 
mebr und ergreift, als die ſtille Veredlung des Bodens, der Pflanze, der 
Wolle, des Obſtes; dort fehen wir die Menfchenfraft, bier unmittelbar die 
Natur, und daher die Taufchung. 

Sp hängen denn die beiden Beſtandtheile des Staats, Landwirtbichart 
und Induftrie, auf das Innigſte zufammen, ımd nach einem noch andern Ge- 
fihtöpunfte loͤſen ſie jich eigentlich im eine und biefelbe Thätigkeit auf, indem 
beide eben nur die Bewältigung der Naturfräfte zum Vortheile der menſch— 
lichen Geſellſchaft ſind. In der Wirklichkeit ift auch die feindſelige Stellung 
beider zu einander eine erdichtete, und die literariſche Ausbildung dieſer Feind» 
jeligkeit gehört zu den feltfamften Griceinungen und zu den wahren Unbe— 
greiflichkeiten der Gegenwart, Man fpricht jo viel von Künftlichfeit und vedet 
fo jehr, und zwar mit vollen Rechte, der Natürlichkeit das Wort, allein bier 
kann es nur das Werf der Kunft fein, wenn man von wirklich ſich feindfeligen 
Intereſſen der Landwirtbichaft und der Anduftrie redet. Beide Zweige ergänzen 
fich wechfelfeitig, verichlingen und bedingen fih: die Landwirthſchaft liefert die 
Stoffe, welche Die Induftrie verarbeitet, und was fie von dieſen Stoffen nicht ver- 
arbeitet, verzehrt umd verbraucht fie ald Lebensmittel. Die Induſtrie vubt auf dem 
Landbau und der Landbau blüht durch die Inpuftrie. Landbau und Induftrie jind 
ſich wechjeljeitig Arbeitögeber und Arbeitänehmer, find ich gegenfeitig ihre beften 
Kunden, und man fpricht von entgegengefegten Intereſſen! Um für viefe künſtlich 
gejchaffene Behauptung doch eine Art von Beleg beizubringen, ſucht man mit 
bejonderer Vorliebe darzuthun, um wie viel Durd die Induftrie Dem Landbau 
ſeine Werkzeuge vertheuert werden, und kam in Verbindung mit dem bekannten 
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Sage, daß die Waare um den Betrag des Eingangszolles im Imlande ver- 
tbeuert werde, zu der Annabıne, daß bie Werkzeuge durd die Zölle nabe um 
die Hälfte ihres natürlichen Wertbes im Preife gefteigert würden. 

Wir baben nun, da genauere Nachweifungen überall mangelten, dieſe 
Frage bei Landwirthen felbjt möglichit genau nad vorhandenen Aufzeihnungen 
prüfen laſſen und dabei gefunden, daß eine nallauifche Aderwirtbfchaft von 
700 naflauifhen (= 685 preuß.) Morgen im Durchſchnitt der legten zehn 
Jahre an verichiedenen Gifenwaaren 946 Pfund, 1,38 Pfund auf den preufi« 
ſchen Morgen gebraudt. Auf Robeifen beredinet macht dies 1,9 Pfund. 

Ein rheiniſcher Gutsbeſitzer verbrauchte auf feinen Gute won 10,000 
Morgen 1 Pfund Schmiede- oder Gußeifen jährlih, aljo etwa 1,4 Pfund 
Roheifen auf den Morgen, wobei nur die wenigen fertig angefauften Gerätbe 
auger Rechnung geblieben find, mit deren Ginvehnung ſich der Bedarf auf 
etwa 1,7 Pfund erbößte. 

Dieß find Die Ergebniſſe ebener umd ziemlich fruchtbarer Bezirke, allein 
der Gijenverbraudb muß nach Lage und Beichaffenbeit des Bodens, ſowie nad 
der Feldwirtbichaft zus oder abnehmen. In jandigen Boden kommt dft auf 
den Morgen nicht 1 Prund Gifenabnügung; es gibt Bezirke, wo die Wagen 
nicht einmal mit eifernen Reifen befchlagen find. Die Abnützung wird in 
tteinigten und Gebirgsgegenden um die Hälfte größer. Wir nehmen deshalb 
als Durchſchnitt einen Verbrauch von 2,07 Pfund auf den Morgen an, der 
ich eher zu hoch als zu niedrig herausstellen wird. Dieß macht nach den 
jegigen Zollfägen nicht mehr als 3 Pfennige auf den Morgen aus! 

Sp ergab jid denn, daß die Eifenvertbeuerung an ſich ſchon auf einen 
faum nennenswerthen Betrag zurückfällt, wozu noch Die weitere Grbebung 
kommt, Daß die Preife für Die Ackergeräthſchaften ſich nicht felten die längſte 
Zeit auf feften Sätzen in dem Kleingewerbe der Städte und Dörfer, und aljo 
ganz unabhängig von den Zöllen erhalten. Weberbaupt aber it bei den Zolls 
rückwirkungen auf die Bedürfniſſe Des Lebens nicht zu überfeben, daß mäßige 
und ſelbſt etwas böhere Zolliäge auf Das einzelne Stüd, deſſen man jich als 
Werkzeug und Kleidung bedient, wur einen Außerft unbedeutenden Ginfluß aus— 
üben fönnen. J 

Alle dieſe Beſorgniſſe alſo, die man der Landwirthſchaft gegen die Juduſtrie 
einflößt, ſind völlig unbegrüudet, und die Wahrheit beſteht vielmehr nur darin, 
daß wegen der innigſten Verbindung, in welcher beide Thätigkeiten zu einander 
fteben, der Wohlſtand der einen mit von dem Wohlſtand der andern bedingt 
iſt, und daher eine abgejonderte Betrachtungsweiſe einer dieſer beiden Iduſtrieen 
für ſich und ohne die andere zu unrichtigen Ergebniſſen führen muß. 
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Am einfachften Time man über alle Bedenken hinweg, wenn ed wahr 
wäre, wad man behauptet, Daß die Induftrie ohne allen Schu von fich felbft 
fih zu Bilden im Stande fei. Es liegt im diefer Behauptung Wahrheit und 
Irrthum. Die Behauptung ift völlig wahr, wenn man "Gleichheit der Ver— 
bältniffe vorausfegen und alfo annehmen würde, daß fich die europäifche In— 
duftrie vücfichtlih der dazu erforderlichen Bildung, der Arbeitäfräfte, der 
Kapitalien, des Imeinandergreifend der verfchiedenen Zweige und Hülfsmittel 
aller Art auf ungefähr gleihem Standpunkt befände. Bei einem folchen Stande 
der Dinge bleiben dann nur die allgemeinen unabänderlichen Bedingungen, die 
von Klima, dem Charakter, und der Anlage der Menſchen, dem Lande, feiner 
Befchaffenheit, feiner Fruchtbarkeit und feiner Rage hergenommen find, übrig, 
and es müßte fih dann ein ganz völfergemäßes Verhältnif in der Art bilden, 
daß jedes Volk erzeugte, was es nad diefen feinen Beringungen am beften zu 
erzeugen im Stande wäre. Dadurch müßte ed kommen, daß jedes Land für 
ſich das Meifte felbft erzeugte, und vom Ausland nur dasjenige bezöge, wo— 
dur das Ausland ihm durch feine natürlichen Vorzüge überlegen wäre, Allein 
wenn Diefe Lage der Sache verrückt ift, wenn durch Ungunft der Zeit, dur 
eigenes oder fremdes Verſchulden ein Volk zurüdfam, und ein anderes durch 
die Verhältniffe des Gegentheils ich bob, wenn noch die Gefeggebung hinzu— 
tritt, und jene gegebenen Voͤlker- und Länverbebingungen zu brechen fucht, 
wenn mit einem Worte die natürliche Gleichheit nicht, fondern die ausgebildete 
Ungleichheit als Thatfache befteht, fo feheint ed angezeigt zu fein, Daß wir ein- 
mal von unferer Nationalerbfünde laffen, und flatt nach Idealen zu jagen, 
die Sachen nehmen, mie fle find. Es ift aber eine Thatfache, daß es Feinen 
wichtigen Staat ohne Tarif gibt; Thatfache, daß die Hanvelöfreiheit nicht be— 
ſteht; Thatfache insbeſondere, daß England, das jetzt nach Freiheit ftrebt, noch 
immer diejenigen Artikel von der Handelsfreiheit ausnimmt, in welchen das 
Ausland ihm fchädlich werden könnte. Und doch, wie nahe liegt diefem Eng— 
land die Aufforderung, die volle, ganze Handelsfreiheit allen Völkern der Erde 
anzubieten! England ift im Beflge der größten, mächtigften, durchgebilvetiten 
Geſammtinduſtrie, welche, fomweit die Kenntniß der MWeltgefchichte reicht, jemals 
bei irgend einem Volke der Erde beftanden hat; England ift im Beflge der 
größten Geldkräfte der Erde; England im Beflge der ausgedehnteften Trans» 
portmittel. Was konnte England im Beflge dieſer Uebermacht über alle Völker 
für fi Beſſeres und Zweckmäßigeres thun, als die Handelsfreiheit ald das 
Beite und Zmertmäßigfte allen Völkern zu empfehlen? England, mit allen Ländern 


- 93 — 


im Verkehr, ſchloß Durch jeine Tarife alle Völker aus, oder erſchwerte ihren 
Handel, und jest, nachdem die Macht zweier Thatfachen vorliegt, 1) daß England 
durch dieſe Tarife umbeftritten den erjten Rang unter allen einnimmt, und 
2) die übrigen Bölfer, feinem Beifpiele folgend, ihr Gebiet gegen England 
auch abfchloffen, erfcheint England mit der Friedenspalme und fordert alle zur 
Sreiheit auf, weil diefe Freiheit für England viefelbe Folge haben muß, wie 
früher die Unfreiheit — die Macht der englifhen und den Untergang ber 
fremden Induſtrie! 

Die Freunde des Freibandeld entlehnen fo gerne ihre Grundfäge den 
Verkehre zmifchen Einzelnen, und übertragen diefe hier gefundenen Grundſätze 
auf den Verkehr zwiſchen Völkern. Aber find es nicht gerade dieſe Grundfäge, 
welche dem Schutzſyſteme das Wort reden? Wenn in einem Orte gemifle 
Häufer im wohlverdienten Befige der Kundſchaft fich befinden, und auch ferner— 
bin bemüht find, durch gute Waare und billige Preife dieſe Kundſchaft zu 
erhalten umd zu vermehren, wird es da auch dem fleißigften jungen Manne 
nicht umendlich ſchwer und oftmals unmöglich, mit feinem Gefchäfte aufzu- 
fonmen? Beſteht denn nicht gerade in dem Umſtande, daß die Mitbewerbung 
zu ausgedehnt, daß der Anfänger mit feinen geringeren Mitteln der Uebermacht 
nicht gewachſen ſei umd unterliegen müſſe, beiteht denn nicht eben darin die 
Hauptklage unferer Gewerbsfeute? Ebendahin führt noch ein anderes Verhält- 
niß zurück, deſſen Löjung oder Entwicklung zu den fchwierigften Aufgaben 
unfereö jegigen Gewerbewejens gehört, ich meine das Verhäaͤltniß der Kleinge- 
werbe zu dem Grofbetriebe. Beide Zuftände, die wir hinnehmen müffen, weil 
ſie innere find, treten im demfelben und in noc größerem Maßſtabe zwifchen 
Inland und Ausland auf, und dabei follte doch die Frage nicht zweifelhaft 
fein, daß das Inland dem Inländer gegen die Lleberlegenheit des Auslandes 
eine Berüdfichtigung jhuldig fei, welche bisher ſelbſt im Inlande gegen den 
Inländer durch Innung und Gemeinde gewährt wurde! Die deutfchen Gefeg- 
gebungen haben bis zu den Grundrechten, und feither wieder durch Nichtaner- 
fennung oder Aufhebung der Grundrechte, einen Unterſchied zwifchen Deutfchen 
gemacht uud die Deutfchen eines andern deutſchen Staates ald Ausländer behan⸗ 
delt! Dieß geſchah felbft in folchen Angelegenheiten, wo es jih um wohler- 
worbene Rechte handelt, und felbit hierin hat man den Deutfchen gegen den 
Deutſchen zurüdgefegt, während gleichzeitig der vollen Gleichberechtigung der 
wirklich fremden Nationen, die und noch überdieß von ihrem eigenen Markte 
ausfchließen, das Wort gefprochen wird! Es ift oft unbegreiflich, wohin den 
Deutſchen die Gutmütbigfeit und das Weltbürgertbum führt. — O imitatlive 
and sentimental people! riefen und erft vor Furzem bie Times verächtlich zu. 
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Man hat geſagt, daß England nicht ſowohl durch feine Schutzzolle, als 
trotz ſeiner Schutzzoͤlle zu ſeiner jetzigen Hoͤhe gelangt ſei. Man hat dieß, was 
wieder ſehr bezeichnend iſt, vorzüglich in Deutſchland theoretiſch behauptet, 
waͤhrend man in England praktiſch das Gegentheil that. Uebrigens iſt der 
Behauptende mit feinen „trog dem Schutzzoll“ gegen den engliſchen Staatsmann 
in einer üblen Lage, denn die Juriften legen dem Behauptenden den Beweis 
auf, während in Sachen der Vergangenheit derjenige Necht behält, deſſen Staats- 
plan durch Zeit, Erfahrung und einen glänzenden Beſitz gerechtfertigt wurde. 
Und gefegt, die Sache wäre zweifelhaft, viethe ba nicht Die Klugheit den Weg 
zu betreten, der ſich bewährt hat? 

Zudem find einzelnen zu diefem beftimmten Zwecke ergriffenen Maßregeln 
die erzielten Erfolge jo unmittelbar nachgefolgt, daß der Beweis, diefe Erfolge 
wären auch ohne jene Mafregeln erfolgt, gar nicht mehr zu liefern iſt, weil, 
die Ihatfachen, durch die der Beweis allein geführt werden fönnte, nicht vor= 
handen find, jene Thatfachen nämlich, die angeblich fich ereignet haben würden, 
wenn Die Maßregel nicht ergriffen worden wäre. Solde Nachvorherfagungen 
find unzuläfjig und logiſch unmöglich, weil Die Bedingung Dazu fehlt. 

So folgte den engliſchen Schifffahrtsgeſetzen jene Entwickelung der Schifffahrt, 
die man ſich vorſetzte, unmittelbar nach; fo ſprachen Die engliſchen Miniſter bei 
Eröffnung des Parlaments von 1721 den Grundfag aus, daß man zur Hebung 
der Induftrie die Einfuhr fremder Robftoffe und die Ausfuhr von Manufaktur- 
waaren befördern wolle, und erreichte durch Befolgung diefes Grundfages den 
vorgejegten Zweck; jo verbot England die Zufuhr oftindifcher Baumwollſtoffe 
fogar feinen eigenen Baktoreien, um dieſen Induſtriezweig bei jich heimifch zu 
machen, und man kennt den riefenbaften Erfolg ; jo ergriff England zur Grün. 
dung der Leineninduftrie, die in Deutfchland blühte und bei ihm nie recht ge— 
deihen wollte, Schugmaßregeln und erreichte feinen Zweck; fo lag bie franzöftfche 
Induftrie vor und während der erſten Revolution im Argen, umd der Kaifer. 
um die Öewerblichfeit in allen ihren Beziehungen zu fördern, ergriff jene Schutz⸗ 
und Trutzmaßregeln, in Folge deren Frankreich den jetzigen Zuſtand ſeiner gewerb⸗ 
lichen Blüthe erreichte; fo rettete ſich Belgien gegen die Uebermacht dev eng» 
liſchen Eiſenerzeugung, und erzielte die glänzendſten Erfolge. Die Preiſe des 
belgiſchen Roheiſens gingen 1842 allmälig von 15 auf 71, Frank von 100 
Kilogr, fonte d’afinage herab, obgleich die beiten Werke nur zu 9 bis 10 Franks 
arbeiten Eonnten. Jetzt erhöhte Belgien im April 1843 den Zoll auf Roheifen 
son SU, auf 24 Sgr. vom Gentner, Die Zahl der Coakshochofen flieg von 
20 im Jahr 1843 auf 46 im Jahr 1847, und die Produktion von 60,000 
Tonnen im Jahr 1842 ftieg ſchon 1843 auf 98,000 und 1844 auf 107,000 


Tonnen. Alles dieſes gerade umgekehrt ald im Zollverein, wo die Produktion 
ohne Schus in denfelben Jahren in aͤhnlichem Verhältnif fiel. 


§. 9. 


Die Hauptgrundlage des ganzen Syſtems des Freihandels beruht in letzter 
Ordnung auf der Lehre vom Werthe. Und wirklich kann in diefer Beziehung 
zugegeben werben, daß der Werth aller Güter am richtigiten Durch die unbeding⸗ 
tefte Freiheit des Verkehrs bergeftellt wird, und je mehr alle Thätigkeiten fich 
verfucgen, je mehr der Markt mit Angeboten jich füllt, deſto mehr drücken ſich 
tünftliche Preisfteigerungen, defto wohlfeiler müſſen alle Taufchgegenftände werben. 
Diefe Bildung der Werthe erträgt keine Schranke, und alles- was dieſen Beftin- 
mungsproceh, aus dem die Werthe bervrraeben, jtört, bewirkt ein unrichtiges 
Ergebnif. Darauf, woher die Hemmung 0 Störung flammt, kommt es nicht, 
fondern nur darauf an, daß eben tbatfächlı : eine Störung der den Werth be» 
flimmenden Borausfegungen eintritt. Aus Ddiefem Grunde ijt jede hemmende 
Einwirkung auf die freie Bewegung, im welcher Abjlcht und zu welchem Zwede 
fie auch erfolgen möge, grumbiäglic unrichtig, und es iſt völlig gleichgültig, 
ob eine Hemmung irgend einer Art von einer Innung, einer Gemeinde oder 
dem Stante ausgeht. Deßhalb müſſen nach dieſem Spfteme Gefege über Meifter« 
annabmen und Prüfungen ebenjo verwerflich jein, als Gejege über Bürger« 
annahmen und über verwandte Segenftände, welche der Staat erläft. Die 
Selbftbildung der Wertbe will und braucht weder Innung, noch Gemeinde, 
nod Staat, fondern nur Individuen, Die allein und am beiten die Kräfte kennen, 
die bier allein thätig fein jollen. Dieß ift aud der Grund, aus dem die Wiſſen⸗ 
ſchaft der neuen Volkswirthſchaft überall nivellirend und aufräumend auftrat, 
und dieß nicht anders konnte. Diefer Lehre vom Werthe ift nun gleichgültig: 

a) wer im Völkerverkehr, ob Inland oder Ausland, die Güter erzeugt; 
es ift dieſer Lehre die Unterfcheidung des Anlands vom Auslande unerheblich; 

b) melche Güter das Inland erzeuge. Einer Lehre, welche die Wohl- 
feißheit der Güter unter die Hauptgrundfäge ihres Spitems aufnimmt, Tann 
ed darauf nicht anfommen, ob auch das Inland es ift, welches die Inbuftrie 
bei fich einbeimifch machen will. „Es ift zwar, jagt Say, mehr Handarbeit 
in einer Menge Tücher von 2 Millionen, ald in einer Menge von Rohſtoffen 
von derfelben Summe, allein der Werth ift in beiden Fällen verfelbe, und für 
die Nation ift die Form, welche dem Grzeugniffe durch die Arbeit gegeben 
wurde, föhlechthin von feiner Wichtigkeit.” 

Es ift Mar, daß bei biefem Syſteme das Vaterland ziemlich leer auss 
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geben kann, und die Grimde dagegen, rubend auf der individuellen Thätigkeit, 
der Freiheit und Natürlichkeit, find nicht genügend, die Beforgniffe zu befeitigen. 
Namentlich fjcheint ungenügend, wenn Smitb und Say als Die tröftlichen 
Wirkungen des Freihandelſyſtems hervorheben: 

1) daß der Handel unter den Bölfern ſtets nur mit Produften geführt 
werde, und eö alfo für ein beftimmtes Rand völlig gleichgültig fein müffe, ob 
ed die fremden Erzeugnifle der Bekleidung gegen feine GErzeugnifie der Nahrung, 
oder umgekehrt die Erzeugniffe der Nahrung gegen jene der Bekleidung ein— 
taufche. Die Erzeugniffe für Nahrung jeien ebenfo Erzeugniſſe des Fleißes 
und der Arbeit, wie jene für Bekleidung, fo daß alfo auch dieſe als vom 
Inland hervorgebracht anzufeben jeien, und der Unterfchied zwifchen beiden 
Taufchgegenftänden bloß darin bejtebe, daß Die erfteren von dem Inlande uns 
nıittelbar und die letzteren mittelbar hervorgebracht würden ; 

2) daß Das Gleichgewicht zwifchen zwei handeltreibenden Völkern ſtets 
bergeftellt werde, denn niemand treibe und niemand könne ein Gefchäft in die 
Laͤnge treiben, welches ihm nachtbeilig fei. Deshalb müſſe man annehmen, 
Daß, fo lange das Gefchäft beitebe, es vortheilbaft fei, was mit andern Worten 
foviel heiße, daß der Werth der Einfuhr in jedem Lande immer größer, als 
der Werth der Ausfuhr fein müffe. 

Es ift unverkennbar, daß im Diefen wenigen Sägen eine große Summe 
von Wahrheiten liegt, und in Beziehung auf die legte Behauptung, daß vie 
Einfuhr immer größer als die Ausfuhr fein müfle, und daß dies eben das 
Wahrzeichen des guten Geſchaͤftsgangs fei, ift foviel richtig, Daß unter Privaten 
der Einkauf (die Einfuhr) für den Käufer immer werthvoller fein wird, als 
dad Kaufgeld (die Ausfuhr), jonft würde regelmäßig das Gefchäft nicht gemacht. 
Allein alle diefe Site beruhen auf der Voraudfegung, daß der Großhandel 
zwifchen den zwei Völkern beftehbe, daß das Gefchäft im Gange fei, und um 
dies fein zu können, daß die Völker fich mechfelfeitig Kunden, wechfelfeitig 
Käufer und Verkäufer fein. Wie aber, wenn das Gefhäft nicht gebt, wie, 
wenn fich die beiden Völker in Hauptartifeln nicht Kunden, fondern Goncur- 
renten find, und wie, wenn dieſe Goncurrenz für das eine Volk eine erdrückende 
it? Was fann es dann nügen, 

zu 1) daß der Handel zwifchen Völkern mit ihren Erzeugniffen geführt 
wird, wenn die Erzeugniffe des einen Volks von denen der andern Känder 
erjegt, und an einem dritten Orte wegen Ueberlegenheit verdrängt werben ? 

zu 2) daß in einem Taufchgefhäft die Einfuhr ſtets größer als die 
Ausfuhr, folglih das Eingebrachte ſtets werthvoller ala das Kaufgeld kei, wenn 
ich dad Gefchäft nicht mehr forzuführen im Stande bin? 
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Man wende nicht ein, Daß eim Volt ſtets erzeugen Kann, und daher ftets 
Taufhgegenftände zu feiner Verfügung haben wird. Die zwei großen Quellen 
der Volkswohlfahrt, Landwirthfhaft und Fabrikation, können in gegebenen 
Fällen von den mitbewerbenden Staaten übertroffen fein, wie z. B. unfer 
Deutfchland in der Fabrikation thatfächlich von Frankreih und England überholt 
ift, und unferer Landwirtbfchaft auf englifhem Markte nad Aufhebung ver 
Korngefege, welche dem Nächftliegenven Igünftig waren, eine ſolche Mitbewerbung 
durch Amerika, Aegypten und Rußland wegen Wohlfeilheit ihres Grundeigens 
thums vorbereitet wird, daß diefelbe unferer Ausfuhr ebenfo gefährlich, als 
aus gleichen Gründen unferem Wollmarkte die Zucht und Veredlung der 
auftralifhen Wolle bedenklich werden könnte. 


Ueberbieß ift die LXehre vom Werthe eine allgemeine, von gegebenen 
ftantlichen Verhältniffen mit innerer Nothwendigkeit abſehende Lehre, alfo eine 
Lehre, welche die Dinge fo nehmen muß, wie fich viefelben in dem freien, 
ungebundenen Weltverkehre immer geftalten mögen. Daß nun aber in dieſem 
losgelaffenen Kampfe Einzelne untergehen und untergehen müſſen, ift dieß 
nicht die natürliche Folge, und, daß man’d mit dem Namen nennt, nicht der 
eigentlihe Gegenftand des Kampfes? Der DBertheidiger der Gewerbefreiheit 
fegt die Güte diefer Freiheit im ganzen Handel und Verkehr eben darein, daß 
das Einzelne, wenn ed das Geringere ift, zum Vortheil der Allgemeinheit zu 
Grunde gehe, auf daß das Vorzüglichere, das Kühnere, Das Mächtigere den 
Sieg erringe. Iſt nun diefed Schwächere in dem MWeltverfehr ein Volt, das 
Baterland, fo hat diefe Lehre weder Hülfe noch Schuß, welche beide fle grund— 
fäglih von fi meist, und fle muß vielmehr folgerichtig den Ausfpruch thun 
daß es das Loos des Schwächern fei — zu Grunde zu geben. Bei dieſem 
Punkte angelommen hebt diefe Theorie, welche gleichfalld eine vater- 
ländifche Induftrie will, fih auf, und kann fich felbjt nicht mehr helfen. 
Dahin aber darf Feine MWiffenfhaft führen, in biefer Troftloflgkeit Keine 
Religion ihre Gläubigen, der Staat in diefer Hülflofigkeit feine Bürger 
nicht ſtecken laſſen. 


§. 10. 


In ihrer Hülfloſigkeit, ſo ſchloß der vorige Satz, ſoll der Staat ſeine 
Bürger nicht ſtecken laſſen; aber wie, wenn ed hier überhaupt keine Hülfe 
gäbe, und wenn alfo auch der Staat keine Hülfe gewähren könnte? Hört man 
einen neuern Schriftfteller über diefe Frage, fo gibt es hier allerdings Feine 
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Hoffnung, denn, jagt Dönniges *) „das Kapital einer Nation iſt eine in jedem 
Augenblide gegebene vorhandene Größe; eine angenblidliche Kapitalvermehrung 
(mobl aber eine Verminderung an Erſparniſſen) kann durch Zollmaßregeln 
nicht eintreten, fondern bloß die Kapitate aus den micht begünftigten in bie 
begümftigten Gewerbe berübergegogen werden.“ Wenn Darnach wahr ift, daß 
durch ftnatliche Maßregeln nicht geholfen werden Fönnte, daß der Staat Feine 
Mittel befige, ven Wohlſtand der Nation zu heben, fondern daß diefer Wohlſtand 
eine gegebene, in jedem Augenblide unabänderliche Größe jei, dann geſtehe ich 
zu, daß man auf Zollmaßregeln jeder Art ſchlechthin verzichten müͤſſe. Schon 
Hermann bat dieſer Stelle entgegengehatten, daß Die Natur des Credité dabei 
überfehen jei, aber vielleicht ift auch fonft die Stelle nicht genau, Was fol 
ed heißen, wenn Dönniged fagt, daß das Kapital einer Nation eine gegebene 
„vorhandene* Größe jei? und nahm der Verfafler einen umd melden linterfchied 
zwifchen gegeben und vorhanden an? Er muß einen Unterſchied angenommen 
haben, jonft hätte er das fchleppende zweite Beiwort nicht beigefegt, und wenn 
er dieß, mie zu vermutben, abjichtlich beigefegt hat, welchen fernern Unterſchied 
dachte er ich zwifihen vorhanden und augenblidlih? Iſt das National« 
vermögen vorhanden, fo ift es auch in dem Augenblid, von dem die Rede if, 
vorhanden, und legte der Verfaffer den Ton auf das Vorbandenfein in „jedem“ 
Augenblid, fo kann dieß einen doppelten jich widerſprechenden Sinn haben: 
entweber den, daß das Kapital jeden Augenblid mwecdöle, oder den, daß es 
„jeden“ Augenblid „vorhanden,“ d. h. bleibend jei. Iſt Erſteres der Fall, jo 
hat es im Munde des Verfaſſers feinen rechten Sinn, ift Legteres, fo liegt 
dieß ichon in Dem mathematifhen Ausdrud: gegebene Größe. Bei dieſer Lage 
will ich mich lieber an die Quelle, an den großen Schotten halten, der den 
Gedanken, das Kapital einer Nation fei eine gegebene Größe, in der Weife 
aufftellt : 


„Der allgemeine Arbeitöfleiß der Geſellſchaft kann niemals weiter ger 
trieben werden, ald dad Kapital der Gefellfihaft, welches ihn beichäftigt, erlaubt. 
Keine Anoronungen in Abficht des Handels Fönnen den Gewerbfleiß über ben 
Grad binaustreiben, den dad Kapital der Gefellfchaft zu unterhalten vermag. 
Sie können blos einem Theile deflelben eine Richtung geben, die er fonft nicht 
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*) Das Syſtem des freien Handels und der Schutzzölle. Berlin 1847. Man ver: 
gleidye damit die Beurtheilung biefer Schrift von dem fiharffinnigen v. Hermann in ben 
Münchner gelehrten Anzeigen von demfelben Jahre. (Wie lange läßt diefer Schriftfleller 
noch auf die neue Auflage feiner klaſſiſchen „Unterfuchungen” warten?) 
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würde augenommen haben *).“ Wir haben hier mit wenig veränderten Worten 
die obige Stelle von Dönniges mit den drei barin enthaltenen Sägen, von 
denen die beiden legten bloß die Folge des erften find, biefer erfte aber 
za den wichtigſten Aufftelungen der ganzen Wiſſenſchaft gehört. Alſo, 
denn fo lautet der Sag mit andern Worten, der Arbeitofleiß der Gefellfhaft 
it durch das Kapital der Nation bedingt, und verhält fich zu ihm wie ber 
Zweck zu feinem Mittel, wie die Wirkung zu feiner Urſache. Weiter koͤnne 
die Wirkung (die Induſtrie) nicht geben, als ihre Urfache (Kapital) trägt, 
und die Induftrie ift alfo von dem Kapital in ihrer Ausdehuung, in ihrem 
Umfange, in ihrer „Größe“ begrenzt, Die Induſtrie daher eine gegebene 
Größe. Darüber, ob das Kapital eine gegebene Größe fei, ſprach ſich 
Smith nicht aus, allein man kann die bejabende Anſicht aus der Wirkung 
des Kapitals, d. h. aus der Nichtauspehnbarkeit der Impuftrie entnehmen. 

E83 ſcheint nun aber Diefe Anficht unbaltbar, und dad Kapital feine 
ftetd unmandelbare und unbeftimmbare Sache zu fein. Das Kapital ift 
nichts Urfprüngliches und für fich Beitehendes, fondern muß felbft wieder auf 
feine erzeugenden Kräfte zurädgeführt werden, wenn man jein wahres Mefen 
beftimmen will. Die Quellen jedes Kapitals ift der menfchliche Geift und bie 
Natur, und diefe find die beiden einzigen Urkapitale, dur die der Menſch 
eine irdiſchen Güter ſchafft. Was mir Kapital im engern Sinne nennen, 
find nur die von jenen beiden Kräften gefihaffenen Borräthe, um aus ihnen 
wieder weitere Werthe erzeugen zu Tonnen. Diefe Erzeugungsfähigkeit ift aljo 
wieder von ihrer Urfache bedingt. Will man affo über die Kapitalfraft einer 
Nation und darüber fprechen, ob jene eine unabänderliche oder eine durch 
Staatömaßregeln vermehrbare Größe fei, fo Darf die Betrachtung nicht bei der 
Zählung der gegenwärtig vorhandenen Vorräthe ſtehen bleiben, fondern es 
muß, da diefe felbft wieder nur ein zufällig Erzeugtes jind, auf die erzeugenden 
Kräfte zurücgegangen werben. Daß nun die Gütermenge eines Landes plötzlich 
dur Aufdeckung von Bergwerken u. f. m. fi mehren koͤnne, ift für fich Mar, 
und nur das tft hervorzuheben, daß das Kapital auf gleiche Weiſe Durch die 
zweite Kraft, den Willen der Bevölkerung, in kurzer Zeit vermehrt werben 
koͤnne. Auf den Volfsmillen aber, auf feine Thätigkeit und feine Induftriefraft 


*) The general industry of the society never can exceed what the capital 
of tho society can employ ... No regulation of commerce can increase the 
quantity of industry in any society beyond what its capital can maintain. It can 
only divert a part of it into a direction, inte which it might not otherwise 
have gone. Book IV, chap. Il, | 
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kann mächtig durch den Staat eingewirkt werden. Schutz und Sicherheit, welche 
wirthſchaftlichen Unternehmungen geboten werden, ziehen Thätigkeit und Kräfte 
herbei, erzeugen Uebung, Bildung und Erfahrung, bewirken leichtere, beſſere 
und dadurch wohlfeilere Produktion, und dieſe wohlfeilere Produktion vermehrt 
das vorhandene Kapital. Dieſe Kapitalvermehrung iſt gewonnen durch die ſchon 
gegebenen Mittel, welche einer andern gleich wirkſamen Thätigkeit nicht entzogen 
zu werben brauchen, und ohne den gewährten Staatsfchug nicht verwendet worden 
wären. Beides nicht, weil in einem jeden großen Volke, namentlich wie jegt 
in Deutfchland, eine Mafje unbenügter oder nicht vollftändig benützter Arbeits- 
und Kapitalfräfte liegen, die erſt durch Die rechte Gelegenheit hervortreten und 
Antheil nehmen. Für Deutfchland wird dieß Durch die Thatfache beftätigt, daß 
die Maffe der Auswanderer noh immer im Steigen ift, und eben jest nad 
den genaueften Erhebungen in mehreren Gegenden die Summe um dad Dreis 
und Vierfache ſich fteigern würde, wenn für die Niederlaffung von Seiten des. 
Staats Vorforge getroffen wäre. Ebenfo liegen große Summen von Kapitalien 
in unfern Börfenfpielen, und der Umftand, daß die Errichtung der Gifenbahnen, 
die eine fo außerorbentlibe Maffe von Kapitalien erforderte, den Zinsfuß 
in den meiften Gegenden gar nicht, und in andern nicht um 1 Proc. erhöhte, 
beweist zur Genüge, wie wenig Die zur Erweiterung unferer ſchon vor— 
bandenen Induftrie noch nöthigen Summen andern Anlagen entzogen würden. 
Man fürchtet für die der Landwirthſchaft entgehenden Kapitalien, und doc ift 
es eine bekannte Erſcheinung, daß die Gläubiger, die dorthin ihre Anleihen 
machen, regelmäßig dieß nur deßhalb thun, weil fle mit den Schwankungen 
des Fabrikweſens nichts wollen zu thun haben. 


Aus allem dieſem ergibt ih, daß eine flaatlihe Mafßregel zum Schuge 
der Induftrie im Stande ift, das vorhandene Volkskapital zu mehren, und 
daß es unrichtig if, daß Die Folge einer folhen Mafregel nur darin beftehen 
fönnte, die fhon vorhandenen Kapitalien von einer der nicht begünftigten 
Anlage zu der andern, der begünftigten , herüberzuziehen, nicht aber viefelben 
zu erhöhen. Man überfahb hiebei die müßig liegenden Mittel und Kräfte; 
man überfab die auswärtigen Kapitalien, die auf den begünftigten Markt ji 
gerade fo begeben, wie ebemals die Hanſakapitalien nach England ſich flüchteten, 
und wie heutzutage ein gutes Unternehmen die Gelder aus beiden Welten 
an ſich heranzieht; man überfah, daß der Wille eine, von der größten Unthä— 
tigkeit bi8 zur wirffamften Stärke dehnbare Kraft und Größe ift, melde ge— 
fchichtlich alle dieſe Durchgänge vorzüglih in Folge der ftaatlihen Mafregeln 
durchſchreitet: der Nömer zur Zeit der Republit und unter den Kaiſern; Der 
Türke von ebemals und jept; das alte umd das heutige England, — Man 
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nehme die gegebene Größe eines Heeres und betrachte feine Schlagfertigkeit 
unter der Führung eines Helden und eines Stümpers ; man nehme Deutfchland 
unter der Führung einer guten und unter der Führung einer fchlechten Zoll- 
gefeßgebung. 


$. 11. 


Unfere Staatdmänner fehen überhaupt die Induftrie von einem zu tiefen 
Standpunkte an, und vielleicht dürfte ed an der Zeit fein, und mehrere Zeichen 
jheinen dazu zu mahnen, den materiellen Intereffen neben den geiftigen in 
dem Bordergrunde einen Plag anzumeifen. Materielle Wohlbabenheit ber 
Nation ift dasjenige, wornach der Staat vorzugsweiſe fireben muß, nicht nur 
weil dieß feine phyſiſche Macht begründet, fondern auch feine geiftige bedingt. 
Ich Habe es hier nicht mit der tiefgehenden Bedeutung der materiellen Intereffen 
in der Gegenwart und nicht damit zu thun, mie politifche Einheiten ficher 
aus materiellen erwachſen und wie erſt diefe jene verfitten; ich möchte viel 
mehr bloß zwei Seiten der Inbuftrie hervorheben, um ihre Wirkung auf den 
Natio nalcharakter und die Kunft darzuthun. 


Niemand ift darüber im Zweifel, daß unfer Nationalcharakter feit dem 
Mittelalter tief gefunfen ift. Aus einem ftolzen, ſich fühlenden, das Eigene 
und Baterländifhe hochachtenden Volke wurden wir zu einem nachahmenden, 
unfelöftftändigen, vertrauenslofen. Richelieu*) fagt noch von den Deutfchen, 
indem er von Wallenftein fpricht: „Wallenftein war ein ftolger Mann und 
gegen auswärtige Mächte hegte er jene Geringfhägung und Verachtung, bie 
allen Deutjchen angeboren ift.“ 


Lauten dieſe Worte nicht wie Hohn, und wären fle im Munde eines 
heutigen Staatömannd nicht wirklicher bitterer Hohn? Und doch hat eine 
verhältnißmäßig nur kurze Zeit hingereiht, und bis zu dem Grade herab» 
zubringen, daß wir für das Vaterland, feine Sprache, feine Sitten, feine Ge— 
jege, feine Ehre, jeden Sinn verloren, ohne Scham dem Ausländifchen verfielen, 
und und moralifch felbft zu einer franzöftfhen Provinz machten, ehe wir nod 
fhmählih franzöftfhen Waffen unterlagen. Dahin führt Fremdthuerei, und 
hierin liegt ihre ftaatlihe Bedeutung. Die Quelle, aud der der ausländifche 
Sinn ftammt, kommt von oben und ging nach unten. Das Unterrichtämefen 


*) Denfwürbigfeiten VI. 396, Walstein, homme superbe et plein de haine 
et de mepris de toutes les puissances &trang6res , ce qui est naturel ätous 
les allemands, 
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wurde einzig nach auslaͤndiſchen Muſtern und Anſchauungen geleitet, der 
Jüͤugling nur in Griechenland und Rom groß gezogen, in der eigenen Ge— 
ſchichte unwiſſend gelafien, in fremden Sprachen gequält, in der beutfchen 
nicht unterrichtet. Aus diefem Unterrichte erwuchs unfer Staatsdienerftand, 
der fürs Volt wurde, was der Lehrer für die Jugend: er regierte nach fremden 
Geſetzen und .verbrängte die eigenen, läßt römifches Recht im Innern, französ 
fifches an der Grenze gelten, centralifirt im Verwaltungsrecht nah romanifcder 
Weiſe, in der Stantsverfafjung nah franzöfifcher Charte, und im Strafproceh 
wiffen gerade jegt wieder deutſche Geſetzgeber in norbifhen, mittleren und 
fünlihen Kleinftaaten nichts Beſſeres zu thun, als den code de procedure 
eriminelle zu überfegen, und freuen jich diejer ihrer That — tanquam re bene 
gesta ! So muß der deutfche Nichter fremde Sitten, fremde Sprachen, fremde 
Geſetze ftudiren, um dem deutſchen Manne in Deutfhen Sachen Recht ſprechen 
zu Können! Und um im der Gultur gegen bie übrigen Stände nicht zurüd 
zu bleiben, verläugnete der Adel die deutſche Sprache, kleidet ſich nach Parifer 
Mode, kauft nur fremde Waare, meil deutſche Stoffe — nicht weit ber find. 
Und während diefer Krankheitäftoff duch alle jene Stände zieht, die ein Wort 
mitreden, wundern wir und in kindlich unfchufdiger Weife, woher denn dieſer 
Idealismus, und woher denn all das unpraktiihe Weſen deutſcher Nation 
ftanıme ! 


Hier ift der Punkt, wo zur Heilung eines foldhen Unweſens die Frage 
einer Nationalinduftrie in ihrer ganzen Bedeutung bervortritt. Die Anbujtrie 
beherricht die wichtigften Beziehungen des Bolkälebens, und die Mode, der 
Geſchmack, die Kleidung, das Vertrauen auf ums und unſere Geſchicklichkeit 
und Befähigung find davon abhängig. Die vornebmern Stände jind Schuld 
daran, wenn die andern Leute glauben, daß wir nichtö können, und daß man 
fih fremd kleiden müffe, wenn man ſich ſchön Kleiden will; daß eine Waare 
nur gut ifl, wenn fle nicht deutsch ift; daß Die Käufer nur nad dem Aus— 
ländifchen fragen, weil fle zum Inländifchen fein Vertrauen haben; daß felbit 
das eigene Gute und Selbſtgeſchaffene verläugnet und mit fremden Mamen 
verfehen werden muß, weil der Deutfche das Deutfche deßhalb nicht will, weil 
es deutſch ift. Wer an diefer Thatfache zweifelt, gehe in die Modeläden feiner 
Stadt, vernehme dort Die Sprache unferer „beffern” Stände, und man wirb mit 
eigenen Augen fehen, wie der Gefhäftsmann die deutfche Waare verläugnen 
und fie ald fremde ausgeben muß, um fie an den deutſchen Käufer verkaufen 
zu Können. Diefe Stände finds, welche dazu zwingen, Daß man gegenmärtig 
ganze Straßen mit franzoͤſtſchen Ueberfchriften, und alle neuern Waaren mit 
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den barbarifchiten ausländischen Namen befudelt finde. Was müflen Fremde 
son und, was wir felbit von uns beufen ? 


Eng verwandt mit bdiefer Seite der Induſtrie ift die Frage nad dem 
Schönen in den Erzeugniffen des Gewerbfleißes, und es ift eine weit verbreitete 
Anficht und ein tief gewurzelter Glaube, daß wir Deutfche für das Gefällige, 
das Geſchmackvolle, das Zierliche, mit einem Worte für Das Schöne, in dieſem 
Zweige der Thätigkeit feinen Sinn und feine Gabe befäßen. Es liegt darin 
nit nur ein arger Vorwurf, den der gute Deutfche wieder einmal fich felber 
macht, fonvern zugleih eine Mechtfertigung des Bezugs ausmwärtiger Waaren 
und der Nichtgewährung böheren Schuged. Der Glaube übrigens, daß wir 
feinen Geſchmack in Sachen dieſer Art hätten, jteht nicht vereinzelt da, und 
wir hatten vor wicht langer Zeit venfelben Glauben in allen Gebieten unferer 
Tpätigkeit. In Kunft und Wiffenfchaft beftand dieſer Glaube bis zum Ende 
des vorigen Jahrhunderts, in der Politif bis zum Jahr 1848, in Saden der 
Mode und der Induftrie bis jest. Unbegreiflich ift gerade vie letztere Er— 
fheinung, denn der Glaube, daß die frangöflfche Nation bier einen unüber⸗ 
windbaren Vorzug vor uns bejlge, ift um fo unbegründeter, da es fich hier 
um die Formen des Schönen im Allgemeinen bandelt, von dem die Mode 
und die Geichmadsgegenftände nur ein befonderer und ein geringerer Ausdruck 
find. Auf dem Gebiete des Schönen aber, in welchem das Zeitalter Ludwigs XTV. 
und vollftändig beberrfchte, bedurfte es nur einiger flcheren Führer und die 
Nation war geheilt. Geſchmackſachen baben ohnehin das Eigene, daß man 
diejenigen, die nicht grundſätzlich darin feitftehen, in ihrem Urtheile nur wankend 
zu machen braucht, auf daß fie augenblidlih nicht mehr daran glauben, mie 
man tagtäglich bei Gemälden und Gedichten fehen Kann. Selbft die Beſſern 
trauten fich nicht mehr, als der große Leffing das folge Wort ſprach: „Ich 
„wage eö, hier eine Aeuferung zu tbun, mag ‘man fie Doch nehmen, wofür 
„man will: man nenne mir das Stüd des großen Gorneille, welches ich nicht 
„beffer machen wollte *)." Bald folgte Schiller mit feinem Ausruf: 


Hier wird nicht fremben Gößen mehr gedient. 


Nach diefen Vorgängen hätte fich der fremde Gdgendienft in unferem 
Gebiete nicht fo lange mehr halten follen, und nachdem feine Herrſchaft in 
dem hohern Schönen fo flegreich befämpft und audgefprochen war, daß darin 


*) Siehe Reifings gefammelte Schriften, herausgegeben von Lachmann. 7. Theil, 
Seite 454. 
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die Franzoſen Feine guten Meifter find, hätten wir Gleiches in der Induſtrie 
thun müfen. Denn die Formen der Induftrie dürfen von den Formen Des 
allgemeinen Schönen nicht verſchieden fein, und gerade weil dieſe Formen jegt 
verſchieden find, jind fle nicht fchön, und fle find nicht fchön, weil fle auf 
falfher Nachahmung beruhen. 


Unfere Moden in allen ihren Arten, und alfo nicht blos in der Kleidung, 
fondern auch in vielen andern Gegenftänden des Luxus, beruben auf Feiner 
Schaffung fchöner Gebilde, und gerade das Gefchmaclofere ſtammt aus jener 
Stadt, die wir als die Hochfchule des guten Gefchmads anzufeben gewohnt find. 
Gibt es in aller Welt etwas Unfchöneres ald Männerhüte, etwas Geſchmack— 
loſeres als den Brad, etwas Unmalerifches ala ein Frauenkleid? Aber wir 
find in Modefachen fo mit dem Gefchmadlofen verwachfen, daß wir gar nicht 
mehr ſehen, daß ed gefchmadlos ift, weil es fremd if. In der Poefle und 
den Künften genügte der Kühne Ausſpruch, daß am dem Seineftrande die 
Formen der Schönheit nicht zu finden feien, und es begann eine neue Richtung, 
es bildete fich eine deutfche Dichtung, die in allen ihren Theilen die franzöftfche 
raſch und ficher überholte. Man verſuche Aehnlihes in der Anduftrie und 
ein gleiher Erfolg wird den Verfuh im eigentlichen Sinn des Worts — lohnen, 


Nehmen wir 3. B. Eines der MWichtigften, die Mufter und die Gebilde 
unferer Kleidungsftoffe, fo muß ed demjenigen Unternehmer glüden, welcher 
von der einfachen Betrachtung ausgeht, daß auch für Diefe Gebilde das ewige 
Mufter der Nahbildung einzig die Natur fei. Die Natur befonders in ber 
Pflanzenwelt bietet den unerfchöpflichen Reichthum zu allen Muftern dar, und 
es ift daher nothwendig, auf dieſe Urquelle aller Schönheit, auf die Natur zus 
rückzugehen, um ficher zu fein, für unfere Stoffe die rechten Formen zu finden, 
Man muß aber die Natur verftehen, und um fle zu verftchen, muß unfer Auge 
und unfer Verſtändniß nach ihr ſich Bilden, und um dieſes zu thun, mit Der 
Schönheit in der Natur fich befchäftigen und vertraut machen. 


Dieß auf induftrielle Unternehmungen angemendet, ift nothwendig, daß 
man junge Leute, melde Anlagen zum Zeichnen verrathen, annimmt, fie im 
Zeichnen, und namentlich in der Aufnahme und Darftellung der Pflanzen 
unterrichten läßt, Gleichzeitig ift Unterricht in der Farbenlehre, der Wirkung 
der Farben auf einander in einem zu fertigenden Gebilde, fo wie Unterricht 
in der Chemie nothwendig, und wenn der junge Mann auf diefe Weife feine 
Studien gemacht bat, jo muß ihm Das Anfchauen der Welt, großer Städte 
und ihrer Moden, der Fabriken und ihrer Gebilde möglich gemacht werben. 


Ze 


Das find die Bedingungen, unter denen es gelingen muß, Mufter und 
Stoffe zu liefern, welche fich Bahn brechen werben. Es gebt mit ben 
Induftrie-Muftern, wie es mit dem Schönen überhaupt gebt, und derjenige 
beberrfeht den Markt, welcher das Schönfte zu liefern im Stande iſt. Dieß 
wird aber nur demjenigen glüden, welcher Natur und Welt beobachtet, und 
feine Formen aus jener entnimmt, um Diefe zu befriedigen. 


Man nehme ein Gemälde, man gebe ein Theaterſtück, man führe Muftt 
auf, und man wird als allgemeine Regel finden, daß das wahrhaft Schöne 
den Sieg davon trägt, und es gefällt eben, weil es fchön ift, und es ergreift 
die Menfchen, ohne daß dieſe wiſſen, wie ihnen gefchieht. 

Sp muß es gerade auch mit den Gebilden und Formen unferer gefammten 
Induftrie gefcheben, und unfere Erzeugniffe in Kleidungsftoffen, in Mobefachen 
überhaupt und den vielen Zimmergeräthen müſſen vom Sinne fürd Schöne 
geihaffen fein, wenn fie gefallen follen. 


Haben nun aber in diefer Beziehung die Franzofen einen Vorzug? Nein, 
und rüjichtlich des natürlich Schönen find fle fogar auffallend zurüd und 
einem fchlechten Gefchmade verfallen. Ihre Poeſie, namentlich ihr Theater 
und ihre Romane, fo wie ihre Muſtk fcheinen alles Bizare, das Unglaubliche, 
das moralifch und phyſiſch Unmögliche vorzugsweife auszuwählen und darzu— 
ftellen. Sie haben zwar ihr Paris, allein wir baben unfer Wien und Berlin, 
aus denen der Sig eines befferen Geſchmacks gemacht werben Tönnte, wenn 
wir einmal aufhören nach Idealen zu jagen und Frembthuerei zu treiben. 


Dazu gehört aber, daß wir und unferer Arbeit annehmen, daß wir fie 
ermuntern, ſie fhügen, daß wir zu ihr Vertrauen faffen, auf daß fle fi ſelbſt 
vertraue, Die Induftrie ragt tief im umfer ftaatliches Leben herein, und fle 
bietet das Mittel, durch fle flnatliche Zwecke erreichen zu koͤnnen. Während 
wir in Deutfchland uns theoretifch befämpfen, geht praftifch Das Ausland den 
entgegengefegten Weg. Frankreich bildete fich feine Gewerblichkeit, und wir 
ftaunen ihre Wirkung an in der ungeheuern Steuerfähigfeit, Die fich in dieſem 
Staate zeigt. Worin anders aber liegt diefer innere Reichthum als in der 
Entwicklung und Steigerung der Inpuftriefräfte in allen ihren Richtungen ? 
Und war der Weg, den Frankreich einfchlug, ein anderer ald der des Schußes, 
welcher felbft in feinem Uebermaße ſolche Ergebniffe lieferte? Und ift es nicht 
derielbe Weg, den England ging? und ift ed nicht England, das, eben weil 
ed diefen Weg ging, uns die Begehung des andern vorfchlägt, nachdem es 
felbft durch jenen das wurde, was es jest ift? Frankreich und England folgten 
dem Beifpiel aller großen Staaten, die ihre Nationalität umd das Interefie 
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ihrer Bürger allem voranftellend, fo die Einzelnen wieder an ſich beraiizogen. 
Der Einzelne, durchs Ganze gehoben, gibt fich wiederum dem Ganzen bin, und 
fo wachſen auf diefem Boden die Tugenden des Patriotidmus, des Ehrgefühls, 
des Selbfibemußtfeind, Der Hingebung, der Tapferkeit. Der Bürger der ſich 
und dad Seinige von feinem Baterlande nicht getragen fleht, wird Weltbürger, 
Idealiſt, Freihaͤndler. — 


> 
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PRONONCEB A PARIS, EN AYRıL 1862, DANS UNE ASSEMBLEE D’ECONONMISTES 


-Pap - DU MESNIL-MARIGNY 


MEHBRE DE LA SOCIETE POLITIQUE ET DE PLUSIEURS A4CADENMIES ’ 


MESSIEURS , 


Nous @viterons de nous appesantir sur le doute que, d’habi- 
tude, la science &conomique laisse planer sur la plupart des ques- 
tions dont elle traite, et m&me sur le peu de confiance que meri- 
tent ses decisions les plus en vogue : car personne de vous 
n’ignore que cette science est encore dans l’enfance, et du restela 
plupart des maitres n’ont pu s’empeöcher d’en faire l’aveu. 

D’apr&s Bianchini, l’&conomie politique n’a P&s,m&me su defi- ' 
nir la richesse. — Rossi declare que l’&conomi&ßßlitique n’a’pas. 
m&me été arr&tde dans ses principes fondamentauf. — M. Du- 
noyer s’exprime ainsi : « Cette science, riche de verites de de- 


tails, laisse infiniment à dösirer dans son ensemble, et, comme 
science, elle parait loin encore d'être constituee.» —Mac Culloch 
va plus loin ; il pretend qu’il:n’y a pas d’&conomie politique, et, 
en usant d’une comparaison assez pittoresque : « Jusqu’ici, dit-il, 
cette science n’a &t& qu’une astrologie; il nous faut maintenant 
une astronomie. » 

Avons-nous été assez heureux, Messieurs, dans le livre : les 
Libres Echangistes et-les Protectionnistes concilies (1), pour la rele- 
ver, cette science, du discredit qu’elle meritait? Nous nous permet- 
as de le croire. Maisnops ne pouvons disconvenir que ce livre, 

—— de formules algébriques, n'est abordé généralement qu'à 
regret et avec humeur, et que sa forme nuit essentiellement à 
la vulgarisation des principestr&s-importants qu’il &tablit, surtout 
en matiere de protection et de libre &change. — Aujourd’hui, 
apres avoir approfondi notre sujet, nous pensons être parvenu & 
rendre ces principes irr&cusables, non plus en nous servant de lo- 
cutions et de figures algebriques, mais bien du langage le plus 
usuel. 

Nous commencerons, Messieurs, par rendre complöte justice 
au libre &echange. — Ainsi que la liberte, il devrait &tre la pre- 
miöre loi des nations; mais, bien qu’il soit impossible à tous les 
cœurs genereux de ne pas s’allier pour häter son rögne, nous ne 
saurions en disconvenir, on.ne doit encore le saluer que comme le 
drapeau d’unavenir lointain. — Et cependant, Messieurs, quel 
immense avantage qu’un pareil avénement! — Si l'on se bornait 
A reclamer des divers pays ce qu’ils produisent le plus facilement, 
l’effort necessaire pour cr&er chaque marchandise, ne se trouve- 
rait-il pas alors réduit autant que la nature des choses peut le 
comporter ? 

Mais de bien graves inconv@nients sont inherents à ce regime 
&conomique. Sans doute, si le monde entier ne se composait que 


(1) 2° Edition. Paris, Guillaumin, editeur. 
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d’une seule famille, rien ne serait plus desirable que le libre 
echange. Fatalement, l’univers est divise en peuples à nationa- 
lites diverses. — Et comme, à notre &poque, l’influence, la force 
et par conséquent l’independance des nations dependent en 
grande partie du capital qu’elles possedent, le capital devient 
pour toutes un besoin du premier ordre, besoin qu’elles doi- 
vent satisfaire avant de se prodiguer les jouissances du bien- 
etre. 

Or, Messieurs, si, en s’appuyant seulement sur les statistiques 
officielles, sans decliner toutefois en aucune sorte l’autorit& in- 
contestable des formules math&matiques dont nous nous sommes 
servi, on parvient à vous prouver qu’il est des industries dont 
l’essence est de produire le capital en grande abondance; si, tou- 
jours d’apres les mömes stalistiques , On vous prouve encore que 
ces industries sont caracterisdes par la specialite, qu’elles possè- 
dent au plus haut degré, de erder des populations nombreuses et 
riches, n’admettrez-vous pas que les gouvernements devront s’ap- 
proprier de telles industries, — bien qu’ä cette fin ils soient obli- 
ges de froisser, d’irriter leurs administres par des prel&vements 
dont il semble, mais à tort, que profitent uniquement certains pri- 
vilegies; — bien que, toujours à cette fin, ils soient forc&s de 
priver ces mêmes administres des bienfaits du libre &change? 


Un membre. — « Les statistiques sont-elles dignes de quelque 
foi? » 


Messieurs, s’il s’agissait ıci d’un chiffre unique sur lequel nous 
nous appuierions, certes, l’objection qui nous est faite pourrait 
avoir de la valeur; mais si nous puisons nos arguments dans une 
serie de chiffres consciencieusement fournis par les ministeres 
chiffres qui viennent tous se grouper, se contröler, pour ter." 
gner A la fois en notre faveur, il nous semble que le scepti sh | ’ 
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cesse d’avoir sa raison d'éêtre. — Le chiffre a une autorité qu’il 
n’avait pas autrefois; — sa puissance a progress& avec toutes les 
sciences, et les documents émanés aujourd’hui de la division de 
statistique au ministöre du commerce jouissent à bon droit dans 
toute l’Europe d'une grande r&putation d’exactitude. — Du reste, 
des considerations d’une autre sorte viendront confirmer encore 
nos conclusions. | 

Eh bien, relevons dans la statistique generale de France les 
nombres (1) qui pour chaque espèce d’industrie indiquent : 1° la 
valeur du produit total; .2° la quantite de personnes qui y sont em- 





(1) Voici les nombres extraits de la statistique generale de la France : 


4852. AGRICULTEURS : Produits reels, 5 milliards de francs ; 20 millions 
de travailleurs. 

1851. R£unıon DE TOUTES LES INDUSTRIES TEXTILES : Produit total, 
1,615 millions de francs; mati&res premiöres, 1.037 millions de 
francs; produits reels, 578 millions de francs; travailleurs, 
970,000 

4856. IxDUSTRIE DES COTONNADES : Produit total, 416 millions de francs; 
matieres premieres, 261 millions da francs ; produits reels, 155 
millions ; travailleurs, 244,000. 

1847. INDUSTRIE DES LAINAGES : Produit total, 473 millions de francs; 
matiöres premieres, 335 millions de francs; produit reel, 138 
millions de francs; travailleurs, 144,000. 

1852. INDUSTRIE DE LA HOUILLE : Produit sur le carreau, 47 millions de 
francs; travailleurs, 35,000. 

41852. INDUSTRIE DE LA sole : Produit total, 406 millions de fraucs ; ma- 
teres premieres, 233 millions de francs; produits reels, 173 
millions; travailleurs, 165,000. 

4854. ORFEVRERIE, JOAILLERIE DE PaRrıs : Produits reels, 85 millions de 
Irancs; travailleurs, 20,000. 


— 
ployées; 3° la valeur des matières premières; 4° le total des b&- 
nefices et des salaires de ces personnes. | 

Si nous venons à consid£rer le travailleur comme &tant tout A 
la fois capitalıste; directeur et ouvrier, voici comment, d’apres ces 
nombres, il sera retribue annuellement dans les exploitations sui- 
vantes : 


1° Dans l’agrieulture . » 2 2 2 2002. 250 fr. 
Notons que les viticoles n’ont point été dis- 

traits des agriculteurs, et que, si cette disjonction 

avait eu lieu, le chiffre ci-dessus ne s’elöverait 

peut-£tre qu'à 200 fr. 
2° Dans la reunion des industries textiles . . 600 
3° Dans le cotonnage . . 2 2 2 2 0. 560 
# Dans lelainage . » 2 2 2 2 20a 965 
5° Dans les houilles. . » > 2 2.2... 1,300 
6° Dans lasoierie . » 2 2 2200000. 1,040 
7° Dans l’orfevrerie. - . 2 2 200000. 4,300 


Vous remarquerez, Messieurs , que l’agrieulture , mise en pa- 
rallöle avec les autres industries, ne fait obtenir aux travailleurs, 
consideres comme ci-dessus, qu’une retribution bien minime. Mais 
un leger examen, que n’ont pas m&me besoin de faire avec nous 
ceux qui ont des inter&ts tout Ala fois dans les ateliers industriels 
et les ateliers agricoles, effacera dans vos esprits toute inde&eision, 
toute incerlitude sur la r&alite de cet important phenom£ene &co- 
nomique. 

Entrons, je vous prie, dans le detail d'une houillere 'qui rend 
100,000 francs A ses actionnaires, et ouvrons ses livres : 


Un gerant appointe annuellementä. . . . 20,000 fr. 
Un conseil d’administration, &. » » . . 12,000 


Un ingenieur, dä .. 88, 000 fr. 
Un médecin. 220 ne. 2,000 
Un maitre d’e&cole, ä. .. 20. 2,000 
Un bureau de correspondance à Paris,& . . 10,000 


Le tout, sans y comprendre une quantit& de maltres, contre- 
maitres, &crivains, voyageurs, journalistes m&me, egalement 
bien retribues. 

Comparons maintenant cette administration à celle d’une com- 
mune entiörement livrde au travail de la terre, et oü le revenu net 
s’eleve au même taux de 100,000 francs. — Tout d’abord, vous con- 
staterez dans cette commune l’absence de ce nombreux et coüteux 
etat-major; et si vous y trouvez un maitre d'école, à coup sür il 
sera pay& par l’Etat. — De plus, chaque ouvrier agricole ne tou- 
chera guöre que la moitie des salaires affectes aux ouvriers mi- 
neurs. | 

N’en faut-il pas conclure, Messieurs, en faisant la part de cha- 
cun des interesses, que, pour le m&me revenu net, l’industrie 
houillere se montre large et genereuse, tandis que l’agriculture 
est d’une parcimonie et d’une lesinerie incontestables? — Nous 
ajouterons qu’une exploitation rurale exige une telle assiduite 
dans les travaux, une telle reserve dans les depenses; qu’en gé- 
neral, si l’on a recu une Education liberale, la ruine est presque 
infaillible, quand on veut faire cultiver ses domaines par des jour- 
naliers. 

Ce que nous venons de dire des houillöres s’appliquerait à 
nombre d’autres industries. Ainsi, Messieurs, il n’est pas besoin 
de recourir aux statistiques ofhicielles pour constater la superio- 
rite de ces industries sur l’agriculture sous le rapport de la ré mu- 
neration des travailleurs. 

Ce point des plus essentiels &tant acquis, nous allons, 1° de- 
montrer que souvent un pays, pour accroitre son capital, agit 
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avec sagesse lorsqu'il protége telles ou telles manufactures; 
2° determiner quelles sont les limites que, dans l’inter&t de sa 
richesse, un pays doit assigner aux tarifs protecteurs; 3° con- 
trairement & l’opinion de la plupart des &conomistes, qui n’ad- 
mettent la protection que temporairement, prouver que telles et 
telles industries doivent &tre normalement protegees dans cer- 
tains pays. 


Vous avez reconnu, Messieurs, que l’agriculture &tait moins 
lucrative pour les travailleurs que telles autres industries. — Mais 
est-il vrai qu’en introduisant et maintenant ces industries dans un 
pays par le fait de tarifs douaniers, il y ait vraiment accroisse- 
ment de capital pour un Etat, bien que les consommateurs payent 
les marchandises indigönes plus cher que celles de l’&tranger? — 
Messieurs, cela est parfaitement exact, et, pour le d&montrer avec 
clarte, nous prendrons au hasard parmi les nombres de la statis- 
tique de France qui sont relatifs aux exploitations de diverses 
sortes, ceux qui concernent le travail de la laine ; et les raison- 
nements que nous allons faire pourront s’appliquer ä la mise en 
@uvre de presque toutes les autres matiöres premißres. 

Le lainage (voyez la note de la page 4) occupe 144,000 
ouvriers, patrons et autres; il emploie pour 335 millions de 
francs en matieres premitres, et produit pour 473 millions de ' 
francs de marchandises. Les benefices et salaires s'élèvent à 
438 millions. — Si cette fabrication introduite en France néces- 
siteun tarif protecteur de 45 p. 100, le 15/400 de 473 millions, 
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valeur de la production totale, etant de 70 millions 950,000 fr., 
incontestablement on frappera les consommateurs de lainage 
d’une taxe Enorme se montant & cette derniere somme. 

Voilä certes un sacrifice tres-p@nible que l’on exigera d’eux; 
mais, en definitive, il n’y aura rien de perdu, ni rien de trös-alar- 
mant pour notre pays par suite de cette taxe, attendu que ces 
70 millions 950,000 francs passeront seulement des mains des 
consommateurs dans celles de nos producteurs. — Ne frappe-t-on 
pas sur d’autres classes d’administres des impöts bien plus acca- 
blants, afin de distribuer la richesse d’une maniöre plus utile ? 

Mais oü sont les profits que la France retire de cette protec- 
tion de 15 p. 100? 

Messieurs, ce profit elle le trouve dans une somme de 
67,500,000 fr., qui est la difference entre les 138 millions, coAt 
du travail de la laine, et les 70,950,000 fr., qui n’ont fait que se 
repartir aufrement. 

Or, en partageant ces 67,500,000 fr. entre les 144,000 tra- 
vailleurs, chacun d’eux regoit moyennement une allocation an- 
nuelle de 465 fr., dont le chiffre depasse celui que nous avons 
trouve pour l’agrieulture de 215 fr. — D'où nous tirons cette 
consöquence, qu’il y aeu avantage A utiliser ces 144,000 ou- 
vriers plutöt dans le lainage que dans l’agriculture, attendu qu’il 
en r&sulte chaque annde un boni de 31 millions de francs (pro- 
duit-de la multiplication de 245 fr. par 144,000). 

Et ce boni, Messieurs, en augmentant le bien-Etre general, 
appellera sur notre territoire de nouveaux habitants, dont les 
consommations provoqueront l’agriculture à multiplier ses pro- 
duits, et par suite feront accroitre tout à la fois : 4° la retribu- 
tion annuelle du travailleur agricole que les statistiques actuelles 
fixent & 250 fr.; 2° la valeur capitale du sol. — Car, tout le 
mondele sait, jusqu’icilaterren’a pas encore assignd debornesäsa 
fecondite. — Aux environs des grandes villes, n’est-elle pas tou- 
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jours plus productive que dans les campagnes, mème les plus fer- 
tiles?—Mais ce sont les hommes qui souvent se refusent à la tra- 
vailler, attendu qu’il leur manque des debouches pour donner un 
prix remundrateur aux denrées qu’ils recoltent; et la nouvelle 
exploitation, dont il vient d’etre parl& ei-dessus, fera cesser cet 
ordre de choses, qui paralyse en partie les efforts dont ils sont 
susceptibles. 

De plus, en raison de ces 144,000 travailleurs, la laine indi- 
gene prend une plus-value notable (autre avantage pour l’agri- 
culture), attendu que les producteurs de cette matiere premiöre 
beneficient des frais de transport dont elle aurait &t& grevöe s’il 
avait fallu l’exporter. 

Du reste, Messieurs, croyez-vous que si ces 144,000 indus- 
triels n’avaient pu s’employer au lainage, ils se seraient classes 
tout naturellement parmi les agriculteurs? — Sans nul doute, s’il 
s’agissait d’un pays vierge, oü commenceraient à s’etablir des 
hommes laborieux et &claires. Mais dans un pays civilis& depuis 
des siöcles, et contenant une nombreuse population, les cultiva- 
teurs ne s’y accroissent en nombre qu’autant qu’ils s’enrichissent. 
Aussi, soyez-en certains, dans un pareil pays, ils se garderont 
bien d’admettre ou de maintenir en surplus dans leurs rangs 
444,000'travailleurs, si cette intrusion est une cause d’appau- 
vrissement. Ä 

Vous conelurez done avec nous, Messieurs, que dans les cir- 
constances oü nous nous sommes places, les 144,000 laineurs, 
par le fait de la protection, feront augmenter: 1° le personnel des 
agriculteurs; 2° la quantit6 des produits du sol; 3° le capital de 
la France. 


Un membre. — « S’iln’y avait pas de protection, le prix des 
marchandises s’abaisserait; et leur consommation s’accroitrait, 
ainsi que le bien-etre general. » 
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Tout d’abord, Messieurs, nous en sommes convenus, en ren- 
dant au libre &change la justice qui lui est due. Mais en faisant 
succ&der ce regime à celui de la protection, lorsqu’elle est neces- 
saire, bien que les marchandises baissent de prix, si l’industrie, 
qui dans un pays proteg& est le corr&latif de leur consommätion, 
ne peut plus se soutenir, le capital national ainsi que la popu- 
lation decroissent, et s’il n’y a pas decroissance dans le nombre 
des regnicoles, au lieu de gagner en aisance, ils deviennent plus 
miserables. (N’oublions pas que le bien-#tre general r&sultant du 
libre change ne peut jamais avoir lieu que lorsque les popula- 
tions sont revenues à un &tat normal.) 
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La statistique officielle, Messieurs, nous a permis de calculer 
les benefices qu’assurerait A la France la protection de l’industrie 
lainiere, dans le cas oü cette protection necessiterait un tarif de 
15 p. 100. 

Nous allons maintenant determiner les chiffres au-dessus des- 
quels les tarifs douaniers ne pourraient s’elever qu’en portant de 
plus en plus atteinte à la prosperit de notre pays. Dans ce but, 
si l’on recherche quel est en France le salaire annuel, indispen- 
sable à un ouvrier pour qu’il ne soit pas à charge à la société, on 
trouve qu’une famille, composee de cing personnes, peut encore, 
dans maintes localites, pourvoir à ses besoins les plus essentiels 
avec une recette annuelle de 500 fr. par an. — Nous admettrons 
done que lasomme de 100 fr. est le minimum de ce que doit ga- 
gner moyennement un ouvrier, et qu’au-dessous de cette somme, 
il n’y a pour lui que misere et indigence. 


= 

Or, si nous revenons au lainage, nous allons voir que ce chiffre 
de 100 fr. correspond à une protection d’environ 26 p. 100, — 
En effet, defalquons les 124 millions (dont les consommateurs 
sont grev&s par le fait d’une protection pareille) des 138 millions 
de bénéfices et salaires obtenus dans cette fabrication; il restera 
une somme de 14,400,000 fr., dont la 144° millième partie est 
bien 100 fr. 

Le taux de 26 p. 100 est donc le maximum de la protection 
utile du lainage ; car, en €levant ce taux, on s’assurerait, par le 
chiffre correspondant de la rémunération du travailleur, qu’il n’y 
aurait plus alors que dommage et ruine pour notre pays. 

On voit ainsi comment le profit, qu’une contree retire des 
tarifs protecteurs, non-seulement diminue au fur et à mesure 
qu’il est necessaire de les hausser, mais encore qu’il est un cer- 
tain degré d’elevation pour les tarifs oü ce profit se change en 
perte. 

Certainement les laineurs, individuellement, recevront en réa— 
litö bien plus que les faibles sommes &quivalentes ou inferieures 
a 100 fr. resultant de nos calculs, mais il n’y aura que cesdites. 
faibles sommes qui tendront A accroitre le capital national. 

Ci-dessus, nous avons specifi6 le chiffre de 26 p. 100 comme 
etant la dernidre limite à atteindre pour la protection du lainage 
frangais. Mais, nous devons le dire, la statistique dont nous nous 
sommes servi remonte deja à quelques anndes, et il est pro- 
bable qu’aujourd’hui la portion (benefices et salaires) dans le 
coüt des fabrications, est plus élevé par rapport A la valeur des 
matieres premieres. Aussi ce chiffre de 26 p. 100 pourrait A l'é 
poque actuelle s’accroitre peut-Etre jusqu’ä 30 ou 35 p. 100 sans 
prejudicier à la prospérité générale. 

Il est bien entendu, Messieurs, que, s’il s’agissait d'une protec- 
tion qui conce&derait des avantages extraordinaires à certains in- 
dustriels, pour les engager à implanter dans un pays une industrie 
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étrangère, susceptible de s'y naturaliser, le chiffre que nous avons 
indiqué pourrait fort bien &tre déé passé, attendu qu’il serait con- 
venable de perdre momentandment, afin de se récupérer large- 
ment dans la suite. 


In 


Nous avons vu, Messieurs, que pour accroitre les capitaux d’un 
pays, il &tait necessaire de protdger certaines industries; il nous 
reste A &tablir, comme nous l’avons pretendu, que cette protection 
doit souvent &tre normale et non temporaire; et dans cette de- 
monstration, nous nous servirons d’exemples pris en Ängleterre et 
en France. 

Le bon march& dans les fabrications tient à nombre de causes. 
Nous signalerons les principales : 1° le faible loyer des capi- 
taux; 2° la grande quantite des débouchés ouverts aux marchan- 
dises fabriquees; 3° les aptitudes que depuis longtemps les ou- 
vriers ont su acquerir; 4° la proximitd des matieres qui entrent 
dans la fabrication d’un objet, et gendralement la facilit& des 
transports; 5° le milieu oü les producteurs travaillent, milieu oü 
leurs facultes prennent chaque jour un nouvel essor. 

Oü trouver, Messieurs, d’aujourd’hui à une &poque très-éloi- 
gnde, une contree oü les capitaux pourront lutter de bon march& 
avec ceux de l’Angleterre? — Dans cette ile, ils sont immenses; 
et de par la constitution et les maurs nationales, ils appartien- 
nent et appartiendront pendant nombre d’ann&es encore A un petit 
nombre de personnes fort riches, non-seulement tr&s-competentes 


— 13 — 
pour juger les grandes entreprises, mais encore capables de les 
fonder et m&me.de les diriger. 

Quelle difference avec la France, pays cependant d’aisance gé- 
nerale, mais oü les grands capitalistes sont rares, trös-sollicites, 
et tout à la fois inintelligents, peureux et defiants! — Ensuite, 
Messieurs, le capital ne doit-il pas encore longtemps exiger sur le 
continent, oü tout le monde s’effraye de l’avenir, un inter&t plus 
élevé que chez les Anglais, qui n’ont rien à redouter du volcan 
qui semble nous menacer. 

De cet 6tat de choses il d&coule qu’en fait de capital obtenu 
aisement et à bas prix, l’industriel trouve et trouvera, pendant 
longues anndes encore, beaucoup plus de ressources en Angleterre 
que partout ailleurs. 

Quant aux debouches, est-ce que les innombrables comptoirs 
que l’Angleterre possede dans tout le monde, est-ce que cet in- 
stinect du commerce inne chez ses habitants, comme chez les is- 
ra@lites, ne nous autorisent pas à penser qu’elle fabriquera pen- 
dant un siecle et davantage dix fois plus de marchandises que 
tous les autres peuples, et qu’en consequence elle aura encore sur 
eux, sous ce rapport, la supr&matie relativement aux prix? 

Nous passerons l&gerement sur les aptitudes des ouvriers an- 
glais, qui sont proverbiales, aptitudes qui non-seulement se 
transmettent & leurs descendants, mais encore deviennent, de 
generation en generation, de plus en plus grandes, ainsi que le 
constate la science physiologique, dans tous les phönomenes du 
meme ordre. 

Nous n’insisterons pas non plus sur l’heureuse cooperation de 
la nature, qui a réuni dans les m&ömes lieux, sur le sol de la 
Grande-Bretagne, les principaux el&ments de chacune de ses 
fabrications, et par suite assure à ses travailleurs un priviläge 
perpetuel ; ni sur les nombreux moyens de communication qu’elle 
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possede : car vous savez tous quelle influence exercent sur les prix 
la facilit€ et plus encore la suppression des transports. 

Le milieu oü les producteurs travaillent doit &tre particuliere- 
ment l’objet de notre attention. Jetez un regard sur ces soieries et 
maints autres objets de mode, de luxe et d’art, que nous avons le 
privilege de fournir A toutes les nations; pensez-vous qu’il suffira 
a l’etranger d’embaucher quelques-uns de nos metteurs en @uvre, 
maitres ou contre-maitres, pour s’approprier facilement leurs in- 
dustries respectives? Qu’on se detrompe : chacun d’eux a besoin . 
de se tremper constamment dans le milieu francais, centre du 
goüt, pour conserver et régénérer ses facultes producırices.— Ce 
bottier renommé, — ce tailleur c&lebre , — cette couturiere A la 
mode n’auront pas quitt& Paris pendant six mois qu’ils seront de- 
venus des ouyriers presque vulgaires. — Leur savoir-faire ne 
pourra donc être combattu que par une protection normale. 

En fait d’acclimatation, il en est un peu de l’industrie comme 
des animaux et des végétaux de certaines contrees. — Beaucoup 
d’entre eux ne sont pas susceptibles d’&tre naturalises ailleurs. — 
Quelques-uns, cependant, avec des soins continuels, resistent 
aux deplacements, et, bien que leur vigueur, leur beaute en 
soient alterdes, rendent encore de grands services. 

De ces diverses considerations, il r&sulte que certains pays 
jouissent et qu’ils jouiront longtemps de monopoles, naturels ou 
artificiels, eminemment. propres à accumuler les capitaux, mono- 
poles qu’on ne peut combattre que par une protection constante, 
normale. 

Nous voici donc bien loin des idees ayant cours, m&me parmi 
‚les protectionistes, qui en general ne r&clament qu’une tutelle 
temporaire. Mais il faudra töt ou tard se rendre à l’&vidence. 

En nous resumant : Veut-on assurer seulement le bien-£tre des 
nations? Qu’on ne mette d’autre entrave au libre change que des 
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droits fiscaux. — Veut-on, au contraire, accroitre le capital d’un 
pays, pour assurer son independance ?On doit y sauvegarder cer- 
taines industries, longuement, normalement; et cependant les ta- 
rifs douaniers ne doivent pas depasser un certain chiffre, sous 
peine de porter atteinte au capital de ce m&me pays. — Nous 
ajouterons que le chiffre de ces tarifs doit être révisé à certaines 
epoques, de telle sorte, que les regnicoles soient n&ecessairement 
forces d’adopter les perfectionnements qui ont lieu au dehors. 

Est-ce ä dire, Messieurs, que chaque nation doive s’enfermer 
dans un cercle d’airain, et entretenir dans son sein les fabriques de 
toute nature qui lui apportent la richesse, m&öme dans des propor- 
tions infimes ? Non, Messieurs; une nation devra faire bon marché 
de ses industries les plus rebelles, et, en abaissant certaines bar- 
rieres, obtenir que, par r&ciprocite, d’autres barrieres A l’etranger 
s’abaissent aussi devant elle. 

Ces notions etant vulgarisdes, on ne verra plus certains peuples, 
dans un esprit machiavelique,, vanter les douceurs du libre 
change, soit pour s’enrichir plus ais&ment, soit pour dominer 
plus sürement dans le monde. 


NOTE 


Pages 2 et 3, afin de ne pas nuire à la clart6 du discours en 
distrayant l’attention par trop d’incidents, nous avons cru devoir 
ne pas mentionner certaines situations economiques dont il est 
tenu compte dans le livre : Les libres dchangistes et les protec- 
tionnistes concilies, 2° ed., 1860, pages 119 et suivantes; situa- 
tions dans lesquelles le libre change ne peut que faire decroitre 
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tout ensemble et le hien-éêtre et le capital d'un pays; et conse- 
quemment doit &tre remplace, m&me lors d’une paix perp6tuelle, 
par la protection. — Ainsi, lorsqu’un peuple producteur de grains 
(marchandise dont le transport est tr&s-ondreux, en raison du 
poids, de l’encombrement et de la chance d’avarie) est oblige de 
les envoyer au loin pour obtenir, en retour, des tissus par 
exemple, dont le deplacement ne modifie que faiblement la va- 
leur premiere, il est possible qu’il y ait benefice pour lui A fabri- 
quer cette derniere esp&ce de marchandise à un prix sup6rieur à 
celui. de l’etranger. La raison en est simple. — En effet, le pro- 
duit agricole é changé sur place, ne subissant aucune depreciation 
pour frais de transport, par fois, ce peuple se procurera une plus 
grande quantit& de ces tissus, qu’en exp@diant forc&ment (de 
par le libre change ) son ble à grande distance. 

La protection, dans ce cas qui n’est pas aussi exceptionnel 
qu’on pourrait peut-&tre le croire, favoriserait done en m&me 
temps et l’accumulation du capital et l’accroissement du bien-£tre. 
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O2 the great obstacles to theprogress of the Moral Sciences ; 

is the tendency of doctrines, supposed to have been re- 
futed, to reappear. In the Pure and in the Physical Sciences, 
each generation inberits the conquests made by its predeces- 
sofs. No mathematician has to redemonstrate the problems of 
Euclid; no physiologist has to sustain a controversy as to the 
eireulation of the blood; no astrunomer is met by a denial of 
the principle of gravitation. But in the Moral Sciences the 
ground seems never to be incontestably won ; and this is pecu- 
liarly the case with respect to the sciences which are subsidiary to 
the arts of administration and legislation. Opinions prevail and 
are acted on. The evils which appear to result from their prac- 
tical application lead to enquiry. Their erroneousness is proved 
by philosophers, is acknowledged by the educated public, and at 
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length is admitted even by statesmen. The policy founded on the 
refuted error is relaxed, and the evils which it inflicted, so far as _ 
they are capable of remedy, are removed or mitigated. After a 
time new theorists arise, who are seduced or impelled by some 
moral or intellectual defeet or error to reassert the exploded doc- 
trine. They have become entangled by some logical fallacy, or de- 
ceived by some inaceurate or incomplete assumption of facts, or 
think that they see the means of acquiring reputation, or of promo- 
ting their interests, or of gratifying their political or their private 
resentments, by attacking the altered policy. All popular errors 
are plausible; indeed, ifthey were not so they would not be popu- 
lar. The plausibility to which the revived doetrine owed its ori- 
ginal currency, makes it acceptable to those 10 whom the subject 
is new; and even among those to whom it is familiar, probably 
ninety-nine out of every hundred are accustomed to take their 
opinions on such matters on trust. They hear with surprise that 
what they supposed to be settled is question«d, and often avoid 
the trouble of enquiring, by endeavouring to believe that the 
truth is not to be ascertained. Aud thus the cause has again to 
be pleaded before judges, some of whom are prejudiced, and 
others will not readily attend to reasoning founded on premises 
which they think unsusceptible of proof. 

About three hundred years ago, men believed in the existınce 
of an infallible Church, possessing a right to require assent to her 
dovtrines, and the aid of the civil magistrate to silence opposi- 
ton. The corruptions and the persecutions which followed this 
opinion, led a few strong-minded men to doubt, and ultimately 
tu deny ıts accuracy. The right of private judgment, the duty 
of free enquiry, and at length that of toleration, were established 
in every Protestant country. But scarcely has the vietory been 
apparently gained, when the confliet has recommenced. Catho- 
lie Emaneipation and the repeal of the Test and Corporation 
Acıs, the erowning triumphs over bigotry and intolerance, were 
the signals for the appearance, among our southern neighbours, of 
a sect, now rapidly increasing, whose doctrines reproduce those 
of Hildebrand and Dominie. We are again told, that our belief 
ought to be the result of obedience, not of enquiry; or, if of 
enquiry, of enquiry not as to what is proved by evidence, hut. as 
to what is asserted by the Church. We are again told of the 
duty of acquiescence, and of the danger and presumptuousness of 
investigation, and the civil governor is again urged to repress the 
erimes of schism and heresy. 

Again, fifty years ago it was believed that the State could 
supply the want of charity among the rieb, and of diligence and 
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economy among the poor. It was believed that by means of an 
agent, possessed of inexhaustible resources, called ‘ the Parish,’ 
the whole population of England, whatever were their num- 
bers or their conduct, could be insured a comfortable subsist- 
ence; that wives need not suffer for the faults of their hus- 
bands, or children for those of their parents; or any persons 
indeed, except rate-payers, for their own. Throughout the 
southern districts this opinion was acted on. The overseer, or, 
on his refusal, the magistrate, undertook to repeal the penalty 
inflicted by nature on idleness, improvidence, prodigality, and 
dishonesty, and consequently to annul the rewards which she 
off-rs to industry, providence, and conscientiousness. 

The diseouraged qualities withered ; the fostered ones spread 
with rank Juxuriance. The working population became idle, 
insolent, and dishonest ; they ceased to reproduce the fund from 
which their wages, or what was now substituted for wages, their 
relief, was to be afforded. Poor-rates began to absorb first, the 
rents of the landlord, and at length the profits of the farmers; 
the labouring population, trained to believe that their incomes 
depended not on the demand for their labour, but on the fears of 
the overseer, or the favour of the justice, broke out into system- 
atic outrage and rebellion ; and England seemed on the eve of 
events more resembling those of the revolution in St Domingo, 
than any that are recorded in modern history. Moral philoso- 
phers now pointed out the impossibility of uniting the immunities 
of slavery and the virtues of freedom. They showed that no im- 
provement was to be hoped while idleness obtained the reward 
of diligencee—while improvidence affected not the imprudent or 
the extravagant individual, but his parish—and while misconduct 
at most only transferred the labourer from the farmer to the 
overseer. Attention was drawn to their reasonings by the re- 
duced value of some estates, by the abandonment of others, and 
by the fires and insurreetions which terrified the south of 
England in the frightful autumn of 1830. 

The short-sighted poliey, the false humanity, and the base 
and selfish thirst for power and for popularity, which had fos- 
tered the existing abuses, were denounced by all except a few 
literary or political demazogu«s. It was acknowledged that the 
labourer can be a useful, or even a safe memher of society, only 
while his welfare depends on himself—that independence cannot 
be made honourable except by making pauperism disgraeeful— 
and that employment can be made an objeet of desire only by 
making relief an objeet of aversion. The act which embodied 
and gave effect to these principles was passed by acclamation ; 
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and whatever might be the dangersto which the social system of 
England remained exposed, it was suppösed to have escaped 
those which accompany or follow a profuse system of compulsory 
charity. 

Nor ten years have elapsed, and almost all the experience of 
the preceding half century seems to be forgotten. The Work- 
House is termed an oppression ; the Home Secretary refers tri- 
umpbantly to the extension of out-door relief. "The House of 
Commons listens with apparent assent to the reprobation of a 
dietary which gives meat only once in a week, being about ten 
times as often as it is enjoyed by the independent labourer;* 
the Government thinks itself forced to dismiss more than half of 
the assistant Commissioners, on whose presence the whole main- 
tenance of the reform depends, and whose number, when at the 
highest, was grossly inadequate ; and the publie opinion of Eng- 
land seems to be resuming all those errors which, ten years ago, 
disgusted by their folly and alarmed by their mischief. 

Those who have read the publications, the titles of which are 
prefixed to this article, will anticipate that we take as a third 
instance * the Mercantile System.’ That system is well ex- 
plained by Joshua Gee, who, in the earlier part of the eighteenth 
century, published a book entitled,—* The trade and navigation of 
‘ Great Britain considered ; showing that the surest way for a 
“ nation to increase in riches is to prevent the importation of such 
‘ foreign commodities as may be raised at home, and that this 
‘ kingdom is capable of raising within itself and its colonies ma- 
* terials for employing all our poor in those manufactures which 
* we now import from such of our neighbours who refuse the 
* admission of ours.’ 

‘ To take,’ says this author, “the right way of judging of 
* the increase or decrease of the riches of the nation by the trade 
‘ we drive with foreigners, is to examine whether we receive 
* money from them or send them money; for if we export more 
* goods than we receive, it is most certain that we shall have a 
“ balance brought to us in gold and silver, and the mint will be 
‘ at work to coin that gold and silver. But if we import more 
‘than we export, then it is as certain that the balance must be 
‘ paid by gold and silver sent to them to discharge that debt. 
A nation may gain vast riches by trade and commerce, er, for 
* want ofa due regard and attention, be drained ofthem. Iam 
* afraid the present eircumstance of ours carries out more riches 


* See the Debate of ıhe 23d February 1843, 
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‘ than it brings home. Whereas formerly great quantities of bul- 
‘ lion were brought into this country by the Balance of Trade, 
“and coined into money: the tables are turned, and as fast as we 
“import bullion it is sent away to pay our debts. So, many 
‘ places endeavour to keep out our manufactures, and still con- 
‘ tinue to export their linen, hemp, flax, iron, potash, timber, 
‘ &c., to us, which draws a very great treasure annually out of 
“ this kingdom. We send our money to foreign nations, and by 
‘ employing their poor instead of our own, enable them to thrust 
“ usout of our foreign trade; and by imposing high duties on our 
‘ manufactures, so to clog the importation of them that it amounts 
to a prohibition.’ * 

For more than two hundred years the Mercantile System reigned 
with almost undisputed authority. At length it was shaken by 
the French Economists—it was eemeiusivekr refuted by Adam 
Smith—it was abandoned by the scientific and literary public 
throughout Europe, and by the mercantile public in Great Bri- 
tain. Turgot and Pitt were among the first statesmen who ac- 
knowledged the erroneousness of the theory, and endeavoured to 
amend the practice to which it had given rise. The revolution- 
ary wars arrested in each country the improvement of commercial 
legislation ; and in France it does not seem to have recommenced 
on the return of peace. Butin Great Britain the Mercantile, or, 
as it was afterwards called, the Protective system, became un 
pular even among those who were supposed to profit by it. Thus, 
the prineipal commercial men of London.presented, on the 8th 
of May 1820, that celebrated petition, in which they affırmed, 
‘ That the maxim of buying in the cheapest market, and sellin 
‘in the dearest, which wen Ar every merchant in his individual 
‘ dealings, is stricetly applicable as the best rule for the trade of 
‘every nation. That although, as a matter of mere diplomacy, 
‘it may sometimes answer to hold out the removal of particular 
‘ prohibitions or high duties as depending on corresponding con- 
* cessions, it does not follow that we should maintain our restric- 
‘ tions where the desired concessions cannot be obtained. That 
‘ our restrictions would not be the less prejudicial to our capital 
“ and industry, because other — persisted in preserving 
“impolitice regulations” And they ended by an earnest protest, 
against * every restrictive regulation of trade not essential to the 
‘ revenue ; against all duties merely protective from foreign com- 
‘ petition; and against the excess of such duties as are partly for 
‘ the purpose of revenue, and partly for that of protection.’ 





* Pp. 173, 215; 10, 100. 
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Lord Liverpool gave the celebrated answer, that he agreed in 
every sentiment expressed in this Petition ; and that, if he were 
forming a Commercial Code, such should be its fundamental 
prineiples. 

Unfortunately no change can be made in commercial legisla- 
tion without immediate injury to individuals. No well-informed 
person doubts that, if no corn laws had existed, the landed pro- 
prietors of Great Britain would have been much richer than they 
now are. Less land would have been employed in producing 
corn, and more applied to raising green crops, meat, and the 
produce of the dairy and the garden ; the wealth and population 
of the country, and consequently the demand for their produce, 
would have been much greater ; and they would have enjoyed the 
advantage which the proximity of atown gives to the neighbour- 
ing country. But, mischiexous as the corn laws have been, even 
to those who expected to profit by enacting them, it is not pro- 
bable that they could be repealed without exposing some per- 
sons to immediate loss; and the same remark applies to almost 
all the monopolies created by the Mercantile System. Al- 
though those who enjoy sucb a monopoly, or, as it is usually 
called, such a protection, seldom profit by it; that is to say, are 
seldom richer, and often are poorer than they would have been 
if no such monopoly had existed, and they had not been seducerl 
to divert their capital and industry from their natural courses, yet. 
they almost necessarily lose by being deprived of it. Their fixed 
capital, their established connexions, and their peculiar know- 
jede or skill, lose a part of their value, or perhaps the whole. 
The advantage of tbe change is diffuxed over the general mass 
of consumers, the evil is concentrated on a comparatively small 
knot of producers ; and it is dificult to estimate the power of an 
active minority opposed to that defenceless unenergetic body, the 
community at large. 

The attempt to extricate the commerce of the country from 
the restrietions which centuries of unwise, or fraudulent, or op- 
pressive legislation had imposed, and which never wanted their 
fierce defenders, was arduous, and its progress was necessarily 
slow. "That progress, however, was felt to be beneficial, and 
Free Trade gradually became popular every where, except within 
the walls of Parliament. The landlords who constitute the 
House of Lords, and form the great majority of the House of 
Commons, have always attached a preposterous importance to 
their legal monopoly. They exaggerate the immediate evils of 
its removal, and even believe that they are gainisg by its exist- 
ence; and, with the bitter angry selfishness which is apt to 
inflame those who are forced to confess to themselves that they 
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gain by a publie oppression, they endeavour to defend all other 
monopolies as outworks to their own. They fought the battle 
wich a courage and a pertinacity which would have been honour- 
able in a good cause, but with weapons which threw additional 
disgrace even on a bad one. Every commercial improvement 
was opposed by misrepresentation, by sophistry, by appeals to 
the passions of the many, and to the interests of the few; and, 
where these failed, by dogged, unblushing resistance. The 
leaders of the Tory party, however, urged on by the educated 
wi of the community, and immeasurably superior in kuow- 
edge and publie spirit to the mass of their parliamentary sup- 
porters, carried on their reforms with the degree of vigour—it 
must be confessed a very moderate one— which they thought con- 
sistent with the main object of all their policy, both foreign and 
domestic, thestability of theirown Administration. Though, at the 
elose of their long reign, not much appears to have been done— 
though their Seineinal aproremenis were reciprocity navigation 
treaties, and the substitution of nearly prohibitory duties for ab- 
solute prohibitions—yet some progress towards a better system 
was made, and, as we have already remarked, that progress was 
felt to be beneficial. 

The Whig Ministry, which, during less ıhan eleven years, 
effected more for the —— of the empire than had been done, 
or attempted, or apparently even desired, by their predecessors 
during a rule of half a century, after many important but partial 
improvements, at length ventured to propose an extensive sys- 
tem of commercial reform. They failed, as was foreseen by 
every one who was acquainted with the prejudices and the in- 
terests which they dared to oppose. But their sacrifice of oflice 
was not made in vain. Their successors have indeed thought 
themselves obliged to maintain some consistency in error: as 
respects Corn and Sugar, they have thought themselves forced to 
make the country pay the penalty of their factious opposition 
to what they know to be right; but on almost all other questions, 
the principles avoweıl by Sir Robert Peel and Mr Gladstone differ 
litile from those of Lord Lansdowne and Lord John Russell. 
And for putting those principles in practice, they have an advan- 
tage of which it is scarcely possible to overrate the value. The 
liberal policy ofthe Whigs was constantly thwarted by the Oppo- 
sition ; that of the Tories is actively supported by it. To the 
Whigs the Opposition was a drag ; to the Tories it, is a stimu- 
lus. Formeds there was an engine at each end of the train—one 
pulling it forward and the other pulling it back. Now, while the 
engine in front is pulling, the engine behind is pushing. We 
may regret that those who sowed should not be allowed to reap; 
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but such is the ordinary course of events. By separating success 
from merit, by imposing on one set of men the sacrifice and the 
labour, and giving to another the credit of the result, Providence 
seems to tell us that higher motives than any that man can offer, 
ought to actuate those who assume the responsibilities of go- 
vernment. We firmly believe that the motives on which the late 
Ministry acted were a conviction, that the commercial reform 
which they introduced would be greatly and extensively useful, 
and that its introduction by a Government, must, sooner or later, 
lead to its becoming law. We believe that both these opinions 
were well founded ; and that their authors will ultimately receive, 
in the adoption and success of their measures, the only reward on 
which disinterested statesmen can reckon. 

It is under these eircumstances, when the expedieney of Free 
Trade is admitted by the leaders of all the great political parties, 
by every writer above the rank of the mere daily or weekly 
journalists, and even by the merchants and manufacturers, whom 
Adam Smith stigmatized as its enemies— when it is also admitted 
that retaliatiee restrictions, though they may sometimes be use- 
ful weapons, are always mischievous in themselves—it is under 
these circumstances that Colonel Torrens comes forward to repro- 
duce, not in words indeed, but in effect, the Mercantile Theory ;—— 
to recommend, in substance, the practice of which that theory was 
the pretext;—to maintain that, ifthe Whig Ministers had been 
permitted to carry their measures, the results would have been the 
ıinsolvency of the Bank, and a ruinous commercial revulsion, ter- 
minating in a permanent contraction of the currency, and a fall 
of prices, which wouid have rendered it diflieult, if not impos- 
sible, to collect a suflicient sum to pay the public ereditor ;—that 
the adoption of the Whig Budget would have been the greatest 
calamity which could have befallen the country, and might pos- 
sibly have led to revolution.” 

When such opinions are deliberately put forward by a man of 
Colonel Torrens’s reputation in Political Economy, we feel that 
they cannot safely be disregarded. If he is right, all that has been 
done by the late Mr Huskisson and by his successors is wrong ; 
the theory of Adam Smith and of Say, and the practice of Lord 
John Russell and Sir Robert Peel, are equally erroneous ; and all 
who haye acquiesced in the one or promoted the other, among 
whom we ourselves venture to claim a place, must beg pardon 
of God and of man for having done their best to ruin their 
country. "The commercial policy of the seventeenth century 
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must be resumed. The Balance of Trade must again be the 
subject of anxious attention. Duties must be opposed to du- 
ties, and prohibitions to prohibitions, until, in Mr Gee’s words, 
‘ we export more goods than we receive, and have a balance 
* brought to us in gold and silver” But if he is wrong, it is 
important that his errors should be exposed before they are 
adopted by those to whose real or supposed interests they are 
favourable. Nothing spreads so rapidly, or is eradicated with so 
much difheulty, as a scientific error defending a practice which 
powerful classes wish to maintain. It is propagated by thou- 
sands who are satisfied with the conclusion, and never think of 
enquiring into the truth of the premises or the accuracy of the in- 
ference. Its very erroneousness, by rendering the reasoning 
obscure, gives to it an appearance of abstruseness and profundity. 
We have no doubt that if “the Budget’ were to remain unanswer- 
ed, it would be proclaimed in all the strongholds of monopoly 
to which British literature penetrates—in Parliament, in Con- 
gress, in the * Algemeine Zeitung,’ and in the Councils of the 
‘ Zollverein, —that Adam Smith and the modern Economists 
have been refuted by Colonel Torrens ; that free trade is good 
only where reciproecity is perfect ; that a nation can augment its 
wealth by restraining a trade that was previously free; can pro- 
tect itself against such eonduet on the part of its neighbours 
only by retaliation ; and, ifit negleet this retaliatory policy, dent 
werwill be punished for its liberality by a progressive decrease of 
— of wages, and of profits, and an increase of taxation. 
Ve will state these startling propositions in Colonel Torrens’s 
own words, both to avoid the danger of misrepresentation, and 
because we do not think we could state them with greater clear- 
ness or brevity :— 


‘ First—When commercial countries receive the productions of each 
other duty free, then ne efhicacy of labour being the same in each) 
the precious metals will be distributed amongst them in equal propor- 
tions, and the general scale of prices will be the same in each. 

* Second— When any — country imposes import duties upon the 
productions of other countries, while those other countries continue to 
receive her products duty free, then such particular country draws to 
herself a larger proportion of the precious metals, maintains a higher 
range of general prices than her neighbours, and vbtains in exchange for 
the produce of a given quantity of her labour, the produce of a greater 
quantity of foreign labour. 

‘ Third —When any country is deprived of that command over the 
precious metals wbich is due to the eflicacy of her labour in produeing 
articles for the foreign market, by the hostile tariffs of other countries, 
she may recover her due command over the metals, by imposing retalia- 
tory and equivalent duties upon the importation of the productions of 
the countries by which the hostile tariffs are maintained. 
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< Fourtb— When, from foreign rivalry and hostile tariffs, a country 
begins to lose a portion of her former command over the precious metals, 
and to experience a contraction of the currency, a fall in prices, in pro- 
fits, and in wages, and a falling uff in the revenue ; then, the lowering of 
import duties upon the productions of countries retaining their hostile 
tariffs, instead of affording relief, would : ggravate the general distress, 
by occasioning a more rapid abstractien of the metals, and a deeper de- 
cline in prices, in profits, in wages, and in the revenue, accompanied not 
by a diminution, but by an increase in the real extent of taxation.' * 


Colonel T'orrens does not weary his reader with facts. His 
whole proof consists of the following intellectual diagram. 

He supposes two countries, which he distinguishes by the 
names of Cuba and England, to be equal in territory, fertility, 
population, amount of capital, and general eflicieney of labour. 
bat they have each a metallic curreney amounting to 
L.30,000,000, and trade only with one another— England hav- 
ing in commodity A, which he calls cloth, and Cuba in com- 
modity B, which he calls sugar, an irresistible superiority. 
While trade is free, A and B will alone be exchanged ; Colonel 
Torrens assumes, on what ground we know not, that equal values 
of each must be exchanged, and supposes that exchange to con- 
sist of 1,500,000 ewt. of sugar, worth 308. per ewt., against 
1,500,000 bales of cloth, worth 30s. per bale. 

He now supposes Cuba to impose on cloth a duty of 100 per 
cent, and England not to retaliate. The result, he says, will be 
a proportionate diminution of the consumption of cloth in Cuba. 
England will export only 750,000 bales of clotlı instead of 
1,500,000— will receive for them only L.1,125,000 instead of 
L.2,250,000,and, still continuing to import 1,500,000 cwt. of sugar, 
must pay annually the balance of L.1,125,000 in money. Thus. 
* then,’ he says, * a new distribution ofthe precious metalsbetween 
‘ England and Cuba would follow as a necessary consequence. The 
‘ eirculation of Cuba would be increased to L.31,125,000, that ot 
* England contracted to L.28 875,000. He goes on to state, in 
words, or insubstance, that there must be in the two countries an 
alteration in the money prices of commodities, corresponding 
with the altered distribution of the precious metals; and therefore, 
when the increase of the circulation in Cuba raised the price ot 
sugar there, the price of sugar imported from Cuba must also 
rise in the British market; and when, in England, the eontraction 
of the currency depressed the price of British fabrics, the price 
of British fabries must fall in Cuba. In Cuba the consumption 
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of eloth would be increased by a twofold cause—the fall in its 
price, and the increased quantity of money applicable to its 
purchase. In England the consumption of sugar would diminish 
in consequence both of its rise in price and the diminution in the 
quantity of money. England would go on paying to Cuba a 
balance, partly in money and partly in cloth, until the circulation 
of England should be reduced to L.20,000,000, and that of Cuba 
increased to L.40,000,000; and in consequence the price of cloth 
should have fallen from 30s. to 20s. per bale, and that of sugar 
risen from 30s. to 40s., and the exportation from England of 
1,500,000 bales, worth 20s. per bale, would discharge the debt 
ineurred to Cuba, by the purchase of 750,000 ewt. of sugar at 
40s. per cwt., and therefore no further transmission of the metals 
would be required. He adds that :— 


‘ The import duties imposed Kg British goods would be paid, not 
by the consumer in Cuba, but by the producer in England. Before the 
imposition of the import duty of 100 per cent, England sent to Cuba 
1.500,000 bales of goods, and brought back 1,500,000 cwt. of sugar. In 
consequence of the imposition of the duty, England sends out as before 
1,500,000 bales of goods, but obhtains in return only 750,000 ewt of 
sugar. Thus, one-balf of value of her exports—one-half of the commo- 
dities which she formerly received in return for the produce of her in- 
dustry, is taken from England, and paid ax a tribute into the treasury of 
Cuba. The consurmers of cloth in Cuba, who formerly paid L.2,250,000 
for 1,500.000 bales, will now pay L.3,000,000 for the same quantity; 
viz. L.1,500,000 original, and L.1,500,000 duty. But no part of this 
duty will, in point of fact, be paid by them, because the import dutivs, 
by altering the distribution of the metals, increase the amount of money 
in their hands from L.2.250,000 to L.3,000,000, while reducing the cost 
price of the 1,500,000 bales of imported goods which they have to pay 
for, from L.2,250,000 to L.1,500,000. The consumers of British goods 
in Cuba, though the nominal payers of L.1,500,000 into the treasury of 
Cuha, would, in reality, be able to command exactly the same quantity 
of such goods as before. The ultimate incidence of the import duty im- 
posed upon British goods, would be upon the British producers. The 
wealth uf England would be decreased by the amount of the duty—the 
wealth of Cuba would be increased by its amount. 

‘ The loss of wealth occasioned by her receiving a less quantity of fo- 
reign produce in exchange for the same quantity of exported goods, 
would be the least portion of the evil inflicted upon England by the 
chanze which has been deseribed. Under the circumstances assumeil, 
the abstraction of the precious metals, the contraction of the circulation, 
the fall in the money price of all domestic products, the increase in the 
value of all fixed salarıes and charges, and the augmented pressure of the 
debt, would concur in creating a crisis more calamitous than any that has 
actually been experieuced. National bankruptey and revolution would be 
the probable results. 

It will be abundantly obvious, that for the evils resulting from the 
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causes now described, the appropriate remedy would not be a reduction 
of import duties in England. Under the circumstances supposed, relief 
might be derived from increased taxation. An ad valorem duty of 100 
per cent imposed upon the sugars of Cuba, would relieve the 7 
from the payment of a foreign tribute of equal amount, would bring bac 
the metals which had been abstracted, restore the circulation to its former 
amount, raise the price of all domestic products, lighten all fixed charges 
upon land and industry, and mitigate the pressure of the debt.’ * 

We need not fatigue the reader by stating Colonel Torrens’s 
demonstration of his last positions. It consists simply in the 
assumptions, that the u on sugar would diminish its consump- 
tion in England by one half; tbat Cuba must annually pay in 
money the balance between her import of cloth and her now 
diminished export of sugar, until the former distribution of the 
precious metals, and the former prices of cloth and sugar, were 
restored; and England and Cuba had again their respective cur- 
rencies of L.30,000,000 each, and the exchange of 750,000 bales 
of cloth against 750,000 ewt. of sugar, balanced the accounts 
between the two countries. 

It will be observed that Colonel Torrens assumes, first, that a 
country can exclude foreign commoldities without diminishing 
the eflicieney of its own labour ; and secondly, that the value in 
any country of the precious metals, depends solely on their 
quantity there—rises precisely in the proportion in which the 
quantity is decreased, and sinks precisely in the proportion in 
which it is augmented. 

We believe that if he had considered more patiently either the 
causes which affect the eflicieney of labour, or those which regu- 
late the value of the precious metals, he would not have modified, 
but abandoned, the greater part of his conclusions. We attach 
great importance to both these subjects, particularly to the lat- 
ter; as we believe it to be a branch of Political Economy which 
has not as yet received due attention. We shall venture, therefore, 
to consider it somewhat at length. 

We shall begin, however, by some remarks on the simpler 
question—the influence on the productiveness of labour of com- 
mercial restrictions. 

It has been admitted from the time of Dr Adam Smith, that the 
productiveness of labour depends on its division; and that the ex- 
tent of that division depends on the extent of the market. It is 
admitted, too, that these principles apply as much to distriets as 
to individuals, and to nations as to distriets. No one has per- 
ceived this more clearly, or has explained it more fully, than 


* Budget, p. 30, 31. 


Free Trade and Retaliation. 13 


Colonel Torrens himself, in his earlier publications. In some re- 
spects indeed, and in some cases, the territorial division of labour, 
to use a term which, we believe, was first applied to international 
commerce by Colonel Torrens, is more beneficial than even domes- 
tic interchange. It is obvious that the advantages derived from 
the increased productiveness of labour, are principally enjoyed by 
those who consume the commodities on which that labour is em- 
ployed. Where the producer is himself a consumer, he obtains 
a doubleadvantage. He profits by the additional supply both of 
his own commodities, and of those produced by others. Ifcoals 
can be produced with half the labour which they previously cost, 
the collier, consuming largely himself what he produces, finds 
himself, at a less expense, better warmed than before. But an 
invention which should diminish by one halfthe labour necessary 
to produce a given quantity of lace, would confer no permanent 
benefit on the lace-makers. If the consequence were that the 
demand for lace were more than doubled, their wages might rise 
for a short interval; until the increase in the number of hands 
employed in their trade reduced its profits to the former level. If 
that demand were less than doubled, their wages might fall un- 
til their numbers had been diminished ; but when this disturbance 
was over, their wages would remain the same, and, as they con- 
sume no lace, they would then be entirely unaffected by the 
change. This is nearly the state of the bulk of the manufac- 
turers of an opulent country. Each workman consumes no part, 
or a very trifling part, of what he produces, and profits almost 
exclusively by the improvements made by his neighbours. 

A great nation, on the other hand, is almost always the prin- 
cipal consumer of its own products. Even of British cotton 
fabrics, the largest production of any single finished manufac- 
ture, and the largest export that the world has ever seen, the 
British islands consume not only more than any other single 
country, but more than all the rest of Europe put together. 

Again, the inhabitants of the same distriet enjoy nearly the 
same natural advantages. The benefits which they derive from 
the division of their labour arise almost exclusively from the use 
of machinery, and the increased dexterity and assiduity of each 
workman, as his field of operation is confined. International 
commerce adds the still greater benefits arising from varieties in 
soil and climate. When a Londoner buys his beer from a great 
brewery, instead of brewing it himself, he gains perhaps twenty 
per cent. But when he imports claret from Bordeaux, he gains 
3000 per cent. He might brew his own beer at a guineaa barrel 
instead of l6s. He could not make his own claret at ninety 
guineas a dozen instead ofthree. Ifan individual were to cover 
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with glass one of the southern slopes ofthe Hampstead hills, and 
establish there a great manufactory of English Sherry, we should 
be almost inelined to appoint a committee on his estate. When 
a Government commits acts the same in kind, its conduct excites 
no surprise, and little blame. It seems almost a matter of 
eourse. In many parts of the Continent where the climate re- 
sembles that of England, the British traveller is struck by a sort 
of eultivation which he never sawat home. The sunniest slopes, 
the richest bnttoms, are covered by a bright green lettuce-like 
plant, on which more manure and more attention are bestowed 
than on any other product, except perhaps tlıe vine. He finds 
that this is tobacco, and that in order to raise it at five times the 
vost of importing it, the best land is sacrificed in countries where 
there isnot room for a hedge, and jabour, where it cannot be ob- 
tainvd even to keep the communications between the villages 
passable. As he proceeds further eastward, he finds two great 
empires, each with a thin population— with a vast extent of fertile 
and imperfectly reclaimed territory, with indefinite powers 
of increasing their agrienliural and mineral wealth,—direct- 
ing the whole energy of their governments to projects for 
forcing tbeir boors and miners to become cotton-spinners and 
weavers; and devoting to manufactures, which can be supported 
only by prohibitions mounted on probibitions—by prolubiting 
the produce of the Zollverein, which itself can manufacture only 
by prohibiting the produce of Great Britain—the capital and the 
industry which are wanted for the ordinary trades of a civilized 
ecuntry. 
It is a great mistake to sup;ose that a country which 
rejeets the territorial division of labour, suffers merely by the 
reatır dearness of the commodities which it is forced to produce 
instead of importing them. It incurs a further, and in many 
vases a greater, injury—in the general diminution of the eflicieney 
of its own industry, oceasioned by the misdirecetion of capital 
and the diminished division of labour. To what extent might 
not the agriculture of Austria be carried, if she would devote to 
roads and canals, and the improvement of the instruments of in- 
dustry, the productive power which she is now wasting on mills 
and factories? But Joseph II. the founder of her commercial 
policy, belonsed to the school of Colbert, the Emperor of China, 
and their pupil Colonel Torrens. He thought, that by restrieting 
toreign trade he could bring money into the country, and resolved 
tat bis empire should no longer be tributary to foreigners. ‘I hat 
asoverelgn surrounded by manufacturers, eager to become mono- 
pol:sts should have fallen into such errors, is not strange— that 
Colonel Torrens shouid have done so, is almost unaccountable., 
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He states that his imaginary Cuba, after having exeluded one 
half of all her previous imports, will retain all her previous pro- 
ductive powers. He forgets that she must immediately with- 
draw from other pursuits a portion of her capital and her indus- 
try, in order to Pause at home a portion of what she formerly 
imported ; or, if he does not forget this, he does not perceive 
that the general diminution of the division of labour which must 
be the consequence, must produce the further consequence of a 
general diminution of the eflicieney of labour. Taking his hypo- 
thesis as he has laid it down, namely, that England and Cuba 
were, when Cuba first laid her duty on English cloth, precisely 
equal in wealth and in productive power as to every commodity 
except eloth and sugar ; theresult would be, that after Cuba had 
forced herself to misapplya portion of her capital and labour to 
the making eloth, she would, in some branches of industry, be- 
come inferior to England. Both the English producer and the 
Cuba consumer would find it profitable that certain commodities 
previously made in Cuba ca be supplied from England. 
The labour and capital previously devoted to them in Cuba 
mijcht be employed in the production of cloth ; and part of the 
labour and capital previously devoted, in England, to the produc- 
tion of eloth for Cuba, might now be devoted to the production 
of these substituted articles. In such a case, no money need 
pass, and Colonel Torrens’s vast superstructure falls. 

He is entitled, however, to amend his hypothesis, and to sup- 

ose that the 100 per cent duty is imposed in Cuba upon every 
Tinelish commodity except money. Under such eircumstances, 
Cuba would be forced to withdraw from other employments la- 
bour and capital, to be employed in making cloth, and could not 
supply their place by importation ; and England would have to 
find an employment for the labour and capital now no longer 
wanted to make cloth for Cuba, and could not find it in the pro- 
duetion of any other consumable commodity for that market. 

The result, in each case, appears to us to be clear. The se- 
eond of the two great errors, of which we have accused Colonel 
Toorrens, consists in his having omitted to state it. 

It is obvious that tbe capital and labour in England, wbich 
could no longer be employed in their accustomed trade of sup- 
plying cloth for the Cuba market, would be employed in the 
new trade of procuring and exporting the precious metals to 
Cuba; and that the capital and labour which would now be 
wanted in Cuba, in order to make the cloth formerly imported 
from England, would in fact be obtained by applying to that 
purpose the capital and labour formerly employed in procuring 
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the precious metals. In short, that the result of the restrietions 
laid by Cuba on her commerce with England, would be to turn 
some of the English clothiers into miners, and some of the Cuba 
miners into clothiers. 

The possibility of such a result, however, is not alluded to by 
Colonel Torrens. He does not admit that either of his two 
imaginary countries, which, it is to be recollected, represent the 
whole commercial world, could increase its stock of money ex- 
cept by taking from that of the other. He does not admit that 
the value of the currency of either is connected with its cost of 
production. He seems to suppose that some unknown agent has 
thrown into the commercial world a certain amount of the pre- 
cious metals, incapable of increase or diminution, and depending 
for its value on its quantity. 

Many of our readers may think that no answer need be made 
to the theory, that the local value of the precious metals depends 
on what Colonel Torrens calls their distribution ; that is to say, 
on the comparative amount of them in each country. But that 
theory is favoured by Mr Ricardo in some unguarded passages, 
particularly in his chapter on foreign trade—a chapter containing 
the germ of most of the erroıs which have expanded themselves 
so vigorously in the writings of Colonel Torrens. It is main- 
tained in express terms by the late Mr Mill; with the addition 
that any increase or diminution of the rapidity with which the 
money of a country eirculates, produces the same effects as the 
increase or diminution of its quantity.” An opinion so supported 
cannot therefore be safely Re | 

Yet it is an opinion that seems refuted as soon as it is expli- 
eitly stated. No one will maintain that gold and silver differ from 
the other metals, except in their greater scarcity and durability ; 
or that their attributes are changed the instant they are divided 
into portions of a given weight and authenticated by a stamp. 
But if we were asked, why does one ton of copper ll, 
exchange for five of lead— we should immediately answer, for the 
same reason which causes one bushel of wheat generally to 
exchange for two bushels of barley; namely, that it costs as 
much in wages and profits, or, to use another nomenclature, in 
labour and abstinence, to produce one ton of copper as five tons 
of lead, and one bushel of wheat as two bushels of barley. 

There is probably more than fifty times as much gold in use 
in Europe as there is platina ; but yet gold is five times as valu- 
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able as platina. There is about forty-seven times as much silver 
as there is gold; but gold is not quite sixteen times as valuable as 
silver. Again, it is probable that silver changes hands ten times 
as often as gold; but no one seriously supposes that this cause 
affeets the comparative value of the two metals. Cost of pro- 
duction, the cause which decides the value of any other com- 
modity not the subject of a monopoly, must decide the value of 
the precious metals. 

We will endeavour to show in detail how this takes place 
under the simplest circumstances. 

We will suppose an insulated society of 10,000 families, hav- 
ing an abundance of fertile land, and using manufactures so rude, 
that the trifling capital employed by them may be disregarded, 
and so equal in fortune and rank, bat the relations of landlord 
and tenant, and capitalist and workman, shall not exist. We 
willsuppose gold alone to be their money, and that itis obtained 
by washing alluvial deposits without any expensive machinery or 
skill, and always in the same ratio to the labour employed. 

The cost of producing gold would, under these cireumstances, 
always remain the same; and its value in labour, or, in other 
words, the amount of labour which a certain quantity of itcould ' 
purchase, would always correspond with its cost of production ; 
except for short intervals, when any sudden increase or diminu- 
tion in the demand for it, should occasion the existing supply to 
be for a time relatively excessive or defieient. Under such eir- 
cumstances, the value of all other things would be estimated by 
comparing their cost of production with that of gold. If the 
labour of a family employed for a year, could gather from the 
washing-places fifty ounces of gold, and, by equal exertion, 
gather from the spontaneous produce of the fields fifty quarters 
of rice, the rice and the gold would be of equal value, and a single 
quarter ef rice would be worth an ounce of gold. If tbe same 
labour could produce, in the same time, one hundred eunces of 
gold instead of fifty, a quarter of rice would be worth two ounces 
instead ofone; or if the same labour could gather one hundred 
quartersof riceinstead of fifty,a quarterofricewould beworthonly 
halfan ounce instead of a whole ounce ; but while a year’s labour 
could produce just fiſty ounces of gold, the yearly ineome of each 
. family, however employed, supposing their diligence, strength, 
and skill equal, would be of the value of preeisely fifty ounces of 
gold. 

The quantity of gold produced would, depend partly on the 
quantity wanted for plate—including, under that word, all use of 
gold except as money—and partly on the quantity wanted for 
money. The quantity wanted for plate would of course depend on 
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the prevailing fashions of the country; the quantity wanted for 
money would depend on causes numerous and complicated. We 
shall explain them at some length, as the question— what are the 
causes which determine the quantity of money which a community 
shall possess ?—is — and by no means easy of solution. 

It is obvious, in the first place, that the whole quantity of 
money in a community must consist of the aggregate of all the 
different sums possessed by the different individuals by whom it 
is constituted, And what this er shall be, must depend 
partiy on the number of those individuals; partly on the value in 
money of the aggregate of their respective incomes; and partly 
on the average proportion of the value of his income which each 
individual habitually keeps by him in money. The two first of 
these causes do not require much explanation. It is clear that, 
ceteris paribus, two millions of people must possess more money 
than one million. It is also clear that, ceteris paribus, a nation, 
the value of whose average aggregate income amounts to 
L.100,000,000 sterling a-year, must possess more money than 
one whose annual income is only L.50,000,000. 

But the causes which determine what proportion of the value 
of his income each individual shall habitually retain in money, 
are less obvious. Briefly, it may be said to depend, first, on the 
proportion to his income of his purchases and sales for money ; 
and secondly, on the rapidity with whieh they suceeed one an- 
other ; but such a statement is too concise to be intelligible with- 
out further explanatien. 

löxchange, as it is the principle cause, is also one of the prin- 
cipal effects of improvement. As men proceed from a primitive 
to a refined state of society, as they advance from hunters to 
shepherds, from shepherds to agriculturists, from villagers to 
townspeople, and from being inhabitants of towns depending for 
their supplies on the adjacent country, to be the citizens of a 
commercial metropolis using the whole world as one extensive 
market ;—at each of these stages man becomes more and more a 
dependent being—consuming less and less of what he individually 
produces, until at last almost every want, and every gratification, 
is supplied by means of an exchange. Our ancestors lived on 
their own estates, fed their household from the produce of their 
own lands, and clothed them with their own flax and wool, 
manufactured within their own halls.. Food and clothing were 
the wages of their domestic servants ; and their tenants, instead 
of paying rent in money, were bound to cultivate the lord's 
demesne; to supply him certain quantities of corn or live stock ; 
and to serve under his banner in public or private war. The 
servic«s of the Church were obtained by allowing the priest a 
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tenth of the aunual produce ; and the demands of the State were 
limited to the maintaining roads and bridges, defence of castles, and 
attendance in war for forty days, with adequate provisions. Under 
such circumstances, the Barons and their dependents—and these 
two classes comprised the bulk of the community—might pass 
yvars without having to make a sale or a purchase. Exchanges 
they made, where one party gave services or produce, and the 
other party food, clothing, shelter, or land; but these were all 
made by barter? The yeoman, who cultivated hisown land and 
used the manufactures of his own family, might, in fact live 
without even an exchange; nor could the serf, though he received 
maintenance in return for labour, be said to make an exchange, 
since he had no more power to enforce, or even to require uny 
stipulation than any other domestic animal. 

The same eireumstances must, however, have occasioned what 
money there was in the country to eirculate very slowly; or, in 
other words, to change hands very unfrequently. A man who, 
in such a state of society, received a sum, might not find for a 
long time an advantageous opportunity of spending it; and he 
would have many reasons for not parting with it, even on what 
might appear advantageous terms. Where property and person 
are so insecure as they were among our ancestors, every one must 
feel anxious to have some means of support if he should be 
forced to quit his home, or to witness the destruction of his less 
portable property. Again, the demands for money, when they 
did come, were great and unforeseen. The knight wasin constant 
danger of having to pay a ransom; the tenant of having to assist 
in raising that ransom; and the Crown, from time to time, 
required a subsidy or an escuage. 

as such eircumstances, it is probable that each individual, 
or, to speak more correctly, each person managing his own con- 
cerns, might on an-average receive in —* one fiftieth part of 
the value of his annual income. But it is likewise probable that 
what he did so receive he might retain on an average for four 
years. The aggregate sum in his possession would not exceed 
a month's income; a very moderate hoard, where the motives for 
hoarding were so — We are inclined to think that tlıe 
average proportion of their ineomes, which our ancestors hoarded, 
during the first two or three centuries after the Conquest, was 
much larger. It is impossible otherwise to account for the impor- 
tance attached to treasure trove, which seems to have formed a 
material portion of the royal revenue; and now probably does 
not afford, except from ancient deposits, L.1000 a-year. The 
whole money of the country would, under such circumstances, 
change hands only once in four years. 
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It is probable that in this supposition— which is not without 
resemblance to the state of England under the Norman and Plan- 
tagenet lines—we have stated the extremes both of absence of 
exchange, and of slow cireulation of money, that could take place 
in a community entitled to be called civilized. We will now 
suppose the country to be at peace, and secure within and with- 
out; and all the peculiar motives for hoarding to be removed. 
Instead of a month’s income, each family might retain only a 
weck’s. Instead of once in four years, the whole money of the 
country would change hands every year ; and L.100,000 would 
perform all the oflices of money as well as L.400,000 did 
before. 

In the case which we have supposed of an insulated community 
consisting of 10,000 families, the quantity wanted would depend 
partly on the cost of producing gold, and partly on the rapidity 
of its eireulation. The — of circulation being given, it 
would depend on the cost of production. It is obvious that 
twice as much money would be required to effect every exchange, 
if a day’s labour could obtain from the washing places thirty-four 
grains of gold, as would be necessary if a day’s could obtain 
only seventeen. And the cost of production being given, the 
quantity of money wanted would depend on the rapidity of its 
eirculation. 

We have supposed 10,000 families of equal ineomes. We will 
now suppose the cost of produeing gold to be such, tlıat a family 
could gather 118 grains, or what we call a guinea, per week, or 
about 17 grains per day. Now, if the habits of the community 
were such, that each family lived from hand to mouth, and pur- 
chased every day the day’s consumption, (an impossible suppo- 
sition, but one which may be used as a mere illustration,) it is 
obvious that no family would at an average possess more or less 
than 17 grains of gold; 170,000 grains, therefore, would be the 
precise quantity wanted for the purposes of money, and all the 
money would change hands every day. Let us now consider 
what would be the consequence if their custom were to make 
their purchases half-yearly instead of daily. At first sight we 
might think that the rapidity of circulation would be retarded in 
the proportion of 1 to 182}; and, eonsequently, that rather more 
than 182 times as much money would be necessary. Such would 
be the case if each family were, on one and the same day, to 
make all their purchases for the ensuing half a year’s consump- 
tion. But if we suppose them to lay in their stocks of different 
articles at different times, and on an average to make their pur- 
chases and sales, and of course to receive their incomes, on 36 
different days during each year ; ‘the quantity of money wanted, 
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instead of being 182 times, would not be much more than ten 
times the former quantity. Each family would, at an average, 
instead of 17, possess rather more than 170 grains of, gold, the 
whole quantity wanted would rather exceed 1,700,000 grains of 
gold, and would change hands nearly ten times in a year, 

But though any alteration in the rapidity of eirculation would 
muchaffeet the quantity wanted, it would not, except during short 
periods, affect the value of money while the cost of production 
remained unaltered. Whether 170,000 or 1,700,000 grains were 
wanted, still, while a day’s labour would produce neither more nor 
less than 17 grains of gold, 17 grains of gold would, except 
during comparatively short intervals, be the price of every com- 
modity produced by the labour of aday. We say, except durin 
comparatively short intervals; because though the causes which 
limit the supply of gold are supposed to be unalterable, those 
wbich give it utility, or, in other words, which create the de- 
mand for it, might be increased or diminished; and during the 
interval between the diminution or increase of the demand, and 
the inerease or diminution of the supply in the market, the value 
might rise above, or sink below, the cost of production. 

The primary cause of the utility of gold is, of course, its use 
as the material of plate. The secondary cause is its use as 
money. Andin the absence of any disturbing cause, the labour 
ern in produceing gold, would be just enough to supply the 
annual loss and wear of the existing stock of plate and money. 
Suppose, now, that a change of fashion were to occasion a sud- 
den demand for an increased quantity of plate—the introduction, 
for instance, of the Roman Catholic forms of worship, and a 
belief in the meritoriousness of adorning every altar with golden 
candlesticks—that demand would be supplied partly, by melting 
and converting into candlesticks some of the existing plate and 
some of the existing money, and partly a employing on plate 
all the eurrent supply of gold, a part of which would otherwise 
have been used as money. The whole quantity of money being 
diminished, the average quantity possessed by each family must 
be diminished. A less portion would be offered on every pur- 
chase ; all prices (exeept that of plate) would fall; and the 
monied incomes of all persons except the gatherers of gold would 
be diminished. This, of course, would occasion much more 
labour to be employed in gathering gold until the former amount 
of money were replaced. 

If, after this had taken place, the use of plate should suddenly 
diminish—if, for instance, Protestant forms of worship should 
supplant the Roman Catholic—the consequences would be, of 
eourse, preeisely opposite. The candlesticks would he melted 
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down, and the sudden supply of gold would sink its value. Part 
of that additional supply would probably be used as plate, of 
which each family could afford to use a little more—the rest would 
be turned into money. The whole quantity of money being in- 
creased, each family would have rather more; rather more would 
be offered on every exchange; all prices (except the price of 
plate) would rise, and the money incomes of all persons except 
the gatherers ofgold would be increased. The gathering of gold 
would, of course, cease; until the gradual loss and wear of plate 
and money, uncompensated by any annual supply, should have 
reduced the quantity of us below the amount necessary to sup- 
ply the existing demand for plate and money. On the oceur- 
rence of that event, it would again become profitable to gather 
gold; and the price of every thing would again depend on the 
proportion of the labour necessary to its production, compared 
with the labour necessary to obtain a given quantity of gold. 
Similar and equally temporary consequences would, of course, 
follow any causes which should increase or diminish the demand 
for gold, by diminishing or increasing either the use of money in 
exchange, or the rapidity of its circulatio:'. 

Our principal object in this discussion has been to show, 
that the value of money, in so far as it is decided by intrinsie 
causes, does not depend permanently on the quantity of it pos- 
sessed by a given community ; or on the rapidity of its circula- 
tion, or on the prevalence of exchanges, or on the use of barter 
or credit, or, in short, on any cause whatever excepting Ihe cost 
of its production. Other causes may operate for a time; but 
their influence wears away as the existing stock of the precious 
metals within the country accommodates itself to the wants of 
the inhabitants. As long as preeisely 17 grains of gold can be 
obtained by a day’s labour, every thing else produced by equal 
labour will, in the absence of any natural or artificial monopoly, 
sell for 17 grains of gold ; ae all the money of the country 
change hands every day, or once in four days, or once in four 

ears ; whether each individual consume principally what he has 
himself produced, or supply all his wants by exchange ; whether 
such exchanges are effected by barter or by credit, or by the 
actual intervention of money ; whether there be 1,700,000 or 
170,000 grains in the country. 

In many respects, our insulated community of 10,000 families 
is a miniature of the whole commercial world. The whole com- 
mercial world may be considered as one community, using gold 
and silveras money ; and ascertaining the value of other commo- 
dities by comparing their cost of production with the cost of ob- 
taining gold and silver. And though many causes may alter 
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the quantity of the precious metals possessed by any single na- 
tion,“ nothing will permanently alter their value, so far as that 
value depends on intrinsie causes, unless it affect the cost at 
which they are obtained. 

The causes which actually decide what shall be, at a given 

eriod, the cost of obtaining the precious metals in the countries 
in which the mines, streams, and sands which afford them are 
situated ; or, in other words, which decide what, at a given 
rag shall be the poorest mine that shall be worked, or the 
east productive soil or sand that shall be washed or sifted, form 
the subject of an interesting enquiry, on which our limits will not 
allow us at present to enter. We hope to recur to it hereafter; 
but we shall now confine ourselves to the causes which regulate 
the supply of gold and silver in the countries which, having no 
natural deposits, obtain them by commerce. Such countries bear 
a still stronger resemblance to our supposed insulated community 
of 10,000 families. The rest of the commercial world is the sil- 
ver mine, or the auriferous sand, to which each of them resorts 
iu order to supply her annual consumption ; and her gatherers of 
the precious metals are those who export her commodities. 

During thirteen years, from 1829 to 1841, both inclusive, 
Franee imported 385,885,880 francs, or L.15,435,435 sterling 
of gold; and 1,969,600,513 francs, or L.78,784,020 sterling of 
silver; and exported 356,132,082 francs, or L.14,245,283 sterling 
of gold, and 619,656,625 francs, or L.24,786,265 sterling of sil- 
ver ;— showing that she requires for her own eonsumption, in plate 
and money, an average annual supply of both metals to the 
amount of 106,130,591 francs, or L.4,245,223 sterling.* 

We have no official data showing the annual supply required 
by the British islands. Mr Jacob, in 1831, estimated the annual 
consumption of the precious metals in Great Britain, fur all pur- 
poses except money, at L.2,457,221 sterling.f This estimate 
is treated by Mr M‘Culloch as excessive.} But when we con- 
sider that Ireland is exeluded, and that, ——— twelve years 
that have since elapsed, the population of the British Islands has 
augmented by more than three millions, and our exports have 
risen from thirty-seven millions to fifty-one millions, it probably 
rather falls below than exceeds the present consumption in 
Great Britain and Ireland. If we add to this abeut L.200,000 





* See, for the statistics of French commerce, the yearly ofhcial pub- 
lieation entitled, Tableau general du Commerce de la France. 

t Jacob on ıhe Precious Metals, Vol. ii. p. 299. 

t Dictionary of Commerce, Art. Precious Metals, 
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as the annual waste by loss and wear of money, the annual con- 
sumption of the British islands may be taken at L.2,700,000. 
From whence do France and the British islands obtain their 
supplies? From the whole commercial world. The annual 
export of British and Irish produce and manufactures, ex- 
ceeds in value fifty millions sterling. The annual export from 
France of French produce and manufactures, exceeds in value 
thirty millions sterling. There is no portion of this great export 
of which the exporter, if he thought fit, might not receive the 
rice in gold or silver. In fact, he almost always does receive 
itin gold or silver. There is much inaccuracy in the common 
statement, that the commerce between two countries, when the 
values which they reciprocally give and receive are equal, re- 
solves itself into barter. It has a tendency to do so, because 
such a result is beneficial to all parties; but this arrangement is 
often defeated by local difhiculties, or by the ignorance of one 
person as to what has been done or is doing by another— 
an ignorance which occasions almost all the errors by which 
commerce is deranged. The goods which are exported from 
Hull to Stettin are sold for Prussian thalers—those exported from 
Stettin to Hull are sold for English sovereigns.. The English 
exporter wishes to convert his thalers into sovereigns ; the Prus- 
sian exporter to convert his sovereigns into thalers. The ulti- 
mate resource is, that the Englishman has his thalers sent to 
him, and sells them for sovereigns to a London bullion merchant ; 
and the Prussian receives his sovereigns, and sells them for thalers 
to a Prussian bullion merchant. But this is a very expensive 
process. The voyage may take a month or more; the freigbt 
and insurance on bullion are considerable; and coined money is 
almost always worth something more than ıhe mere metal which 
it contains. The best expedient of course is, that the Prussian 
and English debt, so far as they are equal, should be exchanged ; 
and, if the Englishman and Prussian are correspondents, this is 
done of course. Butone debt may be much larger than another; 
or the two exporters may have different agents, who may not be 
acquainted with each others’ transactions. In this case, the 
Prussian who has to send money to England will naturally en- 
deavour to effect it by sending commodities. Supposing the 
expense of sending corn or bullion to amount to 10s. per L.100, 
and the voyage to take a month, a profit of 10s. per month, or 
at the rate of six per cent per annum, would be obtained by send- 
ing goods, which would sellin Hull for merely what they cost in 
Stettin. If he could not send commodities, he would endeavour 
to find some one to whom money was due in England, who would 
take his Prussian money, and transfer to him his English debt. 
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It would be worth his while even to pay, as a premium, any 
thing less than ten shillings per cent—the supposed expense 
„of remitting coin or bullion; and this premium might induce 
some one else to send commodities to England. If he could not 
make the proposed arrangement at Stettin, he might be able to 
make it at Dantzic, or Berlin, or Leipzie. Or if money were 
due to him in Vienna, or in Paris, or even in New York, by per- 
sons to whom money was due in England, it might be worth his 
while to direct his debtors in Vienna, or Paris, or New York, to 
discharge their debts to him by discharging his debts to his 
English creditor, and thus prevent the transit of money. 

It is in this manner, by the exchange of debts and credits, 
that the commerce of the world is carried on,ga&with a compara- 
tively small transmission of the precious metals. But, though 
the international circulation of tbe precious metals is compara- 
tively small, it is positively great. We have seen that during 
thirteen years ending in 1841, France, while she imported gold 
and silver of the value of L.94,219,455 sterling, exported gold 
and silver of the value of L.39,031,548 ; allof which was ex- 
ported merely to come back to her—the greater part being con- 
stantly passing and repassing between London and Paris. The 
expense, indeed, of sending money from Paris to London is so 
slight, that it may be supposed that no great eflort is made to 
avoid it. But even between England and China, where it costs 
an expensive and dangerous voyage, and a loss of six months’ in- 
terest, vast sums go and return. 

It is notorious that, during the last five years, we have re- 
ceived eight or nine millions of ounces of silver from China. In 
that period we have exported to China 122,840 ounces in 1837 ; 
125,197 in 1838; 947,256 in 1839 ; 322,446 in 1840 ; 127,797 
in 1841; 1,040,194 in 1842; and 164,000 ounces in the first 
ten weeks of 1843. During that time, there can have been sel- 
dom less than half a million of ounces on the sea, going back- 
wards and forwards merely between England and China. And 
yet, what we send to China does not amount to one twentieth 
part of our annual exportation of the precious metals. From 
the beginning of 1837 to the 10th March 1843, we exported 
2,062,247 ounces of gold, and 87,555, 117 ounces of silver, of the 
aggregate value of 1..29,918,653, besides the amount recorded 
in the custom-house ;—an amount which may be very Jarge, as 
there is no penalty on non-entry.*” What we imported during 
that time is not recorded ; but according to Mr Jacob’s estimate— 


* Parliamentary Return, 17th March 1843, No. 56. 
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which appears to us, ag we have already stated, to be rather be- 
low than above the truth—that we annually consume L.2,700,000 
by the wear and loss of plate and money, our importations can 
not have amounted to less than 1.43,318,653, or more than eight 
millions sterling a-year. A sum equal, according to Mr Jacob’s 
estimate, to the whole metallie curreney of Europe, 

L.313,388,560,) enters France in less than fifty years; and the 

ritish islands in less than forty years. When the precious 
metals are in this state of constant motion— when every commer- 
cial country is every day receiving and parting with them at a 
thousand inlets and a thousand outlets—to suppose that one na- 
tion can drain another, is as rational as to suppose that the level 
of the British Channel could be altered by enlarging or con- 
tracting the Straits of Dover. 

Without doubt it is in the power of a nation, not by commer- 
cial, but by monetary regulations, to increase or diminish the 
amount of its metallic money. If we were to make silver instead 
of gold the British standard, we en reverse the existing pro- 
portions of the British eurreney. From thirty millions of gold 
and ten of silver, we might constitute it of thirty millions of silver 
and ten of gold. By issuing unconvertible government notes to 
effect all the larger payments, and copper coins for all the smaller 
ones, and rendering the use of gold and silver money penal, we 
might banish both metals from our eireulation. Or, by prohibit- 
ing the issue of notes and copper coinage, or by internal com- 
motions restrictive of credit, and consequently of the banking 
operations which depend on credit, we might render our currency 
exclusively metallic; and require 80 millions of metallic money in- 
stead of 40. But those measures would affect the value of the 
precious metals only so far as they affected the cost of obtaining 
them. Whether our currency consisted of 30 millions, or 10 
millions, or 60 millions of sovereigns, the value in Great Britain 
of each sovereign would always depend on the amount of British 
labour necessary to obtain one. 

France, with a population of 34 millions, is supposed to pos- 
sess a currency of more than 120 millions sterling.* The 
British islands, with a population of 28 millions, possess a 
eurreney of only 40 millions. There is much less division of 
labour in France than in England ; and eonsequently there are 
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* Chevalier. L'Amerique du Nord. Vol. I. Note 20. M. Leon 
Faucher estimates the specie of France at 3,500,000,000 of fruncs, or 
about L.140,000,000 sterling. See his able Pumphlet, entitled Me- 
cherches sur Or et sur Ü Argent.—P. 59. 
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much fewer exchanges in proportion to the population. The 
general scale of prices is much lower, and consequently each 
exchange, in which money is employed, ean be effected with 
less money. But the effects of the causes which tend to dimi- 
nish the quantity of the precious metals in France, are more 
than counterbalanced by those which tend to increase it. In 
the first place, the general want of eredit occasions the use of 
money in exchanges, in a proportion, perhaps, ten times as 
great as in England; and secondly, money is ewelnsiwely em- 
ployed in France as a safe, though unproductive investment. 
The French peasant accumulates speeie until hecan buy a patch 
of land—the onlyinvestment which, from the tradition of centuries, 
he believes to be secure. The English labourer either expends 
all that he earns, or lends his savings to the Government, through 
a Savings’ bank, or to a neighbour, or employs them in some 
retailtrade. Perhaps half the money of France does not change 
hands once in ten years. In England there is scarcely a hoard, 
except the specie in the vaults of the bank. Butthough France 
has nearly three times as much money in proportion to ber 
population as England, gold and silver are more than one third 
dearer in France than in England. It costs a Frenchman more 
labour to obtain two ounces of silver, than it costs an English- 
man to obtain three. If France could rely on internal and ex- 
ternal tranquillity—if mutual confidence and commercial habits 
eould be established among her people—if every town had its 
bank of deposit$ and circulation, and every village its Savings’ 
bank—-60 millions might perform all the operations for which 
120 are required. The remaining 60 millions might be export- 
ed, and send back the materials, and implements of agricul- 
ture, and manufactures, in which France is now ®,lamentably 
deficient. The distribution of the precious metals, to use Colonel 
Torrens’s expression, would be altered ; but would France be a 
sufferer by the change ? Would rents or wages fall? Would it 
cost more labour to obtain an ounce of silver than it does now ? 
. Colonel Torrens states with perfeet truth, that the main cause 
which renders the value of money, in relation to labour, different 
in different countries, will be found to be the different degrees of 
“ eficacy with which, in different countries, labour is applied.’ — 
(Budget, p. 24.)— Yet, in the next page, he assumes that the 
value of money depends on its quantity, and may be lower- 
ed by increasing that quantity, and raised by diminishing it: 
‘ Let us assume,’ says he, * that labour is applied with equal 
‘ effect in England and in France; that, in consequence, the 
‘ metals are distributed in equal proportions throughout the two 
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© countries; and that the commerce carried on between them 
* consists in the interchange of hardware, worth in England 
‘ £1,000,000, for wine, worth in France £1,000,000. his 
© being the previous state of things, let us assume further, that 
‘ while England receives the wines of France duty free, France 
“ imposes a duty of 50 per cent upon British goods. The effects 
° of this duty would be to alter the distribution of the metals 
‘in favour of France, and, consequently, to raise prices in that 
‘ eountry, and to lower prices in England. The process would 
‘ be as follows :—In France, the price of British goods would 
* be increased by the amount of the duty, and their consumption 
‘in that country diminished in a corresponding degree ; while in 
* England, in the first instance, the price of French wines would 
“ not be enhanced, and the consumption would, eonsequently, 
‘ continue as before. The result of these changes would be, that 
* England could not now send to France such a quantity of hard- 
‘ ware as would pay for the wine she received, and would be com- 
‘ pelled to discharge a portion of her foreign debt by a transmis- 
* sion of bullion: this would raise prices in France, and depress 
‘ prices in England. In England there would be less money 
‘ applicable to the purchase of wine, and the consumption would 
‘ diminish. In France, there would be more money applicable 
‘to the purchase of hardware, and the consumption of British 
* goods would gradually increase; and these processes would 
‘* continue until the quantity of hardware sent to France again 
© became suflicient to pay for the quantity of wine received, and 
* until no further. transmission of the metals should be required. 
* But when the commerce between the two countries should thus 
* be restored to a trade of barter, the precious metals would no 
‘ longer be equally distributed between them, and the scale of 
* prices would be higher in France than in England. 

These hypothetical illustrations, in which every element is ima- 
ginary, and the words France and England, hardware and wine, 
might be replaced, and perhaps advantageously, by A and B,X 
and Z, are often instructive. But the writer who uses them in- 
curs one of two dangers: either that of fatiguing his readers by 
an enumeration of all the supposed eircumstances which may af- 
fect the conclusion—an enumeration which it is as difhcult to fol- 
low, and to bear in mind, as it is to master the dramatis persone 
of a new play; or that of omitting to state some of the essential 
conditions. 

Colonel Torrens has avoided the former of these errors. His 
illustrations are simple. They seldom contain more than three 
or four suppositions. But he has fallen headlong into the latter. 
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By not considering the precious metals as the subjects of waste 
and supply—by not considering the mode by which the stock is 
kept up—by not considering the influence of commerce on the 
efficiency of labour, and by confining his attention to two, or at 
most three countries, and not considering the manner and the 
degree in which the changes in their mutual intercourse would 
affeet their commercial relations with other nations—he has been 
able to extract from his assumed premises consequences which 
we believe to be not merely unlike those which would be the 
real results, but absolutely opposed to them. He has inferred 
wealth from conduct which would produce poverty ; and a rise 
of prices from causes which would make them fall. 

We willnot, however, fatigue the reader by opposing to Colo- 
nel Torrens an hypothesis as abstract as his own, and more 
complicated. We will take the British islands and France as 
they are, and endeavour to show what wonld be the actual re- 
sults to each country, of a change in the French commercial code 
which should suddenly diminish by one half our exports to 
France. And we hope that those among our readers to whom 
our arguments may appear trite, will be interested by some of 
our facts. 

In the year 1841—the last for which we have either French or 
English returns—France, according to the French return, im- 
ported from the British islands, including their European depen- 
dencies, merchandize of the value of 144,048,592 francs, and 
precious metals of the value of 65,402,822 frances. Of the mer- 
chandize she re-exported 42,140,718 franes, and retained for 
home consumption 101,907,874 francs; of which 77,784,894 
francs consisted of materials of industry, 7,939,894 francs of 
raw eonsumable produce, and the remaining 16,183,086 francs, 
of complete manufactures. During that year she exported to 
the British islands merchandize of the value of 163,892,613 
franes, and precious metals of the value of 20,876,485 france. 
Of the merchandize, 56,401,681 consisted of foreign commodities 
re-exported; and the remaining 107,490,932 were French pro- 
duetions. . 

To avoid dealing with such cumbrous figures, we will call her 
exports to the British islands of French productions, and her 
imports for home consumption, each four millions sterling; three- 
fourths of the imports consisting of the materials of industry. 
Supposing France now to impose duties reducing her British 
imports by one half: the first result would be, that French capital 
and French labour must be diverted from the:r previous employ- 
ment, to produce at home what was previously purchased from 
abroad. On looking through the detailed statement of the impor- 
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tations from the British islands, it will be seen that scarcely any 
commodity is mentioned, the use of which could be dispensed 
with, or without great inconvenience diminished. If we suppose 
that the supply could be produced at home at an additional ex- 
pense ol only 50 per cent, it would cost three millions to produce 
what could have been imported for two millions. L.20 a-year is 
a high amount for the wages of a French family ; at that rate of 
wages, and assuming nine-tenths of the cost to consist of the 
wages of labour, it would require the labour of 108,000 families, 
or about 540,000 persons. All this labour, and the capital neces- 
sary to set it in motion, must be taken from other employments. 
‘To what extent this would diminish the general division of labour 
in France, and the general efficiency of French labour, it is of 
course impossible tosay; but that it would diminish both cannot 
be doubted, 

In the next place, the increased cost of production of large 
classes of commodities, comprising many of the most important 
materials and implements of agrieulture and manufactures, would 
occasion a further, and probably a still more severe blow to the 
industry of France. The loss annually inflieted on the agricul- 
ture alone of France by the high duties on British iron, is esti- 
mated by an eminent French authority at 49,522,000 francs, or 
about two millions sterling.* 

In 1841, France imported for home consumption, merchandize 
of the value of 804,557,931 francs, and imported in gold and 
silver 186,980,851 irancs ; she exported French products of the 
value of 760,653,561 francs, and in gold and silver 72,892,083 
franes. In round numbers, her imports of merchandize may be 
ealled L.32,000,000 sterling, and her exports L.30,400,000 ; 
her imports of gold and silver L.7,500,000 sterling, and her ex- 
ports L.3,000,000. About 45 per cent of her importations were 
the produce of the countries immediately adjoining her ——Eng- 
land, Belgium, and the dominions of the King of Sardinia, 
(which alone furnished more than 33 per cent,) Germany, Spain, 
and Switzerland ; and the same countries received about 47 
per cent of her exports. It is obvious that among countries so 
much resembling one another in climate, soil, and eivilization, as 
France and the group of nations which surround her, a slight 
difference in the cost of production must decide, as to many com- 
modities, which shall be the exporting and which the importing 
country. 





* M. Annison. Examen de U Enquete sur les Fers, cited hy Mr Mac- 
gregor. Commercial Tariffs, France, p. 140. 
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The diversion ofa portion of the industry and capital of France 
from their former employments, in order to produce at home half 
of the commodities which she formerly imported from England, 
and the general diminution of the efficiency of her labour, would 
make it the interest of many French consumers to purchase 
abroad much of what they formerly purchased at home: it would 
make it tlıe interest of many foreign consumers to purchase at 
home, or in other markets, much of what they formerly imported 
from France. Nearly one-fourth of the exports of Frosch pro- 
ducts consists of cotton and woollen manufactures ;—eommodities 
with respect to which she has no natural advantages, and in 
which Britain, Belgium, Germany, and America are her formid- 
able rivals. An addition of one thirty-second part to the imports 
into France, and a diminution by one-thirtieth of her exports, 
wonld take from her more than the two millions of specie which, 
according to the Mercantile T'heory, sbe was to have gained by 
the exclusion of British commodities. But it is clear that she 
would lose much more. We have seen that the value of money, 
in relation to labour, in different eountries, differs according to the 
efficiency witli which in each country labour is applied. As 
French labour became less eflicient, its value would fall in the 
general market of the world—a less sum than before would 
perform the functions of money. As the value of gold and silver 
with relation to labour rose, or, in other words, as it required 
more labour to purchase a given quantity of either, her popula- 
tion eould no longer afford to use the same quantity of plate. 
She would require less of the precious metals than before, and 
she would obtain less. Her national debt, her taxes, and her 
fixed payments, would rise in value; and all the effects which, ac- 
cording to Colonel Toorrens’s supposition, ought to occur in Eng- 
land, would take place in France. There would be a change 
in the distribution of the precious metals; and, what is really im- 
portant, there would be in France a change in the cost of obtain- 
ing them. France would not only have fewer commodities, but 
less gold and silver; and, to obtain a given amount of either the 
one or other, would cost every Frenchman more labour than it 
does now, 

Let us now see what would be the effects in England. 
From the year 1825, the earliest for which we have regular 
returns, untıl 1841 inclusive, England has exported to France, in 
coin and bullion, the average annual sum of 95,563,294 francs, 
or L.3,822,531; and has imported from France, in corn and 
bullion, the average annual sum of 36,273,840 francs, or 
L.1,450,953. As soon as the change in the French tariff took 
place, and the export of commollities from England to France fell 
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from L.4,000,000 to L.2,000,000, her imports continuing to be 
L.4,000,000, it would be necessary that England should either 
increase her annual remittance of coin and bullion to France by 
L.2,000,000, or cease to receive the 1,400,000, which she now 
receives, and increase her remittänce by only L.600,000. As 
the greater part of the bullion which England annually imports 
is imported only for the purpose of re-exportation, she might 
either direct to France a larger portion than she now directs to 
her of her exports of the precious metals, or she might order her 
foreign correspondents to send to France, instead of to herself, 
L.600,000 out of the eight or nine millions of gold and silver 
which she now annually receives. 

Such a change would produce a slight disturbance in the bul- 
lion trade—one of the most trifling businesses in the empire ; 
and this slight and transient disturbance would be the whole 
amount of its effect on the British money market. Instead of 
draining us of our gold and silver, doubling our debt, halving 
our wages, and making us pay tothe French treasury an annual 
tribute of L.2,000,000 sterling, it would merely give some 
trouble to the clerks of halfa dozen dealers in a trade which 
probably does not employ 500 persons ! 

The only real injury which England would suffer, would be, 
that the L.2,000,000 of commodities formerly sent to France, 
must now receive a different destination ; or the labour and capi- 
tal formerly devoted to them a different employment. Of course, 
this would be an inconvenience. Every forced change in the 
channels of trade is an inconvenience. But there are grounds 
tor believing that in this instance the inconvenience would not 
be great or permanent. In the first place, England would find 
herself in an improved situation in all the markets in which 
France was formerly her competitor. The efficieney of labour, and 
eonsequently the power of exporting commodities, having dimi- 
nished in France, the English exporter would every where meet 
his French rival on better terms;— might divide a trade of which he 
previously had only a small share, and monopolize one which he 
previously divided. And, as all manufacturing superiority has a 
tendency to increase—the greater quantity being in general pro- 
duced at a less proportionate expense, and the less quantity at 
a greater proportionate expense—it is difhcult to say to what ex- 
tent the relative superiority of Englishover French manufacturing 
industry might be carried. The new or enlarged outlets might be 
sufhicient to absorb the whole L.2,000,000 worth of commodities 
excluded from the French market. We will suppose, however, that 
they dispose of only one-half. The labour and capital previously 
engaged in producing commodities of the value of L.1,000,000, 
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would have to seck a new market. We may assume 9-10ths of 
their cost to have consisted of the wages of labour, the wages of 
a British manufacturing family to be about L.36 a-year, and the 
capital engaged to have been equal in amount to the value ofthe 
commodities produced by it in a year. 

On these data, which we believe to represent fairly 
what actually takes place, the commodities in question em- 
ployed a capital of about L.1,000,000, and the labour of 
about 25,000 families, constituted of about 125,000 persons. 
If there were any thing peculiar in the machinery or in the 
skill required for the production of commodities for the 
French market, the contraction of that market must diminish, 
and might destroy the value of that peculiar skill or machinery ; 
just as peace diminishes or destroys the value of the skill and 
machinery employed in producing some military articles. But 
there is no a peculiarity. Our exports to France are not the 
results of any manufacture especially adapted to French use; 
they are merely a part of the commodities which we produce 
for our own consumption.. Yarns, linens, silks, and minerals, 
amount to more than eighty per cent ofthem. The only result 
of the diminution of our trade with France, would be a rather 
larger supply of these commodities in the market than before. 
But unless we believe in the possibility of a general glut—unless 
we believe that every body can have too much of every thing— 
we cannot believe that the produce of the labour of 25,000 fami- 
lies, or of L.1,000,000 worth of capital, would want a market. 
Every year more than double that number of families are added 
to our population, and several millions to our capital. All these 
new-comers must be fed, clothed, lodged, and warmed. Nine- 
tenths of them are employed in producing commodities and ser- 
vices, to be exchanged against those which they require them- 
selves. Not only the home market but the foreign market is 
constantly expanding itself. Notwithstanding those hostile tarifls 
from which Colonel Torrens fears our commercial dethronement 
—notwithstanding the aid which we afford to such tariffs by our 
own senseless or corrupt legislation—the exports of the British 
islands augment more rapidiy than either the population or the 
capital. 

We have been permitted to extract from the proof sheets of 
the fortheoming volume of oflicial tables, the following state- 
ment of the deslarsd values of British and Irish produce and ma- 
nufactures, exported during the fifteen years ending with 1841 
—the last year for which the accounts are made up. Confining 
ourselves to the millions, they stand thus :— 

c 
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1827, . 1L.37,000,000 1835, . L.47,000,000 
1828, . _ 836,000,000 1836, .  58,000,000 
1829, . " 35,000,000 1837, . _ 42.000,000 
1830, ..  38,000,000 1838, .  50,000,000 
1881, . _ 37,000,000 1839, .  53,000,000 
1832, . _ 36,000,000 1840, .  51,000,000 
1833, . 39,000,000 1841, .  51,000,000 
1834, 41,000,000 


The details of that table show what changes may occur in 
particular branches of foreigti commerce, without disturbin 
its general advance. They show that, in the years schick 
it comprehends, our exports to particular countries frequently 
varied backwards and forwards by more than a million a year. 
But if we take periods of five years, the aggregate advance is 
progressive and great. A change, indeed, like that which oc- 
curred in our commercial relations with the United States of 
America, between the years 1836 and 1837, when our exports in 
one year, and to one country, fell from twelve millions to four, 
is a serious calamity; especially if aggravated, as it was on that 
öccasion, by a bad harvest and a sliding corn-duty. But a 
change merely equal to the one which we have supposed—a 
change affeeting our exports to one country only to the extent 
öf a million, might oceur almost without being perceived. 

We will now consider the probable result, if England were to 
adopt the retaliatory measures recommended by Colonel Torrens 
and others, änd impose additional duties on French commodities, 
which should diminish by one half the L.4,000,000 worth which 
she now importsfrom France. It isobvious that England would 
suffer evils the same in kind as those which were inflieted on 
France, when she imposed duties which reduced by one half her 
imports from England. England must now produce at home, 
or import from a less advantageous market, substitutes for the 
L.2,000,000 worth of commodities which she previously received 
from France. Her wants would be worse supplied and at a 
greater expense. Her labour and capital would be less concen- 
trated on the employments in which they are most efficient. The 
raw materials which she now imports would be dearer. The di- 
minution in the division of her labour, and the increased price of 
some raw materials, would somewhat diminish the efliciency of 
her labour. She would be a less formidable rival to France, 
and to all her other ecompetitors, in third markets. She might, 
perhaps, export less gold and silver to France, but she 
would be able to import less from other countries. The 
wages öf laboür, and with them the general ability to use plate, 
would diminish. Instead of increasing her stock of the precious 
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metals, she would diminish it. In short, the results of the mea- 
sure would, as in the case of France, be precisely the reverse ot 
those which it was intended to produce. But though the results 
in each case would be the same in kind, they would be different 
in degree. The imports from England into France consist prin- 
eipally of the materials and instruments of production ; and of 
that production which is most useful to the mass of the com- 
munity. Those from France into England consist principally or 
finished commodities ; and thuse commodities are principally for 
the use of the opulent classes—a comparatively small minority 
even in England. Forty-two per cent, or nearly one-half, con- 
sist of silk, cotton, woollen, and linen goods, all of them of the 
finer kinds. The wines and brandies, amounting to 12 per cent, 
are also for the consumption of the higher celasses. Grain and 
eggs, the former of which amounted, in 1841, to 9-%5th per 
cent, and the latter to 5;%th, and madder, which constituted 
3fsth—altogether 19 per cent—are the prineipal French com- 
modities which the bulk of the British community consume. 
The customhouse war which we have supposed, like the 
customhouse war which now unhappily exists between the two 
countries, would be far more mischievous to France than to 
England. But that it would be mischievous to England—and, 
which is the important question, that the evils inflicted on Eng- 
land by the restrictions imposed on her commerce by France would 
not be diminished, but would be aggravated by retaliation— 
we think has been satisfactorily proved. That, under the peculiar 
eircumstances of our commerce with France, the evils produced 
by that retaliation would not be great, perhaps would not be 
sensible, is probably true. It is enough for our argument if we 
have shown that the tendency of retaliation is to produce evil. 
It is a sufficient objection to a proposed remedy ifit can be shown 
that its tendency, — slight or remote, is to exasperate the 
disease. It need not be shown to be mortal, or even perceptibly 
hurtful. 

Since the precedin observations were written, Colonel Tor- 
rens has publisbed a Bostscript to his Letter to Sir Robert Peel, 
in which the expediency, or rather the necessity, of retaliatory 
tariffs is maintained, but on different premises. In his previous 
publications, he defended that necessity on the ground that the 
nation which imposed the lower duties would lose her command 
over the precious metals. We have shown that this ground fails. 
He now leaves the precious metals out of the question, and 
maintains that if two countries, which may be called England 
and Cuba, exchanged only two commodities— England being the 
sole producer of commodity A, called eloth, and Cuba the sole 
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producer of commodity B, called sugar—it would be advanta- 

eous to either to retaliate a duty imposed by the other. We 
lc this to be true; but we believe it to be one of those bar- 
ren truths from which no practical inferences can be drawn. 
It is true only on the supposition that each country possesses, 
against the other, a striet mono) ;—a monopoly unaffected by 
the existence of any third market or of any third commodity, 
capable of serving as a medium of exchange. Each is supposed 
to.be willing to receive only one commoldity, and to be incapable 
of obtaining it from any source except the one other country to 
which its commerce is confined. _ The prices of the two commo- 
dities in question would be governed, not by the general and per- 
manent regulator of price, cost of production, but by the occa- 
sional and disturbing causes, demand and supply. Any diminu- 
tion of supply, the demand not having been previously diminish- 
ed, would raise the value of either commodity; any diminution 
of demand, the supply not having been previously diminished, 
would sink it, and vice versa. In the supposed case, if England 
wanted more sugar, she could get it only by sending more cloth; 
and, as the increased supply would lower the price, she would 
have to give more cloth than before for a given quantity of sugar. 
If she wanted less sugar, she would send less cloth; the diminu- 
tion in its supply would raise its value, and she would have to 
re less cloth than before for a given quantity of sugar. If the 

nglish Government were to lay a duty on the export of cloth, 
—that is to say, make every exporter pay for the permission to 
export it—the export would diminish, the value would rise, and 
the Cuba people must give more sugar than before for a given 
quantity. Ifthe English Government were to impose a duty on 
sugar— that is to say, make every consumer of sugar pay a tax 
for the permission to use it—the consumption would diminish, 
the value would fall, and the Cuba people must give more sugar 
for a given quantity of cloth. By aretaliatory duty on the export 
of sugar, or on the import of cloth, Cuba might neutralize these 
effects, and the result might be to make sugar and cloth ex- 
change again in the same proportions, though in diminished 
quantities. 

But when Colonel Torrens attempts to deduce praetical in- 
ferences from this hypothesis; when he aflirms that, in real life, 
the terms of international exchanges are determined not by cost 
of production, but by demand and supply ;* when he asserts ıhat 
the country which imposes the highest duties will have her de- 
mand for the product of other countries diminished in a greater 
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proportion than that in which the demand for her own pıoduc- 
tions is diminished in other countries, and that the effect will be 
an alteration in the terms of the international exchanges tv the 
advantage of the country imposing the highest duties, and to the 
disadvantage ofthe countryimposing the lower duties;*—in s'ıort, 
when he seriously urges us to act as if his-hypothesis represe ıted 
the actual state of things, we utterly dissent from, and repudiate 
his doctrine. 

In order to show the grounds of our dissent, we will endea- 
vour to state more clearly than we think has been done by 
Colonel Torrens, the principles on which international exchange 
depends. And we shall begin by explaining the term ‘ cost of 
production,’ and by showing that it is the real governor, not 
only of domestic, but of international, commerce. 

Every thing which can be produced at will, is subject to two 
different costs of production; the one the minimum, below 
which price cannot permanently fall; the other the maximum, 
beyond which price cannot permanently rise. The first, which 
may be called the cost of production to the producer, or seller, 
consists of the sum of the sacrifices which must be made, or, in 
other words, the sum of‘the wages and profits which must be 
* or retained by the producer, in order to enable or induce 

im to continue to produce ;—ineluding, of course, the wages of 
his own labour, and the profit of his own capital. The second, 
which may be called the cost of production to the eonsumer, or 
purchaser, consists of the sum of the sacrifices which must be 
made by the consumer, if, instead of purchasing, he produce for 
himself. The amount of the interval between these two ex- 
tremes is one of the measures of the advantages derived from 
the division of labour. A good shoemaker can make a pair of 
shoes in a day; he could not make a coat in a fortnight. A 
good tailor can make three coats in a week; he could not 
make a pair of shoes in a month. So far as the price of a com- 
modity is not affected by any natural or artificial monopoly, it 
coincides with the cost of production to the producer. Were it 
lower, he would cease to produce.” Were it higher, his employ- 
ment would afford more than average wages or profits; and rival 
producers would crowd into it, and undersell one another. 

That this is true with respect to domestic commerce, is ob- 
'vious; it appears to us obvious, that it is equally true with re- 
speet to international commerce. The — spinner sells 
his yarns to the French importer at precisely the price which 
he charges to ‚his English eustomer. The French weaver sells 
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his sılks to the English importer at precisely the price which 
he c'ıarges to his French customer. In many cases, neither the 
one nor the other knows for what market he is producing, or to 
whom he is selling. He produces the quantity for which he 
exp :cts to get a remunerating price—a price which will repay 
the cost of production; that is to say, the eost of the raw ma- 
terial, the interest and wear and tear of his machinery and other 
fixed capital, the wages of his work-people, and a profit to him- 
self, at the current rate of the country, for the time which elapses 
between his advances and his returns. He sells to a broker, 
and seldom knows whether his product is to be consumed in 
England, or America, or France. But it may be said, what is 
it that decides what shall be the wages of the work-people, 
which, in fact, appear to be the positive principle on which 
price depends, the other elements being mere ratios? Why 
are the wages of an English cotton-spinner four ounces of silver 
a-week, and those of a French cotton-spinner only three? For 
preeisely the same reason that an English cabinetmaker earns 
6s. a-day, and an English carpenter only 3s.—the comparative 
efficiency of their labour. "The produce of the cabinetmaker’s 
day’s work is worth a little more than 6s., and therefore 
he gets 6s. The produce of the carpenter’'s day’s work is 
worth only a little more than 3s., and therefore he gets only 3s. 
An English cotton-spinner receives more silver for a day’s work 
than a French cotton-spinner, because he produces in a day 
a larger amount of yarn, and of a better quality. The products 
of the labour and capital of all the French and all the English 
manufacturers are competitors in the general market of the 
world. The prices at which those products sell, determine the 
whole sum which is paid for the result of a given amount of the 
labour of each country—assisted by a given amount of its 
capital, advanced for a given time. The relative proportions in 
which labour and capital have concurred in the production, and 
the current rate of profit, determine in each country how much of 
the price of each commodity is to go to the labourer, and how much 
to the capitalist. If this —— average wages or profits, other 
capitalists or labourers crowd in; if it be less, the production is, 
in time, discontinued. There is, in reality, no difference between 
the principles which regulate foreign, and those which regulate 
domestic exchanges. Why does a given sideboard sell in Eng- 
land for twenty guineas ? Because the materials cost asum which 
we will call four guineas, and the wages of the workmen fourteen, 
and the rent of the workshops and salerooms two guineas, 
making together twenty guineas; because this sum was ad- 
vanced for two years, — because the current rate of profit 
is ten per cent per annum. Why did the wages amount to 
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fourteen guineas ? Because two workmen were employed at two 
guineas a. week each for three weeks and a half. Why were their 
wages two guineas a-week ? Because the efliciency of the labour 
of an average English labourer bears the same proportion to the 
eflieieney of the labour of a cabinetmaker which the week’s 
wages of an average English labourer—that is to say, the gold 
which his week’s labour is worth in the general market of the 
world—bear to two guineas. If the value of the produce of 
English labour were to double in the market of the world—or, in 
other words, if the produce of the day’s work of an average 
English labourer could purchase in the general market of the 
world twice as much gold as it can now—all other eircumstances 
remaining unaltered, sideboards would double in price ; if it were 
to fall, they would fall in the same proportion ; and this although 
the supply continued the same. But if twice as many sideboards 
were required, they would not ecst more a-piece. If only one 
half the number were required, they would not cost less. Indeed, 
under the operation of the general rule, that every increased 
supply of a ınanufactured coınmodity is produced at a less pro- 
portional expense, it is probable that twiee as many xideboards 
would cost less than twenty guineas a-piece; and only half that 
number more. So, if France habitually purchased from Eng- 
land twice as much yarn as she now takes, she would not buy it 
at a dearer rate. If she habitually required only half as much, she 
would not get it cheaper. We say habitually, because a sudden 
and great alteration in the demand of France, might, for a time, 
raise or depress wages or profits in the spinning trade, and thus 
affect the cost of production. But this effect must cvase as soon 
as the capital and labour employed in spinning yarn had been 
proportionally increased or diminished. And the probability is, 
that the price would then rise or fall in a direction opposite to 
that of the supply—a larger quantity selling at a ebeaper rate, or 
a smaller quantity at a dearer. 

But if France will take from us only half the yarns which we 
previously supplied to her, how are we to get the silk wbich we 
previously received in exchange for our yarns ? If a butcher will 
take no physic from an apothecary, how is the apothecary to get 
meat? The services performed by coin in — domestic 
interchange, are performed in international exchange by bullion; 
that is to say, by gold or silver, valued according to weight 
and fineness, not form ;—a commodity which every nation pos- 
sesses, which every nation accepts, and which ſrom its facility of 
transport, and the identity of the qualities of every portion of it, 
has less peculiar local value than any other object of exchange. 
But would England suffer no inconvenience from the refusal of 
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France to take more than half the yarns which she previously 
imported ? Precisely the same inconvenience in kind which the 
apothecary suffers when the butcher, having been previously his 
patient, recovers. While the butcher was ill, the value of the 
drugs and of the meat, mutually supplied, may have been equal, 
and the apothecary may have paid for his meat without sending 
money. He must now send money. The amount of the incon- 
venience would depend partly on the proportion which the profit 
derived by him from the butcher’s custom bore to his whole in- 
come; and partly on the facility with which he could devote, to 
the supply of other customers, the capital and labour previously 
employed in obtaining this profit from the butcher. 

Toa certain extent, the same causes decide what is the amount 
of inconvenience which the loss of a customer occasions to a na- 
tion. Ifthe Isle of Wight were to lay prohibitory duties on all 
British commodities, the general prosperity of British com- 
merce would be unaflected. If England were to prohibit the 
produce of the Isle of Wight, that island would be seriously 
injured. Ifall Europe were to do so, the island would be ruined. 
So the commerce of Britain would be seriously injured, if prohi- 
bitory duties should diminish by one half her exports to America. 
She employs in supplying that hemisphere probably more than 
L.40,000,000 of capital, and the labour of more than 400,000 
families, and derives a profit of more than L.4,000,000 a-year. 
One half of this great amount of capital and labour must now 
receive a different destination ; and years might elapse before it 
could find new markets equally advantageous. But if Europe 
and America were to combine absolutely to exclude the produce 
of China, that vast empire would suffer no material loss. It is 
probable that the whole trade of China with Europe and Ame- 
rica, does not employ one three hundredth part of her popula- 
tion, or one thousandth part of her capital. The trade of Bri- 
tain with America employs, at least, a twentieth part of her 
population, and at least a tenth part of her commercial and manu- 
facturing capital. j 

Thereis, however, one difference between individualsand nations, 
when considered as producers and sellers, which materially affeets 
the degree in which they are respectively affected by the conduet 
of one another. An individual seldom produces more than one 
or two kinds of commodities—a nation can produce all the differ- 
ent raw products which are not denied to her by her soil or eli- 
mate, and all the manufactured commodities of which she can 
import the materials. An individual, if the demand for his 
peculiar product is diminished, can seldom indemnify himself by 
directing his capital, his industry, and his skill, towards a differ- 
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ent branch of production. Ifthe demand for the drugs and ser- 
vices of the apothecary be diminished, he is not likely to better 
himself by turning farmer or manufacturer; but for that very 
reason he has to fear the competition only of those who are 
engaged in the same business as himself. He is not afraid of 
being opposed by the butcher, or by the shoemaker. A nation 
can turn her capital, industry, or skill, towards an almost indefi- 
nite variety of employments. If one market, or one sort of 
exports, become less profitable, she can resort, probably not 
without immediate loss, but still she can resort to another; 
but, again, for that very reason she has a rival in every other 
member of the community of the commercial world. Her own 
customers are her competitors in her own markets, and in every 
third market. As every nation, by excluding totally, or even 
partially, the products of a neighbour, diminishes her own pro- 
ductive power, she becomes a less formidable rival to the nation 
whose products she excludes. If France were to abolish her 
duties on British yarns and British iron, she would increase the 
demand for some kinds of British industry. On the other 
hand, the vast addition which the use of British iron and Bri- 
tish yarn would make to the agricultural and manufacturing 
powers of France, would materially increase the productiveness 
of her industry. France is even now, perhaps, our most formid- 
able rival in our best markets, and in some of the products in 
which we most excel—cotton goods, linens, and woollens. Is 
it certairi that we should be gainers by the change? Is it cer- 
tain that the demand for British industry would not be as much 
diminished in one quarter as it would be increased in another ? 

Our own opinion is, that we should be gainers by the change. 
France would, in two different ways, become a better customer 
to us. In the first place, she would take more of our produce— 
she would enable us to direct more of our industıy and capital 
towards the employments in which they are most successful. 
She would increase the productiveness of British industry ; and 
at the same time, by coming in as an additional purchaser, raise 
the value of its products in the general market of the world. 
She would be a greater bidder for our produce in the auction in 
which all commodities are sold. In the second place, her own 
industry in the production of the ecommodities which we import 
from her would be more productive. Though her labourers would 
be better paid, their labour would be more eflicient, and the 
produce of a given amount of labour would be more abundant 
and better. — would purchase more British yarn and iron ; 
and by the improvement in her industry, would be able, without 
loss, probably with a greater profit than before, to give for every 


42 Free Trade and Retaliation. 


ewt. of either, more cotton goods, silks, woollens,; eggs, and 
wine, than she now gives. We believe that these advantages 
would more than compensate the inconvenience which we should 
suffer by finding her in every third market, and indeed in her 
own, a more powerful competitor. But we cannot believe that 
our gain would be clear. 

The plausibility, such as it is, of the errors eontained in Colo- 
nel Torrens’s Postscript, depends, in the first place, on his ex- 
elusion of the use of money. By that exclusion alone, heis able 
to represent international exchange as depending on demand and 
supply, instead of on cost of production. If France would re- 
ceive in exchange for her silks nothing but yarn, she might force 
England to inerease the proportionate supply of yarn, in order to 
obtain a greater or even the same supply of silk. But money 
the French Government has not the will, or even the power, to 
exclude, or to subject to more than nominal duties. The French 
weaver has neither the will nor the power to refuse to sell his 
silks for money, at the cost of their production. The refusal, 
therefore, of France to receive yarn, would (as we have shown, at 
a greater extent perhaps than so obvious a statement requir.d) 
affeet the trade between England and France only by converting 
it from a direct into a roundabout trade—only by forcing ug to 
alter the destination of the capital and labour now ah in 
produeing yarn for the French market; and to send to France 
a larger portion than we now send of the bullion which is 
eonstantly passing through our ports, or under our control. 
And, in the second place, this plausibility depends on the as- 
sumption that tbe supposed customhouse war is carried on be- 
tween the British empire on the one side, and the whole remain- 
der of the commercial world on the other. His England repre- 
sents the British islands and their dependencies; and his Cuba 
every other portion of Europe, Asia, Africa, and America. The 
whole of Cuba is tacitly assumed to enjoy free trade, as between 
all its different members; but to agree to impose duties of two 
per cent on all British commodities, What would be the mea- 
sures to be adopted if all the world were to constitute itself into 
a Zollverein against the British empire, is a question scarcely re- 
quiring serious enquiry. In the first place, there is no motive to 
such a conspiraey ; and in the second place, the mutual jealousies 
of the different nations, and the wants of their respective exche- 
quers, would make the mere attempt impossible, even if there 
were a motive. And while all our neighbours are wasting their 
own productive powers by diffusing, instead of concentrating their 
industry, though they are less profitable as customers, they are 
less dangerous as rivals. 
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It must not be inferred from the preceding details that we ne- 
cessarily disapprove of all retaliatory duties; or that we recom- 
mend an unconditional abolition of all which we have imposed. 
We believe, indeed, that every one ef the duties by which a fo- 
reign nation attempts partially or wholly to exelude our produce, 
is more injurious to herself than to us. We believe that every 
one of them has in a certain degree the compensating eflect of 
rendering that nation a less formidable rival in third markets. 
But we EB that in every separate case we suffer from them; 
and, in the aggregate, suffer considerably. We have no deubt that, 
if there were no other resource, we should much diminish that suf- 
fering by abandoning wholly the protective system, and levying 
duties only for the purposes of revenue. We believe that by doing 
so we should increase the productiveness of our labour; we should 
diminish, or perhaps destroy, the rivalry of many of our compe- 
titors in third markets; and that thus, without perhaps affecting, 
what is perfeetly unimportant, the distribution of the preeious 
metals, we should increase our command over them. 

But it certainly would be much better if we were not only 
to renounce our own follies, but to induce our neighbours to re- 
nounce theirs. * There may,’ says Adam Smith, and we agree 
with him, * be poliey in retaliations of this kind, when there is 
‘a probability that they will procure the repeal of the high 
* duties complained of. The recovery of a great foreign market 
‘ will generally more than compensate tbe transitory inconveni- 
‘ence of paying dearer during a short time for some kinds of 
‘ goods. To judge whether such retaliations are likely to pro- 
* duce such an effect, does not perhaps belong so much to the 
* science of a legislator, whose deliberations ought to be.governed 
‘by general prineiples, wbich are always the same, as to the 
“ skill of that insidious and crafty animal, vulgarly called a states- 
* man or politician, whose couucils are directed by the momen- 
‘ tary fluetuations of affairs.’ * 

* But,’ he adds, and here also we agree with him, that, “ when 
* there is no probability that any such repeal can be procured, 
‘it seems a bad method of compensating the injury dene to cer- 
“ tain classes of our people, to do another injury ourselves, not 
* only to those classes, but to almost all the other classes. "This 
“ may no doubt give eneouragement to some particular class of 
“ workmen among ourselves, and, by exeluding some of their 
‘ rivals, may enable them [for a very short time] to raise their 
‘ price in the home market. Those workmen, however, who 
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* suffered by our neighbour’s prohibition, will not be benefited 
“by ours. On the contrary, they, and almost all the other 
‘ classes of our eitizens, will thereby be obliged to pay dearer 
‘for certain goods. Every such law imposes a er tax upon 
“the whole country, not in favour of that particular class of 
‘ workmen who were injured by our neighbour’s prohibition, 
* but of some other class.’ * 

- But, after all, the practical question for a British statesman is 
the policy not of retaliation but of persistence. It is not, whe- 
ther by inflieting, or by —— to infliet restrietions on the 

“eommerce of foreign nations, we should endeavour to persuade 
them to remove, or to relax, those which they have imposed 
upon ours; but whether, after having by our exaetions, by our 
prohibitions, by our sliding scales, and by our differential duties, 
provoked foreign nations to retaliatory schemes, we ought or 
ought not to retrace our steps. The British reader of Colonel 
Torrens might suppose that we are the innocent vietims of an 
Anti-Anglican conspiraey. A foreign economist would tell a 
different story. | 
We will compare the British tariff with that of a nation which 
is supposed to be distinguished by the exelusiveness of its com- 
mercial system, namely, with that of France. In 1841, the 
value of the imports of France for home consumption amount- 
ed to 804,557,931 francs; the duties on them amounted to 
129,679,125 franes—being L.16, 2s. 4d. per cent. And this 
includes the imports from her own colonies and dependencies. 
It may be supposed that British commodities were unfavourably 
-  treated. The value of the commodities imported by France for 
home consumption in 1841, from the British islands and their 
European dependencies, was 101,907,874 francs; the duties on 
them amounted' to 11,288,996 franes—being L.11, Is. 6d. per 
cent. These estimates, however, require some correction ; in 
consequence of the valuation of foreign commodities having been 
made in 1816 and 1817, and not subsequently revised. Since 
fire fnthat period, many of them weight have altered in value, and some 
Ra. ofthem iauat have fallen. If we take 10 per cent from the value 
*— of the whole bulk of the commodities imported, it will leave the 
French tariff not quite 18 per cent on the average value of the 
commodities imported for home consumption, und not quite 124 
per cent on British commodities. Let us now turn to the Bri- 
tish tariff. As the greatest part of our duties are imposed accord- 
ing to quantity, it is diflicult to state, with accuracy, what pro- 
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portion they bear to the value of the commodities imported. But 
we will endeavour to give a rough approximation. 

For the ten years ending with 1840, the last ineluded in Mr 
Porter’s published tables, the average gross revenue of the cus- 
toms amounted to L.21,941,764 a-year. If we had a return of 
the real value of the imports from which this revenue was de- 
rived, we could, of course, state the average ad valorem amount 
of our duties. But we have none, e have, however, an 
account of the real value of our exports. Their average annual 
value during these ten years was L.45,244,407. With these 
exports we purchased every year not only the commodities 
liable to duty, but also L.2,700,000 of gold and silver, which 
amount, as we have shown, is annually consumed in the British 
islands, on the wear and loss of coin and plate. After deducting 
the exports which went to purchase this sum of L.2,700,000, 
there remains an annual export of the value of L.42,544,407, 
with which our imports, exclusively of gold and silver, were 
purchased. The imports, of course, on their arrival in the Bri- 
tish islands, were worth more than this sum ; as the expenses of 
carriage and the importer’s profit must be added. To cover 
these expenses and this profit, and any other inaccuracies which 
may have crept into our estimate, we will make the large addi- 
tion of 20 per cent. On these data, the imports on which, the 
average annual sum of L.21,941,767 was paid for duty, were of _ 
the average annual value of L.51,053,288 ; making the average 
amount of our duties L.42, 19s. 6d. per cent on the value ofthe 
commodities imported—including, as we have done with respect 
to France, the imports from our own colonies and dependencies. 
But it may be said that we have taken into tlıe account only the 
duties imposed by France, and not her prohibitions. Do we im- 
pose no virtual prohibitions? A duty of L.42, 19s. 6d. per 
cent is, with respect to the vast majority of commodities, as 
effectual a bar as the most express prohibition. Or it may be 
said that this was the state of things under our old tariff, and 
does not represent what now exists. In fact, however, the new 
tariff has made no material alteration. "The most important 
articles which it has affected are corn, coffee, and timber. On 
corn it has practically raised the duty from 5s. 10d. per quarter, 
the average duty previously paid, to 8s. per quarter. Coffee 
and timber it has left subject to duties of nearly 150 per cent; 
and the amount of both is too small to lower the aggregate per 
centage of our duties as much as the increase of the duty on 
corn has raised it. 

Now, when this is the state of the commercial relations be- 
tween France and the British islands—when France imports for 
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home eonsumption L.4,000,000 worth of our products, at an 


average duty of lessthan 13 per cent— Colonel Torrens ventures 
to assert that the import duties imposed by France, limit our ex- 
ports to that country to an inconsiderable extent,” and to advise 
us, by the prompt adoption and rigid enforcement of a retaliatory 
system, to give the French producers a lesson on the evils of 
protection.f 

There are few nations with whom a British negotiator must 
not carefully avoid all allusion to retaliation, and certainly France 
is not among those few. Colonel 'Torrens, however, goes fur- 
ther still. 2 his patriotie blindness to the conduct of his own 
country, he recommends us to oppose differential duties to the 
tariffs of Cuba and Brazilt—eountries whose staple commodities 
we tax at 150, 300, and 3000 per cent ! a 

If we believed, with this writer, that, under existing circum- 
stances, to open our ports is charlatanry, and that to reduce 
our duties without requiring corresponding reduetions, is * to 
“ make ourselves tributary to foreign states ;’$—* to relinquish 
‘the lever which might move them to concession, and to grant 
* a bounty on the continuance of restrictions on our trade ;’J—if 
we believed this, we should feel all the apprehensions which he 
expresses, and more. We should tremble for the prospeects of our 
country, if we believed that a hostile conspiracy was shutting us 
out from the rest of the commercial world, and that the value of 
our labour and our command over the precious metals were rapidly 
diminishing. We should despair, if we believed that restrietions 
still more vexatious, duties still more oppressive, and prohibitions 
still more numerous, were the remedy. That our situation is 
not without dificeulty or without danger—that we cannot be 
extricated by any Minister who wants the knowledge of what is 
right, or the decision necessary to compel his ignorant or selfish 
followers to submit to its adoption—that the vessel is not in 
seas in which she can be navigated by an irresolute captain, 
disunited oflicers, and a mutinous crew; all this we believe, and 
indeed fear that we may have tired our readers by repeating. If 
we further believed that there is no course less objectionable than 
that which has led to the shoals and quicksands to which we 
have been steering——if we believed that to retreat is still more 
dangerous than to advance—we should endeavour to shut our 
eyes to the signs of approach to unavoidable ruin, and only 
hope that we might not be in life at the time of the catastrophe. 


— 





® Letter to Sir R. Peel, p. 21. f The Budget, p. 67. 
t Postscript, p. 27. $ Budget, p. 61. || Ibid. p. 62. 
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It is because we know that the evils which we are suffering, 
and the dangers which we are fearing, are self-inflicted and sc. 
ereated—because we know that they are to be remedied or 
averted, not by concessions to be wrung, or rather attempted to 
be wrung, by entreaty, or menace from foreign rivals, but simply 
by consenting to purchase what they are eager to sell— because 
we know that our industry will be re-animated when it is unfet- 
tered, and prosperous when it ceases to be misdirected, that we 
feel hope; it is because we know that these opinions are rapidly 
spreading and gaining strength throughout the nation, that we 
feel confidence. 
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I. 


In der Erhebung ber Zölle auf dem Rhein und ſei— 
nen StTebenflüffen fommen fo viel Abweichungen vor, das 
in dieſer Beziehung an den einzelnen Uferftaaten beobachtete 
Berbalten in fo verfihledenartig und die bis auf bie heu= 
tige Stunde geltende Rheinfchifffahrtd:Konvention vom 31. 
März 1831 if fett Gründung und Ausdehnung des Boll- 
vereins in fo mwefentlihen Punkten mobifizirt und überflüs 
gelt, daß ein eigenes Studium dazu gehört, um fich ein 
klares Bild von den auf ber großen Wafferftraße bed Rheins 
beſtehenden Zollverhältniffen zu machen. Die aus biefer 
Ungleichheit für einen großen Theil des Hanbeldftandes 
entipringenden Nachtheile find fehr erheblih und die Bes 
rechnung ber Frachten für den Waarentransport auf dem 
Rhein wird dadurch außerordentlich erfchwert. 

Die Frage von der Aufhebung des Rheinzolls greift 
in den innern Haushalt verfchiedener Staaten, in geſetzlich 
beſtehende und geordnete Verfehrszuftände, in Privat= und 
öffentliche Intereffen fo tief ein und führt zu fo wichtigen 
notbwendigen Folgerungen , daß ihre Löfung als eine der 
Ihwierigften Aufgaben des Staats» und Finanzmanns be= 
zeichnet werden darf. 

Die Rheinzölle find noch immer ein Hinderniß der vol= 
len, ungeſchmälerten, freien Pandels- und Scifffahrtöbes 
wegung, fie find dies befonders in ihrer jegigen krauſen 
Geftaltung, aber fie find nicht das einzige Hinderniß. Es 
gibt noch andere Umftande, welde, dem Geifte der ver- 
fhiedenen Staatöverträge und Normative entgegen, den 
freien Schifffahrts- und Handelsverkehr auf dem Rhein 
mittel= oder unmittelbar berühren und benachtheiligen. Ehe 
wir -auf biefe Verbältniffe näher einaehen, wird es am 
Platze fein, den Gang der Gntwidelung zu betrachten, 
welchen die Schifffahrtögefekgebung verfolgte, um auf dem 
gegenwärtigen Stanbpunft anzukommen. 

Die Verhandlungen zu Raſtadt und Lüneville Tegten 
ben Grund zur jegigen Ordnung ber Dinge auf dem Nhein« 
from. Es ſcheint beinahe, als habe die Auflöfung bes 
deutſchen Reiche ihr erft den Weg gebahnt, als habe die— 
jenige Herrfchaft, melde fi Mehrer des Reihe nannte 
und doh Quellen, Mündung und ange gefegnete Ränders 
firihe des Rheinſtroms unwiederbringlih bahin gab, am 
Rhein erft ihr Ende erreihen müflen, um einer neuen Mors 
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enbämmerung auf feinen blauen Fluthen Pla zu machen. 

in großer — « und Zerfegungsprozeß ging 
vorher, ehe ber Rhein den Gliedern bes zerſtümmelten Reiche, 
organismus ald eine verjüngende Bulsader neues Leben ein= 
hauchte. Erft mit Verfall der politifchen Einheit ward ber 
Rhein, was er in den legten Jahrhunderten nicht mehr ges 
weien; eine große Güterquelle der Volkswohlfahrt feiner 
Uferbewohner, und hörte nah und nach zu fein auf, was 
er nur zu lange faſt ausfchlieglih war: eine fislalifce 
Handhabe und Rentenanftalt. | 

58 ift nicht genug, daf die Süterquellen ber Nationen 
blos wirklich vorhanden find, noch genügt das bloße Zuthun 
ber menſchlichen Arbeit zu ihnen, jo lange ed an dem Segen 
einer welfen, freilinnigen Dandelögefeggebung mangelt, die 
auf beiden ruben muß, wenn fie gute Früchte tragen follen. 
Davon Fann ber Rhein wohl erzählen und verdient gehört 
zu werden. Go lange er das Scidial aller deutichen 
Ströme theilte und mehr Zölle als Metlenlänge zählte, 
fo lange die Eaiferlichen und andere fürftlihden Privilegien 
und Monopole ſtait der Arbeit, dem Fleiß und der Geſchick— 
lichkeit den auf feinem Rüden betriebenen Handel beftimm= 
ten, war an eine geſunde Entwidelung bes Güterlebeng, 
das zu nähren er fo hohen Beruf hat, nicht zu denken. 

Bis zum Ausbruch der franzöfifhen Revolution und 
dem Kriege im legten Dezennium des vorigen Jahrhunderts 
gab es von der Schweiz bis Amfterbam nicht weniger als 
42 Stationen, au denen der Schiffer fi) der zollamtlichen 
Abfertigung unterziehen mußte. 

Durch den Art. VI, des Traftats von Lüneville famen 
mit den abgetretenen deutſchen Ländern 13 Zollämter an 
Franfreihb, nämlich: Germersheim, Oppenbeim, Mainz, 
Bingen, Bacharach, St. Goar, Andernah, Bonn, Köln, 
Zong, Urdingen 1. Bureau, Urdingen 2. Bureau und Orfoy, 

Die Zahl der Nheingollitationen, welche ben verfchie= 
denen deutſchen Reiheftänden auf dem rechten Ufer blieben, 
belief fih auf 16. Davon befaßen: Der Landgraf von 
Heſſen-Darmſtadt 1, Diersheim, der Markgraf von Baden 
2, Hügelsheim und Schröd, ber Bifhof von Speyer 1, 
Bhilippsburg, der Kurfürft von der Pfalz 4, Mannheim, 
Kaub, Düffeldorf und Kaiſerswerth, der Kurfürft 9. Mainz 
2, Gernebeim und Oberlabnftein, der Kurfürft von Trier 
1, Leudesdorf, der Kurfürft von Köln 1, Linz, und Preu— 
Ben vier, Ruhrort, Need, Emmerih und Lobith. 

Das bei ber Berzollung zu Grunde liegende Verfahren 
war faft auf jeder Zollſtation verfehieden und an ben mei= 


ften Erbebungäftellen beinahe ganz willfürfih. Nur Preus 
Ben und Kurköln hatten ein beflimmtes, wenn auch fehr 
mangelhaftes Syftem. Die Schiffe wurden bier nad) Länge, 
Breite und Ziefe ausgemeffen und darnach ein Verhältnif 
der Tragfähigkeit des Fahrzeugs zu feiner wirklichen Eins 
fenfung angenommen. Der Inhalt des Brachtbriefes follte 
mit diefer theoretiſchen Vermeßung flimmen, aber dieſer 
Fall fam felten oder nie, dagegen fehr oft vor, daß fidh 
ein Unterfchied in der Berechnung und dem wirklichen Bes 
fund ron 12 bis 18 Sciffslaft berausftellte. Der auf den 
genannten Stationen eingeführte Zolltarif war in 3 Klaffen, 
gute, mittelgute und fchiechte Waaren, eingetheilt und bie 
Verzollung derfelben fand nad diefer Abtheilung ftatt. 
Auf den übrigen Zollftationen wurde gar feine Ver— 
meffung des Schiffsförpersd vorgenommen. Man ſchätzte bie 
Güter nady der Zahl der Kolli, dem Gewicht und der Art, 
in der Regel in Bauſch und Bogen ab. Tarife beftanden 
entweder gar nicht, oder ihre Anwendung war ganz dem 
willfürlihen Ermeffen des Zollbenmten anheimgeftellt. 
Nur darin flimmten alle Zollftätten auf dem linken 
wie auf dem rechten Ufer überein : daß der Schiffer zu Berg 
wie zu Thal auf feiner Fahrt bis zur nächſten Station ben 
Zollbetrag im Voraus erlegen mußte. Die Abrechnung 
mit den Beamten bot an jeder Stätte ihre befonderen Schwie= 
sigkeiten dar. In der Regel Tief der ganze Berzollungss 
akt auf einen Vergleich hinaus. Der Schiffer mußte fi 
mit dem Zöllner abfinden. Zeigte er ſich wideripenftig, ver— 
langte er nad) Recht und Gefet behandelt zu merden, forberte 
er wohl gar Einficht in den Tarif, fo zog er fiber den Kür— 
zeren, verlor feine Zeit, die freilih in jenen Tagen nicht 
fo body gefhägt ward, ald heute, aber doch zu Rath ge= 
halten fein wollte, wenn für mande dem Verderben ausge= 
Teste Waaren nicht Gefahr durch Verzug entſtehen follte, 
Ein Zollamt, in deffen Nähe fih noch heute ein berühmter 
Waltfahrisort befindet, warmwährend ber franzöfifchen Herr- 
ſchaft lange Zeit dafür bekannt, daf das muthmaßlide 
oder ausgeſprochene politiſche Glaubensbekenntniß des Schif- 
fers auf die Zollabfertigaung den größten Einfluß hatte. 
Unter ſolchen Umftänden war es ganz unmöglid, ben 
Betrag zu berechnen, um melden fi der Preis einer auf 
dem Rhein bezogenen Waare durch Zölle und Speſen er— 
höhte. Der Krachtencoeffictent, diefer wichtige Faktor jeder 
faufmännifchen Spekulation, konnte niemals fiher mit in 
Rechnung nezogen werben. Und zu ben Zollbedrüdungen, 
denen Schiffahrt und Handel auf dem Rhein preidgegeben 
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war, kam außerdem noch der Stapel und gezwungene 
Umſchlag zu Mainz und Köln. Der Waarenverfehr würde 
daher von der Rheinſtraße gänzlich verſcheucht worden fein, 
wenn der Landtransport nicht mit eben fo großen Erſchwe⸗ 
rungen verknüpft gewefen wäre. 

Diefer Zuftand dauerte bis ums Jahr 1792. Mit 
bem Ausbruch des Kriegs zwifchen Frankreich und Deutſch⸗ 
land flodten Handel und Schifffahrt auf dem Rhein. 
Die Zölle wurden entweder gar nicht, oder nur dann und 
—— hie und da erhoben, wo die Waffen augenblicklich 
ruhten. 

Schon während der Friedensunterhandlungen zu Ra— 
ſtadt beantragten bie franzöſiſchen Geſandten die gängzliche 
Aufhebung der Rheinzölle und die Einführung gleichmäßi— 
ger Eingangszölle auf beiden Ufern. Die Reichefriedend- 
beputation machte jedoch dagegen geltend, baf bie Abſchaf— 
fung aller Rheinzölle eine nachtheilige Folge für die noth— 
wendigen Uferbauten haben und neue Entfhädigungen an 
Stelle ber verhypothezirten Zöllenöthig machen würde, Das 
gegen wurde beutfcher Seits die Freiheit der Schifffahrt bie 
zum Auefluffe des Rheins, die Aufhebung bes Stapelrechts 
und des Schifferzunftzwangs beantragt und von Frankreich 
gebilligt. Nachdem bie Reichddeputation ebenfalls endlich 

ur Aufhebung der Rheingölle ihre Ginmwilligung ertheilt 
ri follte mit Sinführung der neuen Orbnung nah Abs 
lauf einer Erift von zwei Jahren begonnen werben. - Man 
wid indeß von diefem Uebereinftommen gänzlih ab. Frank— 
rei erhob auf dem linken Rheinufer in den Jahren 
1801—2 nicht weniger denn-455,318 Fre. 
1802—3 „ e „ 465,116 „, 
an Rheinzöllen und das Umſchlagérecht zu Mainz und 
Köln wurde unter frangöfifher Herrfchaft mit einer Rüde 
fistslofigkeit gehandhabt wie faum je zuvor. 

Durch ben Reicherezeß vom 17. April 1803 wurbe der 
Kurerzkanzler des deutichen Reiche, zu deſſen Gunften ſeit 
1801 die Zölle auf dem rechten Ufer erhoben waren, be« 
vollmäcdhtigt, mit ber franzöſiſchen Regierung über bie Ein 
führung des Rheinfhifffahrts = Oktroi zu unterhanbeln. 
Deide Kontrahenten einigten fih über die am 15. Auguft 
. 1801 vom Kurerzfanzler vorgefchlagene Konvention, welche 
am 4. Mai 1805 vom Katfer felbft ihrem ganzen Inhalte 
nad) fanktionirt wurde. Die Konvention fußte auf dem 
Urt.39 des Reichsdeputations-Hauptſchluſſes vom 25. Bes 
bruar 1803, welcher feinem weſentlichen Inhalte nad fols 
genbermaßen lautete: 


— 


„Alle, ſowohl auf dem rechten als linken Ufer erho⸗ 
benen Rheinzölle follen aufgehoben fein, ohne unter irgend 
einer Benennung wieder bergeftelt werden zu Tonnen; je= 
bob mit Vorbehalt der Gingangsgebühren (droits de 
douane oder Mauthen) und eines Schifffahrts - Dktrot, 
welder nad folgenden Grundfägen genchmigt wird. Da 
ber Rhein von den Grenzen ber batavifchen Republik an 
bis zu den Grenzen ber belvetifchen Republik ein zwiſchen 
ber franzgöfiihen Republif und dem beutfchen Reiche ges 
meinſchaftlicher Strom geworben tft, fo geichteht bie er. 
richtung fowohl als die Anordnung und Grhebung bes 
Scifffahrts = Dftrot gemeinfchaftlih von Frankreich und 
bem deutſchen Reih. Die Taxe wird bdergeftalt ausgemit« 
telt, daß fie den Betrag der aufgehobenen Zölle nicht über 
ſteigt. Es wird eine höhere Taxe von ber Schifffahrt der 
Fremden und von ben Schiffen, welde den Rhein bin 
aufgehen, entrichtet, ald von ber Schifffahrt ber franzöſi— 
fhen und deutichen Uferbewohner und von ben Schiffen, 
weile ben Rhein hinabgehen. Die Erhebung derielben 
wird einer einzigen Behörde anvertraut und bie Erhe— 
bungsart fo eingerichtet, daß die Schifffahrt fo wenig als 
möglich dabei aufgebalten wird. Der Generaldirektor des 
Dftroi wird gemeinfchaftlih von ber franzöflfhen Regies 
rung und dem Kurfürften-Erzfanzler ernannt, weldhe wech 
felfeitig einen Kontroleur bei jedem Erhebungsbureau hals 
ten. Es werben nicht weniger als fünf und nicht mehr 
als fünfzehn Erhebungsbureaus errichtet. Der Ertrag bes 
Detrois im Ganzen hat vorberfamft die Koſten der Erhe— 
bung, der Verwaltung und ber Polizei zu beftreiten. Der 
Ueberfhuß wird in zwei gleiche Theile getheilt, deren jeder 
vorzünli zur Unterhaltung ber Leinpfabe und ber zur 
Schifffahrt erforderlichen Arbeiten auf jedem der refpefti= 
ven Ufer beflimmt iſt. Der reine Reſt ber zum rechten 
Rheinufer gehörenden Hälfte wird zur Ergänzung ber Dos 
tarton des Rurfürften: Erzlanzlerd *) ꝛe., fo wie zur Be— 
zahlung der fubfidtarifch und bedingnißweiſe angewiefenen 
Renten nerbypothezirt. Balls fih ein jährlicher Ueberſchuß 
an Ginkünften ergäbe, wird er zur ftufenweifen Ablöfung 


*) Die an ber Dotation von I Million Gulden fehlende Summe betrug 
350,000 Gulden. Außer dem Kürften Primas follten die Rhein» 
Dtroi:Rentens Inhaber aus der Einnahme befrickigt werben, was jes 
dech nicht geſchehen fonnte, weshalb diefelben durd die Wiener Kons 
venilon vom 24. März 1815 an die beutfchen Negierungen verwies 
fen wurden, die in den Befig des Rhein» Schifffahrts »« Oftrol gelangt 
waren. 


ber Laſten dienen, mit welchen bas Schifffahrts-Oftroirecht 
belegt iſt. Der Kurfürft-Erzfanzler wird fi jährlich mit 
ber franzöfifhen Regierung und ben an das Ufer grenzen 
ben Zandesfürften der rechten Rheinfeite über bie Unterdal- 
tung ber Leinpfabe und die zu ber Schifffahrt erforderli« 
hen Arbeiten in der Ausdehnung der refpeltiven Rhein: 
grenze benehmen.” 

Der Bollzug ber NRheinfchifffahrts-OktrotsKonvention 
wurbe um einige Monate verzögert. Sie trat mit bem 1. 
Nov. 1805 in Kraft. 

Die Rheinzoͤlle von Bafel bis zur holländiſchen — 
wurden nun aufgehoben, an deren Stelle 12 Rheinoftrot= 
Erhebungsämter, ſechs auf dem rechten und ſechs auf bem 
linken Ufer, eingerichtet und auf der ganzen Strede bes 
fonventionellen Rheins ein Oktroi von 2 Franks für 50 
Kilogrammes in der Bergfahrt und 1 Frank 33 Gentimen 
in ber Thalfahrt erhoben. Die Erhebung diefer Gebühren 
war einfach, bie Beamten mußten durch rafche Abfertigung 
bie Schifffahrt beſchleunigen, welche durch das ———— 
fo vieler Zollſtätten, durch die Einſetzung der neuen Ord— 
nung und durch das einheitliche Verfahren auf allen Zoll⸗ 
ämtern außerordentlich befördert werben zu müſſen ſchien. 

Die Konvention entſprach überhaupt den wichtigſten 
Anforderungen, welche an eine geregelte Flußſchifffahrts— 
Verwaltung geftellt werden können. Bon dem angeführten 
Tarif wurden, dem Verkehr auf ben einzelnen großen 
Stromftreden gemäß, drei Theile auf dem Oberrhein, vier 
Theile auf dem Mittel- und acht Theile auf dem Nieder— 
rhein in Erhebung gebradt. Das Perfonal eines jeden 
Bureaus beftand aus einem Einnehmer, einem Kontroleur, 
zwei Beſehern, einem SKanzliften und drei Bootöleuten. 
Der Mainzer und Kölner Stapel ward aufgehoben und 
nur ber gezwungene Umfchlag der Güter in andere Fahr 
jeuge beibehalten. Zwiſchen Köln und Mainz warb bie 

angichifffahrt eingerichtet, welche einen regelmäßigen und 
fiheren Transport ber Waaren zwifchen beiden Häfen ver- 
mittelte. Bier Inſpektoren waren angemwielen, bie einzelnen 
Stromftreden beftändig zu befahren, den Bureaubienft zu 
überwachen und vorfommenbe Klagen in erſter Inftanz zu 
ſchlichten. Eine zweite Inftanz bildete der Generaldirektor 
und eine Appellationsinftanz ber Präfekt bes Departement 
du mont tonnere mit einem Kommiffär des Kurfürften- Erz« 
kanzlers und einem von beiden zugezogenen Redtögelehrten. 

Indeß blieb der Rhein, trog ber gelöſten Feſſeln, ein 
an feinen Füßen gebundener Rieſe, denn bie Konvention 


erſtreckte fih nur auf ben Theil bes Stromes von ber 
Schweiz bis zu ben Niederlanden, Die Rheinzölle hatten 
den vereinigten Provinzen fon früher einmal die Kriegs— 
koften aufzubringen helfen müſſen; ed gab zwar feine fpa= 
nifhen Kriegsfahrzeuge an den Ausflüffen des Rheins mehr, 
welche bie vorüberfahrenden Schiffe brandſchatzten, und das 
Unmefen der alten nieberländifchen Kriegsſchaluppen, ber 
fogenannten Auslinger, hatte aufgehört. Aber tie Rhein 
ſchifffahrt Fonnte ſich doch ber —5* der Konvention nicht 
recht erfreuen weil die Zölle und Mißbräuche auf der un— 
terſten Stromſtrecke wie unberührt blieben. Dieſer Umſtand 
wirkte natürlich auf den Mittel- und Oberrhein lähmend 
zurück. Die Aufgabe war nur zur Hälfte gelöſt. 

Nach der Bereinigung Hollands mit Frankreich wurde 
das auf dem Mittel- und Oberrhein angenommene Zolliy« 
Rem und bie Verwaltung auch auf bie Waal und Dffel 
ausgedehnt. Aber ber FKürft Primas hatte am 28. Februar 
1810 die ihm für feine Dotation angemicfene Hälfte bes 
reinen Oktroiertrags an Frankreich abgetreten und bafür 
bie FürftentHümer Hanau und Fulda angenommen und 
Kranfteih betrachtete und behandelte von diefer Zeit an 
den Rhein als einen franzöfifhen Binnenſtrom, als „eine 
kaiſerliche Tabaksmanufaklur,“ mie ber von beutidh:franzö« 
fiiher Seite eingefegte Generaldireftor Eichhoff ſagt, wel 
her vergeblich gegen bie franzöfifhen „Adminiſtrations— 
graͤuel“ proteftirte. . 

Der liberale Bei, in meldem die Konvention abge» 
ſchloſſen worden, war von ihr gewichen. Unter bem Gin» 
fluß des während dieſer Periode tem Kontinent aufgezwun— 
genen Sperifyftems gegen Gngland war ber bollänbifche 
Handel ruinirt und der Rheinhandel überhaupt gelähmt. 

Im Fahre 1807 betrugen die gemeinfchaftlichen Rhein- 
Schifffahrts » Oktroi » Ginnahmen noch 2,063,456 Fre. 68 
Gent. Gin Zahr fpäter, 1808, ſanken diefelben ſchon auf 
2,009,795 Frs. 83 Gent. 

Su den erften 5 Jahren und 2 Monaten ber Konven= 
tion, vom 1. November 1805 bis zum 31. Dezember 1810, 
belief fi der Rohertrag der auf den 12 Bureaur erhober 
nen Oftroigefälle auf 10,673,700 &r6. In ben Gahren 
1811 und 1812 betrug das Dftroi, die in den Niederlane 
ben erhobenen Zölle nicht mitgeredhnet, 3,642,367 Fro., im 
Banıen alfo während jener Zeit 14,316,067 Pre. ober 
durchſchnittlich 2,045,152 Fre. jährlib und die Netto-@ins 
nahmen ungefähr 1,840,637 $ıe. jährlid. Kaum aber 
war in Folge der Greigniffe vom Jahre 1813 mit Preu⸗ 
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Hens Hülfe bie franzöſiſche Herrfhaft in Holland nebros 
den, als bie alten Waſſerzölle und Beläftigungen auf dem 
Rhein dort wieder eingeführt wurben. 

Die Zolleinnahmen befferten fi erfi im Jahre 1816, 
alfo zwei Jahre nach Aufhebung des Kontinentalfyftems, 
das dem Handel und der Schifffahrt auf dem Rhein fo 
tiefe Wunden gefchlagen. | 

Nah dem allgemeinen Pariſer Frieden vom 30. Mat 
1814 wurde das Rheinoftroi im Namen ber verbündeten 
Mächte verwaltet und dem Grafen Solms» Laubadg bie 
oberfte Leitung ber Rhein: Schifffahrtö- Angelegenheiten in 
die Hand gegeben. 

„Die Schifffahrt des Rheins" — hieß es im Artikel 
5 bed Parifer Friedensſchluſſes — „von dem Punkte an, 
wo biefer fhiffbar wird, bis in das Meer und umgekehrt, 
fol in ber Weife frei fein, daß fie Niemand unterfagt 
werden fünne Man wird fih auf dem künftigen Kongrefie 
mit den Grundſätzen befchäftigen, nach melden bie von den 
angrenzenden Staaten zu erbebenden Gebühren auf bie 
gleihmäßigke und für den Handel aller Nationen vors 
theilhaftefte Art regulirt werden können.” 


1, 


Dem am Schluffe unfered Obigen angeführten V. 
Artikel des Parifer Friedens. Traktats vom 30. Mai 1814 
entfprechend, wurde am 14. Dezember deffelben Jahres von 
ben in Wien verfammelten Bevollmächtigten ber acht Staa— 
ten eine KRommiffion ernannt, welde bie Aufgabe hatte, 
die Mittel zu berathen, durd welche bie in Bezug auf bie 
freie Rhein» und Schelde-Schifffahrt im Parir Friedens» 
flug enthattenen Verfügungen am zweckmäßigſten in Kraft 
treten und auch auf bie andern deutfhen Ströme ausge: 
behnt werden möchten, Die Kommiffion befand anfänglich 
aus den Bevollmächtigten Vreußens, Oeſterreichs, Frank⸗ 
reih8 und Englande. Ste eröffnete ihre Sigungen am 
2. Februar 1815. Später nahmen aud die Bevollmäd= 
tigten von Bayern, Baden, Rheinheffen, Naſſau, der Stabt 
Frankfurt a. M. und der Niederlande an den Berhandluns 
gen Theil *). 


—. 


*) (58 waren: W. von Humboltt für Preußen, von Weſſenberg für De 
fterreih, von Berfheim für Baden, von Dürkheim für Rheinheſſen, 
son Marfchall für Naſſau, Fürſt von Wrede für Bayrın, von Linden 
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Man verdankt es hauptſächlich dem Benehmen und 
Einfluß des königlich preußiſchen Staateminiſters Wilhelm 
von Humboldt, daß bie Berhandlungen der Kommiffion 
raſch und ficher zu einem gebeihlihen Ende geführt wurs 
ben. Humboldt entwarf in einem Memoire dad Programm 
zu den Verbandlungen. In der ihm eigenthümlichen kla— 
ren und überzeugenden Darftellungsmwelfe bezeichnete er bie 
Richtung, in welcher bie Arbeiten begonnen und fortgeführt, 
und die Punkte, auf welche fie fih hauplſächlich beſchrän— 
fen müßten, um weder von der liberalen ihnen angewieſe— 
nen Grundlage abzumweichen, noch die Aufmerkfamfeit von 
Hauptſachen ab und auf Nebendinge zu lenken. 

Ueberhbaupt gebührt ben preußiſchen Staatdmännern 
ber Ruhm, feit dem Pariſer Friedensfchluffe bis auf diefe 
Stunde für Entfiffelung des Handels und der Schifffahrt 
auf dem Rhein unermüdlich und nachdrüdlich gewirkt und 
das begonnene große Werk einer Mufterveiwaliung ber 
Flupfchifffahrt feiner Vollendung nahe gebracht p haben. 

Die preußiſch-öſterreichiſche vereinigte Adminiſtration, 
welche in Mainz an die Stelle der franzöſiſchen Behörden 
nah Aufhebung ber Blofade trat, hatte ih u. A. um jene 
Zeit in einen, gwifchen Unternehmern und Segelſchiffern 
ausgebrodenen Konflitt gemifcht und einige Schiffer ver« 
baften laffen. Der preußiihe Staatöfanzler erklärte ber 
Adminiftration in einem Schreiben aus Wien vom 13. 
Dezember 1814, fie folle die Schiffer fofort auf freien Fuß 
fegen und fih nicht in Rheinichifffahrts= Angelegenheiten 
mifchen, welche ber Yeitung des Grafen Solms =» Laubad 
und der fubdelegirten Kommilfion anvertraut feien. Bet 
einer andern Gelegenbeit erwiderte berfelbe Staatsmann 
den Kabrifanten der neuerworbenen Rheinlandbe: Alle Erz 
fhwerungen der Einfuhr fremder Grzeugniffe Hätten ihre 
natürlichen Grenzen. Ausfuhr und Einfuhr hingen oft 
- sehr enge zuſammen. Indem der Fremde gehindert werbe, 
feine Erzeugniffe abzuſetzen, verliere er auch die Mittel 
unfere Erzeugniffe zu faufen, unb baburd fünne auf ber 
einen Seite fehr leicht mehr verloren gehen, als auf ber 
andern gewonnen werde, 


für Württemberg, von Keller für Kurheffen, von Danz für Frankfurt, 
Mylord Clancariy für England, der Herzog von Dalberg für Frank 
reih und von Spaen für bie Niederlande. Der fpäter als hannover» 
fher Bundestagsgefandter in Frankfurt Lebende befannte Diplomat von 
Martens führte als GenerabSehretär der Kommiſſion das Sitzungs⸗ 
protofoll. 
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Bon ber Anwendung folder Grundfäge Auf die Rege- 
fung ber Rheinſchifffahrt durfte man ſich die beften Kolgen 
verfprechen. Zn ihnen lag das Mittel, bie tiefen Wunden 
zu heilen, welche ber Rheinhandel unter dem frangöfifchen 
Ausfaugefyftem erlitten hatte. 

Außer dem erwähnten Preußiſchen Memoire war ben 
Verhandlungen am Wiener Kongreß von franzöſiſcher Seite 
ein geeigneter Entwurf eines Schifffahrts-Reglements für 
ben Rhein und andere St:öme unterbreitet und außer bem 
famen ber Kommiffion die praftiihen Grfahrungen au 
Etatten, welche über bie Konsention von 1804 gemadıt 
mworben waren. 

Die Verhandlungen ber Kommijfion wurden am 24. 
März 1815 nah Verlauf von kaum zwei Monaten ge: 
falofien, Das Refultat derfelden war eine ben veränder; 
ten Berbältniffen entfprechende Konvention für die Schiff: 
fahrt auf dem Rhein, auf feinen Nebenflüffen und auf den 
übrigen Strömen, die in ihrem fchiffbaren Lauf verfchiebene 
Staaten berührten, fo wie der Beſchluß, die Rhein-Schiff— 
fahrts = Gentral = Kommiffion fhon am 1. Juni 1815 in 
Mainz zufamment.eten zu laffen, um das Rheingollwefen 
zu regeln und bie Segnungen einer freien Schifffahrt zu 
verwirklichen. 

Nachdem die Kommifflond- Vorlagen von den Kongreß— 
Befandten genehmigt worden, madte Herr v. Humboldt 
ben Borfchlag, die Regierungen der Rheinuferftaaten ein— 
uladen, die Kommiffäre zu der erwähnten Gentralbehörbe 
ofort zu ernennen und zu inftruiren ; die proviforifhe Ok— 
troisBerwalting des Grafen Solms-Laubach vom 1. Juni 
an in die Hände der GentralsRommtifion übergeben, bie be— 
gonnenen Arbeiten für das fünftige allgemeine Reglement 
der Rheinfchifffahrt dur den General = Direktor Eichhoff 
beenden und die NRegulirung der auf die Oktroi-Einnahmen 
angewiefenen Renten vornehmen zu laffen. Auch bdiefe Bors 
ſchläge erhielten die Genehmigung und Unterzeichnung als 
ler Kongreßbevoflmächtigten. 

Die inzwifhen ausgebrochenen Kriegdunruben dee 
Sahres 1815 verhinderten jedoch die Konftituirung der Gen= 
tral-Kommiffion, die erſt ein Jahr fpäter zulammentrat 
und ihre Sigungen im Auguſt 1816 eröffnete, 

Man hat die Vorgänge im Schooß dieſer Kommiſſion 
im Allgemeinen ziemlich lieblos und einfeitig beurtheilt. Es 
ift wahr, ihre oft in fehr gereiztem Tone gepflogenen Vers 
bandlungen drehten fich ſechszehn Jahre hindurch theilweiſe 
um Nebendinge. Man ftritt ſich freilich nicht, wie in einer 
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anberen hohen Berfammlung, um Plat und Rang am grüs 
nen Zifh, aber man war nicht mehr von jenem —— 
erhabenen Geiſt der Eintracht beſeelt, in welchem die Ile 
beralen Grundfäge ausgeſprochen wurden, benen man das 
Beifammenfein am fühlen blauen Rheinftrom verbantte, 
Man beobachtete ſich gegenfeitig mit Miptrauen, Giner 
merkte die Abficht des Andern, die Verftimmung flieg von 
Fahr zu Zahr, die foftbare Zeit verftrich und das offent- 
liche Vertrauen, Kraft und Willen der Zentralkommiſſion 
ging verloren. 

Man darf jeboh nicht vergeffen, daß ſich Hier im 
Broßen wiederholte, wa uns im Kleinen alle Tage ber 
egnet. Um was hanbelte es ſich? Um die praltifche Aus— 
ührung einer Theorie. Man war beim Kirfcheneflen an» 
gelangt; die in der Stunde ber Begeifterung geichloffene 
Greundichaft ward auf die härtefte Probe geftellt; die Ges 
müthlichfeit hörte auf, ald man an die Zölle, an den Geld- 
beutel fam und zu rechnen begann. 

Wie überall, wo wahres Leben ift, gekämpft wirb 
und werden muß, fo find auch jene langen Jahre des Kams 
pfes der Zentrallommiffion ein Beweis, daß man hier ein 
groß Stüd Leben vor fich hatte. Es war der Widerfireit 
der Intereſſen des Mein und Deim, ber bewältigt, es was 
ren große Opfer, die gebracht, Vorurtheile und Gigenfinn, 
die aufgeflärt und gebrochen, Anliegen und Forderungen 
nicht bloß verſchiedenet Staaten, fondern auch verſchiedener 
Bölkerfamilien, welche in praftifchen Dingen geeinigt were 
den follten. Es handelte fih mit Einem Worte um eine 
Reform, und welche einfchneidende Reform wäre je ohne 
großen Widerfpruch geweſen! 

Durh den Barifer Briedensihluß war bie Konvention 
von 1804 nit aufgehoben, die Regelung ber Rheinſchiff⸗ 
fahrt follte in Wien erfolgen. Jene Konvention hatte un« 
ter der proviforiihen Berwaltung mannichfahe Abändes 
rungen erfahren und che das neue Drgan, mit deſſen Schö⸗ 
pfung man fih in Wien befchäftigt hatte, volftändig ges 
gliedert und in Thätigkeit gefegt fein konnte, mußte ber ein- 
getretene Zwifchenzuftand in einer beftimmten Weife georde 
net werden, wenn nicht bie größten Rachtheile und Ver— 
wirrung eintreten follten. Im 31. Art. der Wiener Kon— 
vention wird deshalb beflimmt, daß an Stelle des biöberi= 
gen gemeinfhaftliden Empfangs der Rheinjchifffahrtöger 
bühren eine partielle Erhebung bderfelben ftattfinden und 
bis zur Redaktion und Sanktionirung bes neuen Reglemenis 
eine interimiftifche Inſtruktion erlaffen werben ſollte. Nach⸗ 


bem bie Zentralkommiſſion ſich konſtituirt und ihre Arbeiten 
begonnen batte, famen nun verfchiedene Entwürfe biefer 
interimiftiichen Inftruftion und Borfchläge, über die jedoch 
Feine Einigung ftatıfand. 

Wir habeh es und Hier nicht zur Aufgabe gemacht, 
bie Verhandlungen ber Zentralflommiffion kritiſch zu beleuch« 
ten; es wird jedoch am Plage fein, aus dem langem Kampf 
bie Hauptmomente vorzuführen. Einen paffenden Anhalts— 
punft liefert uns dazu bie Erklärung des Eönigl. preuß. 
Bevollmächtigten Zacobt im 74. Protokoll vom 4. Novem« 
ber 1817. Diejelbe bezog fih auf die Brage: ob Preußen 
ben von dem niederländifchen Kommiffär gemachten Borwurf, 
ed arbeite daran, die Rheinſchifffahrt in Keffein zu halten, 
verbiene. 

„Gewiſſe Dinge” — ſagte Herr Jacobi — „verfteht 
man mit halben Worten, andere kann man nicht begreiflich 
machen, wie viel Mühe man fi auch gibt. Seit dem Mo: 
nat Auguft 1816 fehe ih mid z. B. genöthigt, Stüde auf 
Stücke zu häufen, um den niederländifhen Hrn. Kommife 
fartus zu bitten, mir in den Kongreßaften bie Stellen an 
zuzeigen, wo gejagt iſt: der 19. Artikel *) folle vor dem 
1. Art. **) erfüllt werden, oder das Königreich ber Nie— 
berlande foll fofort in ben Befig der Vortheile der Aufhe- 
bung bed Umfchlagrechtes gefegt werden, vorbehaltlich daß 
ſpäterhin unterfucht werde, in wie fern ber Rheinhan— 
bei frei bis in das Meer werden kann. Nie zeigt man mir 
eine ſolche Stelle, und dennoch befteht mein Herr Kollege 
darauf, daß bie Vorbeifahrt an Köln ihm geöffnet werde, 
ohne daß irgend etwas über ben Hauptpunft (nämlich über 


*) Der 19. Art, der Wiener Konvention vom 24. März 1815 lautet: 
„Da der Stapel durch den Art. 8 der Konvention vom 15. Auguft 
1804 aufgehoben worden fit, jo foll die nämliche Aufhebung jegt auf 
bie Gerechtſame ausgedehnt fein, welde die Staͤdte Mainz und Köln 
unter den Namen Stapel» oder Umſchlagsrecht ausübten, vergeitalt, 
daß tie Schifffahrt auf dem ganzen Rheine, von dem Punkte an, wo 
er ſchiffbat wird, bis dahin wo er fih in’s Meer ergießt, fowohl zu 
Berg als zu Thal frei befahren werten könne, chne daß man ge 
nöthigt wäre, umzufchlagen, oder im irgend einem Hafen, Stabt oder 
Drte, wo es immer fein möge, aus cinem Schiff in das andere 

umjzu ſchlagen.“ 
+) Der 1. Art. derſelben Konvention dagegen: „Die Schiffahrt iſt auf 
dem ganzen Rhein, von dem Punkte an, von wo er fdiffbar wird, 
bis da wo er fi in's Meer ergieht, frei, und fie kann, in Bezug 
auf den Handel, Niemand unterfagt werben, ber fih ben Polizelver⸗ 
orbnungen unterwirft, weldye auf eine gleihförmige Weiſe für alle 
Nationen fo günftig wie möglich beftimmt werten follen.“ 


bas jusqu’ à la mer) entſchieden iſt. Um dem Streit ein 
Ende zu machen, ſchlage ich vor, bie Entfcheibung über 
diefen Bunft ben hohen Mächten, weldhe ben Zraftat uns 
terzeichneten, zu überlaffen; aber wie lautet die Antwort, 
welche ich hierauf erhalte: „Die Beſtimmtheit bed Traktats 
-verwirft, was dieſen Punkt betrifft, jeden fchtedsrichterlichen 
Yusiprud.” Fürwahr, biefer Antwort läßt ſich nichts ent⸗ 
negnen, fobald die Partei zugleih Richter fein wird; bie 
dahin habe ih Grund au glauben, daß mein Herr Kollege 
finden wird, daß mein Vorſchlag ihm vortheilhafter ift, als 
wenn ich feinem Beiſpiele folgen und gleih mie er bes 
baupten wollte, daß die Beftimmtheit des Traktats (auf die 
Art nämlich wie Preußen ibn auslegt) jeden fchiedsrichter- 
lichen Ausſpruch verwirft. Uebrigens geftehe ich unbedenk⸗ 
li, daß man auf dem Wiener Kongreß zuverläffig nicht 
geglaubt hat, daß die Aufhebung de facto der Umſchlags— 
rechte die Verzögerung erleiden würde, welche fie —8 
erleidet, ſo wie man ſich auch nie hat einbilden können, daß die 
interimiſtiſche Inſtruktion etwas anderes, alse eine Verord⸗ 
nung ſei, durch welche ber laufende Dienſt für die Zeit ge— 
ſichet würde, während ber man, fi mit dem definitiven 
Reglement beſchäftigte.“ 


„Herr Baron von Epaen fprah aber auch damals 
keine Silbe von ber feitdbem in Holland eingeführten Dou= 
anen»@inrihtung, noch von den Forderungen, melde bie 
niederländifhe Regierung nun macht. Ganz im Gegen- 
theil gab er zu verfiehen, baß bie Abfhaffung ber al— 
ten Laften vor ber Thür fei und ber Ginführung 
neuer wurde durchaus nicht gedacht ; et hinc illae lacrymae ! 
Seit einem Jahre häuft man Stüde auf Stüde, um ben 
niederländifchen Herrn Kommiſſarius zu vermögen, wenig⸗ 
ftens die Tarife der gedachten alten Laſten zu geben, bie 
in Holland erhoben wurden, und von denen Herr Baron 
von Spaen verſprach, daß fie bis zu ihrer Abfchaffung 
nicht erhöht werden follten, nichtöbeftoweniger aber bie alle 
gemeine Erhöhung von 15 Prozent erfahren haben, womit 
die Douanengebühren belaftet find. Unterm 17. Oktober 
füngftbin zeigt ber niederländifhe Herr Kommiffarius end⸗ 
lich an, daß er jenen Tarif dem heffifhen Herrn Kommife 
farius mitgetheilt habe, doch blos zu deſſen Individueller 
Benachrichtigung, die gleichwohl au gegen bie übrigen 
Slieder der Zentrallommilfion ftattfinden könnte, jedoch 
nur unter dem Vorbehalt, daß biejer Tarif der interimi= 
ſtiſchen Snftruftion aus dem Grunde nicht beigefügt werde, 
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weil dieſe Inſtruktion fih nur mit dem befchäftigen dürfe, 
was ben konventionellen Rhein angeht,” 

Sich an feine Kollegen des konventionellen Rheines 
wendend, fragte der preußifche Rommiffär: „ob bie Vota 
des niederländifchen Kommiffarius nicht Beweis mären: 
bag feine Regierung erftend ihrem Fiskus die Girkünfte 
eines unbeſchränkten, dermalen auf drei Prozent vom 
Werth derjenigen Waaren, welden die Durdfuhr 
eftattet fei, feitgelegten Tranſitozolls zufihern wolle und 
Polchergeftalt über die Mündungen des Fluffes dispenire, 
als ſprächen bie Zraktate gar nicht bavonz zweitens, dem 
Kunia ber belgiſchen Fabrikanten gemäß, den Rheinhan- 
bel einem Prohlbitiv⸗Syſtem, vermittelft einer der ftreng- 
ſten Mautbverwaltungen, unterwerfen wolle ?“ 

Das war im Jahr 1817. Diefe energiiche, Sprade 
änderte aber an ber niederländifchen Zähigkeit gar Nichts. 
Man konnte fih über die Fafjung einer interimiſtiſchen 
Rheinfchifffahrtsorbnung nicht einigen, weil die Niederlande 
in den vollen Befig der Befreiungen auf dem fonventionel- 
len Rhein gefest fein wollten, ohne dagegen das mit Necht 
verlangte Aequivalent der freien Fahrt in die Nordſee und 
aus berfelben in die Waagfchale zu legen, Bon preußis 
fcher Seite wurde deshalb der Verſuch gemadt, flatt der 
interimiftifchen Inftruktion fogleih ein definilives Rhein⸗ 
Schifffahrts-Reglement einzuführen Der Entwurf zu eis 
nem folchen wurde ber Zentralfommiffion in der 225. ©i- 
dung vom 7. September 1821 vorgelegt. Obgleich diefer 

nimwurf namentlih von Bayern kräftig unterftügt wurde, 
feiterte die Annahme deffelben doc ebenfalls an dem 
nieberländifher Seits behaupteten Vorrecht. 

Daß es wirklich hauptfählih nur bie Niederlande 
feien, welche fi der Vollziehung bes PBarifer und Wiener 
Traktats halsftarrig entgegenftemmten, warb auf dem Kon— 
greß zu Verona im Jahr 1822 von den Mächten aner— 
kannt. Der Herzoa von Wellington überreichte daſelbſt 
eine Note über die Rheinfchifffahrt *), und auf Grund der— 
felben wurde befchloffen, die niederländifche Regierung aufs 


*) In diefer Note hieß es: D’aprös le premier des articles con- 
eernant la navigation du Rhin, cette navigalion doit éêétre 
entierement libre „du point ou il devient navigable jusqu'à 
la mer‘, — Non-obstant ce traite, auquel toutes les Puis- 
sances de l’Europe ont accede, le Gouvernement des Pays- 
bas a juge A a de fermer d’embouchure du Rbin con- 
tre le commerce du monde, — 


zufordbern, fi mit ben übrigen Sntereffenten fofort zu 
serftändigen *). 

Es floß indeffen noch viel Wafler den Rhein hinab, 
ehe die Niederlande fi bequemten, auf die von Preußen 
gemachten Anträge hin in Unterbandlung zu treten. 

Nachdem man fi überzeugt hatte, daß auf dem bid- 
ber verfolgten Wege an kein Erreichen des Ziele zu den— 
fen fet, wurde es Preußen überlaffen mit ben Niederlan- 
den in Separat-Unterhandlungen einzugehen, um auf biefe 
Weife eine Sehr herbei zu führen. Nah Verlauf 
von faft anterthalb Dezennien gab ſich endlich eine gewiſſe 
Nachntebigkeit in ben Niederlanden zu ertennen. Am 19. 
Auguft 1829 legte der niederländifche Kommiffär den Ent— 
wurf einer Rheinfhifffahrts- Ordnung vor und am 31. Ok⸗ 
tober deſſelben Jahres überreichte Preußen bet ber Zen— 
tral⸗Kommiſſion einen mobifizirten Entwurf als Ergebniß 
ber mit den Niederlanden gevflogenen Unterhandlungen, 
Diefer letztere Entwurf bildet die eigentlihe Grundlage 
der am 31. März 1831 abgeichloffenen, am 16. Juni ratt« 
fijirten und am 17. Juli 1831 in Kraft getretenen Rhein» 
ſchifffahrts- Ordnung, nad welcher bis auf den heutigen 
Tag im Nllgemeinen bie gefeglichen Beſtimmungen über 
den Handel und die Schifffahrt auf biefer großen Waſſer— 
firaße aufrecht erhalten werben. 

Nah dieſer gedrängten Ueberſicht des geſchichtlichen 
Berlaufs der Sefeggebung wenden wir uns num zu unfe= 
vem eigentlichen Gegenſtande. 


III. 
Nach der Konvention vom 15. Auguft 1804 wurden 
auf den 12 NRheinoftroi = Erhebungs » Hemtern von Straß- 


*) In dieſem Beſchluß wird u. A. gefagt: MMs. les Plenipotentiai- 
res d’Autriche, de Prusse et de Rüssie r&connaissant que 
les cing Puissances sont eflectivement appellees a concourir 
à l'exécution des dispositions de l’acte du congr&s de Vienne, 
relativement a la libre navigation du Rhin, et que les dif- 
ficultes, qui restent a surmonter à cet @gard, viennent pour 
la plus grande partie de la part du Gouvernement des 
Pays-bas, sont convenus avec Mr. le Duc de Wellington à 
ce que les Missions de leurs Cours à Bruxelles seraient in- 
struites sans delai, de se concerter entre elles et avec le 
ministere de Sa Majest# trös chretienne à l’eflet d’adresser 
au Ministere des Pays-bas de representations convenables 
pour amener aussi promptement que pourra se faire, un 
accord satisfaisant sur ce qui fait l’objet des plaintes des 
parties inleressces. 
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burg bis zur holländiſchen Grenze für 50 Kilogrammes 
Güter in ber a ri 2 Franks, in ber Talfahrt 1 Fr. 
336. erhoben. Außerdem mußten die Schiffe an jedem 
Erhebungsamte bie f. g. Rekognitiond« oder Befihtigungs« 
Gebühr, ſowohl für Ieere als für beladene Schiffe entrich- 
ten. Diefelbe betrug je nah der Größe des Schiffsgefä- 
fes 10 E. bis 16 Fr. 33; ©. 

Die Konvention vom Sabre 1831 änderte nur ben 
Tarif der einzelnen Stromftreden, ohne dag die Güter, 
welche die ganze Rheinftrede zu durchlaufen hatten, eine 
Vermehrung oder Verminderung bes Tarifs erfuhren. Es 
wurden nämlih erhoben : Nah dem Tarif 

von 1804 von 1831 
pr. Gtr. von 50 Kilogramın 
Sn der Thalfahrt. Fr. Gt. M. Fr. Gt. M. 
Für die Strede zwifchen Straßburg 
u. Mainz „. 26 6 „ 56 „ 
— u. 

n 58 40 
Köln u. db. " ä 5 . 
boll. Grenze 70 6 „ 37 „ 


Zufammen 1 33 1, 
Sn der Bernfahrt 
Für bie Strede zwifchen . u, 
öln 


nn. 9 " 


"nn " " 


1 06 „ 55 


F Köln und 
un j Mainz „ 54 „60 
no mn „ Mainz und 
Straßburg D 40 „ 85 
Zufammen 2 — 2 — 


Diefer Tarif wurde auch bis zum Schluß bed Jahres 
1844 nicht abgeändert. Indeſſen fanden inzwiſchen ſchon 
ang bedeutende Mopififationen ſtatt Im Urt. 32 der 
onvention von 1831 ift c8 nämlich jebem einzelnen Ufer: 
ftaate freigeftellt, für fich allein, oder wenn ein benach— 
barter Staat an ber Zolleinnahme Theil nimmt, mit bef- 
fen Zuftimmung, Ermäßigungen der Nheinzoll= Abgaben 
oder Befreiungen davon, nicht nur für gewifle Gegenftände 
ohne Unterjchteb der Perſonen durh allgemeine Verord— 
nungen, fondern auch in einzelnen Ballen zum Vortheil 
gewiffer feinen Unterthanen angehörtger Fahrzeuge oder 
einer beftinimten Berfon zu ertheilenz; wogegen keinem Ufer 
—* nach Art, 33, je das Recht zuſteht, den Tarif zu er= 
öhen. 


Bon ber Hier erwähnten Erlaubniß murbe, bis zur 
beſchloſſenen und eingeführten Rheinzoll: Ermäßigung vom 
Jahre 1845, mehrfeitig Gebrauch gemacht. 

Preußen und Naffau hatten den Bergtarif für bie in 
bie Lahn gehenden Güter von Koblenz von 16 Gentimes 
9 Millimes auf 1 68.5 M., den Thaltarif für die in 
bie Lahn beftimmten Güter von 10 68. 70 M. auf 9. Gb. 
7 M. ermäßigt. Zwiſchen Frankreich und Baden war eine 
Uebereinkunft getroffen, in beren Folge alle Waarenien= 
dungen von ber Lauter an bis Kehl, Freiftädt und Straß. 
burg und umgefehrt die Befreiung von ben Schifféegebüh— 
ren für biefe Strede genoffen. 

Baden ließ außerdem allen Berfendungen,, welche zu 
Berg bie Erbebungsämter Straßburg und Breiſach paffir= 
ten, ben badiſchen Antheil an dem Ertrage ber Aemter zu 
Mannheim, Straßburg und Breiſach bis auf 15 pCt. zu—⸗ 
rüderftatten. 

In Preußen wurden durch bie Verordnung vom 31. 
Dezember 1841 große Erleichterungen gewährt. Der Scifs 
fer konnte ſowohl die RekognitionssGebühren als den Rhein 
sol ganz nad feiner Wahl bei ber Einfuhr refp dem 
Ausgange, oder auf einem andern preußifchen Nheingolls 
Amte erlegen. Für viele aus bem freien Verkehr über 
Emmerich ausgeführte, oder bloß innerhalb des Landes auf 
bem Rhein transportirte Güter wurde auf ber Hreußifchen 
Strede ber Rheinzoll ganz erlaffen. Eine folche Befreiung 
genoffen die Ruhrfohlen beim Ausgang über Emmerich felbft 
ohne Rüdfiht auf die Nationalität der Fahrzeuge. Wenn 
bei der Maarendurchfuhr nur ein Theil ber preußifchen 
Rheinfirede benügt wurde, fo ward der Rheinzoll nur in 
den Fällen erhoben, in welchen ber Waareneingang ober 
Ausgang auf Landwegen des linken Rheinufers ftatt fand. 
Ladungen, melde Rieinabwärte über Koblenz eingingen 
und Mefelwärts über Trier, ober umgekehrt über Trier 
ein- und über Koblenz ausgingen, waren für bie Rhein- 
nn * Rheinzollamt Koblenz bis zur Moſel vom Rhein⸗ 
oll frei. 

Die niederländiſche Regierung gewährte ſeit 1837 gänz⸗ 
liche Freiheit vom Rheinzoll für alle Gegenſtände, wie 
auf dem Rhein ıhalwärts eingeführt wurden und zur Aus— 
fadung in niederländifchen Häfen beftimmt waren; Herabe 
fegung bed Rheinzolles auf bie Hälfte für alle @egenftänbe 
ohne Unterfchted der Herkunft oder Beftimmung, welche in 
einem nieberländbifchen Hafen geladen und auf bem Rhein 
zu Berg verführt wurden; Befreiung der Schiffe der Ufer 


ftaaten von der Schiffsgebühr bei der Binnenfahrt zwifchen 
Lobith, Krimpen und Goreum ohne Ueberfchreitung dieſer 
Zollſtellen. 

Endlich war wegen ber Rheinzollerhebung von den Trans⸗ 
porten derReiſenden und ihrer Effekten mittelſt der Dawpfſchiffe 
ein beſonderes Uebereinkommen getroffen, nach welchem die 
gu folden Fahrten beftimmten Dampffchiffe zur Entrichtung 

ed Rheinzolld von 15 Zentner zur ganzen Gebühr bei je— 
der Fahrt und bei jedem Erbebungsamte angehalten wer- 
den konnten. Eine jolbe Erhebung fam jedod nur in ei= 
nigen Uferftaaten vor. Außer diefen Mobififationen und Er— 
leichterungen fand auch noch eine ganze Reihe von Ausnah« 
men vom ganzen Zoll und die Berfeging ſolcher, der vol— 
len Gebühr unterworfenen Artikel in eine niedrigere Klaſſe 
ftatt. Endlich verzichtete auch das Großherzogthum Heffen 
bei Einführung des definitiven Tarifs im Sabre 1845 auf 
Erhebung des Bergtarifiages für die von Mainz in den 
Main eingehenden Güter. Bine Ermäßigung oder Herab— 
fegung des Rhbeingolltarifs im Ganzen fand nicht ftatt. 
Diefe trat erft vom 1. Oktober 1851 an in Folge einer 
Uebereinfunft zmijchen Preußen, Naffau, Heflen, Baden 
und Bayern ein, Die Gebühren wurden dadurch ungefähr 
auf die Hälfte ermäßigt. 

Es wurden nämlich erhoben: 

Nah dem Tarif von: 1845. 1851. 
Sn ber Thalfahrt. 
(per Gentner von 50 Kilogr.) 
Gent. Mil. Gent, Mill. 


Bon der Lauter bis Neuburg — 47 — 23 
„ Reuburg bis Mannheim 23 51 11 76 
„» Mannheim „ Wainz 18 2 16 67 
„ Mainz „ Kaub 10 — 10 — 
„ Raub „ Koblenz 439 6 83 
„ Kobleng ,„ Anden 4 46 2 23 
» Andernah „ Linz 3 51 76 
" u „ Köln 12 05 02 
„ Köln Düffeldorf 11 63 82 


„ Düffelborf g Ruhrort 7 82 
„Ruhrort „ Welel 7 04 

zu Weil 10 74 

Sn ber Bergafaphrt. 

An ber Zollfielle zu Emmerih 16 15 
“m PR „Weſel 10 59 
vn v„ vn Rufreort 11 31 
nn u n Düſſeldorf17 49 
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Gent. Mill, Gent. Mill. 
An der Zollſtelle zu Köln 18 12 906 
—W » Linz 5 27 2 6 
4 R „ Audernahb 6 70 3 3 
er Pr „ Koblen 14 11 8 12 
—— — „Kaub 15 03 10 02 
524 „Mainz 27 42 17 50 
ur " » Mannheim 35 36 1768 
7} " Neuburg — 70 — 35 


" ” 
Nah dem ermäßigten Rbeinzolltarif von 1851 werden 
an Rheingollgebühren auf der Strede von ber franzöfifchen 
bis zur niederländischen Grenze demnach erhoben : 
Zu Thal: 75 ©. 97 Mill. gegen 117 C. 47 M. früher. 
Zu Berg: 96 „ 48 „ „ " „ 

Es if alfo in der Thalfahrt eine Ermäßigung von 
44.6. 12M., in der Bergfahrt eine Ermäßigung von BLE. 
TEMP. Gentner von 50 Kilogrammen eingetreten. 

Welche pünftige Wirkung defe Herabfikung auf ben 
Güterverkehr des Rheins ausgeübt hat, arigt fich an der 
bedeutenden Zunahme ded Verkehrs von Jahr zu Jahr, 


Es paſſirten bei den folgenden Erhebungsämtern : 


In den Jahren 1828. 1335. 1853. 
Zu Thal: Str. Zir. Ztr. 
Neuburg 253,022 599,758 67,516 
Mannheim 1,340,476  1,359,795 2, 905,976 
Mainz 1,361,983  1,488,947  2,813,017 
Kaub 1,284,277 ? 3,648,604 
Emmerich 1,551,640 95,179,731  8,342,753 

Zu Berg: 
Emmerich 1,034,802  1,718,239  4,904,245 
Kaub 1,006,834 ? 7,463,836 
Mainz 1,004,159  1,458,023  6,827,440 
Mannheim 507,323  1,014,906 1,396,415 
Neuburg 163,728 301,234 618,537 


Trog der bedeutenden Ermäßigung, welche bie Rhein 
zölle erfahren haben, iſt die Frage von ihrer Aufhebung 
oder weiteren Derabjegung fortwährend Gegenftand der Un— 
terfuhung. Sie wird von Seiten bed Handelsſtandes leb— 
haft befürwortet; bei den Finanzmännern der Eleineren Ufer« 
ftaaten ftößt fie dagegen auf große Bedenken. 

Seit der Anwendung ded Dampfs auf die Transport— 
anfalten zu Waffer und zu Lande, feit Vollendung ber 
franzöfifchen Gifenbahnen und Kanäle, ber deutihen Ei— 
ienbahnen mit Errichtung der bdireften Dampfihifffahrtse 
Linien zwifchen den norbdeutichen Seeplägen und engliſchen, 
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bollänbdifchen und franzöſiſchen Häfen find mehrere wichtige 
Lands» und Waflerwege mit dem Rhein in eine Konkurrenz 
getreten, welche in vielen Fällen zum Nachtheile bes Rheins 
ausgefallen ift. Elbe und Wefer waren von jeher Konkurrenz» 
ſtraßen für den Rhein und die Letztere iſt ed beſonders feit dem 
Anſchluß des Steuervereind an den Zollverein und der da— 
mit zufammenbängenben Errichtung ded Harburger Freihafens. 
Dieter junge zollvereinsländifche Import- und Erportplag, 
ber durch die Befreiung vom Stader Zoll, durch großartige 
Hafeneinrihtungen, durch feine regelmäßige Dampficiff- 
fahrts-Verbindung mit holländifchen und engliihen See= 
plagen und durch feinen Zufammenhang mit dem bdeutjchen 
Gifenbahnneg einen rafıhen und fteigenden Aufſchwung er= 
halten Hat, entzieht ſchon jet ber Rheinſtraße nicht ganz 
unbedeutende Transporte von. Holland und England. Noch 
größeren Abbruc aber erleidet der Verkehr auf dem Rbein 
dur bie franzöfifchen Eifenbahnen und Kanäle. Der 
Marne⸗Rhein-Kanal, welcher Havre und Paris mit Straße 
burg in eine Wafferverbindung gebradt hat, wurde im 
Herbft 1853 auf feiner ganzen Länge dem Verkehr übers 
geben. Die Frabten auf demfelben betragen von Havre 
bis Straßburg für Güter erfter Klaffe (3. B. Kolonial« 
waaren) nicht mehr ald 6 Fred. 25 Gent. pr. 100 Kilo— 
grammes, für Güter 2. Klaffe 5 Fr. 25 ©. und 3. Klaffe 
4 Sr. 60 C. pr. 100 Kilogr, wobei bie Schleufengebühren 
mitinbegriffen find. Es ift notorifh, daß auf dem Marne: 
RheinzKanal eine nicht unbedeutende Einfuhr von Rohe 
ftoffen und Kolonialwaaren, welche früher die Rheinftraße 
von Holland einfchlugen, bezogen werben. Auch Boulogne, 
dad durch eine Zweigbahn mit dem framöſiſchen Gin. 
bahnnetz verbunden und durch große Erleichterungen in ben 
Douaneformalitäten, befonders aber durch äußerft niedrig 
geftellte Frachtſätze ſehr begünftigt ift, hat in neuerer Zeit 
angefangen, an bem Zranfit von Gütern aus England 
nad ber Schweiz, bie font ausfchließlih den Waſſerweg 
des Rheins einichlugen, Theil zu nehmen. Das Beftreben 
ber frangöfifhen Regierung ift unverkennbar darauf gerich— 
tet, den Tranfit von England und Amerifa über Havre 
und Boulogne nah Deutihland und der Schweiz fo viel 
wie möglich den Eiſenbahnen und Kanälen Frankreichs zu= 
zuwenden. Daß dies aber nur auf Koften und zum Nach— 
theil der Rheinſchifffahrt und des Rheinhandele geichehen 
kann, ift leicht beareiflich. Der Koftenunterfchteb zu Bunften 
ber franzöfiihen Gijenbahnen iſt jedoch nicht fo bedeutend, 
als daß derfelbe nicht durch eine Verminderung ber Rhein⸗ 
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zölle aufgehoben werben Fünnte. Bel einer gänzlichen Aufs 
hebung bes Rheinoftrois könnte die Waflerfiraße noch eis 
nen Bortheil in den Frachten und Spefen bdarbieten, ber 
„ bie fchnellere Beförderung auf der Eifenbahn aufwiegen würbe. 

Unter diefen Umftänden erfcheint es höchſt wünſchens— 
wertb, daß die deutichen Uferftaaten das periculum ın mora 
allfeitig erkennen und nach dem Borgange Hollande und 
Preußens darauf verzichten, den Rhein im Intereſſe des 
Fiskus zu verwalten. 

Es kann indeſſen nicht verfannt werben, daß dies mit 
nroßen Schwierigkeiten verbunden und nur auf dem Wege 
von Einfhränfungen und Erfparniffen oder durch Vermeh— 
rung der Steuern zu erreiben if. Große Staaten fün« 
nen für das Syſtem der Defonomie und Kultur, denen 
billige, fihere und gute Verkehrswege fo außerordentlich 
förderli find, große Opfer bringen und werben in ben 
Erfolgen dieſer Opfer früher oder fpäter fiher leben. Mit 
kleinen Staaten ift das etwas Anderes. Sie leben von 
ber Hand in den Mund und konnen feine großen Vor— 
lagen für die Zukunft machen 

Dennoh werden bie Fleinen beutfchen Rheinuferftaaten 
ſich der ernfilihften Erwägung dieſer Frage nicht entziehen 
dürfen, wenn fie nicht Gefahr laufen wollen, den Verkehr 
vom Rheinftrom nad) und nach zu verfcheuhen und damit 
eine wichtige Quelle des Wohlſtandes ihrer Angehörigen 
zu untergraben. 

Es handelt fih inde auch noch um andere Erſchwe— 
rungen, melde dem Rheinhandel und der Rheinſchifffahrt 
außer den Zöllen bereitet werben, und in diefer Beziehung 
thut eine Reform nicht minder noth als in jener. 

Der Breis der Waaren, welche den Rhein benugen, um 
an ben Ort ihrer Beflimmung zu gelangen, wird nicht blog 
um ben Betrag ber Zölle vermehrt, die fie zu entrichten 
haben, fondern auch noch um den der meift Rädılfchen Ab— 
gaben für die Benugung der Krahnen, Waagen und Lager: 
räume Diefe Gebühren find an manden Platzen noch zu 
hoch und einer Verminderung fähig, von welcher man fid) 
gute Kolgen verfprechen fann. In den amtlichen Formalitäten 
bei der Verfendung von Gütern auf ber Nheinftrage dürften 
ebenfalls bie und da noch Erleichterungen zu gewähren fein. 

Endlich wird man aber auch die Verwaltungen der gıos 
Ben Rheinſchifffahrts-Geſellſchaften daran erinnern müſſen, 
daß fie den Bogen nicht zu ftraff fpannen follen, melden 
ihnen bie Aktionäre in die Hand gegeben haben. An bie 
Stelle der früheren Schiffergilde tft eine Gilde von Kapi— 
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taliſten getreten, welche die Frachten für ben Rheinſtrom 
beſtimmt. Die Aktionäre der Geſellſchaften, welche durch 
ihre Dampfſchiffe jetzt %,. des ganzen Rheinverkehrs be— 
ſorgen laſſen, kommen alle Jahre ein Mal zuſammen, um 
an den Beſchlüſſen über die Höhe der Dividende Theil zu 
nehmen und die leitztere fo hoh wie möglich zu geſtalten Die 
Meiiten vor ihnen haben für ihr Votum feinen andern 
Beftimmungsgrund als den einer möalichft hohen Dividende 
und würden, wenn eine ſolche auf dem Rhein nicht mehr gezablt 
werben fünnte,mit ihremKapital in amerifanifhen@ifenbahren 
oder beliebigen andern rentabein Sefchäften arbeiten. Wenn 
diefe Gefellichaften 10 p&t. — 20 pCt. Dividende gezahlt 
haben und zahlen, je darf man behaupten, daß eine jo hohe 
Verzinfung des Rheinſchiffahrts-Kapitals auch nicht geeig= 
net tft, den Verkehr auf dem Rhein feitzubalten und zu 
beleben. Denn ber Preis der Waare wird eben auch durch 
diefe hohe Dividende erhöht Sie ftedt in den Frachten 
und es ift daher nur ein durchaus billiged Verlangen, daß 
die Verwaltung der Dampficifffahrts- Gejellichaften des 
Rheine die Frachten für den Transport der Güter herun— 
terfegen mögen. 

Würde dies gnefchehen und zu gleicher Zeit eine Er: 
mäßigung des Rheinoktroi eingeführt werden, fo iſt gar 
nicht daran zu zweifeln, daß der Rhein die große Welt: 
ftraße bleiben werde, welde für Mitteleuropa den größten 
Theil ded Verkehrs vermittelt. Es drängt fi indeß dabei 
eine andere Frage in den Vordergrund, deren Löſung eben- 
falld auf die angedeuteten Schwierigkeiten ftößl. Sol ber 
Verkehr zu Lande nicht unter den Begünftigungen zu kurz 
. kommen, welche man dem Waflerverfehr wünſchen muß, follen 
nicht ganz wichtige und berechtigte Intereffen derLandverkehrs— 
mittel beſchädigt werden, fo wird mit Ermäßigung oder Aufhe— 
bung des Nheinoftrois auch die Aufhebung oder Ermäßigung 
des Landtranfitzolld eintreten müffen. Denn ohne cine ſolche 
Berükfihtigung der Parität der Sntereffen würden unfere 
Rheineiſenbahnen und Landwege und die von ihnen abhäns 
genden Berhältniffe unter einfeitiger Aufhebung der Rheine 
zölle empfindlich leiden und es würde fich fragen, ob ber 
daraus en:fpringende Nachtheil nicht die Vortbeile aufwies 
gen müßte, die wir und von einer Reduktion der Rheinzölle 
verſprechen dürfen, 

Ans dem Vorfiehenden wird erhellen, daß bie Rheinzoll— 
frage nach verfchiedenen Seiten hin große aber gewiß nicht 
unüberfteiglihe Schwierigkeiten darbietet, deren Bejeitigung 
man im nationalen Snterefje lebhaft wünſchen muß. 

— — 
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Borwort. 


Die Verhandlungen, bezielend das geaenfeitige Verhältniß des 
großen von Preußen geflifteten Zoll» Vereins zu dem Hannover: 
Oldenburgfchen Steuerwereine, find, zwiihen den Sironen Preußen - 
und Hannover geführt, nah langer Dauer beendigt. Nicht ein- 
mal die Erneuerung der bisher beftandenen Verträge war ihr Er: 
folg. Für alle Theile ein beflagenswertber Ausgang. Um fo näber 
liegt dir Frage nad den Gründen des Ereigniffes. 

Die. Regierung Hannovers, tief und lebhaft. durchdrungen von 
dem Sinne für Deutfchlands Einheit, Eintracht und Größe, für 
deſſen Fräftiges Zufammenwirken im wahrhaft gemeinfamen In— 
tereſſe, ift es fich fchuldig, ihren hohen Mitverbündeten die Mittel 
darzubieten zu eigener Beurtheilung jener Frage. 

Beranlaßt zu diefer Darlegung ift fie nicht durch den, bie und 
da in Zagesblättern enthaltenen ungerehten Borwurf, als habe 
Hannover im Gange der Verhandlung eine, fpäter nicht bewahr- 
heitete Abfiht des Beitrittes zum Zoll: Bereine vorgegeben. Ein 
Vorwurf der Art kann nie eine Regierung treffen, die, wie Hans 
nover, in allen Berbandlungen den Grundſatz der Wahrheit und 
Offenheit unverbrüchlich feftgehalten hat. Er findet aber auch feine 
Wiverlegung in der Unmöglichkeit der Täuſchung während der Dauer 
von anderthalb Jahren in einer Angelegenheit von fo umfaffen: 
dem Intereſſe, über deren wahren Stand im Nahbarlande Fein 
Dunfel lag. Daß übrigens Urtheil und Entſchluß in fchweren 
Fragen oft erſt durch mehrfache Prüfung zur Reife gedeihen, 
lehrt die Erfahrung. 

1 


\ 

Kerner nicht hervorgerufen wird dieje Denfjchrift dur die Be: 
forgniß vor unrichtiger Darftellung von anderer Seite. Die Ver: 
handlungen haben Namens des Zoll-Vereins von der Krone Preu— 
ßen Statt gefunden. Von dieſer fürchtet Hannover am Wenigſten 
Verblendung der öffentlichen Meinung. 

Die Sache berührt die materiellen Intereſſen vieler deutſchen 
Staaten. Dennoch vertraut Hannover auch von Ihnen einer nidt 
befangenen Prüfung. 

Der Gang der Berhandlungen wird umwiderleglihb darthun, 
wie wenig die Regierung Hannovers den, von manchen Seiten an: 
geregten Gedanken beachtet bat, als handele es fich gegen fie um 
indirecten Zwang zum Beitritte. Die Unabbängigfeit der deutichen 
Regierungen, ihre vollfommene Rechts » Gleichheit, dieſe wefent- 
lihen Grundlagen des deutjchen Bundes, find von Allen, den 
mächtigen wie den mindermäctigen Gliedern des Bundes, im Zoll- 
Verbande ſelbſt wie außer demjelben, anerfannt und geſchützt. 
Sie müffen genugfam fichern auch gegen unbewußtes Geltend- 
maden eined Übergewichtes der Macht über die freie Übung der 
rechtlichen Befugniß. Das Bewahren des freien Entſchluſſes bei 
diefer, in das Wohl und Wehe der eigenen Unterthanen tief ein 
greifenden Frage kann mithin bei allen hoben Mitverbündeten auf 
Anerkennung rechnen. 

Keine Regierung wäre mehr wie die Hannover: 
fhe geneigt, mitzuwirken zu dem vaterländifchen 
Zwede der Befeitigung aller Hemmniſſe des Handels 
und Verkehrs im deutfhen Bunde Nur nidt auf 
einem Wege, gebahnt durch ſchwere Gefährdung des 
Wohlſtandes der eigenen Staaten. 

Der unverkennbare Drang der Umſtände, wie ſolche ſich von 
Seiten des Zoll» Vereins durch Verwerfung diesſeits für unerläß: 
li erachteter Borbedingungen des Anfchluffes, fodann aber aus der‘ 
Sache felbft in dem Königreihe Hannover ohne Einwirkung der 
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Regierung gellaltet hatten, erheifchte von der Letztern, jegt ausjchlie- 
lih darauf bedacht zu jein, das ungefährdete und freundfchaftliche 
Fortbeſtehen beider Bereine, für das feit 1837 in dem Bisherigen 
eine günftige Baſis geboten war, zu erhalten und wo möglich für 
die Zukunft felter zu begründen. 

Bis zu dieſem Beſtreben ging und geht noch an alle Bethei- 
ligte die unabweislihe Anforderung wahrhaft deutſch föderativer 
Gefinnung. Nicht über dieſe Gränze hinaus. 

Diefes ift der Gelichtspunet der Königlih Hannoverſchen Re: 
gierung. Ob und wie fie ſolche Gefinnung in den Verhältniſſen 
zu dem Zoll-:Bereine bewährt babe, muß die nachfolgende rein that: 
ſächliche Darlegung der Verhandlungen lehren. Sie berührt ihrem 
Zwede nad nur die Ihatfachen, von denen der Verlauf der Sache 
bedingt gewefen. Alle Artenftüde aber, auf deren Inhalt e6 an: 
fommt, liegen volltändig an, um dem Vorwurfe zu begegnen, als 
jei das Gegebene mangelhaft, oder durch Aufhebung des Zufammen: 
banges im unrechten Lichte dargeftellt. | 


— — on 


8. I: 
Verträge von 1837. 


Son vor Bildung des Hannover - Braunfhweigifhen Steuer: 
Bereins hatte die Königlih Preußifhe Regierung ihre Bemühung 
Darauf gerichtet, die Entfernung unverftenerter Niederlagen von den 
Steuer-Gränzen und eine firenge Gontrole der, aus folden Nieder: 
lagen weiter geführten Waaren zu erlangen. Jene Bemühungen 
wurden nad der Bildung des Steuer-Vereins fortgefegt. Cie bat: 


& 
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ten den Erfolg, daß im Jahre 1836 Hannoverſche und Braun— 
ſchweigiſche Commiſſarien mit Preußiſchen in Hannover zuſammen— 
traten, um die gegen den Schleichhandel zu treffenden Maaßregeln 
zu verabreden. Die Unterhandlungen gewannen bald an Umfang. 
Während nämlich Königlich Preußiſcher Seits cin fo umfaſſen— 
des Zoll-Cartel beantragt war, wie es unter den Staaten des 
Zoll-Vereins ſelbſt beſtand, glaubte man dieſſeits das weſentlichſte 
Mittel zur Verhütung des unerlaubten Verkehrs in der Erleichte— 
rung des erlaubten zu finden und ſuchte deshalb für die Gegen— 
ſtände des nachbarlichen Verkehrs eine Annäherung der Tariffätze 
des Zoll-Vereins an die des Steuer-Vereins zu erreichen. 

Zu dieſen beiden Gegenſtänden der Verhandlung Fam ein 
dritter. 

Die Stadt und das Oberamt Münden, an Hannover ges 
börig, waren nicht 'mit in den Steuer = Verein aufgenommen, 
weil ihre vorfpringende Lage nicht nur die Gränzbewachung 
erjchwert, ſondern es auch rathſam macht, den Verkehr, der 
ſchon unter den Maafregeln des Auslandes leidet, nicht auch 
noh im Innern durch ähnliche Einrichtungen zu drüden. Für 
den Zolle Verein jedoh hatte die Bewahung jener Gebiets: 
theile große Schwierigkeit. Die Königlih Preußiſche Regie: 
rung beantragte deren Aufnahme in den Steuer: Berein und 
dieſem Wunſche zu entſprechen war man  biesjeits geneigt. In 
der Kurheififchen Graffhaft Schaumburg befand auf der an: 
dern Seite ebenfalls Fein Syſtem von indirecten Abgaben. Die 
hieraus für den Steuer-Verein entſtehenden Nachtheile wären am 
Einfachlten dur einen Anſchluß der Graffchaft an den diesfeitigen 
Verein zu befeitigen gewejen. Man beantragte daber diesfeits einen 
folhen Anſchluß. Königlih Preußischer Seits zeigte man fich 
bereit, zur Unterftügung dieſes Antrages bei der Kurheſſiſchen 
Regierung. Nachdem die Letztere einen Bevollmächtigten zu den 
Unterhandlungen abgeordnet hatte, ward Namens Preußens in 
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der Couferenz vom 26. Juli 1836 die Erwartung ausgeſprochen, 
daß, in Anerkennung der eben gedachten Bereitwilligfeit, der 
Steuer = Berein fi entſchließen werde, zur ferneren Abrundung 
und Kürzung der gemeinjchaftlihen Steuergränzgen den An— 
fhluß der Grafihaft Hohnſtein, des Amts Klbingerode, des 
Fürftentbums Blankenburg und des Stiftsamtes Walfenried an 
den Zoll» Berein zu bemwilligen. Man ging Ddiesfeits hierauf 
näher ein. Der Anſchluß der Grafibaft Schaumburg an den 
Steuer:Berein aber fand. bei der Kurbeffiihen Regierung Bedenken 
unter Angabe des Grundes, diefe Grafihaft hänge in ibren Ber: 
fehrö-Berhältniffen zu eng mit Zippe=- Detmold und Lippe: Büdeburg | 
zufammen, ald daß es ratbiam fei, fie durch eine Douanen-Li— 
nie davon zu trennen. Die Fürſtlich Büdeburgifche Regierung war 
jedoh zu einem Anſchluſſe an den Steuer-Berein geneigt. Als die 
Ausficht hierzu näher trat, entfernte ſich der Kurheſſiſche Commiffar 
von Hannover und fchidte am 24. November 1836 von Kaf- , 
ſel aus eine Note ein, in ber er auseinander ſetzte, daß es haupt: 
fählih Lippe» Detmold fei, wohin der Berfehr der Graffchaft 
Schaumburg gehe und daß daher ein Anfchluß der Legtern an den 
Steuer: Verein, wegen der dadurch herbei geführten Trennung von 
Lippe» Detmold, definitiv abgelehnt werben müſſe. 

Die Königlih Preußische Regierung zeigte ſich von einem folchen 
Erfolge fehr überrafcht. Ihre Commiſſarien erklärten am 17. December 
1836 zu Protocoll, daß fie an der erwähnten Kurheſſiſchen Note durch— 
aus feinen Antheil hätten, und fich deshalb aller weiteren Außerun⸗ 
gen über deren Inhalt enthalten müßten. Zugleich zeigten ſie an, daß 
die Kurheſſiſche Regierung in allen andern Puncten ihre Zuſtim— 
mung zu demjenigen erklärt habe, was die Königlich Preußiſche 
Regierung verabreden werde. Hiermit verbanden ſie die Be— 
merkung, daß ihre Regierung auf die Grafſchaft Schaumburg, 
die nicht zum Zoll-Vereine gehöre, überall keine Einwirkung 
habe. Sie äußerten, daß es die unbilligſte aller Forderungen ſein 


würde, die je bei irgend einem Bertrage habe aufgeftellt werden 
können, wenn ein Theil von dem andern Bedingungen verlange, Die 
außer deifen Macht lägen und an den Entichluß eines, in den 
Verhandlungen zur Zeit nicht betheiligten Dritten geknüpft wären. 

Die Richtigkeit diefer Argumentation ließ fih in Zweifel ziehen. 
Man hatte es diesfeits mit dem Zoll-Vereine im Ganzen zu thun. 
Bedeutende Intereffen fämmtlicher ihm angebörenden Staater kamen 
bei der Verhandlung in Frage. War auch der Kurheffifche Bes 
vollmächtigte feit Kurzem von der unmittelbaren Theilnahme an den 
Verhandlungen ausgefchieden, und fand auch das Syſtem des Zoll: 
Vereins damals in der Heſſiſchen Grafſchaft Schaumburg noch feine 
Anwendung ; fo gehörte fie doch einem im Zoll:Bereine befindlichen 
Staate an. Das Verhältnig war ähnlih dem, in weldem die 
Stadt und dad Oberamt Münden zu den Steuer-Bereine ftanden, 
hinfichtlich deren diesfeits gleihe Schwierigkeiten nicht erhoben wur- 
den. 

Inzwiſchen eröffnete fid) die Ausficht, daß Königlich Preußiſcher 
Seits zur Regulirung der Gränzen einige Ortfchaften dem Steuer- 
Bereine würden beigelegt werden und die Unterhandlung ward dem 
nad fortgejegt. Sie führte zum Abſchluß der Verträge vom 1. 
November 1337, deren dreifacher Gegenftand aus dem Zoll-Gartel, 
ben Gebiets- Abrundungen und Kürzungen, endlih aus Verkehrs— 
Erleichterungen beftand. 

Durch das Zoll: Sartel (Vertrag lit. A.) war eine vollftändige 
Mitwirfung eines jeden contrahirenden Theiles zur Verhütung, 
Entdedung und Beftrafung der Gontraventionen gegen die Zoll: 
Gefeßgebung des andern Theild zugefihert und die Aufnahme der 
Stadt und des Oberamts Münden in den Steuer: Berein verfügt. 

Bei den Bereinbarungen über die Abrundung der teuer 
Gränzen (Verträge lit. B. C. und D.) ergab der Zwei von felbft 
das Prinzip, alle Gebietstheile, die größtentheild vom Territorium 
des andern Vereins umfchloffen find, diefem beizulegen. Bon den 
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Staaten des Steuer-Vereins wurden dem zufolge dem Zoll⸗Vereine 
angefhloffen die Grafihaft Hohnftein, das Amt Elbingerode, 
das Fürftentbum Blanfenburg, das Stiftsamt Walkenried, das 
Amt Salvörde und die Dörfer Pabitorf und Heffen, von Seiten 
Preußens aber dem Steuer: Vereine, die, rechts der Weſer und 
der Aue fo wie die am linken Wefer-Ufer von Schlüffelburg bis 
zur Glasfabrit Gernheim belegenen Theile des Kreiſes Minden, 
ferner die Ortfchaften Würgaffen, Roflum, Wolfsburg, Heßlingen, 
Hehlingen und der nördlich von der Lemförder Chauſſee belegene 
Theil der Ortſchaft Reiningen. Die vom Steuer:Vereine dem Zoll: 
Vereine überlaffenen Gebietstheile enthalten etwa 40,000 Einwoh— 
ner, die Preußifhen Abtretungen nur etwa 11,000. 

Die verabredeten Verkehrs-Erleichterungen (Vertrag lit. E.) 
bezogen fih auf den Tranfit und den nahbarlichen Verkehr. 

In erfterer Beziehung hatten die Preußifhen Commiffarien in 
der Gonferenz vom 26. Juli 1836 als Grundfag anerkannt, daß 
auf allen furzen Steeden, wo die Verbindungsftraßen von einem 
Gebietspuncte zum andern durch fremdes Territorium führen, der 
Durhgangszoll auf eine geringe Sontroles Abgabe 
berabgefegt werde. 

In Folge diefes Grundfages ward der Durdgangs-Zoll König: 
lich Preußifcher Seits auf zwei Wegeftreden resp. auf 15 und 10 
Silbergrofhen für die Pferdelaft herabgefegt; von Seiten des 
Steuer: Vereins aber an einer Stelle ganz aufgehoben. 

In Betreff des Gränz- und Marktverfehrs endlich erreichte 
man, daß der Zoll-Berein bei einzelnen Artikeln den diesſeitigen 
Untertbanen wenigftens zum Theil dasjenige gewährte, was ber 
Steuer» Verein fhon dur fein Syſtem den dortfeitigen Unterthas _ 
nen einräumte. 

Der große und hbeilfame Zwed diefer Ber: 
trägeiftindem Borworte erwähnt. Erwarnidt 
ohne Shmwicrigfeiterreidt. 
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Der materielle Nugen, den der Steuer-Verein ihnen verdanfte, 
beichränfte fih großentheild auf die gegenfeitigen ne 
des Gränzverfehrs. Ä 


Was die direften Mittel zur Unterdrüdung des Shleichhandels 
anbetraf, ſo war der Steuer-Verein weſentlich nur bei der Einfüh— 
rung eines regelmäßigen Zollſyſtems in der Kurheſſiſchen Grafſchaft 
Schaumburg intereſſirt. Dieſe aber ward nicht erlangt, während 
Preußen alle diesſeitigen Gebietstheile, deren Gränzbewachung ab: 
ſeiten des Zoll-Vereines für dieſen großentheils mit den erheblich— 
ſten Schwierigkeiten verbunden war, von ſeinen Gränzen entfernt, 
auch letztere nicht nur vollkommen abgerundet, ſondern dabei noch 
einen Gewinn von 29,000 Einwohnern gemacht hatte. 


Von den Staaten des Zoll: Bereins it dem Steuer - Vereine 
mangelhafte Handhabung der verabredeten Maßregeln gegen den 
Schleihhandel zum Vorwurfe gemacht. | 

Hierauf iſt zu erwiedern: 


In einzelnen, verhältnißmäßig wenigen Fällen, ift von bei 
den Seiten über Mängel der vorftchenden Art: Klage geführt. 
Der Steuer:Berein ift mit dem ihm zu Gebote ftehenden Controle⸗ 
Perſonale feiner Verpflichtung getreulih nahgefommen. Zeugniß 
davon giebt die große Seltenheit fpecieller Beſchwerden, während 
auf der andern Seite von Preußen Belobungen und Belohnungen 
diesfeitiger Schugbeamten Statt gefunden haben. Hat die Ausfüh- 
rung des Cartels dennoch nicht überall der Erwartung des Zoll: 
Vereins entfprochen, fo lag der Grund theils in der Berfchiedenheit 
des Abgabe: Spftems, theils in der großen Verringerung des Schuß = 
Perfonales zu dem der ZolleVerein fih nach dem Abſchluſſe des 
Cartels hatte verleiten laffen und deſſen nachtheilige Folgen bei dem 
ftationären Bewahungs-Syfteme eben diefes Vereines fühlbarer wer: 
den mußten, als bei der diesfeits adoptirten ambulanten Gontrole. 


Auf der andern Seite lich die Ausführung der dem Steuer: 
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Vereine zu Theil gewordenen Conceſſionen Manches zu wünfchen 
übrig. 

Hier muß ein Fall der Art erwähnt werden, weil die ans 
liegenden Actenſtücke foldben berühren. Um einigermaßen den Nach: 
tbeil zu befeitigen, der aus der Aufnahme der Stadt Münden in 
den Steuer: Verein für deren Verkehr entitand, war die Verabres 
dung getroffen, dag in Münden von Seiten des Zoll:Bereins ein 
Steuer: Ant ‚errichtet werde, welches die nach dem Zoll-Verein be: 
ſtimmte Waaren abfertigen follte, bevor fie die Gränzen der Letz— 
tern berührten. Es ward defhalb Worabfertigungs - Amt genannt. 
Die diefem Amte urfprünglih ertbeilte Befugniß, zu Erreihung 
des Zwedes unerläßlih, erlitt hiernächſt wefentliche, durh den 
Inhalt des Vertrages nicht gerechtfertigte Beſchränkung. 


Um dieſen und ähnlichen Beſchwerden abzubelfen aud daneben 
einige nüßliche Änderungen der fraglichen Verträge zu ermwirfen, 
wurden diefe, auf den Grund des Artifel 5 des Haupt:Vertrages, 
von Seiten des Steuer: Bereins, am 20. December 1540 für das 
Ende des Jahres 1541 gekündigt. Zugleich) aber ward die diesſei— 
tige Bereitwilligfeit ausgefprocden, wegen Erneuerung der Verträge 
in Unterhandlung zu treten. Die Königlich Hannoverfchen Com: 
miffarien waren zu dem Ende bereits ernannt. 


g. 2 
Braunfhweigs Übertritt. Deffen Gründe und nächſte Folgen. 


In diefer Lage der Sade erklärte die Herzoglid 
Braunfhweigifhe Regierung plöglih ihre Abſicht, 
aus dem diesfeitigen Steuer-Vereine austreten zu 
wollen. 


Ein Schritt, der die bis dahin beflandenen, für beide Theile 
befriedigenden BVerhältniffe des Steuer: Berems zu dem Zoll: 


12 
Vereine gewaltfam über den Haufen warf, der das, durch ernſtes 
und wohlwollendes Zufammenwirfen Preußens und Hannovers im 
Jahre 1837 gelungene Werk der Eintracht, der nachbarlicen Freund: ' 
ſchaft und des gemeinen Beften, mit einem Schlage zerftörte. 

Das Ereigniß und deifen fihtbare Motive erfordern eine kurze 
nähere Erwähnung. 

Braunfhweig hatte am 21. December 1840 durd feinen Be: 
vollmächtigten den Vertrag Wegen Verlängerung des Steuer:Vereins 
unterzeichnen laffen. Es fehlte nur noch die formelle Auswechfe: 
lung der von allen Theilen ausgefertigten Ratificationen. 

Bei der Unterzeihnung waren von dem SHerzogli Braun: 
fchweigifchen Bevollmächtigten drei Vorbehalte gemacht. 

„Hannover folle fih verpflichten, den zwifchen Preußen, Han: 
nover und Braunfchweig im Monate October 1840 zu Berlin ver: 
abredeten Bertrag, betreffend die Eifenbahn von Magdeburg nad 
Minden, zu genehmigen.“ 

„Hannover folle innerhalb der nächſten drei Monate 
mit Braunſchweig eine Bereinbarung treffen, wegen einer Eiſen— 
bahn» Verbindung zwifchen den Städten Gelle, Hannover, Hildes: 
heim und Braunfchweig.“ 

„Inſofern Hannover mit dem Bau der legtgedachten Eiſen— 
bahn-Verbindung bis zu dem Ende des Jahres 1842 nicht 
den Anfang gemacht hätte, oder nicht ein anderer Termin diefer: 
halb mit Braunfchweig verabredet werde, folle Braunſchweig befugt 
fein, aus dem Steuer:Bereine auszutreten.“ 

Am 30. December 1840 zeigte der Herzoglich Braunfchweigis 
ſche Bevollmächtigte ferner an, er werde eventuell die bevorſtehende 
Auswechſelung der Ratificationen benutzen müſſen, um in Beziehung 
auf eine, — ſofort näher zu erwähnende — ülzen-Salz— 
wedler Chauſſee noch einen Vorbehalt zu machen. 

Am 3. Februar 1841 trat der Braunſchweigiſche Commiſſar 
noch mit einem neuen, früher überall nicht zur Sprache gebrachten 
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Borbehalte dahin hervor: „Es follten für die Dauer der Steuer: 
Bereinigung auf den zu bauenden Eifenbahnen zwifhen Hannover 
und Braunfchweig ſchon jetzt bedeutende Erleichterungen der 
Durchgangs-Abgaben feſtgeſetzt werden.“ 


In der am 14. Februar 1841 Statt gehabten, zur Auswech- 
felung der Ratificationen der Verlängerung des diesfeitigen Steuer: 
Vereins beftimmten Conferenz, wiederholte der Braunfhweigifche 
Bevollmädtigte die obigen Vorbehalte. Er legte zugleih in einem 
bejonderen Protocolle als unerläßlide Bedingung jener 
Auswehfelung den Antrag nieder, daß die folgenden Beltim- 
mungen in die Ratificationg - Urkunden aufgenommen würden: 


I. Hannover will den Verſuch mahen, Preußen zu vermögen, 
während ber Dauer der Steuer » Vereinigung zwifhen Hanno» 
ver und Braunfhmweig auf die Bollendung des Baues der 
Chauffee von Uelzen über Bergen nah Salzwedel, fo weit 
folhe Königlih Hannoverfches Gebiet berührt, nicht zu drin— 
gen, und, unter der Borausfegung einer von Preußen erfol— 
genden entiprechenden Erklärung, die Verfiherung an Braun: 
ſchweig ertheilen, während der Steuer: Bereinigung den frag» 
lihen Chauſſeebau nicht fortfegen und vollenden zu wollen. 

Sollte ein folher Verfuh den gewünſchten Erfolg nicht 
baben, fo wird Hannover eine Entlaffung aus der 
Berpflidtung, wegen Bollendung der fragliden 
Ghauffee während der Dauer der Steuer-Berei- 
nigung zwiſchen Hannover und Braunfhmweig, 
bei Erneuerung der Verträge vom 1. November 
1837 zur Bedingung maden. 


1. Die dem Gränz-Amte .erfter Claſſe zu Bergen beigelegten, auf 
den Waaren-Durchgang ſich beziehenden Befugniſſe bleiben 
unverändert. 
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Würde jedoch Königlih Preußiſcher Seits der Chauſſee— 
bau von Magdeburg bis Salzwedel fortgefegt werden, fo foll 
mit dem Zeitpuncte, wo der fragliche Chauſſeebau 
jih der Stadt Salzwedel bis auf eine Meile von 
beiden Seiten ber genäbert bat, bei dem Gränz- 
Amte zu Bergen für Die Dauer der Steuer-Ber: 
einigung eine, den Zranfit befhränfende Einrich— 
tung zudem Zwede getroffen werden, den Trans 
fit:Berfehr von Magdeburg über Lüneburg in's 
Ausland und vice versa auf den bisherigen 


Straßenzügen zu erhalten. 


Sobald in Folge des zwifhen Hannover und Braunſchweig 
abzufchliegenden Bertrages die Eijenbahnen zwifhen Gelle, 
Hannover, Hildesheim und Braunſchweig vollendet worden, 
ſoll rüdichtlih derjenigen Waaren und Gegenjlände, die 
aus dem Königreiche Preußen von Minden nah Hannover 
eins und auf den Ghauffeen oder Eifenbahnen über Lüneburg 
oder Harburg ausgehen, oder die in umgefebrter Richtung 
eins und ausgehen, fo wie binfichtli derjenigen Waaren und 
Gegenftände, die von Halberftadt oder Magdeburg nad) 
Braunfhweig ein- und auf den Chauffeen oder Eifenbabnen 
über Lüneburg oder Harburg ausgehen, oder die in umge— 
fehrter Richtung ein- und ausgehen, in fofern diefe Waaren 
und Gegenftände auf den Eijenbahnen von Hannover über 
Lehrte nach Celle, oder von Braunſchweig über Lehrte nad) 
Gelle, oder in umgekehrter Richtung transportiert werden und 
wenn von einer der beiden contrahirenden Regierungen darauf 
angetragen wird, während der Dauer der Steuer » Bereini- 
gung eine Durchgangs - Abgaben» Ermäßigung eintreten, dieſe 
aber, wenn nicht durch weitere Vereinbarungen etwas Ande— 
res feitgefeßt werden wird, höchſtens 3, der vollen tarifmäßi- 





gen Durdgangs- Abgabe jowohl bei Waaren als bei fonfigen 

Gegenftänden betragen. 

Das von Braunfchweig alfo beobachtete Verfahren war offen: 
bar ungewöhnlich und der Conſequenz halber höchſt gefährlich. 

Ein umfaffender, für die beiderfeitigen Intereffen wichtiger und 
nicht länger binauszufhiebender Vertrag, der, der Verlängerung 
des Steuer-Vereines, war vollendet. 

Im legten Stadio der Verhandlung, ald man fih nad reif: 
liher Berathung und Erwägung über den Inhalt des Vertrages 
verftändigt hatte, wurde die Griftenz deſſelben Braunſchweigiſcher 
Seitd von neuen Bedingungen abhängig gemadt, die den früheren 
Verhandlungen völlig fremd waren. | 

Es mag dies ein Mittel fein, zu Erreichung beftimmter, bis 
dahin nicht, oder wenig urgirter Zwede, eine Art moralifchen Zwan: 
ges zu üben. Ob aber das Mittel Billigung verdient, kann dem 
unparteiifchen Urtheile anheim geitellt bleiben. 


Die Anfinnen felbft waren der Art, daß fie nicht ohne Modi— 
fieationen diesſeits zugeflanden werden konnten. 


Von diefen Mopificationen betrafen zwei die geforderten 
Zufiherungen in Beziehung auf Eifenbahnen. 

Haunover glaubte den Nüdtritt Braunſchweigs vom Steuer: 
Vereine zu Ende des Jahres 1842 nur in dem Falle geftatten zu 
fönnen, wenn die bis zu jenem Termine dem Anfange des Baues 
der fraglihen Gifenbahn etwa entgegenfiehenden Hinderniſſe der 
Königlid Hannoverfchen Regierung zur Laſt zu legen fein follten, 
nicht aber wenn die Bejeitigung jener Hinderniffe außer der Macht 
der Regierung liegen wurde. 

Man bielt e8 ferner für bedenflih, die gewünfcte Abgaben : 
Ermäßigung auf der Verbindungsbahn zwilchen den vier Städten 
fofort zu beftimmen, erklärte fih aber bereit, die Durchgangs⸗ 
Abgaben-Ermäßigung auf jener Bahn ſchon jetzt zuzuſichern, die 
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mit der Königlih Preußifchen Regierung wegen der Eifenbabn von 
Magdeburg nad) Minden vereinbart werden würde. 

Eine dritte nöthig befundene Modification endlich bezielte die 
Anforderungen Braunfchweigs hinſichtlich der lgen-Salzjwedeler 
Chauſſee, auf die das Hauptgewicht gelegt zu werden ſchien. 

Es verhielt fi biermit wie folgt: 

Schon vor der Bildung des Steuer-Bereins hatten 
zwifchen der Königlich Hannoverfchen und Preußiichen Regierung Ver: 
handlungen flattgefunden, in deren Folge Letztere e8 übernommen 
hatte, im NRegierungs = Bezirke Münfter eine Straße von Glandorf 
nah Telgte zu chauſſiren, wogegen von Erfterer zugefagt war, zur 
Anlegung einer directen Chauffee von Magdeburg nad Hamburg mit: 
zuwirfen und die im diesfeitigen Gebiete belegenen Streden diefer 
Chauſſee, namentlih die von Ülzen bis an die Preußiſche Gränze 
bei Salzwedel bauen zu laffen. ine allerdings dem Handel 
Braunſchweigs nicht günftige Straße. Die Ausführung diefer Ver: 
abredungen ward von beiden Xheilen begonnen und im Berlauf 
der Jahre fo weit fortgefegt, daß an dem Hannoverfchen Theile 
der Ehauffee von Ülzen nad Salzwedel am Ende des Jahres 1840 
nur noch einige hundert Ruthen fehlten. Allererit am 18. December 
1840 überreichte der Braunfchweigifche Bevollmächtigte bei den Steuer: 
Vereins⸗Verhandlungen eine vom 16. deffelben Monats datirte Note, 
in der angeführt war: feine Regierung babe zwar von der An— 
legung der fraglichen (in nicht großer Entfernung vom Braun: 
ſchweigiſchen Gebiete feit Jahren gebaueten) Chauffee gehört, 
jedoh nicht glauben wollen, daß die diesfeitige Ab- 
fiht ernfillih auf deren Bollendung gerichtet fei, bie 
fie fih jest davon überzeugt habe und nun beantragen müſſe, 
folhe Maaßregeln zu treffen, wodurch der von jener Chauffee für 
die Braunſchweigiſchen Handels» Intereffen zu beforgende Nachtheil 
vermieden werde. 

Zu welden Zwangs:Mafregeln gegen Preußen Hannover fich 
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verpfliten follte, haben die vorftehenden unerläßlihen Rati- 
ficationd-Bedingungen sub Nr. I et Il. ergeben. 

Hannover fand diefe Forderungen mit feinen, auf ben früheren 
Berhandlungen beruhenden Verpflichtungen Preußen gegenüber nicht 
vereinbar. 

Um das wefentliche Ziel zu erreichen, ging man diesfeits. indeß 
auch hier, wiewohl ungern, bis zur äußerſten Gränze, die der gute 
Glaube geftattete. Man verfprad: 

I) wenn Braunfhweig bei der Unterhandlung über bie 
Erneuerung der Verträge vom Jahre 1837 die zu Ende jener Nr. I. 
erheiſchte Bedingung der Preußifchen Regierung ftellen wolle, nicht 
entgegen zu treten; 

| 2) wenn ed zu Feiner gütlihen WBereinbarung mit Preußen 
fäme, wegen der Einrichtung des Steuer-Amtes Bergen in Zu: 
funft mit Braunfhweig ſich zu verfländigen. Jedoch dürfe eine‘ 
folde zukünftige Einrichtung weder den Verkehr der Altmark mit 
dem Fürftentbume Lüneburg noch mit Hamburg hindern. * 

Die Herzoglih Braunfchweigifche Regierung beitand inzwifchen 
auf der Genehmigung ihrer Anträge. Diefe ward Allerhöchften 
Orts beitimmt verfagt. 

Nunmehr fah Braunfhweig die ihrer Seits gefchehene bedingte 
Katification der Verlängerung des Steuer: Vereins ald nicht ge: 
ſchehen an. Es verließ den Steuer-Berein und fandte 
bereits im April 1841 einen Bevollmädtigten nad 
Berlin, um den Beitritt zum Zoll-Bereine zu unter: 
bandeln. 

Diefer Schritt drohte die Gränz = Verhältniffe, die durch die 
Berträge vom 1. November 1837 geordnet waren, verwirrter 
ju machen, als fie es je gewefen. Bisher berührte der Steuer: 
Verein an den Gränzen des Braunfhweigiihen Harz» und Wefer: 
Diftrictes die des Zoll- Vereines in einer Ausdehnung von höch— 
ftens fünf Meilen. Durd die Trennung beider Difteicte von 
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dem Steuer-Vereine entſtand eine neue gegenſeitige Gränze beider 
Vereine von nahe an funfzig Meilen. 


Dem Intereffe beider Bereine konnte daher nur angemeffen fein, 
die von dem Braunfchweigifchen Hauptlande völlig getrennten Harz = 
und WefersDiftticte in dem Steuer-Vereine zu belaffen. — Ein Ber: 
bältniß, das dem früher beftandenen in fofern vollfom 
men analog gewefen wäre, als während der Berbin- 
dung Braunfhweigs mit dem Steuer-Bereine ein be» 
deutender Theil des Herzogtbums dem Zoll-Bereine 
amgefhloffen war. — Man hoffte diesfeits, ein hierauf gerichte 
ter Antrag werde bei der Königlich Preußischen Regierung Unterftügung 
finden. Es erging demnach an Letztere unter dem 22. Mai 1841 
von bieraus ein Schreiben, enthaltend eine Erklärung der Bereit: 


willigkeit Hannovers zur Erneuerung der Verträge vom 1. Novem- 


ber 1837, unter der Borausfegung „daß die Aufnahme Braunfchweigs 
in den großen Zoll» Verein nicht auf eine Weife erfolge, die 
dem diesjeitigen Steuer: Verbande den Verkehr und die Kontrole 
auf eine, den beilfamen Zweden jener Verträge entgegen laufende 
Weife erſchwere und fomit die Motive zur Erneuerung derfel: 
ben ſchwächen, vielleicht fogar völlig befeitigen fönnte.“ Zugleich 
ward angezeigt, die fchon früher für die Erneuerung der frag: 
lichen Verträge ernannten Gommiffarien feien angewiejen „wäh— 
rend der Berhbandlungen über die Aufnahme Braun- 
ſchweigs in den Zoll-Verein der Königlih Preußi— 
hen Negierung auf deren Wunſch jede Ausfunft zu 
geben, die für das fünftige gegenfeitige Verhältniß 
beider Zoll Bereine Intereffe haben fönne, um nad 
Möglichkeit zu vermeiden, daß etwa Unbefanntfhaft 
mit den diesfeitigen Anfihten und Wünfchen die Ber: 
anlafjung gebe, daß zwifhen Preußen und Braun: 
fhweig Berabredungen getroffen würden, die der 
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demnächſtigen übereinkunft zwiſchen den beiden Ver— 
einen hinderlich wären.“ 

Die legtere Stelle verdient Beachtung. Denn, wenngleich 
Königlich Preußiſcher Seits ftets im Namen des Zoll: Vereins un- 
terhandelt wurde, fo find dennoch zu wiederholten Malen die billig- 
fen diesfeitigen Wünſche dadurch unerreihbar geworden, daß von 
dem Zoll-Vereine auf den entgegenitehenden Willen eines oder des 
Anderen feiner Mitglieder Bezug genommen wurde. 

Bei den Verhandlungen des Jahres 1836 war ein Hinderniß 
diefer Art in Beziehung auf Kurbeffen wegen der Graffhaft Schaum: 
burg eingetreten. Bei den fpätern Verhandlungen konnte erft da— 
don die Rede fein, nachdem der Zoll» Verein, ohne Berückſichtigung 
der diesſeits zeitig gemachten Gröffnungen, jedes Ausgleihungs-Mittel, 
- das auf ein friedliches und freundliches Nebeneinanderbeftehen beider 
Bereine berechnet werden konnte, von der Willführ Braunfhweigs 
abhängig und dadurch, wie leider der Erfolg bewiefen, unmöglich 
gemacht hatte. — Die frühere Erfahrung hätte vielleicht hiervor 
warnen mögen. — Was desfalld die inneren NRechtsverhältniffe des 
Zelle Vereins geftatten, vermag man freilih von hieraus nicht zu 
beurtheilen. 

Die Königlich Preußische Regierung antwortete am 22. Jumi 
1841. Dieſes, von der freundnachbarlichen und wohlwollenden Ge: 
finnung Preußens unverkennbar zeugende, höchſt beadhtungswerthe 
Schreiber berührt zunächft den Grund des Beitrittes Braune Anlage 
Ihweigs zum Zoll-Bereine, der allerdings in jo fern wenigſtens * 
ohne Motiv da ſtand, als er den Bau der Chauſſee 
nah Salzwedel zu hindern fiber nicht geeignet war 
(fie Rebt vollendetda, in täglider Benugung.) 
Es hieß desfalls: „Man halte den Entſchluß Braunſchweigs, nicht 
etwa für den übereilten Übergang in ein Ertrem, fondern könne 
ih der Überzeugung nicht entziehen, daß der Schritt aus einer 
Nothwendigkeit hervorgegangen fei, nad dem ein Mal gethanen 
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Schritte auf einem anderen Wege für die Befriedigung finan— 
zieller und induftriellee Bedürfniffe zu forgen, und daß, wor— 
über man ſich kaum täufchen könne, diefer Schritt nur den Stand» 
punct bezeichne, auf welchem eine, nach und nad) fih Bahn machende 
innere Nothwendigfeit, ein naturgemäßes Streben nad immer weis 
terer Ausdehnung eines freien Berfehr:Gebietes in Deutſchland ans 
gelangt fei.“ | 


Eine fernere Stelle des Schreibens gereichte dazu, Died: 
ſeits erfreuliche Hoffnungen zu eröffnen. Sie lautet: „Preußen 
babe in allen Bereins:Angelegenbeiten ftets bewies 
fen, daß es particulären Interefjen nicht einen, die 
Intereffen des gefammten Vereins überwiegenden 
Einfluß geftatte” 


Sodann folgten beſtimmte Gründe, die es für die Died 
feitige Regierung als rathſam darftellen könnten, vorerft mit den 
Fürſtenthümern Göttingen und Grubenhagen dem Beifpiele Braun: 
Ihweigs zu folgen. Es ward daneben bemerkt: „Je unzweifel: 
bafter das Zoll: Gartel eins der wichtigiten Beitandtheile der ge 
dachten Berträge fei, je nothwendiger deffen Aufrechterhaltung im 
beiderfeitigen Intereffe liege, um fo mehr dränge fi bei der 
jegigen Lage der Sache von felbft der Erwägung die Betrachtung 
auf, daß ein Zoll-Gartel nibt anders als bei ange 
meffenen Angränzungs =» Verhbältniffen feinen 
Zwederreihen fönne, eineBetrabtung, deren Wide 
tigfeit auch bei dem Abfchluffe der Berträgevon 
1837 vollfommen erfannt und gebörig gewürdigt 
worden. Durch den Anfhluß der Herzoglid Braun: 
ſchweigiſchen Lande an den Zoll-Berein würden 
fih aber die Angränzungs-Berhältniffe auf daß 
Erheblichſte und in einer ſolchen Weife ändern, die 
dem 3oll-Gartel, wenn diefe Berbältniffe nicht zu: 
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gleihBerüdfihtigung fänden, den größten Theil ſei— 
ner Birffamfeitentzögen. 


Auf der andern Seite hätte fih aus diefen Betrachtungen viel: 
leicht ohne fonderlihen Zwang folgern laffen, daß durch die Auf: 
nahme der ganz oder größtentheild von Hannover umgebenen Herzog: 
ih Braunfchweigifchen Landestheile in den Zoll-Verein der Letztere 
mit den leitenden Grundfägen bei Abfchliefung der Verträge von 
1837 in Widerſpruch treten würde. Es ward inzwiſchen her: 
ausgehoben, die Aufnahme Braunfhweigs im Allgemeinen ſei 
nothwendig, theild weil der Zoll - Verein nach feinen Grundſätzen 
feinem deutihen Staate die Aufnahme verweigere, theils weil 
eine ſolche Weigerung die fraglidhen Gebietstheile 
zum Nachtbeile beider Vereine ifolirt zwiſchen den— 
felben liegen laffen würde. 


Man war diesfeits damals entfernt von der Beforgniß, vor 
einer Aufnahme des Harz: und Weſer-Diſtricts in den Zoll-Berein 
unter Modalitäten, die, abweichend von den eben erwähnten wejent: 
lihen Grundfägen des Zoll» Vereins, den Steuer = Verein augen: 
fällig mit erheblichem Nachtheile bedrohen würden. Man vermuthete, 
die Bedingungen der Aufnahme eines Staates in den Zoll-Berein 
lägen in deſſen Hand. Man vertraute feinem Willen wie feiner 
Kraft, die Störung bisheriger vertragsmäßiger Verhältniffe zu ſei— 
nen Rachbar-Staaten abzuwenden. Daneben war es Pliht Han- 
novers, zu beachten, daß ein theilweifer Anfchluß des Landes, wie 
er angedeutet worden, die in dem hiefigen Berfaffungs = Gefege 
beftimmte Gleichheit der Belteuerung zum Nadhtheilganzer 
Provinzen ohne abfolute Nothwendigfeit aufgehoben hätte, 
dag durch ihn der feit Jahrhunderten beftandene Verkehr zwifchen 
den nördlichen und füdlichen Provinzen des Königreihs zerriffen 
wäre und der ohnehin befehränfte Markt des Steuer» Vereins eine 
bedeutende Verringerung erlitten hätte, daß endlih mit dieſem 
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Allen die befonders fhwierigen nörblihen Gränzen des Harz: und 
Weſer-Diſtricts um nichts verbeffert wären. 
Eine dieöfeitige Erwiederung vom 17. Juli 1841 enthielt 


UM neben gerechter Anerkennung, der großen Bedeutung des Zoll: 


Vereines für die durch folden verbündeten Staaten, Betrachtun— 
gen, die gegen den Anfchluß der Fürftenthümer Göttingen und 
Grubenhagen an den Zoll: Verein und für das Verbleiben 
des Braunfhmweigifhen Harz» und Wefer-Diftrict 
im Steuer: Bersine aus der Natur der Verhältniffe 
fid ergaben. 


. 3. 
Die Frage des Anfchluffes bes Steuer: Bereins an ben Zoll : Berein. 
Schwierigfeiten und Borbedingungen diesfeitiger Verhandlung über 


biefe Brage. Berträge vom 1%, December 1841. Deren Berlängerung 
vom 2Aften December 1842, 


In der zu Berlin fortgefegten mündlichen Verhandlung, ward 
die Bereitwilligkeit Braunſchweigs zu Belaffung jener Diftricte bei 
dem Stener:Bereine, an die Bedingung geknüpft, daß ſich ein bal- 
diger Beitritt Hannovers zum Zoll= Vereine hoffen laife. 

Hierzu eine beflimmte Ausficht zu eröffnen, fand man fich dies: 
feit3 außer Stande. Der Gefihtöpunct aus dem Hanno: 
ver die Stage des Beitrittes dem Wefen nad an: 
ſieht, ift mit wenigen Worten aber deutlid in 
dem Bormworte ausgefprohen Bis zu dem plößlichen 
Austreten Braunfchweigs war nur die Erneuerung des Steuer 
Vereins in Frage gewefen. Gin Beitritt zum Zoll» Verein war 


auch nicht im Allgemeinen zur Sprache gefommen. Zu einer nähe: ' 


ten Erwägung der Bedingungen, unter denen die Landes » In: 
tereffen etwa den Beitritt geftatteten, batte mithin für Hannover 
noch zur Zeit Feine Veranlaffung vorgelegen. 

Der vorgedahten Grundanfiht getreu und der Lage der 
Dinge entſprechend, erklärten in einer am 6. September 1841 


* 
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abgehaltenen Gonferenz die diesfeitigen Bevollmädtigten, erhalte: 
ner Inſtruction zufolge, Namens ihrer und ber Großherzoglich 
Oldenburgiſchen Regierung zu Protokoll: „Es falle in die Augen, 
welche wichtige Ergebniffe die durch den Zoll» Verein bezwedte 
commercielle Einheit Deutſchlands in politifher Hinfiht nicht 
minder als in Beziehung auf die nationale Induftrie und den 
internationalen Verkehr‘ bervorzurufen geeignet fe. Man werde 
daher auch der Königlid Hannoverfchen Regierung zutrauen, daß 
fie ſowohl hierin, als in den fo glüdlih beftehenden freund: 
fhaftlihen Berhältniffen zu Preußen die dringende Aufforde— 
rung finde, fih dem Vereine anzufchliegen, fobald nicht mehr 
Gründe von überwiegender Wichtigkeit fie davon 
zurüdbielten. Solche Gründe aber wären gegen: 
wärtig in der That vorhanden und notorifh zum 
Theil der Art, daß ihre Befeitigung nidt von 
der Königlih Hannoverſchen Regierung abhänge. 
Zum Theil laſſe fih aud bei ihnen und namentlid 
bei denjenigen von ihnen, welde fih auf Tarifs-Po— 
fitionen bezögen, diesfeits überall nicht beurtbeilen, 
wie weit ed möglich fein werde, fie bei den Verband: 
Inngen über den Anfhluß Hannovers an den Zoll: 
Berein zu befeitigen. Man hege indeß die Hoffnung, daß 
irn legterer Hinfiht ein Entgegentommen der Vereins: Staaten der 
Königlid Hannoverfhen Regierung die Mittel geben werde, um 
dem Widerftonde zu begegnen, den der Anſchluß fonft im 
Innern des Landes zuverläffig finden werde. Es wä— 
ren daher nur die Gründe der erfteren Art, welche noch zur Zeit 
den Berfuh, zu einer Vereinbarung über den Anfchluß zu gelan- 
gen nicht nur als nußlos, fondern geradezu als zwedwidrig erſchei— 
nen liegen. Die Befritigung diefer Gründe aber hänge, wie ſchon 
gefagt, nicht von der Königlich Hannoverfchen Regierung ab, und da’ 
diefe auch hiernach über die Zeit, wann fie cejfiren würden, nichts 
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beftimmen könne, fo würde fie glauben nidt aufridtia 
zu handeln, wenn fie gegenwärtig über diefen Zeit- 
punct fih mit größerer Beflimmtheit ausfpreden 
wollte“ 

Mit diefer Erklärung war eine Wiederholung des Antrags 
auf Preußens Vermittelung für die Belaffung des Harz und We- 
fer-Diftrictes im Steuer:Bereine verbunden. 

Von Seiten der Königlich Preußifhen Commiffarien er: 

Anlage folgte in einer Note vom 9. September 1841 der alternative 
| Vorſchlag, entweder jene Diftricte verblieben noh während 
des Jahres 1842 bei dem Steuer » Vereine, in der zugleich ausge: 
fprochenen Hoffnung, es werde der Königlich Hannoverſchen Regie⸗ 
rung gelingen, innerhalb dieſer Zeit die Hinderniſſe zu beſeitigen, 
die den Verhandlungen über ihren Beitritt zum Zoll-Vereine entge— 
genftanden — oder beide Diſtricte ſeien mit dem Braunfchweigi- 
chen Hauptlande fofort in den Zoll-Berein aufzunehmen, in welchem 
Falle Braunfhweig mit Hannover fih über ſolche Zoll: und Verkehrs: 
Grleichterungen zu verftändigen haben werde, die geeignet wären, 
die Schwierigkeiten der Gränz-Verhältniſſe möglichit aus dem Wege 
zu räumen. Bei diefem Borjchlage war jedoch vorbehalten, die noch 
fehlende Zuftimmung der Herzoglich Braunfchweigifhen Regierung 
zu erwirfen. 
Anlage Am folgenden Tage fhon erklärten die bdiesfeitigen Bevoll— 
mächtigten fih für die erfte Alternative. Als Grund war bei— 
gefügt, wenn ed im Laufe des nächſten Jahres zu Verhand— 
lungen über den biesfeitigen Anſchluß an den Zoll» Verein käme, 
fo würde jene Alternative eine Eoftfpielige und läftige Veränderung 
ber Verhältniffe vermeiden. Realifire fih aber die von den König: 
lih Preußifhen Commiſſarien ausgefprodene Hoffnung nicht, fo 
wäre für beide Vereine Zeit gewonnen zu den keinesweges leich- 
ten Einrichtungen, welche alsdann die verwidelten Gränzen erfor: 
derten. 
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In einer Rote vom 5. October 1841 eröffneten die Preu⸗ Anlage 
Bifhen den diesfeitigen Commiſſarien, Braunfhmweig wolle den m 
Harz =» und Wefer- Diftriet nur unter der Bedingung no 
- ein Bahr lang im Steuer » Vereine belaffen, wenn diesſeits ver: 
fprochen werde „diefe Zeit zu benugen um den Anſchluß an 
den Zoll» Verein zu bewerfftelligen und bierzu die Verhand— 
lungen fobald als möglih zu eröffnen“, Daneben wat ber- 
vorgehoben, es müſſe dahin geftellt bleiben, ob der Zoll: Verein 
es in feinem Intereffe halten werde, die angebotenen Verkehrs— 
Erleichterungen ferner zuzugeftehen, wenn nad dem Ablaufe. eines 
Jahres der Harz» und MWefer » Diftrict aus dem Steuer » Vereine zu: 
rückgenommen werde, ohne daß inzwifchen die Verhandlungen über 
den Beitritt Hannovers zum ZolleBereine begonnen hätten. Scließ- 
ih wurden die diesfeitigen Commiffarien erfuht, den Inhalt diefer 
Note zur Kenntniß ihrer Regierung zu bringen. 

Letztere erwiederten Tags darauf, ihre Inſtruction ſetze ſie in Aulage 
den Stand, die Zuſage innerhalb Jahresfriſt, Hanno— En 
verfher Seits den Anfhluß an den Zoll:-Berein be— 
werfitelligen zu wollen, fofort abzulehnen. Eine folde 
würde Hannover auf unzuläffige Weile die Hände binden. Schwer: 
lich könne dies Preußen wollen. Gin einfaches Berfprechen, die 
Berhandlungen im nächſten Jahre zu beginnen aber, fei ohne 
praftifchen Werth. Bände man diesfeits foldhe zweckgemäß, fo würde 
man, abgefehen von aller Zufage, nicht anftehen, dazu zu fehrei- 
ten. Entgegengefegten Falles würden fie zu nichts führen. Es 
bedürfe mithin einer Erläuterung des wahren Sinnes der begehr: 
ten Zufage. Im Übrigen trete man darunter bei, daß bei ber 
Herausnahme des Harz: und Wefer: Diftricts aus dem Steuer: 
Vereine ein jeder Theil zu unterfuchen habe, in wie weit die Er. 
neuerung und Erweiterung der Verträge vom Jahre 1837 feinem 
Antereffe entfprehe. Dieß begegne vollfommen der bereits in ber 
diesfeitigen Note vom 22. Mai 1841 ausgefprochenen Anſicht. Awage 
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Schon in der Gonferenz vom 6. September 1841 war bin- 
gewiefen auf die der Eröffnung der Unterhandlung damals im 
Innern Hannovers entgegen fiehenden Bedenken. Bon gro: 
Bem Gewichte waren diefe auch bei ſchwerlich zu erwartenden raſchem 
Sortgange der Berliner Verhandlung. Jede Stodung der Legtern 
vermehrte die Schwierigkeit. Sie verhieß den eifrigen Gegnern des 
Anfchluffes im Lande den erwünſchten Moment des Widerftandes mit 
erneuerter Kraft. Die Regierung aber, mit Prüfung des Kür und 
Wider befchäftigt, befand ſich noch zur Zeit ohne gründliches Re— 


- fultat, und darum, ohne gediegene Mittel der Einwirfung auf 
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die erhitte öffentliche Meinung. Die ruhige und verfländige Leitung 
der Sache lief dann augenfällig doppelte Gefahr. Dieſe Gründe 
veranlaßten eine neue Andeutung über das Zmedwidrige übereil— 
ter Verhandlung. Man hoffte um fo mehr Beachtung abfeiten 
Preußens, als fein fonftiger Grund vorlag, einer Unterhandlung 
aus dem Wege zu gehen, die nur den Vortheil näherer ui 
gewähren Fonnte. 

Diefe Hoffnung ging das Mal in Erfüllung. Die Königlich 
Preugifhen Commiſſarien erklärten in einer im concilianteften Sinne 
gefaßten Note vom 7. October 1841: In Anfehung der Bedingun- 
gen für den Beitritt Hannovers und Oldenburgs zum Zoll-Vereine 
folle durch den Beginn der Verhandlungen nicht präjudicirt und 
jedem Theile freie Hand gelaffen werden, aber bei den Inconvenien: 
zen, die das Beſtehen zweier verfchiedenen Steuerſyſteme in einem 
fleinen Staate babe, wünſche inzwifchen Braunfhweig die baldige 
Beendigung dieſes Zuftandes und feße daher einen Werth auf 
die Zufage „die Verhandlungen wegen des Beitritts Hannovers 
zum Zoll» Verein baldthbunlichft zu eröffnen und dadurd jenen 
Beitritt felbft vorzubereiten.“ 

Eine ſolche Zufage zu ertheilen, batte fein Bedenken. Sie 
lag bereits in der protocollarifchen Erklärung vom 6. September 
1841, die nur dagegen fi) verwahrte, daß im Voraus ein bes 
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flimmter Zeitpunkt für den Anfang der Verhandlungen feſtgeſetzt 
werde. Am 23. October 1341 erfolgte die gewünfchte Zufage. Anlage 

Zugleih hielt man fi) indeß verpflichtet, um jede mögliche Nr 
Mifdeutung zu vermeiden, der Königlich Preußifchen Regierung 
über den Stand der Sade in Hannover eine vertraulihe Ausfunft 
zu geben. Hier war der Anfang gemacht die Materialien zu ſam— 
mein, die zur gründlichen Beurtheilung der in Betracht fommen- 
den Kragen erforderlih waren. Bald begründete fih die Überzeu- 
gung, von einer alſo präjudiciellen Natur einiger Puncte, daß eine 
Verſtändigung über folhe als unerläßliche Grundlage der näheren » 
Anschluß = Verhandlungen erfcheinen müſſe. Zu diefen gehörte, fo: 
weit bis dahin die Wahrnehmungen reichten ‚. die Mopdification von 
Pofitionen des zollvereinsländifhen Tarifs, fo wie die Sicherung 
einiger Einnahmen für die Königlichen Caffen. Das Nähere ftand 
noch fo wenig feſt, daß felbft mit der Großherzoglih Oldenburgi— 
ſchen Regierung noch Feine Communication darüber hatte Statt 
finden können. 

Bon diefem Stande der Dinge erhielt die Preußische Regierung 
an demfelben Tage vertraulich Kenntniß. Die Mittheilung fügte bei: Anlage 
„Hannover werde tief beflagen, durch Braunſchweigs Verfahren auch % 
nur auf eine Zeit lang das freundfchaftlihe Verhältniß getrübt zu 
feben, deilen zeitgemäße Gntwidelung allein den fiheren und richti- 
gen Weg zur Herbeiführung einer Berfchmelzung beider Bereine 
barbicten fünne, während übereilte Schritte am wenigften dazu ge 
eignet wären, etwaige verfchiedenartige Intereffen durch eine er: 
wünfchte Vereinbarung auszugleichen.“ 

Am 29. October 1841 erging von Berlin nah Hannover die 
officielle Benachrichtigung, die Herzoglich Braunfhweigifhe Regie— 
rung fei bereit, den Harz» und Wefer-Diftrict noch ein Jahr lang 
im Steuer-Bereine zu laffen, die Verträge vom Jahre 1837 wür: 
den demnach mit den Mobdificationen zu erneuern fein, welche die 
veränderte Stellung Braunfchweigs erfordere. 
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Die Berbandlungen hierüber wurden fofort begonnen und führ: 
ten bald zum Ziele. 

Am 16. December 1841 ward diesfeits ein Ver: 
trag mit den Zollvereins: Staaten und Braunfhweig 
unterzeichnet, durch den der Harz» und Wefer-Diftrict 
fo wie einige Eleinere Braunfhweigifhe Gebiets: 
theile, die im Hannoverfhen Territorium ganz oder 
doch größtentheils eingeſchloſſen ſind, dem Steuer— 
Vereine von Neuem beigelegt wurden, Braunſchweig 
auch dieſem Vereine für dieſe ſolchem überlaffenen 
Landestheile als Mitglied wieder beitrat. 

. Am folgenden Tage wurden von denfelben Theilen die erneuerten 
Berträge vom Jahre 1837 unterzeichnet. Es ward dur dieſe jetzt 
auch der füdliche Theil des Hannoverfchen Amts ‚Fallersleben dem 
Zoll-Bereine angefchloffen, zu dem Zwede einer Abrundung des Zoll- 
gebietes fo wie der Erleichterung der Verbindung zwifchen dem 
Fürftentbume Wolfenbüttel und dem Braunfhweigifhen Amte 
Borsfelde. Die andern Mopdificationen betrafen hauptſächlich den 
Vertrag wegen ber Berfehrs » Erleichterungen (lit. E.) und waren 
doppelter Art. Sie enthielten eines Iheild VBerabredungen, durd 
die der Verkehr mit felbft erzeugten Producten zwijchen dem 
Braunfchweigifchen Hauptlande und den im Steuer» Bereine be— 
findlihen Gebietötheilen frei gelaffen wurde; andern Theils die 
Herabfegung der Durchgangs-Abgaben für verfehiedene kurze Wege: 
fireden zu Gunften des Verkehrs zwifchen dem Fürftenthume Bücke— 
burg und der nunmehr in den Zoll Berein aufgenommenen Kur: 
heſſiſchen Grafſchaft Schaumburg, außerdem nod ein paar gleiche 
Ermäßigungen auf Wegen im Fürftenthume Göttingen und in dem 
angränzenden Kurfürfientbume Helen. 

Kurz nad dem Abfchluß der erwähnten Vereinbarungen ſchien 
ein Wendepunct in dem Gange der Angelegenheit einzutreten. Die 
Verhältniffe beider Wereine waren bis dahin unverfennbat von 
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Seiten der Königlih Preußischen Regierung mit unwandelbarer 
Stätigfeit behandelt und mit wohlwollender Schonung aller Inter: 
eſſen Schritt vor Schritt dem von ihr gewünſchten Ziele näher ge: 
führt. Jetzt machte fih ein neuer Eifer bemerkbar, deſſen Kolgen 
nunmehr vorliegen. j 

An den Gränzen des Königreihs Hannover war außer Braun: 
ſchweig auch Lippe-Detmold und, wie eben bemerkt, die Kurbeffifche 
Grafihaft Schaumburg dem Zoll Vereine angeſchloſſen. In allen 
diefen Ländern, befonders in Braunfchweig hatte — fo hieß es im 
Publico — die Nachfteuer fo wie das Ungewohnte der neuen Eins 
richtungen laute Klagen und die Iebhafteften Außerungen der Uns 

zufriedenbeit hervorgerufen. Die vielleiht um Vieles vergrößerte 
Kunde hiervon verbreitete fich ſchnell im biefigen Lande." Sie ver: 
färfte die bier fchon vorhandene Abneigung gegen einen Anfchluß an 
den Zoll-Verein in folhem Grade, daß felbft der Beginn einer 
dahin zielenden Verhandlung, der die allgemein und 
laut ausgefprodene öÖffentlide Meinung entſchie— 
den entgegentrat, zu einem Gegenſtande nothgedrun- 
gener, reifliber Erwägung gemadht werden mußte. 
Von Berlin aus wurde inzwifchen bereits am 24. Februar 1842 
die diesfeitige Regierung erinnert, daß ein nicht unbedeutender Theil 
des Jahrs abgelaufen fei, ohne die in Ausficht geftellte vertrauliche 
Mittheilung über die Präliminarpuncte der Anſchluß-Verhand— 
lungen. 

Diesſeits war man mit den Vorarbeiten unausgejegt beſchäf-⸗ 
tigt. Als diefe bis zu der Möglichkeit einer Berathung der ſchon 
erwähnten Präliminarpunete mit Oldenburg gediehen waren, ward 
folhes am 8. Mai 1842 von hieraus in Berlin angezeigt, zu— 
gleich aber des Eindruckes erwähnt, den die Klagen 
der Nahbbarftaaten bier hervorgerufen hatten. 

Ohne auf diefe, jeden weiteren Schritt erfchwerende Wahrneh: 
mung Gewicht zu legen, wiederholte die Königlih Preußifhe Re— 
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gierung ihre früberen Anträge in einer Note vom 31. des nämli: 
hen Monats. Sie ſuchte dabei die diesfeitige Negierung 
über den Gegenstand jener Klagen zu beruhigen, die von Letzterer 
nur als Thatſache mitgetheilt waren. 

Sobald die Erledigung der Communicationen mit — 
bie Möglichkeit gewährte, ward vermittelt Schreibens vom 2. Auguſt 
1842 eine Zufammenftellung von acht Puncten nah Berlin mitge: 
teilt, die man als präjudiciell für die Anfchlug » Frage betrachtete. 
Die Motivirung ift der Zufammenftellung beigefügt. Dabei war 
unter Hinmeifung auf die im biefigen Lande beftehenden Verhält— 
niffe die größte Borfiht in Behandlung der Sache wiederholt und 
dringend anempfohlen. 

Einer jener Puncte erheifcht bier befondere Erwähnung. Er 
war der Anſpruch auf ein Präcipuum zur Ausglei- 
hung für die im Steuer-Vereine befiehbende ſtärkere 
Gonjumtion zollbarer Verbrauchs-Artikel, — und if 
von entfchiedenem Einfluffe auf das Refultat der Verhandlung geweſen. 

Der jährlihe Ertrag der Eins, Aus: und Durdgange 
Abgaben hatte fih im Steuer» Vereine bis auf den Unterſchied 
von einem, höchſtens von einigen Pfennigen dem im Zoll Vereine 
für den Kopf gleihgeftellt, wiewohl der Zarif des Zoll: 
Bereins im Allgemeinen, zumal für die widtig- 
hen Verbrauchs-Artikel, um ein fehr Beden-: 
tendes, mindeſtens um das Doppelte. höher ift 
(bei mandhen dberfelben um das drei- ja viert: 
fahe) als der des Steuer-Vereins. Diefe einfachen 
Daten, welde die erheblich ftärfere Confumtion im Steuer = Ver: 
eine unmiderleglih beweilen, waren der Königlich Preußischen 
Regierung nicht unbefannt, denn fie erhält, ihrer dem Steuer-Bereine 
angefchloffenen Gebietstheile halber, die jährlichen Abrechnungen des 
Legtern. Auch wird den Ständen Hannovers cine nah den Tarifs- 
Pofitionen geordnete Überficht der jährlich zur Verſteuerung gefom: 
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menen Sauptartifel vorgelegt und in den Acten der Stände: Ber: 
fammlung gedrudt, die Jedermann zugänglich find. Das Ergeb: 
niß diefer Überficht aber ift, daß der flärfere diesfeitige Verbrauch 
eigentlide Gonfjumtibilien trifft, nicht etwa Roh— 
ftoffe oder Halbfabricate, für die der Fabricant dir 
Steuer nur auslegt, um fie nachher mit dem verdienten Ar: 
beitslohne vom Konfumenten vergütet zu erhalten. Die Hanno: 
verfhe Regierung boffte, daß ein Berein, deſſen 
Eriftenz darauf berubt, daß feines feiner Mitglieder 
fich übervortheilt fehe, eine Ausgleihung für jenes 
Conſumtions-Verhältniß nicht verweigern werde. 

Das Königlich Preußifhe Minifterium der auswärtigen An: 

gelegenheiten bemerkte jedoch in einer Erwiederung vom 30. Auguft Anlage 
R i : R z X. 

1842, wenn die diesſeits bezeichneten Bedingungen fänmtlih ald 

unerläßliche zu betrachten wären, fei wenig Ausficht zu einer Ber: 

fchmelzung der beiden Vereine, indem 3. B. der Anfpruch auf ein 

Präcipuum bei allen Mitgliedern des Zoll» Vereins den lebhafteften 

Widerfpruche begegnen werde. Mit diefen Bemerkungen aber war 

der Antrag verbunden „fofort zu, vorläufig nur vertrauliden com: 

miffarifchen Berathungen über die Modalitäten des in Rede ſtehen— 

den Anfchluffes überzugeben.“ 

Die diesfeitige Regierung erflärte fih am 5. October 1842 Anlage 
mit dem letteren Antrage einverftanden, unterftügte durch fernere 
Bemerkungen das Präcipuum und warnte nochmals vor Überei- 
lung. 

Gleichzeitig war in Hannover eine befondere Commiſſion nie: 
dergefegt, um nad den nunmehr vollfändig geſammelten Materia: 
lien alle bei dem diesfeitigen Anſchluß an den Zoll-Berein zu be 
rüdfichtigenden Fragen im Detail zu berathen. 

Der fofort nah Berlin geſandte Bevollmähtigte Hannovers, 
hatte dort mit den Königlich Preußischer Seit ernannten Commiſ— 
farien am 20. October 1842 die erfte vorläufige Konferenz. In ihr 
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wurden die Gegenftände der Unterhandlung im Allgemeinen bejpro: 
chen. Man verabredete, daß wegen der vertraulihen Natur der 
Verhandlung weder. ein Notenwechjel noch eine Aufnahme von Pro: 
tocollen Statt finden folle,. bevor die Berhandlungen über einen 
Gegenftand beendigt feien. 

In der vertraulichen Berathung — fo lautet der Bericht — machte 
der diesfeitige Conımiffar insbefondere bemerklich, daß ohne eine genü— 
gende Ausgleihung für die ftärfere Konfumtion im Steuer-Vereine, zu⸗ 
mal überfeeifcher Producte, der Anſchluß an den ZolleBerein im ganzen 
Königreihe Hannover faum eine Stimme für fi) habe, daß nach der 
Anficht feiner Regierung der Anfchluß nur dann fih werde durchfegen 
laffen, wenn jene Ausgleihung in der Form eines Präcipuums bewil: 
ligt werde, daß er demzufolge feine officiellen Anträge durhaus nur 
hierauf richten könne, jedoch bereit frei, etwaige andere Vorſchläge, 
die Königlih Preußifher Seits zur Ausgleihung des bemerften 
Confumtiond =» Berhältniffes gemacht würden, feiner Regierung vor: 
zulegen. 

‚Die Königlich Preußifchen Commiſſarien fegten dem fraglichen 
Anſpruche hauptfählih entgegen, daß Sachſen und Preußen felbft 
mit einer ähnlichen Forderung nicht hätten durchdringen können. 

Diesfeitd ward erwiedert: „Beide Staaten hätten zwar die 
bei ihnen geſchehene Berzollung der Waaren documentirt, 
für deren dortige Conſumtion aber nur mehr oder weniger 
einleuchtende Argumentationen beigebradt. Statiflifhen Notizen 
zufolge dürften ferner bei jedem einzelnen diefer Staaten Umſtände 
eintreten, die bei Hannover ermangelten. In Sachſen nämlich be- _ 
fiehe der Mebrverbraud in Rohftoffen und Halbfabrifaten, für die, 
nachdem fie verarbeitet, die nicht fabricirende Bevölferung des Zoll: 
Bereins (alfo namentlich auch) die Hannoveraner, wenn fie im Zoll-:Ber: 
eine wären) den Sachſen nicht allein indireet die Eingangsfteuern zu 
vergüten, jondern auch den Arbeitslohn zu bezahlen hätten. In Preu: 
fen aber fänden fich in den einzelnen Provinzen des ausgedehnten Reichs 
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die verfhiedenartigiten Conſumtions-Verhältniſſe. Dieſe ergäben für 
das Ganze eine gewilfe Ausgleihung. Außerdem hätten die Pro— 
vinzen Preußens, deren Gonjumtion die ftärfite fei, auch die meifte 
Induſtrie. Sie holten durd diefe, von dem erweiterten Markte, 
was fie an Steuern zu viel bezahlt, mit Zinfen zurüd. Han— 
nover dagegen entbehre ſolche Mittel der Ausgleihung. Die zu 
viel bezahlten Steuern blieben mithin ein reiner, fremden Intereifen 
dargebrachter Tribut. Mit den dermalen beitehenden Verhältniffen 
zufrieden, kenne endlich Hannover feine NRüdfihten anderer, als 
finanzieller oder ftaatswirthichaftlicher Art, die die Regierung berech— 
tigen und veranlaffen fünnten, den fleuerpflichtigen Unterthanen fo 
drüdende Laſten aufzulegen, deren finanzielle Ergebniffe dem eigenen 
Staate großentheild entgingen. 

Auf der andern Seite biete der Anfchluß Hannovers dem 
Zoll = Vereine wegen der verbefferten Gränzverhältniffe eine be: 
deutende Verminderung des Schleihhandels, jo wie eine erhebliche 
Griparung an den Bewahungs » Koften dar. Er führe ihm da 
neben zwei Millionen fo flarfer Conſumenten und fo wenig 
bedeutender Fabrifanten zu, wie fie bis jest im Zoll: Vereine 
nicht vorhanden feien. Bringe der Anſchluß diefe finanziellen und 
commerziellen Vortheile mit fih, fo gewähre er, was von einem 
ſolchen etwa gehofft werden möge. 

Werde dagegen der Anſchluß in der Maße angefonnen, daß 
bei Vertheilung der Zoll: Einnahmen aus den Zahlungen der 
diesfeitigen Unterthbanen ein Gewinn für die übrigen Vereins— 
Staaten refultire; fo veritoße Died gegen das Weſen des Der: 
eins felbt. Denn diefer berube, abgefehen von unbedeutendern 
und unvermeiblihen Schwankungen, auf dem nothwendigen Prin- 
cipe der Gleichheit der Einnahme der einzelnen Staaten mit dem 
Ertrage der Befteuerung feiner Untertbanen für die gemeinfame Kaffe. 
Dies Princip fei das gerechte. Die Gerechtigkeit aber gebe die 
einzig fichere Bafis für größere und dauernde Verhältniſſe. Ein 
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Staat, der bei feinem Anfchluffe an den Berein feine Intereffen 
verlegt fähe, könne ſolchem am Ende nur zur Laſt fein. Man hoffe 
daher, die Staaten des Zoll: Vereins würden fi) rückhaltlos auf 
die angegebene Baſis ftellen, auf einen bei der Vertheilung ber 
Einnahme zu mahenden Gewinn aber eben fo aufrichtig verzichten, 
als es von Seiten Hannovers und Oldenburgs gefchehe.“ 

Die am !%, December 1841 erfolgte Erneuerung 
der Verträge des Zoll-Bereins mit dem Steuer-Ber: 
eine vom Jahre 1841 ward am 24. December 1942 zu 
Berlin durh Auswechſelung von Minifterial- Decla- 
rationen verlängert bis zu dem Ende des Jahres 1843. 

Dabei ward Königlih Preußifcher Seits erwähnt, über diejen 
Termin hinaus werde Braunfchweig die jegige fteuerlihe Trennung 
feines Harz» und Wefer » Diftrictes von dem Hauptlande auf kei— 
nen Ball geſtatten. 

Der diesfeitige Commiſſar verblieb fortwährend in Berlin, 
zu Fortfegung der Anfchlußverhandlung ſtets bereit. Dennoch rubete 
foldhe bis zu dem 9. Januar 1843, der von den Königlich Preußi— 
ſchen Bevollmächtigten zu einer Conferenz beftimmt ward. 

Diefe eröffneten fie mit der officiellen Erklärung, „daß ihre 
Negierung fih zur Bewilligung eines Präcipuums 
nicht verfiehen könne.“ 

überzeugt von dem ernſtlichen Willen Preußens, die ein Mal 
begonnene Unterhandlung zum gedeihlichen Ende zu führen, ſtellte 
der Commiſſar Hannovers die Frage, ob andere Mittel angedeutet 
werden fünnten, durch die der diesfeitigen Landes-Caſſe das volle 
Aquivalent des Einfchuffes der diesfeitigen Untertbanen gefichert 
werde. Als dies verneint ward, gab er anheim, unter einftweiliger 
Ausfegung der Frage über das Präcipuum zunächit wegen der anderen 
Puncte zu verhandeln, denn, wenn diefe geregelt feien, würden beide 
Theile vermuthlich mit größerer Bereitwilligkeit die legte Schwierig: 
feit zu überwinden fireben. Die Königlib Preußifden 
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Gommiffarien lehnten diefen Borfhlag ab, weil fie fürch— 
teten, durch eine ſolche Erörterung Mittel für die fonftige Ver: 
handlung aus der Hand zu geben. In der Sorge, diefe Mittel 
fih zu erhalten, glaubte der diesfeitige Commiffar einen neuen 
Grund für die Vorausfegung zu fehen, daß es nicht die Abficht 
fei, die Verhandlung abzubrehen. Er bemerkte deshalb , daß die 
abgegebene Erklärung, je entfcheidender fie fei, um fo reiflichere 
Erwägung verdiene, er daher zum Zwede der Lebtern fih gern da— 
zu verftehen werde, die Gründe für den diesfeitigen Antrag auf 
ein Präcipuum und die factifchen Verhältniſſe, auf die er fi ftüge, 
mit möglichiter Vollſtändigkeit fchriftlich vorzulegen. Hierauf aber 
erfolgte wörtlich die Erklärung, daß 
„jo parador ed auch laute, Preußen aud dann 
auf den Antrag nicht hinein gehen fönne, wenn 
e8 fih davon überzeuge, daß in Hannover und 
Oldenburg die Conſumtions-Verhältniſſe von 
der angegebenen Art wären,“ 
Mit diefer Erklärung war nothbwendiger Weife 
die Anfhlußfrage befeitigt. Es bandelte fih mun allein 
um die Verträge vom Jahre 1837. 


$. 4, 
Abbrud) der ig ride Berhandlung. Brage einer Fortfegung der 
erträge von 1837 und 1841. 

Am 11. März 1843 erließ das Königlich Preußische Minifterium Anlage 
ein Schreiben an die Diesfeitige Regierung des folgenden Haupt: : 
Inhaltes: Der Königlihd Hannoverfhe Commiffar habe bei den An: 
fchluß = Verhandlungen zwar die Geneigtheit feiner Regierung zu 
einem Anfchluffe an den Zoll» Verein verfihert, jedoch bebarr- 
lich die Unmöglichkeit erklärt, von den aufgeftellten Bedingungen 
und namentlich von dem beantragten Präcipuum abzugeben. Die 


Bewilligung des Letztern ſei indeß nah den Grund: 
3* 
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ſätzen desZoll:Bereins unthunlich. Es müſſe demnach 
aufgegeben werden, den diesſeitigen Anſchluß zu 
Stande zu bringen, 

Ferner bieß es im Wefentlihen, bei dem Abichluffe des 
Anſchluß-Vertrages Braunfhweigs an den Zoll: 
Berein vom 19. October 1841 babe dem Erftern die 
Aufnahme des Harz: und Wefer-Diftricts für den 1. 
Januar 1843 zugefihert werden müffen. Zwei Jahre hin: 
durch jei es den übrigen Mitgliedern des Zoll Vereins gelungen, 
die Unannehmlichkeiten und adminiftrativen Übelftände von Hanno—⸗ 
ver abzuwenden, die diefer Schritt mit fi) führe. Es würde ein 
vergebliher Verfuh fein, Braunfchweig zu längerem Aufichub die: 
fes Schrittes zu vermögen, zu dem ſolches vertragsmäßig berechtigt 
fei. Jetzt wife man die nacdhtheiligen Folgen für Hannover auf 
feine andere Weife zu befeitigen, als durh das am 22, Juni 1841 
angedeutete Mittel, des Anfchluffes von Göttingen und Grubenba- 
gen an den Zolle Verein. Lesterer würde dagegen zu erweiterten 
Verfehrs-Erleihterungen bereit fein. 

In der diesfritigen Antwort vom 28. April 1843 ward zus 
nächft das Bedauern ausgefprohen, daß der rafche Abbruch der 
Anfchluß: Verhandlung feine Gelegenheit gelaffen, die Anträge Han— 
noverd und namentlih den auf ein Präcipuum gerichteten, durch 
Darlegung der dabei in Betracht fommenden factiihen Berhältniife 
näher zu begründen. Sodann folgte eine abermalige Ablehnung des 
Antrages wegen der Fürftenthümer Göttingen und Grubenhagen 
unter Bezugnahme auf das frühere Schreiben vom 17. Juli 1841. 
Zugleich erklärte man fid) bereit, zur Grmeuerung der Ber: 
träge von 1837, unter der Borausfegung, daß die Fünftigen 
Anordnungen, die über den Harz» und Weſer-Diſtrict zwifchen den 
Staaten des Zoll: Bereind und der Herzoglih Braunſchweigiſchen 
Regierung verabredet worden oder noch verabredet werden möchten, 
in demfelben Geifte zur Ausführung gebracht würden, aus dem die 
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fraglien Verträge hervorgegangen wären. In Beziehung bierauf 
ward eine Benachrichtigung über jene Anordnungen, fo weit fie 
den XZranfit durch den erwähnten Bezirk bezielten, erbeten und 
fchlieglih der für die Berhandlungen ernannte Commiſſar be: 
zeichnet. 


Gleichzeitig mit diefem Schreiben erging ein anderes an die 
Herzoglid Braunfhweigifhe Regierung. Hannover gab in foldhem 
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den Wunſch zu erkennen, wegen des dortſeitigen Amtes The- 


dinghauſen, der von Hannover ganz umſchloſſenen dortigen Landes— 
theile und der Communion =» Befigungen, auf der Grundlage frühe: 
rer Verträge (vom Jahre 1831) in Unterhandlung zu treten. 


In der Königlich Preußiihen Erwiederung vom 21. Mai 1843, 
ward zunächſt beklagt, daß auf Königlich Hannoverſcher Seite nicht 
zu befeitigende Hinderniſſe dem Anfchluffe von Göttingen, Gruben- 
hagen und von dem Hannoverſchen Harze an den Zoll: Verein 
entgegenftänden, worin, wie bereits früher bemerkt, das einzige 
Mittel zu liegen fchiene, die Nachtheile zu vermeiden, welde die 
Aufnahme des Braunfhweigifhen Harz- und Wefer - Diftricts in den 
Zoll: Verein für jene Provinzen zur Folge haben müßte. Dann 
folgte die Erklärung, daß es die Abficht fei, in jenen Diftricten 
weftlich der Leine den Zoll» Vereins Tarif in Hinfiht auf Ein», 
Aus» und Durchgangs » Abgaben vollftändig in Vollzug zu fegen, 
wogegen für den öftlih der Leine belegenen Theil 
(den Harz» Diftriet) dDiefed nicht der Fall fein werde, Über 
die Anträge aber, die etwa in Beziehung auf die zu treffenden 
Einrichtungen diesfeitd zu machen fein, ward eine Unterhandlung 
mit der Bemerkung angeboten, daß zugleich die Fortſetzung der 
Berträge von 1837 in Erwägung gezogen werden fünne, zu die: 
fem Ende auch die möglichft baldige Abfendung eines diesſeitigen 
Bevollmädhtigen zu wünſchen jei. 


Diele erfolgte ohne Verzug. 
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Der Commiſſar hatte der Hauptſache nah die Anweiſung 
erhalten: 

1) Die völlige Bereitwilligfeit Hannovers zu erklären, zu 
einer Vereinbarung die, im Sinne der Berträge von 1837, dazu ges 
eignet fei, ein freundfchaftliches Verhältniß zwifchen beiden Vereinen 
aufrecht zu erhalten. 

2) Zu Verlängerung der Verträge von 1837, insbefondere auch 
zu Ausdehnung der gegenfeitigen Verkehrs » Erleichterungen auf alle 
Meife die Hand zu bieten, im Allgemeinen auf der Grundlage 
völliger Reciprocität. 

3) Da den neuerlich erfolgten Erklärungen der Königlih Preus 
Bifhen Regierung zufolge, die Beibehaltung der gefammten Harz: 
und Wefer- Diftricte in dem diesfeitigen Vereine unerreihbar feine, 
darauf aufmerffam zu machen, daß es der gegenfeitigen Gränzbe— 
wachung, der Adminiftration, fo wie den freundnachbarlidhen Ber: 
fehrsverhältniffen am Meiften entfprechen werde, wenn mindeſtens 
ein, eine qute Abgränzung gewährender Theil der fraglichen Diltricte 
bei dem Steuer» Berein verblicbe. 

4) Darauf hinzudeuten, daß die Bildung eines gefonderten 
Steuer-Bezirkes in jenen Diftricten mit niedrigern Zollfägen Hannover 
nothwendiger Weife mit Steuer: Defrauden bedrohen, und, fofern 
die legterwähnten Sätze fogar geringer, als die diesfeitigen Ein— 
gangs- Steuern normirt werden follten, in feinen Folgen unver: 
meidlih einen wahrhaft feindlichen Charakter gegen den diesfeitigen 
Verein annehmen müßte, 

5) Zu bemerken, daß in einer derartigen Maßregel in ber 
Ihat eine Iſolirung jenes Bezirkes, ein Anſchluß deflelben an 
den Zolle Verein aber nur dem Namen, nibtder Sade 
nach anzutreffen wäre, daß, wenn an dem letztern nicht ge— | 
legen fei, man diesſeits nicht abzuſehen vermöge, 
welde wefentlihe Hinderniffe dem, mindeflens theil— 
weifen Fortbeſtehen der dermaligen Verbältniffe, in 
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Beziehung auf folde, von Hannover großentheils 
enclavirtce Herzoglid BraunfhweigifheLandestheile, 
im Wege Händen, — ein Fortbeſtehen, das den von dem Zoll: 
Bereine im Jahre 1837 felbft aufgeftellten und practifch geltend ge: 
machten Grundfägen volllommen gemäß fei. 

6) Anzuführen, daß, wenn der Zoll: Verein die letztgedachten 
Grundfäge verlaffe, man diesfeits, wiewohl ungern, zu einem 
gleihen Verfahren gezwungen fein werde. 

7) Iedenfalld darauf zu befteben, daß in dem fragliden Be- 
zirfe Feine niedrigern Zollfäge ald die diesfeitigen angenommen 
würden, da durch Gleichftellung diefer Abgaben ein 
genügender Schuß gegen den Schleihhbandel aus dem 
Hannoverfhen zu erreiden fiche. 

8) Eventuell alle Erfchwerungen des Tranfits möglichſt abzu: 
wenden und Grleichterungen der Kontrole: Maßregeln zu bean: 
tragen. Ä 

Der Hannoverfhe Commiſſar fand zu Berlin feinen günftigen 
Boden. Seine mündlihen Anträge wurden wenig beachtet. Das 
jenfeitige Anfinnen ging dahin, daß Hannover nicht allein die weit: 
lihe Hälfte des Harz» und Wefer: Diftrictes durd den Anſchluß 
von Polle und Bodenwerder abrunde, man wollte überber die Hil— 
desheimiſchen AÄmter Liebenburg und Wöltingerode dem Zoll-Ver— 
eine überwieſen ſehen. 

Die Erwiederung des diesſeitigen Commiſſars, wie er außer 
Stande ſei auf ſolche Anträge einzugehen, hatte eine Aufforderung 
an ihn zur Bolge, in einer Note die Grundlage darzulegen, auf 
der Hannover über die Verlängerung der Verträge von 1537 und 

1841 verhandeln wolle, um fodann von der andern Seite eine Ent: 
fchliegung darüber zu fallen, ob man auf folder Baſis zu nego— 
ciiren geneigt fei oder nicht. 

Der Gommiffar glaubte diefes Verlangen nit ablehnen zu 
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können, bielt es aber für erforberlih, die Ddiesfeitigen Anträge 
nach feiner Anficht und Überzeugung umftändlic zu motiviren. 


Er überfendete zu dem Ende am 15. Juni 1843 dem König— 
ih Preußiſchen Minifterio der auswärtigen Angelegenbeiten eine 
Denkſchrift. 

Dieſe Denkſchrift brachte zu Berlin einen verletzenden Eindruck 
hervor. Das Königlich Preußiſche Miniſterium der auswärtigen 
Angelegenheiten behielt ſich vor, die nach den Umſtänden erforderliche 
Mittheilung direct dem Königlich Hannoverſchen Miniſterium zu 
machen. 


Nach dem Verlaufe von etwa 6 Wochen (am 5. Auguſt 1843) 
eröffnete fodann die Königlich Preußiſche Regierung dur ihre Ge: 
fandtjchaft zu Hannover dem diesfeitigen Gouvernement: 


„Eine weitere Mittheilung fei bisher verzögert worden, weil, 
fo lange die Anforderungen der Königlich Hannoverfchen Regierung 
denen der Herzoglich Braunfchweigifchen in der fraglichen Beziehung 
Ihroff gegenüber geftanden, eine Bermittelung Königlich Preußi— 
fcher Seits nicht wohl mit der Hoffnung auf einen günftigen Er— 
folg habe verfucht werden fünnen. Jene Lage der Dinge babe fid) 
aber jegt in fofern geändert, als aller Grund vorhanden fei anzu— 
nehmen, daß die Herzoglid Braunſchweigiſche Regierung ſolche 
Bedingungen flellen werde, von denen fih eine, alle Theile befrie- 
digende Regulirung der Berhältniffe zwifchen dem Zoll:Bereine und 
dem Steuer» Bereine erwarten laſſe. Mithin würde es gegenwär: 
tig nur darauf ankommen, zum Zwede diefer Regulirung und behufs 
der Erneuerung der Verträge vom '%,, December 1841 Königlich 
Hannoverfher Seit von Neuem einen Commiſſar nah Berlin zu 
ſenden.“ 


Die Abordnung eines ſolchen erfolgte, ſobald die allerhöchſten 
Befehle St. Maj. des damals von der Reſidenz abweſenden Könige, 
hatten eingeholt werden fünnen. 
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Der Bevollmächtigte traf am 23. Auguft 1843 in Berlin ein, 
wurde aber dafelbft fofort mit ſchwerer Krankheit befallen. 

Es ergab fih, daß eine fchleunige Wiederherftellung nicht 
wahrſcheinlich fei und hiervon benachrichtigt, erteilte die hiefige 
Regierung ohne Verzug einem zweiten diesfeitigen Commiffar den 
Auftrag und die Vollmacht zu Führung der Unterhandlung. Er 
gelangte am 18. September 1843 nach Berlin. 

Nach der Genefung des Eriteren nahm auch diefer an der Ber: 
handlung Theil. 

Die bereits in Berlin anweſenden Herzoglih Braunſchweigi— 
ſchen Commiffarien theilten am 7% September die vorläufig ange: Anlage 
fündigten Vorfchläge fchriftlich mit. AVIL 

Das Weſentlichſte diefer Vorfchläge war: 

I) Der weitlihe Theil des Harz: und Weſer-Diſtricts (mit: 
bin außer dem Wefer- Diftricte mit Cinfchluß des Amtes Theding— 
haufen, nur ein geringer Theil des befonders ſchwer zu controliren: 
den Harz Bezirkes, im Ganzen etwa 65,600 Seelen) folle bei dem 
Steuer= Vereine, jedod unter der Verwaltung Braunſchweigs, ver: 
bleiben ; 

2) Hannover folle, außer den, dem Zoll: Bereine bereits an: 
geichloffenen Landestheilen (dem Amte Elbingerode, der Grafſchaft 
Hohnftein und dem ſüdlichen Theile des Amts Fallersleben mit einer 
Bevölferung von etwa 17,900 Einwohnern) dem Zoll: Vereine 
ferner anſchließen: 

die Ämter Liebenburg und Wöltingerode, die Stadt Goslar, 

etwa die Hälfte des Amts Wohldenberg — nad riner will- 

fürlih durch daffelbe gezogenen Linie — Theile des Amts 

Peine, des Amts Bilderlabe, des Amts Gifhorn, des Amts 

Brome und fchließlih noch den Hannoverfhen Ober⸗Harz, 
mit einer Bevölkerung von etwa 70,000 Einwohnern. 

Diefe dem Zoll» Verein neu anzufchließenden Landestheile 
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Zoll-Adminiſtration geſtellt werden. 

3) Der Steuer: Verein ſolle, der Trennung Braunſchweigs 
vom Steuer: Bereine ungeachtet, für die nicht ſteuervereinsländi— 
fhen Fabrifate, die auf den Braunfchweigifhen Meilen an Käufer 
aus dem Steuer Vereine verkauft wären und in dad Gebiet diejes 
Vereins eingeführt würden, einen Rabatt von 33); Procent feiner 
Eingangsfteuern bewilligen, er fole damit eine Begünftigung 
wieder berftellen, die Braunfchweig während der Berbindung 
mit dem Steuer: Berein genoffen, durh den Anſchluß an den 
Zoll: Verein aber verloren hatte. — Außerdem nahm Braun: 
fhweig nicht allein die Fortdauer mehrerer den Herzoglichen Lanz 
den bisher bemwilligten Begünftigungen, fondern eine bedeutende 
Erweiterung derfelben in Anſpruch. | 

War eine Vereinbarung auf folden Grund: 
lagen gedentbar? J 

Von einem möglichſt annähernden Verhältniſſe gegenſeitiger 
Gebiets-Überweifungen war keine Rede. Der Zweck dieſer dem König— 
reiche Hannover angefonnenen Überweifungen aber war die Herſtel— 
lung einer im Steuer-Bereine Statt gehabten, durch Braunſchweigs 
Ausscheiden zerriffenen Verbindung Braunfchweigifcher Landestheile 
behuf gleicher indirecter Befteuerung. Das Mittel hierzu follte gefunden 
werden in eben jener umfaffenden, übrigens unmotivirten und 
mit befannten Anfichten der diesfeitigen Regierung flreitenden, neuen 
Überweifung nach willfürlih gezugener Zoll-Linie mitten durch 
Hannoverſche Provinzen und Ämter, unbefümmert um die zerrüt— 
tenditen Eingriffe in befiehende Verhältniffe des Verkehrs und der 
Verwaltung. | 

Die fernere Forderung eines Meprabatts zu 
Gunften einer dem Steuer: Vereine niht angehören: 
den Stadt war wohl ohne Beifpiel. Ob fie den Beifall 
anderer Staaten des Zoll: Vereins, in denen Meß-Städte befind— 
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lich, gefunden hatte oder gefunden hätte, muß man hier auf ſich 
beruhen laſſen. Für Hannover hatte fie feine geringere 
Bedeutung als die, einer mit Nihts aufgewogenen 
Herabfegung der Hannoverfden Eingangöfteuern um 
ein Drittheil in ſehr bedeutendem Umfange, früherer 
Erfahrung zufolge ein Opfer der diesfeitigen Gaffen von beiläufig 
50,000 2. in ähnliches Zugeſtändniß gewährt nicht der Zoll» 
Berein den eigenen Meß-Plätzen mit Ausnahme von Frankfurt 
an der Oder; jedoch auch hier nur in ungleich befchränfter Weiſe. 

Hannoveriher Seits Fonnte man nicht umbin, diefe Braun: 
ihweigifhen Vorſchläge fofort in vorläufigen Beſprechungen und 
fpäter in formelle Conferenz abzulehnen. 

Bon der andern Seite aufgefordert, die diesfeitigen Grundla— 
gen der weitern Verhandlung ſchriftlich darzulegen, genügte der 
Hannoverfhe Commiſſar diefem Wunfhe am 13. October 1843 
durch Überreihung einer ausführlichen Note. . 

Zugleich ftellte er Anträge: 


1) auf eine genauere Mittheilung des für den Harz- und 
Wefer » Diftriet beabfidhtigten Zoll-Syſtems, insbefondere aber des, 
für den Harz- Diftriet entworfenen Zoll» und Durchgangs-Abga— 
ben: Tarif'8 (defjfen Mitthbeilung bis dahin, nament: 
lihb von Seiten der Herzoglid Braunſchweigi— 
ben Commiffarien bebarrlidh verweigert warn); 

2) auf den Anſchluß, wenigſtens des Harz-Diſtrictes, an 
den Steuer:Berein ; 

3) auf unverweilte Verhandlung über die beabfihtigten Ans . 
ardnungen, betreffend das Zollfoftem im Harz: und Wefer-Diftricte, 
da bievon die Entſchließung Hannovers über die Fortdauer der 
Bertrags »Verhältniffe abhängig fei. 

Die einzige fernere Außerung der Herzoglid Braunſchweigi— 
fchen Commiſſarien in Berlin, den diesfeitigen gegenüber, bejtand 
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in Bifiten- Karten um Abfhied zunehmen, die am 
20. deffelben Monats bei Letzteren abgegeben wurden. 

Diefe erfuhren fpäter, daß die Braunfchweigifchen Bevoll- 
mädtigten, den Preußifhen an eben dem Tage die fehriftliche 
Anzeige: gemacht hatten, fie feien von ihrer Regierung befehligt 
worden, Berlin zu verlaffen, womit zugleich eine negative Erflä- 
rung über den diesfeitigen, Königlih Preußifcher Seite 
unterftüßten Antrag wegen ferneren Anfchluffes des Harz: 
Diftrietes an den Steuer-Berein verbunden geweien. 

Am 254, October 1843 zeigte das Herzoglid Braunfchweigi: 
Ihe Minifterium allbier furz an, daß man ſich in Berlin nicht habe 
einigen können. Die erfte, zugleih ablehnende Erwiederung auf 
das Schreiben vom 28. April deffelben Jahres 
' Zu einer Rüdantwort Hannovers lag fein Anlaß vor. Die 
diesfeitige Bereitwilligkeit zur gütlihen Verſtändigung war am 28. 
April deutlich ausgefprochen. Daß fie fortdauere konnte nicht be— 
zweifelt werden. Braunfhweig aber hätte die Nachtheile der Zu: 
rüdziehung von Zhedingbaufen vielleicht, im Intereife der eigenen 
Unterthanen näher erwägen mögen. 

Hier, wie überall, dringt fih indeß die Bemerfung auf, daß, 
bei der ernften Abficht ein freundliches Abfommen zu 
fördern, zwedgemäße Vorbehalte den Landftänden 
gegenüber von der Königlih Hannoverfhen Regie: 
rung unter ähnlichen Verhältniſſen nicht verab- 
fäumt fein würden. 

Die Hannoverfhen Commiffarien in Berlin bat: 
ten lediglib mit denen der Königlich Preußiſchen 
Regierung, als Vertreterin des Zoll-Vereins, nicht 
mit Commiffarien der einzelnen Zoll:-Staaten zu 
verhandeln, Es blieb daher aud jegt völlig dem Er- 
meſſen der Königlih Preußifhen Regierung anheim— 
gettellt, ob die Anmwefenbeit der Herzoglich Braun— 
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ſchweigiſchen Gommifjfarien erforderlih fei, oder 
nicht. 

In einer Note vom 26. October v. J. benadhrichtigten die 
Königlib Preußischen die Hannoverihen Commiſſarien officiell, daß 
die Herzoglih Braunfchweigifhe Regierung den Antrag, wegen 
fernerer Belaffung des Harz» Diftrictes bei dem Steuer » Bereine 
abgelehnt habe. 

Zugleih erfolgte die Mittheiluug des für diefen Diftrict be- 
ſtimmten Tarifs und des dort und im MWefer- Diftricte auszufüh- 
renden Organijationg = Planes der Zoll: Ämter. 

In jener Note hieß es: es fei der Königlich Hannoverſchen 
Regierung binlänglich befaunt, dag nah dem Zoll» Anfchluß » Ver: 
trage mit Braunjhweig bei den Modalitäten der Aufnahme des 
Harz- und Wejer » Diftrietes in den Zoll: Verein die Wünſche 
und Intereſſen Braunfhweigs vorzugsweije 
leitend jeien. 

Aus der erſten der eben erwähnten Mittheilungen ergab 
ih die auffallendfte Geringfügigfeit der für den Harz» Diftrict 
einzuführenden,, weit unter den Diesfeitigen ftehenden Zollfäge, 
aus der zweiten dad Ungenügende der geftatteten Zollitraßen im 
Berbältniffe zu dem Verkehre. Die dieseits damals kaum gehegte 
Vermuthung, daß es die Abſicht Braunſchweigs ſei, der im Weſer— 
Diſtricte enclavirt belegenen Hannoverſchen Stadt Bodenwerder 
gar keine Zollſtraße zu eröffnen, ihr mithin jeden erlaubten Ver— 
kehr mit zollbaren Waaren nad der Landſeite abzuſchneiden, und 
daduch einen in deutſchen Bundeslanden wohl noch nicht erhörten 
Zuftand herbeizuführen, bat die am 1. Januar 1844 gefchehene Aus: 
führung des Planes dennoch völlig beftätigt. 

Noch ergab die angezugene Note, daß die Bezeichnung der Durch: 
gangsſtraßen durch den Harz: und Wefer:Difteict und die Beftimmungen 
ob und welcher Durchgangs-Zoll (bie zu dem höchſten Sage von 4 ggr 
für den Eentner), zu erbeben, ver Braunfhweigifhen Re 
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gierung uberlafjen; daß endlich von den Braun— 
ſchweigiſchen Commiſſarien jede Auskunftüber 
die ferner beabſichtigten Anordnungen zur Zeit 
verweigert ſei. 

Bondaangemwann es deutlich den Anſchein, als 
babe Braunfhweig, andere Zwede verfolgend, den 
Willen aufgegeben, ein freundnahbarlides Verneh— 
men zwifchen beiden Vereinen zu erhalten. Zugleid 
aber, als fei der Zoll: Berein ohne Madt, auf jenen 
Willen einzumwirfen. 

Hannover hielt indeß den Glauben feſt, an Preußens wohl: 
wollende Gefinnung. Auch ging das gemeinfame Beftreben beider 
zunächſt fortwährend dahin, für die Zufunft dauernd ein, gegen 
Störung des guten Vernehmens fehütendes, gegenfeitiges Verhält— 
niß der Bereine zu begründen. 

Es ergab fi bald die Unmöglichkeit, ohne die Bereitwilligfeit 
Braunfchweigs diefes Ziel zu erreichen. 

Die Unterhandlungen zu diefem Zwede begannen zwifchen den 
Bevollmächtigten Preußens und Hannovers im concilianteiten Sinne. 

Die Lesteren fonnten indeß nicht umbin am 17. November 
1843 die Defiderien zu bezeichnen, deren Erledigung für ein dauern— 
des gegenfeitiges gutes Verhältniß unerläßlih war, und nur durd 
den Einfluß Preußens, als Vertreters des Zoll» Vereins, auf 
Braunfchweig zu hoffen fand. 

Eine Einwirfung der Art ward am 19. deffelben Monats 
abgelehnt, weil die Herzogliche Regierung fih, der Lage der Suche 
in der dortigen Stände» Verfammlung halber, aufer Stande erflärt 
babe, die beabfichtigten Zoll-Einrihtungen wefentlih zu modificiren. 

Am 7. December deifelben Jahrs erfolgten einige allgemeine 
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kunft bezweckten, daneben das Erbieten, die Zuziehung eines Braun— 
ſchweigiſchen Commiſſars zu veranlaſſen, jedoch unter der Vor— 
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ausfegung, daß die den diesfeitigen Bevollmächtigten am 26. October 
deffelben Jahre eröffneten Braunfhweigifhen Anordnungen wegen 
des Harz und Wejer » Diftrictes zur Bafis der Verhandlungen 
dienen follten. 

Die diesfeitigen Bevollmächtigten erwicderten in einer aus: . 
führlihen Note vom 9. December, dem Wefen nah, daß Nichts den 
MWünfchen Hannovers mehr entiprechen werde, als eine Übereinkunft, 
die dazu diene, das gute Vernehmen zwijchen beiden Bereinen aud) 
für die Zukunft ſelbſt auf der Grundlage des Anfhluffes 
des Harz: und Wefer-Diftrietes an den Zoll: Berein 
zu fihern. Daß aber das Princip der Gegenfeitigfeit 
der Rechte und Zugeftändniffe dazı unerläßlich jei; daß 
indeß, wenn es bei den am 26. October 1843 mitgetheilten An— 
ordnungen in jenen Diſtricten verbleiben ſolle, mit Recht angenom—⸗ 
men werden dürfe, das Zoll-Cartel ſei von Seiten der 
Zoll-Vereins-Staaten factiſch aufgehoben und deſ— 
fen Ausführung unmöglich geworden, fo lange ein 
Zuftand der Art geduldet und ald unabänderlid be- 
trachtet werde; — daß die fernerweite Regulirung der 
Zollgränzen nothwendig eine Ausgleihung der gegenfeitigen 
Gebiets » Überweifungen binfichtlih der Bevölkerung erfordere; — 
daß endlich binfichtlih der Verkehrs-Erleichterungen die 
von beiden Seiten geäußerten Wünfhe und Anträge Berüdfidti- 
gung finden müßten; — daß demnach die von Hannover gegebene 
Grundlage der Bereinbarung deutlich vorliege und es nur eines 
näheren Eingehens des Zoll-Vereines auf folhe, fo wie gegenfei: 
tiger Nachgiebigkeit bedürfen werde, um eine diesfeits lebhaft ge- 
wünfchte befriedigende Löſung der Schwierigkeiten zu erreichen. 

Diefe Anträge fanden von der andern Seite nicht die gehoffte 
Aufnahme und die Verhandlungen über den Abſchluß eines neuen 
dauernden Vertrages blieben fomit ohne Erfolg. 
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5. 

Vergeblicher Verſuch — übereinkommens. 

In der letzterwähnten Note waren die diesſeitigen Bevollmäch— 
tigten auf die bereits angeregte Idee eines Proviſorii — jedoch 
unter Feſtſtellung des Principes der Gegenſeitigkeit und Rechts— 
gleichheit, — zurück gekommen, um bei dem nahe bevor— 
ſtehenden Jahresſchluſſe zu fernerer Berathung und 
Entſchließung Friſt zu gewinnen. 

Am 16. December 1843 vereinbarten ſich die Königlich Preu— 
ßiſchen wirflih mit den dieöfeitigen Commiſſarien über den Ent: 
wurf eines ſolchen Vertrages mit Vorbehalt der Geneh— 
migung der betreffenden Regierungen. 

Zu dem bei diefer Gelegenheit aufgenommenen Protocolle er» 
erflärten die Königlih Preußifhen Bevollmächtigten: „das in der 
Anlage verzeichnete Refultat der gemeinfamen Beiprehungen könne 
als ein von den beiderfeitigen Commiffarien, unter dem vollen 
Vorbehalte der Genehmigung der betheiligten Regierungen und ohne 
jpecielle Inftructionen ausgegangener Vermittelungs⸗ Verfuch, aud) 
von ihrer Seite um fo mehr nur angejehen werden, als die Zeit 
gefehlt, um die fo wefentlih dabei betheiligte Herzoglid Braun: 
fhweigifche Regierung davon unterrichten und um deren Anfichten 
befragen zu können. Im legterer Beziehung werde Preußifcher 
Seitd mit der größten Beichleunigung das Erforderliche eingeleitet 
werben,’ . 

Zugleih wurde eine Bevorwortung bei der Herzoglih Braun: 
fhweigifhen Regierung zu Gunften Hannovers wegen Ermäßigung 
der Durdhgangs= Abgaben in dem Harz» und Wefer: Diflriete mit 
Bereitwilligfeit übernommen. 

Noch fam man überein, daß in dem Falle alljeitiger Zuftim- 
mung behuf Zeiterfparung, die Auswechſelung minifterieller Ratifi- 
cationen durch Wermittelung des Königlih Preußischen Gefandten 
in Hannover erfolgen follte. 
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Die wichtigſten Puncte des Proviforii waren: 

1) Ter Bertrag vom 16. December 1841, betreffend die fteuer- 
lihen Berhältniffe verfchiedener Braunfchweigifcher Landestheile, er— 
erlifcht mit dem 31. December 1843. 

2) Die vermittelt Vertrages vom 17. December 1841 getrof: 
fenen „Übereinfünfte wegen Beförderung der gegenfeitigen Verkehrs - 
Berbältniffes werden unter den nachfolgenden Modificationen und 
näheren Beſtimmungen aufrecht erhalten. 

3) Hinfihtlich des Zoll-Cartels hieß es wörtlih: „die Über: 
„einfunft wegen Unterdrüdung des Schleihbandels, 
„Anlage A. des Bertrages vom 17. Decemb. 184 tritt 
„mit dem 1. Januar 1844 zwar außer Kraft, indellen 
„werden die contrahirenden Theile über den Abichluß einer ander: 
„weiten Bereinbarung zu Unterdrüdung des Schleichhandels baldigſt 
„in Verhandlung treten. Schon gegenwärtig ertheilen ſich diefelben 
„die Zuficherung, au vom 1. Januar 1844 ab, wie bisher, dem 
„Schleichhandel aus ihren refpectiven Gebieten in die Gebiete 
„des andern contrahirenden Theils niht nur in feiner Weife 
„förderlich fein, fondern auch demjelben fo viel als thunlich 
„durch adminiftrative Anordnungen und angemef: 
„ſene Inftructionen ihrer betreffenden Behörden entgegen: 
„wirfen zu wollen.“ 

4) Bei dem im Jahre 1841 erneuerten gegenfeitigen Gebiets— 
Überweifungen zwifchen Preußen und Hannover verbleibt es. 

5) Hannover und Braunfchweig überlaffen fich gegenfeitig einige 
Enclaven und Gebiets-Abrundungen. 

Außerdem enthielt der Entwurf mehrere, aus der Anlage xxvi 
erfichtliche minder erhebliche Beftimmungen, die theilweife auch Braun: 
fchweig activ und paffiv berübrten. 

Das Proviforium follte vorerft bi8 zum 1. Juli 1844 währen 
und von da an in gewiffen feltgefeßten Terminen fündbar fein. 

Die Königlich Preußiſche Regierung fendete fofort einen Abs 
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geordneten nah Braunſchweig um die dortfeitige Zuftimmung zu 
erwirken. | 
Die diesfeitigen Bevollmächtigten eilten von Berlin nad 


Hannover, um die Vereinbarung vorzulegen. 


An legterm Orte ward fie als ein Verf des 
Friedens aufgenommen und genehmigt Eine 
officielle Anzeige biervon erging am 21. De: 
cember 1843 nad Berlin. 

Am 26. traf inzwiſchen allhier ein Schreiben der Königlich 
Preußischen Regierung vom 24. deifelben Monats rin, nebſt Nach— 
fchrift des folgenden wörtlichen Inhalts: 

„Eure Excellenz werden Sich dur den Königliben Gefandten 
„Herrn Grafen von Sedendorff bereits vorläufig davon unterrid:- 
tet befinden, daß von der diesfeitigen Regierung dem 
„Bermittelungs: Plane beigelimmt worden ijt, wel: 
„hen die diesfeitigen und die Königlih Hannoverſchen Commiſſa- 
„rien zur Berbandlung über die Fünftige Geftaltung der Verkehrs: 
„Berbältniffe zwifchen dem Zoll- und Steuer-Bereine in das 
„Protocoll vom 16. d. M. und defjen Beilage niedergelegt 
„haben.“ 

„se mehr ich mich der Hoffnung hingeben zu dürfen glaubte, 
„daß dieſem Verſuche, um bei den Sinderniffen, welche fih augen» 
„blicklich nod einer vollftändigen weiteren vertragsmäßigen Regu— 
„lirung der gedachten Verhältniſſe entgegenftellen, und in der Kürze 
„der bis zum 1. Januar fünftigen Jahre nod übrig bleibenden 
„zeit nicht mehr zu überwinden waren, wenigftens ein, den freund: 
„ſchaftlichen Verbältniffen unſerer Allerhöchiten Souveraine entfpre: 
„tbendes und dem negenfeitigen Verkehr fürderlihes Interimiſticum 
„mittelſt des entworfenen vorläufigen Übereintommens feſtzuſtellen, 
„auch die Deroſeitige Zuſtimmung nicht entgehen werde: um ſo 
„lebhafter bedauere ich es, Ew. Excellenz davon ganz ergebenſt 
„benachrichtigen zu müſſen, daß die bei der Herzoglich Braun: 
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„ſchweigiſchen Regierung gethanen Schritte, um auch deren, bei 
„ihrer nahen Mitbetheiligung ganz unerläßlich erforderliche. Zuftim- 
„mung zu erwirken, nicht den gehegten —— entſprechend 
„ausgefallen find.“ 

„Die Herzogliche Regierung bat auf das Befimmtefte erklärt, 
„baß, nachdem ihre Verhandlung mit den Landfländen über die 
„künftigen Zoll» und Steuer » Berhältniffe in den bisher noch den 
„Steuer=Bereine angehörig gewefenen Herzoglichen Landestheilen 
„beendigt feien, und der Landtag aufgelöf’t worden, auch) der er— 
„nannte ſtändiſche Ausschuß nur zu einer einfachen Prolongation 
„der Verträge vom 17. December 1841 — unter den aus ber 
„Zurüdziehung aller Herzoglichen Gebietstheile aus dem Steuer: 
„Vereine nothwendig folgenden Modificationen — eventuell noch 
„zuzuflimmen von der Stände: Berfammlung autorifirt worden fei, 
„oöllig außer Stande zu fein, weder für fih allein, nod unter 
„Zuziehung des ſtändiſchen Ausſchuſſes irgend eine Modification 
„in den Maßnahmen zugeflehen und anordnen zu können, welde 
„binfichtlih des Amtes Ihedinghaufen, ingleihen der im König- 
„lich SHannoverfchen Gebiete liegenden Herzoglichen Enclaven mit 
„den Ständen verabredet und feilgefegt worden find, Diefelbe 
„hat in diefer Hinfiht darauf hinweiſen zu müſſen geglaubt, daß 
„fie eilf Wochen lang zwei Commiſſarien bier in Berlin zur 
„etwaigen Berhandlung über die Fünftigen Verhältniſſe zwiſchen 
„den beiden Vereinen babe verweilen, und fie erft zu dem 
„äußerſten Zeitpunfte babe zurückkehren laſſen, wo, während 
„bier durchaus Feine Ausficht zu einer Verſtändigung fi eröffnet 
„habe, es nicht länger babe aufgefchoben werden fünnen, mit den 
„Ständen des Herzogthums die weiteren Anordnungen binfihtlich 
„der aus dem Steuer-Vereine tretenden Yandestheile zu berathen. 
„Bei diefen fländifhen Verhandlungen auf ſolche Eventualitäten, 
„für welche noch nicht die mindeite Andentung vorgelegen babe, 
„Rüdficht zu nehmen, jei nach Lage der Sache an fi nicht thuu— 
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„lich, binfichtlih des Amtes Ihedinghaufen aber um fo weniger 
„oeranlaßt geweien, als die Herzogliche Regierung der Königlich 
„Hannoverfchen Regierung ihre Abficht, diefed Amt nicht in den 
„Steuer:Bereine zu belaffen, in einem Schreiben vom 25. October 
„di. eröffnet, damit auch die Auffündigung eines wegen des dor: 
„tigen Salzdebits beftehenden Vertrages in Verbindung gefest habe, 
„ohne darauf die geringite Rüdäußerung, oder eine Andeutung ent: 
„gegenftehender Wünſche von Königlich Hannoverfcher Seite erhalten 
„zu haben. 

„Wenn bei diefer Lage der Sache leider nicht mehr daran zu 
„denken ift, den vollen Inhalt der am 16. d. M. entworfenen Über: 
„einkunft mit dem 1. Januar E. 3. zur Ausführung zu bringen, 
„jo entftcht die Krage: ob nicht wenigitens cin 
„heil derfelben, und befonders fo weit Preußen 
„und Hannover dabei zunächſt und weſentlich bethei— 
„ligt find, vorläufig beibehaltenwerden könnte, um ein 
„ferneres freundfchaftliches Nebeneinander» Beiteben beider Vereine, 
„welches den Abfichten unferer beiderfeitigen Allerhöchſten Souveraine 
„und den Intereffen der betheiligten Unterthanen fo volltommen 
„entipricht, möglichft zu pflegen, den Ew. Ercellenz erlenchtetem 
„Ermeſſen gewiß nicht entgebenden Widerwärtigkeiten und Unan— 
„nehmlichfeiten vorzubeugen, welche der plöglihen Aufhebung aller 
„bisheriger Vertrags: Berhältniffe nur zu leicht folgen dürften, und 
„befonders diejenigen Nachtbeile zu vermeiden, welche aus der Zu: 
„rüdnahme der gegenfeitig dem anderen Vereine angeſchloſſenen 
„Preußischen und Hannoverfchen Kandestheile entftehen würden. Ich 
„nehme feinen Anſtand, von diefem wichtigen Gefichtspunfte aus 
„Ew. Ercellenz ganz ergebenft mit dem Vorſchlage der diesfeitigen 
„Regierung entgegen zu kommen, die Übereinfünfte vom 1. Ro— 
„vember 1837 und 17. December 1841 Litt. B., die Grafſchaft 
„Hohnſtein und das Amt Elbingerode, und Litt. D. den Anſchluß 
„verschiedener Preußifcher Gebietstbeile an den Steuer: Verein be: 
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„treffend, aud vom 1. Januar k. 3. ab einftweilen gegenfeitig 
„fortbeftehen zu laften. Sollte die Königlib Hannoverſche 
„Regierung geneigt fein, in eben der Art aud das 
»„30ll-Gartel«(Litt. A.) fortzufegen, fo würde Preußen nicht 
„allein hiezu, fondern unter diefer Borausfegung auch bereit fein, 
die Übereinkunft Litt. E. vom 1. November 1837 und 17. De- 
„cember 1841 jedenfalls feiner Seits in Ausführung, zu belaffen, 
„und zugleich feine bona officia eintreten lajfen; da: 
„mit daſſelbe aud von Seiten Kurheſſens auf deffen 
„Bränze, und von Seiten Braunfchweigs mindeftens auf deifen 
„bisheriger Zollgränge gegen Hannover gefhehe Au der 
„Willfährigkeit der Kurfürftlichen Regierung glaube ich nicht zweis 
„feln zu dürfen; dagegen würde es fih allerdings fragen, in wie: 
„fern die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung fih in Rüdficht 
„auf ihre ſtändiſchen Verhältniſſe biezu berechtigt finden möchte. 
„Es bedarf keiner befonderen Verficherung, daß man diesfeits, ab: 
„geſehen bievon, bei der Herzoglih Braunſchweigiſchen Negierung 
„nahdrüdlich dahin zu wirken fih wird angelegen fein laſſen, daß 
„dieſelbe an einer weiteren Verhandlung Theil nehme, um durd 
„einen definitiven Vertrag im Sinne des Protofolls vom 
„16. d. M., die Berhältniffe der beiderfeitigen Vereine feſtzuſtel— 
„len, und die augenblidli in den ſtändiſchen Berhältniffen liegende 
„Schwierigkeit zu bejeitigen.“ 

„Noch ermangele ich nit, Ew. Ereellenz ganz ergebenft da— 
„von zu benachrichtigen, daß bereits vor einigen Tagen unter 
„Allerhöchſter Genehmigung die Anweifung an die betreffenden 
„Provinzial-Stener-Directoren ergangen ift, die Übereinfünfte vom 
„17. December 154 auch nah dem 1. Januar k. 3. bis auf 
„Weiteres vollltändig in Ausführung zu belaffen. Um diefelbe Ber: 
„fügung iſt das Kurfürſtlich Heſſiſche Finanz» Minitterium erficht 
„worden. Diefe Anordnung ift and nach Befanntwerdung der auf 
„Herzoglich Braunfchweigifcher Seite gegen die Annahme des Ent: 
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„wurfs vom 16. d. M. beftehenden Schwierigkeiten nicht zurückge— 
„nommen, und wird vielmehr bis zur Kenntniß der Derofeitigen 
„Beſchlußnahme in Kraft bleiben.“ 


„Indem ich in Borftehendem Ew. Ercellenz den fprechendften 
„Beweis der freundihaftlihen Bereitwilligfeit der diesſeitigen Re— 
„gierung, um ihrerfeits alles Mögliche zur Vermeidung unange- 
„nehmer Berwidelungen beizutragen, gegeben zu haben glaube, er 
„laube ih mir, Diefelben um eine geneigte ſchleunige Eröffnung 
„der Derofeitigen Beſchlußnahme ganz ergebenit zu erfuchen, womit 
„ich zugleich den erneuerten Ausdrud meiner Ew. Ercellenz gewid— 
„meten audgezeichneteften Hochachtung mit Vergnügen verbinde.” 


P. S. „Ih eröffne dieſes Schreiben noch ein Mal, um Ewi, 
„Ereellenz von dem Eingange Dero gecehrten Schreibens vom 21. d. M. 
„ganz ergebenft zu benachrichtigen. Je erfreulicher es mir ift, Durch 
„den Inhalt deffelben die diesfeitige Vorausſetzung beftätigt zu 
„Anden, daß die Königlihd Hannoverfche Regierung den auch Ihrer: 
„ſeits, den diesfeitigen Gefinnungen entfprehend, auf die Fortdauer 
„der bisherigen freundſchaftlichen Beziehungen zwifchen den zu den 
mbeiderfeitigen Vereinen gebörigen Staaten gelegten Werth durch 
„Genehmigung der commilfarishen Berabredung vom 16. d. M. 
„bethätigen werde, um fo mehr bedaure id, nad Zage der Sache 
„nur auf die obige Mittheilung mich beziehen zu können. Es bleibt 
„mir nur noch ganz ergebenft zu bemerfen, daß ein erneu— 
„erter Verfuh beider Herzoglich Braunfdmwei- 
„giſchen Regierung, um dDiefelbe zuibrer Zuftim: 
„mung zu bewegen, nidtgemadtwerden fann, 
„da diefelbe, wie man diesfeits fih hat überzeugen müffen, in der 
„That nah den dortigen ftändifhen Verhältniffen fih in der Un— 
„möglichkeit befinden würde, auch erneuerten biesfeitigen Anträgen 
„zu genügen. 

Nah diefer Benachrichtigung von der Ablehnung 
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Braunſchweigs blichen noch fünf Tage bis zum Erlö— 
fhen ber früheren Verträge. 

Mündliche Äußerungen der Königlich Preußiſchen Commiſſa— 
rien während der zulegt Statt gehabten Verhandlung in Berlin, 
liegen Preußens Geneigtheit vermuthen, nöthigen Falls auch ohne 
Braunfhweig, Bertrags » Verhältniffe des Zoll» Vereins mit dem 
Steuer» Vereine fortzufegen. Von dort war die Anordnung ge: 
troffen, den factiihen Zuftand, wie er 1841 geregelt, fo weit er 
Preußen betraf, auch nad dem 1. Januar 1844 beftehen zu laffen. 
Das Schreiben vom 24. December beftätigte das Letztere. Es ent: 
bielt Vorſchläge, die man in Hannover deutete, ald eine Erklärung, 
mit Befeitigung Braunſchweigs, auf der Grundlage der vorlän: 
figen Abrede vom 16. December zu verhandeln. 

Das Schreiben ſtimmte nicht völlig mit diefer Abrede. Denn: 

1) die Lebtere betrachtete den Gartel :Vertrag mit Recht 
als jest erlofhen und verbieß ftatt deilen während des vor: 
läufigen Zuftandes adbminiftrative Vorkehrung gegen den 
Schleichhandel. 

2) Die Abrede verſprach einfach den Fortbeſtand der Ver: 
fehrs » Erleichterungen unter alleinigem Vorbehalte der Zu— 
fimmung für Braunfhweig. Namens Braunfchweigs fiel 
diefes WVerfprechen jest von ſelbſt. Nicht aber für Kurheſſen. 
Gleihwohl redete das Schreiben aud in Beziehung auf Heffen nur 
von Verwendung. 

In Hannover ward in beiden Hinfichten eine, durch Eile ver: 
anlaßte mangelhafte Redaction des Schreibens vorausgefegt, nicht 
aber ein Rüdtritt Preußens von dem, was am 16. December vor: 
läufig vereinbart und fomit in dem Schreiben vom 24. fo eben 
allgemein als von der Königlich — Regierung genehmigt 
bezeichnet war. 

Hannover ſtand demnach nicht an, am 30. December einen 
Bevollmächtigten nah Berlin zu ſenden, mit Auftrag und Boll: 
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mabt, auf der Grundlagededvon beiden Seiten 
genehmigten vorläufigenübereinfommens vom 
16. December, unter Bejeitigung alles deifen, was Braun: 
ſchweig betraf und deifen Zuftimmung erfordert hätte, den provi— 
forifchen Zuftand im Cinverftändniffe mit Preußen zu regeln. 

Inzwifchen war die Publication einer Verordnung im König- 
reih Hannover unerläßlih geworden. Die Verträge der Jahre 1837 
und 1841 mit ihren rechtlichen Beltimmungen verloren mit dem 
Ende des Jahres 1843 von felbit die ‚verbindende Kraft. Das 
Ausscheiden der bis dabin in dem Steuer:Bereine verbliebenen Lan- 
destheile und deiten nothwendige Folgen mußten den Gerichten, den 
Berwaltungs:Bebörden wie den Unterthanen als Berhbaltungs: 
normen zur Kunde gelangen. Eben fo das vorerft fortbeitehende 
thatſächliche Verhältniß zu Preußen. Nur alfo ftanden Verwirrun— 
gen und Gollifionen, ja ein wahrhaft anarchiſcher Zuſtand an den 
Gränzen wie in den, dem Zoll-Bereine überwiefenen Gebietötheilen 
zu vermeiden. 

Es erging demnach das Königliche Patent vom 31. December 
1843. : 

* Ders. 6 des Patentes entſprach dem vorläufigen Übereinfom- 
men vom 16. des Monates. 

63 bie in foldem: 

„Die Übereinkunft lit. A. vom 1. November 1837 und 17. 
„December 1841 wegen Unterdrüdung des Schleihhandels tritt 
„danad) am 1. Januar 1544 zwar außer Kraft, es bleiben in: 
„dep die zur Unterdrüdung des Schleichhandels im 
„adminiftrativen Wege zu treffenden Anordnungen 
„vorbehalten.“ 

Diefe Anordnungen follten diesfeits, fo bald fie 
verabredet, ohne Berzug getroffen werden. 


Über das beabfihtigte Patent, ward den Königlich Preußifchen 
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Bevollmächtigten in Berlin durch den diesjeits dorthin gefendeten, am, 
31. December dafelbit eingetroffenen Sommiffar Mittheilung gemacht. 

Die Verhandlungen des Letztern waren ſehr bald erledigt, da, 
— fofort erftattetem Berichte zufolge, — die Bafis der vorläufigen 
Vereinbarung vom 16. December des vorigen Jahres verworfen, 
ftatt diefer auf vertragsmäßiger Erneuerung des bier, feit Jjolirung 
des Braunfchweigifhen Harz: Diftrietes, in der Gegenfeitigfeit für 
unausführbar erachteten Zoll-Garteld beftanden, zugleich aber 
die Unmöglichfeit erflärt wurde, ohne Braun: 
ſchweig über den Kortbeftand der Verkehrs-Er— 
leihterungen mitSannover einProvijoriumab- 
zuſchließen. 


Schluß. 


Das Vorſtehende und die Belege bieten die Mittel dar, zu 
klarer Anſicht darüber, ob Hannover bundestreu bis zum letzten 
Augenblicke bereit geweſen iſt, Freundſchaft und gutes Vernehmen 
auf dem Boden des Rechtes zu begründen zwiſchen dem gkoßen 
Zoll-Vereine denticher Staaten und dem Hannover » Oldenburgfhen 
Steuer-Vereine. 

Eine Eritif über das Benehmen des Zoll-Vereins würde Han 
nover übel anftehen, auch ift folches entfernt, jener Verbindung feind: 
liche Gefinnung gegen den Steuer-Berein beizumeſſen. Dem par: 
teilofen Urtheile möge anheim fallen, ob wahr und richtig ift: 

1. daß ein friedlihes und freundlihes Nebenein: 
anderbeftehben beider Vereine leicht zu erhalten ge: 
wejen, wenn bei der Aufnahme Braunfhweigs in den 
aroßen Zoll: Berein die Belaffung des Braunfhwei: 
aifhen Harz: und Wejer-Bezirfes in dem Steuer: 
Bereine bevorwortet wäre, 

2. Daß dem Zoll Vereine ein Landestheil thatfählih nicht 
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einverleibt ift, in dem ein milderes Eingangsſteuer-Syſtem wie 
das des Zoll-Bereins gilt, und der aus diefem Grunde, dem Aus: 
lande gleich oder ähnlich, durch Douanenlinien von dem Zoll-Ber: 
eine abgejchloffen wird. 

3. Daß in der Wirkung fein wejentlicher Unterfchied darunter 
obwaltet, ob für einen Zandestheil, deifen Einwohner ungleid ge: 
ringere, als die Eingangsftenerfäge des übrigen Zoll-Bereins, in die 
gemeinfchaftlihe Kaffe des Vereins zu zahlen haben, aus eben die: 
fer Caſſe nah der Seelenzahl die volle Zoll: Vereinsmäßige Rate 
dem Staate, dem diefer Zandestheil angehört, vergütet wird — 
fofern nämlich dies binfichtlich des Braunfchweigifchen Harz - Di: 
ſtrictes der Fall fein follte, — oder ob einem Staate des 
Zoll-Bereins ein Präcipuum aus der Vereind-Eaffe 
zugeftanden ift. 

4. Daß dagegen mindeftens dem äußern Character nad es 
nicht auf einer Linie fleht, wenn in einem, an den Zoll-Berein an- 
gränzenden Staat ein, vor Errichtung des Zoll-Bereins 
eingefübrtes und feit diefer Epoche theilweife ver- 
fhärftes aber nicht vermindertes mäßiges Eingangs 
fteuer-Syftem befteht, und wenn auf der andern Seite für 
einen nicht bedeutenden, von einem Nachbarlande großentbeild, da- 
neben auch mit fchwer zu bewachenden Gränzen umfchloffenen aber 
dem Zoll» Bereindgebiete beizuzählenden Landestheil, dem es an 
fonftiger Grängverbindung nicht ganz ermangelt, Gingangöfteuer- 
fäge neu feftgefegt werden, bie nicht nur die des Zoll-Ver— 
eins, fondern auch die ungleich geringeren des ,. jenen Landestheil 
umgebenden Staats bei allen wichtigen Artifeln bei Weitem nicht 
erreichen. 
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Bon 
Dr. Mothes. 


Aus dem Nabrgange 1848 der „Neuen > für Geſchichte und Politik,’ 





b Leipzig, 1848 
3. 6. Hinrichsſche Buchhandlung. 


Hat man einen fogenannten Schußzoll für den Lands und 
insbejondere den Aderbau, alfo hohe Zölle auf Getreide, 
Wolle, Flachs, Holz, Wein, Obft, Fleiſch, getrocknete und 
gepöfelte Fiſche, Schlachtvieh, Zugtbiere, Hanf, Zelle u. ſ. w. 
bei ihrem Einbringen in das Land aus dem Auslande, zu 
verwerfen, jo muß man aud) die Schußzöfle für die Zabrication 
ungerecht und unzweckmäßig finden. Nimmt man Schußzölle 
für die Zubrication an, jo muß man fie und zwar fogar mit 
nod) begründeterem Rechte, mit noch gefunderer Vernunft auch 
dem Aderbau geben. 

Der Aderbau ift der ſtärkſte Gonjument der Fabricate 
in doppelter Hinſicht. Denn erftlich befchäftiget ſich mit ihm 
die überwiegendite Mehrzahl der Menfchen. Zweitens muß 
er, ehe er feine Arbeit beginnen kann und fo lange er ar 
beitet, Geräthe und Kleiderftoffe vom Fabricanten erfanfen 
und oft erfegen. Seine Arbeit ift hart und meift im Freien, 
Eie verbraudt Daher Die Dinge, welche der Aderbau von 
der Fabrication kauft, Schnell. Gin Webſchifflein und eine 
Spindel hält länger vor, denn ein Pflugſchaar, ein Segg, 
ein Spaten Das Kleid und der Stiefel des Maunes hinter 
dem Pfluge und auf dem Stoppelfelde, bei der Erndte, fos 
wie anf deu friih gepflügten Erdboden bei der Saat, ift 
eher verbraudht, als das Kleid des Spinners, der Pantoffel 
des Webers in der warnıen Stube, des Kattundruders im 
Drudjaale. 

Auch noch ein anderer Gefichtspunft zeigt uns die Ger 
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rechtigfeit des Anfpruches auf Schußzoll für den Ackerbau, 
wenn man überhaupt die Idee eines folhen auffaßt. 

"Die Fabrication hat fih felbit in der Hand, der Aders 
bau aber nicht. Jene kann ftündlicdy aufhören, ihre Arbeiter 
abdanfen, ihre Säle leer’ ſtehen laffen, ihre Beichiftigung 
wieder beginnen, die Arbeiter wieder zuſammenrufen, Dies 
jenigen, welche der Aderbau hat, ihm ausmiethen, und in 
ihre Süle die Thätigfeit zurücdbringen, wenn und wie ibr 
Herr es nur zwedmäßig findet für feinen Vortheil und zu 
feinem Gewinne. Cie ijt nicht gebunden durch das Klima, 
macht fi) ihren Grund und Boden felbft, bat nicht Wind 
und Wetter zu fürchten, kümmert ſich nicht um Frühregen 
und Spätregen. Sie findet Verſicherung gegen Feuer, Waſſer, 
Sturm, wenn fie Waſſer und Wind zur Verſchiffung gebraucht, 
Sie hat dies nicht einmal nöthig, dafern fie, wie in England, 
den Vertrieb ihrer Waaren dem Handel anbeimgiebt und fich 
nicht mit einem Geſchäftszweige freiwillig befaftet, welcher gar 
nicht weſentlich zu ihrem eigentlichen Berufe gehört. 

Der Aderbau kann ſich den Grund und Boden, welchen 
er bejtellt, nicht beliebig Ändern und ein befferes Klima nicht 
machen, die VBortheile und die Fruchtbarfeit, weldye das eine 
Land auszeichnen, dem feinigen nicht geben. Er kann fich 
3. B. in Sachſen, in der Mark Brandenburg den Boden, das 
Klima, die Waffergefälle der Lombardei nicht fchaffen. Wer 
will in Teutfchland Reis bauen, ungeachtet er recht wohl weiß, 
daß ein Morgen Reis viel mehr einbringt, als viele Morgen 
Roggen, Gerfte, Hafer? Der Sache, der Preuße, der Baier 
fann dem Maulbeerbaume, dem einträglichften aller Bäume, 
den tiefgrundigen Fruchtboden, Die willfürliche, nachhaltende 
Bewäflerung in der Hige des Vorfommers nicht bereiten, 
wihrend er doch nur dadurch in den Stand gefeßt wird, Die 
abgepflüdten Blätter und die abgefchnittenen Hefte alljährlich 
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aufs Neue ſo leicht zu erſetzen, daß er dieſe Verſtümmelung 
und Beranbung ſo viele Jahre hinter einander aushält, wie 
in der Lombardei, Daran, au die Maulbeerbäume im Oft, 
Sud und Welt nun gar noch Weinftöcde mit Hoffuung auf 
eine Weinerndte auzupflanzen, oder unter ihnen Mais zu 
ziehen, daran zu denken, wäre in unferen Ländern thöricht. 
Dem Boden auf der nördlichen und öftlichen fteinigeren Abs 
dachung der Berge im Erzgebirge und Boigtlande kann man 
nicht Diejelben Früchte und in folder Güte und Reichhaltigkeit 
abdringen, wie auf der füdlichen und — Abdachung 
derſelben Berge. 

Ob aber die Fabrik diesſeits oder jenſeits ſolcher Berge 
ſteht, iſt gleichgiltig, wenn nur auf jeder Seite ihr Herr 
und ſeine Arbeiter die rechten ſind, ihr Geſchäft wohl ver— 
ſtehen und ihm fleißig, klug, erfinderiſch, unabläſſig vor— 
ſtehen, wit gleicher Redlichkeit verfahren, rechtes Maaß, 
volles Gewicht, tüchtige Stoffe, gute, echte Farben führen, 
und Geſchmack haben, 

Segen Fener und. Hagel kann der Ackerbau feine Saaten, 
Scheuren, Keime verfihern, mit Nichten aber den Schweiß 
feines Antliges, die Hoffnungen feines Jahres, die Saaten, 
Kräuter, Blüthen und Früchte feiner Felder, Gärten und 
Wieſen gegen Froft und Sonnenbrand, gegen Dürre und 
Näſſe, gegen Mäufe, Schnecken, Raupen und anderes Unge—⸗ 
ziefer, gegen Nebel und verderblie Thaue, Cr fann feine 
Felder nicht wirst und unbebaut zum Verquecken liegen laffen, 
fein Vieh nicht abichaffen und daher auc die Arbeiter nicht 
entbehren, Knechte, Mägde, Tagelöhner, Vögte, Verwalter 
nicht fortſchicken. Wie wirden die Fabricanten, die Hand- 
werfer, alle ftidtifche Bevölkerung ſchreien und toben, wie 
würden die Negierungen fi) entrüften, wenn die Landwirthe 
in wohlfeilen Jahren ihre Felder nicht beftellten, ihre Wiejen 
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nicht mäheten, in ihren Wäldern fein Holz fällten, viel 
mehr ihre Vieh fchlachteten, ihre Vorräthe an Getreide, 
Kartoffeln, Holz u. f. w. theilweife verwüfteten, und ihre 
Leute fortſchickten, zu ihnen ſprechend, fie follten im Die 
Städte gehen und ſich dort als Rare Arbeiter lohnende 
Arbeit geben laſſen! — 

Eiche und doch thiiten fie gerade nicht viel mehr noch 
weniger als die Fabricanten oft und nur vor wenig Monden 
thaten. Allerdings unterliegen auch die Fabrication und ihre 
Arbeiter der allmächtigen Haud Gottes und ihre Miscon- 
juncturen find wohl auch Schickungen des Himmels. Dan 
kann nicht fagen, fie verfchufdeten fie alle felbfteigen und bades 
ten nur in Ueberſchwemmungen, wo fie eigenwillig die Dämme 
des Stromes durchftochen. Oft aber war es der Fall, 3.82. 
bei Misconjuneturen aus Rebellion, welche von Arbeitern 
angezettelt worden; bei Störungen des Credits aus unzei— 
tigem und überlauten, faſt zur fehlechten Gewohnheit ges 
wordenen Klaggefchrei der Fabrifherren, welches bisweilen 
unter den Banquiers und Geldmännern ein mistöniges Echo 
erwedte; aus Mangel an Waare, wenn nad) einer Arbeits- 
einftellung eine gute Meſſe mit ftarfer Nachfrage eintrat; aus 
Bericherzung des Vertrauens ausländischer Abkäufer wegen 
Lieferung fchlechter und immer fchlechterer Waaren, wegen 
unridhtigen Maaßes, wegen nicht angezeigter Fehler der 
Waare. Nichts deſtoweniger bfeibt aber dennoch den Fabrik— 
herren ein treffliches, fie felbit gegen jeden Geldverluft fiherns 
des Mittel. Sie fünnen dann, wenn nun einmal fein Vers 
dienft jeyn kann, Die Arbeit ganz oder theilweife einftellen, 
nicht auf Vorratb arbeiten laſſen, fondern die Leute ablohnen, 
und dem Landwirth, zurufen, daß er fie einftweilen bes 
häftigen und ernähren möge. Sie pflegen vom Staate zu 
verlangen, daß er mit Dem Gelde, welches zum größten Theile 
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von Landmanne durch Grundfteuern und. mittefit des, um den 
Zoll erhöhten Kaufpreifes feiner einzufaufenden Bedürfniffe 
zufammengefteuert ward, fie ernähre durch Bauten, welche 
wiederum zunächft und zumeift der Fabrieation nügen. Der 
Fabricant fpriht: „Wer kann und darf mir zumutben, 
mein Geld noch Länger und mehr in die Waare zu ſtecken, 
da ich fie nicht ſogleich verkauſen fann und nicht mit fo 
viel Gewinn, als ich brauche?” — Er hört nicht auf die 
Antwort, fondern ſchickt raſch feine Leute ganz oder theils 
weis fort. 

Die Fabrication hat auch in Betreff der Ausbeutung 
ihrer Erfindungen einen Vorzug vor dem Aderbau, Wenn 
ein Fabrifherr eine neue Waarenart, eine jchönere Anwendung, 
eine reinere und vollendetere Darjtellung von Farben, eine 
Berbefferung alter oder Zufammenfegung neuer Mafchinen 
behufs der Erleichterung oder Vervollflommnung der Arbeit 
erfand oder erfinden lich, fo begnügt er ſich nicht mit dem 
Gewinne, welchen der Erfinder vom erften Feilbieten nad) 
der Erfindung bis zur alljeitigen Verbreitung und Anwen— 
Dung Dderjelben zum Voraus hat, fondern er verlangt vom 
Staate, daß er ihm die Fortdauer dieſes Vorausgewinnes 
für alle Zeiten oder doch mehrere Jahre durch Patente fichere. 
Dabei macht er fi) aber nicht verbindlich, die Leute, welche 
er mehr annahm, ebenſo viele Jahre fang zu behalten. 

Den gleichen Vortheil genießt nun zwar auch derjenige 
Landmann, welcher ein neues landwirtbichaftliches Geräthe, 
ein neues Vichmedicament erfindet, ein Mittel zu Entwidelung 
einer Düngfraft aus einem bis jeßt dazu nicht oder nicht alfo 
benugten Körper entdeckt. Allein bier handelt er nicht als 
Landwirth, fondern als Mechaniker, Chemiker. Die Erfin— 
dungen des Aderbanes an fih laſſen ihrer Natur nach Feine 
Berheimlihung und Patentirung zu. Zudem können feit Dem 
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dritten Schöpfungstage Früchte und Kräuter nicht mehr er 
funden werden, 

Wenn die Fabrifherren einen Schußzoll begehrten, fo ift 
ihre Schlußfolgerung ftets und allemal die folgende, obſchon 
fie freilich nicht fo ganz aufrichtig ausgefprochen wird. Sie 
fagen, meift nur innerlich, aber unfehlbar alio: Mein groß« 
britannifcher, franzöſiſcher, belgiſcher, ſchweizeriſcher College 
liefert vermöge der größeren Vollkommenheit ſeiner Maſchinen, 
mit Verwendung aller ſeiner Geiſteskraͤfte lediglich auf die 
Fabrication, bei höheren Arbeiterlöhnen, von dieſem 
Gewebe das Stück für 9 Thlr., wobei ihm ein recht hübſcher 
Gewinn in feine Tafche füllt. Der Kaufmann in Teutfc): 
fand verlegt, ungerechnet die Steuer, welche id) hernach 
bringe, an Fracht, Aſſecuranz und anderen Spefen, mit 
Einſchluß feines Gewinnes 20 Nar. und fann mithin Das 
Stück für 9 Thlr. 20 Nor. verfaufen. Mir foftet wegen 
der Mangelhaftigkeit meiner Mafchinen, nuter Zeriplitterung 
meiner Geiftesfräfte auf den Handel mit meinem Fabricate 
und auf andere Dinge, die eigentlich nicht meines Amtes 
find, bei geringerem Arbeitslohne das Stüf 2Thlr. 
mehr, alio 11Thlr. Nun ift aber Die Waare meines jen- 
feitigen Gollegen beſſer, füllt gleihmäßiger, wird vom Kauf 
mann genauer ausgeſucht, hält länger, erfüllt ihren Zweck 
beffer, fodaß die meinige nicht gekauft wird, wenn nicht 
Die ausländifche mehr koſtet. Es muß Diefelbe ſchon um 
den Unterſchied zwifchen 11 Thlr. und 9 Thlr. 20 Ngr., 
alfo um 4 The. 10 Nor. vertheuert werden, damit auch 
fie 11 Thlr. koſtet. Nichts defto weniger ift num, weil der 
Landmann bei gleichem Preife, wegen der längeren Dauer 
und Erſparniß am Macherlohne, doc) zur ausländischen greift, 
und Diefe mit Recht um 2 Thlr. beffer jchäßt, diefer Betrag 
noch zum Preiſe Der ausländijchen zu fchlagen, Damit fie 
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13 Thlr. komme. Dies geſchehe nun dadurch, daß nicht 
blos 1%/3 Thlr., ſondern 3 Thlr. 10 Ngr. zu den obigen 
9 Thlr. 20 Nor. geſchlagen werden, auf daß mit 13 Thlr. 
völlige Gleichheit im Preife — nicht in der Waare — ein— 
trete. Damit, „wo es an Begriffen fehlt, ein Wort zur 
rechten Zeit fich einſtelle,“ fo nenne ich dieſe 3 Thle. 10 Ngr. 
den Schußzoll. Allerdings habe ich damit den Gewinn und 
die Berlige des Kaufmanns in der Taſche. Allein ich mache 
ja auch zugleid den Kaufınann. 

Darauf fann denn nun der Landmann entgegnen: 

Schau! Ich bin mit dir in ganz gleicher Rage. Mein 
Eollege in einem Theile Polens, Rußlands und Nordamerikas 
fann bei der Fruchtbarkeit und dem LUmfange feiner Felder 
feinen Weizen oder Roggen für 2 Thle. den Scheffel ab- 
laſſen und befindet fi) dabei recht fehr wohl; — 10 Rgr. 
fommt auf Zeansport, BVerficherung und Kaufmannsgewinn. 
Du und deine Leute Fönnen alfo den Scheffel für 2 Thlr. 
10 Nor. aus dem Auslande beziehen. Ich nun aber und 
meine Collegen bier zu Lande müſſen für den Scheffel 4Thlr. 
haben, wenn wir jollen beſtehen fünnen Nun ift aber 
der ausläindifhe Weizen auch um 15 Nor. gut umd gern 
beſſer, al3 unſerer. Soll nun der unjrige abgehen, jo muß 
der ausländische nicht 2Thlr. 10 Ngr., fondern 2 Thlr. I Nur. 
mehr foften und alfo mit diefem Betrage der unfrige in liebes 
vollen Schuß genommen werden. Go ftehen wir uns gleich. 

Was werden aber, jo fragt ein unbetheiligter befonnener 
Dritter, die Fabrifarbeiter und alle anderen Menfchen dazu 
fügen, wenn auf das Getreide ein folcher Zoll gelegt wird? 
— Wollen wir den Handel vernichten ; wollen wir, während 
Alle nach Freiheit rufen und gerade der Handel fprichwörts 
fiher Maaßen nur in ihr gedeiht, ihn im ärgere Feſſeln 
ſchlagen, als er im Zollvereine bereits hat? 


10 


Der Beruf des Handels mit Fabricaten ift, die Con— 
eurrenz der Industrie aller Länder zu vermitteln, die Fabricate 
des Auslandes neben die Waaren des Inlandes zu legen und 
dem Gonfumenten die Wahl zu laffen. Da der Aderbau der 
ftärffte Gonfument ift, fo bedarf er des Handeld am meiften 
und fann unmöglich ruhig zufehen, wenn man ihn untergräbt. 
Ob der Handel viel oder wenig Arbeiter befchäftige? wie viel 
weniger, ald Die Fabrication? diefe Fragen find gar nicht zu 
thun und wer fie hierunter deunody anregt, belegt damit, dag 
er verfenne, wozu der Handel den Völkern nöthig ift. 

Dem Kaufmann thut man mit hoben Zollen an feinem 
eigenen Beutel feinen Eintrag, denn der Handel iſt nur 
Zollverleger. Er erhebt feinen Berlag wieder beim Ber- 
auf feiner Waare und läßt *wenn er fie nicht abfeßen kann, 
feine neue fommen, braucht alfo auch fein Geld nicht auf 
Steuerverlag zu verwenden und ihn nebft feinem Einkaufs: 
preis dem Abkäufer zu borgen. 

Die Fabrifherren beziehen fih darauf, daß fie vielen 
Arbeitern Berdienft geben. Allein dieſes paßt gar nicht zur 
Erwiderung gegen den Aderbau, weil er noch weit mehr 
Menſchen beichäftigt, und würde überhaupt nur dann ein 
Gegengrund feyn, wenn die Fabrifherren wicht dann, wenn 
Noth im Lande ift, ihre Leute fortſchickten und fobald es 
wieder gut geht, dem Aderbau wieder ausmietheten, auch der 
Aderbau nicht noch Hände vermißte, 

Hohe Zölle erzeugen das Schmuggeln und dieſes ver- 
härter das Gemüth gegen alle Achtung für fremdes Gut und 
Plut. Unter einer verbredherifhen Bevölferung leidet aber 
wiederum der Landbau am meiften. Die Dörfer können fi 
nicht fo ſchützen, wie die Städte und der Landmann muß 
fein Eigenthum zum größten Theile und während der längiten 
Zeit jeden Jahres unverſchloſſen, im freien Felde ftehen Lafien. 
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Die Fabrikherren verſichern, wenn recht hohe Zölle auf 
die theuern Waaren gelegt würden, fo fünnten fie ihre Leute 
befier lohnen und felbige wiederum befferes und mehr vers 
jehren. Dies gienge dem Landbau zu Gute und machte feine 
Erzeugniffe theurer. Davon ift nun aber auch nicht ein Wort 
wahr, wenn nicht Die Erzeugniffe des Landmannes ebenfalls 
Schutzzoll erhalten. Denn der Handel würde, wenn es 
wirklich einträte, daß die Fabrifarbeiter höheren Lohn erhiels 
ten und deshalb mehr und Befleres confumirten , ausländifche 
Landproducte aus Ländern, wo fie wohlfeiler find, einführen. 
So dreht ſich die Fabrication mit ihren Behauptungen über 
den Schußzoll im Zirkel herum. Zudem wird es mit dem 
höheren Lohne der Fabrifarbeiter ſich haften laſſen, und je 
mehr die Fabrifberren Geld in ihre Waare ſtecken müffen, 
um fo öfterer und härter wird fie jedes widrige Greigniß 
treffen, um fo häufiger werden die Krifen und Arbeiterents 
faffungen feyn, um fo größer und zahlreicher die Banqueroute, 
Auch könnte man fragen: werden denn die theureren Waaren 
immer von gleichbleibender Güte geliefert, und mit dem Nuss 
lande in ihrer Vervollfommmung ſtets gewetteifert werden ? — 

Kein Beionnener verfennt, daß mehrere Staaten Teutichs 
lands ohne Induſtrie nicht beitehen können und recht gern 
bringt der Aderbau den bedrängten Landsleuten ein Opfer. 
Erftens darf aber das Opfer nicht zum och werden, fo 
daß der Dpfernde zum Geopferten würde. Sodann darf 
es nicht zur Dernichtung des Handels und damit der Vers 
bindung mit dem Ausfande, der Schifffahrt und der Rehderei 
führen. Endlich muß es nicht geeignet ſeyn, die Fabrikation 
Teutfchlands felbft aufs Ruhebette zu legen, jondern fie rüftig 
und ſtark machen. Rüftig, damit fie nicht im Kampfe mit dem 
Auslande ermüde, und nie meine, ihre Waare fey, wie fie ift, 
gut und vertrage es, wenn fie noch ein Bischen, dann noch) 
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ein Hein Bischen und hernach noch ein ganz Elein Bischen 
ſchlechter, leichter, umrichtiger gemeffen und gewogen werde, 
Stark, damit in nicht allzu weiter Ferne, eine Zeit liege 
und fihtbar jey, wo fie auf eigenen Füßen, fiehen könne, der 
Kindermuhme „Schußzoll“ nicht mehr bedürfe-und der Teutſche 
mit Stolz anf fie blicke, ftatt Daß er jegt nur mit Bedauern, 
wie an ein nothwendiges Uebeh, und mit Mitleid an ſie denkt, 
an manchen Orten wohl auch mit Furcht. Hüte fie fi vor 
dem Wahne, alle Artikel in Teutſchland machen zu wollen, 
Jedem Lande find einige Artikel eigen. Dem Engländer füllt 
es nicht ein, ſolche eigenthümliche Waaren felbft machen zu 
wollen. Er bezieht ſie aus dem Auslande. 

Zum Schluſſe wollen wir noch die alte, oft verachtete, 
aber doch treue und weiſe Lehrmeiſterin des Menſchengeſchlechts, 
Die Geſchichte, hören. 

Ehe Sachſen dem Zollvereine beitrat, hatte es das Freis 
handelsſyſtem. Dieſes gab es mit feinem Gintritte in den 
Verein auf und nahm ftatt feiner bisherigen |. g. Finanz, 
d. i. mäßigen Zölle, vielmehr hohe oder ſ. g. Schußzölle an. 
Unter dev Handelsfreiheit war die ſächſiſche Fabrication geboren 
und erwachſen. Sie war ein Kind Diefer Freiheit. Die 
preußifche war durch allerhand Fünftliche Regierungsmittel bers 
vorgebracht und erhalten, Beide verhielten ſich wie Stadt» 
und Landkinder. Die fächfiiche hat in ihrem Anfange und 
Bortgange ähnliche Geſchicke mit der ſchweizeriſchen, nur daß 
die füchfliche fih auch auf Tuch» und Strumpfwaaren warf, 
eine größere Neigung zum Zerfplittern ihrer Kräfte zeigte, und 
cd daher nicht, oder doch nur ausnahmsweiſe zu jo großen 
und reichen Etubliffements brachte, wie die Schweiz befigt. 

In Preußen und auderwärts in den Zollvereinsſtaaten 
fürdtete man vor, bei und noch einige Zeit nach dem Ber: 
einsabichluffe, die Dortige Fabriention werde von der ſächſiſchen 
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unterdrückt, niedergebalten, unmöglich gemacht, oder wenigitens 
zu den geringeren Waaren gedrängt und dabei gehalten wers 
den. Wer damals diefe Behauptung zur Wette vorſchlug, 
fand feinen Gegenwetter, bot er auch 20 gegen 1. 

Nun was geibab? — 

In feinem Artikel das Gefürchtete, in michreren, wie 
Kenner behaupten, das Gegentbeil. 

Man vergleiche Wanre, Abſatz, Gewinn der Kattınts 
fabrifen zu Eilenburg und Berlin einer, und in einer ſächſi— 
fhen Stadt anderer Eeitd. Gerade in dieſem Zweige war 
Sachſen überlegen. Bei den Tuchen ift das Jurückbleiben 
der Sachſen nicht fo ſehr auffallend, weil fie fih der Fabri— 
cation feinerer Tuche von jeher weniger Defleißigten, jondern 
ſich meift nur an Mitteltuche machten. Won der Linnen—⸗ 
fabrication Elingt das Lied noch ſchlechter. Das Schimpfen 
der Fabrifherren auf den ſächſiſchen Flachsbau, der allers 
dings nicht vorwärts kam, fällt auf fie ſelbſt. Dem 
gerade fie, für deren Gegenden der Flachsbau am geeig— 
netften ift, bitten ihn Durch Hinweiſung auf Das Ausland, 
die nöthige Belehrung über die Erforderniffe des Flachſes, 
Deffen Zubereitung, durch Suchen nach immer beijeren Ges 
wächs, aber auch — wohl zu merfen — durch immer beffere 
Bezahlung fördern fönnen und follen. Die Strumpffabrieatien 
wurde nicht ftreitig gemacht, und findet weniger unmittelbar 
unter Fabrikherren ſtatt, fondern ift dem einzelnen Weber über 
faffen. Die neueren tuchartigen Stoffe der Preußen, welche 
allerdings noch jeher tief unter den belgiſchen ſtehen, laſſen 
die fächfifchen, wenn aud) zur Zeit noch nicht gerade hinter 
ſich, doch zur Seite. 

Gicht man noch höhere Schußzölle, fo liegt nad dem 
Gange der Geſchichte die Beſorgniß nicht fern, das Die 
ſächſiſchen Fabrilherren auch von ihren füdtentihen Gollegen 
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überflügelt werden, denn die Geſchichte warnt gewöhnlich 
vergebens. 

ALS Großbritannien noch dem Syſteme hoher Zölle auf 
austindiihe Waaren huldigte, befteuerte es auch in gleicher 
Maaße das ausländiihe Getreide. In derjelben Mage, 
wie cd die Kornzölle niederließ, nahm ed aud die Waunrens 
zölle unter die Scheeren. Dem wahrhaft praftiihen Sinn 
feiner reifen und bochgebildeten Staatsmänner uud Parla— 
mentsmitglieder Eonnte Die Gerechtigkeit und Nothwendigfeit 
dieſer Masregel, ihrem Ueberblide die Wechjelwirfung zwifchen 
Aderbaus und Fabrikſchutz nicht entgehen. Sie leben nicht 
in einem unerwartet eingebrocyenen Völferfrühling und haben 
ſich in feinem Mehlthaue nicht erfültet. Sie laffen fi) weder 
von Idealen und Phantajtereien, wie die Teutichen jtets, 
noch von Phrafen und Leidenfchaften, wie wir fie jegt in 
teutihen Lands und Reichstagsfigungen hören, hinreißen. 
Der Berftand bleibt bei ihnen Herr und der Rechtöfinn waltet 
felbit im beftigften Kampf der Meinungen. Ihnen it es 
unmöglich, dem Aderbau die Zabrifherrichaften zu geben ftatt 
der wegfallenden Gerichtsberrichaften,, welche ihn, aud) fo lange 
fie dies, und nicht blos wie jegt große Gutsbefiger waren, 
durch gleichen Beruf, im gemeinfamen Segen ihrer Erndten, 
wie im gemeinfamen Verlufte ihrer Hoffnungen nahe ſtanden. 

Wenn auch die Arbeiten eines Dieterici und Junghans 
nod neu find, jo fennt man fie Doc auch auf dem Luude, 
und fo weiß man da fehon längſt recht wohl, Daß der größte 
Theil der Waaren, weldhe aus dem Auslande eingebracht 
werden, wieder zur Ausfuhr kommt und vereinsländiiche mit 
nimmt, weldye außerdem zum größten Theile da biichen. 
Denu die Einkäufer würden dann ihre Bedürfniffe in Hanı- 
burg fuchen und die vereinsländifhen Waaren nicht ſehen. 

Der Aderbau wird am allerwenigften je verfennen, daß 
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Zölle nöthig find zum Staatshaushalte, daß auch das Fahr— 
niß, nicht bloß das Grundeigenthum befteuert werden muß; 
daß die Zölle der einzig praftiihe Weg, das am wenigiten 
fühlbare Mittel dazu find, und daß fie bei richtiger Abmeſſung 
den Wohlhabenderen, welcher mehr und feinere Waaren vers 
braucht, als der Nermere, auch mehr treffen, alio eine Nuss 
gleihung auf die Grundfteuer find, wozu der Mermere, 
wegen feines größeren Brodbedarfs, an den Aderbau mehr 
zurüderftattet, ald der Reichere. Er, der Aderbau, wird 
auch recht gern unter der Form der Zölle zu Erhaltung 
einer num einmal vorhandenen kränkelnden, hin und wieder 
ſchwindſüchtigen Fabrication beifteuern, damit fie durch plößs 
liche Entziehung des Schutzes, welchen ihr die gegenwärtigen 
Zollvereindzölle gewähren, nicht vernichtet werde. Allein ein 
Ende von dieſer Befteuerung zu Gunften der Fabrication 
wünſcht man denn doch zu jehen. Daher ift ein allmäliges 
Abnehmen der gegenwärtigen Zölle, ein Schwinden derfelben 
von Jahr zu Jahr gerecht und billig, keinesweges darf eine 
Erhöhung derfelben eintreten, wenn nicht gleichzeitig auch 
‚das fremde Getreide bejteuert wird, 
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—Vorwortt. 


Der Verf. dieſer Blätter hat ſich durch die hohe Wichtigkeit 
der in der Entfcheidung ſchwebenden Angelegenheit aufgefordert 
gefühlt, einen Beitrag von Bemerkungen über diefelbe zu veröf- 
fentliden. In den angeführten Thatfachen fowie in den geltend 
gemachten Gründen wird der Lefer wenig Neues finden, aber die 
Lage der Sade ift durch die Wiener und Darmftädter Verabre— 
dungen eine neue geworden und darum fcheint eine abermalige 
Beſprechung nicht überflüffig. Eine befondere Beranlaffung biezu 
bat der Berf. in der Schrift gefunden: Die Zollconferenz zu 
Wien in ihren nothwendigen Folgen für dad gefammte Deutfch- 
land. Mit officiellen Actenftücen. Leipzig b. Remmelmann, 1852. 
Diefelbe ift mit großer Gewandtheit gefchrieben und rührt wahr: 
fheinlih von einem in die Abfihten und Anfichten der öfterreis 
chiſchen Regierung eingeweihten Berfaffer her; doc gibt fie fich 
nicht für eine Staatsſchrift und wird daher in der hier folgenden 
Beleudtung und Bekämpfung mander Stellen ald eine Privat: 
arbeit genommen, die wegen des unverkennbaren Beftrebens, 
auf die öffentliche Meinung in Deutfchland zu wirken, vorzügliche 
Aufinerffamkeit verdient. Während die Abgefandten verhandeln 
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und mit ihren Regierungen verkehren, iſt es noch an der Zeit, 
daß auch Privatanſichten laut werden, was ohnehin aus Süd— 
weſtdeutſchland in der Richtung, die dem Verf. die beſte ſcheint, 
noch allzuwenig geſchehen iſt. Die Zollvereinsangelegenheiten wa— 
ren lange mit einer gewiſſen Harmloſigkeit als reinwirthſchaftliche 
betrachtet und behandelt worden. Neuerlich haben ſich auch 
allgemeine Erwägungen der Staatsklugheit eingemiſcht, die nun 
nicht mehr auszuſcheiden ſind; aber auch dieſe laſſen ſich offen ab— 
handeln, wenn die Grundſätze, von denen man ausgeht, lauter 
ſind und ohne parteiiſche Nebenabſichten, Niemand zu Liebe oder 
zu Leide, durchgeführt werden. Die Kriſis wird wahrſcheinlich 
in Kurzem beendet ſein. Aber wie dieß auch geſchehen möge, ſo 
wird man doch auch ſpäter noch bisweilen den Stand der Mei— 
nungen bei diefem Wendepuncte Fennen zu lernen wünſchen. 


Heidelberg, 3. Sun. 1852. 
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«. Bwei. Bäche, Durch ‚eine natürliche Neigung des Bodens -ges 
nähert, fließen in, einen: einzigen ;zufammen, zwei ‚andere thun 
ihrerſeits daſſelbe, die beiden. vereinigten Bäche. verbinden fich 
wieder im der Fortſetzung ihres Laufed miteinander. und. der ‚hier: 
aus. entftandene Strom, nimmt, nad) und nach noch mehrere ein- 
zelne ‚Bäche in fih auf. Dieß iſt die Entfiehung des Zollverein, 
Es war das, Jahr: 1833, in ‚welchen die preußiſch-hefſiſchen und 
die baierifhewürtembergiichen Zollpereine mit einander werfchmol- 
zen, nachdem faſt gleichzeitig Sachſen und Thüringen, Den. erfteren 
vergrößert hatte, Baden, Naſſau (beide. 1835) und Frankfurt 
(1836); rundeten das Vereinsgebiet gegen den Südweſten von 
Deutschland: völlig ab, Lippe, Braunſchweig (1841). und Luxem⸗ 
burg (1842) dehnten es nach Nordweſten aus. Seit dieſer letz⸗ 
ten ſtatken Vergrößerung find zehn, ſeit ‚der Verbindung der 
beidem urfptünglichen. Vereine ſind ungefähr neungehn Jahre vers 
floſſen, ein hinreichend langer Zeitraum, um die Wirkungen die— 
ſer Gemeinſchaft zu erproben. Sie waren gunſtig in, jeder, Ber 
ziehung und Die gehegten Erwartungen giengen vollſtändig in Er— 
füllung, während von den Vorherſagungen der Gegner keine ſich 
verwirklichte. Lange: Zeit verſuchte Niemand auch nur im Ent⸗ 
fernteſten, eine Loſung des Bandes: anzurathen.Freilich ließ ſich 
nicht erwarten, daß Jedermann mit dem Vereinstarif zufrieden 
fei, denn dieß gehörte zu den Unmöglichkeiten. Manche Zollſätze 
wurden von⸗Einigen ald zu hoch, von Anderen als zu niedrig 
getadelt und von einem Vereinstage zum anderen. nahm die Leb— 
haftigkeit zu, mit welcher widerſtreitende Anſprüche verfochten wur⸗ 
den; Das Verlangen nach geſteigertem Zollſchutz wurde, fortwäh— 
rend ſtarker und drohender, beſonders in Süddeutſchland, wo 
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Friedrich Lift die Lehren des Schutzſyſtems mit dem Ungeflüm 
eines D’Connell und Cobden, mit der Unermüpdlichkeit eines 
Amerifanerd und mit einem Alles durchdringenden Groll gegen 
Großbritanien verbreitete, 

Schon vor einigen Iahren erſchollen einzelne Stimmen, die 
eine Trennung Süddeutſchlands vom Zollverein und ein An— 
ſchließen an Öfterreich anriethen, allein damald noch feinen ftar= 
fen Eindruck machte! Die Stürme Ber. Jahre 1848 und 49, 
die Berathungen über eine allgemeine Zollverfaffung des deutfchen 
Reiches ſowie der blutige Aufftand in Baden ließen den Zollver— 
ein in ungeflörtem Fortbeftande, aber der bald offen ausbrechende, 
bald im Innern glimmende Unftiede der beiden bdeutfchen «Groß: 
mächte, von gefhäftigen Händen außerhalb. beider Staaten 'eifrig 
genährt, führte’ endlich die Gefahr. ganz nahe herbei: Die Boll 
berathungen in Gaffel und Wiesbaden (1851): gaben ſchon einen 
tiefen Zwieſpalt innerhalb 'ded ‚Vereines zu erkennen, der uni ſo 
fhmerzlicher empfunden werden mußfe, weil gleichzeitig: auf der 
Londoner Ausftellung der Zollverein zum "erftenmale anſchaulich 
als ein Ganzes neben den eiropäifchen Staaten erfchlen:und füch 
fowohl Anerkennung feines Verbandes als Achtung für: feine wirthe 
ſchaftliche Bedeutung errang. Öſtetreich hatte ſich dem Zollverein 
gegenüber Tange unthätig verhalten, «8 fühlte ſich auch offenbar 
dur die Ungarijche Binnenzollgränze gelähmt, Nach der Be 
feitigung - diefes Übelſtandes wurden ſogleich Schritte verſucht, 
um eine gemeinfame Bolleinrihtung mit ganz  Deutfchland zu 
Stande zu bringen, und nach der Aufftellung eines Solltarifes, ibet 
in Vergleich mit dem früheren mit Recht als ein großer Fortſchritt 
begrüßt wurde, Fonnte die öfterreichifche Regierung noch thatkräftiger 
auftreten. Der Bertrag Preußens mit Hannover (7, Sept..1851), 
über welchen die übrigen Genoffen nicht befragt. worden waren und 
der deßhalb, um das Rechtsverhaͤltniß im Verein nicht zu verleßen, 
eine Kündigung deffelben zur Folge hatte, flellte die. Fortdauer der 
bisherigen Verbindung in Frage und ermunterte zu Berfuchen, 
den offenfundigen Spalt zu. einer gänzlichen ‚Sprengung zu er— 
weitern, damit aus den abgelößten Theilen eine andere Schöpfung 
hervorgehen könne. Die eine Zeit lang zweifelhaft geivefene Gut- 
heißung des Vertrages vom 7. Sept. durch die: hannoverfihen 
Stände gab Preußen die beruhigende Gewißheit, in keinem Kalle 
vereinzelt: zu ftehen, während es, ſchon vom: benachbarten 


Sachſen an,’ ünden ſüdlicheren Theilen von Deutſchland Hufe: 
zungenseiner fchwer erflärbaren und wenigftens größtentheils nicht 
verfhuldeten Beindfeligfeitiund Geringfchätung vernehmen: mußte. 
Den Verhandlungen, die Preußen anzuordnen hatte; damit der Boll: 
verein in feinen Fugen bleibe und ſich mit dem Zutritt von Hannover 
und Oldenburg ıbefreunde, kam Dfterreith zuvor, indem es im An- 
fang des jetzigen Jahres veine Zollberathung in Wien anfagte; deren 
Ergebniſſe jetzt vor uns Liegen. ; Das erftrebte Biel ift eine vollſtändige 
Bolleinigung von ganz Oſterreich und dem bißherigen Zollverein, wozu 
eim Handelövertrag mit; großen gegenfeitigen Grleidyterungen des Ber: 
kehrs zwiſchen beiden Ländermaffen einftweilen die Vorbereitung bil: 
den fol, gerade wie ein ſolcher Vertrag zwiſchen Preußen und 
Großh. Heflen eirierfeits, und Baiern und Württemberg anderfeits 
geichloffen am 21: Mai 1829, zu der völligen Einigung, die 4 
Dahre fpäter: erfolgte, ‚hinführte: »Der  Unterfchied war nur, daß 
man. bei dieſer übereinfunft von 1829 feine weiteren Zufagen für 
die Zukunft machte, Jondern die Sache ihrem ruhigen Gang über: 
ließ , während jetzt verlangt wird, daß man den Zeitpunkt (Ans 
fang 1859) und die Bedingungen der nach 4jähriger Dauer des 
Handelövertrages eintretenden Zollgemeinfchaft fchon vor dem Be- 
ginne des Äbergangszuftandes, ja; gleichzeitig mit der Wiederher— 
ftellung des bisher »beftandenen Zollvereins feftfege Die Wiener 
Berathung konnte keine endgültigen Beſchlüſſe zu Stande brin- 
gen „weil Preußen micht Theil nahm und. weil Verträge über 
Rechte anderer Perfonen (de jure tertii) feine Gewalt: haben... In: 
deß fcheinen doch dort ſchon gewiſſe Verpflichtungen übernommen 
worden. zu fein, denn: es iſt von einem geheimen Artikel und von 
der, VBerbürgung der Solleinkünfte an 6 Regierungen die Rede, 
Was bier (verabredet worden ift, fehen wir mun in den Darm: 
ſtädter Beſchluͤſſen vom: April d, 9. weiter fortgeführt. Dieſe, 
wabricheinlich gegen. den Wunſch der Betheiligten, aber ohne 
Zweifel zum Nugen für Deutſchland ſchnell befannt ‚gewordenen 
Beichlüffe haben nicht: geringes Erftaunen erregt, weil mam zwar 
auf Zu⸗ und Abneigungen, micht aber, auf eine, ſo große Macht 
derfelben in einer ‚der wichtigften vaterländifchen Angelegenheiten 
gefaßt war. Die badifche Regierung hat ſich biebei auf «in mi- 
nimum; von Zuſagen befehränkt. Sie fpricht mit Baiern, Wirt: 
temberg, ‚Sachfen „ beiden ‚Helen ‚und. Naffau die Genehmigung 
des ‚Wiener, Schlußprotofols. über. die) Entwürfe des Handels: 


und Zolleinigungdvertraged auß, worin! nichts unbedingt Binden: 
des liegen kann, weil beide Verträge: die Zuftimmung von Preu: 
fen vorausfegen, nach: deren Berweigerung dannvanderweitige Be: 
ſchluͤſſe gefaßt werden müſſen zuſie weripticht imit jenen" 6 Staaten, 
in’ Berlin auf der Zollconferenz erklären’ zu laffen, daß man über 
dieſe Verträge mit Öfterreichunterhandeln müſſe, was ganz umver⸗ 
fänglich iſt, endlich auch ‚die Verhandlungen wegen Erneuerung und 
Erweiterung des Zollvereins nicht zum Abſchluß zu bringen, fo 
lange jene Verhandlungen "mit: Öfterreich nicht ı ftattgefunden ha— 
ben. "Sollen diefelben  beendigt! oder nuriangefangen worden fein, 
ehe man den Zollverein, wieder feft aufrichtet 297 Hierüber mag 
nach dem Wortlaut jener Übereinkunft geftritten averden Löhnen, 
allein die Natur der Sache muß bald der 'erftgenannten Ausle⸗ 
gung dem Worzugverfhaffen, weil es einleiichtend iſt, daß zwei 
Päcifcenten, von denen der eine wieder ein Verein mehrerer In⸗ 
dividuen iſt, nichts zu Stande bringen kann, wenn nicht der Teßtere 
vorher ſelbſt zu einer Einheit des Willens gelangtiſt. Eine Ver— 
Handlung zwiſchen allen: Betheiligten ohne Rückſicht auf die: bei: 
den Gruppen; in die fie fich nothwendig theilen müffen,, ohne 
eine 'itio im’ partes ) "vermag eine Vereinbarung der erwähnten 
Art nicht zu Stande’ zu bringen, wie dieß auch von Sfterreich 
zugegeben worden iſt. Die obige Darmftädter Übereinkunft‘ kann 
alfo den Gang des Gefchäfts verzögern und wird es wahrfchein: 
lich thun, aber fie wird materiell nichts ändern. "Preußen Hat 
feinen. Grund, "überhaupt das Anknüpfen von Unterhandlungen 
zu einem Handelsvertrage abzulehnen und die Zuficherung, daß 
man unterhandeln wolle, iſt ohnehin gany'unverfänglich‘, "weil 
man ja immer’ Freiheit bat, nur auf das wahrhaft Nützliche ein: 
zugehen. Da die badifche Regierung in Vergleich mit ihren Nach— 
barn fich ſehr zuruͤckhaltend bewiefen und‘ feine dem Zollverein 
abgeneigte Stimmung an den Vag''gelegt hat, ſo ift fie vorzüg: 
li im Stande; vermittelnd zu wirken, Ihr Entſchluß ift frei 
geblieben und fie vermag durch ihren Beitritt zuder einen oder 
anderen Seite einen nicht "unerheblichen Einfluß zu uͤben! An: 
ders verhält‘ es ſich mit der zweiten und dritten’ Darinftädter 
Übereinkunft, "die ſchon viel weiter gehen und denen die badifehe 
Regierung den Beitritt 'verfagt haf.' "Nach der zweiten erklären 
die genannten Regierungen’ die Bollvereinisverträge unter: fich für 
bindend, fo daß Feine‘ tingelne Regierung ohne Einwilligung det 
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übrigen ‚mit ‚irgendeinem anderen‘ Staate ‚einen Zollvereinövertrag 
eingehen dann, und Daß; wenn dieß bis Ende A853 nicht geſchehen 
iſt, die 6 Staaten einen beſonderen Zollverein bilden. Der dritte 
Vertrag ſpricht dens gemeinſchaftlichen Vorſatz der 6 Staaten aus, 
Sſterreich neue Beſtimmungen zur Annahme vorzuſchlagen, an 
welcher wahrſcheinlich Fein Zweifel, gehegt wurde. Dieſe Vorſchlaäge 
beziehen ſich auf seinem geheimen Artikel; zu dem Wiener Vertrage 
E den wir natürlich nicht fennen. GB: ift die Abſicht, ftatt des 
geheinten Artikels über eine Abänderung des Bertrages 6; felbfi 
zw verhandeln; Öfterreich verfpricht, denſelben unverändert: oder 
verändert abzuschließen und namentlich die darin außgefprochene 
Garantie der; Zollvevenüen“ zu gewähren, falls diefer Wunſch 
vor dem3h.Ianuar 1853 -ausgedrüdit wird, während dagegen 
dieu6r Regierungen: Öfterreith verſprechen, den Vertrag über die 
Berlängetung des Zollvereins mid Preußen nicht vor dem 'k: an. 
18531einzugehem; woferne nicht zuvor eine Verſtändigung —— 
reichs mit ſämmtlichen SZollvereinsſtaaten erfolgt iſt 17m. 
— Sucht man ſich das, was in dieſen beiden Berträgen — 
dich) feſtgeſetzt worden (ft, klar zu machen ſo * ebs ſich in fol⸗ 
gender Weiſe zurechtlegen. Dis milnd- ımfio 
I a. Die 6 Regierungen haben.) —“ verſprochen, in 
Bollangelegenheiten einen und denſelben Weg zugehen; ſich nicht 
zu trennen/ und im ſchlimmſten Falle einen abgeſonderten Verein 
zw bildern; Dieß würde mit dem’ Ablauf der jetzigen Bollverträge 
gefthehen: müſſen wenn bis dahin keine Vereinigung mit einem 
anderen Staate gelingt.’ Natürlich ſteht nichts im Wege, auch 
ſpater noch einen ſolchen Anſchluß zu verabreden/ es iſt aber für 
den Fall geſorgt / daß manı ſich zur! Erneuerung des: bis hetigen 
VBereins nicht entſchließt, wobei man dann die Wahl. hätte, al— 
lein zu ſtehen mit einer Volksmenge von 104 Millionen‘ und, 
wenn Baden beiträte, mit 119 Mill, oder ſich au“die öſterreichi⸗ 
ſche Monarchie anzulehnen. — Einige dieſer 6Staaten liegen 
ſo beiſammen, daß das Vorhaben, ihre Unterthanen vor der Plage 
seiner zwiſchen den Ländern neu aufgerichteten Zollgränze zu be: 
wahren, ein ganz. natürliches iſt. Mit Sachſen verhält es ſich 
freilich nicht ſo. Folgten die thüringiſchen Lande einem anderen 
Sollſyſtem, fo wuͤrde die ſchmale Graͤnzſtrecke gegen Baiern, die 
nicht! über 25 Meilen lang ift) für die Zerteißung aller anderen 
Berbindungen einen’ gan; unbedeutenden Erfah darbieten, und 
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eine Theilnahme Sachſens an dieſem Vorhaben iſt nur zu erkläs 
ren, wenn man. annimmt, die dortige Regierung 'habe ‚andere ‚als 
volfswirthichaftliche und finanzielle Erwägungen vorwalten laffen, 
oder fie rechne ficher auf das Anfchließen an. den Kaiferftaat. > 

2. Man will mitDefterreich auf einer, nicht genaw bekann— 
ten Grundlage weiter verhandeln und diefer Staat: joll verfpre: 
chen, einen: Bertrag abzuſchließen, in weldem die Berbürgung 
der bisherigen  Bolleinkünfte mit enthalten iſt, woferne es von 
den ſechs Regierungen verlangt wird. Diefe behalten ſich folg: 
lidy die Wahl offen, von Anerbietungen Gebraud zu machen, 
welche ihnen Defterreich fchon gemacht: zu haben fcheint Denn 
wie fünnte man diefem: Staate dad Berjprechen zumutben,'fpä- 
terbin einen Bertrag einzugehen, wenn defien Inhalt nicht fchen 
ausbedungen wäre, ſo daß, wofern Feine jpäteren Abänderungen 
ausgemacht: werden, das früher Feflgefegte gültig ‚bleibt? Mit 
es ſcheint, bleibt. den 6 Staaten audy geftattet, nad) den‘ Uni: 
ftänden von Öfterreidy die Erfüllung feiner Zuſagen nicht in An⸗ 
fpruch zu nehmen, Die ‚Sache läuft aljo daraufıhinaus, daß 
man fich von Sſterreich gewiſſe —— 8 Monate 
offen halten will. 

3: Sür dieſe vorbehaltene Wahl verpflichten die 6 
Regierungen unter einander (bemn Oſterreich erjcheint nicht als 
Miteontrahent),, die Verhandlung. mit Preußen und denvanderen 
Bereinsftaaten 8 Monate: hindurch in. die Länge zu ziehen, da= 
mit diefe Zeit zw einer Vereinbarung diefer Staaten: mit Öfter: 
reich benußt. werden  fünne. Bis zu dem Ende des Jahres fol 
alſo die Ungemwißheit dauern, ob der Zollverein bleibt oder fich 
löfet, eine Ungewißheit, die für viele Gewerbsunternehmungen 
überaus lähmend und in hundert Hinfichten läflig wirken muß. 
Es ift vergeblich, fich jegt mit einer verfuchten Erneuerung de 
Bollvereind abzumühen, man. erlangt feine Entfheidung, wenn 
man nicht vorher mit Öfterreich einig geworden if. Diefe Ber: 
einbarung ließ alfo den fchleppenden. Gang der im Mai exröffne: 
ten Berliner Zollconferenz fehon in Voraus erwarten, wie er 
denn auch wirklich eingetreten if. Die Gefandten und Minifter 
haben die unangenehme Berpflichtung, fieben Monate lang auf 
bem diplomatifhen Schadhbrett Züge bin und her zu thun, bie 
nicht8 entfcheiden, wenn Feiner der Spieler vorher Über die Zu— 
muthung ungehalten wird. Nach Ablauf diefer Friſt fann Neu: 


re 
2 


jabe 1853 der Austritt der 6 Staaten aus dem Bollvereine 
erklärt werben. 

Der beftimmte Borfaß, mit den bisherigen Genoffen zu bre= 
hen, ift, wie man fiebt, nicht ausgeſprochen, aber wohl 
die Abfiht, Ddiefelben wo möglich zur Nachgiebigkeit zu be: 
wegen, ihre Geduld auf die Probe zu ftellen und ſich, wenn fie 
diefelbe wider Erwarten beftehen follten, noch immer freie Hand 
zu behalten. -. Die „aflggureine»Zollpereinigung mit Öfterteich wird 
von den Darmitädter Verbündeten ald das Wünſchenswertheſte 
bingeftelt. Mißlingt fie, fo wird man ſich fpäter darüber ent= 
fcheiden, ob man mit dem nördlichen Deutfchland in Berband 
bleiben, ‚oder lieber: zu Öſterreich halten und. eine Zollgränze durch 
die Mitte, von Deutſchland anlegen will, was: jedoch am. unwahr⸗ 
ſcheinlichſten iſt. Was in Darmftabt noch weiter, verabredet und 
beabfichtigt worden fein mag, ift bis jeht unbefannt geblieben.. Die 
Öffentliche Meinung, ift-im Aufftelen von Vermuthungen auf ber 
Grundlage ded Gegebenen befanntlich fehr raſch, allein wir wol: 
len uns bier auf. das befrhränken, was fchon feft ſteht. 
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"Verbindung mi 
u PR 77:7 BE) Bere Tone 7 Hr —R 
TIP Eee 61 97} 3 suche Ze, Be, ie 
5 Deriin Wien’ entworfene Vertrag A enthält-die Grundzüge 
eines Handelövertraged,; der- mit dem Anfang des Jahres 
1854 in Bollzug kommen fol, Seine Dauer ift nur-auf fünf 
Jahre beſtimmt, weil dann die vollftändige Zolleinigung beginnen 
fol. Als vertragfchließende Theile werben in: Art. I auf der eis 
nen Seite Defterreih' und die in deſſen Zollverband Aufgenom- 
menen Staaten, 'auf der anderen Preußen ſammt den: mit: ihm 
zollvereinten Staaten genannt, aber alle deutfchen und die an 
Defterreih oder deſſen Zoflverbündete gränzgenden italienifchen 
Staaten dürfen beitreten. Aus diefem Satze folgt, wie ed ſcheint, 
ganz deutlich, daß erft Elar fein muß, welche Staaten mit Preu: 
fen zollvereint find; denn es kann doch nicht gleichgültig fein, ob 
irgend ein biöher im Zollvereine geweſenes Land zu der einen 
oder anderen Gruppe gehört. Nac Art. 4 dürfen nach Abſchluß 
des Vertrages in feinem Bollgebiete ohne Einverſtändniß der 
Staaten ded anderen am Tarife Änderungen vorgenommen werden, 
außer wenn dadurch nur eine Annäherung an den Zarif des an— 
deren Gebietes bewirkt wird. Diefe fo wie manche andere Be- 
ſtimmung ift zwar angemeffen, wenn der genannte Bertrag nur 
den Uebergangszuftand zu einer fehr einigen Verbindung bilden 
foll, aber er ift ernfllichen Bedenken ausgefegt, wenn die beiden 
Theile Feine weiter gehenden Verpflichtungen übernehmen, denn er 
bindet jedem berfelben die Hände in Bezug auf Verbeflerungen, 
die fich etwa als räthlich zeigen könnten. Derjenige Staat, defien 
Tarif der höhere ift, hat dabei weniger Nachtheil, denn er wird 
wahrscheinlich doch mehr zur Ermäßigung der Zölle und zur An— 
näherung an die andere Hälfte, als zum Gegentheil geneigt fein 
und hat hiebei freie Hand, während der andere, wenn er fort: 
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fchreiten möchte, ſich gehemmt: ſieht. Eine Milderung dieſer un: 
bequemen’ Beftimmung liegt in dem Art, 3, welcher den beiden 
Bertragstheilen geftattet, vertragöfremden Staaten Bewilligungen 
zu machen bis zur Gränze deſſen, was zu Gunften der anderen 
Bollvereitishälfte: Statt’ findet. "Man kann alfo anf dem Wege 
der Handelsverträge zum Theile‘ das Nämliche erreichen, mur tft 
mamigehindert, niedrigere‘ Sähe allgemein in den Tarif aufzuneh: 
men und muß die läftigen Differentialzölle: beibehalten, in’ denen 
freilich manche Perfonen die Summe ver handelspolitifchen Weis: 
heit zu erblicken geglaubt haben. Die’ meiften anderen Artikel: die 
ſes Entwurfes erſcheinen zweckmäßig, indem fie gegenfeitige Gr: 
leichterungen ı und Suſicherungen enthalten, die zur Beförderung 
eines "vielfachen  Berkehred beitragen werdem, z. Bi’ gleiche Bes 
handlung der Unterthanen beider Gebiete in Bezug auf Lands 
und Waſſerſtraßen, Häfen: und Landungspläße, Benukung ber 
Eonſulate Abfendung von Gommiffairen an wie Bollftellen oder 
DOberbehötden, Berfpredyen einer genauen Münzprägung' nad) dem 
Geſetze, unter Grumdlegung der Probirung auf naffen Wege und 
dgl» Die Hauptſache ift die Feflfegung der Bedingungen, unter 
denen der Berkehr beider Gebiete fich bewegen soll, wobei die 
Urſprungs zeugniſſe⸗ zu denem manımit Recht kein Vertrauen mehr 
hat,/ hinwegfallen ' Im Wertrage von 1829 war für die Erzeug: 
niſſe der ’ beiderfeitigen Gebiete die volle Freiheit des Zwiſchenver⸗ 
kehrs Regel, als Ausnahme waren für’ gewifle Waarem'Zoller: 
leichterungen won’ 40 “und 50° Procenb ded in jedem Theile beftes 
henden Einfuhrzolles beiden Uebergange in den anderen ‚Ge: 
bielstheil angeordnetIm Wiener Entwurfe find die im Zwi⸗ 
ſchenverkehte zollfreien Gegenſtaände namentlich aufgeführt. Soweit 
wir dieſe, nicht im Texte, ſondern in einer Beilage des vorläufig 
vereinbarten Entwurfes ſtehende Lifte aus der "Schrift über wie 
Wiener Conferenz kennen, enthält fie eine Menge von Erzengniffen 
des Bodens und der Viehzucht, auch ſchon etwas ) verarbeitete 
Stoffey zB. rohe Metalle, Salze) gröbere Papierfortem, Dolz: 
und! Strohwaaren, ſelbſt hanz Fertige MWaaren, als Bücher, Char; 
ten, Muſikalien, Bildhanerarbeiten, Gemälde und Bee Bine 
Dies alles kann man leicht igugebem = \ 
Biden Ermäßigungen des Ginfußrjoftes —** beiben 
Zollgruppen gehören unter anderen folgende: 
Wein, der Centner 3RtHl. ‚was mit den ſtarken Fracht: 
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koſten hinreichen wird, Die Rebbauern es weſtlichen Deutſchlands 
vor einem plötzlichen ſchädlichen Mitwerben au betwahren:-=- 
Roheiſen, 74 Sgri der neuerlich für belgiſches Eiſen feſtgeſetzte 
Boll. — ⸗ Baumwollengarn 44 Rthl. Der Sollvereinstarif iſt 
3. Rthl. bei ungebleichtem ein⸗ und zweidrähtigem, BRihl bei 
anderem Garn, es Liegt alſo in: jener niedrigen Abgabe eine große 
Begünſtigung der öſterreichiſchen Spinnereieny während die im 
Zollverein befindlichen noch: bei: weitem nicht den inländiſchen Be: 
darf: liefern. Im Jaht 1846ählte man in Deſterreich über 14 
Mill. Feinſpindeln und ein Garnerzeugniß vom 42 Milk Pfund, 
nachdem 1844, noch nicht: voll 294 Mill; Pfund geiponnend ind 
nur :34835 Gtr, : eingeführt wordem waren.) Im Bahr 1847 ſ0llen 
nach den Leberfichtötafeln nur 165 Etr. herein- und 2099 Chr Ahin- 
audgegangen fein, Der Zollverein. hat zwar auch gegen kı Milk, 
Beinipindelm, die ‚aber nur ungefähr 36 Proc, des Garnbedarfes 
liefern *)... Dagegen führte ‚der Zollverein im Durchſchnitt 1846 
—50 über: 84000: Geritner Baummwollenwaaren mehr aus: alb ein 
1850: ſogar 111682 ECentner, in Defterreicdh aber) war 1844 die 
Mehraubfuhr nur 4024 Etr. 1847 ‚4310 Etr Die Weberei) if 
daher im Zollvereine weit mehr: entwickelt, die öfterreichifche Muse 
fuhe von Baumwollengarn warı zwar 4844: ft 1543 Ein zo bei 
der: vorbingenannten mehr als 20fachen Einfuhr, inzwiſchen iſt 
der: Zeitpunkt, in welchem alleß verbrauchte Garn innerhalb des 
Kaiferftantes, verfertigt und noch ein Überſchuß zur Ausfuhr er⸗ 
zielt wird, vielleicht micht ferne, Dann wird der geringe Einführ: 
zoll, befonders für 3 oder, mehrdräthiges,i ferner: für gebleichtes 
und gefärbted Garn. den öſterreichiſchen Spinnereien; fehr zu Gute 
fommen. Da im Zollverein: kein Dinderniß vorhanden iſt, eben 
fo ‚gut und. wohlfeil zu fpinnen: als ‚in ‚Defterreich,, ‚fo haben die 
Sarnfabriken jenes Gebietes ſich micht zu befchmeren und Die 
Rothfärbereien, denen“ der, jetzige Zoll bekanntlich ſehr ſchadet, 
würden erleichtert werden. Für Baumwollenwaaren ſind 3 
Abſtufungen von 40,20 und AO Rthl. gemacht, während der 
Zollverein ohne Unterſchied 50 Rthl. erhebt, Oeſterreich abet in 6 
Säbten 202650 fl. Bei dieſem Gegenſtande würde vielleicht ‚Der 
Zollverein mehr nad Deſterreich ſenden als: von da empfangen, 
weil er jetzt ſchon auf fremden Märkten bei völliger Gleichſtellung 


) Großbritanien bat gegen 22, Frankreich an 4 Mill. Spindeln. 
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mit Frankreich, Gropbritänien, Belgien und den Schweiz. ame 
fehnlichen Abſatz findet. Leinengarn fol gleichfalls 14) Rthl. 
geben: ; Im: Zollverein bezahlt Handgarn H-RthL , Maſchinengarn 
2:Rthl., gebleichtes oder ;gefärbtes Garn 3 Rthl. — Leinwand 
iſt mit 10 und 20 Rthl. angeſetzt, der Zollverein. hat mit ‚Außr 
nahme bed grauen Pack⸗ und Segeltuches, welches ganz frei ‚über 
die Zwiſchengränze gehen ſoll 4, 20, 30 und 60 Rithl., Deſter⸗ 
teich 20260 fl, wobei allerdings die höchſten Sätze nur von 
Spihzen Deſterreich führte 1844 nur 777 Etr. Feine uud ge 
meine Leinwand aus, 1847 45714 Etr Leinenwaaren aller Art; 
der Zollverein: hatte im Durchſch 46 —50 64452 Centner Mehr⸗ 
ausfuhr und ſcheint alſo im dieſem Zweige ebenfalls überlegen: zu 
ſein/ was man öfters aus den früheren Einfuhrverboten and den 
übermäßigen Zollen in Deſterreich zu erklären geſucht bat, welche 
den Wetteifer ſchwächten. — Wollenwaaren 3, 20 und 40 
RthlBereinszoll 20, 30 und 50 Rthl.öſterreichiſcher 123 — 
250 flirn Defterreichs) Ausfuhr war: 1844 29000, 4847, nach Ab⸗ 
zug der geringen Einfuhr von:514 Gtrn. 34255 Ctr., die Mehrein⸗ 
fuhr deß Zollvereins sin. dem angegebenen Zeitraum. durchſchnitt⸗ 
lich gegen 660000 Etr Es iſt dies einer der Zweige, in welchem 
die rs Kräfte ziemlich, gleich ſtehen mögen. 


Ohne Zweifel um bequeme Zahlen zu erhalten, bat man 
durchgehends 3 fl. Kaifergeb — 2 Rthl. preuf. angenommen. 
Dieß ift nicht völlig genau, es macht eigentlich 2 Rthl. 3 Sr. 
oder 5 Proc. mehr. und, Die oſſerreichiſchen Zwiſchenzolle würden 
mithin um 5 Proc. höher fein als die, dieſſeits an der Zollver⸗ 
einegränge erhobenen. 


“Der Entwurf B ift ber Bollenigungböertrag, deffen wWutſem⸗ 
* mit dem Jahr 1859 beginnen ‘fol, Wir nennen ihn Ent 
wurf, weil er es im der That iſt; da Preußen und andere Ver—⸗ 
einsftaaten gar nicht an feiner Berathung Theil genommen haben; 
er ift jedoch von den in Wien vereinigten Gefandten nad) reifli— 
her Berathung fefigeftellt worden und daher von dem durch die 
Öfterreichifche Regierung vorgelegten erften Entwurfe zu unter⸗ 
ſcheiden. 


Der Gedanke an er erleichtert oder ganz freigegebenen 
Verkehr auf einer Fläche von, ungefähr 21000 TI, M. mit 70 
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Mill. Einwohnern *): hatısetwaß ſehr Reitzendes. Die Phantafie 
malt fich gern die tiefenhaften Unternehmungen‘ aus, weldye ſich 
in einem) Abſatzgebiete von „der belgiſchen bis am. die türkiſche 
Gränze, von der Nord: und Oſtſee bis an den Po verfuchen laſſen, 
fie ſtellt ſich Afien und Africa uns näher gerückt vor amd ſieht ſchon 
große Waarenjendungen aus deutschen Werkftätten die Donau hinab, 
je über Trapezumt nach Mittelafien ihren Weg) nehmen Sie erblickt 
die’ fruchtbaren Ebenen Ungarns von;fleißigen und wohlhabenden 
Landleuten angebaut, bei denen die) Erzeugniffe des deutſchen 
Kunſtfleißes einen großen: und vortheilhaften Markt finden wer 
den. Die’ Phantaſie rechnet nicht, ſonſt würde fit beachten/ daß 
wir, wenn wir abfeßen: wollen, auch etwas dagegen nehmen müſ⸗ 
fen, daß die Zufuhr verschiedener Robftoffe und Kunſtwaaren aus 
dem Kaiferftaate manchem: unſerer Gewerbszweige eine unwill⸗ 
kommene "Störung des gewohnten Abſatzes verurjachen Hann: 
Gegenden, die und wegen der weiten Entfernung oder der Gleich: 
artigkeit der Erzeugniſſe nichts anzubieten haben, können auch 
wenig von unſerem Überfluſſe kaufen. Hätten die ungariſchen 
und galliziſchen Landleute Mittehmehr Kunſtwaaren zu erwer⸗ 
ben,' ſo würde ‚ihnen: fchon der ſterreichiſche ‚Gewerbfleiß dieſel⸗ 
ben in binreichender Mannigfaltigkeit und Güte darbieten, aber 
fie müßten zuvor ihren Abſatz erweitert fehen. Man hat fich, 
von jenem weiten Flägpenrattime und jener Volksmenge 'geblendet, 
die Früchte giner ſoichen Vereinigung haufig reicher gedacht, "als 
jie, wirklich ſein würden, weil man überjehen hat, wie groß die 
Verfehiedenheiten in den Erzeugniſſen der Natlır und Kunft find, 
und auf welcher Gntwidelungsftufe des‘ Gewerbfleißes die ver! 
fchiedenen Provinzen von Defterreich ftehen. ' Schon das in 
den Verſendungskoſten liegende Hemmniß iſt bedeutend, denn 
wenn wir, auch, die ſchon begonnenen Bahnen, ‚über, die Alpen 
nad dem, —— bis an die Theif in Anfchlag 


a mas a rar _. 
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bringen, ſelbſt die beſprochene Bahn nach Konftantinopelials fer: 
tig annehmeny fo bleibt "doch immer zwischen der Weſer⸗ und 
Etſchmündung oder von Trier bis Semlin die Verſendung fo 
koſtſpielig/ daß viele Waaren von niedrigem Preiſe ſie nicht ver- 
tragen. Der ZSollverein fällt’ größtentheils in die ‚Gebiete der 
Ströme ;' dies fi indie Nord = und Dftfee ergießen), er wendet 
alſo feinen Verkehr dem nordweftlichen Europa und Nordamerifa 
zuy'iwähtend das Donaugebiet und das adriatiſche Meer nach 
Dft- und» Süd-Guropa;, Aſten und’ "Afrika hinweifen, Es ift 
übrigens nicht möglich, jetzt fchon volftändig zwerkennien, welche 
Waaren Deſterreich von dem bisherigen "Bollverein’" Faufen und 
welche, es ihm liefern werde, Nur von einigen ' Gegenftänden 
laͤßt fichnlegteres mit Beftimmtheit vorausfehen ;'F. B. von) böh- 
miſchen Glaswaaren, die trotz des Zolles ſchon häufigen Eingang 
fanden; von manchen Stahl⸗ und Eiſenwäaren, Schawols leder⸗ 
nen Handſchuhen, Buchbinder⸗ und mancherlei anderen Luxus— 
waaren Wiens, Porzellan und anderen · Irdenwaaren / Seiden⸗ 
geweben aus Mailand; Como und Wien) Silberarbeiten un dgl. 
Die Tücher und Zeuge Bohmens und Mähtens, die ſchönen 
Teppiche ꝛtc. werden mit den fächfifchen und theinpreußiſchen in 
Mitwerben ; treten, Leder, Zümdhütchen, Bleiweiß, feine Holzwaa⸗ 
zen werden wenigſtens in den weftlichen Nachbarländern Abneh— 
mer Verlangen. Ferner’ ift bey der Vorzüglichkeit ‘der ungariſchen 
Weine in der Hegyallya eine Verbreitung derfelben in Deutfchland 
nad) der Herftellung der völligen Berkehrsfreiheit ſehr wahrſchein⸗ 
lich ſo wie auch verſchiedene Südfruͤchte aus dem auf dem fer: 
ſeitigen Abhange liegenden Tirol und dem lombardifch = veneziani⸗ 
ſchen Königreich uns zolfrei ſeht willtommen'feinwerden, ebenſo 
der Reis dieſer Provinzen. Der Verkehr mit dem Zollverein 
war bisher der Verbote oder’ hohen Zölle wegen ziemlich gering, 
und wird ſich erſt jet nach dem’ neuen ermäßigten Zolltarif mehr 
ausdehnen. Der Gewerbfleiß beider Länder kann ſich von jetzt 
an eher mit einander meſſen, obſchon die öfterreichifchen Zölle 
noch immer hoch genug find, um viele Gegenftände der" Einfuhr 
abzuhalten, ſo wie denn’ auch die'Zölle des Vereins dieſe Wir— 
kung auf verſchiedene Waaren geäußert haben Die" Aufpebimg 
der Solle⸗ zwiſchen beiden Ländermaſſen, und ſchon die gegenfei— 
tige Ermäßigung derſelben würde manchem Gewerbe eine erfreu: 
liche Ausdehnung geben, aber die genaue Größe und Beſchaffen⸗— 
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beit der Wirkung kann auch der befte Kenner dev beiderfeitigen 
Gewerbsftatiftif: Shwerlich voraus beftimmen. Der Vorzug, den 
öfterreichifche Kunſterzeugniſſe vor denen der anberen: europäiſchen 
Länder erhalten ſollen, verſchlimmert wenigſtens die, Lage dev Seh— 
ver im Vereinsgebiete nicht, woferne nur die: Zollſätze gegen jene 
Länder nicht erhöht werden, weil Jedermann, wenn ihm die zoll⸗ 
freien: öſterreichiſchen Kunſtwaaren nicht zuſagen, ſich noch eben 
fo. leicht wie bisher anderswoher verſorgen kann. Das Mitwer— 
ben mit öſterreichiſchen Fabriken haben wir im Allgemeinen nicht 
zu fcheuen, da, wir mit. wenigen: Ausnahmen unter ähnlichen: Be— 
dingungen sarbeiten, und, wenn ‚Defterreich in manchen Zweigen 
uns überlegen iſt, Dagegen in anderen, bei denen dad bisherige 
Berbotfyftem die Fortſchritte verzögert bat, weiter fein mögen, 
auch... einzelne Störungen ſich bei ‚geböriger Beeiferung "bald 
überwinden laflen. ‚Anders wird es ſich mit einigen Bodener- 
zeugniſſen verhalten, die fehe von dem Klima umd anderen Na- 
turverhältniffen abhängen. Der Landwirth kann nicht leicht und 
ſchnell eine. andere. gleich  einträgliche , Bodenbenutzung ergreifen, 
es iſt daher namentlich für den Rebbau im wefllichen. Deutſch— 
land ‚viel zu fürchten, wenn das Mitwerben, der; öfterreichifchen 
Landwirthe ganz, frei waltet. ‚Diefer Zweig des Landbaues hat 
ſich unter künftlichen Umftänden, nämlich dem hohen Sollſchutze, 
ſtärker entwickelt, als es ‚außerdem, ‚hätte, geſchehen Eönnen „er 
wuͤrde alſo bei einer plötzlichen Zurücknahme dieſer Begünſtigung 
einen, Stoß erleiden, der ſich auch auf. Unterpfandsgläubiger und 
andere, Claſſen erſtrecken müßte, Die Schrift > „Die, Sollconfe— 
renz in. Wien,“ fucht diefe Befürchtung zu ‚entkräften, indem fie 
die, Vermuthung aufftellt, die ‚edlen Rhein= und Mainweine wür- 
den dafür nad) Öfterreic, ‚geben; was. und. minder, ficher. fcheint, 
und, indem, fie annimmt, die edlen Ungarweine würden in Die 
Gegenden nicht gelangen ‚in deren Nähe die, geringen Sorten 
deutfcher Weine gebaut und ‚verzehrt werben. Diefe Behauptung 
könnte, nur überzeugen, wenn fie auf Berechnungen berubte, — 

Ein unverkennbares Hinderniß des lebhaften Verkehres mit 
Öfterreich; liegt in dem. Silber und dem. gefunfenen Papiergelbe 
dieſes Reiches. Beträgt das. Aufgeld auch jetzt nur noch etwa 
23 auf Hundert, fo, daß. das Papier ungefähr zu:8L fteht, 
wenn, dad ‚Silber ‚zu 100 ‚gerechnet wird, fo, iſt das immer noch 
höchſt empfindlich. Der Berfäufer, außerhalb. Defterreichs erwar— 
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tet eine Bezahlung in Silber und ſtellt darnach feine Preife, der 
öfterreichifche Kaufmann kann die Silbermenge nicht auftreiben, 
die er zur Bergütung der Einfuhr nöthig hätte, er kauft alfo 
weniger. Unter anderen Umftänden. fönnte man zugleich, wäh- 
rend an einigen Stellen der Gränze Metallgeld hinausgeht, wie— 
der an anderen Punkten auf dad Einftrömen von Münzmetallen 
zur Bergütung von Ausfuhrgütern bauen, allein um des Zwangs— 
courfed willen gefchieht dieß nicht. Es ift zwar im Ganzen ge 
nommen wahr, daß Ein» und Ausfuhr einander gegenfeitig be= 
dingen und ſich auszugleichen fireben, daß folglich das Geld zur 
Dedung der einen oder anderen diefer beiden Größen wenig bei- 
trägt, allein es trifft dieß doch nicht bei allen einzelnen Gefchäften 
zu und Geldfendungen müffen immer zur Bermittelung beitragen. 
Den ungarifchen Hanf dürfen wir nicht hierher rechnen, weil er 
auch jet nur 5 Sgr. — 174 Kr, Einfuhrzoll giebt, 

Das sin dem öſterreichiſchen Tabacksregal liegende Hinderniß 
der Zollvereinigung hat man in den neuſten Wiener Verhand⸗ 
lungen aus dem Wege zu räumen gefucht.: Es ift im Entwurfe 
des Zolleinigungsvertrages (B) beftimmt worben, daß die Ein: 
fuhr von rohem und verarbeitetem Taback in Defterreich verboten 
werden kann, fowie auch im Bollvereine ſchon Kochſalz und Spiels 
karten des Regales willen eine Ausnahme von der Handeldftei- 
heit bilden. In diejenigen Staaten, melde das Tabacksregal 
nicht haben, fol: zur. Derftellung der Gleichheit der aus Deſter⸗ 
reich eingeführte Zabad den nämliden Zoll entrichten wie der 
aus dem Auslande fommende und zur Sicherung diefer Zollab— 
gabe foll die Einfuhr aus Defterreih an die Erlaubniß des ein— 
führenden Bereinsftaates geknüpft werden. Hiermit ift aljo die 
Beforgniß einer Beeinträchtigung des Zabadsbaued in, unferen 
Gegenden gehoben. Wllein die Beftimmungen im Separatartifel 
5 zu dem Hauptartikel 3 erregen großes Bedenken. Der Ber: 
ehr zwifchen den beiden Hälften des beabfichtigten großen Ber: 
einögebieted wird nämlich. bloß des Tabacks- und Schießpuls 
verregales willen. Beſchränkungen unterworfen, die die erftrebte 
Handelöfreiheit zum Theile wieder aufheben. Die Einfuhr nad) 
Deftörreich ift an die Tagesſtunden, an die Zollfiraßen, an ges 
wiffe Anmeldeftellen und die Vorzeigung der Frachtbriefe gebune 
den und diefe Anmeldeftellen dürfen jede Waarenfendung unter: 
fuchen, um zu ermitteln, ob nicht Zabad oder Scießpulver in 
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ihr verborgen fei, wen. nicht der Waarenführer es vorzieht, ſich 
unter Begleitfceincontrole an ein inneres. Steueramt weifen zu 
faffen: "Hier muß dann die Unterfuchung geichehen.” Nur wenn 
man ſich die Begettelung | einesı Amtes im bisherigen Zollverein 
verſchafft, wenn der Verſchluß der Waaren unverletzt und», ſonſt 
Fein’ geſetzlicher Verdacht eines Unterſchleifes vorhanden iſt,“ darf 
die Unterſuchung unterbleiben. Offenbar müſſen demnach die Gü— 
terſendungen nach Deſterreich ſich zeitraubenden und» unangeneh⸗ 
men Foͤrmlichkeiten unterwerfen, bei denen eßs auch mit dem be— 
ſten Willen von oben nicht möglich iſt, manche Willkür und Un— 
gefälligkeit zu verhüten. Der Nachtheil des öſterreichiſchen Ba: 
backsregals fällt alſo in dieſem Stücke ganz auf das alte Soll⸗ 
vereinsgebiet. Die genannte Schrift: „die Wiener Zolliönferenz“ 
deutet “an; -Defterreich. würde allenfalls: das Tabackbregal unter 
gewiffen Modalitäten fallen laflen, wenn Preußen dieß als!con- 
dilio’ sine qua non Hinftellte, Es kame nun darauf an Wwelche 
Modalitäten” hier gemeint ‚wären und welche randere Opfer für 
Diefes wichtige 'Bugefländniß gefordert würden⸗ Maßregeln, welche 
ven Tabacksbau irgendwienbeengten ;| dürften durchaus nicht zu: 
gegeben werden, denn dieſer Zweig der Land wirthfcyaft hat einen 
überraſchenden Aufſchwung genommen. Blätter‘ der badiſchen 
und baierifher’ Pfalz finden ihren Abſatz in Belgien, Spanien 
und’ Großbritanien. Badiſche Cigatren gehen > in: großen! Maſſen 
nach’ Nordamerika. Die Ausfuhr: von: Tabadöblätterm ads den 
badischen Wereindgrängen betvug 1847 °: 2060 Gtr. 

1848171132527, 

1849 96834 

1850:: 32286 „ 
woraus die ſtarke Zunahme erhellt‘. Eine Ermäßigung desß Ein⸗ 
fuhrzolls könnte der Tabacksbau eher ertragen’ als eine Beläfti- 
gung durch Zormalitäten. 

Die biöher befprochene Freiheit ded inneren Verkehrs ift 
aber nur einer der drei Grundzüge einer Zollvereinigung. Die 
beiden anderen find die Gleichheit der Zolleinrihtungen 
an den fämmtlichen Gränzen und die Gemeinschaft der Zoll 
einkünfte. Wenden wir und zunächft zur gleichen Einrichtung 
des Zollweſens, fo ift es der Zolltarif, welcher vorzüglich in Bes 
tracht gezogen werden muß. Derſelbe müßte begreiflih ganz 
gleihförmig oder nur wenig verfchieden fein, weil es ſich fonft 
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lohnen würde, auf einem Ummege Waaren in den Theile, der 
niedrige Zölle hat, zu verzollen und fie hierauf im den anderen Theil 
überzuführen, Die würde den im letzteren gehegten Schutzzwe⸗ 
den widerſtreiten, wenn es auch nicht auf den Antheil am Zoll: 
ertrage nachtheilig wirkte. Der Bug der franzöfifchen und eng⸗ 
liſchen Waaren von Weſten und Nordweſten her geht durch das 
jetzige Bereinsgebiet und die Verzollung derſelben im letzteren 
wäre für Deſterreich mit Schaden verbunden, wenn es höhere 
Zollfäge hätte. Es entfleht daher die Frage, ob die Gleichför— 
migfeit des Tarif leicht zu erreichen, und ob fie auf eine, allen 
Theilen des Vereinsgebietes zuträgliche Weife herzuftellen ift, 
Die Beweggründe, auf demen unſere Bolltarife beruben, find 
befanntlih von doppelter Art, Man- will erftlich den Verbrauch) 
entbehrlicher Waaren befteuern, weil man ihn als Kennzeichen 
eines gewiflen Grades von Wohlhabenheit oder Steuerfähigkeit 
anfieht. Solche Zölle find Steuern und müffen nach den Grunds 
fügen angeordnet werden, :die überhaupt für das Steuerweſen 
maaßgebend find; es ift eine Art derjenigen Steuern, die man 
Gonfumtiond:, Berbrauchds, Berzehrungs-, Aufrwandsfteuern nennt, 
und fie ftehen mit der anderen Art derfelben, der Aecife von Waa⸗ 
ven, welche die Staatögränge nicht überfhreiten, in Verwandt⸗ 
ſchaft. Die Steuernatur folcher Zölle, für die fich der Name 
Steuergölle von felbft ergiebt *), bringt e8 mit fi), daß man 
fuchen fol, ihre Höhe bei jeder Waare dem Grade von Entbehrlichkeit 
oder der Höhe, ded Lurus anzupaflen, den ihre Anſchaffung zu 
erkennen giebt, was freilich ſchwer haͤlt, — ferner daß man auf 
ihre Einträglichkeit Bedacht nimmt und daher, wenn feine ande: 
ren Rüdfihten im Wege ftehen, denjenigen Steuerfuß vorzieht, 
bei welchem ınan die größte Einnahme zu erwarten bat. | 
Man ſucht aus der Erfahrung über den Ertrag verfchiebener 
Zollſätze und aus der Kenntniß von der Berbreitung eines gewif: 
fen entbehrlichen Genuffes unter die verfchiedenen Schichten des 
—— — Größe des Solles zu — bei welcher die 





1) "Dit dieler Benennung it fogleich angedeutet, welchen Regeln fie 
unterliegen; bezeichnet man fie mit dem üblihen Ausdruck Finan zzölle, 
fo zeigt dieß nur das Borberrfchen eines finanziellen Zwedes überhaupt an, 
obne daß ber eigentliche Recpifertigungs = und Beſtimmungsgrund der Zoll 
forderuhg angegeben und der Irrihum vermieden würde, niedrige Schuß: 
Jölle ebenfalls zu den Finanzzöllen zu zählen. 
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größte Summe eingeht. Dieß iſt gewöhnlich ein mittlerer Betrag, 
bei dem: man dann auch die Beruhigung haben. kann, daß Die 
Störung in der gemohnten Lebensweife ded Volkes nicht bedeu— 
tend iſt· Die Umftände können: hierin von Land: zw Land große 
Berfchiedenheiten nach ſich ziehen, wie z.B. in) Ofterreich 1844 
149,000 Gentner geſalzene Fifche, im Zollverein aber: 1850 nallein 
261;000 Tonnen (zu 3 Gentner) oder 783,000 Gentner Heringe und 
46,143 Gentner andere geſalzene oder getrodnete: Fiſche, alſo zu— 
fammen 849,000, Gentner eingeführt worden: find, was ſich auß der 
Nähe der Nordfee ganz einfach erklärt, Der damalige Bollfak in 
Öfterreich ‚betrug auf ‚den Zollcentner 20% Sgr.‘, der Bollverein 
erhebt 1 Rthl. von der Tonne oder 10 Sgr, vom. Gentner He— 
ringe, und 15 Sgr. von anderen gefalzenen Fiſchen, Der meue 
Bol in DÖfterreich: ift 1,3 fl. (105 Rthh) vom Gentnen Dffen⸗ 
bar wäre diefe Abgabe ‚in dem größeren Theile von Deutſchland 
höchſt Täftig , weil fie ein beliebtes und wohlfeiles Nahrungsmit—⸗ 
tel verfümmern würde. Diefes Beifpiel iſt nicht: gerade, für: fid) 
felbft fehr erheblich, denn Öfterreich würde. der genannten Rüde 
ſicht fchwerlich eine Anerkennung verfagen, es zeigt aber, welchen 
Schwierigkeiten eine Vereinbarung unter ſehr abweichenden Er—⸗ 
zeugungs- und Berbrauchsverhältniffen unterliegt. bis 

Die ergiebigften Gegenftände des Steuerzolls: find: befanntlich 
die überſeeiſchen Nahrungsftoffe, Kaffee, Zuder ac. Von ru — 
wurden eingeführt: — ch Ad 


In Öfterreich dchſchn. A4u.45: 134875 Ctr. — 0,4? per Kpf. 
Im Zollverein 46-49: 862455 Ich. =c3_ Oo u m 
v v 1850 733746 [2 — * 4 7) u z 


Hier ift der Einfuhrzoll 64 Rihl. dort war er 12. fl. 30 Kr 
vom öfters, Gentner oder ‚7,8 Rthl. vom Zollcentner, jegtift er 
auf 10fl. — 7 Rthl vom deutſchen Zollcentner ermäßigt worben, 
welcher zum. O. ſich verhält wie 100 zu 112, Die im, Bertrage 
mit Dannover: (vom. 7. Sept. 1851). verabredete Erniedrigung 
auf 5 Rthl. oder 74 fl. D. kann von Öfterreich ohne Nachtheil 
zugegeben werden und verfpricht eine Zunahme der verzollten 
Menge, wenn gleich, wie obige Zahlen zeigen, der Kaffeederbrauch 
beider Ländermaffen bis jeßt überaus ungleich iſt. 

An Kakao wurde in jenen Jahren auf den Kopf der Eins 
wohner im Zollverein „u, in Öfterreich zz ® eingeführt, Der 
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Zolift dort 6, Rtbl. ; hier. 40 fl, alfo ziemlich gleih. An Ge⸗ 
würzen war der Verbrauch ungefähr hunde yk auf den Kopf, 
die: Eingangsabgabe dort 64 Kthl. in Oſterreich war fie bei den 
verjchiedenen ‚Stoffen ungleich, von 5— 150 fl. der neue Zollſatz 
iſt 10 60 fl; wovon. man wohin auch — EURER. für 
— berabgehen kann. | 

+ Rohzuder, für inländiſche Sichereien — ‚gibt im 
—— 5 Rthl., in Oſt. 7 fl. (4,9 Rthl.), alſo faſt gleichviel, 
eine Abgabe, die, urſprünglich als Aufwandsſteuer aufgelegt, die 
Wirkung eined Schuges angenommen hat und die: inländiiche Rü— 
benzuderbetitung aud bei der jegigen Beiteuerung des Rüben: 
zuder8 mit einem großen Opfer aus der. Staatöcafje begünftigt. 
Öfterreich. befteuert (feit 1849) den Gentner Rüben-Rohzucker mit 
1 fl. 40 Kr., der Zollv. mit 2 Rthl., jedoch genau genommen 
etwa niedriger, weil der Zuderertrag der Rüben nur zu 5 Proc. 
gerechnet wird, während er wohl 7 erreiht. Beide Zollfäße ma— 
chen alfo 1,16 und 1,42 Rthl. aus. Im Zollverein ift eine Stei— 
gerung der Rübenzuderfbeuer fchon in Audficht genommen und 
fie fcheint unausbleiblichz es fleht dahin, ob Öfterreich fie billigen 
werde, die. gegenwärtigen Abgabefähe find aber nicht ſehr von 
einander abweichend. Was den Berbrauch betrifft, fo geben die 
trefflichen ftetiftifchen Tafeln für 1844 Die Einfuhr auf 573064 
Gentner, den verfertigten Rübenzuder auf 110000 Gentner, an, alſo 
zufammen 683000 Gentner oder 765000 Zollceniner, welche 2,14 9 
auf den Kopf betragen. Dieterici (vierte Fortſetzung der flatis 
ſchen Überficht) berechnet den Rohzuckerverbrauch im Zollverein 
zu 5,43 ®, in Frankreich zu 7,8%, in Groöbritanien zu 23,8 #. 

Bei den Schußzöllen treten ſtärkere Schwierigkeiten ein. 
Die großen Staaten wenden fich neuerlich nad, und nad) von den 
Einfuhrverboten ab und erfegen diefelben durch Zölle, bei denen 
dann ein weitered Fortfchreiten von. hohen zu mäßigen und nie 
rigen. Sägen flattfinden kann. Preußen hat fchon 1818 bie 
Verbote aufgehoben und den, Einfuhrtarif eingeführt, der in feis 
nen Grundzügen mit dem heutigen Bereinstarif übereinfommt 
und bei welchem die. ausdrücklich angegebene Regel zur Richtſchnur 
gedient hatte (freilich ſehr unvolllommen), daß der Zoll 10 Proc. 
des mittleren Preifes nicht Überfteigen. folle, Öfterreich hat 1838 
Die ‚Verbote befeitigt,. aber die ZoNfäge waren noch fehr hoc, z. B. 
vom Pfund Baumwollenwaaren 1 fl. 40 Kr.— 10 fl. Mankin 
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nur 40 Kr.), vom Pf Leinenwaaren 25 Kr. u. 3fl., Battift 
fogat 6 fl., von Wollenwaaren 40 Kr. und 1 fl. 50 Kr.Sei⸗ 
denwadren 10: fl, alfo vom Centner 1120 fl. ‚Diebei) war 
keine offene Einfuhr möglich. Erſt 1851 wurden: viel niedrigere 
Zölle eingeführt, auf welche das Beftreben, ſich dem Bereindtarif 
zu nähern, augenfcheinlichen Einfluß übte, doch iſt der Unterfchied 
noch immer erheblich, wie dieß an einigen Beifpielen ſchon oben 
deutlich geworden iſt. Andere Beifpiele find: 


der Gentner Vereins⸗Tarif Öfterr.= Tarif 
Seidenwaaren ' 110 Rthl. 250 f. = 175, Rthl. 
6 6 re 
Lederwaaren 6 u * 
F 8 2355 „ = 174 " 
” 10 " 50 nn = 35 " 
Z 22 7 WW „= 70 7 
Papier I u Ju Bu u 
n 5 " 75 nn = 54 ' [7 
Pr 10 u, 25 „= 17} „ 
Glaswaaren lu J 
Z 3 Z 12} „= 83 u 
n 6 v 
„n 10 „ 20 nn = 14 n 
Eifenwaaren 6 7 5 „= 3} u 
„ 10 „= 7 7 
7 10 Z 5 „= 104% "„ 
„ 25 „= 17} „ 
" 100 „ = 70 f 
Buͤcher } " a „= 2,5 ’ 


Die Abftufungen find bier nicht die nämlichen, aber die höch— 
ſten Säße in dem öfterreichifchen Tarif durchgehend höher. Die 
Unterfcheidung mehrerer Grade von Feinheit und Koftbarkeit hat 
zwar dad Empfehlende, daß die geringeren Sorten nicht fo über: 
mäßig hoch belaftet werden, wie bei einem einzigen Satze, und 
daß den volllommeneren GErzeugniffen ein wirffamerer Schutz 
gewährt wird. Aber abgefehen von der Frage, ob fie denfelben 
nöthig haben, tritt noch die große Beforgniß ein, daß die Hand» 
babung ſehr unterrichtete, gewiffenhafte und pünctliche Zollbeamte 
erfordert und in der Ausführung leicht Irrthümer oder abficht: 
liche Regelwidrigkeiten unterlaufen werden, Sollte nun, wenn 
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eine. gemeinſchaftliche Zolleinrichtung zu Stande fäme, der höhere 
öfterreichifche,..oder .der niedrigere preußiſche Tarif den Borzug er- 
halten? Im den Wiener Conferenzen hat man fich bei einigen 
Artikeln, wenn auch. nicht buchſtäblich für die öfterreichifchen, aber 
doch für die höheren Säße entfchieden und hat fogar hie und da 
noch Steigerungen vorgefchlagen, 3. B. feine Baumwollenmwaaren 
ſollen 150 ftatt 100 fl. an den öfterreichifchen und 75 ftatt 5U 
Rthl. an den Zollvereinögrängen entrichten. Dieß wird aber aus 
mehreren wichtigen Gründen ‚nicht wohl geicheben können. 

Ein größeres Dinderniß ‚liegt ſchon in. der flarfen Abneigung 
dedı nordweſtlichen Deutjchlands gegen hohe Zölle. Hannover und 
Didenburg find in der glüdlichen Lage, Feinen Zolfhuß zu be 
dürfen, in einer Bage, die freilich Fr. Lift als. einen balbbarbari: 
ſchen Zuſtand des Feudalweſens und des Defpotismus gefchildert 
bat, bei dem man fich aber fehr wohl befinden und ale Segnun: 
gen der Bildung genießen Tann; es find Länder mit vorberr: 
ſchender Landwirthſchaft. Man liebt es dort nicht, den Zehrern 
die Kunftwaaren zu vertheuern, um die im anderen Theilen des 
Bereindgebieted: wohnenden Berfertiger Zu unterftüßen, man fcheut 
fi vor den Folgen eined erfünftelten Fabrikweſens und vor der 
ſtarken Beſteuerung ausländischer Genußmittele Iene Abneigung 
ift höherer Rückſichten willen fo weit bezwungen worden, daß 
man fich entjchloß, unter Beibehaltung des Jetzigen Tarifs in 
den Berein zu treten, allein weiter auf. der Bahn des Zollſchutzes 
fortzugehen. wird man ſchwerlich Luft haben, Die Hanfeftädte, 
befonderd Hamburg, hängen am der Freiheit des: auswärtigen 
Handels, der. ihren Unternehmungen feither höchſt förderlich gewe— 
fen if. Wäre Dentfchland ein eng verbundenes ſtaatliches Gan- 
ze, fo hätten fie gelernt, ſich demſelben umterzuorbnnen, ihm zu 
Liebe auch Beſchwerden zu übernehmen und ſich 'mit den Erleich— 
terufigen zu begnügen, die der Zwiſchenhandel überall anfprechen 
kann. ber fie find in dem lofen Verbände der deutfchen Staar 
ten an den Genuß voller Unabhängigkeit in allen volkswirth— 
ichaftlichen Beziehungen gewöhnt und fügen ſich höchſt ungern in 
Handelöbefchränfungen. Auch die preußifchen Oftfeeländer hängen 
lebhaft an der Handelöfreibeit. Im jeiten Ländern ift alfo ein 
Gegengewicht gegen dad Verlangen nad höheren Schußzöllen, 
wie es fih im Süden fund giebt, und man wird fchon froh fein 
müffen, wenn der jeßige Zarif, der ungeachtet mancher Unvoll 
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kommenbeiten doch wie ein Bergleihsweg, eine Mittelftraße zwi— 
fhen zwei Ertremen angefehben werden kann, allerfeitd‘ ange: 
nommen wird, Wie in Defterreich bei der Neuheit einer Ab— 
weichung von dem ftarren Berbotiyfteme, an: welches manı fich 
lange gewöhnt hatte, bei der unter folcyen Umftänden ſehr natürs 
lichen ängftlihen Scheu vor einem freieren Mitwerben, bei dem 
ftarfen Ginfluffe reicher Fabrikherren eine weitere Herabſetzung 
der gegen lebhaften Widerftand mühjam zu Stande gebrachten, 
gegen die früheren jchon mäßigen Zölle vielleicht fürs Erſte nicht 
zu erreichen ift, jo würde in Preußen u, a. nördlichen «Staaten 
ein Rüdgang zu ftärferem Schutze auf entſchiedenen Widerfpruch 
ftoßen. 

Man kann darüber ftreiten, ob diefe Meinungsverfchiedenheit 
in diefem Punkte mehr eine Folge der gegebenen natürlichen und 
volföwirtbfchaftlichen Verhältniſſe ift, oder vielmehr nur auß einer 
ungleichen Auffaffungsweife abgeleitet werden muß. Daß der 
Süden von Deutſchland ftärker nach Zollſchutz verlangt, kann das 
ber rühren, daß er, vom Meere entfernt, ſich mehr auf den inneren 
Verkehr angemwiefen ſieht, daß er bei der minder leichten Ausfuhr 
feiner Kunftwaaten das Mitwerben des Auslandes läſtiger em- 
pfindet und für feine ſtärkere Bevölkerung eifriger auf Beichäfti- 
gung£mittel bedacht fein muß, Mit Ausnahme der Schweiz lie: 
gen ringsum Staaten, die ber Einfuhr unferer Kunftergeugniffe 
große Hinderniffe in den Weg legen, nur über die Nordfeehäfen 
ift die Ausfuhr in entferntere Länder zu bewirken; man kommt 
daher leicht zu dem Wunfche, wenigftens den inneren Markt uns 
geichmälert zu wiſſen. In den Seeplätzen und an den großen 
Strömen ift man mehr mit dem großen Welthandel vertraut, 
man hat genauere Kunde von dem, was anderöwo vorgeht, man 
erkennt die natürlichen Geſetze des Verkehrs leichter und der Bor: 
theil der Gonfumenten findet in den Kaufleuten beredte und eis 
frige Vertreter, während ſonſt leicht jener zahlreichften Glaffe (näm— 
lic für jede einzelne Waarengattung) das Gehör verfagt wird, 
Inzwiſchen bat man fi in Süddeutſchland die Annahme, daß 
bier flarker Zollſchutz Noth thue, zu leicht gemacht und fich der 
reiflichen Prüfung der Gegengründe theilweife überhoben, weil 
man durch die von manchen Seiten mit leidenfchaftlicher Einſei— 
tigkeit feit 18 — 20 Jahren wiederholten Lehren in Meinungen, 
die dem eigenen Bortheil zufagten, beftärft wurde. Much willen 


25 


fchaftlihe Männer haben neuerdings die Waffen des Geiſtes an- 
gewendet, um diefe Beſchuͤtzung mit tieferen Gründen zu vertheis 
digen, während entgegengefeßte Ueberzeugungen fidy in dieſen Ge: 
genden von zu wenigen Seiten vernehmen ließen, um jenen Gin: 
druck zu fchwäden Da ed jedoch in Norddeutichland auch an 
feurigen Anhängern des Schußfyftems nicht fehlt, jo darf man die 
Meinungsverfchiedenheit nicht aus der Dertlichkeit ableiten. „Leider 
teug auch gegenſeitige VBerbächtigung bei, eine Berftändigung zu 
erſchweren/ indem hier die Anhänger des freien Handels als 
Söldlinge: von England, als Twiſthändler, ald unpatriotijche 
Kaufleute, dort die Verfechter des Schubzolles als Fabricanten 
oder doch im Dienfte derſelben dargeftellt wurden. Es iſt eine 
bekannte, Unart, ftatt Gründe zu widerlegen, lieber die Trieb: 
federn und die perfönlide Stellung iin: ungünftiges Licht zu 
feßen. Auf: beiden Seiten ftehen freilich, Viele, die durch eine Art 
von Selbfttäufchung das was ihnen felbft nuͤtzlich ift, für ge— 
meinnüßig halten, aber auch Andere, die ed redlidy mit der Wohl: 
fahrt des Baterlandes meinen. : Daß die Freunde der Dandelö- 
freiheit sfein Herz für das Wohl und Wehe ihres: Landes hätten 
und als ächte Kosmopoliten bloß die menichliche Gefellichaft im 
Ganzen bedächten, glaubt wohl Niemand. mehr im Ernfte, Die 
fogenannte kosmopolitiſche Schule in der politiichen Dekonomie iſt 
und war niemald vorhanden, vielmehr beziehen ſich ‚alle VBorfchläge 
nur auf die beſten Mittel, einem Volke zu nüßen, und was man 
nad) einem englifhen Sprachgebrauche ein nationales Syftem 
genannt hat, das ift nichts ald die auf einen befonderen Staat 
angewendete Auffafjungsweife der Volkswirthſchaftspolitik. Frei— 
lich giebt es feine Wiffenfchaft für jeden einzelnen Staat; ſondern 
nur allgemeine Grundfäße, die aber ſchon auf verfchiedene Ver— 
bältniffe von Raum und: Zeit Rüdficht nehmen. In jedem gege: 
benen Staate ift dann noch Mancyed zu thun, um jene Grund 
fäße auf die gerade vorhandenen Umftände richtig anzumenden. 
Die: Gränzen dieſer Blätter geftatten eine ausführliche Be— 
leuchtung der Schußzollfrage nicht, über die ſich der Verf. auch 
ſchon weiter ausgeiprochen hat; einige Bemerfungen mögen indeß 
als ein neuer Berfudy zur ne beigutregen, an * 
Stelle ſein. 

Wenn von freiem Handel die Rede iſt, ſo meint man damit 
bauptfächlich nur die Abweſenheit von Schußzöllen, denn daß bie. 
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Steuerzölle bei dem heutigen Stande des Finanzweiens nicht: fo: 
bald zu entbehren find, wird ziemlich allgemein eingeräumt. Die 
britifchen Freetraders fämpfen vorzüglich für "die zollfreie Ein— 
fuhr von Getreide. In Deutfchland ift die Entbehrlicykeit eines 
Zolfhuges für Getreide unbezweifelt, die vom demſelben erhobe 
nen Gingangsabgaben find ſchon ganz niedrig und könnten unbe 
denklich auf eine bloße Gejchäftsgebühr herabgefeht werden: Das 
ftreitige Gebiet ift alfo nur die Beſchützung der fogenannten In: 
duftrie, d, bh. der fabricirenden oder ftoffveredelnden ı Gewerbe 
oder der Gewerke. Diefe genießen in Großbritanien immer noch 
eines nicht unbeträchtlichen Schutzes, aber derfelbe ift feit Hus: 
Fiffon’s erſten Maßregeln von Zeit zu Zeit ermäßiget worden, 
man "hat fi dabei wohl befunden und die wiſſenſchaftlichen 
Schriftfteller diefes Landes find eifrige Lobredner der Handels- 
freiheit. Bon den neueften follen nur Senior, Porter, Mill 
und Ellis genannt werden, ſowie die gediegene 'Beitfchrift The 
Economist. ‘In Sranfreich hat man ſich von Seiten der Staats: 
verwaltung noch nie recht zu einer freien Behandlung des aus— 
wärtigen Verkehrs entfchließen können, die Schlußfolgen der Wif: 
ſenſchaft haben dort noch nicht genug Vertrauen gefunden und 
ihre Vorkämpfer (Blanqui, Chevalier; Garnier, der ver: 
ftorbene Baftiat u. W.) ald deren Organ das Journal des Eco- 
nomistes genannt werden kann, finden noc nicht die Unbefangen: 
heit, von der fie eine 'allfeitige Prüfung und den Sieg ihrer Theo: 
rie zu hoffen hätten.‘ Es iſt bezeichnend für den Zuſtand "des 
ftaatsöfonomifchen Willens in jenem Lande, daß ein fo ausgezeich- 
neted Talent wie Thierd fih im maaflofen Ausfällen auf die 
ſtaatswirthſchaftliche Schule ergeht, die er doch mit feinen os 
phismen: nicht zu widerlegen vermag. 

Die Vertheidigung des ZSollſchutzes für inländifche Fabrikun⸗ 
ternehmungen beruht ge einigen ‚einfachen Borausfegungen. * 
find folgende: 

1. Gewiffe Zweige des Kunftfleifes müffen im Lande betrie- 
ben werden, weil es ſonſt an Befchäftigung für Arbeiter und an 
Gelegenheit zur Anwendung der vorhandenen Gapitale fehlen 
würde. Man nimmt alfo an, ed gebe viele müſſige Menfchen 
und müflige Gapitale, die erft dann in Thätigkeit fommen, wenn 
dad fremde Mitwerben durch Staatsmaßregeln abgehalten oder 
fehr befchränft wird. Das Opfer, welches man dadurd bringt, 
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daß man die inländiſchen Erzeugmiffe theurer ankauft, als: man 
die fremden erlangen könnte, wenn die Einfuhr'frei wäre, wird 
ald eine Unterftügung der Urbeiter angeſehen und man glaubt 
biebei viel beſſer zu ftehen, 'al& wenn man zwar: wohlfeilere Waa: 
ven»Faufte, zugleich aber eine Menge armer, entfittlichter, verwil⸗ 
deter und nothleidender Familien. ernähren müßte. Stände diefe 
Borausſetzung feft, fo wäre gegen die Kolgerung nichts einzumen: 
den; Menichenliebe und eigener Bortheil würden dann dem Zoll: 
ſchutz das Wort reden. 

Das Dafein großer Maſſen ſolcher brachliegender Productions» 
kräfte, die ohne eine ſolche Maafregel der Staatögewalt Feine 
nüßliche Anmendung fänden, müßte aber erft erwiefen werben, 
und dieß wird in der Regel nicht gefchehen können. Wo fich ein: 
zelne Ericheinungen: diefer Art wahrnehmen laffen, da darf man 
meiftend auf einen Mangel an Kenntniß, Geſchicklichkeit, Fleiß 
oder Unternehmungsgeift fchließen oder auf das Walten befonde: 
vers Dindernifle, die von der Negierung ihre Hebung erwarten. 
Die Lehre des freien Handeld geht daher von der entgegengefeh: 
ten» Annahme: aus, daß nämlid in jebem Lande eine gegebene 
Mengewonstand; ‚Capital und Arbeitskraft vorhanden fei, daß 
ed, um den Gütergenuß des Volkes fo groß als möglich zu ma: 
en; darauf anfomme, jene Hülfsmittel der Gütererzeugung auf 
die vortheilbaftefle, ergiebigfte Anwendung hinzulenken, und: daß 
e6b ein BVerluft für das Bolkseinfommen fei, wenn man diefe 
Kräfte mit ſtarken Reizmitteln in folhe Bahnen lodt, in denen 
fie weniger auszurichten „vermögen. Es ift offenbar. eine Frage 
der’ Thatfachen, 0b die vorhandenen Arbeitskräfte und Gapitale 
mit den ſich von felbft darbietenden Befchäftigungen in Mipver- 
haͤltniß ſtehen. 

2.Wie man ziemlich allgemein —— bedürfen nur 
foldye Gewerbe eines Schutzes, die fich nicht im freien Mitwerben 
anderer Länder behaupten oder auffchwingen können. Es muß 
eine Ueberlegenheit des Aublandes vorhanden fein, fie beruhe nun 
auf: natürlichen oder anderen, der Zeit angehörenden Urfachen. 
Iſt keine Wahrſcheinlichkeit vorhanden, diefe Ueberlegenheit zu ‚bes 
feitigen, fo pflegt man einzuräumen, daß man den Zehrern nicht 
einem folchen hoffnungslofen Gewerbe zu Liebe auf alle Zeit hin: 
aus die theurere Befriedigung ihrer Bedürfniffe auferlögen bürfe, 
es müßte denn die inländifche Erzeugung eined befonders werth— 
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vollen Gutes nothwendig und folglid) dDiefe Sicherheit eine& dauern: 
den und wirtbfchaftlihen Opfers werth fein. In den meiſten 
Fällen nimmt man an, der Zollihuß fei nur auf einige Zeit nös 
thig und die Abhaltung oder. Einfchränfung des auswärtigen 
Mitwerbens fei ein ficheres Mittel, die begünſtigten Gewerbe in 
Aufnahme zu bringen, jo daß fie dann ſich mit den gleichartigen 
Gewerben anderer Länder meflen können. Man: rechnet darauf, 
daß die Ausficht auf ausgedehnten und einträglichen inländifchen 
Abſatz einen mächtigen Sporn für die Unternehmer bildetz die 
geihühten Gewerbe follen nicht allein häufiger, fondern auch kunſt— 
mäßiger betrieben ‘werden, man bietet allen Eifer ‚auf, fie zw ver: 
vollkommnen, Kunſt und Gefchielichkeit nehmen: zw, die Erzeug⸗ 
niffe werden immer: beffer und. die Ausdehnung des inländifcdyen 
Mitwerbens macht fie mit der Beit zugleich wohlfeiler, ſo daß der 
Behrer ſo gut wie der Erzeuger zufrieden fein Tann, „Unter Anz 
dern. hat der americanifche Präfident Fillmore in: feiner Bot: 
ſchaft vom December 1850. dieſe Erwartungen mit: großer: Zuver: 
ſicht ausgefprochen. Die Macht des inländischen Mitwerbens be: 
wirft nad): feiner Verſicherung, daß die Waaren mit: geringeren 
Koften erzeugt und um niedrigere Preife feilgeboten ‚werden; als 
die um den Soll vertheuerten ausländijchen: und der vanswärtige 
Verkäufer. wird: hierdurch gezwungen, feine Preife ebenfalls ‘herab 
zufeßen, wenn er den Abjak nicht einbüßen will nl 
7 Diefe Hoffnungen ‚haben ſich in manchen. Fällen allerdings 
verwirklicht, z. B. in dem Emporfommen des Rebbaues anı der 
Mofel, in nicht wenig anderen aber: nicht „und es iſt auffallend; 
daß man bei dem Streite über dieſe Angelegenheit mod) ſo wenig 
daran gedacht ‚hat, die Bedingungen zu erforfchen, unter welchen 
jene Vorausſetzung zutrifft. Man kann ohne Zweifel Erfahrun: 
gen ganz entgegengefeßter Art anführen: und: die ‚Gegner des 
Zollſchutzes gehen wirklid won der Annahme, aus, bei hohem 
Schutze erfchlaffe der Eifer der Gewerbsleute, dieſelben verließen 
ſich auf. die Gewißheit des Abſatzes ſelbſt bei mittelmäßigen Leis 
ftungen, fie würden träge und die wünſchenswerthen Fortſchritte 
unterblieben. Man kennt Fälle, in denen gerade nad) der, Ermäs 
Figung des Zollſchutzes ein färferer Antrieb zu Verbeſſerungen 
vege geworden «ifts Das fremde Mitwerben. darf nicht‘ fehlen, 
weil ſonſt keine Vorbilder da find, denen man nachſtreben muß und 
die Bemühungen ſchon aufhören, che noch das letzte Ziel erreicht 
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if. Man hat daher in der neuften Zeit‘ öfter die Behauptung 
aufgeftellt, nicht der Fünftlich hervorgebrachte höhe Preis, fondern 
gerade eine läftige Wohlfeilheit treibe die Anterriehmer am ſtärk— 
fien an, ihren Betrieb zu verbeffern;’ und! man kann ſich in dieſer 
- Hinfiht mit Grund auf dasır berufen, Was heutiges Tages in 
Großbritanien geſchieht. Nie, war in dieſem Landen ein foldyer 
Wetteifer im Landbau, dad Drainiven wird mit überrafchender 
Lebhaftigkeit unternommen, man bietet Alles auf, die wirkſamſten 
Maſchinen, die wohlfeilften Düngmittel ausfindig: zu machen umd 
es wird in der Gefchichte der engliſchen Landwirthſchaft die Auf⸗ 
hebung des bisherigen Einfuhrzolls auf Getreide eine Epoche 
bilden. Verſchiedene Gewerkszweige laſſen Aehnliches: wahrneh— 
men, wie es z. B. von der engliſchen Seidenweberei bekannt iſt. 
Die Zurücknahme der hohen 86lle auf Lederwaaren wurdenin 
Grosbritanien für: ſehr ſchaͤdlich gehalten; allein das freiere Mit 
werben feuerte zu einer ſolchen Bervollkommnung der Lederverar— 
beitung an, daß die Ausfuhr von Handſchuhen u. as Lederwaaren 
zunahm. Daſſelbe galt von den Lederzöllen. Die Wollengewebe 
find feit 1846 von allem Einfuhrzoll frei und’ res ift Feine Art 
von Unbequemlichteit daraus entftandem, "obgleich die belgischen 
und deuffchen Tücher ſich wohl mit den engliſchen meſſen könnem 
Auch Leinenwaaren find dort yollfreimund die Flachſsverarbeitung 
hebt fich zufehendse. Man kann alſo auch nicht mit Recht fagen, 
daß die Engländer praktiſch nichts vonder Handelsfreiheit wiſſen 
wollten. de. | ' 

Bei genauerer Erwägung wird man erkennen, daß auch der 
Natur der Sache nach ein gewiffer Ginfuhrzol, z. B. von 10 
Proc, oder die Zolfreiheit der Einfuhr nicht unter allen Umſtän— 
den eine gleiche Wirkung äußern Tann, Der’ thatkräftige, ein= 
ſichtsvolle Unternehmer fühlt fich vielleicht in einer gewiſſen Lage 
feines Gewerbes aufgefordert, Anftrengungen zu machen, während 
Der weniger unterrichtete und trägere Mann den Muth. finken 
läßt und ſich von einen hoffnungslos fcheinenden. Gewerbe zus 
rüdzieht. 

Db man ſchon im Ueberwinden von Schwierigkeiten guten 
Erfolg gehabt "und darin eine Ermunterung »erhalten hat oder 
nicht, ob der Abftand zwiſchen den Leiftungen des Gewerbes im 
Ins und Auslande größer oder Heiner ift, ob man leicht ein an: 
deres Gefchäft ergreifen Bann oder vielmehr durch die Umftände 
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an das bisherige gefejlelt ift, dieß muß einen großen Unterfchied 
machen. In vielen Fällen gibt der Einführzoll nur den An: 
trieb, eine ‚große Menge: hervorzubringen, ohne daß man fidy um 
die, Erreichung der höchſten Güte bemühte, weil dieß fchwieriger 
ift. Hat der größere Koftenaufwand der einheimifchen Erzeugung 
feine Urfache in natürlichen, oder doch in ſolchen Hinderniffen, 
über die der einzelne Gewerbömann nichts vermag, fo ift von 
dein: Bolle fein guter Erfolg zu vermuthen, der Behrer wird alſo 
fortwährend von dem höheren Preife zu leiden haben, Bisweilen 
übernimmt der Scleihhandel die Rolle eined Gorrectors fehler- 
hafter Zollmaaßregeln , wie z. B. im Frankreich‘ ſeit 1840 die 
Nähnadeln 8,8 Fr. Einfuhrzoll vom Kilogramm geben und: nach 
einem Anfchlage ungefähr für 54 Mill. Fr. Nadeln eingeführt wer: 
den, während nach den Zollliften: wenig über 4 Müll; Fr. ver: 
zollt wird. Es ift denkbar, daß bei einer: gewiſſen Waare ein 
unnöthig "hoher Boll die Unternehmer bequem oder nachläſſig 
macht, daß ein ganz geringer fie, zu wenig reizt und folglich die 
Einfuhr auf gleicher Höhe läßt, während: vielleicht ein mittleres 
Maaf die gewünfchte Wirkung äußern würde. Im’ Allgemeinen 
ift van die befannte Wahrheit zw erinnern, daß der: Menſch zu 
wenig Kraft entwidelt,; wenn es ihm zu leicht wird, ſich wohl⸗ 
zubefinden, und daß ohne irgend eine Art äußerer Nöthigung viel 
Nüpliches nicht zum Vorſchein kommt. Wer diefe Andeutungen 
verfolgt, der muß deutlich erkennen, wie flüchtig bisher der Ge 
genftand behandelt worden ift, Mit allgemeinen Sätzen über den 
Schutz der Arbeit ift nicht auszureichen, denn! ed: hat: zwar jede 
Perfon und jede gewerbliche Thätigfeit auf Rechtsſchutz Anſpruch, 
aber man kann der Staatögefammtheit nicht zumuthen, jeglicher 
Unternehmung den Abfat zu ſichern. Die meiften Zweige brauchen 
und’ verlangen ‚feinen Schuß in diefen ‚Sinne, andere ‚die ihn 
defto dringender anfprechen, find feiner nicht werth, weil fie nach 
den Berhältniffen des: Landes, des Gapitaled, der Bevölkerung :c, 
nicht gemeinnüßig find. Wenn beftehende Gewerbe augenblicklich 
erhalten werden müſſen, um Menfchen nicht brodlos werden zu 
laffen, fo iſt das fein Grund, eine folde Maafregel zur fort: 
dauernden zu machen, Einen gleichförmigen Procentſatz aller 
Waaren ald Einfuhrzoll zu Fordern, beweißt eine kindliche Unbe 
Panntfchaft mit den wirthſchaftlichen Angelegenheiten, Ebenſo— 
wenig genügt es, alle fremden Waaren nach der Menge der auf 
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fie zu. vertwendenden Arbeit zu belegen, denn man wird doch. nicht 
einem Volke das Zeugniß ausjtellen wollen, daß ed in allen 
Zweigen ded Gewerbfleißes dem Auslande nachftehe, auch nicht 
beabfichtigen, daß alles Mögliche bei und verfertigt werde! So 
bedarf auch die Abftufung des Zolled von verfchiedenen Sorten einer 
Waarengattung je nach den Mittelpreifen noch einer Prüfung, weil 
das wahre Schugbedürfnig und die Schutzwürdigkeit diefer Sorten 
nicht ganz allgemein, ohne genauere Beleuchtung, vorauszuſetzen iſt. 
Je ſchwerer nun nad) diefen Säben die Entfcheidung wird, ob-ein 
geroiffer Gewerbs zweig Zolfchug verdiene und welche Höhe deffelben 
die befte jei, defto behutſamer muß man verfahren und defto mehr 
ſollte man fireben, die Erhaltung oder die Emporhebung eines 
Gewerbes ohne Beſchränkung der Käufer auf anderen Wegen, 
mit Hülfe von Belehrung, Muftern zc. zu bewirken, Hierin hat 
man zu wenig gethan. Wo man fidy viele Mühe. in diefem Sinne 
gab, da hat es bisweilen nur den Anjchein, als hätte der Zoll 
das Aufblühen eines Gewerbes verurfacht. Bei dem Anbringen 
dersimländifchen Unternehmer, die ihren Vortheil zu leichthin mit 
dem Gemeinmwohl zufammenfallend. glauben, follte man. fich im 
mer) worftellen, was Die für die Ausfuhr arbeitenden Gewerbe 
und die’ Behrer einzuwenden haben. Wie man nur zögernd und 
widerftrebend. eine Belohnung unmittelbar aus der Staasfaffe be 
willigt, fo ſollte man nicht weniger Überlegung anftellen, ‚ehe man 
fie in einer: Anweifung auf die Zafchen der Mitbürger ertheilt. 
Manche Schußzölle mögen fich auch bei umfichtiger Prüfung recht 
fertigen laflen, wenigftend auf einen. gewiffen nicht zu langen Beit- 
raum, um die Gewerbe vor einer Erfchütterung zu bewahren oder 
alß Probe- oder Lehrzeit, viele andere dagegen werben: als une 
nöthig und nachteilig anerfannt werden und die Richtung ‚der 
wirtbichaftlichen Staatsfunft muß im Ganzen mehr nach der Min« 
derung als nach der Steigerung diefer Zölle hin gehen. Sehen 
wir, ‚wie öfterd auf eine bewilligte Zollerhöhung das nicht. min— 
der ‚dringliche Begehren noch weiterer Erhöhung folgt, fo. giebt 
dieß fchon einen Wink, wie viele Vorficht nöthig fei, In Groß: 
breitanien, in Nordamerika u. a. Ländern hat man viele Erfah- 
rungen darüber gemacht, daß nach einer Verringerung der Schuß: 
zölle nicht bloß die Einfuhr, fondern auch die Ausfuhr eines Ban 
des ſich beträchtlicdy; gehoben hat, und dieß ift fehr begreiflich, weil 
beide Größen mit einander in urfachlicher Berfnüpfung ftehen 
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und andere Länder uns meht abnehmen, wenn wie mehr von 
ihren Erzeugniffen zulaffen. 

Die Staatdmänner in Preußen u. a. norddeutfchen Ländern 
theilen im Ganzen genommen diefe’Anfichten: "Sie befigen län⸗ 
dere und zahlreichere Erfahrungen auf dieſem ’ Felde, Tier haben 
die wohlthätigen Folgen einer Zollermäßigung ſowohl im eigenen 
Lande als Auswärts , namentlih im Großbritanien; näber vor 
Augen, fie werden auch weniger mit dem Begehren bon Einfuhr⸗ 
erſchwerungen beſtürmt; viele Bürger dieſer Staatemfind"auf 
dem Mege' der wiſſenſchaftlichen Forſchung mit Vorliebe fur die 
Freigebung des Handels erfüllt worden, ja es haben ſich Bereine 
gebildet, "welche dieſe Lehren eifrig: verbreiten. Hier iſt alſo ein 
beharrliches Widerſtreben gegen die Steigerung der Einfuhrzölle 
herrſchend, und eb würde in gegebenen Fällen ein ſehr bündiger 
Beweis des volkswirthſchaftlichen Bedürfniſſes erforderlich fein, 
um einzelne weitere Zugeſtändniſſe zu erlangen. > Mit der: Zeit 
wird vielleicht in Oeſterreich die öffentliche Meinungyr durch neue 
Wahrnehmungen aufgeklärt, fich ebenfalls zw einer Bollermäßigung 
neigen, die für jeßt noch zum viel Gegner finden würde: 

Wenn die Denkſchrift des öſterreichiſchen Handelsminiſters v 
Bruckſvom 301 December 1849 die Überzeugung ausſpricht der 
Zollvereinstarif genuͤge für die heutigen Bedürfniſſe der in ſich 
reicher entfalteten deutſchen Induſtrie nicht mehr, ſo darf man 
dem geiſtvollen Staatsmanne wohl die Fragerentgegenftellen, ob 
denn nicht gerade dieſe reichere Entfaltung derInduſtrie die Zu— 
laͤnglichkeit des Tarifs im Allgemeinen beweiſe? Herrew. Brück 
beruft ſich auf die Beſchwerden der Gewerbbunternehmer im Zoll⸗ 
vereine und auf den Tarif des Vereins zum Schutze vaterländi⸗ 
fcher "Arbeit! Es iſt außer Zweifel, daß man in der Zollgeſetzge— 
bung die Wünſche und Anträge den Gewerbsleute und: ihrer; Ans 
wälte vernehmen Tolle, aber ein vom ihnen entworfener Zolltarif, 
dem mit gleichem Nechte die Kaufleute reinen anderen Entwurf 
entgegenftellen Fönnen, wie 81848 wirklich geſchehen iſt Idarf 
doch nur als ein Beitrag gelten. > RKeinem ‚Vertreter eimesueingels 
men Standes iſt es zum Vorwurf zu mächem/daß er auf einem 
Standpunkte fteht, von dem er micht das Ganze deutlich übers 
blickt, aber das: wäre zu tadeln wenn er feinen» beſonderen Stand⸗ 
punkt für ven einzig richtigen erklären und andere; vielleicht eben⸗ 
falls einſeitige Anſchauungsweiſen verwerſen wollte Berechnun: 
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gen. der Gewerböleute find höchſt ſchätzbar, allein man darf fie 
nit ungeprüft annehmen, weil fie fich ſchon oft widerfprochen 
haben und durch den Erfolg widerlegt: worden find. 

Der. unbekannte Berfaffer der Schrift: „Die Zollconferenz 
zu Wien,” giebt fi viele Mühe, Preußen von einer „Schwen— 
fung zum Freihandel“ abzumahnen, weil es fonft fich dem Zoll: 
vereine entfremden und den Gewerbfleiß feines eigenen Landes 
vernichten würde. Der Berf. erwähnt eine dem Freihandel zu⸗ 
gethane Partei, „von der man nicht weiß, ob fie vom Fanatis— 
mus oder. vom Gelde der Mandyefier Affociation regiert wird,“ 
von dieſer Partei abgerechnet fei es aber durchaus irrig, daß die 
Dandelöpolitif Preußens fih vom Schutzzollſyſteme abgewendet 
babe. Man muß aus feinen Worten fchließen, daß er dieſe ent- 
weder fanatifche oder beftochene Partei (einen dritten Fall kennt 
er nicht, wie es ſcheint) mit zu denjenigen Perfonen zählt, welche 
die preußische Handelöpolitif beftimmen, fie muß alſo aus ange: 
jehbenen Männern beftehen und es hätte wohl eine Aufklärung 
verdient, wie es möglich ift, daß Schwärmer oder Berräther fich 
Einfluß in einem Staate verfchaffen, der doch fonft einſichtsvoll 
verwaltet wird. Doch wir wollen bei einer unüberlegten Äüße— 
zung, die von der erregten Stimmung ihres Urhebers Zeugniß 
giebt, nicht verweilen. Nicht befjer fieht ed in anderer Hinficht 
mit der Behauptung, die durch Zölle bewirkte Vertheuerung ded 
Eifens fei keinesweges, wie man glaube, eine lingerechtigkeit ge 
gen die Landwirthe und wegen der Beichränkung im Gebrauche 
diefes Stoffes nadtheilig, weil die „Landwirthſchaft einer be: 
ſtimmten Anzahl Geräthe aus Eifen bedarf, fie mögen wohlfeil 
oder theuer fein, und fie mögen berfommen woher fie wollen.“ 
Man braucht nicht in Englaud gewefen zu fein, um diefen Satz 
als unrichtig zu erkennen, weil der unbedingte Bedarf von Eifen 
fehr gering it (Pflugfchaar, Pflugmeffer ꝛc.), mit der Wohlfeil- 
heit des Eiſens aber mehr und mehr hölzerne Theile mit eifer: 
nen erjegt zu werden pflegen. Die Freihändler mögen zufehen, 
beißt es an einer anderen Stelle, ob fie nidt, wenn durch die 
unbefchränfte Goncurvenz die meiften Induftriegweige. vernichtet 
find (auch die, deren Erzeugniffe auf fremden Märkten mit den 
englifchen und franzöfifchen wetteifern?), den fremdländifchen In: 
duftriellen ein drüdendered Monopol geben, ald es je unter dem 
Prohibitivfyfteme flattgefunden hat; — aljo ein Monvpol, in 
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welches ſich britifche, belgische, franzöfifche ze. Fabrikherren thei= 
len! Dagegen ftoßen wir auch auf Säge, die wir germe anneh— 
men, z. B. daß das Schußzolliyftem nicht hohe und nicht nie: 
drige , fondern ſolche Zölle verlange, weldye durchaus nothwendig 
find, damit die Induftrie nicht untergehe, ferner, daß man die 
Induftriezweige nicht über einen Leiften fchlage, ſondern für je 
den einzelnen den erforderlichen Schuß ermitteln folle, auch wird 
anerkannt, daß es die Gewerbsleute an Kunftfleiß, Thätigkeit und 
Grfindfamkeit nicht fehlen laffen dürfen. Bei ſolchen Bugeftänd- 
niffen brauchte man über die allgemeinen Grundfäge kaum mehr 
zu flreiten und könnte ſich auf die über jedes einzelne Gewerk 
anzuftellenden Unterfuhungen bejchränfen; man könnte hoffen, 
daß hiebei in den meiften Fällen das wahre Schutzbedürfniß fich 
weit geringer zeigen werde, ald gewöhnlich. angenommen wird, 
wenn nicht die Auffaſſungs- und Beurtheilungsmweife diefer be- 
fonderen Berhältniffe immer wieder auf höhere und allgemeinere 
Sätze zurüdführten. Wir erfahren aus der genannten Schrift, 
das Schußfyftem fei in Defterreich ald6 unwandelbar leitender 
Grundfak des politifchen Handelsfyftems angenommen worden 
und dieß fcheint auch auf Die nächfte Zeit hinaus wirklich der Fall 
zu fein. Preußen wird aber hoffentlich die ihm zugemuthete 
Schwenkung zu einem Spfteme ftärkerer Schugmaaßregeln eben 
fo entfchieden ablehnen, zumal da manche der beftehenden Zölle 
bei den heutigen Waarenpreifen ſchon eine größere Quote deriel- 
ben ausmachen als ehedem. 

Sollte aber auch, wider alles Erwarten, eine Vereinbarung 
über den gemeinfchaftlichen Zolltarif durch augenblidliche Nachgie: 
bigfeit ded einen Theiles gelingen, fo wäre damit nody nicht Ul- 
les gut. Gine Ländermaffe im Herzen von Guropa, die fich über 
20 Längen: und 10 Breitengrade erftredt, die von Völkern höchſt 
verfchiedener gewerblicher, geiftiger und ftaatlicher Entwidlung be: 
wohnt wird, hat unvermeidlich in Hinfiht auf Aus: und Einfuhr 
fehr verfchiedene Bedürfniffe und Anfprüce. Wie wenig werden 
der Oſtpreuße und der Lombarde, der Siebenbürge und der Rhein: 
preuße, der Kärnthner und Divdenburger hierin übereinftimmen! 
Unausbleiblich würden die verabredeten Anordnungen bald hier, 
bald dort Verlufte oder Störungen verurfachen und Klagen ber: 
dorrufen, und es ift ungewiß ob die Vortheile des ungehemmten 
Verkehrs in dieſem weiten Raume für die Befchwerden, die man 
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im Berfehr mit dem Auslande übernähme, eine volle Entfcyädi: 
gung gewährten. Leicht könnte alfo derjenige Theil, der feine 
Bedenken unterdrüdt und feine Nachgiebigkeit bethätigt hat, den 
Schritt hinterher bereuen müffen und die Unzufriedenheit feiner 
Unterthanen zu empfinden haben. 

— Gehen wir zur Gemeinfhaft der Zolleinfünfte, die 
nach einem verabredeten Maaßftabe vertheilt werden follen, über, 
fo floßen wir auf noch größere Schwierigkeiten, die ſich ſowohl 
in der Erhebung, als in der Bertheilung der Zölle zeigen. 

Zu einem Bollvereine gehört wefentlid dad Vertrauen, daß 
die Berwaltung durdhgängig mit gleicher Ordnung und Gemiffen: 
baftigfeit geführt werde, weil jede Verkürzung an den Zolleinnah: 
men allen theilnehmenden Staaten fehadet. In unferem Bereine 
bat man ed fo ziemlid dahin gebradyt. Diejenigen Länder, in 
denen man mit einer genauen Beforgung verwidelter Zollgefchäfte 
noch nicht recht vertraut war, haben fidy in anderen heilen des 
Gebietes die nöthige Belehrung verfchafft, auch trugen die gegen= 
feitigen überwachungsmittel viel dazu bei, Gleichförmigkeit in das 
Berfahren bei den Zollämtern zu bringen. In einem öfterreichifch: 
deutfchen  Bereine wäre dad bei weiten ſchwerer. Schon die 
Sprachen find ein großes Hindernif. Man Bann nicht an allen 
Gränzen deutfchredende Beamte anftellen,, die Zarife, Formulare, 
Gefhyäftsanweifungen zc. müffen überfegt werden, es Tann man: 
cherlei Mißverftändnig und Unordnung nicht außbleiben. Zudem 
ift bisjetzt dad öÖfterreichifche Gränzperfonal in Bezug auf den 
Schleichhandel nicht eben als fehr zuverläffig befannt. Diefe Be— 
hauptung ift nicht im Mindeften gewagt, denn fie wird innerhalb 
des Kaiferftaates ebenfalls vernommen. Die Denkſchrift der böh: 
mifchen „Induftriellen” vom 10. Febr. 1850 fagt hierüber fols 
gendes: „Die abhängige, wenig gefiherte Stellung, die ſchlechte 
Befoldung der Finanzwache machte häufig die Noth zum Recht, 
der Gränzauffeher fuchte durch Misbraud) feines Amtes den Abs 
gang deffen fich zu verfchaffen, was ihm bei feinem angeftrengten 
Dienfte zum Unterbalte fehlte, und fo gefchah ed daß von dieſen Die 
Zoldefraudation offen und in einem Umfange begünftigt wurde, von 
dem man in anderen Ländern, wo da& Prohibitivfyftemgilt*), 


*) Die gefperrt gedruckte Stelle bezieht fih auf die Meinung der böh— 
mifchen Gewerbireibenden, das Propibitiofpftem fei dem Schupfpflem vorzu⸗ 
3 * 
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keine Ahnung bat.“ Dieſer Uebelftand kann aufhören, «6 
ift fogar wahrfcheinlich, daß er fid) um Vieles mindern wird, und 
die öfterreichifche Regierung hat in der Wiener Gonferenz zugefagt, 
ſich den Einrichtungen des Zollvereind anſchließen zu wollen, doch 
gehört hiezu Zeit, und in den menjcenleeren Gebirgögegenden 
der Bukowina oder Siebenbürgend ſowie an den Niederungen der 
Theiß und an der langen Gränzlirede der Sava wird eine ſtrenge 
Auffiht auf die Zollbedienten immer eine ſehr ſchwierige Aufgabe 
fein. Den Bewohnern diefer Bezirke ift auch nicht leicht einzu— 
prägen, daß fie Pflichten gegen die mit ihrem Kaiferfiaate in Ver— 
bindung ftehenden Länder haben, und mit welchem Widerſtreben 
würden fie einen beififchen oder badifchen, geſchweige denn einen 
preußifchen Gontroleur zulaffen! . 
Was die Vertheilung der Zolleinfünfte anbelangt, 
fo leuchtet die Unthunlicykeit eines Austheilens nad der Volks— 
menge jeded Bereinsftaated fogleih ein. Schon in dem jeßigen 
Zollverein ift man keinesweges gewiß, daß diefer Maaßſtab voll 
kommen geredpt fei, d. i. daß jeder Staat jo viel erhalte, als 
feine Unterthanen durch den Verbrauch zollbarer Gegenftände mit: 
telbar oder unmittelbar in die Zollcaffen entrichten, nad Abzug 
der Gränzverwaltungsfoften. Man hat öfters den ftärkeren Ber: 
braudy von Golonialmaaren und fremden Weinen in den nörblis 
chen Theilen des Bereinsgebieted als eine Urfache der Benachthei: 
ligung geltend gemadt. Gin Beweis in Zahlen ift jedoch nicht 
zu führen, weil die Berzehrung nicht durchgehendd da geichieht, 
wo die Waaren zur Berzollung geftellt werden; man bat fid, über 
Ungleichheiten hinausgeſetzt, die jedenfallö nicht groß genug waren, 
um gegen die vielen Vortheile des Vereins Eindrud zu machen, 
und man wußte feinen anderen Maaßftab, der fo einfach und be— 
quem wäre. In einem Berbande jo ganz verfchiedenartiger Böl- 
ker, wie man ihn beabfichtigt, kann die Volksmenge unmöglic) 
entſcheiden. Zaufend Bewohner der Militairgränge verzehren 
wahrſcheinlich nicht halb foviel zolpflichtige Dinge als taufend 
Deutfhe am Rhein vder an der Niederelbe. Auf der Wiener 
Konferenz ift deßhalb ein anderer Vorſchlag gemacht worden. 
Nah 8. 9 des Entwurfes B fol die Vertheilung der ganzen 
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ziehen. Die Denkſchrift iſt abgedruckt bei Becher, die deutſchen Zolle und 
Handelsverhältniſſe, 1850, ©. 398, 
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chiſchen Zollgruppe (nämlicy mit Modena und Parma und viel- 
leicht anderen italienischen Staaten), alſo in Z Hauptmaffen er- 
folgen ‚ und jeder dieſer beiden Gruppen die weitere Vertheilung 
unter ſich überlaffen bleiben. Der Maafftab zu jener Haupt: 
theilung ſoll aus: dem ı beiderfeitigen Zollertrage hergenommen 
werben, der in den 4 Jahren 1854 —57 während des Handels- 
vereined flattfindet. Hierin liegt etwas Billige, befonders. da die 
in»diefem Zeitraum eintretenden Berlufte durch den Schleichhan— 
del auf den öfterreichifchen Grängen auch fünftighin diefem Staate 
zur Laſt fallen und wahrſcheinlich dort die Fortfchritte im Ge— 
werbfleiß und "im Verbrauch von Fremdmwaaren größer fein wer: 
ven. Auch ift ein vierjähriger Beitraum fo lang, daß man Ber: 
fuche, "durch ftärkere Ankaufe auf den Durchſchnitt kuͤnſtlich einzu- 
wirken, von keiner Seite zu beſorgen hat. Im letzten Jahre 
wird man vielleicht in allen Theilen des Vereins größere Einfuh— 
ven) bemerken und dieß mag ſich gegenſeitig aufheben. Der er: 
wähnte Borjchlag scheint alſo fürs Erſte die bisherigen Zollver— 
einsſtaaten nicht in Nachtheil zu bringen,’ die öfterreichifche 
Staatöcaffe aber wird ebenfalls nicht zu kurz kommen, weil'man 
einem Aufblühen des dortigen Gewerbeweſens entgegenfieht, wel: 
ches den eigenen Antheil der Zolleinfünfte nody immer über den 
bisherigen: Betrag erhöht *). Gleichwohl ift ein aus den Erfah— 
rungen seines gewiflen Zeitabfchnitt$ hergenommener Maafftab auf 
längere Dauer nicht brauchbar und man verliert das Vertrauen 
aufign, wenn man wahrnimmt, daß unterdeffen große Berän- 
derungen vorgegangen find. Die vierjährige Periode ift umſowe— 
nigersentfcheidend, da in ihr feine volle Gleichheit der Tarife be- 
ftehben kann. Der öfterreichifche Tarif von 1851 ift noch neu, 
weßhalb leicht in den erften Iahren nach der Herabfekung der 
Zölle die Einfuhr mancher Dinge größer fein Fann, als fpäter, 
wo der Gewerbfleiß fortfchreitet und verfchiedene Gegenftände im 

*) Im Zollverein war 1847 die ganze Zolleinnapme 27,555,979 Rihl., 
bie. angenommene Boltsmenge 29,660,308, f. ſtatiſtiſche Wberfichten über 
Waarenverfehr und Zoflertrag, 1847, ©. 215. Im nämlichen Jahre be- 
tief fih in Öfterreih der gefammte Zollertrag auf 11,572,141 fl. — 
8,100,498 Rthl., die Einwohnerzahl (ohne Abzug von Zollausfhlüffen) auf 
37,443,033, f. Überfichtstafein z. Statiflif ©. 107. Auf 1 Kopf der Ein- 
wohner treffen demnach im Zollverein 0,2, in Öfterreih 0,21% Rtihl. Zoll, 
alfo dort 4mal ſoviel. Ä 
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Lande erzeugt werden. Aus einem Übergangszuſtande iſt Feine 
Regel für einen Beharrımgszuftand abzunehmen, und wenn es 
auch für jet unbeflimmbar fein mag, welcher von beiden Grup: 
pen die Anwendung diefes Maafftabed zum Vortheil gereichen 
würde, fo ift er doch für längere Zeit nicht genügend und würde 
bald die Öffentliche Meinung, und zwar auch: die der Berftändi- 
gen, gegen fiy haben. Die Meinung des Berf. der; „Zollconfe: 
renz in Wien“, daß die Zolleinnahme in Folge der Zolleinigung 
ſich ftarf vermehren werden, ift keinesweges feft begründet, denn 
wenn gleich der Verbrauch an Golonialwaaren: zunehmen wird, 
fo fällt dagegen der Zollertrag von denjenigen Gütern hinweg, 
welche beide Ländergruppen künftig von einander beziehen. Iſt 
> 2. eine Waare aus Öfterreihh um 10: Proc. theuret oder min— 
der gut als eine franzöfifche oder englifche, dieſe aber mit: 18 
Proc. Zoll belegt, fo wird man jene in’ den meiften: Fällen vor— 
ziehen, der beiderfeitige Berfehr muß alfo zunehmen und die Ein: 
fuhr mander Waaren vom Nuslande ſich vermindern. Dieſe 
Beränderung ift für die Zehrer nicht zu beklagen, weil ſie eine 
wohlfeitere Befriedigung ihrer -Bedürfniffe erlangen, obſchon in 
dem obigen Beifpiele die Production eine unvorfheilbafte wäre 
und die Zollcafje etwas einbüßte und eine fpätere Zollermäßigung 
Schwerer durdyzufegen fein würde. in Maafftab, der ſich des 
allgemeinen Beifalld erfreuen foll, muß einfach und leicht zw fin: 
den, er muß gerecht und billig und zugleich fortwährend aus dem 
Leben gefchöpft, alfo den Berhältniffen der Gegenwart entjprechend 
fein. Es muß die Überzeugung beftehen, daß ungeachtet der gro— 
fen Berfchiedenheit in der Verzehrung zollpflichtiger Waaren in 
den einzelnen Theilen des Vereinsgebietes doch im Ganzen ge: 
nommen feiner. derfelben mehr oder weniger empfange, als ihm 
je nad) der Ausgabe feiner Bürger an Zöllen gebühre, Ob ſich ein 
ſolcher Maafftab in einem Berbande von Ländern fo verfchiede: 
ner Erzeugungss und Berzehrungsverhältniffe auffinden laffe, muß 
dahin geftellt bleiben. 

Nach den erwähnten Wiener Berabredungen folten die Koften 
der Gränzverwaltung von beiden Zollgruppen nach Verhältniß 
ihrer Volksmenge getragen werden, Dieß läßt fich wohl verthei- 
digen, weil eine Berechnung der beiderfeitigen Gränzlänge viel- 
leicht zu umftändlicy wäre, — die des Zollvereins iſt befannt — 
und weil die Bevölkerung beider Maffen nicht ſehr verſchieden 
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if; nämlich im Zollvereine mit Hannover und Dldenburg. gegen 
3500, in Defterreich gegen 3300 Einwohner auf der D Meile. 
Öfterreich hätte über 56 Proc. ded gefammten Flächeninhaltes 
und. an 55 Proc. der Volksmenge, alſo iſt der Unterſchied bei- 
der Berhältniffe gering. 

So lange in dem einen Landergebiete ein geſunkenes Pa- 
piergeld umläuft, fteht der Bolleinigung ein weiteres Bedenken 
entgegen, weil es, im alle die andere Ländergruppe Heraudzah: 
lungen anzufprechen hätte, die doch nothwendig in Silber gefche- 
ben müßten, ungewiß wäre, ob der mit Papiergeld überhäufte 
Staat die Fähigkeit biezu befige, wenn feine Einkünfte fortwäh— 
rend in Papiergeld eingeben; auch iſt ſchon in den anderen Theis 
len des Bereind die Beſorgniß rege geworden, das Papiergeld 
ebenfalld Eingang finden zu ſehen. Die Wichtigkeit diefer Beden- 
Een wurde bei der Wiener Gonferenz nicht überfehen. Die hierdurd) 
veranlaßten Borfchläge find folgende: . 

1. Separatartifel zum Urt. 4 des Handels- und Zollvers 
traged. „Sollte in einem der contrahirenden Staaten das Pa- 
piergeld gegen die Silberwährung, auf die es lautet, im Werthe 
verlieren, fo if der betreffende Staat verbunden, folches Papiers 
geld bei den Zolihebeftellen entweder von der Annahme auszu: 
fchließen, oder für deſſen Annahme Beftimmungen zu treffen, wo— 
durch eine Ungleichheit der Zollzahlung in Papier gegen die Zoll: 
zahlung in Silber vermieden wird. Öfterreich wird in einem folchen 
Falle den Werth, in welchem das bei ihm curfirende Papiergeld 
bei feinen Bolhebeftellen angenommen werben foll, in jedem Mo: 
nate für den nachfolgenden Monat nach dem durchſchnittlichen 
Stande ded Wiener Wechfelcurfes auf Augsburg in dem naächſt— 
vorhergegangenen Monate beftimmen.“ Im der Periode, für 
welche diefer Verein beftimmt if, findet noch feine Zollgemeinfchaft 
ftatt, allein ed war dennoch Fürforge nöthig, theild um dem Ta— 
rif die nöthige Beftinnmtheit zu geben, da er nothwendig auf 
Silbergeld geftellt fein muß, theild weil aus den Zollerträgen ber 
künftige Bertheilungsmaaßftab genommen werben fol. Die öfter: 
reichifche Regierung bat alfo die Zuſage gegeben, einen Stand 
des Papiergelded unter Pari ausdrücklich anzuerkennen und das 
Papier nach dem jedesmaligen Gurfe in den Zollcafien anzuneh— 
men. : Bis jegt ift dieß nicht. geſchehen, man hat vielmehr dem 
Papiergelde in der Hoffnung, daß es bald wieder dem Silber 
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gleichftehen werde, einftweilen einen Zwangdcurd gegeben; jo daß 
bei allen Zahlungen Papier ftatt der gleichnamigen Menge Sik 
bermünze angenommen werden mußte. Diefe verfchwand defhalb 
aus dem Umlauf, weil man nicht mehr mit ihr ausrichten konnte, 
dagegen fliegen die Preife der Waaren gegen das ‚Papiergeld und 
auc) das rohe Münzmetall wurde theurer, jo wie die ohne gefeßliche 
Preisbeftimmung umlaufenden ‚Goldmünzen. Die Anerkennung 
eines Standes ded Papiergeldes unter Pari begründet zwei gejeb- 
lich nebeneinander ftehende Währungen , in Silber und. in Papier 
und eine vom Staate ausgefprochene Herabjegung des letzteren. 
Alle in Silber feftgefegten Zahlungen, z.B. für Staatsausgaben, 
müffen dann verhältnißmäßig höher in Papier geleiſtet werden, 
wobei freilidy die Staatscaffe und Privatgläubiger wieder in den 
vollen Bezug der Summen gelangen, die fie früher erhielten und 
die fie rechtlich) anfprechen können, die Zahlpflichtigen aber plötz— 
lich jeher empfindlich betroffen werden. Bei den Einlöfungdfchei- 
nen hat man früherhin diejen Zuftand zweier Währungen ineben 
einander fchon gehabt, jowie in Rußland. bei den auf 350 gegen 
100 feftgefegten Bankaffignaten, in beiden Fällen war aber der 
Curs ded Papiered gegen Silber ganz genaw und unwandelbar 
beftimmt, und dieß hat für den inneren. Berkehr große Vorzüge, 
weil dann alle Ungewißheit über den Fünftigen Preis des: Papier: 
geldes hinwegfällt., Erftredit ſich, wie e8 wohl nicht anders ſein 
fann, die erwähnte Maaßregel audy auf die Banknoten, dienbisher 
mit dem Staatspapiergelde gleichen Schritt hielten, fo kann der 
Banf nicht zugemuthet werden, ihre Noten für voll einzulöfen, 
ed muß aljo der Wiederanfang der Baarzahlungen nody hinaus: 
geichoben oder eine förmliche Herabfeßung der Noten beſchloſſen 
werden, mwovor man fich natürlich fcheut, weil es dem Gredit ei: 
ner ſolchen Anftalt einen Stoß gibt. Daher ift die BVerficherung 
der mehrgenannten Schrift, Oſterreich habe ſich nur fehr ungern 
zu einem ſolchen Zugeftändnig entjchloffen, vollkommen glaublidy: 
Vielleicht begt man noch die Erwartung, bis zum Beginne der 
Handeldeinigung den Preid des Papiergeldes bis Pari zu heben, 
und dieß wäre offenbar der einzige Ausweg aus vielen Verwick— 
lungen. | 
Von geringerer Erheblichkeit iſt der Umſtand, daß der Wech— 
ſelcurs auf Augsburg nicht vollkommen genau den Preis des Pa— 
piergeldes gegen Silber ausdrückt. In Augsburg iſt man ſeit 
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dem Beginn des 24 Guldenfußes gewohnt, 6 ſolche Gulden gleich 
5 Gulden Gorrent oder Gourant zu feßen, worunter man ben 
in Öfterreich noch geltenden 20 fl. Fuß verſtand. Seitdem num 
im fübweftlihen Deutfhland der 24 — dem 244 Guldenfuße 
Platz gemacht hat, ift jene Gewohnheit beibehalten worden. Gi: 
gentlih hätten 5 Gulden Courant vom 20 Guldenfuß gleich 64 fl. 
des neuen Fußes gelten follen, man nahm aber fortwährend das 
Berhältnig 5 zu 6 an, und die Folge war, daß der hieraus fid) 
ergebende Augöburger Gulden Gourant etwas weniger werth ift, 
ald ver Wiener Silbergulden. Weil nämlich 6 fl. im 243 fl. Fuß 
nicht 5, fondern nur 4,897 fl, Wiener Geld machen, ift der Gul: 
den Sourant nur 0,979 fl. im leßteren Gelde oder 583 Kr. werth. 
Der Unterſchied ift jedoch geringfügig, Es hätte nur noch ange: 
geben werden 'follen, welche Wechfel zu Grunde zu legen feien, 
halbmonatliche oder langfichtige. 

2. »Bollvereinigungsvertrag, Art. 5: „Keinem Vereinsſtaate 
ift geſtattet, das bei ihm curfirende Papiergeld zu einem anderen 
Werthe ald dem, in welchem es bei öffentlichen Gaffen beliebig 
gegen grobe Silbermünze ausgewechfelt werden kann, bei feinen 
Zollhebeftellen in Zahlung anzunehmen.“ — Wenn nun beim Be: 
ginn der Bolleinigung das’ Papiergeld in ſterreich das Pari nod) 
nicht erreicht bat, fo macht Ddiefer Artikel nothwendig, daß man 
für eine Umwechslung des Papiergeldes gegen Münze Sorge trage, 
wozu anfehnliche Borräthe derfelben berbeizufchaffen find. Da: 
gegen. können dann auch wieder baare Einnahmen erwartet ter: 
den, weil der Grund hinwegfällt, Metallgeld zurüdzubalten. Die 
Bemühungen der Eaiferlihen Regierung, das Geldwefen in bef: 
fere Ordnung zu bringen, find unverkennbar. Der Erfolg wird 
nicht ausbleiben, wenn man nur nicht nad) irgend einem fünftli- 
hen Heilmittel ſucht, fondern die gerade gebahnte Straße wan— 
delt, d. h. die Militairausgaben befchränkt, einen jährlichen Ein: 
nahmeüberfhuß zu Stande bringt, dad Papiergeld fortwährend 
vermindert, die Bankſchuld abzahlt und die Bank zum Wieder: 
anfang der Einlöfungen in den Stand fehl. Die neue Anleihe 
von 35 Mil. fl. wird dazu gute Dienfte leiften. Es wäre je- 
denfalld rathſam, diefen Erfolg abzuwarten, ehe man genauere 
Berbintungen eingeht, und das allgemeine Bertrauen wird erft 
bergeftellt werden, wenn die bisherige Verwirrung ganz gehoben 
it. Ein Staat mit einem zerrüfteten Geldwefen ift bei aller 
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Fülle von Productionsmitteln wie ein flarker Mann anzuſehen, 
deffen Muskelkraft durch eine Nervenftörung augenblicklich gelähmt 
ift, wie man dieß in Nordamerika bei dem Mißbrauch des Banl- 
credits einigemal wahrnahm. 

Haben wir und bis jegt mit der wirtbihaftlichen Seite 
einer Zolleinigung mit Öfterreich beſchäftigt, fo bleibt nun ned 
die ftaatlihe (politifche) Seite zu beſprechen, ein ſchwierigerer 
Theil der Unterfuhung, weil fie aus dem Bereiche bed Zähl⸗ 
und Meßbaren heraußtritt und in ein Gebiet fällt, wo Neigun— 
gen, Wünfche, Abfichten der verfchiedbenften Art gegen einander 
anftoßen. Hier find Beweife mit unmiderftehlicher Macht aus ge- 
mau befannten Thatfachen nicht möglidy und die Meinungen über 
einzelne Punkte hängen mit ganzen Syftemen von Zweden zu: 
fammen. Viele Menfchen find von einem gewilfen Gabe darum 
nicht zu Überzeugen, weil fie nicht überzeugt fein wollen, denn 
fie würden fonft auch andere Säbe aufgeben müflen, die mit je: 
nem in Bufammenhang ftehen, und auf die oberflen Strebeziele 
zurüdführen. 

Um fi) dem Gindrude einer unbequemen Schlußfolge zu 
entziehen, verfucht man bisweilen fogar denjenigen, der folche 
Gründe entgegenhält, perfönlid zu verbächtigen oder wenigſtens 
feine Befähigung zu einem Urtheile in Zweifel zu ziehen, Bier 
ift es alfo nöthig, den Blick auf dad Ganze zu richten, 

Der öflerreichifche Staat, in dem unter Metternidy dad 
Feſthalten an dem Beftehbenden und Herkömmlichen zum firengen 
Grundfaße geworden war und erft in der lebten Zeit des Wal- 
tens jened Staatdmanned einige neue große Mafregeln, ald die 
Anlegung der Staatdeifenbahnen, die Gründung der Akademie, 
die Poftreform zc. zur Ausführung gelangten, bat fich aus den gros 
fen Gefahren der Jahre 1848 und 49 mit Glüd und Kraft em— 
porgearbeitet, Niemand kann obne Anerkennung die erflaunliche 
Thätigfeit betrachten, welche in den legten Jahren in allen Zwei— 
gen der Staatöverwaltung herrſcht und den Kaiferftaat zu einer 
viel ausgedehnteren Entfaltung feiner reihen Hülfsquellen zu fuͤh— 
ven verfpricht, als je zuvor. Die öfterreichifche Regierung hat 
aber auch unermeßliche Schwierigkeiten zu bekämpfen, fie bat 
höchſt verichiedenartige Völfer, in denen zum Theil noch nach— 
wirkender Groll ſichtbar ift, feft aneinander zu halten, fie hat die 
Nachwehen großer Berlufte zu heilen, fie bedarf einer ſtarken Ein- 
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beit, fie muß die Zuneigung und Achtung ihrer Provinzen durch 
ausgezeichnete Leiftungen und firenge Gerechtigkeit zu gewinnen 
ſuchen und muß doch manche Schritte, die fonft am meiften zur 
Befeſtigung der Anhänglicykeit beitragen würden, noch verfchieben, 
weil die Gefahr des Mifbrauches noch zu groß if. Sie kann 
eine Jewiſſe Gentralifirung: nicht aufgeben, ohne fi zu ſchwächen, 
und ifb doch) wenn ſie darin Über das wahre Bedürfnig hinaus: 
gebt in: Gefahr, ndaurch das: Erzwingen einer allzugroßen Gleich: 
förmigkeit ſich die Gemüther zu entfremden. An den äußerften 
Gramzen treten mancherlei Berührungen mit der Pforte und Ruß— 
land mit Sardinien; der, Schweitz, ſelbſt mit Frankreich ein, die 
große Aufmerkſamkeit und Klugheit fordern. Öſterreich ift durch 
aus auf ſich ſelbſt· geftellt, gerundet, zur Erzielung einer innigen 
Berbindung feiner ungleichartigen Theile angetrieben. Um nicht 
in den Gränzländern auf feiner weftlichen Seite Geftaltungen zu 
ſehen wie > feinen eigenen Regierungsgrundfäßen wieberftreiten und 
dadurch ſtörend werden können, muß es in: die Angelegenheiten 
vom Deutfchland‘ mit überwiegender Macht eingreifen. Da es aber 
feinen deutfchen Provinzen in feiner Beziehung aus dem ganzen 
Berbander des Kaiferreiches ı herausnehmen, da ed für fie keine 
Berpflichtungen eingehen, Feine Einricytungen gutheißen fann, die 
eine Sceidewand zwifchen ihnen ‚und den anderen Landichaften 
aufrichten: würden, fo muß der deutſche Bund entweder ein. fehr 
löfer bleiben und ſich nur auf wenige, die Erhaltung des inne: 
ven Friedens und der gejeßlichen Ordnung betreffende Punkte be: 
ſchränken, oder fich ganz unter Öfterreidy ftellen. Selbft wenn 
diefer Staat init‘ feinem vollen Umfang in den deutfchen Bund 
aufgenommen würde, märe weder) zu erwarten, noch auc nur zu 
verlangen, daß die kaiſerliche Regierung dad Wohl ihre eigenen 
Staates; mie ſie es gerade. auffaffen muß, dem übrigen Deutfchland 
zu Liebe im Mindeften bintan fee. Im folchen Dingen ift die Macht 
der Umftände fo gebieteriih, daß ed auf einzelme Perfonen gar 
nicht anfommt; ‚Fein öfterreichifches Minifterium, wie auch. Die 
Namen fein mögen, wird von diefer Bahn abweichen, ed Fann 
alfo daß, was aus der Natur der Sache hervorgeht, Niemanden 
zum Borwurfe gereichen, man muß fich nur die Berhältnife deut: 
lich machen und fie offen darlegen. Die vielgebrauchten Formeln: 
‚man dürfe Öfterreich nicht aus Deutfchland weg decretiren, oder: 
ed gebe Fein Deutſchland ohne Öfterreich find richtig, infofern fie 
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ſich auf die beftehende Bundesverfaſſung beziehen, allein wenn 
man weitere Folgerungen daraus herleiten will, fo verfennt man 
die Doppelftellung der deutſch-öſterreichiſchen Provinzen. Eine 
Berfehmelzung des deutfchen Bundes mit Öfterreih würde für je: 
nen dad Aufgeben eines eigenen Weges und das Unterordnen un: 
ter die Richtung des mächtigen Kaiferflantes bedeuten: ein Schritt, 
den die deutſchen Staaten nicht thun können und. der audy, flatt 
die Eintracht zu befördern, gerade dad Entgegengeſetzte nach fich 
ziehen würde, Iſt es 3. B. nicht unvermeidlich, daß die genaue 
Bekanntfchaft mit Großbritanien und die Ähnlichkeit des Volks— 
charakters in Deutfchland eine Vorliebe für britifche Einrichtun- 
gen nähre, die ſich als trefflich bewährt haben, und unter deren 
Ginflußg die Erbmonarchie vor allen Angriffen geſchuͤtzt bleibt, 
wenn gleich von ihrer unbedingten Übertragung auf jenes Land 
nicht die Rede fein kann? 

Eine Bolleinigung mit Öfterreih mag auf den erſten Bid 
minder bedenklich erfcheinen, weil fie nur auf eine einzige, auf die 
wirtbfehaftliche Seite Bezug bat. Aber wie hochwichlig ift Diele! 
Wie viel Anderes Enüpft fi an fiel Der Zollverein kündigt fich 
in allen Verträgen ald ein deutfcher an, Er ift von Anfang 
an ald cin foldyer hochgehalten worden und je mehr er fidy ent: 
wicelt und fruchtbringend erwiefen hat, defto mehr hat man ſich 
daran erfreut, daß er ein flarfes Band fei, welches vermittelft 
eined fehr fühlbaren, fachlichen Vortheild die deutfchen Länder an 
einander fette, Eine fo enge Verbindung, eine Gemeinſchaft be— 
trächtlicher Staatdeinfünfte, darf nur zwifchen Rändern gebildet 
werden, die ſich ald ungertrennlich vereinigt, ald Glieder eines großen 
Ganzen betrachten können. Deutfchland ift nicht geworden, was 
man eine Zeit lang boffen durfte, aber es ift doch nicht aus der 
Meibe der ſtaatlichen Maſſen oder Gruppen ausgeftrichen und jene 
Liebe zum deutſchen Baterlande, welche unvertilgbar faft in jeder 
Bruft wohnt, beftet fich wenigftens feft an die Durch die Bundeöver- 
faffung gegebene äußere Bereinigung. Die öfters genannte Schrift 
findet es ſehr tadelnswertb, daß man den deutfchen Rationalftolz 
aufrege und fich auf das reine deutiche Blut etwas einbilde, wäh: 
rend im öftlichen Deutfchland doch viele Slaven wohnen. Es 
beißt bier ferner S. 6: „Sollte etwa in Preufen- eine Zolleini- 
gung mit Öfterreich deswegen mißliebig fein, weil leßteres Böl- 
kerſchaften im fich fchließt, welche von jenen als nicht ebenbürtig 





45 


betrachtet werden? Das ift leider ein Einwand, den ein bö%= 
williger Theil der Preffe in Deutichland in höchſt verlegen- 
der Art geltend zu machen verfucht bat. Es iſt aber zugleich 
ein Einwand, der nicht den allergeringften ſtaatsmänniſchen und 
bandelspolitifchen Werth befiht, was einer weiteren Ausführung 
gewiß nicht bedarf.” Hier ift zuvörderfi der Ausdruck böswil- 
lig zu rügen, den man wenigſtens von vielen erbitterten Aus- 
fällen auf Preußen mit gleichem Rechte brauchen fünnte. Aber 
mit jener Darftellung wird der wahre Gefihtspunct ganz verrüdt. 
Der Nationalftolz; ift ein Fehler, aber der Ausfluß einer jehr guten 
Eigenfchaft, die in Deutfchland noch immer der Pflege und Stär- 
fung in hohem Grade bedarf, weil wir darin von den anderen 
Nationen weit übertroffen werden. Seinem Bolfe und feinem 
Lande zugethan fein heißt nicht andere Völker verachten. Man 
fann 3. DB. die hohe geiflige Bildung der Lombarden und 
Venezianer volllommen würdigen, und doch entichieden abge: 
neigt fein, mit ihnen zu verſchmelzen. Der wahrfcheinlih in 
Wien lebende Berf. Eennt die Gefinnung der deutſchen Nation 
nicht, wenn er ihr den entgegengefegten Wunſch zuſchreibt. Wäre 
ed möglih, die Bereindgränge mit der Gränze von Deutfc)- 
land zufammenfallen zu laffen, und wären feine Gefahren für 
künftige Fälle damit verbunden, fo wäre dieß überaus erwünfcht, 
denn die biederen deutjchen Stämme, die an der Enns und Wien, 
an der Moldau und Öberelbe, an der Mur und am Inn woh— 
nen, find und lieb und werth. Aber wenn nur die Wahl bleibt, 
den BZollgränzpfahl hinter Paffau ftehen zu laffen oder bei Kron- 
fladt und Gradiga aufzurichten, fo fann man nicht mehr ſchwan—⸗ 
fen, follte aud in Bezug auf Abjah und Einfauf das letztere 
einträglicher fein. Abgeſehen hievon muß man erwägen, wie 
leicht Öfterreich wegen feiner nicht deutfchen Lande in Kriege ver: 
widelt werden kann, die dad übrige Deutfchland nicht berühren 
und deren verderbliche Folgen von legterem ferngehalten werden 
müffen. Da Deutſchland den nicht eben hohen Grad von Selb: 
ftändigfeit, den es aus der Zeit des Reiches gerettet hat, notb: 
wendig bewahren muß, fo darf ed auch volföwirthichaftlich nicht 
in einem europäifchen Mittelreiche aufgehen, und nicht ganz mit 
einem Staate verwachſen, deſſen Gefchide von den feinigen ab- 
weichen können. Hat man doch auch eine Zolleinigung Belgiend 
mit Frankreich aus politifchen Gründen für durchaus unzuläffig 
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erklärt. ine Verbindung einzugehen, die man leicht mit ber 
Zeit als drüdend empfinden könnte, bat deflo mehr gegen fich, 
je fchwerer es fein würde, wieder vom ihr auszuſcheiden. Dies 
ſenigen, welche eine ſolche Anficht für eine unpraktiſche Schwär- 
merei balten, muß man an Zeitpuncte ‚erinnern, wo auf’ ‘die 
warme Vaterlandsliebe der Deutichen fehr geredynet wurde ‚und 
folche Zeiten können wiederfehren. Diefe Gefinnung ift die vor: 
herrſchende, leider aber kann man einzelne Staatömänner und 
ganze Gegenden angeben, in denen fie noch nicht erwacht oder wies 
der 'untergegangen ft, wie es denn auch ein Häuflein von Demo— 
fraten gab, die der Freiheit in ihrem Sinne zu Liebe die Anhäng: 
lichkeit an das Vaterland verhöhnten und fich auf den weltbürger: 
kichen Standpunct ftellten. Aber fie fanden feinen Anhang. € 
iſt alſo gewiß unrichtig, daß die Unterfcheidung Deutichlands 
von anderen Rändern feinen ftaatsmännifchen Merth habe, oder 
man dürfte Staatsmänner nicht hoch achten, die eine for mächtig 
wirkende Kraft nicht in Anfchlag zu bringen wiſſen. Hat fie Doch 
erft vor Kurzem fo viele für Deutichland begeifterte Männer--in 
den blutigen Kampf für das gute Necht Holfteins gegen Däne— 
mark geführt, und war man doch 1840 froh, als die leichtfertigen 
Drohungen von Thiers ein Aufflammen des deutjchen Volks— 
bewußtjeins verurfachten! Wie die deutfche Eintracht: gefördert, 
wie die Macht und der Wohlſtand Deutichlands gehoben werben 
folle, wenn daffelbe feine volkswirthſchaftliche Selbftändigfeit zum 
Theile aufgiebt, dieß hat der Lobredner der Wiener Gonferenz 
nicht zu begründen vermocht, obſchon er es verſichert. 

Preußen bat zwar ebenfalls zwei außerdeutſche Provinzen, 
aber fie werden doch zum Theile von Deutſchen bewohnt; deutjche 
Art und Bildung ift in ihnen verbreitet und bejonders die Pros 
vinz Preußen ift faft ganz deutſch, auch betragen beide der Volks— 
menge nach nur 23% Proc. des ganzen Staates und fünnen dem 
Gange der Regierung fein befonderes Gepräge aufdrüden, Der 
größte Theil des preußifchen Staates hängt mil anderen nord— 
deutfchen Gebieten zufammen, wird von ihnen fogar durchſchnit— 
ten und dringt bis zur weftlichen Gränze vor. Preußen ift da— 
ber von Deutichland nicht zu trennen und je deutlicher jener 
Staat feine Aufgabe begreift, defto mehr wird ihm feine Wohl: 
fahrt mit der von Deutfchland zufammenfallend erfcheinen. Schon 
der flüchtige Bli auf die Charte macht dieß deutlich. Es foll 
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nicht bezweifelt werden, daß Preußen fih dur Waffengewalt 
nöthigenfals allein fügen könnte, allein die Mißgunft oder 
Feindfeligkeit der Nachbarländer kann ihm in jedem Falle viele 
Hinderniffe verurfahen, Vertrauen und Anhänglichkeit dagegen 
ift ihm in mancherlei Hinfichten fehr förderlich. Diefe Stimmung 
ift nicht erzwingbar, fie wird durch Gerechtigkeit, Weisheit und 
Feftigkeit erworben. Der Entwidlungsgang der Staaten fteht 
weder ftill, noch kehrt er auf einen früheren Punct zurüd, die 
Bedürfniffe der Gegenwart müflen daher unbefangen gewürdigt 
und mit beharrlidhem Vorſatze befriedigt werden. Wir haben ed 
bier nicht mit einem einzelnen Zeitpuncte der Bergangenheit zu 
tun, fondern mit dem, was als nothwendige Bedingung der 
Sicherheit des Wohlflandes betrachtet werden und fich unfehlbar 
geltend machen muß. Bei entfcheidenden Schritten find nur die 
naturgemäßen feften Berhältniffe, abgefehen von zufälligen per: 
fönlihen Beziehungen zu berüdfichtigen. Iener zur Schau getras 
gene Preußenhaß aber, der ſich in manchen ſuͤddeutſchen Blättern 
ausipriht, und deſſen Urſachen zu erforfchen bier nicht ‘der Ort 
ift, jenes Srohloden über den durdhhauenen Arm (nämlich we 
gen der Greigniffe von Olmütz und Kurbeffen) muß gerade durch 
feine Leidenfchaftlichfeit gerechtes Mißtrauen gegen die Lauterkeit 
feiner Zriebfedern erweden. Wenn Preußen mehr auf feiner Hut 
ift, wenn es der Stimme der wahrhaft Evdelften feines Volkes ver: 
traut, wenn ed weder durch Schmeichelei noch durch Schredbilder 
in feiner Bahn wankend gemadt wird, fo wird e& ihm an treuen 
Bundesgenoffen nicht fehlen, und der Grol bisheriger Gegner 
wird der Achtung weihen. Die Sclußfolgen, auf die Wilh. 
Schelhäuſer (der Fortbeftand des Zollvereins, Frankf. 1851) 
von preußifchem Standpuncte gelangt ift, find auch von dem 
deutfchen aus zu billigen. Nichts ift aber für Deutfchland mehr 
zu wünfchen, als daß beide Großmächte, von Mißtrauen und Ei: 
ferfucht frei, in geordnete Berhältniffe eingetreten, nur darin wett: 
eifern, wer um die Wohlfahrt Deutfchlands die meiften Ber: 
dienfte habe. 

Die erwähnte Leipziger Schrift „die Zollconferenz zu Wien“ gibt 
fi große Mühe, in aller Weife auf die preußifche Regierung zu 
wirken; Humanität, Religion, die fog. confervativen Intereflen, eis 
gener Vortheil, die fittliche Nothwendigkeit, feinen ausgefprochenen 
Grundfägen gemäß zu handeln, Warnungen, Hoffnungen, die 


48 


Noth im ſchleſiſchen Gebirge und im Ddenwalde, felbit die Flot⸗ 
tenangelegenheit *),; Alles wird zu Hülfe genommen. -Dieferge: 
Niffentliche Belehrung und Grmahnung muß auf-den Unbefange: 
nen den entgegengejeßten Eindrud machen. Wozu die Anftren: 
gungen, um eine Regierung zu dem zu überreden, was ihr Vor: 
theil bringt? Sie wird einen Belehrung hierüber kaum bedür—⸗ 
fen, und. wenn fie hartnädig einer irrigen Anficht zugethan wäre, 
jo müßte man eben warten, bis fie eines Befferen überzeugt wird, 
Das wahrhaft Gute macht fih Bahn, große Maaßregeln brau: 
hen Zeit und fallen endlich, wenn diefe ihr Merk vollbracht hat, 
wie reife Früchte vom Baum. Cine Darftellung, welche auf der 
einen Seite nur rojenfarb, auf der. anderen nur ſchwarz malt, 
trägt zufehr den Schein einer Parteifchrift an fi; um volles 
Zutrauen einzuflößen. Einige dem Berf. entſchlüpfte Äußerungen 
beftärken diefe Bedenklichkeiten. Preußen ſoll jetzt fogleich über 
die in der Wiener Gonferenz entworfenen Berträge, „die Fünftige 
Dandelöbibel Deutihlands“, verhandeln, es fol fogleich die 
Bolleinigung  zufagen, welde nad) 6 Jahren zu beginnen hat; 
denn, wenn einmal der jetzige Zollverein, mit Hannover und Ol: 
denburg verftärkt, bis 1865 wieder befeftigt worden wäre, „wer 
bürgt dafür, daß Preußen während. diefer Zeit je zu einer an: 
deren Zolleinigung, als welche alle deutichen Staaten mit Aus: 
nahme Oſterreichs umfaßt, die Hand bieten. werde 27 - Allerdings, 
dafür bürgt Niemand, wenn nicht Preußen jet durch Drobun: 
gen und Überredungen fi) -übereilt bindet und. an: feinem Ber: 
fprechen feit gehalten werden Fann, Uber es iſt auch feine Bürg— 
haft für das, was etwa 1859 gejchehen joll, nöthig und ange: 
meffen und eine Zufiherung dieſer Urt ließe ſich nicht verantwor: 
ten. Ein Bertrag von fo tief eingreifender, Wirkung dürfte, wie 
eine Ehe, nicht raſch gefchloffen werden, er müßte aus der Über: 


*) Es wird nämlich bemerkt, noch auf dem hannoverfhen Flottencon- 
greß hätten Baiern, Sachſen und einige kleinere Staaten erklärt, fie könn, 
ten das Zuftandefommen einer deutſchen Flotte nur dann unterftügen, wenn 
zugleih ein Handeld- und Sciffaprtsipftem für das ganze Deutfchland ange- 
nommen würde. Iſt dieß buchſtäblich rihtig? War bloß von einem Deuts 
[hen Spflem die Rede, oder etwa von einem deutfcheöfterreichiichen, was 
einen nicht geringen Unterfchied macht? Einftweilen nehmen wir das Zuge: 
fländniß an, daß der Berfauf eine Schmach für den deutfhen Namen war. 
Ber fie verfchuldet hat, das wird wohl an den Tag kommen. 
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zeugung hervorgehen, daß er dem alljeitigen Vortheile entipreche. 
Ginen "widerfirebenden Staat bloß durch fein Wort zu einem 
Schritte, den er unterdeß für nachtheilig erkannt hat, moraliſch 
zwingen, ift mißlich und führt nicht zum Heil. Die vertragjchlie: 
Genden Staaten und: ihre Berhältniffe zu einander können im 
Laufe dieſes Jahrzehnts. fich manchfaltig verändern, ed kann manche 
Beforgniß gehoben, mandje Befürchtung aber auch erſt neu gefaßt 
werden und man: muß abwarten , was die Zeit bringen wird, 

Die beſprochene Schrift führt in der Note ©. 64 eine Stelle 
aus der öfterreihifchen Denkichrift vom 30. Mai 1850 an. „Ein 
deutſcher politifcher Verein muß in unferer Zeit auch zum Boll: 
verein „werden und  umgelehrt, oder das eine wie dad andere 
bleibt eine Unwahrheit, eine Zäufchung, der Zerklüftung Deutſch⸗ 
lands immateriellen wie politiſchen Anliegen wird nicht abgehol: 
fen und: die Zerwühlung der gefelfchaftlichen Zuftände dauert 
fort.“ : Dieß iſt vollfommen richtig, die Zolleinigung follte mit 
der politifchen einerlei Gränze haben, dann würden beide ſich 
gegenfeitig fügen und ‚Eräftigen. Man Fann aber auch weiter 
fortfchließen, daß da, wo eine engere fhaatliche Verbindung oder 
Berbündung unzwedmäßig fein würde, eine Zolleinigung glei) 
falls nicht rathſam iſt. Eine den ganzen deutjchen Bund, und 
nun ihn umfafjende Zollvereinigung ift aber unthunlicy, und zwar 
der feft geſchloſſenen öfterreichifchen Monarchie wegen; es ift jedoch) 
immer ein viel. kleineres übel, wenn ein Theil von: Deutjchland 
außerhalb: bleibt, ‚ald wenn andere Länder, die Deutſchland fremd 
find und fein werden, mit herein gepreßt würden. 

Nach diefen Betrachtungen, und nad, dem gegemmärtigen 
Stande der Dinge erfcheint alſo ein Handelövertrag mit wechjel: 
feitigen Befreiungen und Erleicyterungen der Einfuhr, fowie viel: 
leicht «mit anderen den Verkehr beider Gebiete befördernden An— 
ordnungen allein in dad Reich ded Ausführbaren zu fallen. Hierin 
liegt ohne Zweifel viel Nützliches. Die Freigebung der Einfuhr 
bei einigen, die, niedrigere Berzollung bei anderen Waaren wird 
ſowohl den Abnehmern ald den Erzeugern zu Statten kommen 
und die Gewerbe beider Abtheilungen werden fid) ausdehnen. 
Die Fortſchritte, welche unter dem Einfluffe einer aufgeklärten 
und: kraftvollen Pflege der Volkswirthſchaft von Seite der Staats« 
gewalt in Öfterreic) zw erwarten find, kommen vermöge des Ieb- 
bafteren Verkehrs auch den Bollvereinsländern zu Statten. Was 
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weiter gefchehen kann, ohne wichtige Pflichten hintan zu ſetzen, 
wird ſich fpäter ergeben. : Ein foldyer Vertrag ſetzt, wie ſchon im 
Eingange bemerkt wurde, nothiwendig voraus, daß beide Vertrags: 
theile fi) auf feftem Boden deutlich gegenüberftehen. Ein nody nicht 
wieder gehörig geordneter Zollverein kann keinen Bertrag Schließen, 
Wollten es einzelne Staaten vorher thun, ehe fie den »Boflverein 
wieder aufgerichtet haben, fo ſetzen fie denjelben in: Gefahr; denn 
ed: bleibt zweifelhaft, ob andere bisherige oder die new hinzuge⸗ 
tretenen Genofjen ebenfalld geneigt find, dem außerhalb ftehenden 
Großftaate die nämlihen Puncte zuzugeftehen. Es ift als ob je 
mand mit einer Uctiengejelichaft einen Bertrag eingehen möchte 
und fich, ‚ehe jene fürmlich gebildet ift, an die einzelnen Actionäre 
wenden wollte. Keiner wird fich auf gewiſſe Berpflichtungen ein: 
laffen, ehe er fich der Abficht aller anderen verfichert hat, "weil 
fonft die Gejelfchaft fcheitern könnte. Ob nun wirklich irgendwo 
die Abficht  gehegt wird, daß der Zollverein in Zrümmer geben 
möge, dieß läßt ſich bisjegt nicht beftimmt ſagen. Die öfterreis 
hifche Regierung hat einer  foldyen Deutung ‚ihres Strebens wis 
derjprochen, auch beftätigt: ihr. Verfahren diefe Verſicherung. Die 
Darmftädter Verbündeten hätten es leicht gehabt, ſich vom Zoll— 
verein geradezu loszuſagen, wenn ihmen dieß ald das Nüslichfte 
erfchienen wäre, fie haben e8 aber offenbar vorgezogen, den Verein 
zu erhalten und in innige Verbindung ‚mit Öfterreich zu feßen. 
Die vielfach genannte Schrift fagt ©: 3: ‚Am wenigften 
vermögen wir zu glauben, daß Preußen ſich mit Derrichaftöges 
danken über Deutjchland trage, daß es in der Ausſchließlichkeit 
eines eigenen. Zollvereins fich ein Mittel der. zukünftigen Supre— 
matie vorbehalten wolle.“ Auch wir find weit entfernt, der preu— 
ßiſchen Politik ſolche „Rüdhaltögedanfen“ unterzufchieben.. Die 
Erfahrungen im Zollverein fprechen ganz entſchieden gegen eine 
foldhe Bermuthung. Preußen bat in den Berhandlungen nur 
eine von eilf Stimmen geführt, die wegen des großen Flächen— 
raums und der großen Volksmenge feines Gebietes ein gewiſſes 
Gewicht ausüben mußte, die aber doch nicht felten in der Min— 
derheit blieb und Manches nicht durchſetzen Fonnte, was fie beans 
tragte. In dem thüringifchen Berbande find zwar ebenfalls preu— 
ßiſche Landfchaften, aber die Stimme defjelben wird, ohne Zwei— 
fel nach vorausgegangenen gemeinfchaftlichen Berathbungen, von 
Weimar geführt: Man hat nicht darüber Hagen gehört, daß 
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Preußen feine größere Macht gemißbraucht habe, um die freie Ent⸗ 
ſchließung der anderen Bereinöfiaaten zu beengen. Die phyſiſche 
Macht von Öfterreich ift um ſoviel größer, daß dieſes einen Miß- 
brauch der Zollangelegenheiten zur Grlangung eines Übergemwichtes 
von Seite Preußen wohl zu verhindern wüßte und die Eiferfucht 
der anderen Königreidhe auf Preußen würde nidyt fäumen, die 
Baiferliche Regierung oder die Bundeögewalt gegen einen folchen 
Übergriff aufzurufen. 

Einem anderen Grund begegnen wir auf ©. 56. Es wird 
aus der Abnahme ded Zollertrages in den legten Jahren gefolgert, 
dag man die Dinge nicht fortgehen laffen dürfe wie bisher, daß 
man nämlich wegen der Abnahme des Erwerbes und des anwach— 
fenden Proletariatd die vollöwirtbfchaftliche Kraft und Thätigkeit 
des Zollvereind fteigern, alfo deſſen Gebiet ausdehnen muͤſſe. Es 
wird dienlich fein, zuvörderfi die Hauptzahlen zufammenzuftellen : 


' Gefammter Zollertrag |Ausfchlag auf den 


| Kopf der Einwohner 
1345 27,980,000 Rthl. 29,24 Sgr. 
1846 26,571,000 „ 28 „ 
1847 27,556,000 „ 28,12 „ 
1848 22,696,000 „ 23,16 „ 
1849 23,650,000 „ 24,13 „ 
1850 | 22,949,000  „ 23,10 , 


Die lehte Spalte ift darum nicht genau, weil man die Ergeb: 
niffe einer Bollözählung immer 3 Jahre lang beibehält. Die 
höchfte Einnahme fand 1845 Statt. Darauf folgte eine Handels— 
frifis, ein Fall aller Actien und Staatöpapiere, bald darauf 
fchlechte Ernte und Kartoffelnoty, woraus ſich die Abnahme von 
1846 und 47 leicht erflärt, Die politifhen Erfchütterungen von 
1848 mußten die Einfuhr fehr vermindern, indem fowohl die 
Einkünfte zum Ankaufe ausländifcher Genußmittel geringer wur: 
den, als auch dad Kapital und die Ausjicht auf Abſatz abnahmen und 
damit die Anfchaffung von Verwandlungs- und Hülfsftoffen ſchwä⸗— 
cher wurde. 1849 gieng es etwas befjer, aber die frevelhaften 
Aufftände, obfchon bald bezwungen, zogen große Berlufte und 
Opfer jeder Art nach fich, deren Nachwehen noch 1850 fortwirk: 
ten. Die Unficherheit vieler ſtaatlicher Verhältniſſe dauerte fort; 
der Verſuch, eine Union zu Stande zu bringen, hatte die Regie 
4 * 
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sungen ‚entzweit, endlich begannen unter Haſſenpflug bie kurs 
heſſiſchen Zerwürfniffe und ein neuer Zündftoff drohte in Flammen 
auszjubrechen. Auch in Frankreich zeigten ſich von Beit zu Zeit 
Aufreigungen der focialiftifchen Demokratie. Iſt es da zu ver 
wunbern, daß Die Gewerbe noch nicht. wieder in den alten Gang 
famen und dad BBertrauen: auf: den Fortbeſtand des ; Friedens 
fehlte? Bon 1851 find die. Ergebniffe noch nicht: bekannt. Aber 
wenn die Ordnung nad Innen und Außen ungeftört bleibt, fo 
ift nicht abzufehen, warum der Stand von 1845 oder 47 nicht 
bald wieder erreicht werden jollte. 

Gehen wir einige der namhaft gemachten Ginfubhrgegen: 
ftände Durch, bei denen der Verf. obiger Schrift die Jahre 1845 und 
50 nebeneinanderftellt, jo wirb ed vollkommen deutlich werben, 
daß viele befondere Umftänbe eingewirkt haben und daß kein Grund 
vorhanden ift, einen allgemeinen, und anhaltenden Rüdgang des 
MWohlftandes anzunehmen. Beim Rohzuder kann die fortfchrei: 
tende Abnahme nach 1847 fchon aus der anwachfenden Bereitung 
von Rübenzucker erklärt werden, wie daß unfer Berf. auch aner- 
kennt. Es waren: 

Rohzucker-Einfuhr bereiteter Rübenzuder [eumne beider 
1847| 1,410,701 Ettr. |184647 338,000 6tr.'1,748,000 Etr. 
1848| 1,284,560 „ 1847/48 497,000 „ !1,781,000 „ 
1849| 1,211,218 „ 184849 692,000 „ :1,803,000 ,„, 
1850| 1,051,365 „ en — 

Dieſe einzige Waare zeigt und alſo eine Verringerung des Zoll⸗ 
ertrages um beiläufig 2 Mil. Rthl., offenbar nicht weil weniger 
Zuder verbraucht wurde, fondern weil die Rübenzuderfabrifen auf 
Koften der Staatdcaffen begünftigt find. Beim Kaffee bradte 
das Iahr 1848 eine Abnahme der Einfuhr um 96,000 Str. ober 
10 Proc. gegen bad Borjahr, 1849 war fodann die eingeführte 
Menge ſchon wieder um 14,000 Gtr. größer als 1847, 1850 aber 
fant fie um 195,794 Er. unter den Stand von 1849, Die 
Haupturfache hiervon lag vermuthlich in dem außerordentlich ho⸗ 
hen Kaffeepreife, denn es galt 5. B. 1850 der Etr. guter ordi⸗ 
närer Iava in Dolland 31,62 fl. im Mittel von 1846 — 49 
dagegen nur 19,7 fl. — Bei den Zabadsblättern if 
der 6 jährige Durchſchnitt 1845—50 294,326 Etr., die Ein: 
fuhr von 1850 aber 300,519 Etr., .alfo über dem Durchſchnitt 
und nur- 23,000 Gtr. unter dem. Marimum, welches in das 3. 
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1845 fiel. Am verarbeiteten Rauchtaback verminderte ſich aller: 
dings die Einfuhr von 4844 an alljährlich, dieß kann aber von 
der zunehmenden Einfuhr von Gigarren herkommen, da mit die: 
fen zuſammen 1850 41,000 Etr., 1844 nur 38,000 Gtr. Raud)- 
tabad eingiengen. — Bei dem Eifen und den Eifenwaaren 
ift. die ſchwächere Einfuhr hauptſächlich in dem groben Stabeifen 
zu finden, zu welchem die Schienen gehören, 1844 —47 ging 
im Durchſchnitt jährlich, über 1 Mill, Etr. ein .(1,142,607) Gtr.), 
1849 und 50 im Durchſchnitt nur, 179,914 Etr., wahrfcheinlich 
weil in diefen Iahren ſehr wenig neue Bahnen angelegt wurden 
und der, geringe Bedarf zum Theil auf, inländifchen Walzwerken 
geliefert wurde, womit auh W. Ochel häuſer übereinftimmt, — 
Brantwein, Reis, Baummollengarn laffen dagegen eine 
Bermehrung wahrnehmen. Bei Baummollenwaaren ift daß 
SHerabgehen der Einfuhr um 2—3000 Gtr., während die Ausfuhr von 
1850 die aller Borjahre übertrifft und 41,000 Etr, mehr beträgt, 
als 1843-45, wenigſtens ficherlich feine ungünftige Erfcheinung. 
Der Berf, jener Schrift hält nädft dem Kaffee befonders die 
Berminderung der Zolleinnahme von Gifen und Eifenwaaren, Ölen, 
Thran, Salz und Häringen für ein Beichen abnehmender Kauf: 
Eraft d.h. der Wohlhabenheit. Was zubörderft die Ole betrifft, 
fo war die Einfuhr: 
hair Ol in Bäffern |Baumöl für Kokos- u. a, 

| Fabriken Öl: 
Duräfänitt 1843—5 79,915 Etr. 63,385 CEtr. 115,708 tr. 
" 1846 53,550 66,744 9 134,789 „ 
aim Bi 1847 56,356 „ 69,354 „129,980 


191) „ 1848 13,33 l 7) 43,439 77 154,545 7 
17 Ad 1849 1 13, 130 " 79,284 17, 188, 932 „ 
g 1850 58,965 „:82,01& „ 157,609 1% 





Bei 4 in — eingehenden Öle kann der Ausfall der Ein— 
fuhr won 1850 feine Berarmung beweifen, nachdem in den 4 
dorausgegangenen Jahren eine ftetige Zunahme Statt gefunden 
hatte: Bei dem mit Verpentinöl verfegten Baumdl blieb nur 
1848 zurück, 1849 überftieg ſchon wieder ‚alle Borjahre, bei feis 
neten’ Ölen ift der Rückſchlag von 1850 nach der. ftarfen Zufuhr 
von 1849 noch nicht beunruhigend. Thramıift fein Lurusattikel; 
Die geringere Einfuhr deutet auf ſchwächeren Verbrauch, der viel- 
leicht mit der Anwendung eines Erfagmitteld zufammenhängt, 
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Bon Häringen war die Einfuhr 1843/55 292,081 Tonne 
1846 290,953 " 
1847 281,096 „ 
1748 237,869 ” 
1849 310,009: 
1850 261,308 „ 


Das lebte Jahr flieht gegen 10 Proc. unter dem Mittel der 3 
erften Jahre, nachdem 1849 die Einfuhr 6 Proc. über diefem 
Mittel gemwefen war, fo daß man wohl eine zufällige Urſache an: 
nehmen darf. Es ift nichf genügend, bloß zwei Jahre herauszu: 
nehmen, man muß vielmehr die Veränderungen der Gin: und 
Ausfuhr in ihrem ganzen Gange betrachten, wenn man eine Re 
gel aufftellen will. 


Der ganze Anblid des Gewerbewefens im Zollvereine wi: 
verlegt die Befürdhtung, daß derfelbe ohne große Ausdehnung fei- 
nes Gebietes ſich nicht in ungeſchwächtem Wohlftande erhalten 
könne. Dreißig Millionen, oder nad) dem Beitritt des Steuer- 
vereind über 32 Mifionen fleißiger Menſchen, deren Baterland 
von der Meeresfüfte bis zu den Alpen durch viele Höhenftufen 
auffteigt, und an mandyfaltigen Erzeugnifien reich ift, find ficher- 
lich befähigt, ein felbftändiges Nahrungswefen zu befiten und fich 
die Befriedigung ihrer Bedürfniffe fortdauernd zu verfchaffen. 
Franfreih hat nur etwa 3 Millionen mehr. Seine Lage zwifchen 
2 Meeren ift zwar günftiger, fein Klima in dem größeren Theile 
des Lande wärmer, dagegen ſteht der franzöftfche Landmann 
dem deutfchen an Gefchiclichkeit und Nachdenken weit nad) und 
der Germane ift im Ganzen beharrlicher ald der Kelte. Uber, 
wendet man ein, die Noth in manchen deutſchen Gegenden, die 
Klagen über die Schwierigkeit, fein Fortkommen zu finden, die 
große Zahl der Auswandernden! Es fehlt nit an Stimmen, 
die Deutichland für ein dem Berfall entgegengehendes Land er: 
Mären. So ſchlimm ſteht es nun nicht, indeß ift e8& wahr, daß 
Mandyes gefchehen follte, um alle Hinderniffe und Belaftungen 
des Gewerbfleißed zu entfernen und neue Beförderungsmittel in 
Gang zu bringen, wozu aber ein Hervorloden neuer Fabrifen 
mit fünftlichen Reizmitteln nicht gerechnet werden darf. Aus der 
Menge der fich bei diefen Einwendungen aufdrängenden Betrachtun— 
gen kann bier nur Einige angedeutet werden. In Deutfchland 
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erfolgt die Volksvermehrung in meuerer Zeit raſch, man Fönnte 
faft fagen zu raſch. Frankreich 5. B. hatte 
im 3. 1841 34,240,178 Ginw. 
„ 1851 35,781,628 „ 
Zuwachs 1,541,450 „ 
Die mittlere Volksmenge diefer Periode ift 35,010,903, wovon 
der Zuwachs 4,* Proc., alſo jährlih 0,44 Proc. ausmacht. 
Preußen hatte | 
Ende 1841 15,471,765 Ginw. 
„ 1849 16,285,013 „ 
Mehrung 813,248 „ 
oder in 8 Jahren 5,1 Proc., alfo jährli 0,65 Proc. der mitt: 
leren Bolkszahl. In Baden ergaben die Zählungen 
1837  1,263,965 Einw. 
1846 1,367,486 „ 
Mehrung 103,521 2 
oder 8,5 Proc, der mittleren Volksmenge, mithin jährlich O,“« 
Proc. Diefe 3 Zahlen verhalten fi) wie 100 zu 147 und 213. 
Offenbar müßte bei dem fchnelleren Zumachfe der deutfchen Län— 
der die Vergrößerung des in den Gewerben befchäftigten Capitals 
wenigſtens eben fo ſtark fein, wenn die Beſchaͤftigungs- und Un— 
terhaltungömittel nicht gefchmälert werden follten. Es könnte 
nun leicht fein, daß viele in der legten Zeit eingetretene Gapital: 
verlufte, daß die Theurungen, die großen Eifenbahnbauten und 
dgl. der Betriebfamfeit für den Augenblid einen Theil der nöthi— 
gen Gapitale entzogen hätten. Die Auswanderungen der Men: 
fchen aber erfolgen wie die der Gapitale defto leichter, je beque— 
mer und wohlfeiler die Ortsveränderung, je verbreiteter die Kennt: 
niß von dem höheren Lohn: und Zinsfage anderer Ränder, je fefter 
das Vertrauen auf die dort zu findende Sicherheit geworden ift. 
Man entfchließt fich immer leichter, je mehr Andere ſchon vorher 
den Entfchluß gefaßt haben. Gapitale werden bei guter Sicher: 
beit der Anlage im Auslande dorthin gefendet, wenn man 1 oder 
2 Proc. mehr Zins zu hoffen bat, ohne daß in der Heimath gar 
Feine Gelegenheit mehr wäre, fie anzumenden, und fo ift e8 auch 
mit den Menfchen. In manchen Gegenden fcheint jedoch wirklich 
eine unbefonnene und übermäßige Volksvermehrung Statt gefuns 
den zu haben. 





Spaltung des Zollvereins. 
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Wenn der Fall einträte, der in Darmſtadt als eine der ver: 
ſchiedenen Möglichkeiten bezeichnet wird, fo zerfiele der Verein in 
eine nördliche und eine fübliche Hälfte. Thüringen wird ficherlic) 
zu der nördlichen halten. Vorausgeſetzt, daß Hannover feinen 
Zuficherungen treu bleibt und fi) den in der Schrift über die 
Wiener Zollconferenz auögefprochenen Grundſatz aneiguet — was 
ein Staat verfündet, muß feftftehen gleidy dem Erdenrunde —, fo 
zöge fi) eine neue Zollgränge von Weften nach Often durch Deutſch— 
land. Sie fienge bei Saarbrüd an, fliege in nordöftlicher Rich: 
tung bis Karlshaven hinauf, zöge fi dann ſüdöſtlich bis unters 
halb Koburg, hierauf nordöftlic bis in die Nähe von Leipzig und 
erreichte in einem flachen Bogen in der Nähe des 51. Breiten: 
grades ohnweit Seidenberg die böhmifche Gränze. 

Eine folde Zertheilung Deutfchlands wäre ein 
ſehr großes Unheil, Man follte glauben, dieß wäre fo ein: 
leuchtend, daß es Feiner ausführlichen Beweisführung bedürfte 
und daß jeder irgendwie zur Mitwirkung Berufene fich dringend 
verpflichtet fühlte, ein folches Übel abzuwenden. Aber «8 fcheint, 
daß man es doch nicht allgemein in feiner vollen Schwere erkennt, 
und man darf es nicht für unmöglich halten, daß daffelbe wirk— 
lich eintritt, theild weil man nicht klar fieht, theils weil die Lei— 
denfchaft auch gegen das Unläugbare bisweilen die Augen ver: 
ſchließt, theils endlich weil bei einer ſtarken Verbitterung ftreiten« 
der Parteien jede ihr Gewiffen zu beruhigen meint, wenn fie Die 
Schuld des Zwieſpaltes auf die andere ſchiebt. 

Die Spaltung zerreißt den lebhaften Verkehr, der ſeit zwan— 
zig Jahren zwiſchen Nord- und Suͤddeutſchland angeknüpft wor— 
den iſt. Sie ſtört auf der einen Seite den gewohnten Einkauf, 
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auf ber anderen den Abſatz, und da man im Allgemeinen: immer 
annehmen fantı, daß von zwei in Verkehr, ſtehenden Ländern bei⸗ 
läufig das eine ſo viel kauft als 28 verkauft, fo trifft: der Scha⸗ 
dein einer Unterbrechung beide. Es iſt zu bedauern, daß die Sta⸗ 
tiſtik des Zollvereins, für die ſich in Dieterici ein tüchtiger und 
eifriger Forſcher gefunden hat, keine genuͤgenden Anhaltspuncte 
darbietet, um die einzelnen Zweige dieſer großen hin und herge⸗ 
henden Strömung genau machzuweiſen; daß ſie aber ſehr aubge⸗— 
dehnt iſt, ſteht feſt. Süddeutſchland, beſonderb der weſtliche Theil, 
bat ein warmes Klima, welches manche: Gegenſtände des Land— 
baub ſehr begünfligt.; Große Maſſen Wein, beſonders aus der 
baieriſchen Pfalz, aus der Rheins und Maingegend werden dem 
nördlichen Vereinsgebiete zugeführt. WViel Tabacksblätter aus 
Baden und Baiern, viel Zucker aus der großen badiſchen Fabrif 
in Waghäuſel nimmt den nämlichen Meg, ebenſo rheiniſcher Hanf, 
OSlſaamen und dal; fränkifches: Bier iſt in Thüringen und ande— 
ven nordlichen Gegenden verbreitet. Wie viele: Kunſtwaaren aus 
Offenbach, Hanau, Nürnberg, Fürth ac. haben ihre Käufer nord⸗ 
wärtsl 153m Der baieriſchen Pfalz befürchtet man eine Abſatzſto⸗ 
dung die eine große Verarmung nach füh ziehen und manchen 
Begütertemiziir Überfiedlung'in ein anderes Land bewegen: würde, 
Solche Rebgegenden von Baden ‚die feinen Wein in jene Län: 
der abſetzen, beſorgen doch nicht weniger zu deiden;, weil: der ſin⸗ 
kende Preis der baieriſchen, heſſiſchen und naflauifchen Weine auch 
den ihrigen herabdrücken müßte, Dieß ſind nur wenige, faſt zu⸗ 
fallig herausgehobene Beiſpiele, die ſich/ wenn män weiter nach⸗ 
fragte; leicht vielſach vermehren liegen. Die zahlreichen Metall: 
waaren, Tücher, Wollen: und Baumwollenzeuge, Leinen ac aus 
Norddeutſchland, die man in. Süddeutſchland Jantrifft ‚> beweiſen 
nicht weniger die Innigkeit der Verbindung. Sachſen hätte am 
allermeiſten zu leiden. Die Leipziger Meſſe gienge zu Grunde 
und es würde ſich jenſeits der Gränze wahrſcheinlich ein anderer 
Meßort emporheben. 

Würden vielleicht die beiderſeitigen Regierungen wenigſtens 
Zollerleichterungen verabreden, um die Bedrängniß zu mindern? 
Dieß konnte freilich geſchehen, aber sed wäre klüger, die Kluft 
gar nicht einreißen zu Jaſſen/ fatt  binterbers einige Brücken diber 
ſie zu ſchlagen. Ferner lehrt die Erfahrung, daß Freunde, die 
ſich entzweien, oft einander am ſtärkſten haſſen. Die Trennung 
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des Zollvereines würde biefjeitS und jenfeitd eine feindfelige Stim⸗ 
mung hervorbringen und’ es. könnte:leicht: eine Steigerung won 
Maaßregeln beginnen ;: durch die man einander wehe zu thun 
ſuchte, bis denn endlich die Unzufriedenheit und! Nahrungsloſig— 
keit Stillſtand und Ruͤckkehr geböte. Baden, welches wenig, und 
Frankfurt welches gar keinen Antheil an den Darmſtädter Be 
ſprechungen genommen bat, würden unſchuldig mitleiden. Frank: 
furtemuß ſich den umgebenden Staaten nothwendig anſchließem 
Baden, welches bis 1835 fein: eigenes Zollſyſtem hatte wäre 
wegen der freien: Rheinſtraße in der Lage frei zurmwählen, und 
wenn es zu dent früheren Zuſtande zurückkehrte, ſo wäre der baie⸗ 
rifche heil der Pfalz: in doppelt ſchlimmer Lage. 

Es bleibt noch die Frage übrig, welche vom beiden Hälften 
den größeren Schaden davon tragen würde. Dieß iſt ſedoch leicht 
zu beantworten, es muß der füdliche, vom Meere abgeſchnittene 
Theil fein, der mur auf. dem Rhein eine gute Berbindung mit der 
Küfte bat und in feiner Durchfuhr durch den nördlichen Berein 
von den dort nöthig befundenen Ueberwachungsmitteln abhängt. 
Man kann dort franzöfifche Weine und americaniſche Tabacksblät— 
ter mit niedrigeren Zöllen zulaflen, die der Nord- and) Oſtſee zu⸗ 
geneigten :Stromgebiete der Oder, Elbe. und Weſer können ſfür die 
Erzeugniſſe des Kumftfleißes zur Notbh überfeeifche Märkte ſuchen, 
aber Süddeutſchland vermag : für die "gleichnamigen Erzeugniſſe 
feines: Bodens keinen anderen Abſatzweg zu finden und auch ge— 
gen die Lähmung feiner Fabriken iſt fchwererheine: Abhülfe möglich 
Als am 26. Mai 1818 Preußen fein Zollgefeh gab, wurden die 
ſüdwärts von dem preußiſchen Gebiete gelegenen Länder ſchwer 
getroffen ;»aveil ihnen der Verkehr mit Preußen umd der Zugang 
zur Meeresfüfte ſehr verkümmert ward. Man erinnere ſich an wie 
dringende Borftellung, welche € Arnoldi im Sommer 181Wim 
Namen) vieler thüringiſcher Gewerbsleüte anı wen Bundestag rich: 
tete, um gegen jene Bedrängniß Hülfe zu ierhalten „die: von dort 
nicht gewährt werden konnte. Abnehmer zu verlieren, für deren 
Berforgung man viel Arbeit und Capital aufgewendet hat, iſt weit 
härter als fie nicht: gehabt haben, Schomhaben Handelskammern, 
landwirtbichaftliche «und andere Vereine ſich im Sinne dieſer Be 
fuͤrchtungen mit Lebhaftigkeit geäußertyy und wenn man aus allen 
dieſen Eingaben die angeführten Thatſachen zuſammenſtellen könnte, 
fo würde ſich ein Bild der‘ drohenden Uebel enthüllen, welcheb 
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feinen Eindrud nicht verfehlen könnte Dennoch hätte man eine 
noch regere Kundgebung dieſer Beunruhigung erwarten dürfen, 
die'wielleicht darum unterblieben ift, weil viele Menfchen es noch 
nicht glauben können, daß man ernfthaft mit jenem Gedanken 
umgeht.’ Norddeutfchland, dem es audy an Gebirgen und vielen 
bergmännifchen Erzeugniffen nicht fehlt, verınag weit eher felbftän- 
dig zu fein und kann die Nachtheile der Trennung eher verfchmer: 
zenz;' es würde auch ficherlidy diefelbe nicht fcheuen, wenn es, um 
fie zu verhüten, ſich Bedingungen gefallen laſſen follte, welche fei- 
nen ſtaatlichen und wirthichaftlichen Grundfäßen widerftreiten. 
Der Abfchluß des Septembervertrages mit Hannover wird 
dem preußifhen Gabinet zum bitteren Vorwurfe gemacht. Man 
fieht darin eine Umgehung der bisherigen Berbündeten und eine 
Herausforderung zu Schritten, die auf eine Abfonderung hinzielen. 
Um diefe Borwürfe zu beleuchten, müßte man von den früheren 
Vorgängen z B. auf den vorjährigen Zollcongreffen, mehr willen, 
als was verlaufet hat. Der erwähnte Schritt war ohne Zweifel 
ein kühner, und man hat ſich ficherlich nicht verhehlt, daß er 
wichtige, zum Theile unwilltommene Folgen haben Fonnte. ı Wahr: 
ſcheinlich hat man diefelben für ein Bleineres Uebel angefehen als 
die’ Berhinderung des Beitrittö der beiden nordweftlidyen Staaten, 
der dem Vereine eine lange Küftenftredfe, eine Anzahl trefflich be 
mannter Handelsfhiffe und viele unternehmende Kaufleute zu: 
bringt, eine fehr nützliche Rundung ded Gebietes bewirkt, auch 
den Anſchluß von Bremen faft zur Gewißheit erheben muß. Bu 
den 896 Seeſchiffen mit 113000 Laften Ladungsfähigkeit, die 
Preußen 1846 'befaß, würden von Hannover, Oldenburg und 
Bremen 919 weitere mit 85391 Laften fommen. Geſellten ſich 
noch die 2 anderen Hanfeftädte und Medlenburg dazu, fo betrüge 
dieß 596 Schiffe mit 65834 Laflen und e8 wäre dann eine Han: 
delömarine von 528,450 Tonnen vereinigt, welche nicht weit 
hinter‘ der franzöfifchen zurüdftände Welchen Einfluß auf ven 
Entichluß der preußifchen Regierung politifche Spannungen oder 
einzelne, auf Losſagen vom Zollverein gerichtete Aeuferungen von 
Münfchen oder Anträgen gehabt haben, dieß muß der Uneinge: 
weihte dahin geftellt fein laffem, in jedem Falle ſcheint es aber 
unbillig, den erwähnten Schritt ald einen ganz für ſich ftehenden 
anzufehen, während er nur ein Glied in der Kette mehrerer Bor: 
gänge if Die rechtliche Zulaffung des Gefchehenen wird auch 
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nicht angefochten, mar beſchwert fich nur über die in dem eigen⸗ 
mächtigen: heimlichen Abfchluß angeblich liegende Nichtachtung. 
Die preußifchen Staatsmänner werden es wohl felbft einräumen, 
daß die Maafregel von dem früher eingehaltenen Gange: ſehr inb- 
wich und mit dem guten Bernehmen zwifchen den Bereinsgenof- 
ſen fich nicht vertrug. Aber war dieſes vielleicht ſchon geſtört 
und die neue Verbindung vielleicht jo viel werth, daß man im 
ſchlimmſten Falle auch die Löfung mancher älteren geſchehen laffen 
konnte? 

Der Berf. der Heinen Schrift, mit der wir und öfter bes 
fchäftigt haben, ift der Meinung, die Hanfeftädte würden nur ei- 
nem Zollverein beitreten, der auch Deftreih umfaßt. Dieſe Be- 
hauptung ift ohne Beifügung irgend eines Grundes ©, 29 hin: 
geſtellt. Wir glauben eher Gründe für bie enfgegengefehte Ber: 
mutbung zu feben, weil Hamburg insbefondere, welches durch den 
Zwiſchenhandel mächtig geworden ift, fürchtet, in demfelben beengt 
zu werden und wird fich, wenn es nicht politifchen Gründen 
nachgiebt, nur anfchließen, wenn es in jener Hinficht beruhigende 
Zugeftändniffe erlangt, die es von der rüdfichtövollen Gefäligkeit 
der Nachbarſtaaten leichter erwarten darf, ſodann weil die zahl: 
reiche und einflußreiche Partei der Freihändler, wenn fie die Roth: 
wendigfeit des Deraudtretend aus der völligen Wereinzelung er: 
fennt, wenigftend demjenigen Berbande ſich zuneigt, der die nie 
drigften Zölle zufichert. Uberdieß ift die Entfernung und Lage der 
öfterreichifchen Provinzen fo, daß die Hanfeflädte wenig Ausficht 
haben, bei Geichäften dorthin vermittelnd zu wirken. 

Auch in allgemein ſtaatlicher Beziehung könnte das Aufrich 
ten einer Scheidewand zwifchen Nord» und Suͤddeutſchland nicht 
genug beklagt werben. Das lebtere, mit Baden und Frankfurt, 
würde nicht voll 11 Millionen Einwohner zählen. Baiern, als 
der größte diefer Staaten, würde naturgemäß an die Spitze die: 
fer Verbindung treten, aber, nach feinem Berhalten feit der Bre—⸗ 
genzer Zuſammenkunft zu fchließen, würde es für fich und feine 
Berbündeten eine fefte Anlehnung an den öftlihen Kaiferfiaat wäh: 
len, und dieß hätte wenigftend das Gute, die Einmifchungdgelüfte 
von Frankreich zu vereiteln. Es würde demnach, da die oft be= 
fprochene Trias Defterreih, Preußen und Baiern von Feiner 
Seite Beifall finden könnte, dahin kommen, daß. Deutfchland in 
zwei Stüde zerfiele, deren eined der öfterreichifchen, das andere 


61 


der .preußifchen Fahne folgte, wie man dieß ſchon mehrmals vor⸗ 
geſchlagen hat, um den Zwiſt im Hauſe durch Halbirunig deſſel⸗ 
bem zu. ſchlichten. Die Verfaſſung des Bundes vermöchte wor 
den Bolgen dieſer Theilung micht zu ſchützen, bald würden die 
beiden getrennten Stücke in ſteigende Feindſeligkeit gerathen und 
das, was jedem: Freunde des Vaterlandes am Herzen liegt, die 
Ausbildung eines ſtärkeren, vertrauenerweckenden Föderativbandes 
wäre auf lauge Zeit unmoglich 

Man hört zwar: bisweilen die Meinung ausſprechen, 8: ſey 
bei einem: Verſuche der Trennung nichts zu wagen; denn die 
Nachtheile würden bald ſo fühlbar werden, daß: man davon zu: 
rückkommen und ſich Dann deſto mehr an einander ſchließen würde, 
Dieß iſt eine, gefaͤhrliche Lehre. In Staatsſachen Darf. manı feine 
Berſucht anſtellen, deun fie Fonumen- zu theuer zu ſtehen, auch hat 
man es nicht immer in der. Gewalt, einen Schritt, der uͤbel aus⸗ 
gefallen iſt, wieder zurück zu thun. 

Ein ſehr ſichtbarer und greifbarer Umſtand, das aus dem 
Zollvereine fließende Staatbeinkommen, giebt einen bedeutenden 
Beweggrund, den Zollverein nicht fallen zu laſſen. Der nach Ab— 
zug der Gränzverwaltungskoſten übrig bleibende Theil der Zoll⸗ 
einnahme,wobei bekanntlich neuerdingz der Aus-und Durch⸗ 
fuhrzoll etwas anderß als der Einfuhrzoll vertheilt wird, hat. ſich 
von 454 Sur. (1834) allmaͤlig bis zu:25,% Sgr. SAIFla 303 
Ks auf den Kopf der Einwohner gehoben (4845): und iſt in den 
drei Jahren 184850 im Durchſchnitt auf-20,64 Sgr. 4 El. 
124 Keiigefunfens: Dieß ift für Die meiften Vereinsftaaten „bie 
bis dahin aus ‚dem Zollweien feinem erheblichen) Betrag gezogen 
hatten, seine Shäßbare Hülfe geworden, mit den theils größere 
Ausgaben: für: Öffentliche , Zwecke befiritten ‚. theild andere läſtige 
Auflagen nachgelaffen ober; gemindert. werden: fonntenz Auf eine 
Million Einwohner, kamen 1845..über 14 Mil, Fl., 1850 noch 
1,483,500 ,$1.; wovon nur. noch. die: inneren, Bollämter und, Zoll: 
Directionen zu bezahlen waren, Diefer Ertrag wird nach giner 
Wiederbefeſtigung des Vereins muthmaßlich wieder. anwachſen. 
Wie ſchwer eb halten würde, Den Ausfall, der mit der Spaltung 
des Bereins eintreten muß, Durch andere Auflagen zu decken und 
welche Unzufriedenheit dieß erwecken würde, bedarf keiner Aus: 
einanderſetzung. Ein/ſüddeutſcher Berein, dem Schutzſyſtem in 
voller Ausdehnung verfallen, kann bei weitem die bisherige Gin» 
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nahme nicht gewähren und bat wegen ber jehr ausgezadten Nord: 
gränze bei viel kleinerem  Flächeninhalte verhältnigmäßig größere 
Gränzfoften aufzumenden. Die Lähmung vieler Gewerbe, deren 
bisheriger Ausfuhr, aufhört, ſchwächt die Mittels zum» Einkaufe 
hochbeſteuerter Luxusartikel und der Schleichhandel wird an den 
neuen Gränzen mit voller Macht auftreten, um die gewohnten 
Waaren ohne die läſtige Abgabe zu liefern. Die Ergebniſſe des 
baieriſch⸗ wũrtembergiſchen Zollvereins son: 4828.— 32, dienen zu 
Stükpunttens +, Nad dem ‚Berichte: des baieriſchen Abgeordneten 
Heingelmannsinudenberhandlungen von 1834 (Beilagen IE 
106) war bie: reine Zolleinnahme ins Baiern am Durchſchnitt 
18235 —183%, :1835120 Flwovon aber ungefähr 15000 für 
Rheinoctroi abgehen , alſo bleiben gegen 1820000, Fl. oder 25,8 
Kr. auf den Kopf der Einwohner, die Volksmenge zu 4,160,000 
gerechnet. Im Zahre 183%, hob; fich: der Ertrag auf 2,104,951 
Fl. In der. Periode 182250 ln warten 

Reinertrag und 026,458 Fl 

fämmtliche Koſten. 1,592,352, 

alſo Rohertrag 3618,810 Fl. 
wovon alſo die Koſten 44 Proc. hinwegnahmen. Der Berichter— 
ftatter erklärt und rechtfertigt diefe fabelhafte hohe Ausgabe aus der 
förmlich organifirten Defraudation an der ſächſiſchen Gränze und 
der Kofibarkeit. der Zolllinie in Rheinbaiern; wir geben gerne zu, 
daß ed ein Ausnahmsfall war und dag man wohl eine Berrin- 
gerung ded Aufwands hätte erreichen -Fünnen. In dem Roher—⸗ 
trage find übrigens Land = und Maffertveggelder und Beifchläge 
für jene mit beiläufig 154,000 1. enthalten, die noch abgezogen 
werden müſſen, es bleiben mithin 3,464,810 Fl. oder 49,9 Kr. 
auf den Kopf. Im Zollverein war dagegen die Roheinnahme auf 
den Kopf Durchſchnitt 1845—47 1 Fl. 39 Kr. 

1848—50:1 „ 22 „ 
alfo auch in dem lekten ungünftigen Iahrzehend noch um bie 
Hälfte höher. 
In einem füddentfchen Zollgebiete, welches den Lehren des 

Bereins für den Schub vaterländifcher Arbeit folgend, jeden 
Zweig der Gewerbe künſtlich beſchützte und in welchem alfo alle 
Kunftwaaren verfertigt werden follten, würde eine fehr auffallende 
Beränderung gegen den bisherigen Zuftand vor fich gehen, weil 
von der einen Seite die für die Ausfuhr arbeitenden Unterneh: 
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mungen eine: ‚große Einfhränfung des Betriebes anordnen muͤß⸗ 
ten, wobei Berlufte einträten, andererjeitd neue Fabriken zu er: 
richten wären. Die Zehrer hätten das Lehrgeld für diefe Beſtre— 
bungen zu tragen und fich auf lange Zeit mit theuren und fchlech- 
teren Waaren zu begnügen. Niemand wird ſich vorftellen, daß 
die in den biäherigen Audfuhrgegenftänden befchäftigten Arbeiter, 
Unternehmer und Gapitale fogleich ‘wieder in Anderen Befchäfti- 
gungen: ‚Unterkunft  fänden. Mit der Zeit würde ſich dieß freis 
lich einrihten, aber man hätte in der Erinnerung an den ‚vor 
1853: gewefenen Zuftand immer. einen: fchmerzlichen Maaßftab, um 
zu erkennen, wie viel man eingebüßt hat. 

Dieſe Lage, der Dinge wäre übrigens auch aus politifchen 
Urſachen nicht haltbar. ; Man würde fi) an Öfterreich anſchließen 
möüflen und, bei dem Mangel eines Gegengewicht, defien Ein: 
richtungen anzunehmen haben. Die Bereinigung mit dem großen 
Öfterreichifchen Gebiete würde allerdingd mandyem Gewerbe wohl 
zu Statten kommen und auch mande Kunftwaaren des nördlis 
hen Deutfchlands erfegen, 3. B. Wollentücher, Eifen= und Stahl: 
waaren, . Allein im Ganzen ift ein vollftändiger Erfah der Vor— 
theile, welche man im Zollverein fand, nicht möglid. Schon die 
erfchwerte Verbindung mit der Nordfee ſetzt dieß außer Zweifel: 
Süddeutfchland ;wäre dann hauptfächlic das weſtlichſte Hinterland 
ded Stromgebiets der Donau oder wenigftend nur auf Zrieft an- 
gewiefen, deſſen Lage für den Berkehr über das atlantiiche Meer 
ſehr unvortheilhaft ift. Defterreich,. Baiern, Würtemberg ꝛc. find in 
ihren Erzeugniffen zu wenig verfchieden, um ſich durch lebhaften 
Austaufc mit Nutzen ergänzen zu können. Nach einem natürlis 
hen Gravitationsfyftem der Politit würden diefe Staaten immer 
mehr an einander geknüpft und der Nordhälfte entfremdet wer: 
den, die dafür mit Großbritanien, Holland, Belgien in noch en— 
gere Berbindung treten könnte. Der durch Deutichland quer 
binlaufende Riß wäre nur deſto tiefer. | 

Es ift noch eine Möglichkeit. vorhanden. Die fübdeutfchen 
Staaten können dem öfterreichifchen Zollſyſtem beitreten und bie: 
fed Bann dann mit dem norbdeutfchen Zollverein einen Handels— 
vertrag, wie den in Wien entworfenen, eingehen. Gelingt dieß, 
fo ift daß. Uebel viel Heiner, ed ift inzwijchen zweifelhaft,. ob man 
diefen Bertrag, deſſen Theilnehmer fi in andere Gruppen ge 
ordnet hätten, unter gleichen Bedingungen. zu Stande brächte, 
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und die Finanzminifter müßten darüber gehört werben, in wel- 
chem von beiden Bollvereinen: für den Boranfchlag ihrer Einnahme 
beſſer geſorgt wäre. 

Die eifrigen Freunde der Handelsfreiheit würden bekanntlich 
die Trennung des Zollvereins gerne ſehen und wirken im nord⸗ 
weſtlichen Deutſchland in dieſem Sinne Sie verlangen, daß der 
Welt das Schauſpiel einer Staatengruppe gegeben werde, welche 
nur Steuerzölle an ihrer gemeinſchaftlichen Gränze erhebt, anf 
Beſchützung aber gänzlich verzichtet. Sie hoffen auf ſo günſtige 
Wirkungen dieſer Einrichtung / daß das Beifpiel den übrigen 
Theil von Deutſchland in Kurzem zur Nachahmung und zum 
Anſchluſſe reizen werde: Dieſe Berechnung wirbibie Probe des 
Erfolges nicht beſtehen. Ein plögliches Aufgebem des Zollſchutzes 
Fan man nicht verantworten, weil man den inländifchen ; Ge— 
werbfleiß feiner ſtarken Erfcyütterung ausſetzen darf, Es find 
time allmälige/ wmfichtig vorgenommene Fortichritte zuläffig, : wos 
bei’ die "wohlthätigen Früchte, einer. vollzogenen Zollermaßigung 
dein Muth und die Zuverficht zu einer neuen geben: Selbfi einer 
unnötbigen' Beſorgniß, wenn fie ſehr ; lebhaft: und verbreitet iſt, 
muß man bisweilen. Rückſicht 'bewilligen, und dem ängſtlichen⸗ Ge⸗ 
müthern, die auf. Erfahrungen im anderen Ländern und Zeiten 
nicht achten, muß man unumſtößliche Beweiſe vor die Augen ſtellen. 
In Preußen und Thüringen würde der Übergang zu der völligen 
Handelsfreiheit den heftigſten Widerfpruch finden, denn auch dort 
wohnen ‘die Bekenner der: beiden am fehroffften ſich bekämpfenden 
Ertrenie bei einander. Der jetzige Bereinstarif Tann: wenigſtens 
aldı ein Boden des Vergleichs angeſehen werden, - wobei die ent« 
gegengefegten: Richtungen: ungefähr: gleichviel nachgeben ‚um !die 
Eintracht zu erhalten. Wer mit andern in gutem Bernehmen und 
einer gewiffen: Gemeinfchaft leben will, muß Mandyes aufopfern, 
was der Wereinzelte ſich verſchaffen kann; man muß ſich gegen: 
feitig etwas zu Gefallen thun. In einem einheitlichen Staate 
wie: Frankreich muß mancher Landestheil läftige Geſetze hinneh— 
men, weil Die Mehrzahl fie. verlangt; : die. Seeftädte zB: befla- 
gen: das ſtrenge Verbotb⸗ und Schutzſyſtem, ohne es ändern zu 
können. Die Freihändler ſollten es vorziehen, ihre nad) den ge— 
gebenen Umſtänden beſchränkten Zwecke innerhalb: des großen Zoll— 
vereins verfochten zu fehen,; als: dieſen in zwei einander befein⸗ 
dende Ländermaſſen zu zerfpalten,; Ein: Streit zwiſchen Parteien, 
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die beiderfeitd nur die allgemeine Wohlfahrt wollen und lediglich 
in den Wegen zum Ziele von einander abweichen, läßt eine all: 
mälige Berftändigung hoffen. Nur die Selbfifuht und die Lei: 
denichaft ftoßen eine Unnäherung zurüd. Hat ein Robert Deel 
feine Ueberzeugung ändern können, haben Graf Derby und 
Difraeli wenigftend auf die Durchführung ihrer Abfichten ver: 
zichten müffen, fo ift auch in Deutfchland eine Bermittelung nicht 
unmöglich. Aus den auch von den gemäßigten und wahrheitlie: 
benden Anhängern des Schutzes anerkannten Grundfägen kann 
der Beweis geliefert werden, daß gar manche Sätze des Bereind: 
tarif8 weder dem Beſteuerungszwecke entfprechen, noch auch durch 
ein Bedürfnig der Gewerbe geboten find. Gerade dad Zufam: 
menfein von Perfonen entgegengefeßter Anſichten bringt die wohl: 
thätige Reibung derfelben hervor, die zur Aufhellung und Gr: 
gründung des Gegenftandes führt. 





Die in diefen Blättern entwidelten Hauptfäße, daß nämlid) 
die Erhaltung des Zollverein und die Ausdehnung defjelben bis 
an die Küften der Nord = und Oſtſee höchſt wünfchenswerth, daß 
aber eine Zolleinigung mit ganz Defterreih unthunlich fei, find, 
wie der Verfaſſer verfichern kann, in feiner Umgebung und Ge: 
gend durchaus herrſchend. Die Zahl der Abweichenden iſt ganz 
klein. In der Schutzzollfrage gehen die Meinungen mehr aubein— 
ander, allein nur Wenige würden dem höheren Schuße zu Liebe 
den Zollverein zerreißen fehen wollen. Gewerböleute find ſchon 
wegen des gefunfenen Papiergeldes jeder näheren Verbindung 
mit Defterreich entgegen, weil fie an die Möglichkeit denken, daß 
jenes feinen Weg bis zu und finde. 
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1) Im Juli diefes Jahres ift in der Schünemann’fhen Ber» 
fagshandlung zu Bremen eine Feine, fo eben zu unferer Kennt: 
niß gefommene Drudicdrift, unter dem Titel: „Memorandum, 
die Zoll» und Handeldverfaffung Deutfchlande betreffend,” er- 
fhienen. Die Wichtigkeit des Gegenftandes diefer Schrift und 
die Stellung ihres Berfafferd — als folhen nennt man nämlich 
den Reihshandelsminifter Dudwig, und der Inhalt der Schrift 
fpricht hiefür — fordern ung auf, einige Betrachtungen hierüber 
mitzutheilen.“ Es fann dies, dünft ung, nur erwünfcht ſeyn. 
In einer Frage von folder Bedeutung und Schwierigfeit als 
bie der Zoll- und Handelsverfaffung unferes Gefammtvaterlan- 
des ift jede wohlmeinende Beleuchtung gewiß willkommen. 

Mit Recht beginnt das Memorandum mit der Bemerfung, 
daß es fih nicht bloß um einen vorübergehenden, um einen künd— 
baren Zolfvereinigungsvertrag, daß es fih vielmehr um die Ne- 
gelung eines Berhältniffes von unbefchränfter Dauer handle, daß 
babei die Geſetzgebungsbefugniß der einzelnen Staaten vielfach 
beengt, ja geopfert werden müſſe, daß darum vor allem das 
Verhältniß der Reichsgewalt zu diefen, den Gliedern des Reichs, 
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in Betracht zu zieben fey. Hiernach ftellt fih denn das Memo- 
randum bie Aufgabe, zunähft das Verhältniß der deutfchen 
Staaten zur Reihögewalt, dann die allgemeinen Steuerverhält- 
niffe und zulegt die Kormen der Zolferbebung und Controfe zu 
befprehen. Wir folgen diefem Ideengange. 

2) In Hinfiht auf das Verhältnig der Cinzelftaaten zur 
Neichsgewalt fest das Memorandum voraus, daß dieſes Ber: 
hältniß, aud was die Zolle und Handelögefeggebung betrifft, im 
Allgemeinen durch die Reichsverfaſſung werde geordnet, daß aber 
alle befonderen, auf Handel und Zollwefen bezüglichen Beftim- 
mungen in eine eigene Afte, gewiffermaßen eine Zufagafte zum 
Reihsgrundgefeß, werden aufgenommen werden. Dabei jollen 
die Handeld» und Schifffahrtsverträge der einzelnen Staaten mit 
dem Auslande geprüft, nad Umftänden auf das ganze Neid) 
erftredt ober gefündigt, die Zölle fo wie die Schifffahrtdabgaben 
(Glußzölle natürlich einbegriffen) von den Beamten der einzelnen 
Staaten unter Reihsaufficht forterboben, die Anftalten für Handel 
und Schifffahrt CHäfen, Flüſſe, Kanäle) ebenfo von den Behör- 
den der einzelnen Staaten auch fernerbin im Stand erbalten 
werden, Auch follen die einzelnen Staaten rüdfichtlich der Fragen 
über Induftrie, Handel, Schifffahrt und Zollwefen durch befon= 
dere Abgeordnete, die fih je nah Bedürfnig jährlich ein- und 
das anderemaf am Sige der Neichsgewalt verfammeln, vertreten 
werden. Endlich foll — es ift dabei auf die Begünftigung der 
Zuderfiedereien und der Weingroßhändler im Zollverein, aud 
auf die Ungleichheit der Eifenbahntariffige bingewiejen — Die 
völlig gleiche Berechtigung der Genoffen aller Staaten des 
Reichs bei der Steuerentrihtung und bei Benügung der Trans 
portmittel ausgeſprochen werben. 

Mir find in den meiften, aber nicht in allen Punften mit 
dem Memorandum einverftanden. Allerdings fann in das Reichs— 
grundgefeg nur das Allgemeine, und es muß wohl in eine bes 
fondere Afte alles Cinzelne der Zoll» und Handelsverfaflung 
aufgenommen werden. Den Verſuch eined Entwurfs einer folchen 
Akte haben wir anderwärts (Deutihe Bierteljabrihrift, Nr. 43 
und Nr. 44) nebft Begründung mitgetbeilt. Daß die gemein 
fhaftlihen Gefälle des Reihe von den Zollbehörden der einzelnen 
Staaten erhoben und verwaltet werben follten, und daß das 
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Reich nur eine controlirende Aufſicht führe, iſt auch unſere 
Anſicht. 

Dieſe Einrichtung hat ſich im Zollverein vollkommen er— 
probt. Man würde ungleich theurer und ſchlechter verwalten, 
wenn man eigene Reichszollbeamte aufſtellen wollte. Und die 
Reineinnahme an den in jedem Staate erhobenen gemeinſchaft— 
lichen Gefällen würde, ſollte die Reichsgewalt hierüber unmittel— 
bar verfügen wollen, am zweckmäßigſten in Hauptſummen je auf 
den Grund vierteljähriger Abrechnung aus der Staatskaſſe des 
einzelnen Staats in die Reichskaſſe abgeliefert oder nad deren 
Anweifungen entrichtet werden. Die Jntereffen der Einzelftaaten 
in Hinfiht auf Imduftrie, Handel, Schifffahrt und Zollwefen 
durch Abgeordnete, die fih von Zeit zu Zeit verfammeln, vers 
treten zu laffen, wäre unferes Erachtens völlig ungenügend. 
Solide Abgeordnetenverfammlungen würden, ſchon der größeren 
Zahl ihrer Glieder wegen, noch weniger leiten können, als die 
Generaleonferenzen im Zollverein. Dabei würde mehr oder weni- 
ger, ja fat überall, der Ueberblid über die Gefammtheit der in 
Betracht fommenden Jntereffen mangeln; die Berbandlungen 
würden in hohem Stande. hmerfällig ſeyn. Ed bedarf einer 
ſtändigen Gentralzollbebörde, welder die den Lokal- und Bes 
zirfszolfftellen übergeordneten Zolldireftionen der einzelnen Staa— 
ten untergeben find, und die, felbft wieder unter dem Reiche: 
bandelsminifterium ftebend, die Fragen der Geſetzgebung in 
Zoll- und Handelsfachen vorbereitet, die Bollzugsvorigriften 
tbeils zur Borlage an das Handeldminifterium entwirft, tbeils 
felbft ertheilt, endlich den Vollzug leitet und überwacht. Diefe 
Gentralzollbebörde, in ununterbrodhenem Verkehr mit den Zoll: 
bireftionen ftebend,, würde ſchon durd fie, jo wie von Zeit zu 
Zeit. durch eigene Lofaleinfüht ihrer Mitglieder die Intereſſen 
der einzelnen Staaten und die höhere oder mindere Bedeutung 
diefer Intereffen genau fennen lernen. Zur periodischen Tarife» 
revifion, und eine ſolche würde boffentlih nicht alljährlich ftatt 
finden, würde ihr überdies nod eine, Berfammlung befonderd 
entjendeter Sachverftändiger berathend zu Hülfe fommen fönnen. 
Man glaubt vielleicht, daß das Reichshandelsminifterium die 
Gentralzollbehörde entbehrlich made. Aber man irrt fehr in dieſer 
Unterftellung. Soll das Handelsminifterium feiner allgemeineren, 
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auch den Gefchäftsverfehr mit dem Parlamente im Gebiete des 
Handels und Zollwefens umfaffenden Aufgabe genügen, fo fann 
ed die nothwendig ein großes Detail in ſich begreifende Aufgabe 
der Gentrafzollbehörbe nicht gleichzeitig mit Erfolg löſen; und 
wollte es dieſe Löfung übernehmen, fo würde es feiner Beftim- 
mung ald Handelsminifterium gewiß nur mangelhaft entiprechen. 
Zudem ſteht dem Handeldminifterium unferes Erachtens ſehr 
wahrſcheinlich noch eine weitere Aufgabe bevor. Man wird bald 
wahrnehmen, daß, will die Reichsgewalt nicht mehr, als zweck— 
mäßig ift, vom Staatshaushalte der Einzelftaaten an fich ziehen, 
ein Reichsfinanzminiſterium fo ziemlich überflüffig fey und beffen 
Gefchäftsfreis fehr wohl dem Handelsminifterium zugewiefen 
werden fünne, 

Mad die Gefälle betrifft, welde die Geſammtheit Fünftig 
bezieben foll, fo wird man fich vor allem Far zu maden haben, 
was denn für die Gefammtheit in Anſpruch genommen werben 
will. Seren wir nicht, fo rechnet das Memorandum nicht bloß 
darauf, daß Ein», Aus- und Durdgangszölfe fammt der Rüben: 
zuderfteuer, nein es vechnet auch darauf, daß Produftiongfteuern 
auf Bier, Branntwein und inländischen Wein, ja, wie es 
fcheint, auch Schifffahrtsabgaben der Gefammtheit zufallen. Doc 
foll ausnahmsweife auch dem Einzelſtaate ein Schifffahrtsgefäll 
gegen die hieraus zu beftreitende Unterhaltung der bezüglichen 
Schifffahrtsanftalt zum Selbftbezuge zugemwiefen werben können. 
Wir find nicht diefer Anſicht. Uns ift es nicht zweifelbaft, daß 
nur Eins, Aus» und Durchgangszölle, fo wie die Rübenzuders 
fteuer-Einnabmen der Gefammtheit werden follten, jene Zoll— 
gefälle als unmittelbarer Ausflug der gemeinfamen Zoflverfaffung, 
diefed Steuergefüll als mit dem Zuderzolle in der allerengften 
Berbindung fiehend. Mit ganz gutem Grunde bat dag Memo: 
randum die Sorge für Unterhaltung der Handelsanftalten, der 
Wafferftraßen, der Häfen den Behörden der Einzelftaaten zuges 
dacht. Man muß ibm beiftimmen, wenn man den Zwed aufs 
befte und mit ben geringften Mitteln erreicht wiffen will. Aber 
warum follten alsdann Flußzölle, andere Schifffahrtsabgaben, 
vielleicht auch noch Lagerhaus: (Packhof-), Wag- und ähnliche 
Gebühren gemeinihaftlihe Gefälle werden, Gefälle alfo, die 
nah Abzug jener Anterbaltungsfoften an die Geſammtheit 
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abzuliefern wären? Entſpricht es denn nicht dem Zwede ganz 
vollfommen, wenn die Gefammtheit — biefe Bezüge mit der 
Berbindfichfeit tüchtiger Unterhaltung der betreffenden Anſtalt 
nicht bloß ausnahmsweiſe, fondern immer dem Einzelftante be 
laffend — nur gegen ungebübrlide Höhe und gegen mißbräud. 
liche Anwendung der Gebührenfüge Sorge trägt? Oder follte 
man der Reichsregierung, deren Aufgabe ohnehin eine fehr große 
feyn wird, Geſchäfte aufbürden wollen, die füglich dem Einzel 
ſtaate verbleiben? Sollte man ihr das Gefhäft aufbürden 
wollen, ob dieſer oder jener auf Handels- und Schifffahrtdan- 
falten verwendete Aufwand angemeffen, ob namentlich an Fluß: 
baufoften das, was ald Aufwand für den Schuß der Ufergelände 
jedenfalld dem Einzelftaate obliegt, von den Beträgen genau 
gefchieden fey, welche als Ausgabe für Unterhaltung der Waſſer— 
ftraße eine Laft des Flußzolld find? Wir wiſſen freilich wohf, 
daß der Reichöverfammlung ein fogar noch weiter gebender Aus— 
ſchußantrag erftattet ift, dev Antrag nämlich, die Flußzölle aufs 
zubeben und bie Unterhaltung der Wafferftraßen auf Reichs— 
foften bejorgen zu laſſen. Wir bezweifeln aber, ob dieſer An 
trag jemals Gefegesfraft erlange; wir wünfchen auch durchaus 
nicht, daß er fie erlangte. Man foll die Flußzölle ermäßigen; 
man foll fie ald das, was fie allein find, als Stredenzöffe, 
Waflerweggelder, behandeln; man foll ihre Erhebung, wo immer 
angemeffen, vereinfaden. Aber man foll nicht auf ein Gefäll 
verzihten, welches — die eben angedeuteten Reformen voraus: 
gelegt — ganz unfhädlich forterhoben werden fann, ja, fo weit 
e8 in mäßigen Beträgen vom Waarentranfit erhoben wird, den 
Berfehr Deutichlands auch nicht entfernt berührt. Man foll nicht 
abermals eine Laft, die Unterhaltung der Wafferftraßen, unmits 
telbar auf dad Steuervermögen überwälzen. Man foll bie 
Reichsgewalt mit dem eben nicht leichten Geſchäft der Sichtung, 
welche Flußbaukoſten die Waſſerſtraße felbft betreffen und welche 
ben Uferbau, verfchonen. Man foll ihr nit mehr zuweilen, als 
was fireng genommen das Gefammtintereffe fordert — die Ober; 
auffiht darüber, daß eine tüchtige Unterhaltung der Waffer- 
fragen von Seiten der betreffenden Einzelftaaten flattfindet, und 
bie Fürforge dafür, daß die Flußzölle nicht in einer Höhe und 
in einer Weife erhoben werden, wie fie dem Verkehr irgend 
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nadtbeilig if. Man foll nicht überfehen, daß die Flußbaufoften 
dann gewiß mit der mindeften Sparjamfeit aufgewendet werben, 
wenn es die Geſammtheit ift, welche deren Beftreitung übernimmt. 
Den Einnahmebetrag, den wohl bemeffene Flußzölle immerhin 
liefern werden, zu opfern und ben hierdurch entftebenden Ein- 
nahmeausfall auf das Steuervermögen zu überweifen,: würden 
wir, offen gejagt, für einen Mißgriff halten. Das Steuerver- 
mögen wird jest ohnehin fchon zureichend in unmittelbaren An— 
fprud genommen. Es wird dies fpäter noch in böberem Maße 
geſchehen. Gefteigerte Bedürfniffe für das Heerwefen, neue für 
bie Flotte, nothwendige Reformen im Zollwefen laffen dies vor- 
ausjehen. Und man wird aud in der Zufunft erfahren, was 
die Vergangenheit fattiam gelehrt bat, daß es ohne großen 
Drud nicht möglich fey, auf direftem Wege allein. beizubringen, 
was fih an Steuern und Gebühren auf direftem und indireftem 
Wege mit Leichtigkeit erbeben läßt. Darum fönnten wir denn 
durchaus nicht rathen, Schifffabrtsabgaben und Gebühren für 
die Benügung. von Handelsanftalten der Geſammtheit zuzumweifen. 
Zudem, müßte diefe nit, indem fie die Flußzölle und mit ihnen 
die Unterhaltung der Alußftraßen übernimmt, folgerichtig noch 
anderes, aud die Landftragengelder und die Unterhaltung der 
Yandftragen, ja Die Unterhaltung der Eifenbabnftraßen, nicht des 
Zransportmateriald, und mit diefer Unterhaltung den in Ber: 
bindung ftehenden Theil der Fabrtaren übernehmen? 

Daß, wie das Memorandum meint, die Gemeinjchaft die 
Produftionsfteuern auf Bier, Branntwein und inländifchen Wein 
an ſich ziebe, fcheint ganz. unzuläffig. Vorerſt möchte Far feyn, 
dag man nicht bei der Produftionsfteuer vom Wein, Bier, 
Branntwein ftehen bleiben dürfte, daß man auch jene vom Tabaf 
mit begreifen müßte. Sodann möchte Far feyn, daß man fıd 
nicht auf die Produftionsfteuern beichränfen fünnte, daß man 
auch die VBerbrauhsabgaben vom Wein, Bier und Branntwein 
der Gefammtheit zu überweifen hätte. Daß man jedod damit 
einzelne Staaten aufs Aeußerſte verlegen würde, leuchtet bald 
ein. Die innern Steuern — mögen fie nun beim Berbraud 
oder bei der Hervorbringung eines VBerzehrungsgegenftandes er: 
hoben werden — fteben zu den gemeinfchaftlihen Zollgefällen nur 
in ſehr entfernter, zum übrigen Steuerwefen des Einzelftants 


des Heichshandelsminifters Duckwisz. 263 


dagegen in ber alfernächften Beziehung. Sie find je nach den 
Verkehrs- und Lebensverbältniffen im betreffenden Staate und 
nad fonftigen Umftänden ein bald größerer und bald Fleinerer 
Theil feiner Steuerleiftungen. Sie würden darum, in die ge: 
meinfhaftlihe Kaffe gezogen, die Steuerfraft der Einzelftanten 
zu Gunften der Gefammtbheit ſehr verfhieden in Anfprud nehmen. 
Ein wohlhabendes Land, das nur geringe Berzebrungsfteuern 
bat, würde weniger, vielleicht fehr viel weniger, beitragen als 
ein minder woblbabendes Land, weldes hohe Berzehrungsfteuern 
bat. Ein folder Zuftand wäre höchſt unpaffend und höchſt un» 
gerecht. Sp lange Deutihland nit ein und baffelbe Steuer- 
fyftem hat, geht es ohne offenbare Unbilligfeit nicht an, ein- 
zelne innere Steuern der Gefammtheit zuzuwenden. Daß aber 
von einem Steuerfpftem für Deutihland wenigftens noch lange 
feine Rede feyn kann, ift fo einleuchtend, daß wir für über- 
flüffig halten, darüber ein Wort zu fagen. Auch find wir gar 
nicht geneigt, dieſes Verhältnig zu bedauern. Das feheint ung 
vielmehr gerade ein Borzug im deutſchen Reihe, daß deſſen 
Berfaffung Einheit und Stärfe nach Innen und nad Außen ge 
währen kann, ohne der Rreibeit im Beſondern mehr Schranfen 
zu fegen, als der Zwed fchlechtbin fordert, ohne zumal Nord 
und Süd, Dit und Weit zu einem Steuerſyſtem zu nötbigen, 
das bei der großen Verfchiedenheit der Flimatiichen, der Lebens-, 
ber Verkehrs- und anderer Verhältniſſe unmöglich überall das 
befte feyn fünnte, ja — weil es allenthalben doc) einigermaßen 
befriedigen möchte — vielleicht nirgends ein ganz paffendes wäre, 

Noch einmal alfo: wir find nit dafür, daß andere Ab- 
gaben als Eins, Aus, Durdgangszölle und die Rübenzucker— 
fteuer eine Einnahme der Gefammtheit werden. Daß aber 
binfihtli der Scifffahrtsabgaben, der Gebühren für Benügung 
einzelner Handelsanftalten, der inneren Steuern von Verzeh— 
rungsgegenftänden gewille bejchränfende Normen im Intereſſe 
aller feftgefegt werden müſſen, bat ſchon der Zollverein aner— 
fannt und haben wir felbft in dem oben angerufenen Auflage 
näher ausgeführt. 

Mit dem Memorandum fünnen wir und nur einverftanden 
erklären, wenn es die völlig gleiche Berechtigung der Genoffen 
aller Staaten des Reichs bei der Steuerentrichtung und bei 
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Benutzung der Transportmittel ausgefprochen haben will, und wenn 
ed bierbei gegen die monopoliftifche und einfeitige, befondere 
Lokalvortheile bezwedende Richtung mander Verordnungen, na= 
mentlih mander Eifenbahntarife eifert. Gleiche Behandlung 
aller Berfehrtreibenden ohne Rüdfiht auf den Staat, dem fie 
angehören, muß bei ben Zöllen der Gefammtheit, bei den Sciff- 
fahrtsabgaben, bei Straßen- und Brüdengeldern, bei den Eifen- 
bahntaren und den Gebühren für Benußung einzelner Handels: 
anftalten, au bei den Verbrauchsſteuern der einzelnen Staaten 
unverrücdbarer Grundfag feyn. Bemerfen müffen wir freilich, 
daß dieſer Grundfag füglich beftehen fann, ohne — wie das 
Memorandum zu unterftellen ſcheint — Begünftigungen auszu— 
fliegen, wie bie der Golonialzuderfiedereien und der Wein— 
großbandlungen im Zollverein. Keine bdiefer beiden Begünfti- 
gungen ftreitet gegen den ausgeſprochenen Grundfag; fie fünnen 
den Zuderfiedereien und Weingroßhandlungen in allen Theilen 
Deutfchlands zu gut Fommenz fie Fommen ihnen in der That 
auch in allen Staaten des Zollvereind zu gut. Die Zollbes 
günftigung für Weingroßhändler hat übrigens allerdings das 
gegen fih, daß fie nur dem größeren, nicht dem fleineren Ges - 
fhäftsberieb zu ftatten kommt, daß. fie ein Privilegium für den 
reihen Gefhäftsmann if. Sie unterliegt darum gerechtem Ta— 
del und follte befeitigt werden. Dies kann zudem gejcheben, 
obne daß ein Gewerbe unterdrüdt oder in irgend unbilliger 
Weife befchränft würde. Wefentlih anders verhält es fi) mit 
ber Begünftigung der Colonialzuderfiedereien, mit der Anord— 
nung nämlich, welche biefem Induſtriezweige den Bezug des 
Rohzuckers zum Raffiniren unter Controle gegen die Eingangs: 
abgabe von fünf Thaler für den Centner geftattet, während bie 
allgemeine Eingangsabgabe vom betreffenden Waarenartifel brei 
Thaler mehr beträgt. Diefe Gunft ift feineswegs ausſchließlich 
dem Reichthume zugewendet; jeder Zuderfieder, reich oder arm, 
mit ausgedehntem oder bejchränftem Gefchäftsbetrieb genießt fie, 
und wenn das Zuderfiedereigefhäft meift nur im Großen bes 
trieben wird, fo Tiegt dies in der Natur des Betriebs und ift 
nichts weniger als Folge der Begünftigung. Daß dieſe, wenn 
man fie mit dem Memorandum auf drei Thaler vom Gentner 
Rohzuder annimmt, ganz gewaltig überfchägt werde, ift genauer 
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Unterrichteten befannt. Eine Gunft in dieſem Maß wäre nur 
vorhanden, wenn es ben Zuderfiedern möglich wäre, in dem 
Preis der raffinirten Waare, die fie abfegen, den Zoll nicht zu 
fünf, fondern zu acht Thalern je von ber einem Gentner Nobs 
zuder entfprehenden Waarenmenge vergütet zu erhalten. So 
ift es aber überall nicht, Die Concurrenz unter den Golonials 
zuderfiedereien bat allein ſchon, von der Mitbeiverbung ber 
Nübenzuderfabrifen ganz abgefehen, dafür Sorge getragen, 
bag im Preife des Zuderd dem Zuderfieder der Regel nad 
neben einem mäßigen Fabrifgewinn nichts ald der an die Staate- 
faffe wirflich entrichtete Zollbetrag vergütet wird, daß in fo fern 
die Begünftigung nur fheinbar ift. Aber diefe hat gleichwohl 
noch einen Werth. Durd die verhäftnigmäßig höheren Zollfüge 
für Rohzuder zum allgemeinen Gebrauh und für vaffinirten 
Zuder, der vom Auslande bezogen wird, find die Zuderfiedereien 
im Zolgebiet beim Abfag ihrer Erzeugniffe in diefem gegen 
auswärtige Koncurrenz gefihert. Warum man biefe Einrichtung 
urfprünglich getroffen babe, kann hier eben fo wohl unberührt 
bleiben, als die Erörterung der Frage, ob hieran wohl gefche- 
ben fey. Eines bleibt richtig, und dies ift entfcheidend, Man 
muß die beftehende Einrichtung beibehalten, wenn man anders 
nicht will, daß den Zuderfiedereien die Fortfegung ihres Ges 
werbs unmöglich werde und daß damit Foftipielige Gewerbseins 
richtungen werthlos werden, die unter dem Schutze ber feits 
herigen Zollverfaffungen getroffen wurden und barum auf 
Schonung gerechten Anfpruh haben. Wozu auch eine fo ges 
waltfame Maßregel? Daß ſich der Zuderfiedereibetrieb auch ohne 
fie nah und nad in die GSeeftäbte ziehen werde, ift nicht zu 
verfennen. Will man gleichwohl ändern, fo wird ber Rohzuder- 
zollfag von acht Thalern und der Zolffag für vaffinirten Zuder 
von zehn Thalern immerhin noch etwas, jedoch höchſtens je um 
einen Thaler ermäßigt werden fünnen. Es würde bamit freilich) 
faum mehr als der Schein, eine vermeintlih zu hohe Begün- 
fligung gemindert zu haben, gewonnen feyn. Und zudem wür- 
den vielleicht von Seiten der betheiligten Gewerbe, insbeſondere 
der Rübenzuderfabrifen, Beforgniffe erregt, die der Gefeggeber 
wohl hätte vermeiden bürfen. 

3) Indem fi hiernädft das Memorandum zu den allgemeinen 


266 Betrachtungen zum Memorandum 


Steuerverhältniffen imendet, ſpricht es von der Schwierigkeit, 
durch den Zolltarif alle Theile zu befriedigen, von der Notb- 
wenbigfeit einer$vorgängigen Berfländigung über die dabei im 
Auge zu baltende Handelspofitif, fowohl was die Seeſchiff— 
fahrt, als was die ntereffen der Ynduftrie, des Handels und 
der Confumtion betrifft, von der Abänderung der Zollfäge bier- 
nach, von Gewichts: und Wertbezöllen, vom Ausgangs- und 
vom Durdgangszolle, von der Nachſteuer und vom Geſchäfts— 
betrieb der Handelsreifenden. 

Sehr recht hat dad Memorandum, wenn es für fhmwer hält, 
im Zolltarife alle Theile zu befriedigen. Wir haben noch nicht 
gehört, daß irgend ein Tarif der Welt bei allen Betbeiligten 
Anerfennung gefunden hätte. Die Intereffen, die er berührt, 
find zu verfchieden. Und ift aud die große Maffe derfelben mit 
ihm zufrieden, fo tritt Died doch weniger hervor, weil bie Zus 
friedenen ftill, die Befhwerbeführer dagegen um fo lauter find. 
Eines wird aber der fünftige Zolltarif des beutfchen Reiches 
immerhin voraus haben, eine unläugbare Autorität, die Auto: 
rität der Mehrheit im Parlamente, durch deren zuflimmendes 
Votum er zu Stande fam, und damit der Mebrbeit des deutfchen 
Bolfed. Sehr räthlih wird es jedoch gleihwohl feyn, allen 
Meinungen zum voraus alle Gelegenheit zu geben, fich geltend 
zu machen. Eben deßhalb haben wir an dem oben gedachten 
Drte vorgefchlagen, je nach beftimmten längeren Perioden, nicht 
jährlih, wie das Memorandum zu beabfichtigen fcheint, fondern 
etwa alle drei Jahre eine allgemeine Durchſicht des Zolltarifs 
vorzunehmen. Dringende Aenderungen in ber Zwifchenzeit find 
damit nicht ausgefchloffen und gleihwohl Teidet die Zollgeſetz— 
gebung nicht durch öfteren, dem Handel immer unangenehmen 
Wedel. Wir wollen ferner, daß wenn die Periode der allge- 
meinen Tarifsrevifion berbeifommt, jede Zolldireftion die ihr 
fachdienlich fheinenden Aenderungen mit Begründung der Gentrals 
zollbehörde anzeige. Wir wollen, dag alsdann an den Gig der 
legteren Sacverftändige aus allen Staaten Deutfchlande, je 
im Verhältniß zur Bevölferung, entfendet werden und daß bie 
Centralzollbehörde mit diefen Sadverftändigen alle Aenderungs- 
anträge forgfältig beratbe. Wir wollen, daß das Ergebniß 
diefer Beratbung mit dem Gutachten der Centralzollbebörde an 
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das NReichshandelsminifterium und durch diefes mit den fach 
dienlichen Anträgen an das Parlament gelange. So würde man 
wohl boffen dürfen, die verfhiedenen Intereffen im Zollverbande 
nah Möglichfeit mit dem Tarife und den beliebten Aenderungen 
zu verföhnen, jedenfalld den Beiftand der aufgeflärten öffent, 
lihen Meinung zu gewinnen. 

Eine Berftäindigung über die zu befolgende Handelspolitif 
ift aber, wie das Memorandum ganz richtig bemerft, vor allem 
unerläßlid. Diefe Politif dürfte, was zunädit die Intereſſen 
der Seeſchifffahrt betrifft, bald gefunden feyn. Nicht nur in den 
an bie See grenzenden, auch in den Binnenftaaten Deutfchlande 
widmet man ber deutihen Seefdhifffahrt, dem Auffhwunge, den 
fie bereitd genommen, der weiteren Entwidelung, die fie zu er» 
warten bat, alle Theilnahme. Auch im Binnenlande anerfennt 
man, daß fie, ein Hauptbebel vaterländifcher Produktion und 
Induſtrie, thunlichft zu begünftigen fey. Und da, wie das Mes 
morandum fagt, die Seefchifffahrt zu ihrer ferneren Entwidelung 
nur der Abgabefreiheit für das zum Schiffbau und zum Schiffs— 
inventar, fowie zur Berproviantirung erforderliche Material und 
der gleichen Beredhtigung mit der Schifffahrt anderer Nationen 
bedarf, fo dürfte, wie auch wir glauben, eine erwünſchte Erle— 
digung fiber feyn. Für die gleiche Berechtigung der deutſchen 
Seefdifffahrt mit der Seefhifffahrt anderer Nationen fann im 
Zollſyſteme Deutſchlands freilich nur vorbereitend gewirkt werden. 
Es foll dies nah dem Memorandum durch eine Einrichtung ge— 
ſchehen, die Deutſchland in Stand fest, gegen auswärtige Staa— 
ten — die der deutfhen Schifffahrt nicht gleihe Berechtigung 
mit der ihrigen zugefteben — Borfehrungen zu treffen, bie fie 
zu dem verweigerten Zugefländniffe geneigt machen oder bie 
deutfche Schifffahrt bei Fortdauer jener Verweigerung durch den 
in den Häfen des Vaterlands gewährten Vorzug ſchadlos halten. 
Welche Einrichtung zu diefem Zwede das Memorandum im Auge 
babe, ift freilich nicht ganz klar geſagt. Wir hoffen aber nicht 
zu irren, wenn wir aus der Schrift: „Der deutſche Handele- 
und Schifffahrtsbund, Bremen 1848” ergänzen, was im Memo: 
randum muthmaßlich mit Nüdficht auf diefe Schrift bloß ange 
deutet wurde. Es foll hiernach bei einer Reihe überfeeifcher 
Artikel — es find vorläufig Baumwolle, Thran, Tabak, Zuder, 
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Kaffee, Reis, Häute und Farbhölzer genannt — der betreffende 
allgemeine ZTariffag nur dann in Anwendung fommen, wenn 
diefe Waaren, von einem aufßereuropäifchen Yande fommend, in 
direkter Fahrt für einen deutſchen Handelöplag bezogen wer: 
ben, Es fol dagegen von folchen Waaren an der Grenze Deutſch— 
lands ein Aufichlagszoll, d. i. eine Zufaßfteuer zur tarifinäßigen 
Abgabe, erhoben werden, wenn die Waaren nicht in birefter 
Fahrt, fondern unter Vermittelung eines nichtdeutichen europäi— 
schen Handelsplaßes nach Deutfchland gelangen. Aber diefe Eins 
richtung würde für das, nicht an die See grenzenbe weſtliche 
Gebiet unſeres Baterlandes, insbefondere für die Hanbelspläge 
am Nhein, von großem Nachtheil feyn, wenn nicht zugleich bie 
weitere Anordnung getroffen würbe, baß bie betreffenden Waaren— 
artifel, auch wenn fie über holländifche, belgiiche oder franzö— 
fiihbe Häfen bezogen werden, dann vom Auffchlagszolle befreit 
bleiben, wenn der deutſche Conſul im betreffenden fremden Hafen 
beftätigt, daß die Waare aus außereuropäiſchem Lande in direk— 
ter Fahrt und für Rechnung des deutichen Handelsplatzes, dem 
fie fofort zuzuführen, angelangt ſey. Diefe Einrihtung würde 
der deutſchen Schifffahrt vor der anderer europäiſcher Staaten 
unmittelbar feinen Vorzug gewähren. Sie würde es aber mög: 
lich machen, ihr fpäterbin fremder Schifffahrt gegenüber einen 
Borzug einzuräumen, wenn ber betreffende fremde Staat feiner 
Schifffahrt einen Borzug aufrecht erhalten wollte, von beffen 
Genuß bie deutſche Schifffahrt ausgefchloffen if. Wir können 
dies nicht unbillig finden und treten infofern dem Vorſchlage 
ganz bei. Eine Scattenfeite bat er allerdings auch. Er ift 
für den Großhandel im Rheingebiet dem Großhandel in den 
deutichen Seeftädten gegenüber wenigftens vorerft beſchwerend; 
er ift für die oberrheinifhen Handelspläge den unterrheinifchen 
gegenüber forthin nicht unnachtheilig. Der Großhandel im Rheins 
gebiete hat bis jest feine Bezüge an überfeeifchen Waaren ber 
Regel nad nicht aus aufereuropäifchen Ländern, er hat fie aus 
englifhen, holländiſchen, befgifchen und franzöſiſchen Seeplägen 
erhalten. Er muß — tritt die vorgefchlagene Einrichtung ein — 
Handelöverbindungen in außereuropäiſchen Plätzen anfnüpfen, 
Er bedarf bei notbwendig zu vergrößernden Bezugsmengen und 
bei viel entlegeneren Bezugsorten eines größeren Kapitals. Sein 
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Mitbewerber in beutfchen Seeplägen hat dergleichen Berbindun- 
gen längft ſchon angefnüpft; ihm ift überdies eine tüchtige See- 
ſchifffahrt fletd zu Dienften. Ein Haubelsplag am Oberrhein 
fonnte bie jegt — ftand er mit niederländifchen, belgiſchen und 
franzöfifhen Häfen in direkter Verbindung — hinſichtlich des 
Großhandels nah füdlicheren Ländern mit den Hanbelsplägen 
am Unterrhein in Mitbewerbung treten, und Mainz, Franffurt 
und Mannheim haben died Köln gegenüber wirklich gethan. Bon 
außereuropäifhen Ländern wirb wohl Köln, werden aber weit 
weniger leicht Mainz, Frankfurt und Mannheim unmittelbare 
Bezüge machen; mit der vorgefchlagenen Einrichtung fteht darum 
eine Aenderung bevor, die ihrem Großhandel wenigftend nicht 
von Vortheil if. Diefe unerfreufiche Folge des Vorſchlags kann 
uns freilich nicht beftiimmen, demfelben entgegenzutreten; eine im 
Ganzen wohlthätige Aenderung darf nicht zurüdgewiefen werben, 
auch wenn fie diefe und jene untergeordneten Nachtheife mit fich 
bringt. Daß man jedoch den Aufichlagszoll höchſtens auf die 
genannten Waarenartifel, für den Anfang vielleicht nicht einmal 
auf alle diefe Waarenartifel anwendet, daß man ferner von ber 
Berfündung ber betreffenden Anordnung bis zu deren Bollzug 
eine geräumige Frift offen läßt, welde den Grofibandel im 
Rpeingebiete zur Anfnüpfung neuer aufßereuropäifcher Handels— 
verbindungen in Stand fegt, das wird fehr zu wünfchen feyn 
und wohl aud erwartet werben Fönnen. Und daß man biefe 
Gelegenheit — welde den unterrheinifhen Handelsplägen, na— 
mentlih Köln, ihren Concurrenten am Oberrhein gegenüber in 
der Folge und andauernd entfhiedene Borzüge gewährt — nicht 
vorüber geben läßt, ohne den Fünftlihen Borzug hinwegzuräu— 
men, welcden die eigenthümliche Erhebungsmweife des Rheinoktrois 
in Preußen zur Zeit mit fi bringt, bas wird, bünft ung, eine 
entfchiedene Billigfeit fordern. 

Was den Zolltarif vom bandelspofitifhen Standpunfte aus 
angeht, pflichten wir dem Memorandum vollfommen bei, wenn 
es vom Freihandeld- wie vom Schutzzollſyſteme abſieht. Wir 
find längft der Ueberzeugung, es fey ber Streit — ob dieſes 
oder jenes der beiden Syſteme? — ein wahrhaft unfrudtbarer, 
ed fönne bei allen Sadfundigen im Grundprincip eine Mei- 
nungsverfchiedenheit nicht beſtehen. Wenn fi die Zolfverfaffung 
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über ein großes Gebiet zu erftreden hat, wenn eben dieſes Ge- 
biet mit andern Rändern im Berfehr ift, die Zölle haben und 
durch diefe Zölle ihre Gewerbetbätigfeit und ihre Produftion 
fhügen, warum follte man nicht gleihfalls auf einen billigen 
Schug der eigenen Produftion und der eigenen Gewerbethätigfeit 
Bedacht nehmen? Durch Zölle darf man freilich feine Induſtrie 
erziehen, die fortbin und für immer eine Treibhauspflanze bfei- 
ben würde. Durd Zölle darf man feine Induftrie erzieben, die 
durch die ihr zugewendete befondere Gunft wichtigeren Zweigen 
des heimathlihen Gewerbes im Wege ſteht. Durch Zölle foll 
man auch fremde Mitbewerbung nicht ſchlechthin ausfchliegen, 
weil man burc Zölle die Gewerbethätigfeit erhalten und fteigern, 
nicht erlahmen laſſen will. Die Höhe der Zölle im einzelnen 
Zollgebiete ift darum auch nicht nach den Principien dieſes ober 
jened Syſtems, fie ift nad den befondern Berbältniffen des 
Zolfgebietes felbft, feiner Induftrie und feines Handels zu wür- 
digen. Mit Unrecht hat man nicht felten dem Tarife des Zoll: 
vereing Principlofigfeit vorgeworfen; er war und ift nad dem 
einzig vernünftigen Principe bemeffen, daß ein billiger Schuß 
eintreten foll, infoweit er nöthig und zweckmäßig wäre. Ueber 
Bedürfnig und Zwedmäßigfeit des Schutzes im einzelnen Fall 
fönnen natürlich verfchiedene Meinungen beftehen; ja ed werden 
nicht felten hierüber verfchiedene Meinungen beftehen. Aber 
darum ift der Tarif noch nicht principlos, der nur einer biefer 
Meinungen folgt, nur einer folgen fann. 

Die Zollfüge für einzelne Waarengattungen betreffend, 
wünſcht das Memorandum eine Reihe von Artifeln ganz abgabes 
frei zu befaffen, einige andere, als in der Regel in Zablung 
für deutfche Erzeugniffe eingehend, mit nur geringer Eingangs— 
abgabe belegt zu ſehen, während feines Erachtens fremde Manu— 
fafturwaaren mit einem Werthszolle von 25 Procent zu belaften, 
bei Twiften ausnahmsweife der Gewichtszoll beizubehalten und 
ein Rüdzoll auf Baummwollenmanufafturwaaren anzuordnen wäre. 


Bon den Eingangsfägen auf Zuder, Kaffee, Tabaf, Reis, Wein 


ſoll wenigftens der legtere auf 20 bis 25 Thaler per Orthoft 
ermäßigt und für raffinirten Zuder, Cigarren und fabricirten 
Tabak bei der Ausfuhr ein Rückzoll zugeftanden werden. Ueber 
die gänzlich frei zu laffenden oder nur mit geringen Zöllen zu 
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belegenden Artifel gehen wir hinweg. Daß man, was zum Bau, 
zur Ausrüftung und zur Berproviantirung von Schiffen gehört, 
daß man NRohftoffe für die Fabrikation und Hülfsftoffe für diefe, ” 
dag man Artifel, deren Ertrag geringfügig ift und deren Frei— 
faffung nicht andere Rüdfichten verbieten, in der Regel mit dem 
Eingangszolle überhaupt verſchont, ift auch unfere Anſicht. Ars 
tifel, welde das Memorandum nur gering befteuert wiffen will, 
find dies, wie z.B. Leinfaat, Pech, Theer, Potafche, Steinafche, 
im Zollverein zum Theile jegt fhon. Man wird den Kreis 
folder Artifel füglih no erweitern fünnen, Warum für Ma- 
nufafturwaaren die Wertbzollerhebung eingeführt werden follte, 
ſehen wir nicht ein. Allerdings hat man biefelbe in andern 
Staaten, aber wie und bünft, ohne irgend wefentlihen Vor— 
theil und mit fehr erheblichen Beläftigungen für den Verkehr. 
Wie man bei uns den Werthzoll-, jo hört man anderwärts den 
Gewidtzolltarif empfehlen. Wohl bat diefer einen Uebelftand 
im Gefolge. Bei geringeren Waaren fteigert er den Zollfchug 
mitunter weit über Bedürfniß und bei edleren Waaren derfelben 
Gattung läßt er ihn unter dem Minimum eines billigen Schuges. 
Er läßt das Maß des Zollfchuges je nad dem höheren oder 
geringeren Werth der Waare von weniger als einem bis zu mehr 
als hundert Procent dieſes Werthes ſchwanken. Allein diefer 
Vebelftand ift unferes Dafürhaltend nicht von befonderer Bedeu: 
tung. Man würde fehr irren, wenn man einen verhältniß- 
mäßigen Schuß überall für den angemeffenen halten würde, 
Wenn die geringe Wollenwaare bei dem für alle Wollentücher 
gleihen Gewichtzolle weit höher gefhügt ift als die viel werth- 
vollere, fo mag man fi dabei füglich beruhigen fünnen. Indem 
bie geringe Waare ein viel größeres Abfaggebiet hat, eben darum 
in viel größeren Mengen begehrt wird und in viel größeren 
Mengen barzuftellen ift, hat es auch für das Baterland ein viel 
höheres ntereffe, fie zu fchügen, und ift ein Uebermaß von 
Schug bei der ansgedehnten Concurrenz im Zollgebiete felbft in 
volkswirthſchaftlicher Hinfiht faum von Nachtheil. Erfennen wir 
darum aud den gerügten Mißftand an, fo finden wir ihn doc 
durhaus nicht von dem Gewichte, um zu einem andern Grund» 
prineipe, dem des Wertbzolles überzugehben. Man mag fich dies 
ſem durch noch weitere Abftufungen in einzelnen Waarengattungen 
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nähern, follte fi aber wohl hüten, einen Werthszolltarif einzus 
führen, der ohne erhebliche Vortheile anderer Art die Zollabfer: 
tigung nicht nur ganz bedeutend erfhwert, fondern aud ber 
Willkür hiebei einen breiten Spielraum gibt. 

Will man im Uebrigen über die Höhe des Schuges bei 
Manufafturwaaren eine Regel aufftellen, fo find wir mit dem 
Borfchlage des Memorandums auf 25 Procent ganz einverftanden. 

Auh für Twifte (Baummollengarn) würde die Eingangs— 
abgabe in mehreren, je nah dem Werthe abgeftuften Säsen 
feftgefegt werden können; doch müßte die Ausfuhrpräimie, ber 
NRüdzoll, wie das Memorandum fagt, nad dem niedrigſten Sage 
der Eingangsabgabe bemeffen werden. Wir find begreiflich nicht 
für jene Abftufung. Ueber die Höhe der Fiünftigen Eingangs 
abgaber von Baumwollen», Leinens und Wollengarnen äußern 
wir und nicht weiter; das Memorandum gibt biezu feinen Anz 
laß. Die Protofolle der Generalconferenzen des Zollvereing feit 
1842 enthalten zur Würdigung der Frage ein reiches Material. 
Möge es von den fünftigen Lenfern des Zolljtaats mit Gefchid 
benugt werden! 

Sehr recht hat dad Memorandum, wenn es die Bemerfung 
macht, daß einer Ermäßigung der Eingangszollfäge von den 
Hauptverzehrungsgegenftänden Kaffee, Zuder, Reid, Tabak, 
Wein, die man im Norden Deutfchlands wünfct, aud die Be— 
völferung des Südens nicht entgegen feyn werbe, wohl aber 
entgegen feyn werben bie Finanzmänner. Diefer Widerfpruch 
wäre nun freilich nicht zu beachten, wenn er fi nicht auf ein 
großes, allgemeines Intereſſe ftüste, auf das ntereffe der 
Staatsfaffen und mittelbar alfo auf das ntereffe aller Steuers 
pflihtigen. Man darf niemals außer Augen laffen, daß das 
Zollfyftem eben zwei Zwede erreichen foll, daß es eine anfebn- 
lihe Staatseinnahme gewähren und daß es den vaterländifchen 
Gewerbfleiß unterftügen und befhügen fol. Jene Einnahme 
fommt der Hauptfache nad nicht von hundert und aber hundert 
Artikeln, welche der Zolltarif berührt, fondern nur von den wes 
nigen Hauptverzehrungsgegenftänden, die wir vorhin genannt 
haben. So ift Died wenigftend im Zollverein, fo wird es auch 
fonft überall feyn, wo ähnliche Verhältniſſe befteben. Im Jahre 
1846 war — wie und die Jahr für Jahr im Buchhandel er: 
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ſcheinenden ftatiftifchen Weberfichten über Waarenverfehr und Zoll 
ertrag im deutſchen Zollverein belehren — in Tegterem die ganze 
Roheinnahme an Eingangszöllen 26,458,408 Thaler, und hiers 
unter waren begriffen an Zuderzoll, faſt ausſchließlich von 
Rohzuder beim Sage von 5 Thlr. für 
den Gentuer . 2 2 2 0 2 2000202. 6,809,788 Thlr. 
Kaffeezoll (6%, The. vom Etr.) . . . 5,320,913 „ 
Tabafzoll, meift nur von unbearbeitetem 
Tabak (zu 5%, Thlr. vom Etr.). » . » . 2,129,979 „ 
7 Maidzoll beim Sage von 2 The. . . 390,652 „ 
MWeinzoll, meift nah Dem Sage von 8 
Zhlen, vom Gr... . —— + 1,700,501 „ 
Zufammen . . 16,351,923 Thlx. 
alfo nahe zwei Drittel der gefammten Roheinnahme. Diefe 
Einnahme zu irgend einem merfbaren Theile zu opfern, gebt 
offenbar nicht an, weil fie von den Steuerfräften Deutfchlande 
überall in anderer Weife beigebracht werden müßte, und dies 
fiher in einer Weife, die das Einfommen der Steuerpflidhtigen 
viel mehr beläftigen würde, als es durch die Zölle geſchieht. 
Aber fo wenig ed angeht, irgend einen merfbaren Theil ber 
Steuerzöfle zu opfern, fo wenig geht ed an, den Ertrag ber 
jelben durch eine nicht fehr vorfichtig erwogene Aenderung ber 
Zulfäge in Frage zu fleflen. Daß eine Zolländerung, wie fie 
dad Memorandum andeutet, wonach allenfalls die Eingangsab— 
gabe für Zuder, Kaffee und Tabak auf drei Thaler vom Gent» 
ner zu beftimmen wäre, dag — fagen wir — rine folde Zoll 
änderung für die Staaten des Zollvereins einen fehr großen 
Theil der Einnahme opfern würde, ift fo klar, daß es und uns 
nöthig ſcheint, hierüber weiteres zu fagen. Es ift eine zwar 
vielfach geäußerte, aber durch die Erfahrung nichts weniger als 
allgemein beftätigte Behauptung, daß der Ausfall, den eine Mins 
derung der Abgabe bei gleichbleibender Größe der Confuntion 
zur Folge haben würde, durch die eben der Abgaben» und folg- 
lich der Preisminderung wegen fi ergebende Zunahme der Ber: 
zehrung wieder ausgeglichen werde. ine ſolche Ausgleichung 
findet gewöhnlich erft nach einer längeren Jahrenreihe, bei fehr 
beträchtlicher Abgabenminderung aber — und eine folde wäre 
die vom Memorandum angedeutete — ſchwerlich jemals flatt, 
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Ganz wohl thut darum das Memorandum, wenn es die Folgen 
der von ihm bezeichneten Ermäßigungen ſcheuend, vorerft we— 
nigftens für Kaffee und Zuder die feitberigen Tariffäge und 
damit wohl die des Zollvereins beizubehalten rathet. Den Wein: 
zoll freilich will es auf 25 Thaler vom Oxthoft, alfo um etwa 
15 Thaler vom Oxthoft, und den Tabakszoll, wie es feheint, 
von 5%, Thaler auf 3 Thaler ermäßigt wiffen. Wir find aber 
auch damit nicht einverftanden. Daß einige Ermäßigung der 
Sätze von Wein und Tabaf, in der Folge wohl auch von Zuder 
und Kaffee, eintrete, balten wir nicht für unbillig, Dies nicht 
gerade deßhalb, weil es fihb um Hauptverzehrungsgegenftände 
des nördlichen Deutſchlands, überhaupt der zumächft der See ge: 
fegenen Gebietstheile handelt, da eben dieſe Gebietstbeile ſchon 
durh die Zolländerungen vorzugsweile berüdfichtigt werben, 
welche zur Beförderung der Seefchifffabrt notbwendig zu treffen 
find. Die Zollminderung halten wir jedod im allgemeinen In— 
tereffe der Conſumtion deßhalb für billig, weil es ſich bei ihr 
um allgemein verbreitete und beliebte Verzehrungsgegenftände 
handelt, Gleichwohl würden wir in Betradt des Erfahrungs- 
fages, daß eine Einnahme leicht geopfert, aber ein Ertrag für 
fie nicht leicht wieder gefunden ift, dem Reihshandelsminifter 
ratben, mit Zollminderungen nur ſehr behutſam voranzugeben. 
Wir würden ihm zu bedenfen geben, daß er zunächſt und vor: 
zugsweife für, die Kolgen einer übereilten Aenderung die Ber- 
antwortlichfeit trägt. Wir würden, um folder Mebereilung zu 
begegnen, mit Zollermäßigungen nur allmählig und ftufenweife 
vorangeben. Wir würden dies ſchon befhalb thun, weil zur 
möglichften Beförderung der Seeſchifffahrt, zur Bereinfahung 
des Zolltarifs und zur Befchleunigung der Zollabfertigungen 
ohnehin eine anfehnliche Reibe von Abgabefägen ganz aufzugeben 
oder doch zu ermäßigen feyn wird, von Sägen, deren Ergebnif 
zwar im Einzelnen unerbeblih, im Ganzen aber von Belang 
iſt. Wir würden darum die Säge für Zuder und Kaffee vors 
erft wenigftens beizubehalten, den für Mais von 2 auf 1’, 
höchſtens 1 Thaler, den für Tabaf von 5Y, auf A1,, höchſtens 4, 
und den für Wein feinenfalls weiter als von 8 auf 6 Thaler 
für den Gentner (etwa 30 Thaler vom Ortboft) berabzufegen 
rathen. 
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Daß, wie dad Memorandum bemerkt, für wieder aus— 
gehende Fabrikate der Colonialzuderfiebereien und Tabaksfabriken 
Deutfchlands ein Rüdzoll zugeftanden werden müffe, verfteht fich 
wohl von ſelbſt. Der Zollverein bat ſolchen Rüdzoll zugeftan- 
den und ohne ihn wären bie bezeichneten zwei Jnduftriezweige 
in manden ihrer Etabliffements, auch ſolchen an der füdlichen 
Landgrenze, ſehr benadhtheiligt. 

Landtranſit- und Ausgangszölfe will das Memorandum 
gänzlich befeitigt wiſſen, weil fie, wie es fagt, den Verkehrs— 
intereffen wiberjprechen. Letztere Behauptung ift in ihrer All: 
gemeinheit nicht richtig. Man darf freilich feinen Tranfitzoll 
erheben wollen, wo man durch ihn den Tranfit auf andere Wege 
abfenfen würde; aber es ift doch nicht einzufehen, warum nicht 
vom Tranfit eine mäßige Abgabe erhoben werden fünnte, wo 
diefe Abgabe den Waarendurdhgang überall nit beeinträchtigt. 
Daß — mwenigftens was den Zollverein betrifft, in deſſen Zolfs 
verfaffung Freiheit vom Ausgangszolle Negel ift — die aus: 
nahmsweiſe beftehenden Ausgangszollfäge mitunter gerade der 
gewerblichen Intereffen wegen dringend begehrt und mit Rückſicht 
bierauf angeordnet wurden, wollen wir nur flüchtig erwähnen. 
Dod geben wir gerne zu, daß jedenfalld noch mehrere Ausgangs- 
zollfäge werden geftrichen werden können, überhaupt die Aus— 
nahmen von ber Regel der Ausgangszollfreibeit möglihft befchränft 
werden müffen, 

Dem Memorandum ftiimmen wir bei, wenn es bei der Bil- 
dung des gemeinfamen Zollverbands für die Theile Deutfc- 
lands, die bis jegt entweder gar feine oder doch geringere Zölle 
haben, eine thunlihft milde Nachſteuer in Anfprud nimmt. 
Unterbleiben fann freilich diefe Nachſteuer nicht; es ergäbe ſich 
ſonſt — und vornehmlich wegen des Hinzutrittd der Hanfeftäbte — 
für die andern Theile des deutfhen Vaterlands, die either 
fhon hohe Zölle hatten, eine fehr beträchtliche Verfürzung. Im 
Zollverein ift die Nachfteuerfrage vielfah ſchon vorgefommen 
und unferes Bedünfens mit Billigfeit gelöst worden, Schließt 
man bie Gebietötheile, die bisher feine oder nur geringe Zoll. 
läge hatten, vom Zeitpunfte der Bereinigung an noch auf einige 
Zeit von der Theilnahme an dem gemeinfchaftlicen Zolleinfom- 
men aus, fo fönnen die Nadfteuerfäge um fo milder und ed 


% 


276 Betrachtungen zum Memorandum 


fann der Bollsug des Nacfteuergefeged, auf den Großhandel 
befhränft, um fo fihonlicher feyn. 

Für die Erleichterungen im Gefchäftsbetrieb durch Handele- 
reifende können allerdings, wie das Memorandum angibt, die 
Anordnungen im Zollverein ald Mufter dienen. 

4) Zur Frage über die Kormen der Zollerhebung und Gon- 


trole übergehend, befpridt das Memorandum nur einen, aber 


freilich fehr wichtigen Gegenftand, die Einrichtungen nämlich, 
die zur Erhaltung und möglichften Förderung des Seehandels 
in den Seeftädten zu treffen feyn würden. Es untericeidet da= 
bei zwifchen einem Freihafen- und einem Entrepotfyitem. Nach 
eriterem Syfteme denkt es ſich die betreffenden Seeftäbte aus der 
Zolllinie ausgefchloffen, will fie aber gleihwohl nicht ald Aus: 
fand behandelt, ihre Abgeordneten bei den Beratbungen über das 
Reichszollwefen zugelaffen und den Erzeugniffen ihrer Induftrie 
den Eingang in das Zollgebiet frei oder doch nicht zu höheren 
Zölfen ald etwa auf dem NRobftoffe haften, zugeftanden wiffen. 
Dabei wird, was bie freie Einfuhr der Erzeugniffe ausgeſchloſ— 
fener Landestheile betrifft, auf Vorgänge im Zollverein, nament: 
ih auf die Begünftigung Erfurts vor dem Anfchluffe von Thü- 
ringen und auf die Begünftigung der Neuenburger Erzeugniffe 
bingewiefen. Nach dem andern Syſtem, dem Entrepotiyftem, 
follen aud die Seeftädte in die Zollfinie eingefchloffen, es fol 
aber durch öffentliche und Privatniederlagen unverzollter Waaren 
mit möglihft freier, durch Förmlichfeiten und ontrolen nicht 
beläftigter Einrichtung für den ungeftörten Fortgang des Handels 
Sorge getragen werben. Das Memorandum entjcpeidet fich nicht 


- für das cine oder andere Syſtem; dod will es, und mit Recht, 


überall nur ein und daſſelbe Syftem angewendet wiffen. 

Auch wir wollen und, was die Formen der Zofferhebung 
und Controle angeht, furz faſſen. Man wird, denfen wir, im 
Allgemeinen die VBorfchriften des Zollvereins zur Grundlage neb- 
men. ine langjährige Erfahrung im Binnenland, wie an ber 
Grenze, an See» wie Yandgrenze, fpricht für fie, mag aud Ein- 
zeines da und dort im Intereſſe der Freiheit des Verkehrs und 
unbefchadet der Zollſicherheit noch vereinfacht werden können. 
Für die Seeftäbte ift unferes Erachtens nur ein Spftem an 
wendbar, das Entrepotipftem, Das nämlich halten wir für un: 
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möglih, dag man das vom Memorandum befchriebene Freihafen- 
ſyſtem wählt, daß man alfo die Seeftädte — die doch von allen 
auf Förderung des Seehandels und der Seeſchifffahrt berechneten 


Beftimmungen der gemeinfamen Zollverfaffung den nähfiem 


und größten Bortheil haben — von ber Steuer, die in 
Zölfen entrichtet wird, frei läßt, daß man fie damit in Stand 
fegt, ohne diefe Laft einer anfehnlihen Verbrauchsabgabe Ge- 
werbe zu betreiben, und daß man gleihwohl ben Erzeugniffen 
folher im fteuerfreien Auslande betriebener Gewerbe in bad 
Zollgebiet einen gänzlich abgabefreien oder doch nur durd die 
Abgabe des betreffenden Rohſtoffs belafteten Eingang geftatter. 
Wäre es nicht ein fehreiendes Unreht, wenn man — um ein 
nabeliegendes Beifpiel zu wählen — den Zuderfiedereien und 
Tabafsfabrifen von Bremen und Hamburg geftatten wollte, ihre 
Erzeugniſſe Tediglih zum Zolfe des darin begriffenen Rohſtoffs 
einzuführen, während ihre Mitbewerber im Zoffgebiet, wenn 
Shon im Allgemeinen in ungünftigerer Tage, neben dieſer Ab: 
gabe noch mehrfacher Controle und nebftdem der Steuer unters 
worfen find, die mittelft der Zollverfaffung auf dem Steuer- 
vermögen im Zolfgebiete laftet? Und müßte eine folche maßloſe 
Begiinftigung der Seeftäbte nicht die Folge haben, daß die Grof- 
gewerbe aus allen nicht fehr entlegenen Theilen des Zollgebiets 
dahin überfiedelten, aus Gebieten, in welchen aud die Arbeit 
durch Zölle befteuert ift, in Gebiete, wo fie von der Zollabgabe 
nicht berührt wird? Mit Unrecht beruft fih das Memorandım 
auf Borgänge im Zollverein. Die Begünftigung Erfurts ſchwand 
mit der Bildung des Zollvereind, Wenn Preußen für dag Fürften- 
thum Neuenburg auf ein befchränftes, unter ängftlicher Controle 
nur zugelaffenes Quantum baummwollener Drucdiwaaren und moufs 
firender Weine eine Zollermäßigung fih ausbedungen hat, fo 
war died zwar eine weit minder bedeutende, dennoch von allen 
Seiten fehr ungern gefehene und nur in Betracht der Opfer, 
die vorzugsmweife Preußen der Zollvereinigung gebracht bat, zu: 
gelaffene Ausnahme. Und wo fonft im Zollverein, an der Zoll- 
grenze Badens z. B., für einzelne Orte BVerfehrsbegünftigungen 
geftattet find, betreffen fie nur den Erwahs folder Orte an 
landwirtbfchaftlihen Erzeugniffen und nicht nennenswerthe Er— 
leihterungen im Gewerbebetrieb einiger Handwerfe. Vom 
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Freihafenfyftem des Memorandums fann alfo unmöglich die Rede 
feyn. Nur das Entrepotiyftem ift anwendbar. Daß die Nieder: 
fageeinrihtung den Handel fo wenig ald möglich befäftigen dürfe, 
auch unfere Anſicht. Daß dies unbeichadet der Zollficherbeit 
RR... fünne, ift unfere Leberzeugung. Und daß man die Be- 
ftimmungen, die biernadh in den GSeeftäbten getroffen werben, 
fo weit anwendbar, auch auf die Niederlagen im Binnenlande 
erſtrecke, wird nicht mehr als billig feyn. 


Ber 
ir 





AcHichN 








Beitritt Badens 


su dem 


zwiichen Preußen, Bayern, Würtemberg, den 
beiden Helfen und mehren andern deutichen 
Staaten abgefchloffenen 


sollverein 


von. 
C. S. Mebenius. 
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Verlag der Chr. Sr. Müller'schen Hofbuchhandlung. 
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Seiner Ercellenz 
bem 


Herrn Staatsminifter und Präfidenten des Groß: 
herzoglichen Staatsminiſteriums 


Frhrn. S. C. I. v. Reizenstein, 


bem 


weiſeſten und treueften Rathgeber des Fürften, dem 
um Fürſt und Vaterland im reichften, unüber- 
troffenen Maße verdienten Veteranen aller 
badifchen Staatsmänner , 


feinem 


vieljährigen wohlwollenden 


Gönner 


verehrungsvollft gewidmet 


von 


dem Berfaffer. 


Vorwort. 


Der Verfaſſer gegenwaͤrtiger Schrift iſt dem Gegen: 
ſtande derſelben in ſeinen amtlichen Verhaͤltniſſen, ſeit einer 
Reihe von Jahren, fremd geworden. Um ſo unbefan— 
gener kann er ſeine Privatmeinung daruͤber aͤußern. Er 
folgt ver Aufforderung feines lebhaften Gefühls für das 
Wohl feines Vaterlanded, indem er diefen Beitrag zur 
richtigen Beurtheilung einer hochwichtigen Frage liefert. 
Die Flüchtigfeit, womit er, unter mannigfaltigen Unter; 
brechungen, die folgenden Blätter niederfchrieb, werden 
der Sache felbft nicht fchaden; was den Berfafler be 
trifft, fo verzichtete er auf alle Anfprüche, welche er 
fonft bei literariſchen Arbeiten gerne an ſich madıt. 


Karlörube am 21. October 1833. 
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HD. Auflöfung des preufifch = heffifchen Zoll « und Handels« 
Vereins und des baperifch = würtembergifchen Vereins in einen 
einzigen, wird den Kampf ber Meinungen wieder befeben, der 
ſich über den Beitritt des Großherzogthums ſchon vor mehreren 
Sahren erhoben und feither nur zeitweife gerubt hat. Aber 
anders fteht jegt die Frage, als früher, da es fich von einer 
Verbindung mit Bayern und Würtemberg und einigen andern 
deutfhen Staaten handelte, ober wie Manche vorausfegten, 
von einem Beitritt zu dem preußifch = heffifchen Vereine. Zwei: 
fhen den beiden Vereinsgebieten follen die beftehenden Schrans 
ten nicbergeriffen werden; noch andere beutfche Länder ftehen 
im Begriffe fih dem großen, auf volllommene Redhtsgleichheit 
gegrimdeten Vereine anzufchließen, oder werden dieſem gegen- 
über vorausfichtlid fi in einer Rage befinden, in der das ei» 
gene Intereffe fie zum Beitritte einladet. Sollen wir wünfden, 
daß der gemeinfhaftlihe Verband unfer Marktgebiet mit ums» 
faffe, oder ift e8 beſſer, im Zuftande der Iſolirung zu vers 
harren ? | 


Indem mir dieſe Frage zu beantworten unternehmen, 
bifennen wir frei, daß wir von dem Augenblide an, da bie 
Idee der Zollvereine angeregt wurde, ſtetshin ihre Verwirklich— 
ung auf eine den Bedürfniffen unferes Landes entfpredhende 
Weiſe wünfchend, fie gleihwohl nie als eine Fahne betradhtiten, 
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der man ohne Rüdfiht auf bie Belchaffenheit des Bodens, 
wohin fie getragen wird, ohne Rüdfiht auf die Verpflichtungen, 
die fie auferlegt, unbedingt folgen dürfe, | 


Der Nugen des Landes, die Beförderung feiner wahren 
Sntereffen fonnte uns allein als letzter Zwed, jeder Verein nur 
al3 Mittel dazu dienen. 


Dem Theile des vaterländifhen Publikums, der gleich 
uns die aufgeftellte Frage nur unter dem Geſichtspunkte des. 
allgemeinen Landeswohls betrachtet und beantwortet wiffen will, 
find die folgenden Blätter vorzugsmweife gewidmet, Wir halten 
uns bei diefem Publiftum gegen den Verdacht einer Hinneigung 
zu den Grundfägen des Merkantilſyſtems für volllommen ges 
| fidyert und ebenfo gegen den Verdacht einer allzugroßen Geneigt— 
beit, die materiellen Intereffen des Landes gegen die Lieblings— 
Idee der Zollvereine in den Hintergrund zu ſtellen. 


Uebetwiegende Nüdfichten auf diefe Intereſſen waren es, 
welche bisher das Großherzogthum verhindert haben, an ben, 
Dereinen Theil zu nehmen, bie fih in den legten Jahren ges 
bildet und deren Gebiete das Großherzogthum im Morden und 
Dften begrenzen. Um Alles, was in Beziehung auf unfere 
Frage unter den gegebenen Umftänden in Betrachtung kommt, 
in ein Elares Licht ju ſtellen, gibt es vielleikt Bein befferes 
Mittel, als ein Nüdblid auf die verfchiedenen Verſuche, die 
feit der Gründung des deutfchen Bundes gemacht wurden, um 
die Nachtheile der wechfelfeitigen Beſchraͤnkungen des Verkehrs 
ber einzelnen deutfchen Ränder zu befeitigen, oder zu vermin: 
bern Wenn wir jene Berfuche, ihre Weranlaffung und die Urs 
fahen, aus welchen fie ohne Erfolg geblieben find, einer vorläu« 
figen Berrahtung unterwerfen ; fo wird man fodbann, im Ue— 
berblic® einleuchtender Gegenfäge, um fo leichter erkennen, was 
unter ben gegebenen Umftänden dem Großherzogthum fromme. 


ER en — 
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Frühere Verſuche zur Erleichterung des Handelsverkehrs 
mit andern deutſchen Ländern, 


1. 

Die mannigfaltigen Nachtheile, welche mit dem Beftehen 
der Mauthbarrieren zwifhen ben einzelnen deutfhen Staaten 
verbunden find, wurden befanntlidy fhon bei der Abfaffung ber 
Bundesacte einer ernten Betrachtung würdig erachtet, 


Der Art. 19, diefee Urkunde feste der Bundesverſamm— 
lung eine Aufgabe, welche zu Iöfen, fie fowohl in der Natur 
des Gegenftandes, als in der Art ihrer Wirkfamkeit faft unbes 
fiegbare Hinderniffe finden mußte, in fo fern nicht die einfache 
Srage: ſoll ein gemeinfamer beutfher Mautbverein beftehen ? 
gleich vornen herein eine bejabende Antwort erhielt, und man 
fodann nur einige wenige Grundbefliimmungen als Gegenftand 
ihrer Berathungen bezeichnete , alles übrige der befondern Ver: 
handlung durch fachkundige Bevollmächtigte und der Beſtimmung 
durch die Mehrheit überlaffend. 


Von Verhandlungen über einzelne allgemeine Maßre— 
gen zur Erleichterung des Verkehrs durfte man einen gluͤcklichen 
Erfolg nicht erwarten. Daß folhe allgemeine Anordnungen 
nicht durch Stimmenmehrheit getroffen werden können, fondern 
als ein Gegenftand freier Vereinbarung zu betradyten feyen, 
kann nah den klaren Beftimmungen der Bundesgefige nicht 
bezweifelt werden, Nun find aber, wie jeder, der das Getriebe 
des Handels und ber Production Eennt, gerne zugeben wird, 
die Verhältniffe in diefem Gebiete von der Art, daß fih Feine 
einzelne Frage denken läßt, mobei die Intereffen der einzelnen 
Länder nicht mannigfaltig verfchieden wären, und daß baher 
eine allgemeine Entfcheidung Über ſolche Einzelhriten leicht dem 
Einen nur Vortheile gewähren, dem Andern dagegen nur Opfer 

1* 


—— 


auflegen und keine Aequivalente darbieten wuͤrde. Daher konnten 
die, in den erſten Jahren nah Eröffnung der Bundesverfamms 
lung begonnenen Verhandlungen fein Refultat gewinnen, unb 
blieben ſelbſt alle Bemühungen zur Erzielung einer Ueberein— 
kunft Über die Freiheit des Verkehrs mit Lebensmitteln ohne 
Erfolg. 


Mittlerweile wurde die Lage der Dinge mißlicher, als fie 
zur Zeit des Abfchluffes der Bundesacte erſchienen war. 


Die Wiedereröffnung der deutfhen Märkte für brittifche 
Manufakturen und Produkte führte nach Herftellung des Fries 
dens für die Induftrie Deutfchlands einen ungleihen Kampf 
herbei. In mander Hinficht, befonders aber in der gefhidten 
Benusung mechaniſcher Hülfsmittel weit hinter der englichen 
Induftrie zuruͤck, des Vortheils großer Kapitalien, und eines 
niedrigen Zinfußes entbehrend, fühlte fie das Uebergewicht der 
brittifchen Goncurrenz um fo empfindlider, als während ber 
mehrjährigen Dauer ber Gontinentalfperre biefe Mitbewerbung 
verbannt war, und fih große Waaren-Vorraͤthe in England 
angehäuft hatten, deren Abfag um jeden Preiß eilig geſucht 
wurde. Die Tiheurungsjahre verminderten den Einfluß eines 
der wichtigiten Vortheile der deutſchen Induftrie, — die Wohl: 


ı feilheit des Arbeitsiohne. Die Mafregeln ber brittifhen Mes 


gierung zur Herftellung des baaren Gelbumlaufes, erforberten 
bie Herbeifhaffung der edlen Metalle um jeden Preiß; fie 
brachten jene Erfcheinung hervor, die der Mangel an Einfiht 
ber abfihtlihen, planmäßigen Verſchleuderung brittifher Manu: 
fafturwaaren zum Ruin der deutſchen Snduftrieanftalten beis 
maß. Die Wirkung dieſer verfchiedenen Urfahen aͤußerte fi 
in ibrer größten Stärke in den Jahren 1817 — W. Ueberall 
ertönte der Ruf nah Schug gegen den verderblichen Einfluß der 
fremden Concurrenz. In einzelnen Staaten ſuchte man burd) 
Erhöhung der Zölle dem Uebel zu begegnen. Im füdlichen 
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Deutſchland war man ungewiß, ob man der fortſchreitenden 
ſcharfen Trennung der einzelnen Gebiete durch die, alle Be— 
wegungen des Handels hemmenden Mauthanſtalten, oder dem 
Einfluß der uͤberwiegenden fremden Concurrenz einen groͤßern 
Antheil an dem Drucke zuſchreiben ſolle, unter dem bie hervor« 
bringende Klaffe feufzte. Zu den Klagen über die wirklich vor: 
handenen Uebel famen noch die Berechnungen des Unverftandes, 
weldyer unter andern als nothwendiges MRefultat der fortdauern 
den Einfuhr der Kolonialartikel die allmählige Verarmung ber 
deutfhen Länder in einer Progreffion mweiffagte, zufolge welcher 
fhon jest, nad) Verfluß von 15 Jahren einer ftetigen Zunah— 
me jenes Handels, faft alle Elingende Münze verfhwunden 
ſeyn müßte. 


Unter diefen Umftänden wurde der Wunfh immer Tauter 
und dringender, baß gemeinfchaftlihe Maßregeln der beutfchen 
Staaten zum Schug gegen fremde Induſtrie ergriffen, und bie 
Mauthfchranten im Innern Deutfhlands aufgehoben merden 
möchten. Handels» und Gewerbsleute verfchiedener Staaten 
traten in Vereine, um diefen Zweck bei ihren Regierungen durch 
Sollicitationen zu erreihen; die Kammern der Landſtaͤnde ber 
füddeutfhyen Staaten benugten ihr Petitionsreht zum gleichen 
Zwecke. 


Dieſe Angelegenheit kam bekanntlich auf dem Wiener 
Kongteß zur Sprache. Ein Verein von ganz Deutſchland, etz ' 
wa mit Ausſchluß von Deftreih, deſſen Verhaͤltniſſe zu Ungarn 
und Stalin Schwierigkeiten bdarbieten mochten, und das ſich 
durch einen Handelsvertrag freundlich verbinden konnte — fhien, 
wie vielen Andern, auch dem Berfaffer diefer Schrift das wirk— 
famfte Heitmitlel. *) 


*) Der Verfaffer hat hierüber im Zahr 1919 feine Anficht in einem 
lithographirten Auffage niedergelegt, den er, ohne ein Wort 
daran gu ändern, in dem Anhange folgen läßt, 
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Ein ſolcher Verein waͤre ſtark genug geweſen, um ange— 
meſſenen Schutz zu gewaͤhren, und hätte durch die Größe des 
Marktes jedem einzelnen Staate Wortheile gewährt, melde un 
vermeibliche Unbequemlichkeiten und Nachtheile eines gemeinfa= 
men Syſtems weit überwiegen Eonnten. 


Fa er Eonnte noch zu einem weit beffern Ziele, zu einer 

größern Freiheit des allgemeinen Handelsverkehrs führen; da 

beim ernften Beftreben, die Grundfäge der Neciprocität zum 

| Vortheile der Freiheit geltend zu machen, einem ®ereine, der 

einen Markt von folhem Umfange beherrfchte, glückliche Erfolge 
nicht leicht fehlen Eonnten. 


2. 


Der Kongreß endigte, ohne eine Ausſicht auf die Ver: 
wirffihung einer folhen größern Verbindung zu eröffnen. 


Ueber die Gründung eines Vereines von geringerm Um: 
fange kam aber zwifhen Bayern, Würtemberg, Baden, Heffen: 
Darmftadt, den großberzoglichen und herzoglich ſaͤchſiſchen Haͤu— 
fern, Naffau und den fuͤrſtlich reuffifhen Ländern unterm 19. 
Mai 1820 eine Vereinbarung zu Stande, welder fpäter Chur: 
heffen und einige andere Eleinere Staaten beitraten. 


Diefe Uebereinfunft bildete die Weranlaffung und Grund: 
lage der Darmftädter Verhandlungen. 


Die meiften jener Länder befteuerten ſich wechfelfeitig in 
ihrem Verkehre; alle, ohne Ausnahme, litten unter dem Drude 
der Zollmaßregeln größerer Staaten. 


Das Uebel der wechfelfeitigen Befteuerung zu entfernen, 
fhien nicht fchwer zu fallen. Wollte man auf die Annahme 
eines Prohibitivfoftems, oder eines den Grundfägen diefes Sy: 
ftems ſich nähernden Zolltarifs verzichten; fo blieb jedenfalls, 


FEN, 


als reiner Gewinn, die gegenfeitige Freiheit bes Verkehrs, ein 
Mefultat , über deffen Werth die Meinungen der Regierungen 
wie des Publitums ungetheilt waren. Mufte die Produftion 
der BVereinsländer fi dabei mit einem ganz mäßigen Schutze 
begnügen ; fo opferte man wenigſtens feine bereits erlangte Vor: 
theile, man entbehrte nur einen Gewinn, den nur ein gröfierer 
Verein gewähren Eonnte, und über deffen Natur zudem’ die 
Meinungen von jeher fehr getheilt waren. 


Die Länder, welche den Verein bilden follten, umfaften 
einen Markt von 8 Millionen Einwohner, obngefähr ein Drits 
tel des Gebietes, deſſen Vereinigung unter einem gemeinſchaft— 
lihen Epftem zu bewirken, man urſpruͤnglich gewuͤnſcht hatte. 


Welche Anfiht man Über den Werth des Merkantilfpftems 
haben mag; fo ift doch Fein Zweifel, daß bei der Anwendung 
der Grundfäge deffeiben Umfang und Lage des Marktes berüd: 
fihtiget werden müffen, fonft würden Eleinere Staaten , felbft 
die Kleinften, nicht abgehalten feyn, die Mauthverfaffungen 
größerer Reihe zu copiren. 


Der geringere Umfang jenes Marktes , feine Lage und 
feine Produftionsverhältniffe waren der Annahme eines Mautb: 
foftems , wie diejenigen find , die man in den gröfern Staaten 
aufgeftelfe findet, und die auch der urfprünglich beabſichtigten 
groͤßern Wereinigung zufagen konnten, jedenfalls weit minder 
guͤnſtig. Nun ift e8 aber einleuchtend, daß je mehr man burd) 
die Höhe der Zollfäge fih der Strenge jener Syſteme nähert, 
eine Ausgleihung der verfhiedenen ntereffen ber einzelnen 
Theile eines Marktgebietes ſchwieriger fällt, daß die Verſchie— 
denheit der Lage, der Produktion und des gewohnten Handels— 
verfehrs die Machtheile hoher Zolltarife und der damit ver: 
bundenen Einrichtungen vorzugsmweife auf einzelne Theile des 
Marktes zurbdfallen laͤft, und daß, je geringer der Umfang 
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des gemeinfamen Marktes ift, jeber einzelne Theilnehmer für 
folhe , mit jeder Gemeinfchaft- unzertrennlihe Nachtheile um fo 
weniger leicht in den Vortheilen des inneren freien Verkehrs eine 
hinlaͤngliche Entfchädigung findet. 


Diefe Verhältniffe hatte die großherzogliche Regierung im 
Allgemeinen, mie in befonderer Beziehung auf die Lage des 
Grofherzogthums ohne Zweifel fhon vor dem Beginnen ber Ver: 
handlungen erwogen; denn in den Morfchlägen, womit fie 
„ vorangieng , mar der Schuß der Production nur in ganz gerin= 
gem Maße beruͤckſichtigt; die freie Bewegung des Handels im 
Innern erfhien als Hauptzwed. Die Zölle follten die Erzeug: 
niffe des Aderbaues nicht befaften, und im Mebrigen jenes Maß 
nicht Überfchreiten , welches die Geftattung freier Niederlagen im 
Innern des Vereins entbehrlih gemadht, der Neigung zum 
Schleichhandel Feine Nahrung geaeben, und zur Sicherung der 
redlichen Verzollung keine koſtbare Anftalten erfordert hätte. Der 
Berein follte auf den Grundfag volllommener Rechtsgleichheit 
gegründet, die Verwaltung follte einer gemeinſchaftlichen Behoͤrde 
anvertraut, und der Ertrag der reinen Bolleinfünfte zwifchen 


fimmtlihen Staaten nah einem beftimmten Maßſtabe vertheilt 
werden. 


Don der großen Mehrheit der theilncehmenden Staaten 
wurden die Anträge der großherzoglihen Regierung im Wefent: 
lichen beifällig aufgenommen. 


Nachdem aber dergrößte der, an den Verhandlungen theil: 
nchmenden Staaten die mwefentlihen Grundlagen jener Vorfchläge 
verworfen hatte, bildeten die Höhe der Zölle und die mit einem 
hohen Mauthtarife verbundenen Einrichtungen , fodann ber Maf- 
ftab der Revenuen-Theilung und die von jener Seite zu Gunften 
der größern Staaten verlangte Feftfegung eines idealen Stim: 
menvechältniffes den Gegenftand fhwieriger Verhandlungen. 


——— 


Waͤre auf die von der großherzoglich badiſchen Regierung 
vorgeſchlagenen Grundlagen ein Verein zu Stande gekommen, 
ſo haͤtte das Großherzogthum, ohne fuͤhlbare Benachtheiligung 

feiner gewohnten Verbindungen mit andern Ländern, die Wohl: 
that des freien Verkehrs mit Vereinsländern gewonnen. Diefem 
Bortheile, den fümmtlihe Staaten ſich gegenfeitig zugeftanden, 
würde Baden indeffen bei ‚der Annahme der Volksmenge, als 
Mafftab zur Vertheilung der reinen Bolleinkünfte,, Eein unbe 
trächtliches Opfer gebracht haben. 


Zwei Umftände vorzüglich find es, welche dem auswärtigen 
Verkehr von Baden, in Vergleihung mit ben oftwärts gelegenen 
größeren Staaten, die dem Vereine angehören follten, eine grö- 
ßere Lebhaftigkeit geben, nämlich die in diefer Beziehung guͤn⸗ 
fligere geographifhe Lage des Großherzogthums, und die Vers 
fhiedenheit der Productionsverhältniffe. Dort ftehen die verſchie⸗ 
denen Zweige der Production mit den Bebürfniffen der Gonfums 
tion in feinem fo ſtark abweichenden Verhältniffe ald in Was 
den, deſſen ManufactursInduftrie im Verhaͤltniß zur Aderbaus 
production einen weit geringern Umfang hat. Die natürliche 
Folge diefer im Allgemeinen bekannten Thatſache ift eine ver— 
gleihungsweife ftärkere Ausfuhr an Naturproducten mannigfals 
tiger Art und eine flärfere Einfuhr von Erzeugniffen des Ger 
werbfleißes. 


Zur Zeit der Darmftüdter Verhandlungen berechnete man 
z. B. den Ueberfhuß der Einfuhr Über die Ausfuhr an Baum: 
wolle und Wollenfabrikaten in Baden auf 11,417 bad. Gentr., 
in Bayern und Würtemberg zufammen nur auf 7770 Gentr. 
Aehnliche Nefultate gaben Vergleihungen der Einfuhr von Leder, 
Leinwand u.f. f. Während in Baden die Einfuhr an Leinwand 
die Ausfuhr überfteige, Überftieg die Ausfuhr der Keinwand und 
Reinwandfabrikaten die Einfuhr in Bayern um ungefähr 13,000 
bad. Etr, in Wuͤrtemberg um ohngefähr 10,000 bad. Gtr. Nur 
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in Beziehung auf den Bedarf von Seidenwaaren ergab fih aus 
der Vergleihung der Einfuhren ein der Bevölkerung ohngefähr 
entfprehendes Verhältniß. 


Leicht begreiflich zeigte fih die Wirkung dieſer wirthfchaft: 
lichen Verhältniffe und der einem Iebhaften Handelsverfehr gün: 
fligern Lage des Landes in dem Ertrag der Zölle. Bei einer 
nad) der Bundesmatrifel um nahe 40 Proc. ftärfern Bevölkerung 
und bei einer zwar fehr mäfigen, aber in Vergleihung mit dem 
badifhen Tarif gleichwohl weit höhern Belegung der Hauptein: 
fuhrartifel, hatte Würtemberg, nad) einem Durchſchnitt der Jahre 
1818—%0, eine Kandzolleinnahme von 474,000 fl., und Baden 
eine folhe von 529,000 fl. Nad einem Durdfchnitt der Pe: 
riode von 1812—18, in welcher die badifhen und wirtember: 
gifhen Zölle von den Hauptausfuhrartifein näher zufammen: 
flimmten, war die Einnahme in Würtemberg 466,000 fl., in 
Baden 587,000 fl., alfo um 25 Proc, ſtaͤrker. 


Würde Baden und MWürtemberg in der Gemeinfchaft in 
gleihem Verhältniffe zu den gemeinfhaftlihen Einnahmen von 
dem fremden Handel contribuirt haben, und als Maßſtab der 
Bertbeilung die Bundesmatrifel angenommen worden fenn; fo 
hätte Baden von einem reinen Einfommen , wozu es 25 Proc. 
mehr beigetragen bätte als Mitrtemberg, nahe 40 Procent 
weniger als legteres bezogen. In der Gemeinfhaft konnte aber 
das Verhältniß des Beitrags zu den gemeinfchaftlihen Einnah— 
men und der Theilnahme an dem Ertrag vorausfihtlicd nicht 
günftiger werden, da die höher belegten Einfuhr: Artikel faft durch— 
gängig Gegenjtände des Bezugs aus fremden Rändern find, und 
auch die höher belegten Ausfuhrartifel großentheils, namentlicd) 
das Holz, ihren Markt nicht in den VBereinsftaaten finden konn— 
ten. Dazu kam zu erwägen, daß Baden auf eine weite Strede 
die Grenze des Vereinsgebietes und zwar gerade nad) der Seite 
hin bildete, wo fchiffbare Fluͤſſe den Verkehr, felbft mit minder 
koſtbaren Erzeugniffen,, auf weite Diftanzen geftatten. 
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Es liegt in der Natur der Sache, daß unter jedem Mauth: 
foftem bei der Ausdehnung des Tarifs auf alle Gegenftände des 
Handels die Grenzdiftricte eine bedeutende. Laft tragen, von wel: 
her bie rüdmwärts gelegenen Theile des Marktsgebiets befreit 
bleiben. Die Waarenverfendungen und Zufuhren, die den bir 
recten oder unmittelbaren natürlihen Handelsverkehr einer Ge: 
gend mit andern Märkten bilden, Iaffen ſich als fo viele, aus 
einem Puncte ausgehenden Strahlen darftellen, bie gegen den 
Mittelpunkt bin am zablreichften, in größerer Entfernung von 
Diftanz zu Diſtanz fih vermindern ine Beichränfung des 
natürlihen Verkehrs durch Zollauflagen wird daher, unter fonft 
gleihen Umſtaͤnden, für jeden Ort um fo läffiger, je näher er 
der Zollinie liege, weil dieſe Linie eine defto größere Zahl feiner 
natürlihen Hanbdelsverbindungen durchfhneidet. Wenn diefe Ber 
trahtung auf den Großhandel mit Waaren, die ein gleiches Bes 
duͤrfniß des ganzen Marktes oder ein allgemeiner Ausfuhrartikel 
deffelben find, Feine Anwendung findet, fo iſt e8 doch Elar, daß 
fie den Eleinen Handel und den lebhaften Verkehr mit Landess 
producten, vorzüglich aber die große Maffe jener rzeugniffe 
trifft, die nur auf kurze Diftanzen ausgetaufcht werden. 


Aus diefen Gründen fhien eine billige Beruͤckſichtigung bei 
Seftfegung des Theilungsmaßſtabes gegründet, und lag die Ber 
freiung der Aderbauerzeugniffe von den gemeinfchaftlihen Zöllen 
in den Wünfchen der großherzoglichen Regierung. 


Obwohl aber zu erwägen war, bdafi an die vortheilhaftere 
Rage des Landes auh auf der andern Seite fi bedeus 
tendere Laften Enüpften, daß namentlich das Großherzogthum 
durh den Unterhalt von nahe 500 Stunden kunſtmaͤßig 
gebauter Straßen zur Beförderung des allgemeinen Verkehrs 
einen verhäftnigmäßig ftärkern Aufwand, als andere Vereins— 
länder zu beftreiten hatte; fo glaubte man burd die Annahme 
der Bundesmatrikel als Theilungsmafftab dennoch kein Opfer 
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zu bringen, welches bie Vortheile einer freien Bewegung des 
Handels im Innern des Vereinsgebiets überwogen bitte, 


Im Einverftändnig mit mehreren andern Regierungen, 
welche früher den badifchen Vorfhlägen im Weſentlichen beige: 
flimmt hatten, tar man aud) bereit, ſich verfchiedene Modi: 
ficationen der urfprünglihen Anträge gefallen zu laffen, 


Nachdem aber in den Verhandlungen hierüber ein Still: 
ftand eingetreten war, fagte fidy Heffen:Darmftadt, das ohne 
Nachtheil für feine Landesintereffen in feiner damaligen Lage 
nicht länger verharsen fonnte, befanntlid von den Verhandlun— 
gen los mit der erklärten Abficht jedoch, den Zweck des Vereins 
nach vollendetem Vollzug feiner Zolleinrihtungen fernerhin zu 
verfolgen. So endeten die Darmftädter Verhandlungen. 


3. 

Schon früher, im Jahr 1822, hatten die Regierungen von 
Wuͤrtemberg und Baden, aus Veranlaffung des franzöfifchen Ge: 
ſetzes über die Einfuhr des Schlachtviches verfhirdene gemein: 
fame Mafregeln ergriffen. Sie beftanden in der Erhöhung 
der Einfuhrabgaben von mehreren Artikeln, bauptfählid von 
Mein und von fogenannten langen Waaren ; der mwechfelfeitige 
Verkehr mit den eigenen Erzeugniffen der beiden Staaten, fo 
wie mit einigen andern Ländern, blich von diefen erhöhten Zoll: 
auflagen befreit. Achnlihe Mafregeln hatte, unter aͤhn— 
lihen Ausnahmen, der größte Theil der Schweizer Gantone 
ergriffen. 


Auch mit Heffen:Darmftadte kam nun ein Uebereinkunft 
zu Stande, melde dem twechfelfeitigen Verkehr wefentlihe Ers 
leihterungen verſchaffte. 


Zunächft durch das franzöfifhe Douanen:Gefeg vom Jahr 
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1822 veranlaßt, welches einen Hauptzweig des ſuͤddeutſchen 
Ausfuhrhandels bedrohte, konnten die Maßregeln der großherzog⸗ 
lichen Regierung vom Jahre 1822 zugleich als ein ſchickliches 
Mittel betrachtet werden, die Ausführung eines gemeinſchaftlichen 
Handels und Zollſyſtems zu erleichtern, indem man die Pro⸗ 
duction des Landes in die naͤmlichen Verhaͤltniſſe ſetzte, in welche 
die Induſtrie der benachbarten Staaten zum Theile ſchon ſeit 
laͤngerer Zeit ſich geſtellt fand. 


War ein Verein nicht zu erlangen, der nach ſeinen Be— 
dingungen, unter denen er angeboten wurde, dem Intereſſe und 
der Lage Badens entſprach, ſo ſchien eine ſolche vertragsmaͤßige 
Feſtſtellung der wechſelſeitigen Zölle mit den Nachbarſtaaten wes 
nigftens einen leidlihern Zuftand zu verfprechen. 


Ein weſentlicher Vorzug ber Verträge ift die Stabilität 
der Hanbelsverhältniffe, welche den Handels: und Gewerbſtand 
von den Gefahren befreien, jede auf einen beſtehenden Zuſtand 
berechnete Unternehmung durch unerwartete Maßregeln der eiges 
nen Regisrung oder fremder Staaten vereitelt zu fehen. 


Zwar gewährten ſolche Verträge Feine vollſtaͤndige wechfel: 
feitige Freiheit, und um Begünftigungen anbieten zu Fonnen, 
mußte man ſich ebenfalls, wie im Vereine, zu Erhöhungen der 
allgemeinen Zolfäge entfchliefen ,, welche größtentheils nicht un— 
mittelbar im Intereffe des Landes Ingen. Allein diefe Erhöhuns 
gen waren minder bedeutend ; fie umfaßten eine geringere Zahl von 
Gegenftänden; auch hatte man ihren Ertrag nicht einer verfürs 
jenden Zheilung zu unterwerfen, 


Eventuelle Verhandlungen , die Über eine größere Ausdche 
nung ber gegenfeitigen Erleichterungen des Verkehrs zwiſchen 
Würtemberg und Baden Statt gefunden, wurden abgebrochen, 


nachdem fih Bayern und Würtemberg über die Wiederaufnahme 
der Verhandlungen über einen Zollverein verftanden hatten. 


4. 

Ein zwifchen den Ein. Regierungen von Bayern und Wir: 
temberg verabredeter Entwurf eines Grundvertrages bildete die 
Grundlage der Stuttgardter Verhandlungen, zu welden 
im Jahr 1825 Bevollmädhtigte von Bayern, Würtemberg, Bas 
den, Heffen-Darmjtadt und Naffau zufammentraten. 


Ueber die Bedingungen des Grundvertrages, insbefondere 
über das Stimmen:Berbältniß, über den Maßftab der Revenuen⸗ 
Bertheilung, über die Verwaltungsart und verſchiedene andere, 
früher beftrittene Fragen ſchien man fi wohl verftändigen zu 
Eönnen, Der beifällig aufgenommene Vorſchlag, jeder Regierung, 
unter angemeffener Controle, die Verwaltung der gemeinfhafte 
lihen Gefege in ihrem eigenen Gebiete zu Üüberlaffen, gewährte 
ben Vortheil, daß die Angehörigen der einzelnen Vereinsſtaaten 
nicht in unmittelbare Berhhrung mit einer, die Gefammtheit 
tepräfentirenden Gollegialgewalt gebracht wurden, welche häufige 
Gonflicte mit den einzefnen Regierungen und ihren Behörden 
befürchten ließ, und befeitigte manche Schwierigkeiten, welche 
eine Vereinbarung über die Organifation und die Adminiftras 
tionsweife einer gemeinfhaftlichen Verwaltungsbehörde darbot, 
wie fie Baden in den früheren Verhandlungen in Antrag ge: 
bracht hatte, 


Nur bei der Frage über den Zarif zeigte fih eine Ver— 
fhiedenheit der Meinungen und Intereffen, welche zu groß war, 
um zu dem Berfuche einer Ausgleihung durch fortgefegte Ver: 
hbandlungen zu ermuthigen. 


Sn diefer Hinficht traten Umftände ein, melde eine An: 
näherung von Seite Badens felbft nicht in dem früher beab- 
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ſichtigten Mafe geſtatteten. Während der Verhandlungen wur« 
den die Handeisangelegenheiten Gegenftand der ftändifchen Ber 
rathbungen. Die Einftimmigfeit, womit für den Fall der for 
lieung, wie für den Fall einer Vereinbarung mit den Nachbar: 
ftanten über ein gemeinſchaftliches Zollſyſtem, der Antrag auf 
möglichft niedrige Zölle beſchloſſen wurde, konnte der großherzogs 
lihen Regierung nicht anders als beachtungewerth erfcheinen, 


Die Anfihten der Kammer entfprahen , fo viel un® bes 
kannt geworden, in der That ben Wuͤnſchen des Landes. Wer: 
fhiedene Urfahen mochten dazu beigetragen haben, die unguͤn— 
fiige Meinung über den Abſchluß des beabfihtigten Vereines auf 
die Grundlage hoher Zollfäge zu verftärken und zu verbreiten. 
So fehr die, feit dem Jahr 1822 erhöhten Zölle von einigen Na« 
turerzeugniffen der produzirenden Klaſſe zufagen mochten, fo 
wenig waren die Erfahrungen, zu welcher die Erhöhung ber 
Zölle von verſchiedenen Fabrikaten Gelegenheit gaben, gerignet, 
die Abneigung gegen hohe Zollfüge zu vermindern. 


Anfänglih madıten fie wohl bei dem Gewerbftande einen 
guten Eindrud, allein es währte nicht lange, bis der Schleich: 
handel fih organifirt hatte, und es ihm gelungen war, bie 
Zwecke ber gefeglihen Anordnungen zu vereiteln. 


Es fchien Elar vor Augen zu liegen, daß man ſich burdy 
die Annahme vines hohen Zolltarifs in die Alternative verfegte, 
beim Mangel binlänglihen Schuges gegen den Schleichhandel, 
ben redlihen Verkehr zu vernichten, oder durch den Aufwand, 
den ein genügender Schug verurfachte, ein Opfer bringen zu 
müffen, das die Vortheile der Vereinigung weit uͤberwog. 


Die Verhäftniffe ſchienen in dieſer Hinfiht noch etwas 
minder günftig als früher, da mehrere Staaten, welde an ben 
Darmftädter Verhandlungen Antheil genommen hatten, zurüd: 
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getreten waren. Dazu kam, daß die Hoffnung, die man zur 
Zeit, als die hoͤhern Zoͤlle zu Darmſtadt nachgegeben wurden, 
noch hegen durfte, die ganze Schweiz werde ſich naͤmlich an das 
Spftem der Erwiederung beſchraͤnkender Maßregeln anſchließen, 
nicht nur verſchwunden war, ſondern auch die concordirenden 
Cantone die verabredeten Maßregeln aufgehoben hatten. 


Durch die oͤffentlichen Verhandlungen in den Kammern 
ber ſuͤddeutſchen Staaten waren manche beobachtenswerthe, ſtati— 
ſtiſche Verhaͤltniſſe, namentlich uͤber die Ein- und Ausfuhr und 
uͤber den Ertrag der Zoͤlle, allgemeiner bekannt geworden, und 
Jeder vermochte hiernach leicht zu ermeſſen, daß bei der An— 
nahme der Volksmenge, als Theilungsmaßſtab, das Zugeſtaͤndniß 
hoͤherer Zoͤllabgaben um ſo bedenklicher erſchien. 


Baden, Heſſen und Naſſau verlangten die gaͤnzliche Be— 
freiung ber landwirthſchaſtlichen Erzeugniſſe von den Ausfuhr: 
zoͤllen, während in dem baperifch = würtembergifchen Projecte 
mit wenigen Ausnahmen alle hierher gehörigen Artikel bee 
legt, und zum Theil mit ſtarken Zöllen angefegt waren. Die 
galt insbefondere von verfchiedenen Hauptgegenftänden ter Aus: 
fuhr des Großherzogehums nah fremden Landen, namentlid) 
vom Holje, das mit 5, 10 bis 15 Procene und vom Hanfe, 
der mit 1 fl. 40 Er. belegt werden follte, 


Bon Colonialwaaren follten 5 fl. erhoben werden, wäh: 
rend man badifcher Seite nur 1 fl. 30 Er. vorgeſchlagen hatte, 
Die Zölle von den fogenannten langen Waaren fanden fid zu 
20, 40 und 60 fl. angefegt; während Baden 8 fl. in Antrag 


gebracht hatte. 


Daß aber in der That nicht bloß eine Verſchiedenheit der 
Meinungen fiber die Zweckmaͤßigkeit des einen oder andern Ta— 
rifs nach allgemeinen Grundfägen, fondern eine wirkliche Ver: 


fhiedenheit der Intereffen es war, bie eine Ausgleihung 
verhinderte, iſt durch die Verhandlungen felbft in ein klares 
Licht geftellt worden, und die Hoffnung, auf die Grundlage nieds 
tiger Zölle mit den öftlihen Staaten den Verein zu Stande zu 
bringen, konnte Baden nur in Betrachtung der Vortheile naͤh⸗ 
ren, welche fuͤr jene Staaten die Arrondirung ihres Marktes 
und uͤberhaupt die Lage des Großherzogthums darbot. 


Die Verſchiedenheit der Intereſſen zeigte ſich vorzuͤglich 
Bayern gegenüber, 


Bayern erhob fhon feit längerer Zeit höhere Zölle, und 
mußte daher beforgen, durch die Wereinigung auf die Grund: 
lage geringerer Abgaben einen Revenuenverluft ju erleiden, 


Höhere Abgaben erforderten Eoftbarere Anftalten und Eine 
richtungen; diefe beſtanden bereits in Bayern, und nahmen über, 
ein Vierttel der Einnahmen hinweg. Eine wohlfeilere Organifa- 
tion und Einrihtung würde auf cine Reihe von Jahren keine 
Erleichterung gewährt haben ; manche Eoflbare Anftalten, zweck⸗ 
maͤßig eingerichtete Hallen, Grenzzollhaͤuſer ꝛc. waren einmal 
vorhanden, und die Angeſtellten, welche entbehrt werden konn— 
ten, wuͤrden Ruhegehalte angeſprochen haben. 


Dagegen würde in Baden, das bisher nur etwa 12Proc. 
Abminiftrationskoften aufwendete, der in Folge höherer Zollab: 
gaben erforderlihe Mehraufwand, als eine neue unfrudtbare 
Ausgabe erfchienen fey. 


Eine eigene Schwierigkeit Tag in Beziehung auf das La— 
gerhausfpftem darin, daß in Bayern der Handel mehr in grö« 
fern Städten concentrirt, in Baden dagegen in Eleinern Städten 
und felbft in Dörfern zerfpfittere iſt; während Bayern nur 
35 Eagerhäufer hatte, beftanden im Großherzogthum etliche und 
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vierzig. Man hatte daher die Wahl zwifhen einem, in Ber: 
gleihung mit den Einnahmen ganz unverhälmißmäfigen Koften: 
aufwand, den der baverifhe Organifationgplan erforderte, oder 
der Unterdruͤckung einer bedeutenden Zahl beftehender Etabliſſe— 
ments, weiche um fo fehmerzlicher in einem Augenblide empfun: 
den werden mufte, da man von dem Mereine eine größere 
Freiheit und nicht neue Beſchraͤnkungen des Handels: Ver: 
kehrs und die Erfhaffung läftiger Monopole erwartet hatte, 


Kerner war zu berüdfichtigen, daß die Gewerbe und bie 
Gonfumenten feit einer Reihe ven Jahren in Bayern an höhere 
Zollabgaben gewöhnt waren, daß erftere in der Hrrabfetung ber 
Zölle eine Verminderung des Schuges beklagt, und Iustere ſich 
dadurch nicht bedeutend erleichtert gefühlt haben würden. Dagegen 
waren hohe Zölle im Grofherzogthum eine ungewohnte Laſt, und 
rährend in Bayern die Neyierung ausfchweifende Anträge auf 
Zollerhöhung zu befümpfen hatte, war bei ung der allgemeine 
Wunſch auf Ermäßigung der Zölle gerichtet. 


Die nahhbarlihen Verhältniffe find vorzüglich darin ver: 
ſchieden, dab Baden auf circa 50 Stunden an cin Fand graͤnzt, 
das Erin Mauthſyſtem kennt, und nur ganz unbedeutende Zölle 
erhebt. Diefer Umstand hätte einen großen Theil der Bewoh— 
ner des Großherzogthums dem verderblihen Einfluß des Schleich— 
handels in Gefolge der Annahme höherer Zölle ausgefegt. 


Durfte man von der Annahme eines hohen Tarifs vor: 
theifhafte Handelsverträge erwarten, fo hätte dieſer Gewinn aller: 
dings in die Magfchale gelegt werden müffen. Allein der Schweiz 
gegentiber bedurfte es dieſes Mittels nicht, und im Verhältniß zu 
andern Staaten wäre die Wirkung bdeffelben gelähmt worden, 
wenn man bie Unterhaltung des freien Verkehrs mit der Schweiz 
erhalten wollte. 


Dei diefer Ausnahme aber und da man von der Eidge: 


A 


noffenfchaft ein Anfchliefen on gemrinfame Maßregeln nicht er« 
warten durfte, würden hohe Zölle nad den bisherigen Erfah: 
rungen wirkungslos geblieben fepn. 


Alte diefe Gründe traten für Bayern nicht ein. 


MWürtemberg hatte weniger flarfe Motive, fich der An« 
nahme niedriger Zölle zu widerfegen; die freie Bewegung feines 
Handels bis an die weſtlichen und füdlihen Grenzen unferes 
Landes mußte ihm von höherm Werthe ſeyn, als dir Unterſchied 
der Zölle; Badens Beitritt befreite e8 von den Unannehmlich: 
feiten und Nahtheilen einer Grenzmauth. In diefer Rage era 
kannte Würtemberg feine vermittelnde Etellung, der es im gan 
zen Laufe der Verhandlungen ftets treu blieb. Im Falle der 
unbedingten Wahl mufte aber die größere Uebereinſtimmung 
feiner Intereffen mit denen Bayerns die Entfheidung aeben. 
Gerade dieſe aus dem öfonomifchen Zuftande und der Rage beis 
der Königreihe hervorgehende größere Uebereinftimmung ihrer In— 
tereffen mußte aber Baden um fo bedenkliher maden, einen 
Zarif anzunehmen , der feinen Bedürfniffen nicht entfprach, da 
das entfchiedene Uebergewicht diefer beiden Staaten in dem en— 
gern Vereine auch für die Zukunft bei allen vorfommenden Fra: 
gen für die Beruͤckſichtigung der befonderen Lage des Großherzog: 
thums wenig hoffen ließ. 


Die Abſicht der großherzoglihen Regierung bei ihrem Were 
ſuche, einen Dandelsverein zu gründen, war feine andere, als 
dem Rande eine neue Quelle des Gluͤcks, des MWohlfenns und 
ber Zufriedenheit zu bereiten. Die Anwendung der Principien, 
weldhe die Wiſſenſchaft als Refultat ihrer Forfhungen errungen, 
und die Erfahrung als mwohlthätig bewährt, die Freiheit des 
Verkehrs, mar der Gegenftand des Wunſches des Landes, Um 
auf der einen Seite eine größere Freiheit zu gewinnen, fonnte 
man ſich auch von der andern Seite Beſchraͤnkungen gefellen 
laffen, die der Geſammtheit zufagten, aber im Ganzen mußte 
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ein Gewinn für den Zwed des Vereins übrig bleiben. Je ger 
ringer der Umfang des Marktes, deſto meniger fonnte dem 
Großherzogthum ein Syſtem von Beſchraͤnkungen und hohen 
Zöllen zufagen, deſto gewiffer blieben die Nachtheile, welche an 
ſolche Syſteme jedenfalls fih knuͤpfen, defto problematiſcher wur: 
den jene Nefultate,, in welche man die Vortheile ftrenger Mauth— 
infteme zu fegen pflegt. Wenn man jene Freiheit auf der einen 
Seite gewährte, auf der andırn Seite aber eine größere Zahl 
gewohnter Handelsverbindungen durch hohe Abgaben traf; wenn 
man beforgen mußte, durd) diefe Auflagen die wichtigften Eine 
fuhrartikel zu vertbeuern,, und mannigfaltige Ausfuhrartifel, die 
ihren Abfag in fremden Landen fuchten, im Preife zu drüden ; 
wenn man zur QAufrehthaltung eines folhen Spftemes dem 
Molke die Laft eines neuen unfruchtbaren Aufwandes auflegen, 
und das Land auf eine weite Strede dem verderbliden Einfluß 
des Schleihhandels Preis geben mußte; wenn man bei allem 
diefem vorausfihtlih noch in ſtaͤrkerm Verhältniffe zu den ge: 
meinfchaftlichen Einkünften beizutragen hatte, ald man daran bit 
der Vertheilung participirtez fo war allerdings zu befürdten, 
daf gerade eine den wohlthätigen Abfichten der Regierung ent: 
gegengefegte Wirkung eingetreten märe, 


Auf diefe Weiſe haben daher die Verhandlungen Plar ger 
maht, daß es unter den gegebenen Umſtaͤnden nicht möglid) 
war, den Verein zu gründen, wenn nicht ein Theil feine eigenen 
Intereſſen den Intereffen des andern Theils opfern wollte, 


Nur ein Umftand hätte eine andere Entfchliefung herbei— 
führen Eönnen. Gin temporäres bedeutendes Opfer Eonnte ger 
techifertigt erfcheinen, wenn man mit Sicherheit annehmen 
durfte, daß der Zutritt Badens einer Vereinigung mit ben noͤrd⸗ 
lihen deutfchen Ländern förderlich feyn werde, Diefe Ausficht 
mar aber damals nicht vorhanden. Man durfte im Gegentheil 
fih nicht verhehlen, daß die Arcondirung des bayeriſchewuͤrtem⸗ 
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bergifhen Marktes durch das Großherzogthum das Beduͤrfniß 
einer Bereinigung mit den norddeutſchen Ländern bei jenen beiden 
Staaten eher [hwächen als verſtaͤrken müffe. 


5. 


Die Vereinigung Bayerns mit Wuͤrtemberg, und Heffen« 
Darmitadts mit Preußen fam nicht unerwartet. Diefe lag im 
dffenbaren SIntereffe der Production und den Finanzen unferes 
noͤrdlichen Nachbarſtaates; jene war durch die geographifche Rage 
erleichtert, und wenn man die höheren Tarife beibehalten wollte, 
jedenfalls beiden Theilen nüsliher als die Iſolirung. Baden 
fah in Folge diefer Vereinbarungen an feinen nördlichen und oft« 
lihen Grenzen verftärkte Barrieren entrichten, 


Selbft nachdem wir ben verberblichen Einfluß diefer wach: 
fenden Beſchraͤnkungen fühlten, Eonnte in der Wahl, dem 
einen oder andern ber beiden Vereine beizutreten, oder ifolirt 
ftehen zu bleiben, die Entfcheidung nicht ſchwer fallen. Den 
Zutritt zu dem preußifch = hefifchen Vereine verhinderte ſchon 
die geogeaphifche Rage des Randes, und bie Motive, die von 
dem Beitritt zu dem Vereine abgehalten, welcher den Ges 
genftand der Stuttgardter Verhandlungen gebildet hatte, ma: 
ten dem bayeriſch-wuͤrtembergiſchen Vereine gegenüber durd) die 
Trennung von Heffen nod) verftäckt. 


Der Erfolg hat gelehrt, daß wir unfere Lage richtig zu beurz 
theilen verftanden. 


Die feit dem Jahre 1827 faſt jährlich geftiegenen Zoll— 
einnahmen laffen Beinen Zweifel, daß unfer Handel an Lebhaf: 
tigkeit nicht verloren , fondern gewonnen hat. 


Der Ertrag der budifhen Landzölle wurde nad einem 
mehrjährigen Durchſchnitte (unter Abfchlag einer beträchtlichen 
Summe wegen der, in Folge der Gerichte über den Beitrit 


Badens zu dem Vereine periodiſch eingetretenen ftärfern Einfußr) 
auf 876,000 fl, und die Erhebungskoſten auf nur circa 7 Proc, 
des Brutto-Ertrags berechnet, fo daß eine reine Einnahme von 
circa 766,000 fl. übrig blieb. 


In den legten Jahren war ber Brutto »Ertrag auf eirca 
940,000 fl., der Reinertrag auf circa 825,000 fl. geftiegen. 


Bayern hatte bei einer Zfach größeren. Volksmenge und 
bei vielfach höheren Zollfägen, im Jahre 1855 eine Brutto: 
Einnahme von 2,842,000 fl., deren Erhebung circa 44 Proc. 
koftete, fo daß nur 1,582,000 fl. als reine Einnahme übrig blieben. 


Nah den Budget:Anfägen von 1831—37 wird der bayeriſche 
Antheil an der gemeinfhaftlichen Zoleinnahme auf 3,036,000 fl., 
der Neinertrag auf 2,012,230 fl., der Erhebungsaufwand daher 
auf circa 33 Proc. berechnet. 


Weit beffer ſtellten fi) die Refultate in dem preufifch- 
heſſiſchen Vereine, indem der beffifhe Antheil am Reinertrag 
im Jahre 1829 auf 609,802 fl. flieg, und für das Jahr 1833 
auf 625,000 fl, beredynet ward. 


Auf ſolche Weife zeigten die Nefultate der Zoll-Admini— 
ftrationen diefer verſchiedenen Staaten aufs Neue, daß die Schwies 
rigkeit des Vollzugs hoher Zolltarife im ungekehrten Verhältniffe 
mit der Größe des Marktes ſtehe, und daß die Probuctiong: 
verhaltniffe und die größere Lebhaftigkeit des Verkehrs der Rheins 
ufersStaaten auf den Ertrag der Zölle in diefen Ländern einen 
ſehr günftigen Einfluß ausüben. 


II. 


Ueber den Beitritt Badens zu dem größeren Holt; 
Vereine. 


1. 


Wir wenden uns nun zu der Frage, ob die Gründe, welche 
Baden abhalten mußten, dem baperifch = würtembergifchen Vers 
eine beizutren, auf gleiche Weife dem Anſchluſſe des Großher— 
zogthums an den größern Verein entgegenſtehen, in welden bie 
beiden bisher beftandenen Vereine ſich auflöfen follen ? 


Diefe Frage entfhieden mit: Nein ! zu beantworten, Füns 
nen wir Beinen Augendlid Bedenken tragen. 


Jener Verein gewährt, was in unfern eifrigiten Wünfchen 
fag, von dem Augenblide an, da wir zum erftenmal die Lage 
des deutfchen Handels zum Gegenftand unferer ernftern Betrad)s 
tungen madten. Er entfprihte im Wefentlihen den Anfichten, 
die wir bereits vor 14 Jahren über das wirkfamfte Heilmittel 
eines befingenswerthen Zuftandes uns angeeigner hatten, und 
alle Verfuche, die zu theilweifer Mitderung deffelben gemacht wor— 
den, dienten nur dazu, unfere Ueberzeugung zu beftarken, daß 
nur ein Verein, der alle Bundeslaͤnder, oder wenigitens die 
geoße Mehrheit, in einem weitausgedehnten, abgerundeten Martte 
umfaffe, eine befriedigende Huͤlfe gewähren Eönne. 


Die Gebiete der vereinten Staaten bilden in ihrer Ges 
fammtheit bereits einen Markt von mehr ald 20 Mill. Einwohner. 
Mehrere andere Ländern ſtehen im Begriffe, beizutreten, ober 
haben ihren Beitritt fhon erklärt, und nur wenige befinden fi, 
wie Baden, in einer Yage, welche eine Wahl geftattet. 


Mie früher, fo Eonnte uns auch jegt nur die Höhe ber 
Zolltarife vom Beitritte abhalten. 


wen 


Es ift nun wohl nicht zu verfennen, daß felbft bem großen 
Vereine gegenüber die Vortheile unferer geographifhen Lage 
nicht verloren gehen, daß unfer Sand an brei fhiffbaren Strös 
men gelegen, einer freien Communication mit dem Weltmarfte 
ſich erfreuet, daß wir die Verbindungen zwifhen dem ſuͤdweſt⸗ 
Iihen Deutfchland und Frankreich, einem Theile der Schweiz ıc. 
beherrfchen , daß bisher fhon die Mauthen der beiden Vereine 
mit ohngeführ gleich hohen Tarifen an unfern öftlichen und 
weſtlichen Grenzen unfern natürlihen Handelsverkehr hemmten, 
und jeder Verkehr, den andere Staaten nicht ihres eigenen Vor: 
theild wegen geftatteten, uns erfchwert, nichts defto weniger 
aber unfere Lage keineswegs huͤlflos war; wir verfennen nicht, 
daß unfer Zuftand, durch eine Vereinigung ber beiden Gebiete, 
welhe das Großherzogthum im Norden und Oſten begrenzen, 
im Wefentlihen nicht verfchlimmert wird, daß die Wirkungen 
der Befchräntungen, die wir bisher empfanden, ohngefähr dies 
feben bieiben,, es mag ber preufifch » beffifhe Zarif, oder der 
baperifch = würtembergifche , oder jeder andere, der, mie beide, 
ein gewiſſes Maaß überfchreitet, an den Grenzen diefer Nach: 
barländer gelten. Allein nicht die Möglichkeit in dem Znitande 
der Iſolirung, ohne mefentliche Verſchlimmerung unferer Vers 
bältniffe, zu verharren, Bann ale entfcheidend betrachtet werden. 


Wir haben vielmehr ung bie Trage vorzulegen, ob nicht 
diefer ifolirten Stellung, dem Vereine gegenüber, der Beitritt zu 
demfelben ſelbſt auf die Bedingung eines höhern Mauthtarifs 
vorzuziehen fen 2 


Wir glauben diefe Frage nicht beffer beantworten zu Eon: 
nen, als wenn wir unfere Lefer, unfter bereits erklärten Abfiche 
gemäg, auf ein fhon bekanntes Geld führen, und ihnen in 
einfachen Gegenfägen zeigen, wie in dem größern Vereine alle 
Vortheile, die man bei den frühern Verſuchen zu erfireben 
rachtete, ungleich beträchtlicher erfheinen, und die Nachtheile 
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bie man dagegen abzumägen hatte, theild ganz verſhwinden, 
theils minder fuͤhlbar werden. 


Zuvoͤrderſt iſt es im Allgemeinen klar, daß bei einer ſol⸗ 
hen Verbindung und bei dem Syſtem, das man aufſtellt, die 
Zahl der Staaten, die Größe des zu einem Ganzen verbundes 
nen Marktes, die Lage und die natürlihen Handelsverbinduns 
gen ber einzelnen Gebiete unter fih und mit dem Auslande, fo 
wie die Productions- und Gonfumtionsverhältniffe der verfchies 
denen Theile des gemeinfchaftlihen Marktes in Betrachtung ges 
zogen werden muͤſſen. 


9 
— 
1) Die größere Zahl der Staaten in dem ausge— 
dehntern Vereine bietet Garantien dar, die man bei jenem 


Vereine entbehrte, welcher den Gegenftand ber Stuttgardter 
Verhandlungen bildete. 


In einer ſolchen innigen, nicht leicht wieder aufloͤsbaren 
Verbindung einer geringen Anzahl von Staaten von verſchiede— 
ner Größe, ift für die minder bedeutenden weit leichter die 
Gefahr vorhanden, daß ein bdrüdendes Uebergewicht förmlich) 
anerkannt oder ber That nach ertragen werden muß. Wenn 
ein großer Staat dem überwiegenden Intereſſe des Ganzen die 
Local» Intereffen einer Provinz des eigenen Randes ohne Beden- 
fen unbedingt unterordnet; fo kann man um fo weniger er: 
warten, daß die Regierung eines Landes von 4 — 5 Millios 
nen Einwohner fehr geneigt feyn werde, bie befondern Wer: 
hältniffe eines andern Landes von + — 1 Million Einwohner, 
bas ſich ihrem Markte anſchließt, im Gonflicte der Intereffen 
zu berüdfichtigen , oder der Regierung deffelben einen, auch nur 
dem Schein nach gleichen, Einfluß auf allgemeine Anordnungen 
zu überlaffen. 
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Anders in einem Vereine einer größern Zahl ungleicher 


Staaten, unter welchen der größte in der Gefammtheit der 
Übrigen ein Gegengewicht, für Gonceffionen, die er auf feinem 
Markte macht, Aequivalente auf dem vereinigten, gleich ausge: 
dehnten Markte der übrigen Staaten findet, und der gering: 
ſte der Theilnehmer jedenfalls günftige Wechſelfaͤlle, 


bei dem mannigfaltigen Widerftreit der Anfihten und Sntes - 


teffen erblidt. 


Schen bei den Darmjtädter Verhandlungen hatte fih num, 
in gar manchen Punkten, die Verſchiedenheit der Intereffen 
ber rheinifchen Staaten und der rüdwärtsliegenden herdusgeſtellt. 
Sn einem Vereine, ber auf die Staaten befchränkt blieb, 
welche an den Stuttgardter Verhandlungen Antheil genommen, 
würde das Uebergewicht von Bayern und MWürtemberg eben fo 
entfchieden gewefen fenn, als ed unbezweifelt fehien, daß bie 
größere Ucbereinftimmung ihrer Intereffen, den Rheinuferftaaten 
gegenüber, jenes Uebergewicht in der großen Mehrheit der Fälle 
fühlbar mahen mußte. Diefe Betrahtung erhält eine um fo 
höhere Bedeutung, je mehr man in dem Zarife den Grunde 
fügen des Merkantilfpftemes huldigte, das in alle Produktions— 
und Gemwerbsverhältniffe tief eingreifend , nach Eurzer Zeit feiner 
Dauer mannigfaltige Veränderungen hervorbringen und kuͤnſtli— 


he Berhältniffe bilden mußte, die dag Verweilen in dem Ver: - 


eine, wie den Ruͤcktritt, gleich mißlih machen Eonnten. 


In diefer Hinficht find aber in dem größern Vereine nichg 
bie mindeften Beforgniffe vorhanden, die Intereffen der Rhein: 
Uferflaaten haben in Rheinpreußen cine maͤchtige Stuͤtze, und 
die ruͤckwaͤrts gelegenen ſuͤddeutſchen Laͤnder finden für die Con— 
ceffionen , die fie ihnen machen, ebenfalls größere WVortbeile, 
als ihnen der befchränktere Markt der fübdeutfhen Rheinlaͤnder 
dbarbieten konnte. 
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Wir erinnern, daß, neben dem Stimmenverhaͤltniß, eine 
der wichtigſten Fragen, welche, bei den fruͤhern Verhandlungen, 
zwiſchen Bayern und Wuͤrtemberg auf der einen, und den uͤbri— 
gen Staaten auf der andern Seite im Streite lag, die Aus— 
fuhrzoͤlle von landwirthſchaftlichen Erzeugniſſen betraf, fuͤr 
welche uns ein freier Verkehr mit fremden Laͤndern bei der Leich— 
tigkeit der Communication auf der freien Waſſerſtraße von ſo 


hohem Werthe iſt. 


3. 


2) Die dreifah größere Ausdehnung des Verei— 
nes und die Rage der Gebiete, welche die Erweiterung 
bes früher beabfichtigten engern Vereines bilden, gewähren der 
freien Bewegung des Handels ein ungleich größeres Feld. Die 
Wohlthaten des innern freien Verkehrs verbreiten fich gleichfoͤr— 
miger auf die verfchiedenen Zweige ber Produktion und Gon: 
fumtion,, und bie verfchiedenen Gegenden unferes Landes neh— 
men baran in einem günftigern Verhältniffe Theil, Keiner der 
Vortheile, welche uns der frühere Verein darbieten Eonnte, ent: 
geht uns, wir möchten aber diejenigen , welche die Herftellung 
be3 freien Verkehrs mit den hinzufommenden Gebietstheis 
fen überdieß verfpricht, nicht geringer, eher nod höher ans 
fchlagen. 


Nicht die Nähe oder die Entfernung der fremden Märkte 
allein ift es, von welcher der Werth einer freien Verbindung 
abhängt, fondern vorzüglich die Verhältniffe der Produktion und 
der Conſumtion, welhe das Bedürfniß des MWaarenaustaufches 
hervorrufen, und der Lauf der Gewäffer, welcher die Befriedis 
gung diefes Bedürfniffes erleichtert, Gerade in der Richtung 
nah Oſten ift unfer Ausfuhrhandel am wenigften bedeutend, 
und wird, wenn andere natürliche Abfagwege nicht verfchloffen 
werden, aud im Vereine nit bie gleiche Lebhaftigkeit, wie 
nah andern Richtungen im Ganzen genommen, gewinnen. 
Von diefer Seite gerade kommt uns eine Einfuhr, deren Ein: 
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fluß auf einen wichtigen Zweig des Aderbaues ein Anhänger 
der Schusfpfteme nit in die Wagfchale der Vortheile legen 
würde. Mit den Ländern des Mittel- und Unterrheines ver= 
bindet uns bie Mafferftraße , und ein wechſelſeitiges Beduͤrfniß, 
das aus dem Zuſtand der Produktion jener Gegenden und dee 
Dberrheines entlpringt. Unfere Naturprodukte bedürfen und 
erfreuen fi der wohlfeilern Thaljtraße des Rheins; die Erzeug— 
niffe des Kunftfleißes jener Gegenden bringt uns theils die 
Bergfahrt, theils tragen fie die Koften des Landtransportes ohne 
allen Nachtheil für einen ſolchen wechfelfeitigen Austauſch. 


Rheinpreußen liegt uns auf folhe Weife näher, ald mans 
cher Markt, der weit weniger entfernt, nur auf dem Landwege 
zu erreichen ift. 


Nicht auf gleihe Weife durch die Leichtigkeit der Commus 
nication erleichtert, bietet der Markt der ſaͤchſiſchen Länder durch 
die Verfchiedenheit der Productionen dennoch fehr willkommene 
Verbindungen für einzelne Zweige dar. 


Wenn die füdweftlichen Gegenden unferes Landes und bie 
Meingegenden des DOberlandes den größten Nugen von ber Er: 
Öffnung des bayerifch = wirrtembergifchen Marktes ziehen ; fo wird 
die Ausdehnung, melde der größere Verein in Vergleihung 
mit dem früher beabfihtigten erhält, dem ganzen Rheinthale 
und dem ehemaligen Mainz und Zauberkreis vorzugsweife zum 
Vortheil gereichen. 


Zu den unmittelbaren größern Vortheilen gefellen ſich aber 
noch mittelbare, 


In dem engern Vereine , der das Ziel der Etuttgardter 
Verhandlungen war, Fonnte die Concurrenz eines benachbarten 
zum gemeinfchaftlihen Markte gehörigen Gebiets für einzelne 
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Zweige unferer Production nur defhalb Iäftig werden, weil ber 
Abfluß eines Erzeugniffes aus jenem Gebiete, durch die Maß— 
regeln folher Staaten gehemmt war, welhe nun dem größern 
Verbande angehören. Dieß wäre namentlih ruͤckſichtlich der 
rheinbaieriſchen Weine der Fall geweſen; wird aber in meit 
minderm Grade ber Fall feon, wenn jene Urfache der Hemmung 
des natlrlihen Abfages ſich hebt. 


Auf folhe Weife gleihen fih alle Intereſſen um fo 
leichter aus, je größer der Umfang des gemeinfchaftlichen 
Marktes ift. 


Der größere Umfang bes gemeinfamen Marktes, fo wie 
die Rage und Probuktionsverhältniffe der einzelnen Gebiete üben, 
wie wir nun zeigen wollen, auch auf bie Beurtheilung ber 
Fragen, die fih auf den Tarif beziehen oder daran £nüpfen, 
einen wefentlihen Einfluß aus. 


4. 

3) Wenn ein Tarif, der alle fremden Erzeugniffe bes 
Kunftfleißes mit hohen Abgaben belaftet, eine ganze Reihe 
folher Bedürfniffe zu vertheuern drohte, fo verſchwindet dieſe 
Beſorgniß in dem größern Vereine faft gänzlich. 


Die Manufakturinduftrie der preußifchen Rheinländer ſteht 
auf einer Höhe, melde allein fhon gegen Monopolpreife einer 
befchränften oder unvolllommenen Induftrie genuͤgende Sicher« 
heit gewährt; eine lebhafte Mitbewerbung verfpriht in vielen 
Zweigen der Beitritt der fächfifchen Ränder, 


In dem ausgedehnten Gebiete des Vereines wird nicht leicht 
ein Zmeig der Fabrikation von einiger Bedeutung gefunden 
werden, ber nicht in größerer oder geringerer Entfernung jene 
Mitbewerbung fände, welche erforderlich ift, um den Wett 
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eifer,, gut und wohlfeil zu produzieren, zum Vortheil der Con— 
fumtion rege zu erhalten. 


Fin Blid auf die Stariftit der Manufakturinduftrie der 
deutfhen Staaten gibt die Ueberzeugung von der großen Ber: 
fchiedenheit diefer Verhältniffe auf dem Markte des früher beab— 
fihtigten Vereines und in bem weit ausgedehnten Gebiete bes 
größeın Vereines. Die Ihatfachen, welche fie begründen , find 
allzu bekannt, als daß wir verſucht ſeyn Eönnten, hier in Ein: 
zeiheiten einzugehen, 


5. 

4) Die größere Leichtigkeit, die Beduͤrfniſſe der eigenen 
Conſumtion ohne Preiserhöhung dur den innern Handel zu 
befriedigen , vermindert fr das Großherzogthum auch die Ger 
fahr , in einem fiärfern Verhältniffe zu den gemeinfhaftliden 
Einkünften contribuiren zu müffen, als e8 an dem reinen Ein: 
kommen nad dem Mafftabe der Volksmenge zu partici- 
piren hätte. | 


Zur Unterftügung der Bedenklichkeiten, welche in biefer 
Hinfiht bei den frühern Verhandlungen der Annahme hoher 
Zölle von allen Mauthartikeln entgegenftanden, haben wir oben 
mehrere fpecielle Thatſachen mitgetheilt, 


Es würde uns nicht fhwer fallen, die Zahl diefer, Belege 
zu vermehren, und die Urfahen ber Verſchiedenheit nachzuwei⸗ 
ſen, die ſich in dieſer Beziehung zwiſchen Baden und einigen 
Nachbarlaͤndern zeigt. Eine ausfuͤhrliche Darſtellung hieruͤber 
wuͤrde uns aber zu weit fuͤhren; es bedarf einer ſolchen auch 
nicht. Niemand, der den oͤkonomiſchen Zuſtand, die Produk— 
tions⸗ und Handelsverhaͤltniſſe der ſuͤddeutſchen Länder nur ober⸗ 
flaͤchlich kennt, und die letzten Reſultate der Zolladminiſtration 
beachtet, wird jene Thatſachen bezweifeln. Fuͤr Jeden iſt es 


aber klar, daß es ſich hier niht um ein finanzielles Opfer 
jener Art handelte, das nothwendig mit jedem Zollvereine 
verbunden ift, und das in dem Verluſte der Zölle befteht, wel— 
de von dem mechfelfeitigen Verkehr der vereinten Länder erho= 
ben wurden. Diefen Verluft beklagen , hieße eben fo viel, als 
die Freiheit des Verkehrs als ein Uebel betrachten; er ift nur 
für die Finanzkaffe vorhanden; was ihr entgeht, bleibt in den 
Taſchen der Steuerpflichtigen, und befruchtet die Quellen, twors 
aus die Regierung ihre Bedürfniffe fchöpft. 


Indem fie eine Befteuerung aufgibt, welche diefe Quelle 
nur zu häufig verftopft, wird es ihr um fo leichter, ihre Bes 
dürfniffe zu erheben. Allein ganz anderer Natur iſt jener Ver— 
luft, der duch eine Verkuͤrzung bei der Theilung entfteht. 
Wenn mir für einen verbhältnifmäßig groͤßern Theil unferer 
Production aufferhalb des Vereines unfern Anfag ſuchen, einen 
verhältnifmäßig größern Theil unferer Confumtion durd fremde 
Einfubrartifel befriedigen müßten, von den bievon fallenden 
Böllen aber einen Eleinern Theil zugefchieden erhielten; fo wäre 
dies ein reiner Verluſt für die Gefammtheit der Steuerpflichtie 
gen. Ein foldyer Verluft droht ung nicht, wo eine hinlängliche 
Goncurrenz und die Befriedigung unferer Bedürfniffe, ohne alle 
oder doch ohne fehr fühlbare Preiserhöhung fichert, wo die Zölle 
die Wahl der Confumenten auf dem von ber Mauth eingefchloffe: 
nen Gebiete in der großen Mehrheit der Fälle feſthalten und 
ihre Wirkung, als zahlbare oder füllige Steuer, auf das Gebiet 
der Mode, des Gefhmades oder feltener Geſchicklichkeit in einen 
engern Kreis fich einfchränft, 


6. 

9) So mie die Nachtheile einer höhern Befteuerung 
fremder Erzeugniffe des Kunftfleißes in dem größern Marktges 
Biete fi in ungleich niederm Grade Äuffern , fo find die Vor: 
theile, welche nach den Umftänden durch ein ſtrenges Mauth» 
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foftem errungen werden mögen, auch um fo Teichter zu er— 
warten, 


Mer, in der. Schule der Erfahrung erjogen,, die Schwie: 
rigkeiten Eennt, welche die gewonnene beffere Cinfidyt findet, 
fehlerhafte , tiefgewurzelte Einrichtungen hinwegzuraͤumen, wird 
ſich der himärifhen Hoffnung nicht uͤberlaſſen, daß im Verkehr 
der Völker das Prinzip der Freiheit fo bald zur unbedingten 
Herrfhaft gelangen werde. Er wird felbft die Überwiegenden 
Nachtheile nicht verkennen, die in jenen Ländern, melde feit 
lange her den Grundfägen des Merkantilſyſtems buldigten, mit 
einem rafchen Uebergang von dem Zuftande ber Belchränfung 
zu einem Spftem verbunden wären, das auf bie Leitung und 
auf den Schug der Produktion verzichtet, und durch die Zölle 
ohne fühlbare Beläftigung des Handels nur ein mäfiges Eine 
fommen für die Finanzkaffe zu erlangen, oder etwa nur ben 
Einfluß einer ungleihen Befteuerung der Produktion im eigenen 
und fremden Lande auf die Preife gewiffer Artikel auszugleichen 
fuhen würde. Allein er weiß auch, daß der einmal begonnene 
Kampf der guten Grundfäge nimmermehr ruht, und eine all: 
mählige Ausbreitung ihrer Herrſchaft nicht bezweifelt were 
den barf. 


In Vergleihung mit den Duanenfpftemen der größern 
europäifchen Staaten, neigt ſich dag preufifhe bei weitem am 
meiften zu den Prinzipien der Freiheit; die Anerfennung viner 
gefunden Handelspolitik offenbarte fih dort in weſentlichen Ver: 
änderungen, welche die frübere Gefeggebung erfahren, fo wie 
in den Vereinbarungen mit andern deutfchen Ländern, welche 
ber neueften Zeit angehören. 


Eine Geneigtheit zu mildernden gegenfeitigen Con: 
ceffionen laffen in dem bedeutendften Handelsftant Europas, 
der früher allen übrigen mit Befchränkungen der mannigfaltig: 


ſten Art vorangegangen war, die vor wenigen Jahren gegebes 
nen erften Zeichen einer NRudkehr auf die Bahn der guten 
Grundfäge und ihre ausdrüdliche Anerkennung in parlementarie 
fhyen Verhandlungen erwarten, 


Die Beguͤnſtigung der inlaͤndiſchen Induftrie und Pros 
duction unbedingt zu verwerfen, waͤre wohl eine übervers 
ftandene Liberafität, fo Tange der Egoismus in andern Staaten 
die Zollgeſetze dictirt. Sie erfheine um fo cher als zuläffig, je 
eher man hoffen kann, burd die Erwiederung zu günftigen wech« 
felfeitigen Gonceffionen den Weg zu bahnen, je weniger man 
befürchten muß, daß ihre Wirfung mehr in ber Vernichtung 
des redlichen Handels und in einem für die Conſumenten laͤſti— 
gen Drude, als in der Beförderung der inländifhen Produc« 
tion fühlbae fern werde. 


In diefer dreifachen Beziehung find die Verhäftniffe des 
geößern Marktes ungleich günftiger, als fie ſich auf dem verei— 
nigten Markte der füddeutfhen Staaten jemals bilden Eonnten. 


Auch Eleineren Staaten, twoelhen die Maßregeln eines 
Nachbarlandes einen gewohnten Abfag verfperren,, koͤnnen zwar 
nach den Umſtaͤnden Mittel zu Gebote ſtehen, die nachtheiligen 
Folgen einer folhen Etörung eines gewohnten Verkehrs zu 
ſchwaͤchen; aber die Koften eines ſtabilen, ausgebilditen Sy— 
fiems der Erwiederung befchränfender Vorkehrungen, mit dem 
ganzen Apparat einer dauernden Handhabung, vermag ein klei— 
ner Markt nicht zu beftreiten ; und vermoͤchte er «8, fo kann 
er größern Ländern gegenüber dennoh eine Behandlung auf 
gleichen Fuß nicht erwarten, da die wechfelfeitigen Vortheile 
des freien Verkehrs zwifchen einem Lande von 5, 6, 8 Millios 
nen Einwohnern, und einem Markte von 20 und 30 Millionen 
nicht gleich find, Man wird in diefer Beziehung namlich nicht 
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überſehen, daß die Production der Manufalturinduftrie 
in dem Bleinften Gebiete der größten Ausdehnung in einzelnen 
Zweigen empfaͤnglich ift, mährend der Confumtion in 
der Zahl der Verzehter, in dem Umfang ihrer Vedürfniffe und 
ihrem Einkommen eine bejtimmie Grenze geftedt: ift. 


Daher kann die größern Handelsftaaten nur die Bedeu: 
tenheit eines fremden Marktes von einer, ihrer eigenen Volks— 
menge gleichen oder ſich nähernden Einwohnerzahl zu wirkſamen 
Gonceffionen geneigt machen. 


Einen gleih wichtigen Einfluß übt die Größe des Mark: 
te8 auf das Gedeihen der einheimifhen Induftrie aus. 


Für jene Zweige, bei welchen von dem Umfang der Pros 
duction und von dem dadurch bidingten Gebrauch mannigfaltiz 
ger künftliher und Eoftbarer Hilfsmittel und Cinrihtungen die 
Wohlfeilheit der Hervorbringung abhängt, und die auf dem 
allgemeinen Weltmarfte mit der Induftrie anderer Länder in 
Goncurrenz treten, ift eine volltommene Fteiheit auf einem ber 
fondern oder dem einheimifhen Markte nur dann ven ho: 
herm Merthe, wenn diefer Markt einen feht bedeutenden Ums 


fang hat, 


Das Großherzogthum befigt nur wenige ſolcher Induſtrie—⸗ 
Etabliffements ; allein in einzelnen Gegenden find die natuͤrli— 
hen Bedingungen ihres Aufblühens vorhanden. So menig 
Stimmen man von dieſer Seite flir einen minder ausgedehnten 
Verein vernahm, fo verbreitet gerade unter diefer Klaffe früher 
die Beforgniß geweſen ſeyn mag, ein Spftem ber Beſchraͤnkung 
auf dem Markte des füdlihen Deutfchlandes koͤnnte, ſtatt zu 
einer Erleichterung, vielmehr zu einem fchroffern gegenfeitigen 
Abſchließen der deutfchen Märkte führen; fo einfiimmig wird 
jene Klaffe von Fabrikanten den Beitritt zu dew größern Ver: 
einen gutheißen. 
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Einſichtsvollen Gewerbsleuten entgeht es nicht, daß ein 
Syſtem, welches alle Erzeugniſſe des Kunſtfleißes mehr oder 
weniger mit Einfuhrzoͤllen belegt, auf einem beſchraͤnktern Mark: 
te leicht einer ganzen Reihe von Zweigen, die man beglnftigen 
will, ſtatt nüglich zu fepn, vielmehr nactheilig wird. Se 
geringer der Umfang eines Marktes, defto größer ift die Zahl 
der Productionszweige, für melde die, zu ihrem Gedeihen vors 
theilhaften natürlichen Bedingungen auf dieſem Markte nicht 
vorhanden find. Nun gehören aber manche Erzeugniffe des 
Kunftfleifes wiederum zu ben Bebürfniffen ber Production 
in andern Zweigen, und bie Gunft, die man ben letztern erweist, 
wird leicht durch die Nachtheile einer: Vertheuerung jener Ber 
dürfniffe aufgewogen; fo daß leicht der ſcheinbare Schutz ſich 
im legten Refultat in einen Nachtheil auflöst, der ihnen ohn⸗ 
erachtet des Zolles felbft auf dem eigenen Marfte bie Goncurs 
renz erfhweren kann, jedenfalls aber in der allgemeinen Mits 
bewerbung auf dritten Märkten fühlbar wird.*) 





*) Diefer wechfelfeitige Einfluß ber verfchiedenen Probuctionds 
zweige auf einander ift von der höchften Bedeutung. Kein 
anderes Land Eonnte in diefer Hinſicht ungeftraft fo rüdfichte= 
(08 verfahren als Großbritanien, weil dort für die meiften 
Fabrikationszweige günftige natürliche Bedingungen ihres Be: 
triebes vorhanden find. Nur die Kornbill bringt der Manufak⸗ 
turindufteie durch ihren mittelbaren Einfluß auf den Arbeites 
tohn einen Nachtheil, der wohl in manden Zweigen ben 
Werth des Schuges überwiegt, den fie auf dem einheimiſchen 
Markte gegen fremde Concurrenz finden. 


Frankreich bringt der Befoͤrderung ſeiner Eiſenfabrikation 
ein Opfer, das eine Reihe anderer Zweige, und mittelbar 
faſt alle ſchmerzlich empfinden. In Großbritanien, wo aus 
der nämtichen Mine Steinkohlen, Erzſtufen und Flußſpath 
hervorgebracht werbeu, beträgt auf den Eifenwerken der Mits 
telpreis von 1000 Kubikfuß Eifen 573 Franken; in Frankreich 
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7. 
6) In einem weſentlichen, für Baden hoͤchſt wichtigen 
Punkte weicht das preußiſche Syſtem von den Tarifen ab, die 
bei fruͤhern Verhandlungen in beſtrittener Frage ſtanden. Daſ— 
ſelbe gewährt eine weit größere Freiheit für die Ausfuhr der 
roben Erzeugniffe des Bodens. ine ſcheinbar geringe 
Abgabe wird durd) das Verhaͤſtniß des Volumens oder des Gier 
wichts der rohen Erzeugniffe zum Werthe derfelben für den 
Producenten, und dur die Maffe der Produkte, die wir, 
von dem Lauf der Gewäffer begünftigt, fernhin verfenden, in ifs 
rem Zotalbetrage für die Gefammtheit auf Fiftige Weife 
fühlbar. In diefer Beziehung und namentiih in Beziehung 
auf die befondern Intereffen unferer Production verſchwin— 
det in dem großen Vereine eine Beforgniß, die mit Recht bei 
den frühern Verhandlungen große Bedenklichkeiten erregte, 


8. 


7) Ein mit hohen Zolltarifen unzertrennlich verbundener 
Nachtheil, die Größe des unfruchtbaren Aufwandes zur Eiche: 
rung der Wirkſamkeit des Gefeges vermindert fid) in dem gröfern 
Vereine in bedeutendem Maaß, während man zugleih an Si— 
herheit gegen ein noch größeres Uebel, den Schleichhandel, ges 
winnt. Wir fehen, daß die Koften der Verwaltung und der 
Bewachung der Zollgrenzen in dem bayerifc) = wirtembergifchen 
Vereine F der Einnahme hinwegnehmen, und dennoch laffen 
die Nefultate der gemeinfhaftlihen Verwaltung feinen Zweifel 
über die Mangelhaftigkeit der Schuganftalten. Daß mit dem 
Umfange des Marktes die Koften einer gleich wirkfamen Bes 





können bie am meiften begünftigten Eiſenwerke eine ſolche 
Quantität nicht unter 953 Franken verkaufen. Das Eiſen iſt 
aber ein Artikel, deſſen Preis auf die Productionskoſten faſt 
aller Erzeugniſſe einen mittelbaren Einfluß ausuͤbt. 
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wachung der Grenzen ſich mindern, daß ein arrondirter Markt 
von 20 — 24 Milfionen Einwohnern feibft bei verhaͤltnißmaͤßig 
minder bedeutendem Aufwand weit leichter gegen den Schleich— 
handel geſichert werden kann, iſt an ſich klab. 


Recht anſchaulich macht dieſes Verhaͤltniß aber eine nähere 
Betrachtung des Einfluffes, den der Beitritt Badens mit etwa 
dom Wften Theile des Geſammtgebietes des Vereines in diefer 
Beziehung ausüben wirde. Der Verein würde nicht nur wegen 
dieſes Gebietzuwachſes feinen groͤßern Aufwand zu beſtreiten 
haben, ſondern offenbar noch an Koſten, ſo wie an Sicherheit 
gewinnen. Dem Großherzogthum gegenüber hätte er uͤber 200 
Stunden Fandgrenze und WO Stunden Waffergrenze zu bewa— 
hen; während die Ausdehnung des Großherzogthums gegen 
bas Ausland, die Schweiz und Franfreih,, nur etwa 100 
Stunden beträgt, und mit Ansnahme einiger kurzen Strecken 
nur Flußgrenzen barbietet. 


Er würde daher bei einer Vermehrung feines Marktes um 
1;5 Millionen Einwohner die Bewachungskoſten für 120 
Stunden erfparen, und, da die Flufgrenzen weit Teichter zw 
fhügen find, als Landgrenzen, welche großtentheild® Gebirgs- 
und Waldgegenden durchfchneiden , dabei noch eine weit größere 
Sicherheit gegen den Schleichhandel erhaften. 
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8) Die vollkommenere Sicherheit , welche die Mittel cis 
nes größeres Vereines gegen den Scleihhandel gewähren, ift 
auch bei der Frage über die Höhe dber’Zolle von Cole: 
nialwaaren von Wichtigkeit. Einige nöhere Betrachtungen 
über diefen Gegenftand ung vorbehaltend, haben wir bei diefer 
Vergleihung vorzüglich auf ben Umſtand aufmerffam zu mar 
hen, baß es fih um eine Frage handelt, bei welder weniger 
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die Intereſſen der einzelnen Staaten, als die Meinungen über 
die Zweckmaͤßigkeit einer Mafregel in Conflict gerathen können. 


Nun hänge aber das Urtheil über die Zweckmaͤßigkeit ei— 
ner folhen Befteuerung mefentlihd von den Mitteln ab, die 
man befist, um dem Gefege feine Wirkfamkeit zu fihern, das 
mit der redliche Verkehr nicht vernichtet, und der Scleichhan- 
del genährt werde, und daß, was die Confumenten in den er« 
höhten Preifen der befteuerten Waaren entrichten, nicht größten: 
theils aufgehe in Löhnen für die Schwärzer, in Gaben für 
treufofe Beamte und Wächter, und in den Koften der Aufficht 
und Gontrole. In diefer Hinficht ift aber Elar, daß in dem 
größeren Vereine nicht nur die, im Verhältniß zum Umfange des 
Marktes weit geringere Ausdehnung der Grenzen, fondern auch 
die Lage des größeren Vereinsgebiets, und die natürliche Rich ⸗ 
tung des Golonialwaarenhandels weit flärfere Garantien gegen 
jene Nachtheile darbieten. Bei weitem zum größten Xheile ber 
zieht der Verein feine Vedürfniffe an verzehrbaren Golonialarti« 
keln auf den Waſſerſtraßen, die fi im Norden in die See er: 
gießen. Die Vereinigung des füddeutfhen Marktes mit den 
nördlichen Ländern gewährt nun den Vortheil einer leichtern und 
fihern Gontrofe an den Punkten, wo jene Ströme das Ber: 
einsgebiet verlaffen. in Blick auf die geographifhe Lage und 
den Zug der Grenzen der Länder, welche den preußiſch-heſſiſchen 
Verein und den rolırtembergifch = bayerifhen bildeten, und jener 
Länder, welche zwifchen beiden Bereinsgebieten gelegen find, 
reicht hin, um einzufehen,, wie viel leichter eine fichere Con— 
trole der Zufuhren in dem vereinigten Gebiete faͤllt. Es ift 
daher kein Zweifel, daß auf diefem Markte eine höhere Be: 
fteuerung der Golonialmwaaren beftehen kann, ohne bie bezeic) 
neten Nachtheile und Gefahren herbeizuführen. 


10. 
9) Endlich geht aus verfchiedenen Betrachtungen, die 
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wir bereits angeſtellt, (Abſ. 4 und 6.) von ſelbſt hervor, daR 
eine Theilung ber Gefammteinfünfte nah dem Maß— 
ftabe der Volksmenge in bem größern Vereine nicht mit gleicher 
Verkuͤrzung, wie in dem friiher beabfichtigten Vereine, verbun: 
den fern wide. Die Verhäftniffe, melde im dieſer Hinſicht 
beachtet zu werben verdienen, find in den verſchiedenen Ländern 
mehr oder weniger verfhieben. Die Lage der Länder, bie Zahl 
und Bevoͤlkerung der Staͤdte im Verhaͤltniß zu dem platten 
Lande, Sitten, Gewohnheiten des Volkes haben unſtreitig 
einen weſentlichen Einfluß auf das Produkt der Zoͤlle auf jedem 
gegebenen Markte. Das Großherzogthum wird im Ganzen ge— 
nommen einen der fruchtbarſten Theile des Gebietes bilden; 
weit m.hr ale in manden andern Laͤndern find die befteuerten 
Gegenſtaͤnde, welde in groͤßerm Umfange fonft nur zu ben Ber 
dürfniffen der Stäbter gehören, auf dem Lande verbreitet. Die 
Lebhaftigkeit des Verkehrs, bie Menge der Reifenden und Frem— 
den, die Zahl und Frequenz ber Bäder find andere beahtungs- 
werthe Momente. Allein den nördlicher gelegenen Ländern ges 
genüber , ift der Einfluß der zum Theile noch günftigern Lage 
dieſer Märkte, ihres größeren Geldreichthums , ihrer nähern Ber 
rührung mit dem MWeltmarkte nicht zu verfennen. Cie finden 
ihre Arquivalente in ber freiern Bewegung ihrer bluͤhendern 
Induſirie. Für und aber erfcheint die, ohnehin nie ald ent: 
ſcheidend betrachtete, Frage über jenen Mafftab in der größern 
Vereinigung um fo mehr von untergeordneter Bedeutung, 


11. 

10) In den mannigfaltigen Beziehungen, bie wir hier 
angedeutet , fiheint und nun eine wefentlihe Verſchiedenheit zu 
beftehen zwifchen dem früher beabfichtigten Vereine, melhem 
auf die dargebotenen Grundlagen beizutreten, die Intereffen des 
Grofperzogthums abmahnten, und dem größem Vereine, der 
ſich zu bilden im Begriffe ſteht. Durch diefe vergleichende Darı 


a 


ftellung glauben wir zugleich Über die Raͤthlichkeit eines Beitrit: 
18 zu dem größern Vereine Licht verbreitet zu haben. 


Soltten wir das Beduͤrfniß und die Wortheile einer fok 
hen Verbindung an und für fich einer nähern und ausführlichern 
Betrachtung unterwerfen, fo würden wir geößtentheild nur zu 
wiederholen haben, was der beigedrudte Auffag enthaͤlt. 


Doch wollen wir noch verfuchen, bie vorliegende Frage ums 
ter einige Hauptgefichtspunfte zu bringen, und in allgemeinen 
Umriffen das Mannigfaltige zufammenzufaffen, welches ihre Be— 
leuchtung von verſchiedenen Seiten barbietet. 


Sie hat eine politifche, eine ſtaatswirthſchaft— 
liche, eine finanzielle und eine moralifche Seite, 


Daß eine Verbindung mebrerer Staaten, welche ihre mas 
teriellen Intereffen fo innig verwebt, unverträglich ift mit dem 
Gedanken, daß ihre äußere Politik fie jemals in eine feinds 
felige Stellung gegen einander bringen fönnte, iſt wohl fein 
Zweifel. Ein verftärktes Band bes Friedens und des wechfelfeis 
tigen Vertrauens zu Pnüpfen, eine neue, auf fefte Grundlagen 
gegelindete Garantie ohnehin ſchon befteßender Verpflichtungen zu 
erhalten, kann nur crfreulid fern. Am wenigſten wird man 
beklagen, daß Beine Scheidewand den Norden Deutſchlands vom 
Süden trennt. 


Nur eines iſt zu wünfchen, daß nämlich den uͤbrigen Bun: 
desländern gegenüber jede thunliche, mit wefentlichen Intereffen 
vereinharliche wechſelſeitige Beruͤckſichtigung eintrete. Verabre— 
dungen dieſer Art werden nicht ſchwer fallen, und von uͤberwie— 
gendem Nutzen, ſeyn, wenn fie insbeſondere eine gegenſeitige 
Verpflichtung zur Vernichtung des Schleichhandels und Garan— 
tiven fuͤr ſolche Zuſagen zur Grundlage erhalten, 
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Aber ſchon find Vedenklichkeiten Iaut geworben über eine 
Verbindung mit größeren Staaten, welche nicht die gleichen con« 
ftitutionellen Einrichtungen, wie wir, befigen, Man gibt fich 
die Miene, für unfere junge Verfaffung Gefahren wahrzunch: 
men ; aber im Ernfte wird Niemand eine folche Beforgniß hegen ; 
weder die Erfahrung, noch die natürliche Verkettung von Urs 
fahe und Wirkung leiht hiezu den mindeften Grund. Wir fahen 
feit Jahrhunderten deutſche Etaaten mit Iandftändifhen Verfaf— 
fungen und ohne folhe Berfaffung, monardifhe Staaten und 
freie Städte mit ariftofratifhen und demofratifchen Inſtitutio— 
nen, meltithe und geiftlihe Staaten neben einander in enger 
Verbindung. Jeder wurde auf feine Weiſe regiert, ohne daß 
aus diefer Verfchiedenheit der Formen für den einen oder andern 
eine Störung entftanden wire. Mit der innern Politit hat die 
Bolleinrihtung nicht das Mindefte gemein; ſolche Einrichtungen 
beftehen auf ganz gleiche Art in alten Staaten, welche Regie 
rungsformen fie auch haben mögen. Bayern, Würtemberg, die 
beiden Heffen haben bie gleiche WVerfaffung , wie wir, und wer— 
ben fie durdy Alles, was da3 Mohl ihrer Länder befördert, nur 
befeftigen , nicht erſchuͤttern. 


12. 

Bon der ftaatsmwirthbfhaftlihen Seite die Frage 
betrachtend,, hat man die Natur und die Wirfung eines Syſtems 
zu erwägen, welches in fämmtlichen Ländern, bie der Verein 
umfaßt, den wechſelſeitigen Augtaufch ihrer Naturerzeugniffe und 
der Producte ihres Kunft» und Gemerbfleißes von allen Zöllen 
befreit, dagegen fremde Fabrikate und überfeeifhe Erzeugniffe, 
vorzüglich die verzehrbaren Colonialartikel mit höhern Einfuhr: 
abgaben belaſtet, als fie bisher nah unferm Zolltarif getragen 
baben. Der Einfluß eines folhen Spftems auf den oͤkono— 
mifhen und finanziellen Zuftand des Landis kann nad) 
verfchiedenen, im Streite liegenden Principien beurtheit werden, 
während die ftreitenden Theile in Beziehung auf die Räthlichkeit 
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des Beitritts zu dem Vereine dennoch zu dem naͤmlichen Re— 
fultate gelangen. 


Es gibt drei Hauptmeinungen über die Einwirkung 
der Staatsgewalt auf Production und Handel. Die eine will 
gar feine Einwirkung, fondern unbedingte Freiheit; die andere 
will f[hügende und leitende Mafregeln ; die dritte. will folde 
Mafregeln nur zur Abwehr der Nachtheile, welche fremde Be— 
ſchraͤnkungen dem freien Verkehre zufügen. Vertraͤglich mit jeder 
diefer Meinungen ift die Benugung der Zölle als Quelle des 
Finanz »Einfommensd; im erften Fall iſt die Erhebung 
eines folhen Einkommens der Hauptzwed der Zolleinrichtung ; 
er foll fo weit verfolgt werden dürfen, als dadurch der freie Vers 
kehr nicht fühlbar erfchmert und der Schleihhandel nicht erzeugt 
wird. In den beiden andern Fällen bleibt der finanzielle Zwed 
dem Zwecke des Nugeng oder der Abwehr untergeordnet, waͤh—⸗ 
rend die beftehende Mautheinrichtung erlaubt, von einzelnen Er: 
zeugniſſen, die das eigene Kand nicht hervorbringt, höhere Con« 
fumtionsabgaben zu erheben« 


Es ift kein Zweifel, daß die ſtaatswirthſchaftliche 
Rüdfiht bei weitem die überwiegende ift; denn die Mittel 
und Wege fuͤr die Finanzen find mannigfaltig, und mas fie 
auf dem einen nicht finden, fuchen fie mit gleihem Erfolge auf 
einem andern. 


Nie vielleicht wird der Streit zwifchen den Freunden der 
Sreiheit, den Anhängern des Merkantilfpftems und den Vertheis 
digern der Erwiederung befchränfender Mafregeln im Allgemei: 
nen gefchlichtet ; aber die vorliegende Frage kann Jeder, zu wel: 
cher Claffe er gehöre, im Ueberblick unferer Verhältniffe und 
Bedürfniffe mit: Ja beantworten, ohne feinen Grundfägen 
untreu zu werden. * 


Wer die unbedingte Freiheit will, wird zwar dem 
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gegen Außen aufgeftellten Spfteme feinen Beifall zollen, allein 
ec muß die volllommene Freiheit, die der Handel des Landes 
auf zwei Drittel der Richtungen, nad denen er fi bewegt, auf 
weite Entfernungen hin geninnt, hoher anfchlagen, als den 
Nachtheil, der durch verftärkte Beſchraͤnkungen auf andern Seis 
ten bin entfteht, wo der Verkehr - bisher , theild ohnehin nicht 
ganz frei, theils durch Prohibitivfpfleme in enge Schranken ges 
bannt war, oder in dem unreinen Kanale des Schleichhandels 
ſich bewegte. 


Wer eine Einwirkung des Staates zur Be— 
förderung und zum Schuge der Induſtrie verlange, wird 
das Verfhmwinden der badifhen Zölle an den Grenzen des Lan—⸗ 
des gegen die Vereins: Staaten hin nicht leicht als einen fühls 
barın Nachtheil betrachten, den bie Production des Großherzog⸗ 
thums den Vereinsländern gegenüber dadurch erleide; da die bes 
ftehenden badifhen Zölle in der That dem Zwecke, den er will, 
nicht entfprehen; er wird aber für den Beitritt zum Vereine 
den doppelten Vortheil geltend machen, ſowohl die Hinwegräu« 
mung der Schranten, welde der Induſtrie des Landes bisher 
die Märkte der Vereinsſtaaten verfchloffen, als den Eräftigern 
Schutz gegen Außen , deffen fie bisher nad feiner Anfı a zu 
ihrem größern Nachtheile entbehrte. 


Merendlih auf dem Wege der Erwiederung bie 
Freiheit oder wenigftens eine größere Sreiheit des Verkehrs errins 
gen will, darf nimmermehr hoffen, feinen Zwed im Zuftand der 
Iſolirung zu erreihen; nur in einer Verbindung mehrerer Laͤn⸗ 
der zu einem großen Marktgebiete wird er das Mittel finden, 
zu Dandelsverträgen mit andern Staaten zu gelangen, 
welche zum wechſelſeitigen Nugen jenem erwünfchten Ziele näher 
führen. Mit ihm werden die Vertheidiger der unbedingten reis 
heit des Verkehrs die Erreihung diefes Zieled als eine Wohls 
that preifen, 
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Alle Meinungen aber werden ſich darin vereinigen, daß 
die größere Stabilität, welche bie allgemeine Zollgeſetzgebung 
in einem Vereine vieler Staaten nothwendig erhalten muf, ein 
Uebel entfernt, das fi an den häufigen Wechfel der. einzelnen 
Tarife alter biefer Länder fnüpfte, und deffen mittelbarer Ein= 
fluß auf den Unternehmungsgeift und die Speculationen aller 
Art der Entwidelung ber Induftrie und des Handels vielleicht 
eben fo hinderlid war, als bie unmittelbare Wirkung der wech— 
felfeitigen Befteuerung. 


Nicht minder wird Jeder, welchem Spfteme er auch an« 
hängen mag, in einem folchen Bereine eine wefentliche Bedin— 
gung jener großen Unternehmungen erbliden,. welche zur 
Beförderung des Verkehrs und der allgemeinen Wohl— 
fahrt in andern Ländern die Fortfchritte der Bevoͤlkerung, der 
Kultur und der Technik hervorgerufen haben, jener Unterneh: 
mungen, welde England und Frankreich mit funftvollen Com— 
municationswegen mit jedem Sahre reichlicher verforgen, und bei 
und nur durch gemeinfames Zuſammenwirken möglid), oder we— 
nigftens dadurch wefentlich erfeichterg werden. 


Auf folche Weiſe betrachten wir die vorfiegende Frage aus 
bem allgemeinen Gefichtspunkte der verfchiedenen im Streite lies 
genden Spiteme. 


13. 
Betrachtet man den wirthſchaftlichen Einfluß bes 


Mereins auf die verfhiedenen Zweige und Gegenftände 
des Handels und ber Production im Allgemiinen, fo ift 


1) Für die Ausfuhr unferer Naturpoducte die Er: 
Öffnung des Marktes der Vereinslaͤnder ein klarer Gewinn, 
gegen weldhen man keinen Nachtheil abzumägen hat, da unfer 
Abfag nad; andern Ländern durch den Vereinstarif nicht erfchwert 
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werden ſoll, vielmehr erleichtert wied, in Vergleichung mit dem 
‚früher beſtandenen und erſt neuerlich abgenderten badiſchen Tarif. 


2) Nichte minder guͤnſtig erſcheint das Reſultat in Bes 
ziehbung auf die Ausfuhr unferer Fabrikate, die in 
den Vereinsländern mit bedeutenden Zöllen belegt find, Wer: 
fhiedene Zweige unferer Fabrifate hängen ganz innig mit un« 
ſerm Aderbau zufammen, und ihre Aufblühen aͤußert daher zus 
gleich einen wohlthätigen mittelbaren Einfluß auf die Lage des 
Landmannes. 


3) Die Einfuhr von Naturproducten aus 
den Vereinsländern könnte nur ruͤckſichtlich des Weines Bes 
forgniffe erregen, welche vorzügfidh die unteren Theile des Ran 
des treffen. Dieſer Nachtheil, der in einem befchränkteren Ber« 
eine mit Bayern und Würtemberg bedeutender wäre, verringert 
ſich dur die Eröffnung des unterrheinifhen Marktes für 
die überrheiner Weine, und wird überwogen durch den erleich 
terten Abfag der Producte jener Gegenden unferes Landes, wo 
der Weinbau einen Hauptzweig der Bodencultur bildet, nämlich 
im ehemaligen Main: und Zauberkreife, im Seefreife und im 
obern Lande aufwärts von Offenburg. Dabei ift aber noch eines 
Umftandes zu gedenfen An die Weinproduction Enüpft 
fidy ein gewinnreiher Handel, ber feinen Eis in den näher 
gelegenen Eapitalreihern Etidten auffhlägt. Der Großhandel 
mit dem Producte des rheinbayerifhen MWeinbaues hatte früher 
feinen Dauptfig in Mannheim und in einigen benadhbarten 
Städten. Ein folher Handel ift mit hohen Eingangszöllen uns 
verträglich, und daß felbft die Geftaltung von Tranſitkellern Eein 
genügendes Auskunftsmittel darbietet, wird Jeder zugeben , der 
die Natur jenes Products und die Bedingungen erwägt, unter 
welhen eine abgabenfreie Lagerung geftattet werden kann. 
Die durch den erfchwerten Abfag unferee Weine herbeigeführten 
höheren Eingangszölle von fremden Weinen , fo wie die in ans 
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dern benachbarten Ländern cingetretenen Zollerhoͤhungen haben 
nun der Stadt Mannheim und einigen andern Orten ber dor: 
tigen Gegend einen Handelszweig größtentheild entzogen, den 
ihnen der Verein ohne Zweifel wieder zuwenden würde. Gegen 
die Einfuhr anderer Naturproducte genoß der badifdie Lands 
wirth feinen, ober einen nur ganz mäßigen Schuß; follte die 
Getreide : Einfuhr wadhfen, fo wird fie unfern Aderbau 
nicht drüden,, fondern mittelbar den Anbau und die Ausfuhr 
unferer Handelsgewächfe, der Cichorien , des Krappe, ded Tas 
baks, der Delfamen, des Hanfs ıc befördern, 


4) Unfere bisherigen Einfuhrzölle vonabrifaten 
waren fo mäßig, daß fie der inländifhen Induſtrie keis 
nen Schug gewährten. Diefe wird gegen den Gewinn eines 
großen Marktes, dem Vereine gegenüber daher Fein namhaftes 
Opfer bringen, und in dem Schuge gegen Aufen ſich eines 
neuen Vortheils erfreuen. 


Nach unfern Grundfägen müffen wir zwar gerade bie 
Höhe der Zölle von faft allen Erzeugniffen des fremden Kunft« 
fleißes im Allgemeinen als einen Nachtheil betrachten, in ſofern 
fie ung nicht den Weg zu erleichternden Hanbdelsverträgen bah— 
nen. Allein da, tie wir dargethan zu haben glauben, der Um: 
fang bes innern Marktes und dir blühende Zuftand der In: 
buftrie in einzelnen Gebieten deffelben die Confumenten gegen 
drücdende Preife fihern,, und buch die Vereinigung dem Vers 
Echre des Landes weit mehr freie Verbindungen gewonnen, als 
bisherige erſchwert werden ; fo kann in dem hohen Tarife jeden« 
falls , wenn man aud die Wahrfcheinlichkeit, zu günftigen Ver: 
trägen mit andern Staaten zu gelangen, nicht hoch anfchlägt, 
kein Hinderniß des Beitritts liegen. Die Frage uͤber bie Höhe 
der Zölle bleibt in diefer Lage mehr eine Sade ber Meinung 
Über die Zweckmaͤßigkeit der Spfteme im Allgemeinen, ale bes 
befondern Intereffes unferes Landes, Und das Gleiche gilt in 


— 


weit höherem Mafe in Beziehung auf die hohen Eingangszölfe 
von den Erzeugniffen des fremden Bodens, welche der Markt 
bes Vereins nicht Jiefert, und insbefondere von den verzehrbaren 
Golonialartieln. Wir wollen diefem Gegenjtande einige befon« 
dere Betrachtungen widmen. 


14. 

Meit entfernt, bie Befteuerung ber Colonialwaaren 
aus dem beſchraͤnkten Gefichtspunfte des Merkantilfpftems oder 
des Geldabfluſſes zu betradhten, möchten wir eben fo wenig dies 
fer Confumtion, als einem verderblihen Lurus, den Krieg ers 
klaͤren. Wir hätten einen folhen Lurus in dem Großherzog⸗ 
thume bis in die Wohnungen nicht nur der mittleren und Armee 
ten Klaffen in den Etädten, fondern auch des Landmannes in 
den mwiiteften Entfernungen vom Sige ftädtifher Sitte und Re: 
bensweife zu verfolgen. Die feit 15 Jahrın fat auf das Dop« 
pelte geftiegene Zufuhr von Zucker und Kaffe beklagen wir kei— 
neswegs als ein Ungluͤck; denn wir erkennen in der Berfchiedenheit 
der Klimate und der Productionen der Länder und in der Leich— 
tigkeit, womit ber Menfch ſich die Genüffe fremder Zonen an- 
eignet , ein mwohlthätiges Band, das alle Völker umfchlingt, 
eine wefentlihe Bedingung einer böhern öfonomifhen Entwicke⸗ 
lung, eines friedlihen wecfelfeitigen Verkehrs und der fortfchreis 
tenden geiftigen Kultur aller Völker. 


Allein, wo man die Bedürfniffe des Staates großentheils 
durch Auflagen auf die Gonfumtion berbeizufhaffen fuht, — 
und wo gefchieht diefes nicht ? — barf man die Befleuerung ber 
verzehrbaren Colonialartifel gleich andern Verbrauchsgegenftänden 
nicht nur als hoͤchſt zweckmaͤßig, fondern felbft als von der Ges 
rechtigkeit geboten betrahten. Niemand wird daran zweifeln, 
daß, wo man das Salz mit 50 und 100 Proc, befteuert, eine 
Auflage von 25 und ſelbſt von 50 Proc. von Zuder und Kaffe 
von jener Seite nicht angefochten werden Eönnte, Eine gefunde 
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Finanzpolitik wird ſich nur huͤten, die Zoͤlle ſo hoch zu ſetzen, 
daß fie die Conſumtion in einem, dem finanziellen Zwecke über: 
wiegend nachtheiligen Mafe befchränfen, und man fi in die 
Alternative verfegt firht, entweder din Ertrag durch die Koften 
einer ſchwierigen Aufſicht größtentheiis wieder unfruchtbat vers 
zehren, oder beforgen zu müffen,, daß die Auflage ſich in einen 
Verdienft der Schleihhändler verwandle. Die Verhältniffe nun, 
die dem Vereine geftatten, ohne Verlegung diefer Nüdfichten, 
von Golonialartifeln höhere Auflagen zu erheben, wurden bereits 
oben berührt. Wir geftehen, daß uns die Zölle des Vereins 
demohngeachtet das rechte Maß zu Überfchreiten feinen, und 
find überzeugt, daß eine Ermäßigung in finanzieller Hinficht 
vortheilhaft feyn würde. Diefe Erwägung vermag aber unfere 
Anfiht über die Vortheile des Beitritt zu dem Vereine kei— 
neswegs zu Ändern. Gerade bei diefen Gegenftänden kann es 
auf ein Mehr oder Weniger, wenn man einmal ein gemwiffes 
Maß Überfchreitet, und eine ſtrenge Mautheinrichtung befigt, am 
wenigften anfommen. Die Erfahrung wird im Vereine felbft 
zur Erfenntniß des rechten Maßes führen, und in der Betrach— 
tung, daß bei diefer Frage das finanzielle Intereffe ſaͤmmtlicher 
theilnehmenden Etaaten auf ganz gleihe Weife betheiligt iſt, 
darf man der Hoffnung wohl Raum geben, daß eine auf jenem 
Wege genommene Belehrung nicht unfruchtbar bleiben werde, 


Mir Eönnen indeffen nicht umhin, aud hier auf die Er: 
fahrungen zu verweifen, die für das Syſtem mäßiger Zollfäge 
in dee angegebenen Bezichung fprehen, und welche insbefondere 
die Vergleihung der Bolferträgniffe in Baden und in unfern 
öftlihen Nachbarländern darbietet. Man ſchreibt zwar die Höhe 
unferer Zolleinnahmen auswärts häufig dem Umſtande zu, daß 
die, den Nachbarſtaaten durch den Schleihhandel zukommenden 
Golonialwaaren die badifhen Zölle tragen. Wenn man bie 
Tranfitzölle darunter verſteht, fo ift dieß unbezweifelt rich— 
tig. Ein großer Theil diefer Waaren nimmt feinen natürlichen 
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Weg durch das Großherzogthum, und bezahlt die Durchgangs 
gebühren auf gleihe Weife, fie mögen zur redlichen Verzollung- 
im Nahbarlande beſtimmt feyn, ober eingefchwärze werben. 
Altein es iſt ein Irrthum, wenn man die Urfache unferer ver: 
haͤltnißmaͤßig größeren Zolleinkünfte in der Bezahlung der badis 
ſchen Eingangszoͤlle von den Schleihhändlerwaaren fucht. Zum 
Theil find fie unſtreitig das Reſultat der Lage und Productiong- 
Berhältniffe unferes Landes; denn die Erſcheinung iſt Älter, als 
der bebeutenbere Unterfchied in den Tarifen an ber wuͤrtember⸗ 
giſchen Grenze. Aber das Verhältniß der Einnahme ift feither 
zu unfern Gunften noch gewachfen, beſonders wenn man die 
Höhe des Vereins⸗Tarifs beruͤckſichtigt. Diefen böhern Ertrag 
darf man mit Sicherheit unfern mäßigen Zollfägen zuſchreiben. 
Kür den. fremden Bezieher der Golonialwaaren auf dem Wege 
des Schleihhandels bedarf e8 des Aufwands bes badiſchen Ein- 
gangszolles keineswegs; da ein Collo, welches den badifchen 
Tranfitzoll getragen hat, nicht leichter eingeſchwaͤrzt wird, als ein 
anderes. | 
Kein Zweifel ift wohl, daß ein bedeutender Scyleichhandel 
Statt findet. Aber was durch den Kleinhandel eingeht, iſt 
wohl fehr wenig, in Wergleihung mit den Einfhmwärzungen 
im Großen. ze 
Die ganze Quantität, melde in unfen Ausfuhrliften 
(als beim Eingang verzolkte Waare) erſcheint, beträgt nad) einem 
dreijährigen Durchſchnitt (von 1829—31) ohngef. 4000 Etr. Zuder 
und etwas über 2,500 Etr. Kaffe, die eine Einnahme von ohngefähr 
10,800 fl. gewährten. Von diefer Einnahme müfte man ben 
Betrag des Tranfitzolles abrechnen , um das Product zu finden, 
welches die Finanzkaſſe dem, durch die niedrigen Zölle erleich⸗ 
terten Zwifchenhandel verdankt *). Nah dem Durchſchnitt der 
*) Die Geringfügigkeit der bisherigen Zölle machte, in Folge 
eines unbedeutenden Schwankens der Preife, den Abfag bereits 
verzollter Waaren möglich, ohne daß dabei der Schleichhandel 
im geringften im Spiele feyn konnte. Auf den Abfag bereits 
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Jahte 1829-31 betrug aber: die Einfuhr an Zucker nabe 79,000 
Ger., an Kaffe Über 33,000 Etr. Wil man hier den Einfluß, 
den die Gerlichte Über den Hanbelsverein in jener Periode auf - 
die Vermehrung der Vorräthe ausgehbt haben, in gleichem 
Maße berudfichtigen,, wie e8 bei den Voranfchlägen des Budgets 
gefchehen *); fo. würde bie mittlere Einfuhr an Zuder: und Kaffe 
zu 82,000 Etr., und bie Confumtion nad) Abzug der Ausfuhr 
zu 75,500 Etr. anzunehmen feyn. 

Wir glauben, dab die Wirkung jener Geruͤchte, in’ einem 
dreijährigen Duütchſchnitte, nicht in folhem Verhättniffe fühls 
bar feyn konnte, und die Kaffe»-Gonfumtion mindeften® zu 24,000 
Ger., die Zucker-Conſumtion zu 72,000 Etr. anzunehmen ſey. 
Vergleicht man diefen Verbrauch mit der Confumtion im baye⸗ 
riſch⸗wuͤrtembergiſchen Vereinsgebiet, fo erſcheint das Mißver haͤlt⸗ 
niß allerdings ungemein bedeutend; allein deßhalb darf man noch 
nicht daran zweifeln, daß unſer Verbrauch nicht wirklich ſo groß 
war, oder nicht ſo groß ſeyn konnte. 

Um hieruͤber ein gruͤndliches Urtheil zu faͤllen, muß man 
ganz andere Vergleihungen anftellen. | 

Mir fragen, wie groß die Zufuhren find, welche die euro» 
päifchen Sechäfen jährlich erhalten, und wie groß die Conſum⸗ 
tion -in andern Rändern , welche durch ihre Lage und Eintich« 
tungen gegen den Schleihhundel mehr gefichert find ? 

Nun finden wir, daß in den legten 4 Jahren bie jährli« 
hen Zufubren an Kaffe in den Haupthäfen Europa’s, nach forge 
fältiger Ausfheidung der Zwifchenfendungen, unter unbedeuten« 
ben Schwanfungen, ohngefaͤhr 2 Millionen Etr. betrugen, bie 
jährlichen Zufuhren an Zuder aber nicht unter 7 Millionen tr; 
jährlich fielen, und bis auf 7,700,000 Etr. fliegen **). Nahe bier 

verzollter Waare hat in der oben bezeichneten Periode ohne 

Zweifel die Anhäufung der Vorräthe gewirkt. 

*) Es wurde eine jährliche Mehreinfuhr von 30,000 Gtr., alfo 
eine Vermehrung ber Vorräthe von 90,000 Str. angenommen, 

»*) Naͤmlich in den Häfen von England, Frankreich, Holland , in 
Hamburg, Bremen, Kopenhagen, St. Petersburg, Trieſt. 


mit uͤbereinſtimmende Nefultate geben die Berechnungen ber ben’ 
Verkauf der Seehäfen zum europäifhen Gonfumo und über' 
die Ausfuhr dee Erzeugungsmärkfte *), 

Den mittleren Verbrauch darf man hiernach ohngefaͤhr 
auf 1 Pfund Kaffe und auf 34 Pfund Zuder für jedes In— 
dividuum der europäifhen Bevölkerung annehmen. 

Iſt es hiernach unmwahrfcheinlih, daß die Kaffeconfumtion in 
Baden 2 Pfund, und die Zuderconfumtion 6 Pfund auf den 
Kopf betragen konnte? Man wird dieß nicht behaupten, wenn: 
man bedenkt, baf in einem großen Theile Europa’s die ökonos 
mifche Rage des Volkes, und in einem noch größern Theile uns 
feres Welttheild die hohen Zollauflagen dem Verbraud der Co— 
lonialwaaren mweit minder günftig find, und daß in einigen Pän» 
dern, namentlih in Franfreih und Rußland, die Höhe der 
Zölle die Fabrikation und Gonfumtion des Runfelrübenzuders 
ſehr begünftigt. 

Die Kaffeconfumtion Frankreihs fteht weit unter jenem mitt: 
lern Betrag; fie ſchwankte vom Jahr 1890—26 zwifchen 7 u. 
10 Millionen Kilogr. ; die Zuderconfumtion ſchwankte in diefem 
Zeitraume zwifchen 41 und 71 Millionen Kilogr. 

Wohin follen dann jene, dem europäifhen Markte jähr: 
lich zuftrömenden Golonialmwaaren gelangen, wenn man nidt 
annehmen darf, daß in Ländern, wo fie weniger befteuert werden, 
und wo man Runfelrübenzuder weder producitt noch verbraucht, 
der Abſatz und die Gonfumtion beträdhtlicher feyn müffen ? Und 
ift dann der Verbrauch des Großherzogthums fo bedeutend, daß 
ſich nicht Beiſpiele einer gleich ftarken und ſelbſt noch ftärfern 
Gonfumtion felbft in Ländern finden laſſen, wo die Zölle fehr 
hoch, aber andere Umftände dem Verbrauche günftig find? Ohne 


*) Man berechnet die Quantität Zuder, welche die Production 
von Amerifa und von Oftindien jährlich dem europäifchen Markt 
liefert, auf 447 Mill. Kilogramme. Die Zufendung an Kaffe 
aus den Ergeugungss Ländern Kann elwa zu 103 Mill. Kilos 
gramme angenommen werben, 
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erachtet ber hohen Befteuerung ift in Großbritannien die Zuders 
confumtion fehr beträchtlicd ; der unter allen Glaffen verbreitete 
Theeverbtauch ift ihe guͤnſtig . Sie wird ohngefähr zu 9 Ki⸗ 
fogr., und wenn man Irland in bie Vergleihung mit aufnimmt, 
ohngefähr zu 7 Kilogr. auf den Kopf berechnet; und ift alfo weit 
bedeutender als in Baden, wo fie nur 3 Kilogr. beträgt. Das 
gegen ift der Kaffeverbraudh in Großbritanien verhältnißmäfig 
weit geringer, als in Baden, und zwar ohngefähr in demfelben 
Berhältniffe, in welchem die Zuderconfumtion flärker ift **). 

Welhen Einfluß aber, unter fonft gleichen Umftänden, 
die Höhe der Abgaben auf die Confumtion ausübt, hat naments 
ih in Großbritannien die im Jahr 1807 erfolgte bedeutende 
Reduction des Zolles vom Kaffe gezeigt. Vor dem Jahre 1807 
betrug fie 8000 Cwt.; bis zum Jahre 1824 flieg fie aber bie 
auf 66,000 Ewt. (circa 3 Mill. Kitogr.) oder auf mehr ale 
das Ahtfahe. Nah einem Durchſchnitte der Jahre 1827—29 
betrug fie 87,800 Ewt. oder nahe 5 Mill. Kilogr. 

Mer folhe Thatſachen erwägt, und durch die Beſteuerung 
der verzehrbaren Golonialwaaren nur finanzielle Zwede verfolgt 
wiffen will, wird daher bei der Frage Über die Höhe ber Zölle 
nicht nur den Grab der Wirkſamkeit aller zu Gebot ftchenden 
Mittel zur Sicherung gegen ben Schleihhandel, fondern zugleich den 
Einfluß der Auflagen auf die Confumtion erwägen , und beden» 
en, daß der Verbrauch leicht in einem weit ftärkeren Verhältniffe 
eingefchränft werben kann, als man den Betrag ber Zölle fleigert. 

Wenn e8 nicht möglich ift, in der Wechfelwirfung zwiſchen 
den Zöllen und der Confumtion den Punct genau zu ermitteln, 
wo die Steigerung wie die Verminderung der Abgabe den Er- 


*) Bielleicht darf man biefe ftärkere Gonfumtion in einem Lande, 
wo alle Lebensmittel im höchften Preife fichen, dem Nahrungss 
ftoffe des Zuders zufchreiben. 

+) In vielfach ftärkerm Verhaͤltniſſe fteht der Mehrbetrag der bris 
tifhen Zheeconfumtion. Sie belief fi im Zahre 1828 auf 
30,926,000 Pf., und im Jahre 1829 auf 31,800,000 Pf. 


trag ſchmaͤlert; fo wird man body durch gehörige Benugung eiges 
ner und fremder Erfahrungen und durch vergleichende Abwägung 
aller Verhältniffe wenigftens in den Stand gefegt,, ſich jener 
rechten Mitte zu nähern. 


15. 


Ueber den Einfluß, ben der Beitritt zu dem Vereine auf 
bas Staatseintommen ausüben würde, iſt es nicht mög« 
li, eine fihere Berechnung anzuftellen. Auf der einen Seite 
erblidt man verfchiedene Urfachen eines Verluſtes, auf der an« 
bern Seite ift die Wirkung der höhern Eingangszölle zu erwaͤ⸗ 
gen. Jener Verluſt bildet fih, wie mir gefehen, aus gang 
verfhiedenartigen Beftandtheilen. Er entfteht durd den Verzicht 
auf die wechfelfeitige Beſteuerung des Verkehrs mit den Übrigen 
Vereinsländern ; dur die Beſchraͤnkung der Einfuhr aus frems 
ben Staaten in Folge der höhern Belaftung jener Artikel, 
welche der Verein felbft hervorbringt ; durch die verhältnifmäßig 
beträhtlihern Koften der Handhabung eines firengen Mauth- 
foftems ; er kann verftärft werden durd eine Verkürzung bei der 
Theilung der reinen Einnahme nah dem Mofftabe der Volks: 
menge. 

Mie wenig man den Verluft, der mit der mwechfelfeitigen 
Freiheit des Verkehrs zwifchen den einzelnen Vereinsflaaten vers 
bunden ift, als einen Nachtheil zu betrachten habe, wie der 
Verzicht, aus welchem er entfpringt, vielmehr die allgemeine 
Wohlfahrt befördere , und die Finanzkräfte des Staats verftärke, 
haben wir bereits dargethan. Eben fo wird man in Erwägung 
der Gründe, welche gegen die Beforgniß einer Preiserhöhung 
der Manufacturerzeugniffe fprehen, jenen Verluſt beklagen, wels 
cher aus der Befchränkung des auswärtigen Handels zu Gunſten 
des innern Verkehrs im Vereinsgebiete entſteht. Auch hier bleibt, 
was der Finanzcaffe entgeht, in den Zafchen der Steuerpflichti— 
gen, und Entpft ſich an den erleichterten Bezug der Gegenitände 
unferer Bedürfniffe aus den Vereinslaͤndern, in natürlicher Wechs 
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ſelwirkung, ein vermehrter Abfag unferer Produete, der die DAfe: 
‚quellen des Staats befrudhtet. 

Der Aufwand für die Handhabung des Mauthfoftems ift 
ein teiner Verluſt; er wird relativ weit bedeutender ſeyn, als 
die Koften unferer Zolladminiftration im Verhaͤltniß zu unfern 
Zollgefällen im Zuftande der Iſolirung; aber wenn man, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf die Zollerträgniffe, unfern Antheil an den Koften der 
‘gemeinfhaftliben Einrihtung mit dem Aufwande vergleicht, den 
"die ifolirte Verwaltung verurfachte, fo wird wohl der Unterſchied 
‚nicht fehr bedeutend fern, da im Vereine die verhaͤltnißmaͤßig 
‚geringere Ausdehnung der Grenzen bie größere Koftbarkeit einer 
ftrengern Bewadyung minder fühlbar madıt. 

Was endlih die Theilung der reinen Zolleinkünfte nach 
dem Maßſtabe der Volksmenge betrifft ; fo haben wir die Gründe, 
welche die Beforgniß einer Verkürzung in dem gröfern Vereine 
‘vermindern, bereits angedeutet. Klar ift wohl, daß bie von 
‚dem Aufern Gebiete des Vereines ganz eingefchloffenen Staaten 
in bdiefer Beziehung, wie in manden andern, in offenbarm 
Bortheile find. 

: Zur Beurtheilung der Frage, ob alle Urfahen eines Re: 
venuen:Verluftes in ihrer Wirkung durh den hoben Tarif 
‚wohl aufgewegen werden? bieten nun felbft die Refultate der 
Verwaltung der beiden bisher beftandenen Vereine Feinen feften 
Anhaltspunkt dar. Nah dem Ergebniß der baverifc) = wuͤrtem⸗ 
bergifchen Verwaltung würde ung ein fehr bedeutender Verluſt 
drohen ; dagegen würden wir, von den Reſultaten des preußiſch⸗ 
heſſiſchen Vereines ausgehend, eher eine Vermehrung, als eine 
Verminderung des Einkommens zu erwarten haben. Auf ein 
gleich vortheilhaftes Verhaͤltniß laͤßt ſich in dem groͤßern Vereine 
nicht rechnen, theils in Betrachtung der unguͤnſtigern Reſultate 
der bayerifch:würtembergifchen Mauthverwaltung, theils in Er— 
waͤgung des Einfluſſes, den der Verzicht auf die wechfelfeitige 
Beſteuerung auszuüben nicht unterlaffen kann. Dagegen gewährt 
die Vereinigung den Vortheil einer größeren Sicherheit gegen ben 


Schleichhandel, und bei verflärktem Schuse ohne Zweifel auch 
eine relative Verminderung ber Kojlen. 

Darnady möchten wir mit voller Sicherheit nicht bebaup« 
ten, daß jebenfall3 eine fehr bedeutende Schmälerung der Zoll: 
einfünfte eintreten werde. 

Gleichwohl wollen wir auch diefen Fall unterftellen ,. um 
zu erwägen, welche Hülfsmittel uns, wenn er wirklich eintreten 
follte, zu Gebot ftehen. 

Nicht zu laͤugnen ift, daß die Dedung eines bedeutchden 
Ausfalls Schwierigkeiten darbieten würde, die nicht anders be> 
feitigt werden Eonnten , als duch die Vereinbarung mit den 
Nachbarſtaaten über ein möglichft gleichfermiges Syſtem der ins 
directen Befteuerung, ſowohl rüdfichtlih der Objecte, als der 
Höhe der Abgaben, Diefes Bedürfnif ift fehon in anderer Ber 
ziehung , nämlich zur Beſeitiqung der Ergaͤnzungs- und Ausglei— 
hungs:Abgaben im wechfelfeitigen Verkehre der Vereinsftanten, 
vorhanden, und in dem Zollvereinigungsvertrage, ber mit dem 
Koͤnigreich Sachſen abgefhloffen wurde, und wovon öffentliche 
Blätter eine theilweife Mittheilung gemacht haben, ausdrüdlich 
anerkannt. 

Unfern Nahbarftaaten gegenüber würde nun vorzuͤglich 
eine Abgabe, bie Saljfteuer oder die Beſtimmung des Galz: 
preifes , den Gegenftand einer folhen wuͤnſchenswerthen Verein— 
barung bilden. Diefe Abgabe, welche noch vor Kurzem im 
Großherzogthbum und in den Nachbarländern des Vereines in einem 
gleihem Salzpreife erhoben wurde, ſcheint uns unter der bezeich— 
neten Borausfegung dag zwedmäfigfte Hülfsmittel darzubieten. 
Welche Bedenklihkeiten man auch gegen die Befteuerung des 
Salzes, als ein nothwendiges Lebensbedürfnif, als ein Beduͤrf— 
niß der Viehzucht und mander Fabrikationszweige, hegen mag, 
fo wird man gegen das Intereffe der gefammten Production und 
des Handels des Landes, welches fih an die Frage über die 
Zolfvereinigung Enüpft, die Nachtheile einer Erhöhung des Salz: 
preifes um #— 1 Kreuzer, um die c8 fih im aͤußerſten Falle 
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handeln kann, wohl ſchwerlich als ausgleichendes Gegengewicht 
in die Waagſchaale legen wollen. Noch weniger wuͤrde dieß der 
Fall ſeyn, wenn die Zutuͤckfuͤhrung des Salzpreiſes auf 4 Er. 
in den Stand ſetzte, eine Verminderung der directen Steuer zu 
bewilligen. Wir hielten eine Vereinbarung hieruͤber mit den 
Nachbarſtaaten ſelbſt dann fuͤr zweckmaͤßig, wenn wir keinen 
Ausfall zu decken haben ſollten, und der ganze Betrag zur Err 
mäfigung ber direeten Steuer verwendet werden Eönnte, Wir 
theifen nämlich feineswegs jene VBedenklichkeiten, gegen bie Bes 
fteuerung des Salzes in dem Umfange, in welchem fie häufig 
laut werden. Nachtheilig wirkt freilich jede Steuer, die Salzs 
fteuer jedoch minder verderblih, als die Zölle, welche den freien 
Austaufch der Erzeugniffe des Bodens und des Gewerbfleifes 
unferes Landes und der Vereinsländer treffen. 

Wie jede Abgabe, welche von nothwendigen Lebensbedürfs 
niffen erhoben wird, influeneirt fie den Arbeitslohn; fie erhöht 
die Koften in allen Zweigen der probuctiven Xhätigkeit der ars 
beitenden Klaffen, fie wird aber keineswegs von der arbeitenden 
Klaffe in demfelben Berhältniffe getragen, in welchem fie Salz 
confumirt; fie wird der Natur der Sache nad in ber Regel 
gar keinen oder nur einen ganz unbedeutenden Einfluß auf die 
Lage der arbeitenden Klaffe ausüben, Überall, wo fie nur andere 
Steuern erfest, und dem Volke nicht eine ganz neue Laft zur 
Beftreitung eined neuen unfruchtbaren Staatsaufmandes aufs 
bürbet ; fie kann auf ber arbeitenden Klaffe nicht Tiegen 
bleiben, wo der Arbeitslohn auf feinem nothwendigen Cage 
ſteht. Jede Erhöhung des nominalen Arbeitslohnes und der 
Productiongkoften ift allerdings für die Gütererzeugung in ihrer 
Mitbewerbung mit dem Auslande, wo eine ſolche nicht eintritt, 
ein Nachtheil. Allein der Einfluß, den in dieſer Dinficht die 
Steigerung des Ealzpreifes, von 3 fr. auf 4kr., ausüben kann, 
wird als ein Minimum fo wenig fühlbar werden, als bis jeßt 
die entgegengefegte Wirkung der vor Kurzem erfolgten Herab⸗ 
fegsung von 4 Er. auf 3 Er, ſich offenbart hat, 
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Doch wir wollen uns über eine Frage, die in das Ger 
biet einer tiefern Forſchung gehört, nicht ausführlich verbreiten. 

Jede Bedenklichkeit würde in dem Falle menigitens vers 
fhwinden, wenn man die Erhöhung der Salzſteuer auf das, 
feit längerer Zeit gewohnte Maß, unter dem Gefichtspunft einer 
Merwandlung der Abgaben von dem mechfelfeitigen Verkehr mit 
den Bereinsftaaten zu betradten hätte. Man mürde überbdieß 
erwägen, daß faft alle Länder einen gleichen oder felbit einen 
weit höhern Salzpreis haben, daß die Erhöhung eine Eins 
nahme gewährt, die feine Erhebungskoften verurfacht, und eine 
ftärkere Grenzbewahung gegen die nur von einer Seite zu ber 
forgenden Einfhwärzungen eine größere Sicherheit als früher 
barbietet. 


16. 


Manche machen die unverfennbaren Nachtheile hoher Zölle, 
bie Grenz: Anftalten, Bifitationen,, Controlen und Bera= 
tionen, fodann der verderbliche Einfluß, den der Schleichhan⸗ 
del auf die Moralität des Volkes ausübt, ganz unempfäng» 
lich für jede andere Betrachtung. 

Mir geftehen, daß auch wir in der Bildung einer boppels 
ten Bolllinie und in den Anordnungen, welchen die davon eins 
gefchloffenen Bezirke bei einer folhen Einrihtung, wie fie in 
mehren Ländern befteht, fi) zu unterwerfen haben, einen Nach— 
theil erbliden, den alle öfonomifchen Vortheile des Vereins 
nicht Überwiegen dürften. Jene Mafregel würde bei der Lage 
und geringen Breite des Großherzogthums und bei der Rich— 
tung der Hauptfirafen in dem größten Theile des Landes die 
freie Bewegung der Menfhen und Güter durch läftige Gontrofen 
hemmen , Bewohner und Reiſende mannigfaltigen Werationen 
Preis geben, und ebenfo unerträglich als unnöthig feyn. Kine 
doppelte Bewachung einer einfachen Linie wird eben fo viel lei⸗ 
ſten, als eine mehr zerftreute Aufficht in einem großen Rayon; 
fie kann aber vierfach ſeyn, wenn man für einfache Linien an 
der badifhen Grenze gegen das Ausland eben fo viel auf: 
wenden will, als für eine doppelte Linie gegen Baden; ba, 
wie wir gefehen haben, der Verein durch den Beitritt Badens 
von ber Ausdehnung feiner frühern Grenze mehr denn noch 
einmal fo viel verliert, als die Länge der neuen Grenze beträgt, 
die Baden im Vereine bilde. Dazu fommt, daß bei zweck⸗ 
mäßigen Einrichtungen fih die Waffergrenze beffer bewachen 
läßt und daß an der franzöfifchen Grenze, mo man eben deß— 
halb wenig von Schleichhandel hört, die jenfeits beftehende 
Mauth ſchon den Schlihhandel erſchwert. 
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Die Meinung Jener, welche der Einfluß des Schleichban⸗ 
dels auf die Moralität des Volkes, als den wichtigften Grund 
gegen den Beitritt zu dem Vereine geltend maden, würde in 
unfern Augen ein bebeutenderes Gewicht erhalten, wenn das 
Uebel, das fie abfchredt, im Zuftande der Iſolirung befritigt 
werden Eönnte. Allein felbft dann, wann die Abgabsfüge fo 
mäßig find, mie die badifhen Zölle, melde vor der, feit wenis 
gen Monaten eingetretenen Erhöhung beftanden , bleibt man 
von jenem Uebel nicht ganz verfhont. Zudem ift in diefer 
Beziehung die Wirkung einer Hemmung tes freien Verkehrs 
ihrer Matur nad diefelbe, ob wir oder die Nachbarn die 
Schranken errichten; denn nah moralifher Wuͤrdigung 
erfheint der Ecleihhandel gleidy verderblich; der Schwaͤrzer 
mag das Geſetz des eigenen oder des fremden Landes verletzen, 
obwohl der Staat nur die Verletzung des eigenen Geſetzes 
beſtraft. 

Unleugbar wird zwar bie Gefahr des Verderbniſſes weit 
groͤßer, wenn die Zoͤlle des eigenen Landes den Reiz zum 
Schleichhandel naͤhren, da, wie die Erfahrung lehrt und leicht 
erklaͤrlich iſt, die Fälle fehr ſelten ſind, wo ber Fremde wagt, 
als Schleihhändler das benachbarte Gebiet zu betreten.*) 

Diefe Bedenklichkeit wird indeffen durch verfchiedene Be: 
trachtungen weſentlich geſchwaͤcht. 

Der Verein wird wenigſtens F unſerer Grenze von allen 
Hemmungen und jenen Einflüffen auf den moralifhen Zuſtand 
des Volkes gänzlich befreien, während der Scleihhandel an 
der übrigen Grenze theil® auf einer weiten Strede einer ſchon 
errichteten ftarfen Barriere begeanet, theils Überhaupt, wie wir 
bereits dargethan, in einem großern Wauthverbande wirkfas 
mer reprimirt werden kann. Auch wird in dem größeren Ver— 
eine der Reiz zu diefem entehrenden Gewerbe in fo fern ver: 
mindert, als eine ausgedehntere Mitbewerbung ter innern Dro: 
duction gegen ein Steigen der Waarenpreiße ſchuͤzßt. Jener 
Reis wird daher vorzüglich nur im Gebiete des Golonialwaarenz 
handels wirken. In diefer Hinfidt entfernt an der weftlichen 
Grenze die Höhe der franzöfifhen Conſumtionszoͤlle faft jede 


*) Der Bezieher der Waaren bebient ſich in der Regel ber Grenz⸗ 
bewohner des eigenen Landes zum Einſchwaͤrzen auf feine ei— 
gene Rechnung , oder findet im eigenen Lande Unternebmer, 
welche die Beforgung der Zufuhr durch ſolche Grenzbewohner 
gegen eine Praͤmie uͤbernehmen; die Hilfe oder erkaufte NRach— 
ficht der Zollwächter und Zollbeamten erleichtert Allen ihr uns 
redliches Gewerbe, u, 


— 50 — 


Gefahr, und bieten ſich, wie wir oben gezeigt, zweckmaͤßige 
Controlmittel dar. Nur an der Schweizergrenze entbehrt man 
gleicher Sicherheit. 

17. 


Nachdem wir unſere Frage von der politiſchen, ſtaats— 
wirthſchaftlichen, finanziellen und moraliſchen Seite beleuchtet,“ 
ſtellt ſich unſern Auge, in dem Ueberblicke der Licht- und 
Schattenſeite, auf dem weit engern Kreiſe der letztern nur ein 
etwas dunklerer Punkt dar; die Beforgniß einer möglichen 
fünibaren Störung unferer gewohnten Verbindungen mit der 
Schweiz und mit dem Elſaß nimmt diefe Stelle ein. 

Alein die Erhaltung freundlicher Verhaͤltniſſe mit ber 
Schweiz liegt zugleich im Sntereffe der übrigen ſuͤddeutſchen 
Staaten, und unfıre näheren Berhältniffen zu diefem Nach— 
barlande fönnen, fo mweit es mit den. Zweden des Vereines nur 
immer verträglich iſt, fchonende Nüdfichten getragen werden. 
An diefee Hinficht, fo wie überhaupt in Beziehung auf die bes 
fondern Intereffen unferes Landes ift um fo eher ein billiger 
Vergleich zu erwarten, als die Lage de3 Großberzogthumes 
feinen Beitritt zum Vereine ſaͤmmtlichen Vereinsſtaaten, ohne 
Zweifel, hoͤchſt wuͤnſchenswerth mad. 

Auch der befannt gewordene Vertrag mit Sachſen begrün® 
bet diefe Hoffnungen. Wir lefen darin im Art. 4: „In den 
„Gebieten der Eontrahirenden Staaten follen übereinftimmende 
„Befege Über Eingangs =, Ausgangs », Durdgangs » Abgaben 
„beſtehen, jedoch mit Modificationen, welche, ohne dem ge: 
„meinfamen Zwede Abbruch zu thun, aus der Eigenthuͤmlich— 
„keit der alfgemeinen Gefegagebung eines jeden theilnehmenden 
„Staates oder aus lokalen Intereffen fi als nothwendig erges 
„ben. Bei dem Zofltarife namentlid follen bierdurh in Bezug 
„auf Eingangs » und Ausgangsabgaben bei einzelnen, weniger 
„für den größern Handelsverkehr geeigneten Gegenftänden,, und 
„in Bezug auf Duchgangsabgaben , je nachdem der Zug ber 
„Handelsſtraßen es erfordert, ſolche Abweichungen von den alls 
„gemein angenommenen Erhebungsfägen, welche für einzelne 
„Staaten als vorzugsweife wuͤnſchenswerth erfcheinen, nicht aus» 


2) Wir haben babei von mandıen Einwendungen, die man bis 
weilen hört und die auf ganz irrigen thatfächlichen Voraus— 
fesungen beruhen, nicht gefprodhen, weil wir bei unfern Leſern 
ſoiche Unfenntniß nicht vorausfegen. Dahin gehört naments 
lich die Beforgniß, das Land werbe mit fremden Angeftellten 
überfdivemmt, wovon in keiner Weife die Rede ſeyn kann, 
ba die Verwaltung jedem Staate in feinem Gebiete verbleibt. 
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„sefchloffen ſeyn, ſofern fie auf die allgemeinen Intereſſen bes 
„Vereines nicht nachtheilig einwirken, Desgleihen fol auch bie 
„Verwaltung der Gingangs », Ausgangs » und Durhgangsabs 
‚gaben, und die Organifation ber dazu dienenden Behörden in 
„allen Ländern des Gefammtvereines unter Berhdfihtigung der 
„in denfelben beftehenden eigenthümlihen WBerhältniffe auf 
„gleihen Fuß gebradht werben.” 

Frankreich gegenüber glauben wir in ber Bildung eis 
nes großen Marktes, welcher die meiften deutfhen Länder ums 
faßt, die Bedingung zu erbliden, unter welder allein man 
hoffen kann, zu einem, beiden Theilen vortheilbaften, umfaffen« 
dern Dandelsvertrage zu gelangen. Das Gleiche gilt mehr ober 
weniger allen größern Neichen gegenüber. Die günftige Lage 
des vereinten Marktgebietes im Herzen von Europa vermehrt 
das Gewicht, das andere Länder auf erleichterte Verbindungen 
mit einem fo ausgedehnten und volkreichen Markte legen müffen. 

Wir werden von allen Erleichterungen, welde auf dem 
Wege des Vertrages mit andern Ländern, dem Verkehre erruns 
gen werden, unmittelbaren oder mittelbaren Nutzen zichen. 

Mir werden uns felbft des Vortheils folcher wechfelfeitigen 
Gonceffionen erfreuen, die für unfern auswärtigen Handel von 
gar feinem Werthe, lediglich das ntereffe ganz entfernt liegen⸗ 
der Theile des Vereinsgebietes berühren: denn was die Pro— 
duction und den Wohlftand jedes andern mit und verbundenen 
Landes befördert, wird auf die Yebhaftigkeit des innern Verkehrs 
zwifchen den Vereinsſtaaten wohlthätig wirken, und das ges 
meinfhaftlihe Einfommen vermehren. 

Ueberall fängt man an, das Beduͤrfniß einer allmähligen 
Mebuction der beftchenden Beſchraͤnkungen zu fühlen, und alles 
laͤßt hoffen, daß einem darauf gerichteten Beftreben des Verei— 
nes ein gluͤcklicher Erfolg nicht ausbleiben werde, | 

Der hohe Tarif des Vereines wird den Freunden der Freis 
heit in andern Ländern den Kampf gegen die immer lichter wer- 
denden Reihen der Vertheidiger beſchraͤnkender Maßregeln er— 
leichtern. 

So haben ſie in Frankreich vor einiger Zeit einen Sieg 
zu Gunſten der erleichterten Einfuhr der nordamerikaniſchen 
Baumwolle errungen, den ſie lediglich einem hohen nordameri— 
ſchen Zoll von franzoͤſiſchen Weinen verdankten, deſſen Herabs 
ſetzung ſie zugleich erlangten. 

So dienen zut Unterſtuͤtzung unſerer Hoffnung bie Aeuße— 
rungen, welche juͤngſthin ein britiſcher Miniſter, bei Gelegen— 
heit einer im Unterhaus laut gewordenen, im Munde eines 
Britten unbegruͤndeten Klage uͤber den preußiſchen Tarif, dem 
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parlementariſchen Redner entgegenſetzte. Indem er anerkannte, 
daß man ſich im Intereſſe Großbritaniens bemuͤhen muͤſſe, den 
Tarif zu reduciren, gibt er zu, daß dieſes Ziel nur auf Koſten 
von Gegenconceffionen erreicht werden könne. Mit ihm fagen 
nody fo Viele: „Wünfcden wir, daß das Spftem der Freiheit 
nad) und nad und ftufenweife, gerade durch die Augenſchein— 
lichkeit feiner Vortheile in Europa eingeführt und angenoms 
men werde.‘ 

Der Verein fcheint uns vorzugsweife berufen, dies heils 
fame Werk zu feinem eigenen Beten und zum Frommen der 
ganzen europdifhen Bevölkerung kräftig zu fördern. 


18. 


Aber frige man mit Recht, woher diefe Aufregung, diefe 
vielen und lauten Stimmen gegen den Berein, wenn die Wors 
theile deffelben fo überwiegend find und ſich noch größerer Ges 


winn durch glüdliche Erfolge anzubahnender Verhandlungen mit 


andern Staaten erwarten läßt ? 

Man darf es fih nicht verhehlen, daß fo einleuchtend 
der Nugen der großen Mafregeln mit Allgemeinen feyn mag, 
manche Sntereffen dennody verlegt werden, daß die wohlthätis 
gen Folgen zum Theil von ber Art find, daß fie nur erft alls 
mählig jich entwidien, daß die Nachtbeile aber ſogleich gefühlt 
werden , daß jeder die Sache zunaͤchſt aus ſeinem individuellen 
Standpuncte betrachtet, und fuͤr die Betrachtungen des Ein— 
fluſſes auf ſeine individuelle Lage natuͤrlicher Weiſe empfaͤnglicher 
iſt, als fuͤr Alles, was ihm entfernter liegt. 

Das große Publikum wird vorzüglich von den Eindruͤ— 
den beherrſcht, weldhe die näher liegenden fogleih fühlbaren 
Folgen des Vereins hervorbringen,, und in dieſer Beziehung ift 
es fodann vorzüglich die Grhöhung. ber Zölle, hauptſaͤchlich von 
Zuder und Kaffe, wornad) jeder Confument feine Mehrausgabe 
für diefe Artikel berechnet, ohne immer zugleih den Einfluß 
der Bereinigung auf die Berriebfamkeit, auf die Production 
und den Reichthum des Landes zu erwägen, und ohne zu be: 
denken , daß die Befreiung des wechfelfeitigen Verkehrs mit den 
Vereinsftaaten von allen Abgaben jene erhöhten Laften reichlich 
vergütet. So unbedeutend der Schug war, den die Induſtrie 
in unfern Zöllen fand, fo vermehrt ihr Verfhmwinden bei 
Manchen dennody die Beforgniß vor fremder Concurrenz, und 
ber Lederfabrikant, der 5. B. die unterrheinifhe Mitbewerbung 
im Verkaufe nur einige Gulden vom Gentner erleichtert fiebt, 
findet für feinen kleinen Berluft keinen Erfag in der weit 
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größeren Erleichterung, welche dem inlaͤndiſchen Tabaksfabri— 
kanten, Cichorienfabrikanten, der ganzen ackerbauenden Klaſſe 
zu Theil wird. 

Vor allem iſt es der Handelsſtand, welchen die Hoͤhe der 
Zoͤlle von Celonialwaaren erſchreckt. Aber man wuͤrde irren, 
bei ihm, wie es haͤufig geſchieht, vorzugsweiſe das Motiv des 
Eigennutzes oder die Beſorgniß einer wirkſamern Aufſicht auf 
die puͤnktliche Abgabenentrichtung zu unterftellen.*) Er iſt zu 
aufgeklärt, um nicht zu wiſſen, daß eine allgemeine Urfache 
des höhern Waarenpreifes das kaufmaͤnniſche Gewerbe nicht 
ftört, daß der Gonfument ihm die Zölle erfegt. Der redliche 
Kaufmann fürdtet nur die Folgen des Schleichhandels, der 
ihm die Goncurrenz mit gewiffenlofen Defraudanten erſchwert; 
ihm kann e8 nur erwünfcht ſeyn, daß der größere Verein zu 
feinem Schutze gegen folhe Beeinträchtigung mwirkfamere Mittel 
befigen wird, als jeder einzelne Staat im Zuftande der Iſo— 
lirung und felbft jeder , der bisher beftandenen Vereine. 

Sene Betrachtung des eigenen Vortheils in einer Sache, 
wobei es fid) nicht um das Net, fondern um den allgemeinen 
Nutzen handelt, der aus einer Summe von einzelnen Vorthei— 
len beſteht, ift Übrigens ganz natuͤrlich. Wer darauf feine 
Meinung über den Beitritt zum Vereine ftüst, ift deßhalb nicht 
zu tadeln, vielweniger zu ſchmaͤhen, fondern nur zur umfichtie 
- gen, befonnenen Erwägung aller Verhältniffe einzuladen. Man 
fann eine gute Sache aus fhlehten Motiven verfehten, fo wie 
aus Irrthum, aber aus reinen Abfichten bekämpfen. Nur 
ſchlechte Motive thun fih in der Regel dur leidenfchaftliche 
Sprache fund, und wer dieſe ſpricht, leiht feine eigenen gehei— 
men Zriebfedern gerne dem Gegner. 


2) Als einer der eifrigften Gegner jeber Bereinigung auf bie 
Grundlage eines hohen Tarife, ift uns in unferm Yande ein 
wohlunterrichteter Mann befannt, der, dem Dandelftande anz 
gehörig, feit dem Jahre 1812, wo Baden ein georbnetes Zoll: 
foftem erbielt, unter dem mannigfaltigen Wechſel der Zölle, 
niemals, aud nur einer Defraudation fi verdächtig oder der 
Bernadläffigung einer Kormalität ſich ſchuldig gemacht hätte. 


Anhang. 
(3u Seite 5.) 


E. giebt Wahrheiten, welche Theorie und Erfahrungen ſo feſt 
begründet haben, welche von allen denkenden Köpfen fo allge⸗ 
mein anerkannt find, daß jeder neue Verſuch einer mweitern Ber 
gründung überflüffig ift, und ohne der Stärke ber Wahrheit et» 
was beizufügen, vielmehr nur noch an der Möglichkeit wieder⸗ 
holter und oft ſchon wiederlegter Zweifel erinnert. Niemand 
bezweifelt mehr, daß Handelsbeſchraͤnkungen den Völkern die 
Benugung ihrer natürlichen Hülfsquellen erſchweren und bie 
Gewinnfte verfümmern,, die ihnen wechfelfeitig ein freier Aus⸗ 
tauſch der Produkte ihres Bodens und ihrer Induſtrie gewähs 
ten Eönnte, 


Man denkt dagegen zwar nody verfchieden über die Frage, 
ob es rathfam fey, die befchränfenden Mafregeln, welche fremde 
Staaten verfügen mit ähnlichen Mafıregeln zu erwiedern. Wels 
he Meinung man in nationaldtonomifher Hinfiht von folhen 
Erwiederungen des Prohibitivfpftems hegen mag, fie bleiben 
wenigftens immer ein wirkſames Mittel den feindlich gefinnten 
Staat in gewiffen Schranken zu halten, und überall, mo man 
den Druck folher fremden Maßregeln fühlt, gehören Retorſio⸗ 
nen zu dem lauten Forderungen des Volks, zu dem beftehenden 
Syſtem der Regierung. 


England, Frankteich und die Niederlande haben im Ders 


Echt mit Deutſchland, den Wortheil größerer Kapitalien und 
1 
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des Uebergewichts, den eine ſchon welter gefchrittene Entwid: 
lung ber Induftrie gewährt. 


So weit diefe natürlichen Vortheile nicht wirkſam genug 
find, ſuchen fie der einheimifchen Induftrie nody durch mannig- 
faltige Zwangsmaßregein den Innern Markt gegen jede auswäre 
tige Concurrenz zu fihern. 


Bon allen Seiten empfinden die beutfhen Bundeslande 
die traurigen Folgen ber feindfeligen Vorkehrungen biefer und 
anderer Staaten. 


Zur Aufmunterung für einzelne Gewerbszweige und zur 
Erhaltung mancher nad ihrem erften Aufblühen gerade jetzt 
wieder bedrohten Induſtrieanſtalten, vielleicht eher als irgend 
tines jener Länder der forgfamen Pflege duch fhügende Maß— 
regeln noch bedürftig, leidet Deutfhland im Ganzen unter den 
Anftrengungen der einzelnen Staaten, melde diefen Schuß ges 
währen wollen noch weit mehr als durch das Uebel felbft das 
gehoben werden fol, und doch im Einzelnen nit von Grund 
aus gehoben werden fann. 


Die Defterreihifhe Monarchie ausgenommen, ift die Lage 
aller Übrigen Bundesſtaaten, in diefer Beziehung faft gleich; 
Keiner kann feiner Induſtrie einen ganz freien, nah Außen 
geſchloſſenen Markt von gleihem Umfang anbieten, wie ihn die 
größeren Nachbarn des Auslandes befigen; Keiner vermag fein 
Gebiet gegen überwiegende, durch einen ausgebreiteten einheimis 
fhen Markt fchon begünftigte fremde Concuttenz hinlaͤnglich zu 
fhügen; Keiner wird die Mittel, die ihm in diefer Beziehung 
zu Gebot fichen, gebraudyen, ohne dem deutfhen Nachbar mehr 
ald dem fremden wehe zu thun, und ohne mittelbar oder un: 
mittelbar die Nachtheile, die mit jeder Beſchraͤnkung für dag 
eigene Land verbunden find, in weit höherem Maafe zu fühlen, 
als dies in großen Neichen der Fall ift. . 


U NEE 
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Man hat Unrecht, den Werth des freien Marktes 
nur nad) der geographifhen Ausdbeihnung zu fhägen; 
auf den Zufammenhang und die natürliche Verbindung kommt 
e8 weit mehr an. 


Zerftreut liegende Provinzen eines großen Reihe, bie von 
allen Seiten mit eigenen und fremden Mauthen umgeben, durch 
einen Zwifchenraum von 30, 50, 100, und mehr Stunden von 
einander getrennt find, ober nur auf wenigen Punkten mitein: 
ander zufammenhängen, koͤnnen nur ſehr Eärglichen Gewinn von 
einer gegenfeitigen Verkehröfreiheit ziehen, wann, was body ges 
woͤhnlich gefchicht, dieſe Freiheit auch durch Controlen ber eiges 
nen Behörden und durch die Mafregeln der zwifchen inne liee 
genden Staaten auf manniafaltige Weife befchränft wird, 


Wer möchte laͤugnen, daß diefe Bemerkungen auf bie grös 
feren Bundeständer ihre Anwendung finde? Die Eöniglich 
preufifchen Mheinprovinzen ſuchen ihren natürlihen Markt am 
Mittel: und Oberrhein, an der Wefer und am Mayn. Daher 
können fie manche Bedürfniffe auf kurze Diftanz beziehen, und 
manche Producte und Fabrifate dorthin bequem abfegen. Den 
Verluſt diefes Markts vermag ihnen Pommern und Schleſien 
nicht zu erfegen. 


Rheinbayern findet einen gelegnern Markt an Rheinpreußen, 
Baden und Darmftadt, ald an Franken; Franken nad) feiner 
Lage vieleicht einen beffern an Baden, Darmftadt und Sachſen 
als an dem füdtichern Bayern. 


Kein dbeutfher Staat, Deftreih ausgenom— 
men, vermag fein Gebiet gegen überwiegende 
fremde Concurrenz wirkſam zu fhügen, denn man 
vergleiche die Grenzen, die fie zu bewachen, die Mittel, über die 
fie zu gebieten haben, mit der Ausdehnung ber zugangbaren 
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Grenzdiftricte anderer Länder, und mit dem Umfang der Hülfs: 
quellen, die fie befigen. 


Mir wollen nicht von ben Vortheilen ſprechen, welche Eng» 
land, feine Lage und fein unermeßlicher Handel vor allen andern 
Ländern gewährt. Sranfreih, dem im Großen und Ganzen 
genommen, Deutſchland in dieſer Hinficht weit näher ftcht, wen: 
det 23 bis 24 Millionen Franken auf, für feine MWehranftalten 
zum Schuge der einheimifchen Indufttie und zur Sicherung 
feiner Zollgefälte. 


Wie vermöcten kleinere Staaten, oder auch größere, die 
aber aus zerftreuten Provinzen zufammengefegt find, einen gleich 
Eräftigen Schug zu gewähren, da fchon bei einer gleichen Abe 
rundung, Pleinere Laͤnderbezirke verhäftnigmäßig weit mehr Gren⸗ 
zen barbieten als größere, das Mifverhältmiß aber, bei der 
oft fonderbar verfchlungenen Rage der deutfchen Länder nod) 
wählt. Auch hierin ift die Lage der größern und Bleinern Stans 
ten Deutfhlands nicht fehr verfchieden. Es ift oft ſchon ber 
merkt worden, daß felbft bei den größern Deutfchen Staaten 
in Bergleihung des Flächenraums und der Volksmenge die 
Ausdehnung det Grenzen drei und viermal größer ift, als die 
Ausdehnung der Grenzen Frankreichs , die zum größten Theile 
von ber See gebildet, noch dazu leichter zu bewahren find. 


MWollten fämmtliche deutfche Staaten ihre Grenzen eben fo 
forgfältig auf allen Punkten bewahren, wie es Frankreich thut, 
fo würde der Aufwand auf fehs und neunzig Millionen Frans 
ten, ja nod höher fommen, weil die Koften bei manchen vers 
hältnißmäßig höher laufen würden, Man darf diefe Summe, 
womit die Hälfte bis Zweidrittheile der deutfhen Kriegsmacht, 
in Friedenszeiten unterhalten werden Fönnte, nur nennen, um 
die Unmöglichkeit des Aufwands zu fühlen. 


er 


Auch lehrt die Erfahrung, wie wenig mwirffam die beftehen« 
ben Anftalten find, und wie durch die vielen Mauthlinien, die 
Deutfchland durchſchneiden, jede Waare, die Eoftbar genug iſt, 
um bie Prämie der Gontrebande tragen zu können, fich frei 
bewegt, 


Kaum waren in einem beutfchen Lande neuh Mauthen ors 
ganifirt, als reifende Commis und Handelsbriefe auch die Or⸗ 
ganiſation der Contrebande foͤrmlich ankuͤndigten. 


Kein deutſcher Staat wird die Mittel, die ihm 
zum Schutz der einheimiſchen Induſtrie zu Gebot 
ftehben, gebrauchen, ohne dem deutfhen Nachbar 
mehr al& dem Fremden wehe zu thbun: denn die Br» 
rührungen ber deutfchen Staaten unter fich find viel häufiger, 
ihre natürlichen Handelsverbindungen viel inniger, als die bes 
Auslandes mit Deutfdyland im Ganzen genommen. Wenn ein 
großer Canal, der in das ferne Ausland fuhrt, durch ein Mauths 
foftem eines deutfchen Staates verflopft wird, fo verftopft es zu, 
gleich 10 und 100 Kanäle, die es mit feinem deutſchen Nach⸗ 
bar im täglihen Verkehr verbindet, 


Der Beine Verkehr, ber den großen groß zieht, findet nur 
auf Eurze Diftanzen ftatt. Er kann die Ummege, koſtbare Gons 
trolfen, und die Ghicanen, die fih an dieſe anſchließen, wenis 
ger ertragen und erliegt leichter unter unnatürlicher Beſchraͤnkung. 


Gegen diefen Eleinen Verkehr, vorzüglich aber gegen dem 
Austauſch der rohen Producte im großen und Bleinen find bie 
Zollmaßergeln dee beutfhen Staaten allein von vollfommener 
Wirkung, weil fie meiftens Waaren treffen von größeren Vo— 
lumen und geringem Werthe, die der Aufmerkfamkeit der Zoll— 
behörden weniger leicht entzogen werden koͤnnen. 


In 
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Rein deutſcher Staat wirb bie Grundfätze des 
Prohibitivſyſtems in Anwendung bringen, ohne 
die Nachtheile, die mit jeder Befhränktung ver 
bunden find, in weit ſtärkerem Maafe zu fühlen, 
als es in großen Reihen der Fall ift. Die Provin: 
zen, welche die Landgrenze bilden, find es vorzüglich, die unter 
dem Drude eines Douanenfpftems leiden, fo in Frankreich die 
Morbdepartements, das Elfaß, von dem jeder Zeit ber beftiafte 
Miderfprud gegen jede Vefchränfung ausgeht, und die Depar: 
tements der ehemaligen Graffchaft Burgund, 


Die Induſtrie des Landes erhält dagegen aber body den 
Vortheil eines geficherten großen Innern Markts, deffen Aus: 
dehnung die Gonfumenten vor ben Nachtheilen eines allzudrüßs 
kenden Monopols bewahrt. Daher hört man dort oft fagen, 
man koͤnne nicht anders, als das Intereſſe der Grenzprovinzen 
dem Wohle des Ganzen zum Opfer bringen. Aber in den fleis 
nen und mittleren Staaten ijt beinahe alles, in den größern bei 
ihrer zerftreuten Lage das Meifte Landesgrenze; wie 5. B. bie 
Randgrenze der Königlih Preußifchen Staaten, wenn wir 
nicht irren beinahe noch cinmal fo ausgedehnt ift, als die Frans 
zöfifhe (Seegrenze ungerechnet). Dabei find die zufammenhän: 
genden Märkte jener Staaten und ifolirte Provinzen, einzeln 
betrachtet, nie von der Ausdehnung, daß nicht in Anfehung 
mancher Artikel für die Gonfumenten eine drüdende Abhängig: 
keit von den Producenten und Fabrikanten entftünde, oder daf 
Iegtere ſich nicht häufig gar zu fehr in ihrem Abfag befchräntt 
fühlten, 


Pur einige Berfpieie des Driuds, den beſchraͤnkende Maß: 
regeln auf die eigenen, fo wie auf die deutfhen Nachbarländer 
ausüben ohne der fremden Induſtrie ſchaͤdlich zu fen. 
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Der bayeriſche Ueberrhein, war gewohnt, feine Bebürfniffe 
an langen und manden kurzen Waaren für den Kleinhandel 
aus den jetzt preufifhen Rheinlanden zu beziehen; dagegen fand 
er für feine Weine einen ſtarken Abfag in den Etädten am 
Unterrhein, melde aus ihren bedeutenden Lagern regelmäßige 
Verfendungen nad dem Norden Deutfchlandg machten. Diefer 
Verkehr gewährte dem Unterrhein den Vortheil eines gewinns 
reichen Zwifchenhandeld. Die Schulden der Weinhändler wurs 
den gewöhnlich durh die Zratten der Waarenhaͤndler gededt, 
Der neue preußifhe Zoll auf die fremden Weine nöthigte den 
niederrheinifchen Weinhaͤndler zu ungeheuren Vorſchuͤſſen, bie 
der Mainzer, Srankfurter, Mannheimer nicht zu zahlen brauchte. 


Er konnte nicht mehr mit diefen Städten beim Verkaufe 
nach dem Norden Goncurrenz halten, und ftellte feine Einkäufe 
ein, 


Der Abfag der Ueberrheiner Meine flodte, die Preife fies 
Ion, und dies Fallen der Preife wirkte nachtheilig auf Baden 
und Franken zurüd, Der Bewohner von Mhbeinbapern hatte 
Peine Forderungen mehr an die Weinhaͤndler der unterrheinifchen 
Städte zu machen, und fand es von bdiefem Augenblid an wes 
niger vortheilhaft, feine Bedürfniffe an langen Waaren aus 
einem Lande kommen zu laffen, wo es ihm an Gelegenheit 
fehlte, feine Schuld auf kurzen Wegen durch den Abfag feiner 
Producte zu tilgen. Er bezieht nun diefe Bedürfniffe aus Städs 
ten, bie fich groͤßtentheils mit franzöfifhen, englifhen und 
ſchweizer Fabrikaten verfehen. Alfo haben die preußiſchen 
Rheinlande den gewinnreihen Zwifhenhandel mit Weinen 
und einen vortheilhaften Abfag mancher ihrer Induftrieerzeug: 
niffe, der Norden Deutfhlandsg feinen bequemern Markt 
zum Bezug deutfher Weine verloren, der Oberrhein 
muß fih mit geringern Preißen für ein wichtiges Product ſei— 
ner Arbeit und feines Bodens begnügen und das Ausland 
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bat einen vermehrten Abfag für feine Induftrie» Erzeugniffe 
gewonnen. 


Seit dem Jahre 1814 Hatte der Oberrhein angefangen, 
manche Seegüter, deren Bezug Eile hatte, von Antwerpen zu 
Land über Trier zu beziehen; es fchloffen ſich allmählig an dies 
fen Güterzug flanderifche Erzeugniffe und Waaren an, die nad) 
der Schweiz und Stalien beflimmt waren, und ſchon war von 
unternehmenden Männern die Einleitung getroffen, italienifche 
Producte, deren England bedarf, vorzüglich Seide, in birfen 
Kanal zu leiten, und fih der Ruͤckfracht zu verfihern, als 
plöglich neue Syſteme den Weg wieder verfperrten, den die Bes 
mühungen bes Handels kaum eröffnet hatten. Deutfchland ver: 
lohr einen bedeutenden Speditionshandel, der gerade eine größere 
Ausdehnung erhalten follte und fi) nah und nad) in einen 
Bwifhenhandel zu verwandeln verſprach, den Zollkaſſen entgieng 
die gehoffte Einnahme, und die MWaaren fchlugen einen andern 
Meg ein, fegten größtentheils Kräfte und Gapitalien des Auss 
lands in Thätigkeit. 


So mißlich iſt die Lage der einzelnen deutfchen Staaten, 
daß fie auf der einen Seite die Nothwendigkeit fühlen, den 
feindfeligen Maasregeln aller auswärtigen Staaten Ähnliche 
Mansregeln entgegen zu fegen, aber feinen Schritt thun Eöns 
nen, ber auf ber andern Seite nicht dem eigenen ande wie 
dem deutſchen Nachbar die fchmerzhafteften Wunden ſchlaͤgt, 
und bem feindfeligen Nachbar zum neuen Vortheil gereicht. 


Wenn das Spftem ber Sfolirung fortbefteht, fo hat das 
Uebel feinen hoͤchſten Gipfel noch nicht erreicht. Noch haben 
mehrere Staaten Erine oder nur unbedeutende Vorfehrungen ge: 
gen die Nachbarſtaaten getroffen, die fie mit den Schranken ihr 
ee Mauthanftalt umgaben. Aber ben lauten und dringenden 
Forderungen ihrer Unterthanen, welche fih von allen benachbar⸗ 
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ten Märkten abgefihnitten fehen, Eönnen fie endlich nicht mehr 
tiderftehen. Sie werden ſich genöthige fehen, dem allgemeinen 
Spftem zu folgen, in den Eleinern Staaten des britten Ranges, 
welche alle möglichen Nachtheile der mannigfaltigen Hemmuns 
gen des Verkehrs fchon empfinden, wird zulegt nichts übrig 
bleiben , als ſich über gemeinfchaftliche Vorkehrungen gegen ihre 
große Nachbarn zu vercinigen. So wird der Oberrhein, ber 
am Unterrhein den Abfag feiner Weine, feines Blättertabafs 
verloren hat, auch aufhören fabricirten Tabak, Leder, Eifens 
waaren und Leinwand vom Unterrhein zu beziehen, 


Unfähig, der überwiegenden fremden Induſtrie einen Eräfz 
tigen Widerftand zu leiften, wird der Erfolg des herrſchenden 
Spftems nur der feyn, daß fih alle einzelnen Staaten fo viel 
Uebel als mögli zufügen, und beinahe wird es den Anfchein 
gewinnen, daß Deutfchland, nahdem es Sahrhunderte lang 
duch politifhen Zwiefpalt und fremden Einfluß in verderbliche 
innere Kämpfe hinein gezogen, in feiner Entwidelung aufge 
halten war, nunmehr aͤußerlich befriedigt, den Bürgerkrieg mit 
Verordnungen und Spftemen fortfegen wolle. 


Man darf ſich nicht verhehlen, wohin biefer Zuftand ber 
Dinge führen muß. 


Der aufrichtige Staatsmann ber nicht etwa eigenfinnig an 
feiner eigenen nur durd die Umſtaͤnde gerechtfertigten Schöpfung 
bängt, der Gelchrte, der die Gefchichte und die unwandelbaren 
Gefege der Wiffenfchaft zu Rathe zieht, der Bürger, der zus 
nahft die Wirkungen des herrſchenden Spftemes fühlt, Ale 
find darüber einig, daB Deutfchland auf diefem Wege, wenn 
nicht mit fchnellen Schritten zur Verarmung fihreiten, doch in 
Entwidelung feiner Kräfte hinter allen Nationen, die auf gleis 
her Stufe der Cultur ftehen, unendlich weit zurüd bleiben muß, 
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Wir wollen die Nachtheile nur von der politifhen Seite 
betrachten. 


Die neuere Zeit hat überzeugend dargethan, welche unge: 
beuere Hülfsquellen der blühende Zuftand der Gewerbe und des 
Handels den Regierungen in fritifhen Augenbliden darbieten. 
Diefe Hülfsquellen ſehen wir bei ung täglich fi) mindern, wäh: 
rend fie in einem raſchen Verhältniffe bei unſern Nachbarn 
wachen, die zum Theil außer der Freiheit eines innern großen 
fihern Markts und eines auf das Wohlſeyn des Gunzen gerich: 
teten Syſtems in Vergleihung mit Deutfchland feine fehr be: 
deutende natürliche Vortheile befigen. 


Es ift unmoͤglich, ohne die tieffte Bewegung feinen Blick 
vorzüglich auf das benachbarte Frankreich zu werfen, das ſelbſt 
unter dem Drude der fuchtbarften finanziellen Anftrengungen 
mit Riefenfchritten in der Entwidelung feiner innern Kräfte 
vorwärts fchreitet, und bald unter dem Schuge feiner Hanbdele: 
und nduflriegefege einen Grad der Reife erreicht haben wird, 
der eine ungeheure Kluft zwifchen der Macht und dem Neid: 
thum diefes Nachbarlandes und der in Reichthum und Macht, 
wenn nicht zurücdfchreitenden, doc) ftille ftehenden deutfchen Yän: 
der vor unfern Augen eröffnet. 


Nicht nur jene Stärke, welche die Fortfchritte ber Indu— 
firie und des Handels den Megierungen verleiht, wird Deutfch: 
land entbehren, aud der Geift des Volks, der ſchon fo oft 
die phufifche Kraft erfegt hat, wird geſchwaͤcht und verdorben, 
in mehr als einer Beziehung. 


In großen Reihen, die fi in der Lage befinden, cin ges 
orbnetes ihren Verhältniffen angemeffenes Mauthſyſtem zu hand: 
baben bezeichnet fhon bie allgemeine Stimme den Mann, der 
gegen die Gefege und gegen das wohl verftandene Intereſſe feis 
ned Vaterlandes handelt, als einen Verbrecher, Dort ift bie 
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Gefahr einer Demoralifirung als Wirkung der Gontrebande 
nicht fo groß; dort ſucht der Schleihhandel in der Regel feine 
Agenten nur in ber Klaffe der Menfhen, melde für die Ges 
ſellſchaft ohnehin fhon verloren find. Wo die Sicherungsan: 
jtalten Eräftig find, da findet der Meiz zur Contravention in 
der größern MWahrfcheinlichkeit der Entdeckung ein Eräftiges Ger 
gengewicht. Wo die Douanenlinie einen großen Flaͤchenraum 
einfchließe, da ift nur verhäftnißmäßig ein geringer Theil der 
Bevölkerung dem Ginfluß diefes Neizes zum Verbrechen aus: 
geſetzt. | 
Sn Deutfhland ift dies alles nicht der Fall, 


Mas Sprache, Sitten, Gewohnheiten, Lage, gegenfeitiges 
Bedürfnif, und ein geheiligtes politifhes Band freundlich ver: 
bindet, reißen feindfelige Handelsverordnungen gewaltfam von 
einander, Jeder fühle die Nachtheile dieſes Zuftandes und dies 
natürliche Gefühl vermindert bei fo vielen die Achtung gegen 
die Heiligkeit der Gefege. Der Mindergebildete glaubt bei Con: 
traventionen in einer gerechten Dppofition gegen die Megierung 
zu ftehen. Bei dem Mangel an kräftigen, zuvorfommenden Ans 
ftalten gegen die Webertrerungen wurzelt die rechtswidrige Nei— 
gung leicht fefter, und bei der unermeflihen Ausdehnung der, 
ganz Deutfhland nah allen Richtungen durchziehenden Mauth: 
linien übt das moralifche Ungeheuer der Gontrebande feinen uns 
reinen Einfluß auf die ganze Maffe der deutfhen Bevölkerung 
aus, Die feftefle Stüge der Regierungen, die Zugend der 
Bürger wird untergraben und der Verluft ift für beide Theile 
gleich groß. 


Man darf auch nicht gleichguͤltig bleiben bei der unfreund— 
lichen faft feindfeligen Stimmung, welche durdy das allgemeine 
Spftem der WRetorfionen zwifhen den verfchiedenen deutſchen 
Ländern entftcht und genährt wird. Mag fie bei dem Bürger 
zuerſt entftehen, der zunächft durch das fremde Mauthgefeg lei⸗ 
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det ober bei den Megierungen, bie buch bie Klagen ihrer Un— 
terthanen ermübdet, fi immer häufiger zu unnadbarlichen 
Schritten hingezogen fehen; es kann nicht anders fern, als daß 
bie widrige Stimmung ſich gegenfeitig mittheile, allmählig ei« 
nen allgemeinern Charakter annehme und zulegt die Bewohner 
der beutfchen Ränder einander immer mehr entfremde. 


Es ift unangenehm, biefe Seite der Sache zu berühren, 
aber fie iſt durch den Einfluß dieſer Stimmung, auf die Stärs 
Be des Ganzen, bie nur aus einem feften, treuen Zufammen: 
halten und gegenfeitiger, herzlicher Geſinnung hervorgeht, zu 
wichtig als daß fie Übergangen werden dürfte, 


Und welhe Früchte kann ſich endlich jede einzelne Regie— 
rung von der allgemeinen Unzufriedenheit verfprechen, welche 
der beftchende Zuftand unterhäft und die in dem nemlichen Vers 
hältniffe zu wachſen droht, als die Erfüllung der fhönen Hoffs 
nungen, welche ber Artikel 19. der Bundesakte erwedt bat, 
entruͤckt wird, ober gänzlich verfchwinder ? 


Diefe Unzufriedenheit ift eine unläugbare Thatfache und 
wenigftens in zwei Drittheilen von Deutfhland ſchon durch 
Sollicitationen, die an die Regierungen, und Klagen, die an 
das Publifum gerichtet find, laut geworben. 


Man kann ſich durchaus nicht verhehlen, daß fie gegründet 
find, man kann fie auch nicht niederfhlagen duch eine Vers 
weiſung auf den ehemaligen Zuftand der Dinge. 


Seit der Auflöfung des deutſchen Reichs hat fi in diefer 
Hinfiht manches zum fhlimmern gekehrt, Zwar hatte damals 
die deutfhe Induſtrie auch keinen Schug. Aber das Ueberges 
wicht der fremden ift feither geftiegen und fühlbarer geworden. 
Die Prohibitivfufteme der großen europäifhen Nationen haben 
fi) mehr ausgebildet, find firenger und feindfeliger geworben. 
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Die Dauer der Gontinentalfperre hatte Fleiß und Kapitalien 
zue Gründung von Inſtituten hingewendet, welche nunmehr 
mit dem Untergange bedroht find. Die Pladersien im Innern 
find größtentheils ein ganz neues Ungemad). 


Es ift nicht gut, wenn der ganze Gewerbftand durch bie 
Sortdauer eines Uebels, deffen Dafeyn feine Sophiftit hinweg 
zu bemonftriren vermag, in einer allgemeinen Mifftimmung 
verweilt. Hier wird die Veränderung verfannt, die in einer 
Reihe von Jahren durch die Fortfchritte der Induftrie und dee 
Handels unmerklich in den gefellfhaftlihen Verhältniffen einge, 
treten iſt. Diefer Stand ift wichtiger geworden duch feine 
Mittel, duch feine Zahl, und mehr noch durch die lebhafte, 
rege Verbindung, in der feine Glieder auf die größte Entfers 
nung untereinander ſtehen, und wegen des Einfluffes, ben fie, 
durch gleihe Gefinnung verbunden am Sig des Gentralpunfts 
bes Verkehrs einer jeden Gegend auf bie Stimmung der ges 
fammten Bevölkerung ausüben, 


Man hat dem Schöpfer des Kontinentalfyftems vielleicht 
nicht mit Unrecht eine Nebenabfiht unterlegt, melde die Stinis 
mung einer zahlreihen und wichtigen Kaffe der Gefellfhaft zum 
Gegenftand hatte, 


Wenn nun audy die Unzufriedenheit einer zahlreichen und 
anfehnlihen Klaffe von Staatsbürgern nur in eine ftille Abneis 
gung gegen die Megierung und ben beftehenden Zuftand der 
Dinge, unter dem fie eine Verbefferung ihrer Lage hoffnungs« 
108 aufgeben müffen, ſich allmählig ausbildet, fo kann e8 dem 
politifhen Scharfblid nicht entgehen, wie nachtheilig eine ſolche 
Stimmung in Pritifhen Augenbliden werden kann, die im Raus 
fe der Zeiten nie ausbleiben. Die Rüdfichten auf das phyſiſche 
Wohl der deutſchen Völker auf den Geift der Bürger und auf 
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die Stärke der Regierungen nach Innen und nach Außen, ges 
bietet alfo gleich dringend, ben Artikel 19. auf eine fräftige 
und umfaffende Weife in das Leben zu rufen. Halbe Maße 
regeln, Mitderung ber beftehenden Einrichtungen, einzelne Con⸗ 
ceffionen Eönnen nichts helfen, machen die Sache nur verwidel: 
tee und die Sehnſucht nad voller Befriedigung lebhafter und 
ſtuͤrmiſcher. 


Wo nur die Einheit der Handlung uͤber das Wohl oder 
Wehe der Voͤlker und uͤber Staͤrke und Schwaͤche der Staaten 
entſcheidet, da kann Deutſchland nur durch ein gemeinſchaft— 
liches Wirken ſich erhalten, 


Auf dieſen Grundſatz iſt die Bundesakte gebaut, welche 
die Militaͤrverfaſſung und den Verkehr der Deutſchen als ſolche 
Gegenſtaͤnde der gemeinſchaftlichen Beſtimmung ausdrüdlich ber 
zeichnet, dagegen Alles, was in keinem Bezug auf den Beis 
ftand des Ganzen ftcht, der innern freien Beflimmung und 
GBeftaltung weife überläßt, zum frommen einer vielfeitigen Aus» 
bildung und Entwidelung. 


Jener erften und hoͤchſten KR—uͤckſicht follten aber billig alle 
befondere hintangefegt werden, und um die Bundesakte nach 
ihrem Sinne zu vollziehen, follte man nicht fragen, wie weit 
dies nad) den beftehenden Einrichtungen in ben einzelnen Staas 
ten möglich ift? fondern man möchte vielmehr umgekehrt wüns 
fhen, daß diefe Einrichtungen nad den VBedürfniffen des Gans 
zen modifiziert würden. 


Um aud nur eine ganz rohe Skizze einer beutfhen Zolls 
verfoffung zu entwerfen, wird eine genaue Kenntniß ber Hans 
beisverhältniffe aller einzelnen Staaten erfordert. Hier kann 
nur von der Andeutung der Grundfäge bie Rebe feyn, die da⸗ 
bei zur Sprade kommen. 


4) Gaͤnzliche Freiheit des Verkehrs zwifchen 
fämmtlihen Bundesftaaten. 


So wie die im Innern Deutſchlands beftehenden Befchrän- 
kungen das größere Uebel, verderbliher als der Mangel an 
Schug gegen Außen und der Einfluß der fremden Prohibitivger 
fege find, fo ift aud bie Aufhebung aller Ein» Aus- und 
Durcfuhrverbote und aller eigentlichen goͤne das erſte und 
dringendſte Beduͤrfniß. 


Von den Ruͤckſichten, bie auf bie Finanzverfaſſungen ber 
Staaten dabei zu nehmen ſind, wird unten geſprochen werden. 


Die Schwierigkeit, welche die Verbindung mehrerer Bun⸗ 
desſtaaten mit Rändern, die nicht zum Bunde gehören, darbie⸗ 
tet, wird mwahrfcheintich nicht fo ſchwer zu heben feyn. 


Mo bie Handelsverhältniffe einzelne: deutihe Provinzen 
enger an die ausländifhe Befigung eines Bundesftaates knuͤ⸗ 
pfen, ann diefe Provinz von dem gemeinfhaftlihen freien 
Marke ausgefchieden werden. In Anfehung folder Provinzen, 
fo wie auch der auswärtigen Befigungen von Bundesgliedern 
find Handelsverträge, welche die größtmögliche gegenfeitige Frei— 
heit feftfegen , ein ſchickliches Wereinigungsmittel. 


Ueberhaupt wird man am Teichteften zu einem Reſultat 
gelangen, wenn man nicht nur zur Vereinigung, fondern auch 
zum MWiederaustritte, jedoch nur nach Ablauf gewiffer Zeit, je— 
dem Bundesſtaat gänzliche Freiheit geftattet. Dir allgemeine 
gegenfeitige Nugen fol allein das Band Enüpfen und befeftigen. 


Man ift um fo cher zur Vereinigung geneigt, wenn ber 
Schritt nicht unwiderruflich für immer gerhan wird. Hat aber 
der Zuftand der mechfelfeitigen Freiheit nur einige Jahre ges 
dauert, fo ift an eine Trennung gewiß nimmermehr zu denken, 
da mittlerweile auf dem versinigten freien Markte Deutſchlands 


alferwärts mannigfaltige Verbindungen entftehen, deren gewalts 
fames Zerreifen mit Nachtheilen verknüpft feyn würde, welche 
von der Ruͤckkehr zum Alten Iebhaft abmahnen müften. Aud) 
Eönnen einzelne Eleinere Staaten bei einer Vereinigung der lbs 
rigen zu einem gemeinfchaftliden Spftem in einer Jfolirung gar 
nicht beharren, und auch die größeren werden für die Zwangs— 
vortheile, die fie gegen Bundesländer aufgeben, in dem gegen 
fremde gefhügten, allgemeinen deutſchen Markte einen reichen 
Erſatz finden. 


So darf namentlih Oeſtreich für feine Fabriken einen Abs 
fa auf dem füdweftlichen deutfhen Markte erwarten, ben «8 
bei der freien Concurrenz der Engländer und Franzofen nicht 
fo leicht erlangen wird, 


2) Aufftellung eines gemeinfamen Mauth- 
Syſtems. 


Die Aufſtellung eines gemeinſamen Mauthfpftems iſt noth⸗ 
wendig in finanzieller und ſtaatswirthſchaftlicher Hin ſicht. Fuͤr 
den Verluſt der Zollgefaͤlle, welche in allen Staaten einen bes 
deutenden Theil der Staatseinnahme ausmachen, muß ein Ers 
fag ducch Zölle gewährt werden. 


Sn ftaatswirthfhaftliher Hinfiht gilt es, ber 
deutfchen Snduftrie für die Machtheile des Ausfchluffes vom 
fremden Markte als Erfag diefelben Vortheile zuzuwenden, wel⸗ 
che der Ausländer durch die Sicherheit des eigenen Marktes ges 
nießt. 


Schuͤtzende Anſtalten haben bisher, fo ſchwach ihre Wir« 
fung aud mar, dennoch beftanden und Fönnen ſchon deshalb 
nicht entbehre werden. Sie wirkſam zu machen, ift das Bes 
fireben der meiften Regierungen in der legten Zeit gewefen, und 
daß der Erfolg nicht der Erwartung entfprochen, und mehr bie 
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Nachtheile ber Beſchraͤnkungeu im Innern, als der Vortheil 
des Scuges gegen Außen fühlbar wurde, ift die laute Klage 
ber meilten Bundesländer. 

Ein gemeinfhaftliher Beſchluß aller deutfchen Regierungen 
durch befondere Maßregeln, die jede einzeln ergreifen würde, 
die Induftrie der deutfhen Staaten zu begünftigen, die Eins 
fuhr der fremden Waaren zu erfchweren, würde die größten und 
fonderbarften Werwidelungen herbeiführen. Nichte zu gedenken 
de8 Mangeld an Kraft zur Handhabung folder Gefege, wuͤrde 
man, um bie Ausführung nur ſcheinbar moͤglich zu machen, 
auf das vereufene Syſtem der Urfprungsfcheine geleitet, Nur 
bie Einheit im Wirken und Handeln kann bier zum Zwecke 
führen. Diefe wird der bedrohten deutfchen Induftrie nicht nur 
den Schug, deffen fie bedarf, gewähren, fondern auch die Mite 
tel dbarbieten, andere Nationen zu veranlaffen, auf wechfelfeitis 
gen Vortheil berechnete Handelsverträge einzugehn. | 

Nach diefen verfchiedenen Rüdfichten möchten die Grunds 
füge näher zu betrachten feyn, welche bei Aufftellung eines 
gemeinfamen Spftems unmaßgeblich zu befolgen wären. 


Zölle für Finanzzwede im Allgemeinen. 

Es leidet wohl keinen Zweifel, daß das gefammte Deutſch⸗ 
fand, vom fremden Handel ohne größere Bedruͤckung weit 
beträchtlihere Summen erheben kann, als einzelne Staaten 
verhältnigmäßig zu erheben im Stande find: denn es find der 
Erhebungspunfte wenigere; die Einfuhren bie aus fremden Läns 
dern nah Deutfhland im Großen gefchehen, können daher 
leichter als die Vertheilung diefer Güter im Jnnern beauffich 
tigt werden, und die Mittel einer ftrengen Aufficht find größer, 
endlich bringt e8 die Lage der einzelnen deutfhen Staaten mit 
fi, daß manche Artikel, die fonft zur Belaftung mit Gonfus 
mozöllen ſehr geeignet find, hoͤhern Abgaben nicht unterworfen 
werden koͤnnen; meil fie Gegenftand des Tranſits oder eines 
zwiſchen verfchiedenen deutfhen Ländern oder Provinzen beftes 


henden Zwifchenhandels find. — 
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Gegen bie finanziellen Vortheile bie in dieſer Hinfiche 
ein gemeinfames Spftem gewähren, verſchwindet der Verluſt, 
ben bie Zollfaffen der einzelnen Staaten dadurch erleiden, daß 
Ihnen die verderblichen Einnahmen von dem eigenen Dandel 
der deutfchen Länder untereinander entgchen. Man nehme bie 
franzöfifhen Bollgefege und Staatsrechnungen zur Hand, zur 
Bergleihung mit den Bollordnungen und ben ZBolleinnahmen 
einzelner deutfhen Staaten, um fih von ber Wahrheit jener 
Behauptung zu überzeugen. 

Wir find aber weit entfernt zu wuͤnſchen, daß die beuts 
ſchen Finanzzölle fo hoch als die franzöfifchen gemacht werden 
möchten. Es wire ein Unglüd, wenn man bei einer Mafregel 
melche die deutfchen Staaten enger verbunden und die Herzen 
der Unterthanen feiter an ihre Regierungen knuͤpfen fol, von 
fiskaliſchen Anfichten geleitet würde. 

Mäkige Finanzzölle werden bier hinreichen, um den ein« 
zelnen Regierungen mehr oder weniger einen Erfag für die aufs 
gehobenen bisherigen Zölle zu gewähren. Es ift eine bekannte 
Wahrheit, daß die Producte der Zolleinnahmen nicht im Bers 
hältniffe mit den Zollfägen fteigen und bedürfte fie durch bes 
ftimmte Erfahrung noch einer Beftätigung, fo könnte fie durch 
eine Vergleichung der Königlich Baperifhen und Großherzoglich 
Badifhen Mauthordnungen und Staatsrehnungen gegeben 
werden. 

Obwohl im badifchen von Colonialwaaren nur 44 fr. vom 
Gentner, von Fabrikaten nur 1 fl. bis 3 fl. im Königreich 
Bayern aber unter diefen Rubriken 4 bis 6fach und noch hoͤ⸗ 
here Zölle erhoben werden, fo ift dennod der wirkliche Ertrag 
der Zölle in beiden Ländern, mie aus den Landfländifhen Wer 
handlungen erhellt, verhältnißmäßig nur unbedeutend verſchie— 
den, wenn man nad Verhaͤltniß der Bevdlferung von 1 zu 3 
rechnet. (Mheinbayern zahlt keine Zölle). 

Bei Beftimmung der Zölle ftellen fich 

a) ſolche frembe Einfuhrartitel, deren Verbrauch ziemlih all 
gemein und gleihförmig verbreitet ift, als die 
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ſchicklichſten Gegenftände ber Befteuerung bar, teil bie 
Gefammteinnahmen unter fämmtlihe Staaten vertheilt 
werden müffen, und es daher billig ift, daß die Steuer: 
beiträge der Unterthanen mit der Zheilnahme der Regies 
sungen in einem ungefähren Verhaͤltniß ftchn. 

Hicher find vorzüglich Colonialwaaren , befonders Kaffe, 
Zuder und Gemürze zu rechnen. 

b) In Anſehung der Naturproducte, welche Deutfhland ſelbſt 
erzeugt, und die auf größere Diftanzen in den Hans 
del treten, wäre der deutfchen Production durch angemefs 
fene Eingangszölle ein billiger und mäßiger Vortheil zus 
zuwenden. Es ift dabei zwar nur ein einfeitiges Intere 
effe befangen, befonders da manche Probucte in einigen 
Ländern hervorgebracht werden, in andern aber nicht. 
Mollte man aber bier in das Einzelne gehen, fo dürfte 
es nicht ſchwer fallen, durch Beifpiele barzuthun, daß, 
wenn man jene Rüdfiht nimmt, cine Ausgleichung der 
ftreitenden Intereſſen ſehr erleichtert wird, und daß für 
die Vortheile, welche ein allgemeines Mauthfyftem ben 
Fabriklaͤndern gewährt, andere auf diefe Weife ein Aequi— 
valent erhalten. 

e) Von jenen Artikeln, die, wie Baummolle, Farbftoffe ıc. 
ein Bedürfnig der Fabriken und Manufacturen find, 
follten gar feine oder nur fehr mäßige Zölle erhoben wer: 

den. England und Frankreich haben zwar auch ſolche Ars 
tikel zum Theil hohen Abgaben unterworfen, fie find aber 
in der Lage, dem nadıtheiligen Einfluß, den diefelben auf 
die Concutrenz ihrer Fabrifanten auf ausländifhen Märks 
ten ausüben Eönnten, durch eine Mafregel zu begegnen, 
bie in deutſchen Staaten, menigftens in der erflen Zeit 
und fo lange feine Anwendung finden, bis das neue Sys 
ftem feſte Wurzeln gefaßt hat. Jene Staaten ertheilen 
nämlih bekanntlich für bie, ausländifhen Waaren unter 
dem Namen vonwdrawback und primes dexportation - \ 


angemeffene Ruͤckverguͤtungen. 5 
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d) Eine befondere Nüdfiht wäre auf die Grenzländer Deutfchs 
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lands in Anſehung derjenigen Artikel zu nehmen, welche 
ihrer Natur nach und nur auf ganz kurze Strecken in 
Verkehr treten. Gegenſtaͤnde, wie Brennholz (nicht 
Floßholz) Marktvictualien, manche landwirthſchaftliche 
Producte, welche jene Eigenſchaft beſitzen, Futterkraͤuter ıc. 
ſollten von den Verfuͤgungen des allgemeinen Zollgeſetzes 
ganz ausgenommen, und ben Regierungen des Grenjdi⸗ 
ſtrikts gänzlich überlaffen feyn, ohne die geringfte St oͤ⸗ 
rung des innern Verkehrs die Anordnungen zu treffen, 
welche den Localbedürfniffen entſprechen. Es find allge: 
meine Beflimmungen Über ſolche Gegenftände, welche das 
franzöfifhe Zolfpjtem den Grenzländern vorzüglich ver« 
haßt machen, weil hierin die Vechäftniffe zu verfchieden 
find, als daß allgemeine Gefege in den meiften Fällen 
nicht Aufferft druͤckend werden müßten. Es ftünde den 
einzelnen Regierungen felbft frei, nicht nur von ſolchen 
in ihre eigenen Grenzorte eingehenden, fondern auch von 
den aus ihrem Lande in benachbarte ausländifhe Städte 
ausgehenden Artikeln beliebige Abgaben zu erheben. Würs 
de diefer Eleine auf wenige Stunden befchränfte — unb 
an jeder Localität an eine andere Rüdfiht gebundene 
Verkehr in den Kreis der allgemeinen Beſteuerung gezos 
gen, fo würden bie Grenzbewohner eine Laft tragen, von 
der das Binnenland gänzlich befreit ift, und der Drud, 
der mit jedem Zollfpftem für Grenzdiftrifte ohnehin vers 
bunden ift, würde, unnöthigerweife doppelt fühlbar ges 
macht. Mur verfteht es fih, daß jene Artikel genau be: 
flimmt, und auf feine Weiſe der Handel der rüdwärts 
liegenden Staaten mit bem Ausland gehemmt werde, 
was bei der Natur jener Gegenftände auch nie zu bes 
fürchten ift. 

Zum Schuge der dbeutfhen Induſtrie find ange 
meffene Zölle gänzliche Ausfuhr Rerboten, mäßige Zölle 
einer Belaftung, die dem Verbote gleich ſteht, in der Re 
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gel vorzuziehen. Der Zoll follte nie höher ſtehen', als 
die wahrfheinlihe Prämie der heimlichen Einfuhr beträgt, 
denn, wenn man Gontraventionen doch nie ganz hemmen 
kann, fo ift es doch beffer, die gemeinfchaftliche Kaffe bes 
ziehe den Preis der Einfuhr, als der MASTHENANEN: Con: 
trebandier. 

In einer der legten Sigungen der franzöfifhen Kammer 
wurde der Eingangézoll von fremder Leinwand here 
abgefegt, ausdrückhich, um die Prämie ber Con» 
trebande zu vermindern, zum wirffamen Schuß ber fran« 
zoͤſiſcheu Reinwandmanufacturen. Eine Abgabe von 10, 
15 bis 20 Procent, wird den beutfhen Wollen, Baume 
wollen⸗, Lederfabrikanten ıc. ohne Zweifel einen binläng: 
lichen Vortheil gewähren, 

Nur 

f) wenn e8 fi) barum handelt, ben Überfpannten Befchräns 
fungen, die der beutfche Handel in mandyen Zweigen er 
duldet, angemeffene Mafregein entgegen zu fegen, um 
den fremden Staat zu größerer Mäßigung zuruͤckzufuͤhren, 
Eönnen einzelne firengere durchgreifende Vorkehrungen ein— 
treten, wie fie 3. B. Frankreich in Anfehung gewiffer 
englifher Außerlich als ſolche kennbarer Manufacturwaas 
ren ergriffen hat. 

Der fchönfte Gewinn, ber von einem gemeinfamen Bufam 
menmwirken aller deutfhen Staaten zu erwarten ift, b 

finde in dem Abſchluß von SHanbelstractaten mit = 
Regierungen anderer benachbarten und entferntern Naties 
nen auf die Grundlage der größtmöglidhen 
Freiheit und des gegenfeitigen Bortheils. 
Unter den gegenwärtigen WBerhältniffen kann weder Eng: 
land noch Frankreich veranlaft feyn, fich durch irgend 
eine Ruͤckſicht von den verderblichften Verfuͤgungen gegen 
den beutfchen Handel abhalten zu laffen. Sie glauben 
fi des Mangels an gemeinfanem Zufammenmirken eben 
fo ſehr als der Wirkungslofigkeit dev Maßregeln einzelner 
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Staaten verſichert. Wenn ihnen aber eine Macht gegen 
über ſteht, welche über den Markt von 20 bis 30 Mil 
lionen gebietet, der ihnen bisher groͤßtentheils mehr oder 
weniger offen fland, und mit einem Schlage für ihre 
wichtigften Abfagartikel gefchloffen werden kann, dann ift 
zu hoffen, daß fie aus Nüdfiht auf das eigene ntereffe 
auch dem fremden fhonende Rüdficht tragen werden. 

Es ift die Lage Deutfhlands in der Mitte Europas, den 
Süden vom Norden und den Weften vom Often ſcheidend, und 
gegen Mitternacht ein bedeutendes Küftenland darbietend, gegen 
Mittag von einer Seite wenigftens dem Seehandel zugänglich, 
von ber Art, daß es von der Natur ſchon beftimmt zu feyn 
fheint, im europäifchen Handel eine bedeutende Rolle zu fpielen, 
durch die nahe innige Berührung mit fo vielen Nationen ben 
Brennpunkt europäifcher Gultur und Induftrie zu bilden, alle 
Fortfchritte des Kunfifleifes von allen Seiten in fi aufjunchs 
men und die gefammelten Keime zur volllommenern Frucht aufs 
suziehen und zu pflegen. Aber fo treu es feine Beflimmung 
in litterärifcher und geiftiger Hinficht zu erfüllen ſtrebt, fo ſehr 
werden die natürlichen Vortheile, die ihm feine Lage für fein 
phnfifhes Wohlſeyn im Verkehr der Voͤlker darbietet, feit einer 
Reihe von Menfchenaltern immer mehr verkuͤmmert und entrifs 
fen. Dem ernften Willen der Gefammtheit fehlt es aber nicht 
an Kraft, ſich in den Beſitz feiner natürlihen Rechte wieder 
einzufegen. 

Es mürde uns zu weit führen, auch nur andeuten zu 
wollen, wohin die beutfche Handelspolitit ihre Blicke richten 
foll, und einen Gegenftand hier auch nur oberflächlich zu behans 
dein, ber erfi nah Gründung eines gemeinfamen Zollwefens 
zur Sprache kommen und reiflid) erwogen werden ann. 

Ueberhaupt genügt es für unfern Zweck, die Hauptzuͤge 
bed gemeinſchaftlichen Syftems nach den vorzüglichfien Zwecken 

ber Befteuerung gewiffer Confumtionsarti« 

kel aus finanziellen Rüdfihten, Befteuerung frems 
der Manufactur und Fabritwaaren, nah Rüd« 
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ſichten, die eine billige Beglinftigung deutſcher Induſtrie 

zu nehmen gebietet, und der Repreſalien, welche die 

ein gerechtes Maas uͤberſchreitende fremde Maßregeln 
provociren. 

Naͤhere Beſtimmungen ſetzen eine Ueberſicht aller in Be⸗ 
trachtung kommenden Verhaͤltniſſe voraus, die nur eine gemein⸗ 
ſchaftliche Berathung geben kann. Dieſe wird ohne Zweifel auf 
die Nothwendigkeit mancher befondern Maßregeln füreins 
zelne Diftriete ber beutfhen Mauthlinie führen, und 
insbefondere die noͤthigen Beftimmungen über den Tranfit frem» 
der Waaren durch deutfche® Gebiet an die Hand geben. Leicht 
begreiflidy treten bei einem großen Umfang ber Länder, die eine 
Mauthlinie umfdeßt, in Anfehung bes Tranſits ganz andere 
Ruͤckſichten als bei Eleinen Etaaten ein. 

Die Geftattung des MWaarendurhzugs durch ganz Deutfche 
Iand würde alle Maßregeln lähmen, welche den Schutz beutfcher 
Induftrie oder den Bezug von allgemeinen GConfumtionszöllen 
zum Zwede haben: denn er würde nur zur Umgehung der Ein« 
gangsgefege mißbraucht werden. Die Lage von Deutfchland iſt 
aud von der Art, daß ein regelmäßiger Tranfit, der Deutſch⸗ 
land der Länge oder Breite nach durchſchneidet, zu den Seltens 
heiten gehört. 

Das Berbot des Tranfits wird daher für ſtark befteuerte 
Artidel, wie in Frankreich, Regel feyn, d. h. folhe Waaren, 
melde nad) Deutfcdyland auf einer Seite eingehen, um auf eis 
ner andern Seite erportict zu werden, würden den Eingangs— 
zoͤllen unterliegen. Damit aber nicht einzelne bedeutende Huͤlfs⸗ 
quellen verfiegen, wird man zwei Wege einfchlagen müffen. 

Für fremde Artidel, womit Deutfhland einen Zwifchens 
handel treibt, können die Eingangs » und Ausgangszölle fo nier 
ber gemacht werden, daß ber Zmwifchenhandel diefelben zu ertras 
gen vermag. 

Wo aber aus höheren Ruͤckſichten dieß nicht angeht, ba 
fann, wie in Frankreich ausnahmsweiſe der Durchzug auf bes 
ftimmten Routen und unter beftimmten Vorfichtsmafregeln 
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geftattet werben. Dieß iſt an gewiſſen Grenzlaͤndern durchaus 
nothwendig, um ihnen nicht eine reiche Quelle des Verdienſtes 
zu verſchließen, wie z. B. am Rhein fuͤr den Tranſit nach der 
Schweiz. Bei ſolchen meiſtens kuͤrzern Strecken iſt auch die 
Verhuͤtung von Unterſchleifen nicht ſchwierig. 
Ein gemeinſchaftliches Zollſyſtem fuͤhrt 
3) zur Aufſtellung einer gemeinſchaftlichen von 
ber Bundesverſammlung abhaͤngigen Ber 
waltung. 

Die Perception, Verwaltung, Aufſicht und Di: 
vection kann nicht anders als durch ein für den ganzen Bund 
verpflichtete® Perfonal gefchehen , .deffen Unterhalt eine Laſt der 
gemeinfhaftlihen Kaffe wäre. 

Ueber die Theilung der gemeinfchaftlichen reinen Einnahmen 
unter fämmtliche Bundesglieder ſich zu vereinigen, wird nicht 
fhwer fallen, 

Daß die Theilung nicht nad den bisherigen Zolleinnahmen 
ber einzelnen Staaten gefchehen fönne, bedarf wohl faum einer 
Erwähnung , da die Befugniß der Zollanlage überall gleich mar, 
und ber willfürlihe Gebraudy biefer Befugniß alfo keinen Mas: 
fab abgeben kann. Die natuͤrlche Grundlage der Repartition 
iſt die Bevoͤlkerung der Staaten, wornach ſich auch ihre Krieges 
kontingente richten, jedoch mit billiger Ruͤckſicht auf die für ein: 
jene Länder etwa eintretende befondere Beftimmungen. Ein 
probiforifh angenommener Mafftab würde auf die Grundlage 
beftimmter Erfahrungen fpäter fih nah Recht und Billigkeit 
verbeffern laſſen. 

Die innere Organifation der Mauthanftalt und der Bes 
hörben, die Ernennungsrechte der einzelnen Staaten ıc. find Ges 
genflände, die, wenn man einmal über die Frage Ob einvers 
ftanden ift, ebenfalls. Beine große Schwierigkeiten darbieten koͤn⸗ 
nen. Die erften Einrichtungen werben mangelhaft fenn, weil 
nur bie Erfahrung das Zweckmaͤßigere an die Hand zu geben 
vermag. Man wird fich eine allmählige Derbefferung fehr ers 
leichten, wenn man den erſten Bau fo einfach als moͤglich, uns 
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ter Beobachtung der hoͤchſten Sparſamkeit aufführt, ba es weit 
ſchwieriger ift, eine verwidelte unzwedmäßige Einrihtung zu 
verbeffern, als einzelne Lüden einer einfachen Einrichtung aus 
zufuͤllen. 

Auch hier iſt es uͤberfluͤſſſg, in das Einzelne einzugehen, 
nur eines wichtigen Punkts ſey es ertaubt, zu erwähnen. 

Es liegt in ber Natur der gefchloffenen Mauthſyſteme, dag 
jede Waare, mie fie an der Mauthlinie anlangt, von ben Be: 
flimmungen bes Bollgeieges getroffen wird. Alle Erhebungsbus 
reaux müffen daher an den Grenzen von Deutfchland gelegen 
ſeyn. Diefe allgemeine Negel wird in Anfehung der Rheingliter 
die Ausnahme erleiden müffen, daß fie erjt beim Abftoß an den 
feftbeftimmten Austadplägen ihre mauthamtliche Behandlung 
erleiden, weil der Rhein durch die Wiener Convention als eine 
freie gemeinfchaftlihe Wafferftraße für alle Nationen etklaͤrt ift 
und jede Waare, fo lange fie den Strom nicht verläßt, den 
Mauthen der Uferftaaten als unantaftbar gelten fol, Eine 
- gleiche Ausnahme Eönnte für alle Seegüter gemacht werben, 
welche auf den großen in die See ausmündenden Flüffen Deutfch« 
lands anfommen, Man weiß nämlich, welchen Einfluß die Auf: 
flelung eines Mauthamtes an einem Handelsplage auf ben 
Großhandel ausübt, wie wichtig es für den Großhaͤndler ift, 
bei der Gontrolle feiner Güter zugegen zu feyn, und die Vor: 
fchüffe, welche die Zollentrihtung erfordert, nicht auf weite Dis 
ftanzen Ieiften zu müffen. Daher dürften in allen großen Hans 
beisplägen, welhe an Strömen gelegen find, die in die See aus: 
münden, Hauptbureaur errichtet werden. Diefe Mafregel könnte 
aber nur für die Streden fiatt finden, wo die Schifffarth eb: 
haft genug ift, um ber Aufſicht zu lohnen. 

Wenn man audh die Ausführbarkeit eines gemeinfamen 
Mauthfvftems, die Sache nur an und für fih betrachtet, Zu: 
giebt, ſo kann Man übrigens noch von einer andern Seite näms 
lih von Seiten 


4) Des Einfluffes auf bie Finanzfpfleme ber 
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einzelnen Staaten Zweifel erheben, die allerdings 
einer nähern Betrahtung würdig find. 

Das Syſtem der Sonfumtionsabgaben hängt mit ben Mauth⸗ 
einrichtungen fo enge zufammen, daß eine einfache Trennung 
der Sache auf den erſten Anblid Aufferft ſchwierig erfcheint. 

Sn fofern aber nur dem allgemeinen Intereſſe des deut⸗ 
fhen Handels und der Induſtrie die financiellen Intereſſen 
nicht aufgeopfert, ſondern die Finanzeinrichtungen nur uns 
tergeordnet, und nach dem Bedürfniß des allgemeinen Wohles 
modificirt werden wollen, fo wird es an einem ſchicklichen 
Ausmwege nicht fehlen. Diefer Ausweg befteht darin, daß ſich 
die ſaͤmmtlichen beutfhen Staaten in ihren Abgabenfpftemen fo 
viel moͤglich annähern; und diefen Weg zu betreten, wird man 
um fo weniger Anftand nehmen, wenn gezeigt werben fann, 
daß fhon eine große Uebereinftimmung in ben Abgabenfpftemen 
aller größern und mittlern Staaten beftcht und das Beftehende 
nur bie und dba unbebeutenden Modificationen unterworfen wer— 
ben darf. Ohnehin wird man aber zugeben, daß eine Annähes 
rung der deutfchen Staaten in ihren Abgabenfpftemen fein Uns 
glüd, fondern eher eine Wohlthat fey.. 

Die directen Steuern, melde die hervorbringenden Kräfte 
und Kapitalien treffen, die Grundfteuern, Haͤuſer- und Gewerb⸗ 
fleuern, find in allen Staaten hergebracht und fo viele Verglei— 
Hungen man anftellen mag, im Betrage nicht fehr verſchieden, 
gewiß aber nirgends fo abiweihend hoc, daß irgendwo zur 
Gleihftellung der inländifchen hochbeſteuerten 
Production mit dem minderbeſteuerten deutſchen 
Nachbarlande, die Einfuhr der aus lezterem ein— 
gehenden Producte einer Abgabe unterworfen 
werden müßte. 

Die Noth und Plage der legten Zeit war im Durchſchnitt 
überall gleich und hat überall gleiche Folge zuruͤckgelaſſen. Bei 
den fteigenden Laften des Staatsfhages erfhöpfte man gewoͤhn⸗ 
ih, vom leichtern ausgehend, zuerft die directen Steuerfonds 
und die Ungleichheit, die zwifchen einzelnen Bundesftaaten in 
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der direecten Beſteuerung noch beſtehen mag, wird ſchwerlich 
irgendwo größer ſeyn, als diejenige iſt, die in den einzelnen Dis 
ſtricten deſſelben Landes bei ber ſorgfaͤltigſten Anlage immer 
noch zuruͤckbleibt; die bier und da beftehende Einkommensſteuer 
bedarf, da fie nicht die Production, ſondern das reine Ein- 
kommen afficirt, ohnehin einer ſolchen Ausgleihung nicht. 

Bon den fogenannten indirecten Steuern, bei welchen 
ſich eine Collifion denten läßt, möchten wohl wenige in Deutſch⸗ 
land vorkommen, bie nicht in bie Klaffe der Zölle, der Ab⸗ 
gaben vom Zransporte der Waaren, ber Confumtionsabgaben, 
der Monopolabgaben, der Verkehrsaccife gehören. 

Die genannten Steuern aber bilden größten Theile bie 
Hauptbeftandtheile der Steuerfpftieme der deutfhen Bundes⸗ 
länder. Won bdiefen ift alfo nachzuweiſen, wie ihr Fortbeftehen 
mit einem allgemeinen deutſchen Zollſyſteme vereinbarlich ift. 

Die Zölle, Eingangs: oder Coſumo-⸗ und Erportationss 
Zölle follen aufhören. Der Erfag wird durch die Theilnahme 
an ber gemeinfchaftlihen Zolleinnahme mehr oder weniger ges 
ſichert. 

Die Abgaben an dem Transport der Waaren, die, man 
mag fie Durchgangszoͤlle, oder Weggelder heiſen, immer dieſelbe 
Natur haben, find in fofern mit einem allgemeinen Mauths 
ſyſtem vereindbarlih, als fie Iediglih eine Vergütung für den 
Unterhalt der Landſtraßen gewähren follen, und das durch den 
Zweck beftimmte Maas nicht überfchreiten.. Damit jedody unter 
dem Namen von Weageldern keine Zölle verſtekt werden, wäre 
ein Marimum ber Abgabe für den Zentner und die Etunde 
feftzufegen. 

Diefes Marimum dürfte kein Bundesftaat durch die Aufs 
fage auf den Transport fremder Güter, die aus einem andern 
Bundeslande Fommen, oder für ein anderes Bundesland bes 
ftimmt find, uͤberſchreiten. 

Die Wafferzölle, welche den Weggeldern zu vergleichen 
find, würden die zur Zeit der Abfaffung der Bundesatte bes 
fiehenden Tarife nie überfteigen dürfen. | 
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Verſchieden von ben Coſumozoͤllen find bie Abgaben, 
weiche von gemwiffen Genußartikeln als allgemeine Vers 
zehrsſteuern erhoben werden, ohne Rüdficht, ob die Gegenftände 
die fie treffen, das Product ber eigenen oder fremden Erzeugung 
find. — Die wichtigſten bderfelben find die Abgaben von Ger 
tränten, Wein, Bier, Branntwein, Effig, Del, Schlachtvieh, 
Brodfrüchten, Salz, Tabak. Soldye Confumtionsjteuern werden 
in den meiften Staaten erhoben. Wo die Abgabe unmittelbar 
vor der Verzehrung entrichtet wird, da ift keine Gollifion mit 
dem allgemeinen Mauthſyſteme gedenfbar. Die Abgabe vom 
Schlachtvieh wid dann vor der Abſchlachtung, das Ohmgeld 
oder die Confumoabgabe vom Weine in dem angenomnienen 
Kalle unmitteibar bei der Einlage in bie Keller erhoben, ohne 
Rädfiht auf die Herkunft der Waare. Wo aber die Erzeugung 
oder Verarbeitung befteuert ift, wie bie Bier, Branntwein:, Effigs 
Fabrikation, die Vereitung des Mehls, ber Dele, da ift es noths 
wendig, daß die aus dem beutfhen Nachbarlande kommende 
vollendete Waare gleicher Abgabe unterworfen werde. Dieß ift 
die einzige Schwierigkeit, die fih einem allgemeinen Mauth⸗ 
foftem entgegen ftellt. Um fie zu heben müffen 

a) die einzelnen Staaten die Anordnung treffen, 
daß folhe eingehende Artikel bei der Ein 
fuhr aus dem Nachbarlande der Confumtion 

Auflage unterworfen werben. 

Hiezu find Feine große und Eoftbare Anftalten erforbers 
lih. Jene Artikel fallen meiftens ſtark in das Gewicht; 
find leicht zu erkennen, treten meiftens nur in den 
Grenzverkehr auf kürzerer Diſtanz; die inländifchen Ge— 
werbsleute, welche der Abgabe unterworfen find, üben 
ſelbſt die befte Aufſicht. Sie ift in den Städten, wo fid) 
die Importanten über Herkunft ausweifen müffen, vorzüg« 
lich leicht zu führen. 

Der Neig zur heimlichen Einfuhr iſt, da biefe Ab: 
gaben beinahe allerwärtsd getragen werden, micht ‚groß, 
und die Erfahrung früherer Zeit, da Deutſchland Feine 
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Mauthen im Innern kannte, während jene Abgaben meis 
ſtens ſchon eingeführt waren, lehrt, daß bier Reine noth« 
wendige Verbindung mit einem Douanenfpftem beſtehet. 
Eine größere Sicherheit, ald man gegenwärtig hat, wuͤrde 
die Nebereinkunft der Staaten gewähren, alle Gontravenien- 
ten ſich wechfelfeitig zu flellen, damit fowohl die Impor⸗ 
tanten als Erportanten geftraft werden, 


b) Die Auflage auf foldhe bei der Erzeugung 
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beſteuerte Producte bürfte nicht größer ſeyn, 
als die Abgabe, die der einheimiſche Pro— 
ducent bezahlt. u 
Damit au bier feine verbedte Confumomauth unter dem 
Namen der Confumtionsftenern erhoben und der Handel 
nicht auf indirecte Meife erfchwert werde, wäre aber 
eine fefte Beſtimmung über fümmtlide in 
biefe Klaffe gebörige Artikel ſehr wohl 
thätig. 

Eine vorzügliche Rüdfiht verdient insbefondere die Con: 
fumtiongfteuer von Gegenftänden,, melde entweder in 
ganz Deurfdyland oder wenigftens in einzelnen Landen gar 
nicht hervoegebracht werden. Mas erftere, wie z. B. Co⸗ 
lonialwaaren betrifft, fo würden fie in bas Syſtem der 
allgemeinen gemeinſchaftlichen Conſumtionsſteuern gehoͤren, 
und eine befondere nochmalige Belegung mit Conſumtions⸗ 
auflagen bei der Einfuhr in einzelne Bundesländer, würde 
den Großhandel ftören, wegen des Tranſits befchwerliche 
Anftalten erfordern, und in eine neue Art Mauthwefen 
ausarten. Diefe nochmalige Befteurung bei der Einfuhr 
würde daher ohne einen Hauptzweck der Bereinigung aufs 
zuheben nicht Statt finden können, obwohl e8 jedem rin» 
zelnen Staat frei ftünde, ben Detailverfauf im Lande jes 
der beliebigen Abgabe zu unterwerfen, jedoch, verfteht ſich, 
nur auf ganz gleihe Weife, der Detailleur mag feine Bes 
dürfniffe vom Großhaͤndler im eigenen Lande, .oder aus 
einem andern Bundeslande beziehen, Was die Gegen« 
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fände betrifft, die in einem einzelnen Bundeslande nicht, 
wohl aber in andern hervorgebracht werden, wie naments 
lich Weine, fo Lönnte unter einer Gonfumtionsauflage, 
eine Iediglih dem Merkantilſyſtem angehörige Maßregel, 
die in den Verhältniffen der deutfchen Staaten unter ein 
ander nicht Plag greifen foll, verſteckt werden. 

Die Confumtionsfteuer koͤnnte nämlich übermäßig hoch 
gemacht werden, nicht um ber Staatskaſſe eine Einnahme zu 
verfhaffem, fondern um die Einfuhr gänzlich zu zerftören, oder 
wenigſtens möglihft zu befchränfen. In ber That find bie 
Gonfumtionsauflagen auf den Wein in einigen Bundesländern, 
weiche diefes Product nicht hervorbringen, fo ſtark, daß bie 
Auflage nur von ganz feinen ausländifhen Weinen getragen 
werden fann, die Einfuhr der deutfchen Weine aber fo gut als 
verboten ift. Diefer Gegenftand verdient bei den Berathungen 
über ein gemeinſchaftliches Mauthfyftem, welche ſich nothwendig 
zugleich auf das Verhalten der einzelnen Staaten in ihren 
Finanzeinrichtungen erſtrecken muͤſſen, wohl auf jeden Fall bes 
ruͤckſichtigt zu werden. 

Gewerbs⸗,Monopolien find mit einer allgemeinen 
Verkehrsteiheit unvereinbarlich, indem auch foldye Artikel, weils 
he bey der Erzeugung einer Gonfumtionsauflage unterworfen 
find, gegen Entrichtung diefer Abgabe wenigftens in Verkehr 
treten follen. Eine Ausnahme von diefer Regel wird aber das 
Salz bilden müffen, das als befteuerter Confumtionsartikel, 
zugleich als Gegenftand eines Staatsmonopols in Betrachtung 
kommt, und einen fo wichtigen Beſtandtheil des Einkommens 
vieler Staaten ausmaht, daß es ihnen unentbehrlid; gewors 
den iſt. 

Die Verkehrsaccife, nämlich die Abgabe vom Kaufe und 
Verkaufe beweglicher Güter ift meiftens aus den Steuerfoftemen 
der deutfhen Staaten verfhwunden und hat mit Recht den 
Gonfumtionsauflagen Plag gemaht. Die Fortdauer diefer Ein 
richtung wird übrigens da, wo fie noch beftcht, durch die Her⸗ 
ſtelung des freien Verkehrs zwiſchen den einzelnen Bundesſtaa⸗ 
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ten ebenfalls nicht gehindert. Es gilt auch hier die Regel, daß 
der Fremde nicht anders als der Einheimiſche behandelt werde. 
Die Auflage, die von einem Kaufe und Verkaufe, der zwiſchen 
Inlaͤndern ſtatt findet, entrichtet werben muß, iſt auch zu ent⸗ 
richten, wenn der Einheimiſche von einem Fremden oder der 
Fremde von dem Einheimiſchen einen accisbaren Artikel kaͤuflich 
erwirbt. 

So mlrden bann die befichenden Finanzeinrichtungen bee 
einzelnen Staaten durd die Vereinigung zu einer gemeinfchafte 
fihen Zollverfaffung menigftens in ihren Hauptbeftandtheilen 
nicht gefährdet, und wenn auc hie und da Mobdificationen des 
Beftchenden erforderlich ſeyn follten, fo kann der Nachtheil etz 
waiger Aenderungen mit dem unermeßlihen Gewinn bes innern 
freien Verkehrs und des Schutzes, den die gemeinfame Mafres 
gel der deutfhhen Induſtrie gegen das Ausland gewährt, in gar 
keinem Berhältniß- ftehen. 

Was die einzige Schwierigkeit betrifft, melde in dem Sys 
flem der indirecten Abgaben liegt, fo wird fie in demfelben 
Maafe gehoben, als ſich die einzelnen Staaten in ihren Finanz« 
einrihtungen immer mehr nähern, und um jede Bedenklichkeit 
bee Finanzftellen zu befeitigen, giebt es der Mittel noch viele, 
welche hier aufzuzähfen vor der Hand ganz hberflüffig ift. 

Unfere Abſicht war nur die Ausführbarkeit des freien Ver⸗ 
kehrs im Innern Deutfchlands und eines gemeinfamen Mauth⸗ 
ſyſtems im Allgemeinen darzuthun. 

Ueber die Art des Vollzugs beflimmte Vorfchläge zu machen, 
kann nur bie Sache einer Commiffion feyn, die aus Geſchaͤfts— 
männern vom Fade auf gleiche Weife, wie in Anfehung ber 
Militärverhältniffe gefhah, zufammen zu fegen wäre. 

Der Gegenftand ift zu verwickelt und vielfeitig,, die Erörs 
terungen des Einzelnen fegen fo mannigfaltige Erfahrungen und 
Localkenntniſſe voraus, und die in Conflict kommenden Interefz 
fen erfordern fo häufige Ausgleihungen, daß eine Unterhands 
lung im gewöhnlichen Wege vor vielen Jahren nicht zum Ziele 
führen wuͤrde. 
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Dies Inftructionen können unmöglich das ganze weite Feld 
der Erfahrungen der Finanz = und Bollabminiftrationen der ein⸗ 
zelnen Linder umfaffen, fondern mur allgemeine Anmweifungen 
enthalten. Diefe Commiffion würde bei ihrem Entwurfe noth» 
wendigerweiſe auch auf die Frage wegen eines gemeinfchaftlichen 
Manfes und Gewichts geleitet, da eine allgemeine Mauthord⸗ 
nung einen allgemeinen Maasftab anwenden muf. Hier müßte 
man fi) dann proviforifd für irgend ein Maasfpftem entfcheiden. 

Wenn dann wirklich Deutſchland die Wohlthat eines ges 
meinfamen Handels» und Zollſyſtems erlangen follte, fo würden 
um fo leichter unter der meuen Ordnung der Dinge aufer der 
Gleichheit der Maafe und Gewichte im Handel überhaupt, noch 
mehrere verwandte Gegenftände, wie ein gleiches Münzfpftem ; 
bie Befugniffe der Bundesverfommlung in Anfehung einheimis 
fer neuer Erfindungen; die Annäherungen in den Handelsge⸗ 
feggebungen der einzelnen deutfchen Staaten, die Vermittelung 
des Einverfiändniffes mehrerer Regierungen zu Anftalten für 
Beförderung des Verkehrs, durch große Straßen, Anlagen und 
Kandle und dergleichen zur Sprache gebracht, und auf befriebi« 
gende Weife beſtimmt und geregelt werden koͤnnen, Damit 
Deutfchland auf der einen Seite aller mannigfaltigen Vortheile, 
weldhe feine Zrennung in einzelne Staaten und zugleich aller 
MWohithaten, welche nur ein gemeinfames Zuſammenwirken großer 
Kräfte zu gewähren vermag, immer mehr und in allen Bezie⸗ 
hungen theilhaftig werde, *) 





2) Der Berfaffer erinnert, daß biefer Auffas im Jahre 1819 ge: 
fohrieben wurde. Vieles, was barin über die Ausführung ei- 
nes gemeinfchaftlichen Spftems gefagt ift, leidet, bei verän- 
derter Grundlage, leicht begreiflich, Keine Anwendung auf ben 
gegenwärtig in Frage ftehenden Zollverein. Ueber mandes 
Einzelne (namentlih über die Art ber Verwaltung) bat ber 
Verfaffer feither auch anders denken gelernt. 


— — — 


R 


u >54: 2 * pe Yu OR ' & te u —X — 
ne es ne α 
DEE X a 


N 


a a 


* 


4 





deutſch-öſterreichſchen 


Zoll: und Handelsverein. 


Göttingen, 


Berlag der Dieterihfhen Buchhandlung. 
1852. | 


/Z 


+? 


Di. vorliegende Schrift war urſprünglich nicht für einen 
befonderen Abdrud beftimmt. Der Verfaſſer hätte ihr fonft 
an manchen Stellen eine weitere Ausführung gegeben, hätte 
ein reicheres ftatiftifches Material zur Betätigung feiner An— 
fihten herangezogen. Diefer Weg der Veröffentlihung ward 
jebt gemäßlt, um, da die wichtige Frage, um melde es ſich 
handelt, einer Entfcheidung näher rüdt, diefe Worte einem 
größeren Kreife möglichft ſchnell zugänglich zu machen. 

Seit dem Erfcheinen der Denkſchrift des Faiferl. königl. 
Handelsminifterd von Brud über die Errichtung eines deutfch- 
Öfterreichfchen Zoll- und Handeldvereind und ihrer Commen— 
tare werden nun bald zwei Jahre dahingefchmunden fein. 
Die öfterreichfche Regierung hat diefed Project fortwährend 
feftgehalten und fie beruft jetzt Bevollmächtigte der deutfchen 
Regierungen zur deshalbigen Berathung auf den 2. Ja— 
nuar F. I. nad) Wien. Die deutfche Preffe ift einerfeits 
zur Befürwortung, amdererfeitd zur Wblehnung deffelben 
unausgeſetzt thätig geweſen, je wie fie fid) nad) den wech— 
felnden offenen oder verborgenen politiſchen Agitationen 
bald auf Hohen bald auf rubigeren Wellen getragen 
fühlte; dennoch begegnet man auch heute einer alljeitigen 
Auffaffung und Beurtheilung diefer bedeutungsvollen Ber 
ftrebungen nicht Häufig. Died wird durdy die Erwägung 
erklärlich, daß die ftaatlich zerftüdelten und bei der Bera— 
thung öffentlicher Angelegenheiten fo lange unthätig geblie= 
benen Deutfchen nody Neulinge im Durchdringen ftaatd= 
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wirthſchaftlicher und Handelspolitifcher Fragen find, deren 
Bedeutung für dad Staatswohl eigentlidy erft feit den Ver— 
bandlungen über die in Deutfchland geſchloſſenen Zoll- und 
Handeldvereine allgemein erfannt worden if. Um fo mehr 
wird das erflärlich bei Betrachtung der gewaltigen Anftren= 
gungen, welche da8 alterfahrene englifche Volt unter dem 
Einfluffe feiner gemwiegten Staatd= und Parlamentdmänner 
zur Aufklärung wichtiger Fragen des öffentlichen Wohle 
jedesmal zu machen bat und beharrlid) aushält. Laffen wir 
dad Beifpiel diefed nüchternen Volks, in den materiellen 
ragen weder durdy glänzende Phrafen oder da8 Gefühl 
übertäubt zu merden, nod) feinem Urtheile früher zu trauen, 
bis alle bezüglichen Thatſachen richtig feitgeftellt und alle in 
Betracht kommenden Rüdfichten zur Erwägung gebracht find, 
als Lehre dienen; werden wit in der Sammlung von That— 
ſachen zur Begründung unferes Urtheild in foldhen Fragen 
ebenfo unermüdlid), al8 jene es find, und gewöhnen mir 
uns ebenfo an ernftes Nachdenken zur Scheidung der Wahr 
heit vom Irrthum. Bon diefem Gefihtöpunfte aus mird 
man ed nicht überflüffig halten, die Idee eined mitteleuro= 
päifhen Zoll- und Handel = Bundes, wenn auch ſchon viel 
darüber gefagt worden ift, noch einmal ausführlich zu be— 
leuchten. Es war, um allgemein verftändlidy zu fein, noth— 
wendig, dabei auf manches einzugehen, was freilid aud in 
weiteren Kreifen des Volkes bekannt fein follte, morüber 
aber, tie der Verfaffer aus eigener Erfahrung weiß, oft 
noch fehr mangelhafte Kenntniffe oder irrige Anſichten ver— 
breitet find. 
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Der erſte Eindruck des vorgelegten Projects mußte noth— 
wendig ein großer fein. Der Gedanke an die Machtſtel— 
fung eined von der Nord= und Oſtſee bis zum adriatifchen 
Meere ausgedehnten, in ſich gefchloffenen Handelsbundes ift 
ein erhebender, um fo mehr, je meniger mir Deutſche an 
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da8 Gefühl von Macht gewöhnt find, und das Angebot 
eined freien Marktes für eine Bevölkerung von fiebenzig Mil= 
lionen Seelen ift für Handel= und Gemwerbtreibende faft bien: 
dend. Auch der nüchternſten Anfhauung diefes Glanzes 
kann nicht entgehen, daß er einen wirklichen Werth in ftd) 
haben muß; aber um diefen zu finden, bat man ſich noth= 
mendig auf das praktiſche Gebiet zu begeben, mie bei Prü- 
fung de8 Goldes zum Probirftein, denn e8 handelt fidy hier 
um hochwichtige Finanz-Intereſſen und um politifche Bedin— 
gungen zur Bewahrung und Entwidelung des Wohlftandes 
und der Wohlfahrt Deutfchlande. 

Zu einer folhen Prüfung bedarf e8 zuvor der Beſei— 
tigung jeder Verwirrung über die Begriffe von Zoll- und 
Handeld= Bereinigungen. Lebtere, die Handeldeiniguns 
gen, melde durdy Handelöverträge gefchloffen werden, ha— 
ben eine alte und reiche Geſchichte. Sie bezwecken die Be— 
förderung des Handel8 und Verkehrs durdy Erleichterung 
und Bevorzugung der gegenfeitigen Ein=, Aus= und Durch— 
fuhr in Zöllen, Handeld- Abgaben und Wegen, entweder 
allgemein oder nur binfichtlich gemwiffer Gegenftände und ge— 
miffer Handelswege; die gegenfeitige Gleihftellung oder we— 
nigftend Begünftigung der Untertanen der contrabirenden 
Staaten in den Rechten zum Betriebe von Handel und Ge- 
werbe; den gegenfeitigen Schuß gegen Zoll= Defraudationen ; 
die Ordnung der Befugniffe der Conſuln u. ſ. w. Sie kön— 
nen daher fomohl zwiſchen aneinandergrenzenden als aud) 
weit von einander entfernten Staaten von gänzlidy verſchie— 
denen Gultur= und mwirthfchaftlichen Verhältniffen zum bei— 
derfeitigen Nupen beftehen, ohne daß badurd eine ge 
genfeitige Abhängigkeit der contrahirenden 
Staaten über die durch den Vertrag zu Recht beftehenden 
Verpflichtungen hinaus eintritt. Wir fehen foldye Handels- 
verträge zwiſchen deutfchen Staaten und der Türkei, Por: 
tugal, ben nord= und fübamerifanifchen Staaten u. f. m. 
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beſtehen. Umfichtige Regierungen laffen ſich in derartige 
Verpflichtungen nicht weiter ein, als mit der freien Bewe— 
gung in ihrer, von inneren und äußeren Berhältniffen ab— 
hängigen, alfo im Zaufe der Zeit gemwiffen Veränderungen 
unterliegenden, Handels-Politik vereindartih if. Man 
pflegt fie deshalb aud) nicht auf lange Perioden oder auf 
lange Kündigungs=Friften abzufchließen. Wenn ihnen ein 
Ende gemadyt werden muß, fo befchränfen ſich die unange— 
nehmen materiellen Folgen davon auf den Berluft, den ge= 
wiffe Handeld= und Gemerbözweige durdy die Entbehrung 
gewiffer Begünftigungen in andern Staaten oder auch der 
Grenzverfehr erleiden, wodurch die wirtbfchaftlichen Verhält— 
niffe der Staaten zwar berührt, jedody nicht allgemein er— 
fchüttert werden. 

Durdaus verfchieden von folden Handeld = Berträgen 
zeigen fi) die Zollvereinigungen;z fie find handelspo— 
litiſche Schöpfungen der neueften Zeit. Sie fhaffen 
einen ganz freien gegenfeitigen Verkehr zwiſchen anein- 
andergrenzenden Gtaaten oder Gtaaten= Gompleren 
mittelft Aufhebung der fie trennenden Zolllinien, indem 
man fid) zur Verwaltung, beziehungsweife Erhebung der Zölle, 
von den über die Außengrenzen der vereinigten Staaten 
ein= und ausgehenden oder durch das vereinte Gebiet ge— 
führt werdenden Gegenftänden, für gemeinfdaftlide 
Rechnung, nad einem gleidyen Zolltarife und gleichmäßi— 
ger ZolleGefeßgebung und Verwaltungs=-Drönung, entfchließt. 
Sie verbinden alfo die vereinigten Staaten nicht nur hin— 
fichtlich freien Handeld und Verkehrs, fondern auch hinſicht— 
lid) eined der moichtigften Zweige ihrer Finanzen, zum 
Zwede beide zu fördern und zu heben. Ihre Grundlage ift 
die VBorausfehung ziemlich gleicher Cultur-Verhältniſſe, durch— 
fhnittlich gleichen Maaßes ded Verbrauchs zollpflichtiger Ge— 
genftände, alfo verhältnigmäßigen Beitrags aller Vereins— 
glieder zu den gemeinſchaftlichen Zolleinnahmen, eine Über: 
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einftimmung der ftantlichen innern und äußern handelspoli— 
tifchen Intereffen, modurd ihre fortfchreitende Verſchmelzung 
und eine lange Dauer, ja Beitändigkeit der eingegangenen 
Berbindung verbürgt wird, um nicht die betreffenden Staa— 
ten einer tiefeingreifenden Erſchütterung Teichtfertig preiszus 
geben, von meldyer die Wiederaufhebung ber entftandenen 
engen Verbindung der produciven Thätigkeiten, des Ver— 
kehrs und der Finanzen unaudbleiblicy begleitet fein würde. 
Nad) dem glüdlihen Ereignis der Bildung des deutſchen 
Zollvereind hörte man ja die Meinung allgemein, daß das 
Zerreißen deffelben einer Revolution gleidy zu achten fein würde. 

Begründen mir diefe DVoraudfehungen zur Errichtung 
eined Zollvereind etiwad näher, meil deren Nothwendigkeit 
nicht Jedermann geläufig fein mag. 

Der Zweck, einen freien Verkehr im Innern der verein— 
ten Gebiete herzuftellen, würde verfehlt werden, wenn der 
Verbraudy der verzollten Gegenjtände in den einzelnen Län— 
dern fo controlirt werden müßte, daß die einem jeden Staate 
nach feinem wirklichen Confum gebührende Quote aus dem 
gemeinfamen Zoll-Einfommen nur auf dem praftifchen Wege 
feftgeftellt werden könnte; mithin muß zur Bertheilung die— 
fed Einkommens. ein theoretifcher Maasftab gefunden wer— 
den, welcher der Borderung der Gerechtigkeit gegen die Be— 
theiligten möglichſt entfpriht. Den natürlichften, wohl al= 
lein möglidyen Vertheilungs-Maasſtab bietet nun die Zahl 
der Conſumenten felbft, alfo der Einwohner des Bereins, 
dar; er ift aber nur braudybar, wenn die Eultur = Zuftände 
der vereinigten Staaten gleich genug find, um von einem 
jeden derfelben den feiner Bevölkerungszahl entipredyenden 
Beitrag zu den gemeinfamen Zollgefällen erwarten zu kön— 
nen. Dies ift num allerdings nicht fo zu verftehen, daß in 
einem jeden Bereinöftaate der Berbrauh eines verhältniß- 
mäßigen Quantums von denfelben zollpflichtigen Gegen 
ftänden nad) dem Mansftabe dev Bevölkerung erwartet würde, 
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vielmehr finden fi) in jedem Staate je nad) Gewohnheit, 
Wohlhabenheit u. ſ. w. erhebliche Unterfchiede des Verbrauchs; 
aber die Cultur-Zuſtände müſſen doch zu der Vorausſetzung 
berechtigen, daß in dem einen Lande der geringere Verbrauch 
des einen oder einiger Artikel durch den Mehrverbrauch an= 
derer bis zu dem Betrage der Zollgefälle davon ergänzt 
wird, meldher in dem andern Zande bei dem umgekehrten 
Verbrauchd-Verhältnid herausfommt. Es wird erinnerlich 
fein, daß Preußen vor der Erneuerung der Zollverträge 
i. 3. 1840 megen Beeinträhtigung feiner Zolleinnahme 
aus der Gemeinfhaft durch den anfcheinend verhältnismäßig 
zu geringen Berbraud der ſüdlichen Vereinsſtaaten an 
foldyen zollpflichtigen Artifeln, die den größten Theil der 
Zoll-Einnahmen bringen, Bedenken laut werden ließ; die 
nachherige Beibehaltung de8 früheren Theilungs = Mtandfta= 
bes berechtigt aber zu dem Schluſſe, daß diefes Bedenken 
durch die beigebradyten Nachweiſungen gehoben oder für 
meniger erheblich erfannt worden if. Allerdings werden bei 
der Theilung ded Geſammt-Aufkommens der Vereind=Zollge- 
fälle nad) diefem theoretiſchen Maasftabe einige Ungleichheis 
ten unvermeidlich fein; bei der allgemeinen Übereinftimmung 
der CultursBerhältniffe der vereinigten Staaten werden fie 
aber durch Vortheile anderer Art als ausgeglichen oder ver= 
gütet angenommen merden fünnen, ‘Doch läßt fid) auch die 
Aufnahme von Staatögebieten, in welchen nachweisbar übere 
haupt bedeutend mehr zollpflichtige Waaren verbraudyt 
werden, fofern ihr Eintritt für das Ganze vortheilhaft ift, 
ermöglichen, ohne den Kopfzahl= Theilungsmaasftab aufju= 
geben, wenn nämlid der zur. Gewährung der Gerechtigkeit 
erforderlihe Zuſchlag zu dem allgemeinen Theilungsfaße durd) 
ungmeifelhafte Nachweifungen für ein foldyes Gebiet darge— 
than merden kann, mie dies z. B. bei der Aufnahme der 
freien Stadt Frankfurt in den Zollverein gefchehen ift, im 
deren Pleinem aber reichem und von außerordentlich vielen 


Fremden beſuchtem Gebiete ein mehrfach größerer Verbrauch 
auf den Kopf der Bevölkerung fällt, ald in größeren Staa- 
ten mit überwiegender einfach lebender ländlicher Bevölke— 
rung. Ebenfo mag fid; Preußen beim Abſchluſſe des Zoll- 
vereinigungd=-Bertragd mit Hannover vom 7. September d. 
3. überzeugt haben, daß und wieviel dieſes Land an Co— 
lonialtwaaren und Meinen, die befanntlidy den bei weitem 
größten Theil der Zolleinnahmen liefern, mehr verbraudt, 
als die Übrigen VBereinsftaaten, daß alfo dem Staate Han= 
nover auf die Zahl feiner Angehörigen ein gewiſſes Voraus 
vom Sefammt-Einfommen gewährt werden muß, oder daß 
man benfelben mit einer beftimmten größeren Zahl von Kö- 
pfen in’ die Theilung gehen läßt. Wer die MWohlhabenheit 
und die reichlihe Gonfumtion von Golonial= und andern 
Maaren diefes Landes aus eigener Anfhauung kennt, wird 
bem beiftimmen. 

Ob und in mie weit die aus der Zullvereinigung auf 
die volkswirthſchaftlichen Werhältniffe de8 einen oder des 
andern Landes fallenden größeren Vortheile auf die etwa 
geringer oder höher anzufchlagende mirfliche Beitragsquote 
bes einen ober des andern WBereindgliedes zum Gefammt- 
Einfommen in Gegenrechnung gebracht werden fünnen, um 
einen ſolchen Unterfchied unbeachtet zu laffen, das ift Sache 
der Erwägung für den einzelnen Ball; keinenfalls darf da— 
durch aber daB Grundprincip für die Theilung ded gemein 
ſchaftlichen Netto -Auflommens mefentlich alterirt werden. 
Niemals darf vergeffen werden, daß jeder zu einem Zollver- 
bande tretende Staat feinen eigenen Binanzhaushalt behält 
und darin dauernde Berlufte zum Vortheil anderer Staaten 
nicht übernehmen kann, ohne die Wohlfahrt und das Nedit 
feiner Angehörigen zu befhädigen. Die Bewahrung eines 
guten Finanz-Zuſtandes ift ja eine der Grundbedingungen 
der Mohlfahrt der Staaten. 

Welche Schwierigkeiten einzelne Verſchiedenheiten in den 
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Eultur-Berhältniffen bei der Herftellung freien Verkehrs durch 
Zollvereinigung erregen, das ift an der im deuffchen Zolls 
vereine notbgedrungen noch beftehenden Ausnahme der mit 
inneren Steuern belegten inländifchen Erzeugniffe von der 
gänzlichen Verkehröfreiheit bemerkbar. Die füdlichen Ver— 
eindftaaten haben vorzugämweife Wein und Bier zum Getränf, 
die nördlihen Branntwein und Bier; jene erheben Getränk: 
Steuern vom Wein beim Berzapfen und beim Uebergange 
deffelben aus einem Keller in den andern, vom Bier mitteljt 
einer Abgabe von dem dazu zu verwendenden Malz, diefe 
erheben ihre Getränffteuer unter verfchiedenen Formen von 
der Production des Bierd und Branntweind. Diefe Steuern 
bilden ein fehr bedeutendes Staats - Einfommen, für deffen 
Nachlaß der Erfah ſchwierig zu finden wäre; es hat alfo 
Fürforge getroffen werden müffen, damit bei dem Verkehr 
mit diefen Getränken die Confumtionsfteuer demjenigen Staate 
wirklich zufließt, in welchem die Confumtion Statt findet. 
Nur zwiſchen einigen aneinandergrenzenden Bereindftaaten, 
in denen Gleichmäßigkeit der Getränfe= Gonfumtion hat an— 
genommen werden können und die Einführung gleicher 
Productiondfteuern thunlich gervefen ift, hat man fidy über 
die Verwaltung diefer Art von Steuern auf gemeinfchaft- 
liche Rechnung und Theilung des Ertragd nad) der Kopf— 
zahl verftändigt. Aud der Verkehr mit Tabadeblättern hat 
einer ſolchen Ausnahme unterliegen müffen. In den füdlidyen 
Vereinsftaaten befteht reicher Tabadsbau ohne Productions- 
fteuer, in den nördlichen megen minder günftigen Climas 
dagegen in menig ausgedehnten Maaße; er unterliegt aber 
bier einer Productionsfteuer. Diefe Ungleichheiten der inne: 
ren Befteuerung der Berzehrungd= Gegenftände haben zur 
Einführung der fogenannten Lebergan'gsfteuern genöthigt, 
ein zwar trübes Gapitel im Zollvereine, aber bei Würdigung 
feiner, nody nicht zu befeitigenden, Urfadhen mit Unrecht dem 
Zabel außgefeßt, der ihm oft Teichthin gefpendet wird. Man 
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wird die BVefeitigung dieſes Uebelftandes erft von der Zeit 
erwarten fünnen, wenn die Zuflände einer durchgreifenden 
Veränderung der inneren Beſteuerung und meiteren Annäs 
berungen nicht mehr widerftreben. 

Soll ferner die Zollvereinigung auf den Verkehr und 
die Entwidelung der landwirtbfchaftlihen und gewerblichen 
Production vollftändig wirken, fo müſſen die inneren Ver— 
bältniffe des Vereins eine allfeitige genügend freie Bewegung 
der intellectuellen und materiellen Kräfte geftatten; e8 bedarf 
dazu eines allenthalben geficherten Rechtszuftandes, damit 
Gegenfeitigfeit auch in diefer Beziehung für die Unterthanen 
der contrabirenden Staaten gewährt werden fann. Selbft- 
redend ift die Verbindung von monopokiftifchen, Vieles be— 
fhränfenden Staaten mit denen, melde den Bedingungen 
des Portftrebens der Gewerbe zum MWettlampfe auf. dem 
Weltmarkte zu entfprechen trachten, unthunlich. Würde gar 
in den bandelspolitifhen und fonftigen politifhen Beftrebun- 
gen nad Außen ein natürlicher oder fünftlicher Widerftreit 
unter den Verbündeten beftehen, fo müßte ein folcher Anta— 
gonismus, wäre er zum Zmede der Bereinigung noch fo 
gut überfleiftert, bald durchbrechen und mürde inneren Frieden, 
Verftändigung über die gemeinfamen Intercſſen nicht zu 
Stande kommen laffen — die Verbündung müßte brechen 
oder e8 müßte Unterwerfung ded einen Theiles erfolgen, 

Hiernady wird einleuchten, daß der Eintritt in eine Zoll» 
bereinigung keineswegs etwas Willführlicyes ift, und nicht 
auf fremdartigen Motiven beruhen darf. Die deutfche Zoll- 
vereinigung und der Steuerverein zwiſchen Hannover und 
Oldenburg find naturgemäs aus dringenden öfonomifchen 
Bedürfniffen diefer Länder hervorgegangen. So ftark war 
died Bedürfnis, daß daran die großen Anftrengungen von 
Außen gegen dad Zuftandefommen der Vereinigung feheitern 
mußten. Deutfchland aus einem großen Staate (Preußen), 
mehreren mittelgroßen und vielen Fleinen Staaten beſtehend, 
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welche durch die mwunderlichften Gonfigurationen ihrer Gren= 
zen, durch zerftreute Lage von Landestheilen aneinanderge- 
ſchoben find, Hatte die Adern feines innern Verkehrs durch 
Zoll-Linien unterbunden und dadurch nicht minder feinen 
Verkehr mit dem Auslande erfchwert, es fah Gier feine länd— 
lichen Producenten von Getreide, Wein, Vieh ıc., dort feine 
Gewerbe leiden, meil ihnen die nächſten Märkte zum Aus— 
taufch verfchloffen oder erſchwert waren; die Bewachung der 
vielen Zollgrenzen erfchöpfte viele Kräfte und Koften, wäh— 
rend der Ertrag der Zölle doch unbefriedigend blieb und der 
demoralifirende Schmuggelhandel ſich immer mehr audbreis 
tete. Bei den Erwägungen mie diefem immer mehr uner— 
träglich werdenden Zuftande mittelft gegenfeitiger Zugeftänd- 
niffe durch Handelsverträge abzuhelfen fei, fanden ſich die Be— 
dingungen zu wirklicher Zollvereinigung. Die Annahme des 
bewährten preußifchen Zolltarifs, welcher zwifchen den Ertre= 
men der befannten Tarife ein angemeffenes Mittel hält und 
in feiner Einfachheit dem Handel mehr ald andere Tarife Er— 
feichterung gewährt, fotvie der dortigen Verwaltungs⸗Normen 
und der Einrichtung des die Grenzen gut deckenden Zoll 
Dienftes, auch der Umftand, daß ſich die wirthſchaftlichen 
Zuftände der verfchiedenen zufammentretenden Staaten in 
Preußen, welches von der franzöfifchen bis zur ruffifchen 
Srenje ausgedehnt liegt, vereinigt finden, und dag Preußen 
fein den übrigen Staaten bedenkliches Uebergewicht in An— 
ſpruch genommen bat, halfen die großen Schwierigkeiten ei— 
ner ſolchen Bereinbarung überwinden. Werblieben Hanno— 
ver, Oldenburg, Meklenburg und die Hanfeftädte bisher 
außerhalb des Zollvereins, fo hat died mohl feinen Grund 
darin, daß die überwiegend landwirthſchaftliche Cultur und die 
Lage an der See weniger zur Vereinigung drängten, daß 
man der Höhe der Zollfähe des Bereinstarifs, den Schuß- 
zölfen, nicht geneigt war, endlich daß man ſich über die erfte 
Grundlage einer ſolchen Vereinigung, über den Antheil am 
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gemeinfhaftlichen Zoll» Einfommen nit einigte. Dod hat 
man ſich zwifchen beiden Vereinen zu gegenfeitigen Verkehrs— 
Erleichterungen, zu einem Gartell zur Unterdrüdung des 
Schleihhandeld und zur wechſelſeitigen Uebergabe von eins 
zelnen Gebietötheilen an den gegenüberliegenden Berein behufs 
Abrundung der Zollgrenzen in beiderfeitigem Intereffe ges 
drungen gefunden. Naturgemäs muß die Verſchmelzung bei— 
der Bereine erfolgen, fremdartige Intereffen werden dies 
nicht verhindern können. 

Außer Deutfchland findet fi das natürliche Bedürfnis 
zur Zollvereinigung nur nod) in Italien, wo ein Volk in 
eine Anzahl mittlerer und Feiner Staaten zerftüdelt ift, deren 
Mohlftand dadurd) leidet, während genügend gleiche Cultur— 
Zuftände und Intereffen zur Bereinigung vorhanden find, 
Ale großen Staaten find fid) für die Durchführung eines 
eigenen Zoll- und Handeld-Syftems felbft genug, ihre Han⸗ 
dels-Politik folgt ihrer ‚eigenen imnern Entwidelung und 
äußeren Politif. Bür ihren Gang ift ihr eigenes Gewicht 
fo ſchwer, daß es andere fid) ihnen anhängende Fleinere Ge- 
wichte in jenen würde mit hinein ziehen müffen. 

Betrachten wir hiernach den Plan einer Zollvereinis 
gung zwifhenDefterreih und den ſämmtlichen deut— 
fhen Staaten; zuerft die Eultur= Zuftände und die darin 
begründeten Gonfumtions-Berhältniffe der Länder, welche unter 
Einem Herrſcherhauſe zur Öfterreichifchen Monarchie vereinigt 
find. Diefe Länder und Völkerfchaften find zum allergeringe 
ften Theile deutfhe und haben höchſt verfchiedene Cultur— 
Zuftände Für den gegenwärtigen Zmed wird man fi) an 
die ftatiftifchen Angaben des gothaiſchen genealogifchen Kalen⸗ 
der8 als zuverläffig genug halten fünnen, denn die neueften 
in Öffentlihen Blättern angegebenen Berichtigungen treffen 
vielleicht aud) nod) nicht genau zu. Darnad) nehmen Uns 
garn, Siebenbürgen, die Bukowina, die Militärgrenge und 
Dalmatien, melde im Vergleich zu den deutfhen Ländern 
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auf einer fehr niedrigen Gulturftufe ftehen, etwa vier und 
fechzig Procent oder rund zwei Drittel ded ganzen Flä— 
henraums der öfterreichfchen Monarchie ein, und e8 blieben 
nur ſechs und dreißig Procent oder ein Drittel übrig, 
wo ſich Aehnlichkeit der Gultur mit den deutfchen Zollver- 
eins⸗Staaten vorfände. Diefe Annahme dürfte aber als zu 
Gunſten Defterreich8 gemacht anzufehen fein, weil unter dem 
einen Drittel der Fläche Böhmen und die Küftenftaaten oder 
zwölf Procent enthalten find, meldye dody nur theilmeife, 
namentlid) wegen der großen Städte und der deutfchen Gren- 
zen Böhmens, dem deutfchen Gultur-Zuftande beigerechnet wer— 
den dürfen. Will man gegen diejenigen Provinzen Preu— 
gend im Zollvereine (Pofen ꝛc.), in denen ein geringerer Cul⸗ 
tur=Zuftand ald in den übrigen ſich vorfindet, in diefer 
Rechnung eine Ausgleichung verlangen, fo dient eben die 
volle Aufnahme von Böhmen, Mähren und öfterr, Schle— 
fin in jened Drittel reichlich) zur Befriedigung einer foldyen 
Forderung. Die öſterreichſche Negierung beabſichtigt aber die 
Lombardei und Benedig nicht in die Zollvereinigung mit 
Deutſchland zu geben, wahrſcheinlich um fid) mittelft derſel⸗ 
ben an die Spike eines italienifchen Zollvereind zu ftellen; 
mithin würden von jenen ſechs und dreißig Procent mindes 
ſtens noch fieben Procent Flächenraum abgehen und nur 
zwifchen ein Viertel und ein Drittel übrig bleiben. Zerlegt 
man die verfchiedenen Länder diefer Monardyie nad) den 
Nationalitäten, fo ift nur Oeſterreich ob und unter der 
End und Salzburg ganz von Deutfchen bewohnt; Th— 
vof hat ein und fechzig Procent Deutſche, übrigens Italies 
ner; Steiermark drei und fiebenzig Procent Deutſche, übri- 
gend Slaven; Böhmen nur fieben und dreißig Procent 
Deutfche, übrigens Slaven; Kärnthen und Krain nur drei 
und. dreißig Procent Deutfche, tibrigens Slaven und Ro- 
manen; das Küftenland nur zwei Procent Deutfche, fonft 
Slaven, Italiener, Friauler 2.; Mähren und Schleſien nur 
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drei und dreißig Procent Deutfche, übrigens Slaven; Galizien 
faft nur Slaven; Ungarn nur zwölf Procent Deutfche, übrigens 
Maghyharen, Slaven, Waladyen, Griechen, Armenier, Zigeunerzc.; 
Siebenbürgen nur eilf Procent Deutfche, übrigens Slaven, 
Walachen, Moldauer, Magyaren, Zigeuner 2.5; die Militair- 
grenze nur drei bis vier Procent Deutfche, übrigens Slaven, 
Romanen, Magyaren, Abanefer ꝛc.; die Lombardei und 
Benedig nur Italiener und wenige Slaven. Das Militair 
ift zufammengefeßt aus ſechs und zwanzig Procent Deut: 
fhen, ein und funfzig Procent Slaven, eilf Procent Italies 
nern, fieben Procent Magyaren, fünf Procent Romanen :r. 
Die ganze Bevölkerung der öfterreichfchen Staaten wird etwa 
eilf und ein halbes Procent vorwiegend deutſch fein, zu ein 
und zwanzig und einem halben Procent aus fremden und deut- 
chen Volksſtämmen gemengt und zu fieben und ſechzig Pro—⸗ 
cent aus vorwiegend fremden Völkerſchaften beftehen. Das 
Öfterreichfche Kaiferhaus herrſcht alfo vormwaltend über nicht 
deutfche Völker. Der Cultur = Zuftand der Slaven und 
Ungarn ift von dem der Deutfchen am meiteften verfchieden, 
und bißjezt find alle Verſuche jene zu germanifiren nur von 
geringem Erfolge geweſen. Die Feudal-Herrſchaft in Böh- 
men, Ungarn, Galizien ꝛc. bat die Tändliche Bevölkerung 
nicht zu Wohlftand kommen laſſen, fondern dad Vermögen 
befindet fi) dort bei den Grundherrn und Städtern. Jene 
Volkerſchaften lieben ftarfe Getränke, Branntwein und Wein, 
die ihnen ihre Wohnfige gewähren, fie haben im Durch— 
fhnitt geringe Bedürfniffe und kennen die in Deutfchland 
zur Gewohnheit gewordenen wenig. Ohne Zweifel wird 
die neue in den Gang gefommene Aufhebung des Beudals 
Nerus, der Gewinn freien Grundeigenthums und freier Ver— 
fügung über die Zeit den dortigen EultursZuftand nad) und 
nad) verbeffern; bis zum bedeutenden Erfolge ift aber der Weg 
noch Fang, weil die Entfchädigung für die abzulöfenden Grundla= 
ften den größeren Erwerb vom freien Eigenthum nod) lange 
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in Anſpruch nimmt und teil die tief eingewurzelten Sitten 
de8 jehigen Zuftandes ihre Veränderung. erft von Generatios 
nen zu erwarten haben. In den übrigen Theilen diefer Mo—⸗ 
narchie ift der Reichthum an Naturproducten nicht ohne Eine 
fluß auf den Berbraud fremder Berzehrungd= Gegenftände: 

Aus diefem Allem erflärt ſich größtentheild der meit ges 
ringere Verbrauch an. zollpflichtigen Gegenftänden und der 
geringere Ertrag an Zollgefällen in Oeſterreich im a. 
zum Zoll- und Steuerverein. 

Befondere Erwähnung erfordert das Tabacks- - Monopol 
in Oefterreih. Im Zolle und Stenervereine liefert der Tas 
bad, welcher hauptſächlich aus den nordamerikaniſchen Frei⸗ 
ſtaaten und Cuba bezogen wird, einen bedeutenden Zoll-Er— 
trag, etwa acht Procent der ganzen Einnahme, in Oefterreich 
dagegen hat man den guten ungarifchen Taback, der mit 
einem geringen Zufabe amerifanifcher Blätter allgemein vers 
braucht wird, deffen Bau außerordentlicher Ausdehnung und 
deffen Befchaffenheit der Verbefferung durdy die Cultur noch 
fähig ift. Die öfterreichifche Regierung kauft die Blätter, Täßt 
den Rauch- und Schnupftabad auf ihre. Rechnung fabrigie 
ren und verfaufen und erhebt auf diefem Wege eine bedeu- 
tende Steuer, die fidy auf zehn Silbergrofchen auf den Kopf 
bisher belaufen haben mag, eine Einnahme, melde man 
ſchwerlich wird entbehren können. Die Einführung eines 
folhen Monopols in Deutfchland mürde übel aufgenommen 
werden und nicht al8 eine gute Finanz⸗Maasregel gelten fönnen ; 
der Taback würde alfo bei der Zollvereinigung mit Defterreid) 
vom. freien Verkehr ausgefhloffen werden müffen. Uebrigend 
bat die öfterreihifche Regierung ſelbſt noch die Schwierigkeit 
der Durchführung diefed nım aud über Ungarn, das Land 
ber Tabakbbauer und bisher freien Tabackbraucher, verhäng⸗ 
ten Monopols zu beftehen. 

Diefe Andeutungen werden ſchon hinreichen um zu zei⸗ 
gen, daß die Auffindung gerechter Theilungsfähe der Zoll⸗ 
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gefälle in der Zollgemeinfchaft mit Öfterreidy ein kaum zu 16- 
fendes Problem fein möchte. WBielleiht würde nur übrig 
bleiben, eine Zolllinie ztoifchen den deutfchen und öſter— 
reichſchen Staaten beftehen zu Taffen, um feftzuftellen, wie— 
viel in jedem der beiden großen Länder-Complexe an zulls 
pflichtigen Gegenftänden wirklich verbraucht fei, wieviel alfo 
jedem Theile von der Gefammt-Einnahme gebühre. Müßte 
man zu folden Maasnahmen fehreiten, dann märe in der 
That der Vereinigung der mefentliche Ze genommen und 
ed müßten andere dringende Bedürfniffe der Wohlfahrt Deutſch⸗ 
lands vorhanden fein (die ſich aber auf dem praftifchen 
Felde nicht finden laſſen), um fi auf ein folches für die 
Finanzen bedenkliches Erperiment einzulaffen. Das Aus— 
Funftsmittel, daß OÖſterreich den zoll= und fteuervereinten 
deutfchen Staaten ihr bisherige Einfommen garantiren, alfo 
mit, feinen Anfprüden fo lange zurüdftehen molle, bis jene 
Summe gededt wäre, würde mohl nicht ernfllid in Bes 
tracht ‚gezogen werden follen. in foldyes Abfommen würde 
die Verzichtleiftung auf die aus dem fteigenden MWohlftande 
in Deutfchland und “angemeffener. Regulirung der Tariffähe 
demnächft umgmeifelhaft zu erwartende Erhöhung der jeßi- 
gen Einnahme von den Zöllen in ſich ſchließen, e8 mürde 
die Folge haben, daß das ben bisherigen Zoll- Ertrag in 
Deutfchland demnächſt überfdyreitende Einkommen fo lange 
der: Öfterreichfihen" Staatskaſſe zu Gute käme, bis dereinft 
die. Zolleinnahmen der öſterreichſchen Staaten diefelbe Höhe 
erreichten :ald--die. der. deutfchen, ein Zeitpunkt der wohl in 
weiter Berne liegt, 

Die Faiferl, konigl. Regierung hat ſich eine heilfame aber 
auch große Anſtrengungen exrfordernde Aufgabe geftellt. Sie 
erfeht ihr Prohibitiv⸗Syſtem durch ein Finanz⸗ und Schutz⸗ 
zoll-Syftem nach dem. Borbilde des im Zollvereine beſte— 
benden Spftems, nur modificirt nad) den Rüdfichten, welche 
fie auf die dort obmwaltenden Verhältniffe mit Necht glaubt 

2 


18 


nehmen zu müffen; fie dehnt das gleiche Syſtem auf alle 
ihr untertworfenen Länder aus, hebt die im Innern beftan= 
denen Zelllinien auf und bat ohne Zweifel die Abficht, 
den Zolldienft an den Außengrenzen ihrer Länder und deſſen 
Bortfeßung bei der Erhebung und Sicherung der Zollgefälle 
im Innern auf diejenige Stufe der Thätigfeit und. Gewif- 
jenhaftigkfeit zu erheben, deren fie felbft nad den offenen 
Erklärungen de8 Herrn von Brud bisher entbehrte, aber 
nicht entbehren darf, wenn diefe große Reformation den er— 
warteten Erfolg haben fol. Aber gerade in diefem Sta— 
dium der Reformation hätte — wie man glauben möchte — 
die Brage über eine Zolleinigung mit Deutfchland nod) ver— 
fhoben werden follen, es hätten erft die Jahre verfloffen 
fein. müffen, nad) denen da8 große Werk ald vollendet und 
bewährt erſchiene, bis die öſterreichſche Zollvermaltung der 
deutfchen ebenbürtig geworden und in der Lage wäre ganz 
ſichere Ergebniffe vorzulegen. 

Was die oben ald meitere Grundbedingung einer Boll- 
vereinigung geforderte wefentliche Übereinftimmung der in= 
neren Handelspolitik, des auf die Entwidelung von Han— 
del und Gewerbe wirkenden Theiles der Gefehgebung an 
langt, fo muß zubörderft auf den Gegenſatz aufmerkſam ge— 
madıt werden, der in den leitenden Grundfäßen für das 
Zollſyſtem felbft zwiſchen den Regierungen des deutfchen Nors 
dend und der öfterreihfchen Regierung befteht. Preußen, 
an welches ficy die im Zollvereine verbundenen Staaten ans 
fhloffen, hatte fein Zollſyſtem aus dem finanziellen Ge— 
fihtspuntte errichtet, dem Grundſatze des thunlichft freien 
Handels gehuldigt und demgemäs den Gemerben nur einen 
im Durdyfchnitte mäßigen Schuß gewährt. Noch audge- 
debnter befteht diefer Grundfaß im hannover 
fhen Steuervereine Er ift ohne Zweifel berechtigt. 
Ohne Finanzzölle würde e8 Feine Schutzzölle geben; Fein 
Staat würde blos des Gemwerbefhußes wegen eine Grenze 
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zollverwaltung durchführen fünnen. Die Wahrheit, daß ein 
Staat, deffen wirthſchaftliche Verhältniffe nicht ganz homo— 
gen find, nicht ohne Verlegung der Gerechtigkeit gegen feine 
Angehörigen und ohne Schaden für die Gefammtwohlfahrt 
ein hohes Schubzoll-Suften, welches eine ſchwere Beſteue— 
rung-ded einen Theiles zur Beſchaffung von Capitalien für 
den andern Theil in fidy fchließt, ferner annehmen: oder 
aufrecht erhalten darf, wird immermehr erkannt „werden. 
An allerwenigften wird ein zu gemeinſchaftlichem Zollfyitene 
verbundener Staaten=Gompler, in dem: keinenfalls eine 
fo vollftändige Homogenität der wirtbichaftlidyen Verhältniffe 
fich-vorfindet und in weldyem jedes Glied feinen eigenen 
abgefonderten Haushalt behält, diefe Wahrheit fer— 
ner verkennen, fondern zur Verhütung der ungleihen und 
fcharfen Wirkung jener Übelftände nur ein mäßiges Schup- 
zoll-Syftem: dulden dürfen. Dieſe letztere Rückſicht muß 
den perfönlich unbetheiligten Bertheidigern der Agitation für 
den Übergang zu einem höheren und. confequenten: Schuß- 
fufteme im Zollvereine fremd geweſen fein. Uber der Sturm 
geroiffer Induſtriellen, der Monopoliften, melden wir jah- 
relang erlebt haben, betäubt ſchon nicht mehr, . fondern Die 
Einſicht fängt an ſich Geltung zu verſchaffen, daß keines— 
wegs die Höhe der Schutzzölle Grundbedingung einer natur⸗ 
wüchſigen, kräftigen Induſtrie iſt, daß dieſe vielmehr noch 
ganz andere Bedingungen zur Grundlage haben muß, bei 
deren Vorhandenſein fie ſich zum allgemeinen Vortheil mit 
einem mäßigen Schutze begnügen kann. Umgekehrt huldigt 
die öſterreichſche Regierung dem Prohibitiv⸗Syſteme, welches 
fie jetzt zwar aufgiebt, jedoch nur gegen ein „ausgiebigeb⸗ 
Zollſchntz⸗ Syſtem. Der. plößliche: Bruch beſtandener ökono⸗ 
miſcher Verhältniſſe muß allerdings. vermieden werden, der 
Übergang muß 'allmälig: erfolgen; aber die öfterreichfche. Regie⸗ 
rung proelamitt den: Grundfaß des „ausgiebigen“ Zollſchutzes 
mit einem. gewiſſen Necent, der nothwendig zu dev Annahme 
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berechtigt, daß die Induftrie ftets einen reihlihen Schub 
gegen fremde Mitbewerbung im ihrem Schooße finden Tolle, 
und e8 läßt: ſich nicht verkennen, daß bie induſtriellen Ca— 
pitalien dort eine fehr mächtige Vertretung in der Regie— 
rung fihen haben. Man muß: fih ferner daran erinnern, 
daß die füddeutichen Staaten bei der Bildung des Zollver: 
eind notorifch ſich gegen viele Schußzollfäge im preußifchen 
Darif geiträubt haben; fpäter aber eine Agitation ohne Slei- 
chen für Erhöhung. derfelben erhoben und hierdurch zu vie— 
len Streitigkeiten zmifchen den -Bereindregierungen und zur 
Stockung der ferneren Entwidelung des Vereins Beranlaf- 
fung gaben, eine Agitation,; melde, wenn man auf ihre Urbe: 
ber ſieht, nothwendig zu Beforaniffen in diefer Beziehung bei 
Ausdehnung des Zollvereins auf Oſterreich führt. Wie ſchwie⸗ 
rig die Berftändigungen: unter den. Zollvereins-Regierungen 
geworden find, wie bedrohlich ſelbſt Streitfragen für feinen 
Beftand wurden, das bat man. deutlicdy genug gefehen; wie— 
viel beforglicyer müßte man alfo--bei dem Eintritt einer 
großen Macht in den Zollverein werben, -weldye entſchie— 
dene Gegenfäge in den natürlichen Bedürfniſſen and ökono— 
miſchen Anſchauungen mit ſich bringt.‘ Je größer ein ſol⸗ 
cher Verein iſt, deſto ſchwieriger wird die Leitung deſſelben 
zur allgemeinen Befriedigung: Es giebt hier ein Mans, 
wie in allen Berhältniffen, welches nicht ohne Störung des 
Gleichgewichts und der harmoniſchen Bewegung überfchritten 
werden darf. 

Berner ift nicht zu: verfennen, daß e8 Fremden in Deutſch⸗ 
land leichter wird — wenigſtens bisher war — in Geſchäfte 
fid) einzulaffen, ald Deutfchen in den öfterreichfchen Staaten. 
Dies kann nicht anderd erwartet werden, weil die öfterreidy- 
fche Regierung zum Zufammenhalten und zur Entwidelung 
ihrer in der Gultur und nad den Nationalitäten fo vers 
fchiedenen Länder unmöglich allenthalben gleihen Grund- 
fügen Huldigen kann. So. wenig «8 unbefangenen Kennern 
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diefer Berhältniffe glaubhaft erfcheinen wollte, daß die Öfter- 
reichfehen Staaten unter einer und derfelben Repräfentativ- 
Verfaſſung gedeihlich für da® Ganze würden zuſammenhal⸗ 
tend leben Fünnen ‚- fo wenig ſich der dedhalbige Verſuch bat 
durchführen laſſen, ſo gewiß dieſe Regierung gezwungen iſt, 
ſolange bis dereinſt mehr Gleichmäßigkeit der Cultur-Zuſtände 
und Milderung der ſcharfen Gegenſähze der Nationalitäten 
erreicht fein wird, einen großen Theil des innern Regiments 
anders zuführen, als dies in homogenen Staaten zuläfftg 
erfcheint: «fo gewiß wird dort die innere Gefehgebung und 
die Wohlfahrts⸗ und Sicherheits = Polizei zum Theil nicht 
diefelben -Grundfäße annehmen können, welche biöher eine 
Quelle der gerverblichen und Handeld-Entwidelung in Deutſch⸗ 
fand: geweſen find "und auf melde man ſtets wird zurüd- 
kommen oder zuſteuern müſſen, um im Wettfampf um Wohl⸗ 
ftand und Madıt,; welcher die ciwilifirte Welt bewegt, nicht 
zurüdgefchlagen ; ſondern ſtärkerzu werden. 

Betrahten wir Öherreihs Außenhandel nad 
dem Einflufferfeiner"geographifchen Lage und feiner Politik, 
fo: findet ſich der Schwerpunft durch Italien und den Süb- 
Oſten beflinmt: Sein Hauptfirom, die Donau — deffen 
Mündung von Rußland" beherrfeht wird — führt feine Schiffe 
zum ſchwarzen Meere ſeine Seefüfte, feine Seehäfen Tiegen 
am adriatiſchen Meere; ſeine Seefchifffahrt bewegt ſich vor— 
zugsweiſe in dieſem dem jomſchen und dem mittelländiſchen 
Meere) nach der Lebante während fie am Handel über den 
atlantiſchen Deean am mindeſten betheiligt if. Dagegen 
findet ſich der Schwerpunkt des Außenhandels von Ober⸗, 
Mittel amd Norddentſchland in der nordweſtlichen und nörd⸗ 
Sichern Richtung deflelbeny dahin fließen feine Handeldſtromie, 
Dder; Elbe, Weſer und Nhein;- an der Nord- und Oſtſee 
liegen » feine und die vermittelnden belgiſchen und bolländi- 
ſchen Seehäfem; ſein Antheil am Welthandel zieht nach dem 
amerikaniſchen Feſtlande, den weſtindiſchen Inſeln, nach 
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England, den feandinavifchen Reichen und Rußland, auch 
fchon nicht mehr unbedeutend nah Oſtindien. Selbft ein 
Theil des Außenhandels der Öfterreichfchen Staaten, nament- 
lid) Böhmensd und Mährens, wird durch Norddeutfchland 
vermittelt. Der Handel mit den Ländern jenfeit8 des at- 
lantifchen Oceans ift für Europa der allerwichtigfte, er bat 
eine unermeßliche Zukunft, meil die Stanten des amerifani= 
ſchen Beftlandes fi) in einer großen Bevöfferungd= und 
Gultur-Entwidelung befinden, alfo eine große Gonfumtion 
haben. Die größten Ziffern ded englifchen Ausfuhrhandels 
fallen auf Amerifa. Dorthin geht der große Zug der Aus- 
wanderung des übervölferten Europas, während — dies ift 
ein bemerfensmwerthed Zeichen der Cultur-Zuſtände — große 
unbebaute Streden in feinem eigenen Schooße (Ungarn 2c.) 
die Einwanderung nicht anloden können. Der levantifche 
Handel ift dem transatlantifchen untergeorönet, aus dem 
natürlichen Grunde, weil die Drientalen träge, wenig fort- 
fchreitende und wenig confumirende Völker find, meil ber 
Drient unmegfam und dünn bevölkert ift (von den oſt— 
indifhen Ländern, von China ꝛc. ift bier nicht die Rede). 
Die Theilnahme am levantifhen Handel bat zwar Werth, 
der bier keineswegs zu gering angefchlagen werden foll, aber 
zu läugnen.ift nicht, daß in den für die MWiedergeminnung 
der alten Handelsſwege in die Levante für Deutſchland ſchwär— 
menden Köpfen die BVorftellung von den reihen Ladungen 
an Gold, Perlen, Edelfteinen und koſtbaren Specereien, 
fpuft, welche die alten deutſchen Handelöftädte zwar reich 
machten, aber unter ganz andern Gultur-Berhältniffen. Iept 
geben die großen Maffen der Artikel des allgemeinen Ver— 
brauchs dem Handel und dem Gewerbe den Hauptwerth und 
die Rihtung. — | 
Diefe Verfchiedenheit der Schwerpunkte des Außenhan⸗ 
dels einerfeit8 ſterreichs, andererfeitd Deutfchlands fehließt 
zwar die gegenfeitige Benußung derfelben keineswegs aus, 
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aber fie mweifet, zumal wenn man den Einfluß der politie 
fhen Lagen mit in Betracht zieht, auf Bedenken, ja auf 
Gefahren einer etwaigen Berfchmelzung der Handhabung 
der handelspolitifchen Macht hin. Öſterreich mit einem Fuße 
in Italien, mit dem andern an der Türkei, wird von den 
Beftrebungen Italiens und der eiferfüchtigen Beobadytung 
diefe8 Landes durch England und PFranfreih, fowie von 
der Entwidelung der gefährlichen orientalifhen Fragen zu 
unmittelbar berührt, al8. daß es fi) dort vor früher oder 
fpäter eintretenden Verwidelungen ficher halten fönnte, und 
obgleich e8 eine ſich felbft ftrafende Politif Deutſchlands fein 
würde, in einem folhen alle den Wächter gegen Often und 
Süden im Stiche zu laffen, fo möchte dody Deutfchland es 
übel empfinden, würde es mit mehr ald feiner Militaire 
Macht, nämlich mit Quellen feiner Finanzen und feines 
MWohlftandes, darin verwidelt. 

Es ift hiermit eine Reihe von Berfchiedenheiten und Ges 
genſähen bemerfbar gemacht (mehrere mögen unberührt bleis 
ben), nad) mweldyen die Fragen: ob bei einer Zollvereinigung 
zwifchen Deutfchland und Oſterreich auf einträchtige Zeitung 
diefed Bundes Höchft materieller Natur von Seite der darin 
befindlichen beiden großen Mächte Ofterreih und Preußen 
gerechnet werden könnte; ob nidyt gerade auf diefem Felde 
ein natürlicher Gegenfaß zwifchen beiden hervorbrechen würde; 
ob nicht in diefer Bereinigung Parteiungen entjtehen und 
zu den betrübteften Wirkungen führen würden; und ob nicht 
auf diefem Wege die Selbftftändigfeit ded innern Haushalts 
der Staaten tiefe Wunden befommen könnten? ſchwerlich 
eine Antwort zu Gunften des Projects erhalten merben. 
Mir müffen und vielmehr wiederholt fagen, daß die ganz 
außerordentliche völferrechtlihe Schöpfung des Zufammen= 
tritt8 einer Anzahl von Staaten zur Zollvereinigung finan⸗ 
ziel, öconomiſch und politiſch nur dann gerechtfertigt ifl, 
wenn innere materielle Bedürfniffe dazu drängen und wenn 
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die durchſchlagenden Verhältniſſe und Intereffen genug über- 
einftimmen, fowie aud) daß die Größe eines ſolchen Vereins 
ein gemwiffes Maas fowenig, wie jede andere Unternehmung, 
überfteigen darf, wenn Überficht und Handhabung. einen ge 
deihlichen Erfolg follen gemährleifte können. Für Deutjche 
land hat ſich diefe Schöpfung durdy die Erfahrung bewährt, 
und fie wird fi) erft vollftändig bewähren, wenn die Ber: 
bindung des Steuerbereins mit dem Zollvereine eingetreten iſt. 

Die Deutfchen find ein Volt, wenn auch ein ſtaatlich 
jerftüdelt Iebendes; Oſterreich dagegen umfaßt eine Reihe 
der heterogenften Völkerſchaften mit ſcharfen nationalen Ge— 
genfäßen, von denen nur %, Deutjche find, die nicht einmal 
alle beifammen wohnen, und 7% andern Bölferftämmen ans 
gehören, deren eigenes Intereffe fie zwar zur Verſchmelzung 
treiben follte, von der fie aber noch weit entfernt find. . Diefe 
Thatſache führt auf die Frage: ob Deutſchland — wenn 
man vom hifterifchen Standpunkte abgehen will — nicht 
ebenfo gut eine Zollvereinigung mit Frankreich eingehen 
fünnte? Bon der rein materiellen Seite betrachtet möchte 
diefe Frage nicht fo parador fein, als fie ſcheint. Sie foll 
bier nur ftehen, um den Sa anſchaulicher zu madyen, daß fid) 
große Reiche nicht zu einer. Zollvereinigung verbinden dürfen. 

Kaum wird man die Frage im Ernfte entgegen ftellen : 
ob denn das was bier als ſchwer vereinbar bezeichnet wor— 
den ift, nicht dody zufammengehen müßte, wenn Deutjchland 
mit Oſterreich zu einer einzigen Monardie vereinigt 
wäre; ob nicht das dann Mögliche aud in der Vereini— 
gung der felbftftändigen einzelnen Glieder müſſe möglich ges 
macht werden können? Die Antwort wäre leicht zu geben, 
daß ein großer Staat in feinem Gefammt= Haushalte die Mit- 
tel findet, um die durch Maasnahmen in feinen wirthſchaft— 
fihen Zuftänden entjtehenden ungleichen Wirkungen auf die 
einzelnen Bezirke in anderer Weife auszugleidyen und daß 
er genöthigt ift, feine Handeld= und übrige Politik der 
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Selbfterhaltung und feinem größten Nuben gemäs zu füh— 
ren, während jene Mittel den zu Schaden fommenden einzel= 
nen felditftändigen Gliedern einer Verbindung von Staaten 
nicht zufließen können und die Selbfterhaltung und ihr höch— 
fter Nuhen den verfhiedenen Staaten ebenfalls eine Politik 
zu befolgen vorfchreiben, mittelft deren Störungen und Be— 
einträchtigungen verhütet werden. Pictionen find in folchen 
materiellen Dingen, wo e8 fih um da8 Mein und Dein 
und um Selbfterhaftung handelt, wenig zuläffig. Übrigens 
ift auch da8 was möglich nicht deshalb auch nütlich. 

So entſcheidend die Thatſachen gegen eine derartige Zoll⸗ 
vereinigung und deshalb auch gegen bezügliche 
Zuſicherungen für die Zukunft und die daraus 
etwa abzuleitenden gegenſtitigen Einmiſchun— 
gen ſprechen, fo wenig iſt andererſtits gegen die Errichtung 
eines Handeldvertrags mit Öfterreich zu erinnern, Diel- 
mehr unter Borausfeßung der Wahrung wirklicher Inter- 
effen wünſchenswerth. Auf diefem Wege kann der die Mo— 
ralität an den Zollgrenzen verderbende und den redlichen 
Handel= und Gemwerbtreibenden benachtheiligende Schmug= 
gelhandel, indbefondere zum Vortheil des öſterreichſchen Zoll— 
Einkommend, befeitigt, den beibderfeitigen Grenzanwohnern 
die Wohlthat des erleichterten Meinen Verkehrs gewährt und 
der Großhandel mit Robproducten, Gange und Halb-Fabri⸗ 
faten befördert werden. Dan kann dabei mit Vorſicht an— 
fangen und je nad) den gewonnenen Erfahrungen demnächſt 
meiter gehen. Jeder Theil behält dabei feine Unabhängig- 
feit und den andern fomeit in der Hand, um der Befei- 
tigung von Mißftänden Nahdrud geben zu fünnen. Was 
die Regierung von Öfterreidh an ſolchen gegenfeitigen Zu— 
geftändniffen in den publicirten Denkfchriften zur Sprache 
gebraht bat, würde überwiegend zu ihrem Vortheile 
ausfallen und dürfte dagegen auf erhebliche Zugeftändniffe für 
deutfche gewerbliche Erpeugniffe und für den Handel rechnen. 
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Zum Schluſſe noch einige Worte an deutfche Induftrielle, 
welche in der Zollvereinigung mit ſterreich eine Goldgrube 
erbliden oder in der Ahnung von Vortheilen einen Verſuch für 
zuläffig Halten, an Kaufleute und Producenten von Urftoffen. 

Für den einen und andern Geſchäftbzweig würde der 
gänzlich freie Verkehr zwiſchen Deutſchland und den öfterreich- 
fhen Staaten fürerft allerdings mohl bedeutenden Abſah 
zur Folge haben. Wenn aber in Ermägung gezogen wird, 
welchen Standpunkt die öſterreichſche Induftrie auf der Welt- 
Austellung in London nachgewieſen bat, ſowie daß diefelbe 
fehr mohlfeile Arbeitslöhne und billige Preife des einheimi- 
fchen Rohmateriald hat, daß fie durch die Entziehung des 
Monopold gedrängt, ebenfo mie dies allenthalben ein- 
tritt, ihre Thätigfeit und Sperulation vervielfältigen und 
in Folge deffen noch mohlfeiler als jetzt produciren wird, 
daß ihr der Haupthebel der Induftrie, dad große Capital, 
um fo mehr zu Gebot fteht, ald die dortigen befanntlid, 
fehr reichen großen Grunöherren ſchon lange gewohnt find 
ſich an der Induftrie im Großen zu betheifigen, daß die 
dortigen Induftriellen die Nähe und die Kenntnis des Markts 
und die Kundſchaft in ben meniger zugänglichen Ländern 
der Monardyie voraus haben, fo ift mit Sicherheit anzumeh- 
men, daß die öfterreichfche Induftrie fi nicht mur auf dem 
eigenen Markte behaupten, fondern aud Feld auf dem deut— 
fchen geminnen wird. Ein großer Theil ded dortigen Marktes, 
da wo die Cultur noch zurüditeht, ift für die Conſumtion 
nicht fruchtbar und bedarf nur Artifel von geringem Werthe. 
Man wird aus diefen Bemerkungen nicht den Schluß ziehen 
wollen, daß der Gewinn eined größeren Marktes hier nicht 
body genug angefhlagen werde, vielmehr fteht die Erfahrung 
ja unerfhütterlich feft, daß ein großer Markt die Grundbe- 
. dingung der Unterhaltung der großen Induftrie ift; fondern 
ed ſoll nur daran erinnert werden, baß die Eröffnung freien 
Verkehrs nach Öfterreich gerade Feine Domaine: für die deut= 
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ſche Induftrie ſchaffen würde. Auch darf ein größerer Markt 
nicht um jeden Preis gewonnen werden. Die Induftrie des 
Zollvereins bat ſchon im Innern den Markt eined größeren 
Reiches und ift in der Lage, wie die Induftrie anderer 
Reiche, überſeeiſche Märkte unter gleihen Bedingungen zu 
benugen. Der Handel Deutfchlandd würde durdy freien 
Verkehr mit Oſterreich wohl eine lebhaftere Beſchäftigung er- 
halten, Hauptfächlid, weil die Nord» und Oftfeehäfen für einen 
großen Theil der öfterreihfchen Länder bequemere Vermittler 
find als Trieft. Iedody würden die Schwierigkeiten, melde 
die öfterreichfchen Geldverhältniffe dem auswärtigen Handel 
und den ausländifchen Gemwerbtreibenden bereiten, dadurd) 
nicht gemindert werden. - So lange da8 alleinige Papier— 
Girculationsmittel Oſterreichs nicht zum größten Theil dur) 
Metallgeld bleibend erfeßt werden kann, wird die Unſicher— 
‚heit, da8 Schwanken im Geldverkehr verbleiben. Diefe That- 
ſache befteht feit Menfchengedenten, und gegenwärtig hat ſich 
gerade eine der tief einfchneidenden Erfehütterungen wiederholt. 
Ob und wie lange diefe Valuten-Krankheit unter der Mitlei- 
denheit des Auslandes noch beitehen wird, darüber wird nie= 
mand ein UÜrtheil wagen; denn der Erfolg der Anſtrengun— 
gen zur Heilung des Übels hängt ſowohl von der innern als 
äußern politifhen Lage Oſterreichs ab, ift alfo einer Bes 
rechnung nicht zu unterwerfen. 5 

Was endlich den Einfluß des freien Verkehrs mit Ur— 
producten anlangt, fo wird derfelbe zum Vortheil des daran 
fo reichen Oſterreichs ausfallen, amdererfeit8 aber auch den 
Confumenten Deutfdylands zu Gute kommen. Will man den 
legteren diefen Bortheil zumenden, fo fann er auf dem Wege 
eined Handelvertrags vollftändig erreicht werden, wogegen 
Oſterreich nicht das Mindefte einwenden würde, Man würde 
feben, was e8 der deutfchen Induftrie gegen den Genuß des 
großen Vortheils feiner Urproducenten einzuräumen gefonnen 
wäre. Den Einfluß foldyer Erleichterungen würde zunächſt 
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Süddeutfchland und. dad getraidebebürftige Sachſen fpüren 
und deöhalb die Lage feiner Producenten in Betracht zu zie⸗ 
hen haben. Es läßt fir) denken, da die freie Einfuhr des 
Öfterreichfchen Weins, der Tabacksblätter und des Hopfens 
in Sübdeutfhland, abgefehen von der Einbuße an Zollein- 
nahme, einige Bedenken erregen würde, denn die Wirkung 
der Conturrenz der Erzeugniffe der Landwirthſchaft ift eine 
weit umfaffendere und einfihneidendere, ald die der Fabriker— 
zengniffe. Der mohlfeile Wein Throls und des Erzherzog- 
thums würde auf den Preiß und die Gonfumtion der füd- 
deutfchen Weine mirfen, und die feurigen Ungarmeine wür— 
den jebt wohl, mo die Eifenbahnen bis in Ungarn hinein— 
reihen, auf die Preife der befjeren deutfchen Weine nicht 
ohne ermäßigenden Einfluß bleiben und auch den Zollertrag 
von fremden Weinen mindern. Schon jegt werden ungarifche 
Tabacksblätter ohngeachtet der darauf ruhenden Zollabgabe 
von. 5%; «P für den ‚Gentner in Deutfchland verwendet; frei 
oder nur mit einer niedrigen Übergangsabgabe belegt würde 
ihr. Verbrauch voraudſichtlich anfehnlicdy zunehmen, mit den 
ſuüddeutſchen Tabadöblättern in Concurrenz treten und auf 
den Import amerifanifcher Tabacksblätter alſo aud auf den 
Zollertrag drücken. Die weitere Ausführung der wahrſchein⸗ 
lichen Ergebniffe des freien Verkehrs mit Naturproducten mag 
den Betheiligten überlaffen bleiben und bier nur noch der 
Thatſache Erwähnung gefchehen, daß der Getraidehandel und 
der Weinhandel Deutfchlands von Süden nad) Norden 
gehen, der erftere nur in. Nothjahren umgekehrt. 

Wir fchließen diefe Betrachtungen mit: Wiederholung des 
Wunfches, daß ihr Zweck, die Forſchungen auf da8 praftifche 
Gebiet zu führen, Nachfolge finden möge. Wollte man ihnen 
den Bortonrf der Partpeiftellung gegen Oſterreich machen, fo 
würde dies nichts Anderes heißen, als dag, um von einem 
folhen Verdachte frei zu bleiben, die Thatſachen verläugnet 
werden müßten. Geſchrieben im Dec. 1851. 
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“I offer you the half of Europe, I will help you to obtain it, secure you 
in the possession of it, and all I ask in returm is the possession of a single 
Strait, which is also the key of my House.”—ALEXANDER TO NAPOLEON. 


REPRINTED FROM THE STEREOTYPE EDITION. 


PART I. 


THE DANUBE AND EUXINE. 


CHAPTER I, 
The Commerce of Europe and Asia, 


“Peter had long meditated the project of the occupation of the 
Csspian, thus to draw the oommerce of Asia and a part of India 
within his dominions,’—VOLTAIBE. 





WEILE so many lives are risked to find out the sources of 
the Niger, and the currents of the Pole, what discoveries in 
the centre of Europe await the enterprising navigator in his 
library chair! The course of the Danube is indeed laid 
down upon our maps; the volume of its waters, and their 
velocity minutely determined on our statistical tables; but 
mystery, deeper than Colchian darkness, envelopes the hidden 
sources of its fietitious nullity, and the frigifying processes 
of its Arctic obstructions. 

The paramount importance of the freedom of the Darda- 
nelles and the Bosphorus to the well-being of the people, 
and the independence of the nations, of Europe, none will 
deny. The Black Sea linking these to the Danube, and that 
river joined by railway to the Rhine, we have a system 
of communication by internal waters, which armies can 
span and batteries close, capable of realising the old 
maxim of Neptune’s lordship of the land. That aucient 
supremacy rested upon the joining of rafters and the man- 
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uing of ships: this was no commonplace or practical 
affair; the element itself was to be created. The Danube 
pursued its tran«wil course through the pieturesque Teutonie 
valleys, the vast plains of the descendants ofthe Avars, and the 
teeming granaries, the inheritance of the Dacians ; the Euxine 
nestled in the bosom of the Othmanic King;* the Bosphorus 
and Dardanelles bisected his states. These water courses, dis- 
persed to many nations, were clung to by each, and all had 
to surrender up their patrimonies before this unity could 
appear. It was not by any of the partners that this new 
edifice was planned ; a stranger conceived it; possessed 
herself of the ground for its erection; has gone on from 
foundation to parapet, from story to story, buttress to 
buttress ; the covering in is all that is now wanting to this 
creation of enchantment, surrounded, as it has risen, by tliat 
eloud of invisibility which conducted Eneas into the Tyrian 
citadel; here has been surpassed the invention of the 
bards of Etruria and Samos, and by illusion the means have 
been found of acquiring such command of the will of the 
world as they have achieved of its admiration. 

At the time that this project was first formed the frontiers 
of Russia on the west were restrained behind the Dnieper, 
and on the east fell far short of the Caucasus ; she had no 
port whatever, or outlet, upon the Black Sea, and touched the 
Caspian only by uninhabited wastes. Yet the first basis of 
operations required that she should be in possession of the 
Danubian provinces and of the control of that river ; that 
she should be in possession of the trans-Caucasian provinces, 
and have the control of the Araxes; also that rival flags 
should be exeluded from the Caspian and the Euxine. 

The sudden expansion of Russian power under Peter the 
Great does not require repetition. Sir John M‘Neill has 
traced it with a masterly hand, and after referring to the 
disaster on tlıe Pruth, and therecovery of Persia under Nadir 
Shah, he concludes his sketeh in these wordss " The 


® “ Populum late regem.” 
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projects of Russia were thus for a time abandoned to be 
renewed at a later period with better success.” The events 
of that later period I now propose to trace in respect to the 
Danube and the coast of Circassia, referring the curious 
reader to the above-mentioned author for the various histories 
of her adrances in Georgia and Persia, and her establishment 
on the southern banks of the Phasis, the Cyrus, and the 
Araxes,. 

In 1812, Turkey had the opportunity of recovering all the 
ground she had lost; but England, who only thought of the 
war with France, induced her to sign the treaty of Bucharest ; 
by it Russia got possession of nearly a half of Moldavia, 
and reached the Pruth. 

‘Her advance eastward alarmed England, who, on that 
side, concluded with her neighbour a defensive treaty, 
Nevertheless, under the mediation of England, she extorted ’ 
in 1814, from Persia, the exclusive navigation of the Caspian, 
and overstepped, despite her own and England’s pledge, the 
Araxes.* Hler usurpation of a further district brought the 
war of 1827; then England broke the engagement of her 
defensive treaty, left Persia single-handed, and abrogated the 
treaty itself. Her frontier was again advanced, and the 

® “General Ritescheff—then Governor-General and Commander- 
in-Chief in Georgia, and Plenipotentiary—solemnly pledged himself, 
if the Persian Ambassador would accept it (the basis of uti possidetis), 
to procure from his Court the restitution of Talish, and deliberately 
held out the hope that other provinces also would be restored. The 
British ambassador felt himself justified in confirming the confidenoe 
ofthe Persians, and in undertaking that the good oflices of his Govern- 
ment should be exerted at the Court of St. Petersburg to procure 
an adjustment of the stipulation respecting the territory, which might 
fulfil not only the positive promises of General Ritescheff, but the 
larger hopes he had held out, 

“'The Persians, accustomed to place the most impliecit reliance on 
the honour of Europeans, and not ignorant of the liberal assistance 
that England had extended to Russia in the hour of her humiliation 
and distress, never for a moment doubted, &e.”— Progress of Russia, 

. 64. 

. ? It applied only in case of Russia being the agrressor, and that 
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suppression of the Persian flag on the Caspian as, ab antiguo, 
was stipulated in the Treaty of Turkman Chai. 

In 1829, in defiance of solemn engagements to England 
and France not to acquire territory, she did extort, and by 
their aid, from Turkey, the mouth of the Danube. In 1831, 
she established a nominal quarantine on the Caucasian coast 
not in her possession. In 1833, by threatening tle lives of 
the Ministers of the Sultan, she obtained the exclusion from 
the Euxine, in time of war, of foreign men-of-wer. In the 
same year, she obtained a new accession of territory in Assa, 
bringing her frontier within nine milesof the route by which 
English commerce reaches Persia. In 1836, she established 
a quarantine to intercept vessels entering the Danube, and 
arrogated the right of sending them to Odessa to perform 
quarantine. 

In 1838, she found means secretly to frustrate a Treaty 
between England and Turkey, which would have diminished 
the export, and abrogated the transit, duties in the latter 
country. The same year she frustrated a Treaty between 
England, Turkey, and Austria, which would have secured 
and opened the navigation of the Danube. In 1841, by a 
Treaty signed at London, she made all nations exelude their 
men-of-war in peace as well as in war from the Black Sea, 
the Treaty of Hunkiar Skelessi having then lapsed one week. 
In 1844 she frustrated, by bribes, a proposal of Austria to 
open by canal the old mouth of the Danube. In 1849, she 
made Turkey sign a Treaty for the occupation of the Pro- 
vinces during seven years by her troops. In 1850, she 
frustrated the revived project of the Danube Canal. She is 
now endeavouring to impose on the Danubian Principalities 


case is made out in the ‘Progress of Russis in the East.” The 
authorities there used are ofüicial: the author at the time of its pub- 
lication was the designated Envoy to the Shah; the pamphlet was 
as official as any mere publication could be. Yet on the 1st March, 
1848, Lord Palmerston said :—" Now, what had happened to Persia ? 
In 1827 she had, very foolishly, and thoughtlessly, against advice, 
rushed into a confliet with Russia, &o.“ 


’ 
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the English Commercial Treaty, from which they have 
bitherto been exempt, and which must extinguish their 
exportation. 

Several of these steps have been infractions of general law; 
several of positive treaty engagements; all have been in 
opposition to the avowed interests and declared policy of 
England. The subordinate agents of the British Government 
have been unremitting in efforts meanwhile to thwart and 
expose her, and have been advanced or rewarded for zeal 
displayed in urging that course. 

In one character alone do the systems of England and 
Russia correspond, and that is in extent. There is no point 
where the one has an interest that the other has not an object, 
and defeat or triumph upon any one field, affects the relative 
balance between the two upon every other. In the unit, 
England is vigorous and intelligent; in the mass, passive 
and inert. Russia, individually, is sluggish and incapable ; 
but as a state, active and able. England pursucs tlı6 
profits of speculation, and looks no further than trade ; but 
in both cases Russia is exactly the reverse. 

The feelings with which they regard every other country 
afe exactly the converse the one to the other. England re- 
joices in the prosperity of all countries which supply raw pro- 
duce ; Russia looks on them with hatred, because with fear; 
wherever there is a land which does produce, or is fitted to 
produce, grain, timber, oil, tallow, hides, or hemp, thither 
England sends her merchants to buy ; Russia her emissaries 
to convulse. The contest, however, will be determined, not 
by their respective interests or power, but according to their 
respective characters. 

Europe contains two great basins, watered by two magni- 
ficent streams, which present in their natures a corresponding 
contrast to that of the two systems. From the mountains of 
Switzerland to the mouths of the Scheldt extends a mecha- 
nical reticulation, identical with that of the manufacturing 
counties of Great Britain. From the reverse of the moun- 
tains which supply the Rhine, down to the mouths of the 
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Danube and the Black Sea (a vast region of unbounded 
exuberance), there is a total absence of mechanical power. 
This region competes with Russia in the production of the 
sources of her wealth, as the basin of the Rhine does with 
England. It would be in the interests of England to thwart 
the enterprise of the one no less than to call forth the energies 
of the other; but neither is in her eharacter. Itisin Russia’s 
character to do that which her interests require, and while 
tuming to account the activity of the one, she has almost 
exterininated the producing power of the other. 

The banks of the Rhine, inhabited by a free people of 
Germans, divided into distinet governments, may appear to 
be little exposed to the action of diplomacy, as far as material 
interests are concerned ; but, in fact, these populations have, 
as regards duties, been united into one system, professedly 
organised with the view of giving strength to Germany 
against foreign aggression ; but the agent of this unity is a 
Government, described by a Russian diplomatist “ as seeking 
to strengthen, with Russia, the already existing bonds of 
blood by those of policy.” Indeed, the ““ Customs Union ” 
:ould not have come into existence if Russia had thought 
proper to prevent it, which is equivalent to saying that she 
suggested it. A German as distinct from a Saxon, or a 
Prussian trade, is called into existence, and finds itself ham- 
pered on every side; it is cut off from England, and stopped 
by Russia; its competition being thus with the first it 
must turn to Russia ; seeking to propitiate her, it will argue, 
demonstrate, and project; Russia will gradually yield to be 
brought to understand, that being unable herself to supply 
tlıe demand of Asia, she may exclude England by favouring 
German exports. Germany, desiring the commercial progress 
of Russia eastward, becomes associated with her against 
England’s political power in the west: the establishment of 
Russia on the Bosphorus, the Christianising of the Turks 
and the “ Japhetising of the Orientals,”’* will become the 
profound aspiratior of the labouring German mind. All this 

® Chevalier Bunsen. 
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was urged on the English Government at the time the 
Zollverein was preparing, when a word from her would have 
sufliced to have frustrated it.* 

Since that period a semi-oflieial work has appeared at a 
German Court under Russian dependence, which so undis- 
guisedly reveals the whole scheme that I hesitate not in 
quoting it :— 


“The Asiatic commerce of Russia stands both directly and 
indireetly in competition with the intercourse which the 
western countries, including North America, entertain in 
various ways with that quarter of the globe, which surpasses 
all the rest in size, and density of population. The Levantine, 
East Indian, and Chinese trade of the English, North Ame- 
ricans, French, and Dutch, has not yet so deeply felt the 
effects of the competition of the Russian land trade extend- 
ing far into Asia from the frontier walls of the Chinese 
Empire to the Caspian and Black Seas, as it ultimately 
must, from the vastly increasing means of this colossal 
empire. 

“ The acquisition, in 1829, of a distriet of 10,000 square 
miles, inhabited by nomadie tribes, has promoted its con- 
neetion with the interior of Asia, and particularly with Buk- 
hariag and though the British East Indian trade has not 
been much decreased, yet in the opinion of many even the 
position of Russia threatens the British dominion in that 
quarter. Its speedy destruction is not probable, and the contin- 
geney, when it arises, will spring out of internal disturbance ; 
but it is to be hoped that the active emulation in penceful 
andertakings of the two Powers will promote progress in the 
East, and that the balance shall preponderate in favour.of 
Russia. 


® See ‘The Prussian League,’ in the first number of the ‘ British 
and Foreign Review.’ 

Mr. Poulett Thompson quoted false figures in the House of Com- 
mons to prowe tlıat it would be beneficial to British Trade, and 
Lord Palmerston vouched for its having no political end. 
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“England, who turns all Asia into a source of profit, 
supplying, by means of Smyrna, Trebizond, and the Persian 
Gulf, the markets of Asiatic Turkey, Persia, and the neigh- 
bouring countries, now seeks to extend her China trade even 
to the Northern coasts of that Empire, while for the longer 
passage of the Indian Sea she substitutes the Euphrates, 
or a railroad across the Isthmus of Buez. In opposilion 
to this, Russia will not fail to take advantage of every 
facility presented by her position, and the extension of 
her dominion in Asia. But the most effectual means 
is to open a passage to German commerce, so as conjointly 
to reap tlıe harvest of British commerce which contributes 
nothing to the Russian transit and carrying trade. By 
handing it over to Germany, its own transit and carrying 
trade would be much benefited, and the means are in her 
hands by the navigation of the Danube, in connection with 
Trebizond. 

“ It is clear that to obtain this end, there must take place 
a decrease of mutual duties between Prussia and Russia. Russia 
will find an equivalent in the produce of its trans-Caucasian 
provinces, particularly silk and cotton; and in the increasing 
demand for the produce of those countries it will find the 
surest means for a more rapid development of its production 
and its power. The Russian land trade, will rival the sea 
trade, only in so far as it can offer European goods cheaper 
in the Asiatic market, and the more active the intercourse 
upon the whole line of transport, the more economical will 
be the exchanges. The time is come which invites to this 
concurrent enterprise, and a series of favourable events 
promise rapid results. These are: the eriension and tie 
sirengthening of the Russian dominion on the Black Sea, 
the acquisition of the eastern porls of the same sea, con- 
firmed by the peace of 1829; the decided dependence of 
the Persian empire; the exclusive naviyalion of the Cas- 
pian ; the recently-eflected complete subjeclion af the Cauca- 
sian Zrihes; and finally the extension of the Russian domi- 
nion, which within these few years has spread its frontiers 
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eastward from the Caspian, and nearer to the British posses- 
sions in the East Indies, 250 leagues. 

“ The re-establishment of that ancient channel of commerce 
through the Black Sea, and in connection with the Danube, 
would give to EuRoPE the important advantage in its inter- 
course with Asia of having entire independence of the Naval 
Powers. Should ever the time again return in which Great 
Britain shall rule the ocean, and enact a maritime law, die» 
tated by her own exclusive advantage, the Black Sea, at least, 
will be closed to her, and commerce with that division of the 
world will not only remain undisturbed, but furnish us in 
great abundance with all the produce she can ofler us herself, 
or prevent us by a blockade from procuring. We need but 
call to remembrance the years 1808-1812, particularly with 
respect to cotton, to perceive the full importance of this 
matter.” * 


It was said by one of the plenipotentiaries at the Congress 
of Reichenbach that the Black Sea was more important to 
England than all Asia: this is no paradox ; in the words of 
Sir John M‘Neill, “the policy of Russia is based upon the 
certainty of spoiling England of her Indian dominion :” 
this spoliation can be prevented only in the Black Sea. Were 
the space filled by that water, dry land, or were it, like the 
Caspian, girt round with coasts, England would probably have 
had nothing in Asia to possess ; at all events, she would be 
now without the means of defending what she has. If you 
stop up the passage by a parchment chain, it is just as if in 
the Euxine there remained no water to float your vessels, and 
in the Bosphorus no soundings for them to pass. 

To close the entrance against you, is to open the passage 
to the Indus to Russia. To that end it is that the fabulous 
darkness of the ancient Pontus has been diplomatically ex- 
tended over the modern Euxine, and that no Jason is to be 
found in the British Navy. How resolute and intent has 
she been during your languid slumber, or somnambulent 


% These extracts are from Dr. Nebenius, 
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convulsions I During the great European war, in which her 
very existence seenied at stake, Russia would not concede one 
point in reference to the Danubian Principalities. In 1812 she 
would not, when struck home by Napoleon, relieve herself from 
the Ottoman Empire as a foe by the slightest surrender. * 
The pertinacity with which she clung to what appeared 
useless and unintelligible elauses bearing upon wilds and 
deserts, so far from awakening the curiosity of European 
statesmen, raised only a smile of pity at her expense. 

Up to the year 1833, no direct trade had been carried on 
between England and the Euxine. Whether, however, a large 
quantity of her goods were sent by Constantinople and 
Germany, at the fair of Leipsic alone, the demand amounted 
to £300,000. In the following year two British vessels en- 
tered the Danube, in the next year fifteen, in the course of 1836 
twice that number were expected ; the native traflic in small 
vessels amounting to between 700 and 800 cargoes. This 
rapid development roused Russia to the adoption of decisive 
measures, which were as minute as they were daring, as in- 
tricate as comprehensive ; now discrediting a firm, now firing 
on a brig, now fingering kegs of butter and skins of 
tallow, now grasping an estuary : at last came the “ crowning 
work, ”—the robbery from Europe of its prineipal river by 
care for its health ! 

The exports are raw and heavy produce, for which water 
carriage is essentil. The return manufactured articles 
might bear the charges of land carriage, but the demand is 
limited by the amount of exportation. The Danube is not 
only the only water communication, but it is the only road. 
Ores af metals (its mines were the richest of the Roman 
empire); rocksalt (of which it contains mountains) ; timber 
(with which the sides of its mountains are clothed) ;. Aides, 
wool, tallow, sheep, goatskins (flocks and herds may be mul- 
tiplied to any extent), grain (in 19833 and 1834, when 
Russia, suflering from famine, was supplied by them, although 


® In 1806 she made these Principalities the occasion of replunging 
England and France in war, and in 1812, gained Bessarabia, 
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recently relieved from occupation, and still suffering from the 
effect ofa war, which had drawn from them five millions sterling, 
and destroyed one quarter of the cattle) ; Aemp of the finest 
quality (in the year 1835, it competed in London with that 
of St. Petersburg, notwithstanding the quadruple charge 
of transport): such were the produets they could offer to 
England. Nor are these all: the Princes of Wallachia and 
Moldavia, were anxious to rival the Pasha of Egypt in the 
production of cotton (upon the importance to England of 
multiplying the sources, and augmenting the amount of that 
raw material, it is needless to dwell), and a vast region is 
available for the culture of the mulberry. 

This traffie would have been of peculiar advantage to the 
English shipping interest ; the freight to the Danube is 608. 
when that to the Baltic is 15s. and to Canada 30s. ; thus the 
hemp, tallow, grain, or timber, coming from the Provinces, 
would have given, as compared with Canada, an increased 
employment of shipping of one-half, and as compared with 
the Baltie of dhree-fourths. 

The natural diffieulties of the navigation were indeed great, 
but capable of being easily removed ; and notwithstanding 
their existence, this commerce, till arrested by extraneous 
means, was rapidly increasing, and might by this time have 
exceeded that which we carry on with France. If it has not 
been entirely crushed, it is owing to the enormous resources 
of the country,—its exuberant fertility, the lowness of price, 
and the laboriousness and parsimony of the people. 

The basin of the Danube produeing, as we have seen, 
exactly the same articles as Russia, every ton exported from 
the Danube was a ton less exported from Odessa or St. 
Petersburg. But besides the difference in the source, com- 
petition would have affected the price; one shilling reduction 
on the ewt. of tallow or the quarter of grain, is a loss to 
Russia of from £50,000 to £100,000. A document pub- 
lished at Odessa under the authority of Count Woronzow, at 
a time when no danger was anticipated, is plain and conclu- 
sive on these points, 
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“ Although the three principal mouths of the Danube are 
in the power of Russia, it is only a small number of her pro- 
ducts that are exported by the two ports of Bessarabia,— 
Ismail, and Reni. The towns of Galatz and Ibrail, the only 
* d@bouches’ of Moldavia and Wallachia, pour the superfluity 
of these rich provinces into the commerce of the Black Sea, 
The protecting sceptre of Russia has created these formidable 
rivals of herself, Ifthe obstacles which have hitherto impeded 
the navigation of the Danube come to be entirely removed, 
this will much facilitate the vent of Austrian. articles of 
merchandise in the provinces, and will open up for some of 
them a way to arrive at olher countries. 

*“ The advantages of this navigation for the trade of the 
Prineipalities, wlich consists principally in exchanges for the 
products of Austria, are incaleulable. Galatz especially will 
gain by it greatly as an entrepöt for Austrian goods, which 
will be sent thence to the Levant and to the ports of the 
Black Sea. Austria may even export by the Danube the wheat 
of the Banat, which can be bought on the spot at eleven roubles 
the tchelwert, and is said to be of a superior quality. The 
hemp of Hungary, of which the English have already made 
great purchases and formed depöts at Apathin and at Eszek 
(whence it is sent by water to Siszeck and Carlstadt, and 
from these places by land to Trieste), might here find perhaps 
an easier route than by Trieste, as well as timber, which is 
at present sent with difficulty to Fium. Galatz and Ibrail 
are about to cultivate virgin countries and of great extent. 
Ismail and Reni (the Russian ports) must of necessity 
attach themselves to these giants who threaten to over- 
whelm them. So long as those who are engaged in the 
trade of Ibrail and Galatz shall be free from every impost, 
it would be necessary at least to reserve to the merchants of 
Bessarabia the same immunity, to prevent their leaving the 
country, as many of them have already done. 

“Trebizond has always been of importance as the_port 
nearest to Erzerum, and its commerce may be estimated at 
twenty million roubles per annum. By tlis route, England 
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and Germany supply Persia and Anatolia with cloths, ladies’ 
eloths, calicos, cotton yarn, paper, sugar, coffee, glass ware, 
porcelain, iron, tin, and steel goods. France takes but little 
share in this trade; but England will soon have crushed her 
rivals by the great establishment which she has formed at 
this point. A single caravan, despatched for Tabriz in 1834, 
was composed of 650 camel loads, 450 of which were pil- 
laged by the Kurds on the road from Erzerum to Tabriz. 
What means can Russia adopt for rivalling the English 
in this locality ?” 


These last words indicate the purpose of all Russia’s com- 
mereial efforts. She is no rival of England, as far as manu- 
factures or commerce go; her rivalry is_politicl. The 
question really means, “ How can an end be put to English 
commerce, and what other commerce is to be substituted in 
its place?” This, like the statement I have before quoted, 
is addressed to Germany, and it says—Russia is open to an 
offer. 

I shall now proceed tothe means of execution. No history 
has recorded, no fable has devised, things more marvellous 
than the events connected with this river. Here will be 
seen how Russia bends every will, Procrusteses every measure 
to suit and fit her purposes. I shall have to record my own 
failures; but, in this case, failure, of necessity, is parent of 
success. It was not her sight but our blindness that was 
terrible. There is a time when evil measures prevail, but 
that time comes, too, when they are brought to light. The 
series of facts now completed—disconnected during their 
course by time and distance, here brought together, may 
furnish that light, and enable eyes to see that have long been 
closed. 


PART II 


THE LEVANT AND RED SEA. 


CHAPTER L 
Commercial Resources and Legislation of Turkey. 


Tue Greek Byzantine Emperors, whom the populace of 
Constantinople raised at pleasure to the throne, or hurled 
into the dust, had above all things to provide—cheap bread. 
The neighbouring provinces were consequently prohibited 
from exporting wheat ; but this, like all other attempts 
against nature, instead of suppiying the capital, depressed 
and exasperated the provinces, and ended by ruining the 
Empire. 

The Turkish system was simplicity itself; it enacted by 
law, and sealed by religion, that rule of administration which 
belongs to the earliest times. Unfortunately, however, the 
Greek system was not entirely blotted out with the Greek 
Empire, and, without the necessity, the Sultans followed 
the practice of their predecessors, so far as to prohibit the 
exportation of grain. 

This state of things lasted 376 years, from 1453 till 1829, 
when, after many ages of security, Constantinople was once 
more placed between foes on the North and South, traffic by sea 
was stopped, and she was in want of bread. She had still the 
two continents open, but the corn administration (Moubaya), 
invented to feed the capital, blockaded it as effectually by 
land as the Russian squadrons by sea. Upder the presence 
of absolute famine the old laws were suspended, and instantly 


plenty reappeared. 
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Since Russia obtained access to the Black Sea, her atten- 
ion has been given to the cultivation of wheat. Her soil, 

her climate, the distance at which she is placed, a difhcult 
navigation, and a frozen sea during several months of the 
year, presented to such an enterprise great obstacles: the 
Bosphorus, too, was then closed against this commerce. 
Her perseverance has triumphed over all, even to the causing 
of the prohibition to be repealed by the Porte for the passage 
outward of her corn, while for that of Turkey it was retained 
in force. Across the narrow seas of the Ottomans, and be- 
tween their vast uncultivated plains, Russia sent her cargoes 
to the markets of Europe, and received in return those monies 
which place her in the position to aim at the empire of a 
reasoning but stupid age—a warlike but venal world. 

The Turkish Empire is composed of countries that in 
former times were the most flourishing on earth. The con- 
ditions of the tenure of land, the relations between proprietor 
and occupier, present no systematic impediment to prosperity. 
It possesses the most remarkable natural facilities for trans- 
port. The sea, which only washes the borders of other statos, 
penetrates into its centre, and gives it a maritime coast of 
about 1200 leagues, or twice and a half that of England, and 
five times that of France. The rivers communicating with 
these seas traverse the most fertile regions. Egypt has her 
Nile: the rich plains of Syria touch or approach the sea 
coast, reaching the Gulf of Acre to the south, and joining the 
Orontes on the nortlı ; to the east flows the Euphrates. The 
mountain chains of Asia Minor run all east and west, so as 
to allow the plains and watercourses to penetrate from the 
sea to the interior ; by the four rivers that run to the west 
and the two that run to the north, the elements are afforded 
of a system of internal water-carriage through its whole 
extent. Roumelia is traversed by the great artery of Central 
Europe, the Danube, which a canal of five lengues would 
cover with craft, letting the Black Sea into the land, carrying 
it right up to Hungary, and so uniting to the Bosphorus, the 
repose and prosperity of the Austrian Emp'ze, 


COMMERCIAL LEGISLATION. 375 


These provinces are placed under the most happy sky: 
they neither know the rigours of winter, nor the intensity of 
summer: a frugal and docile population of nearly forty mil- 
lions is sprinkled over a soil not yet broken to labour, or 
fashioned by art. 

With such a surface for the growth of corn, with such 
facilities for its transport, Turkey would unquestionably have 
seized upon the commerce of the world, if the sentence had 
not gone forth against her: “ You shall not traffic in the 
stores of your granaries, the flax shall dry upon the stalk, the 
olive shall rot under its tree, the forests shall never descend 
from the mountains, nor the brass and iron, the gold and 
silver, emerge from their entrails.” This sentence the Sultan 
Mahmoud undertook to reverse, but the times were no longer 
when an Ottoman Sultan was his own master. He did not 
dare to say to his people, “ Enjoy the gifts of Providence ;” 
he did not dare to say to the nations, “Come and trade with 
my people.” * 

Turkey nevertheless had for the basis of her system free- 
dom of trade: this freedom was avowed and consecrated in 


® A recent work on Turkey has the following —— 

I some of our enterprising eountrymen, acquainted with com- 
mercial pursuits were to visit these provinces of European Turkey, 
they would find a rich field, as yet unexplored: I found a most 
anxious desire on the part of the inhabitants to establish a more 
intimate commercial connection with Great Britain for the disposal 
of their timber, corn, and cattle, which seemed to lie upon their 
hands without the possibility of a sale. 

“ In the interior of Bulgaria and Upper Moesia, the low prices of 
provisions and cattle of every description is almost fabulous com- 
pared with the prices of Western Europe. A fat sheep or lamb 
usually costs from eighteenpence to two shillings, an ox forty 
shillings, cows thirty shillings, and a horse, in the best possible tra- 
velling condition, from four to fire pounds sterling. Wool, hides, 
tallow, wax, and honey, are equally low. In the town and hans by 
the roail side, everything is sold by weight; you can get a pound of 
meat for a halfpenny, a pound of bread for the same, and wine, which 
is also soll by weight, costs about the same money.” 
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the treaties with all countries. The productions of foreigners 
were not loaded with duties; she did not wage a war of ex- 
change against her neighbours; she did not dream of the 
protection of national industry ; the talons of the ſise did not 
gripe salt and tobacco ; and no ocfroi blockaded the dwell- 
ings of men. 

Whence the mysterious contrast ? Why this monstrous 
yoking of a living man and a carcass? The cause is ex- 
plained by its eflects: in Turkey nothing could be bought 
that Russia sold ; but for all articles which Russia did not 
sell, the markets were open without stint or limit. This 
prohibition has made Russia what she is; it was a singular 
effect of her greatest military triumph, that the war which 
placed in her hands the second capital of the empire ended 
with reversing the balance between the vietor and the van- 
quished ; for after the removal of the restriction on the corn 
trade occasioned by the pressure of her blockade, no European 
vessel would have passed on to the Black Sea, but would 
have laden on the shores of the Mediterranean. 

The reimposition of the restriction was now a new enter- 
prise, and its accomplishment a new victory : it was achieved 
in the Treaty of Adnoupe, by means of a stipulation for un- 
limited freedom of trade. Every Russian, or every subject of 
the Porte, who chose to go to Odessa for a passport, or to 
seck the protection of a Russian consulate, might traffic far 
and near free from all charges, save that of the nominal 
Russian tariff. Russia at the time had not one native sub- 
jeet or merchant in Turkey, but soon the whole country was 
covered with her “subjects;’”’ they possessed themselves of 
all the channels of industry ; they broke through ihe whole 
order of administration ; every difference was solved in their 
favour by a tlıreat, for to this commercial stipwation Russia 
had appended for any remissness or neglect the unparalleled 
penalty of “ reprisals.”’”* "The Porte at last fell back on 


* VIIth Article of the Treaty of Adrianople.—Russian subjects 
will enjoy throughout tlıe whole extent of the Ottoman Empire, as 
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Prolibition; the old capitulations, while they conferred on 
strangers tlıe privilege to come to buy and sell whatever 
they chose, were not enunciations of principles but merely 
grants of favour, and"they specially reserved the right of 
prohibiting the exportation of any article in cases of scarcity. 
The revival of such a pretension may appear a very weak 
device, and one which would only expose Turkey to new 
humiliations and embarrassments. The prohibition of the 
article was of course with a view to the sale of firmans for 
its exportation, those who purchased them stood in the light 
of servants of the government. As article after article came 
thus to be monopolised, the dissensions with Russia were 
brought to a close by the extinction of the trade out of 
which they had originated, or by the transfer of the indivi- 
duals from the class of Russian subjects to that of Turkish 
farmers, The Treaty of Adrianople was now more flagrantly 
violated than by the small abnormal duties hitherto imposed; 
nevertheless tke terrors of the “casus belli” clause were 


well on land as at sea, the full and entire liberty of Commerce which 
the Treaties assure to them. The liberty cannot be infringed in any 
. case or under any pretext, by any prohibition or restriction of what- 
ever kind, nor as the consequence of any regulation or measures 
whether ofinterior administration or legislation. The Russian sub- 
jeets’ ships of merchandise shall be protected against every violence 
and every fraud. The first will remain under the exclusive jurisdic- 
tion and police of tie Minister and Consuls of Russia ; the Russian 
vessels will never be subjected to any visit on board whatever, on the 
part of the Ottoman authorities, neither in the open sea, nor in any 
of its ports or anchorages, and merchandise or produce belonging to 
the Russian subjects, after having acquitted the duties established by 
the tariff shall be freely sold, deposited or transported, from one 
vessel to another, whatever nation that vessel may belong to, without 
the Russian subject having nced to notify the fact to the local autho- 
rities, and still less to ask them their permission ; and if, which God 
forbid, any one of these stipulations should be infringed without full 
and prompt satisfaction being made, the Sublime Porte recognises, 
beforehand, the right of the Russian Court to consider such infraction 
an act of hostility, and to have reoourse immediately to reprisals 
against the Ottoman Empire. 
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left to slumber. Russia ceased to be the patron of liberty of 
commerce, sacrificed her proteges, retracted her demands, and 
smoothed down her countenance. “ Her end was gained.“* 

But at this moment the Ottomoh Empire, shaken from 
without and agitated from within, was floating upon the tide 
of experiment:: if old institutions were in danger, habitual 
abuses had also lost their hold. The results of 1829 could not 
be forgotten: the incessant vexations connected with trade, 
surrounded the doors of every minister with hosts of harass- 
ing supplicants; disorder would not be silenced, the pre- 
cariousness of the position in reference to Russia by the 
very measures into which she had driven them, could not fail 
to obtrude itself upon graver minds. Above all the ne- 
cessities of the Sultan, then intently engaged in creating an 
army, forced the Divan to devise, or at least to listen to 
schemes by which the restoration of commerce might be 
made subservient to the replenishing of the Treasury. 'Thus 
arose the proposal made by Turkey, who had never before 
proposed any novelty, and the mission of a special Ambassador 
to England with no less an object than the revision of the 
whole system of commercial legislation. 

At this time, England’s trade with her ancient customers 
had been cut off, by the avowal of her minister, the ancient 
channels had been blocked up, and she required to bring new 
traflieing worlds into existencee. The countries of the Con- 


® See “ England, France, Russia, and Turkey,” where these facts 
will be found published, in 1835, under the sanction of the then 
English Ambassador at Constantinople. It has been urged on ıne by 
persons who would be esteemed the first authorities in the matter 
that Iam wholly mistaken in attributing Russia’s conduct on this 
occasion to such deep design, or indeed to any design at all; and 
that it is to be explained by the fact that these Apaltators, were 
chiefly Russian agents, and that largely profiting in the system, had 
found means to induce the Russian Government to overlook it. 
All Ican say is, that in tlıiscase, as in many others, aceident favours 
the skilful, as fortune does the brarve. 

+ This idea was afterwards followed in the Budget of 1841, when 
it was proposed to meet a defciency by a reduction of taxes. 
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tinent had in peace combined to make commercial war on this 
nation, which, during the last struggle, had saved most of 
them from subjugation, subsidised while protecting them, and 
had been in the hour of vietory as heedless of her interests, 
as in that of danger, she had been prodigal of her blood. 
Mistaken theories in some, political animosities in others, in 
many both conjoined, had prompted a blockade of custom- 
houses, inflicting loss, implanting notions inimical to her 
prosperity and feelings dangerous to her power. 

Against this concert we had striven by arguments, pro- 
fessions, statistics, and reduction; we appealed to resem- 
blances of manners, community of science and literature, 
friendly recollections for benefits conferred, gratitude from 
Dynasties, who owed to us their thrones or their existenee— 
we planned thirty-two commercial treaties; but all in vain, 
Repulsed and discomfited, we turned from the East to the 
West, and from the North to the South. The House of 
Brunswick arrayed all Germany in a hostile league, sympa- 
thetic France rejected our yarns : subsidies, auxiliaries, and 
all the muskets in the Tower could obtain no hospitality for 
our wares, from the Houses of Bourbon and Braganza : the 
new continent, rivalling meanwhile the antipathies of the 
old, was eqnally deaf to the charms of Downing Street. At 
last, sick of defeats, and worn with toil, the President of the 
Board of Trade exclaimed, amid the cheers and laughter of 
the House, “Thank God, we have done with commercial 
treaties.” 

How now stood the matter with Turkey? What sympathy 
had we to expect who had attempted to burn her capital, who 
stood the avowed patron of her revolted subjects and the 
close ally of her dendly foe? Whose professed community of 
interest, had ever been exhibited in hostility of act? We 
burdened with duty her wares, and refused her reeiprociiy, 
who alone in Europe, or the world, gave free admission to 
our industry, who suffered us to enjoy the carrying trade ofher 
costs, conceded to us the faculty of internal traffic, and per- 
mitted to our suhjects settled in her dominions the exercise 
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of every municipal, commercial, and judicial fanction, un- 
shackled, unwatched, and untaxed. 

Turkey and Russia stand in commercial legislation, as the 
north and south poles. The one prohibits nearly all the ma- 
nufactures of England, and seeks to enforce the imports of 
her raw produce; the other admits all the manufactures ot 
England and prohibits the export of her raw produce. The 
foreign merchant in Russia is surrounded and hampered by 
the most minute and oppressive restrietions: he is in every 
point inferior to the native. The foreign merchant in Turkey 
enjoys the fullest immunities, and is placed above the native. 
The Russian system is the result of no theories, it is a mere 
ealculation as to how commerce is to be used for political pur- 
poses. The Turkish system, in as far as it is restrictive, proceeds 
from no theories, but is the result of the success of Russia in 
interfering with her internal regulations. Turkey is engaged 
in no design against any neighbour to carry thither either 
political influence or restrietive system. Russia is engaged in 
designs against all her neighbours, and wherever she esta- 
blishes her power, there follows her system. Against Russia 
England takes no step, either to enligliten the people or tore- 
sist the Government ; but favours her commerce, befriends her 
political ends, lends to her the whole weight of her power to 
support her aggressions, and extend her system. Yet these 
two systems stood in balance because the two empires did so, 
and we ought have thought of Turkey a little while, serving 
Russia so much. With her activity pervading the world 
England had no time to consider what might be effected with 
the empire through which flowed the Danube, and the Nile, 
the Tigris, and the Euphrates; which held in its hands the 
Isthmus of Suez and the Strait of the Dardanelles; which 
extended from the torrid zone to the snows of the Caucasus, 
from the Adriatie to the Persian Gulf,—whose dominions 
in Europe, Africa, and Asia (exclusive of Arabia), equalled 
France, Germany, Italy, and Spain; which was all agricul- 
tural, and where freedom of trade was the law of the State. 
This cmpire had to come to her to propose that mutual 
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abolition of restrietion which she in vain had been preaching 
all round the globe. 

This appeal, strange to say, was not from the Porte to the 
English Government, but from Sultan Mahmoud to William 
the Fourth. The Ambassador was charged to say :—— 

“The Sublime Porte, wlıo appreciates and esteems at its true 
value the importance of these relations with one of the most 
enlightened and powerful nations of the world, knows also, Sire, that 
they have already secured the attention of your Majesty, and doubts 
not that a benevolent system of reeiproeity will soon come to be con- 
sidered by the Goverument of your Majesty as a means of fortifying 
and increasing that desirable union which exists between tlıese two 
high Courts.” 

So that it would appear that the Turkish Government relied 
more on the friendship of the King, than on the principles of 
the Administration. 

To the Porte it was not a simple matter of regulation : 
had it been so, it needed not to send to England. It 
was a delicate and precarious negotiation, in which it 
was essential to succeed if once they adventured upon a 
step; their position was alarmingly insecure at home, they 
were under the Treaty of Hunkiar Skelessi, and the Rus- 
sian debt was unliquidated. They could not venture on a a 
rupture with Russia without the assurance of the support of 
England, and without that support so assured beforehand, 
they knew by hard experience that a rupture with Russia 
would be a rupture with England. They wished then that 
England would make one of those proposals to them, that 
she was scattering over the earth, so that they might appear 
only to consent 
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CHAPTER II, 


Negotiations wilh Turkey. 


BETWEEN the period when this mission was planned, and 
that when it arrived in England a discouraging change of 
administration had taken place. The party favourable to Free 
Trade had fallen from power, and the Duke of Wellington, 
whom the nations of the East had been taught to consider as 
a servant of the Emperor, was Prime Minister.* The two 
grounds of hope were thus cut off, and it proved impossible 
to effect anything. I owe it, however, to the Duke of 
Wellington to say, that he neither closed the door to dis- 
cussions, nor wrapped himself up in mystery and reserve. 
He entered frankly into the subject, and even laboriously 
perused statements of the case both with reference to the 
matters of trade and with respect to the means of political 
existence of that empire; and then rejected the overtures 
upon two grounds : First, his theoretic opinions upon 
taxation which were in favour of those upon trade; 
secondly, on his conclusion, which nothing could shake, that 
Turkey was past salvation. He hesitated not to charge upon 
Lord Grey the ruin of that Empire in his admission of the 
Treaty of Adrianople, and subsequently of that of Hunkiar 
Skelessi. That, however deplorable such a result might be, 


* The change of Administration was announced from St. Peter» 
burgh in these terms: “ A marshal of the Emperor is now minister 
an England.” 

+ Lord Grey with whom discussions were simultaneously carried 
on, concurred with the Duke of Wellington in his opinion respecting 
Turkey, but attributed to Aim the catastrophe, saying, that it had 
been sacrificed by his own misjudgment of the war of 1828, and the 
eonduct of the Government of which he was a member during that 
war, 
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it was now incontestible and accomplished, and England 
could not undertake the Quixotic task of setting up a dead 
body upon its feet. He denied, moreover, that England was 
possessed of faculties to carry out any system whatever, and 
did not wish that it should be otherwise. “ England,” said 
he, “has done nothing great save by insubordination.” I 
may further add that he was greatly rejoiced at the publication 
of Mr. Cobden’s pamphlet, and exulted in my having been 
“ answered.” 5 

Soon, however, the other party came into office, and we an- 
ticipated an immediate and a joyful acceptance of our pro- 
posals, for the last measure of Lord Palmerston on leaving 
office had been one which implied the fullest approval of all 
the steps I had taken at Constantinople in reference to this 
matter. 

I know not in what terms to describe the reception of the 
proposal by the new Administration. Reception! it was 
scouted and branded, with what withering epithet will the 
reader imagine, or believe ”—Russian.* The Porte of course 
hastened to withdraw its proposal. 

Fortunately th :re was then on the Throne a Sovereign who 
believed it to be his right and duty to attend to those matters 
which especially are confided to his prerogative, Then also 


% “70 SIR HERBERT TAYLOR. 
(Extract.) “ January 20, 1835. 

“I have just been dismayed to learn that Nouri Eifendi has 
written to Constantinople, expressing all the discouragement and 
despair that Lord Palmerston had filled him with in their last inter- 
view, particularly his Lordship's observation, that my proposal for 
the tariff, that has cost so much to bring to the pitch where it now 
is, was a Russian proposal. This indeed is an act of suicide, and I 
am most anxious to know your opinion on the subject. Unless you 
have gained Lord Palmerston entirely—unless he understands the 
fault he has committed, I do not see what chance there is of my 
being of any—the slightest use, as serving the Government ; and, on 
the other hand, I am sacrificing myself and the question. 

“] have just learnt, also, that the mission of Ellis is in a state of 
abeyance, and that Mac Neill has come to the resolution of resigning 
his situation, unless the government adopts a more worthy polioy.” 
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the King had a Private Secretary who applied to the subject 
his clear, judicious, and vigorous mind, and devoted to it his 
unwearying assiduity. The ambassador at Constantinople 
most heartily entered into the same views.* I need not 
enumerate further; suffice it say that, excepting the two 
chiefs of the Foreign and Trade Departments, the who!e 
official body concurred in the plan as originally sketched at 
Constantinople. Several months of intense labour ensued, 
nor did I shrink from attributing the opposition of the Foreign 
Secretary to the only intelligible cause. At last he gave in, 
and unfortunately I accepted the change as a bona ide one, 
and was, therefore, willing to resign my previous convictions, 
It was now resolved that the proposal which the English 
Government had rejected when it came from the Turkish 
should be presented to it as art English one, and I was com- 
missioned to discuss it with the Board of Trade. 

Here difficulties of an unexpected nature arose; at the 
Foreign Office it had been hateful as a Russian project, at the 
Board of Trade it was obnoxious as an Anti-Baltie one. The 
President of the Board of Trade was a Baltic merchant, and 
the same process had to be adopted with respect to him as 
with his colleague. After a futile attempt to bargain for the 
imposition of an export duty of ten per cent. on Turkish 


® “My pear Sım,—By Mr. Urquhart’s desire, I forward to you a 
Letter for Moosheer Alımed Pasha, and also a copy of a Memoir 
respecting the commereial system of tlıis country, &e. 

“This Memoir, I think, deserves to be minutely explained to the 
Pasha, and studied by him. 

“TJam of opinion, that were it acted upon in its main points, it 
would produce the most magnificent results to the Ottomon Empire, 

“The latter part ofthe Memoir states the mode of acting, to which 
I have always looked as the certain and effectual means whereby to 
defeat Russia—means most easy to be applied by us, and which, in 
the application, will produce great benefit to England ; independent 
of their political action. 

“]I have the honour to be, dear Sir, 
“Yours, very faithfully, 
“ Poxsongy.” 
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produce, which he conceived would protect the Baltic trade, 
he gave in. 

The chiefs of the two departments had, however, yielded 
only to necessity, and under the dread of exposure during the 
lifetime of the King. I pass over the painful interval. In 
little morethan two years this Treaty, nominally the same but 
really changed into that which Mr. Poulett Thomson had 
desired for the prohibiting of Turkish exports, was imposed 
on the Porte as the condition of that aid against Mehemet 
Ali, which subsequently furnished the pretext for the Syrian 
Intervention, 
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CHAPTER III. 
Commercial Treaty with Turkey of 1838. 


Tuis Treaty as it stands merely doubles the duties of 
import upon British goods, and quadruples the duty on 
export of Turkish produce, and this concession is made on the 
condition of abolishing all prohibitions and monopolies. 

Two questions naturally arise: First, Was an equivalent 
required? Second, Was the concession so hampered of any 
value? That no equivalent was requisite must have already 
appeared ; what illegal vexations could counterbalance this 
legal burden it is difhicult to imagine. 

Turkish exports must be classed in two categories. Many 
articles were nowhere subject to monopolies, and provinces 
containing ten millions of souls, were subject to no monopoly 
of any article. Silk, cotton, opium, tobacco, gums, dyes, &c. 
were perfectly free everywhere : grain, tallow, wool, timber, 
were free in Syria,* Egypt, Wallachia, Servia, Moldavia, and 
Samos. In regard, then, to the first class of articles and to 
all articles in the cited provinces, the increased duty was a 
mere surrender of the rights of British subjeets, and a 
gratuitous imposition on Turkish trade. The Treaty was 
assumed to be a substitution of one kind of import for 


Aleppo, August 3d, 1848. 


® «The trade of the north of Syria, nor of Syria generally, 
derives no benefit by the abolition of monopolies ; because previous 
to the Convention, no commercial monopolies existed. The Con- 
vention in relation thereto cannot be considered a boon, nor in fact a 
ecmpensation of any kind, to the trade of Great Britain with Syria ; 
errtainly not for having inflieted on its produce an exportation duty 
of 12 per cent., after the grower has paid on the spot the usber of 
10 per cent, to the government.”—M». WEEEZ, 
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another, but the relief of a taxed article could not be 
obtained by the burdening of an untaxed one.* 

The Prohibitions were not permanent or universal, and 
might any day be unconditionally raised; firmans could be 
obtained on the payment of a certain sum ; and if it would 
not pay they were not purchased. Firmans were yearly pur- 
chased for Mitylene, and oil was exported: grain was at 
times exported by firmans. Under the new system Mitylene 
exports no oil, and Constantinople imporis grain! Thus, 
then, the equivalent has placed on the free goods an uncom- 
pensated burden, on the monopolised goods a tax which is a 
prohibition ! In the restrieted provinces it has replaced a 
partial by a general impost, and into the free provinces in- 
troduced the prohibitive system. The articles which were 
obstructed before are obstructed now, and the articles that 
were free before are burdened now.} 

It required not to wait for the result to be certain that a 
duty of twelve per cent. was more than heavy articles, such 
as grain, Indian corn, oil, and the like, could bear. The 
absence of roads had been the subject of lamentation to all 
tlıose who had taken an interest in the Ottoman Empire, 
and what are bad roads, save a charge on heavy goods. By 
them, the country, 150 miles from a point of shipment, was 
doomed, as far as external traffic went, to sterility. The 
new duty was equivalent to lengthening the journey by fifty 
miles, and reduced to that extent the area of productive 
iand. This is the result of a change introduced by system 
at the very moment that you are endeavouring to induoe 
Turkey to call science to her aid. 


® “The duty of 12 per cent. amounts, in reality, on many of the 
products of Turkey—especially the coarse ones—to a total pro- 
hibition. It is, therefore, a matter of trifling consideration to 
merchants, what estimate the tariff places on objects which the con- 
vention has now set without the sphere of speculation.”— Times. 

+ What grain has been exported since 1839, has either been from 
provinces where the Treaty has not come into operation, or during an 
increase of price suflicient to over-ride the tarıfl, 
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But this was not all: 

The twelve per cent. was not left to be paid in kind, or 
at a local valuation, but the amount in money was fixed by 
a Tariff for all the Empire. At Constantinople, the price of 
grain is raised by a consumption duty of eight per cent., 
and by heavy transport charges. The price of Constanti- 
nople was taken as the basis of the Tariff, and the twelve 
became twenty-five per cent. At this time England was 
under the sliding scale, fixed every fortnight by averages 
taken all over England ; she proposed this scale. She also 
suggested the specification of the Constantinople kilo,— 
the smallest measure, the highest price. 

Nor was this all. 

Goods derive in Turkey their nationality from the trader, 
not from the place of production. Whatever the foreigner 
buys is “foreign.” The word “exportation” was thus 
accepted in its first intention, and applied in its natural 
sense, and whatever was “carried out” paid the duty, 
whether it went to the next town or to Canton. But 
foreign goods came in for the subjeets of Russia, who did 
not join in the Treaty, at one and a half per cent.: conse- 
quently, at Constantinople, or the other ports, Russian 
grain was charged but a third or a fourth of the duty 
imposed on Turkish grain. Constantinople now imports 
from Odessa to the value of 40,000,000 of piastres of wheat 
and flour. Such things may appear incredible to a person 
who reads them in Europe: they are so even in Turkey. 
The late Minister for Foreign Affairs would not believe the 
fact here stated, till he had it confirmed to him by the 
Customer. In fact the Turkish Government were utterly 
in the dark respecting this negotiation from the beginning 
to the end. 

It isthe same with respect to every otherarticle. Tobacco 
is charged in the tariff two piastres, all but four paras. The 
tobacco exported from Syria to Alexandria averages two 
piastres in value ; the duty amounts to ninefy-five per cent. ; 
consequently the tobacco of America, which at Alexandria 


COMMERCIAL TREATY OF 1838. 389 


pays but three per cent. (the additional two per cent. is only 
wlıen sent into the interior), is brought across the Atlantie to 
undersell in the ports of Turkey its own produce. Take 
again a manufactured article, silk. The people of the Le- 
banon pay an export duty oftwelve per cent. (in reality fifteen,) 
on sending it to the towns where it is manufactured. Manu- 
factured it is considered a new produce and is again subject 
to an export duty, which amounts to twenty per cent. so that 
an inhabitant of the Lebanon before he can wear his own 
silk, manufactured in a neighbouring town, has to pay thirty- 
five per cent. He therefore buys the silk, or the silk and 
cotton imitations of Switzerland and Prussia, which are 
charged but five per cent. 

So far tlien the two preliminary questions are answered, 
and as no equivalent was required for the abrogation of 
monopolies, so has their abrogation on such conditions proved 
entirely sterile of all advantage. The commerce of the 
country has increased, but it has not been in those articles in 
which it was desired to open it, nor in those provinces on 
which it has been imposed. 

But England had the right in Turkey by the capitulations 
of exporting and importing all articles, on the payment of 
three per cent. and “nothing more.”* No vexation could 
therefore exist save by sufferance; and to resist these no new 
Treaty was required:f what use could there be in new 
Treaties, if the old ones were not executed ? But let us 
grant that the stipulations were not precise and specific 
enough—then England possessed the right of the “most 
favoured nation:” this Turkey did not desire to contest, the 
seventh article of the Treaty of Adrianople was framed to 
meet every supposable case. f 

® “OrLause 30.— That having once paid the customs at the ports, 
not an asper more shall be taken or demanded.” See also Clauses 
81, 34, 50, 51, 52, 53, 

+ “Cravse 18.—All the capitulations, privileges, and articles 
granted to the French government, and other powers, having been 
in like manner granted tothe English.” See also Clauses 44, 48. 

£ “ See this article cited at p. 376, 
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The object professed was to develope the resources of 
Turkey; if an equivalent in augmented duties was necessary, 
surely it must have been laid on British imports. Why 
invent a distinction between imports and exports to apply it 
the wrong way? The aggregate increase is ten per cent.; why 
not halve it, and place five on imports, and five on exports ?* 
The explanation offered is that on no other terms could it be 
obtained. “ You cannot,” said Lord Palmerston, on the 1st 
March, 1847; “go to the minister of a foreign power with 
a draft in one hand, and a pen in the other, and say, ‘there 
sir, sign that or jump out of the window.’” This was said 
in reference to the additional two per cent. on British goods; 
there is no explanation for the burden on Turkish produce, 
and for the best of reasons, for it was enforced by the process 
above described. 

Finally: the Treaty does not abrogate monopolies, nor being 
abrogated does it prevent their reimposition. They were 
abrogated by the act of the Turkish Government,} and the 
wording of the Treaty, as we shall presently see, deprives 
England of all powers under it, of resisting the imposition 
of any and every tax; and further deprives her of those 
rights which she possessed under the old Capitulations. 

The negotiation, which commenced with the view of setting 
free the ports of Turkey, has ended with sealing them up. 
It has, at the moment when Turkey was about to abandon 
its prohibitions, substituted for them prohibitory duties. 
This is the measure for which the English minister has 


* This was the original proposal of the Turkish government itself, 
and which it gave up on my urgent remonstrance, adopting in lieu of 
it that suggestion of the distinction between exports and importe, 
which will be hereafter explained, and which has been so artfully 


perverted, 

+ “En effet, aprös l’abolition de tous les drois intrieurs qui ont 
&t6 remplacs par le droit de 9 per cent., payable à l’exportation, et de 
deux sur l'’emportation, nous voyons resusciter tous les jours les 
anciens droits qui etoiente tomb&s en desuetude arant d’ötre supprimds 
par les traitds.”—The Consul General of Russia tothe Pasha of 
Beyrout,26 March, 1850. 
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claimed from applauding England and. Europe, the credit of 
having over-mastered and outwitted the cabinet of St. Peters- 
burgh on the field of all its triumphs; this is the Treaty 
which all Europe has rushed to join, believing it to be a 
masterpiece of commercial legislation and of political design. 

I must now state what the principles of the Treaty were, 
which I proposed and which the English Government adopted, 
and sent out to Constantinople in 1837. 

lst. The “ most favoured nation” clause. 

2d. The privileges of the British merchants to be exten- 
ded to subjects of Turkey. 

3d. The duty on imports to be retained at three per cent. ; 
those on exports to rise or fall on each article according to the 
difference between ils value in the markets of Turkey and 
Europe : a commission of merchanis at intervals of years to fix 
the scale: in no case the sum to exceed that previously paid. 

4th. Transit free. 

5th. To come into operation only when all powers had 
joined. 

The negotiation was to have been secret, and when settled 
between England and the Porte, they were conjointly to ad- 
dress themselves to the other powers to obtain their adhesion. 
No one would have gained by standing aloof. 

The Treaty as signed stipulates, 

lst. The “ most favoured nation ” clause, 

2d. Subjection of the English merchants in regard to 
internal trade to the duties paid by the subjects of the Porte, 
and not paid by other nations. 

3d. The concession of the right of internal legislation as 
agaiust Treaties with foreign Powers. 

4th. Imports raised from three to five per cent. Exports 
from tlıree to twelve: one and the same sum for all articles 
whether they could bear it or not. 

5th. Transit charged at three per cent. 

6th. To come into operation although no other nation 
joined. 

Such were the Treaties which, according toLord Palmerston, 
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“differed ia no material respect.” * The changes were 
made under the pretext of securing additional advantages. 
The British merchant is made to pay “asmuch” as the 
Turkish subject, by means of the words he shall pay “no 
more :” appearing to gain the privileges of the most favoured 
subject, he loses those of “ the most favoured nation.” 

On the Treaty coming into operation, the Porte made 
arrangements to indemnify the farmers of customs, imagining 
that the English duties were to be reduced to the level of 
those of Russia, according to the 1st Article. One of our 
consuls fell into the same mistake, and demanded the repay- 
ment of duties on a cargo already ehipped, and obtained it. 

The truly marvellous portion of this negotiation is, after 
all, the adhesion of the other Powers. The abolition of mo- 
nopolies being effected, was effected once for all, why then 
should France submit to a gratuitous charge on the ground 
that it was the price of their abolition? The French Am- 
bassador had received instructions to negotiate a Treaty 
similar to the English, but on a memorial from the merchants, 
he wrote home to say that he could obtain more favourable 
terms. He was answered by peremptory orders, the reason 
assigned being that the French Government, “had yielded 
this point to England.” 

The French merchants, so soon as their Treaty was signed, 
demanded the execution of the first clause. They were 
answered that a ‘“ dacit agreement existed between the Powers 
not to require in that respect the execution of the Treaty ! ” 
One cf them exclaimed, “had Turkey no friend when she 
signed that Treaty ?” 

Austria’s repugnance was openly avowed, she indeed 
yielded as regarded the trade of the Mediterranean ; but 
retained her old rights for the trade of the adjoining provinces 
as Serbia, Moldavia, and Wallachia. 

Every cabinet of Europe was brought to surrender its 
rights, and betray its people’s interest ; not a single power, 
however great, or however small, stood out. Russia was left 


®* Lord Palmerston’s statement in Parliament will be found s# 
the end of this Chapter. 
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alone to play the part of antagonist, and to realise the profits 
ol their self-imposed disabilities. 

It thus appears that whenever England takes a course, 
supposed to have in view the maintenance of public law, 
she is immediately followed by every state and government 
of Europe. A fact like this shows that the orizinality of 
design, or the hostility of dispositions, we lend to France, are 
but supposititious; and that the obstructions we there meet 
with, or the dangers we may thence apprehend, are solely, in 
as far as they may be or become real, of our own creating. 

It will be recollected that this had been treated by Russia, 
not merely as a hostile, but as a perfidious measure. She 
coupled it with the occupation of Carack, as acts foreing her 
to have recourse to arms, laying “on England the terrible 
responsibility of such a conflagration.”* In her avowed, as 
in her official organs, she threatened to retrieve at Calcutta 
the defeat she had experienced on the Bosphorus; but in the 
manner of these threats she could not suppress her exultation, 
and on the very day that the Treaty was settled at the Board 
of Trade, these words were published in the Frankfort 
Journal— 

“We will make their profoundest combinations and 
master-strokes of design, the pivots of our policy, and the 
instruments of our greatness.” 

On the other hand the English Journals, and especially 
those connected with the Foreign Department,f asserted that 


s* Odessa Gazette. 

+ “It may be assumed, without any unseemly exaggeration of 
seli-deluding triumph, that by the prudence of Lord Palmerston and 
the eflorts of Lord Ponsonby, seconded by fortunate dispositions in 
the Court of Vienna and of the Porte, Russian influence has sustained 
a signal defeat—s defeat which arıns cannot retrieve, which bravado 
cannot efface, nor menace, nor perversion repair.”— British and 
Foreign Review, 

“Lord Ponsondy, in a letter to me, quoted in the published eor- 
respondenoe, says :—* I wrote to you when you wero away that I 
was sure the agitation of it (tho Treaty) would le«" to nothing likea 
sottlement, Isay, that Ihare not tho smallest expectation of its 
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it would transfer to Turkey from Russia that European 
demand of raw materials by which she had been enriched 
within the century to the amount of two hundred and sixty 
millions sterling. When concluded, it was pompously 
announced from the throne, extolled by the opposition, 
rapturously hailed by the nation. Was it not then natural 
for the statesmen of Europe, ignorant save in opinions, 
blind save for print, to believe that England had taken the 
lead in a great work which was to secure permanent tran- 
quillity P 

If Russia stood aloof, was it by mere indifferencee? The 
Treaty either served her, or threatened her. In the one 
case, why did she not join—in the other, why did she not 
oppose? While any power stood out, the Treaty was in- 
operative, because the merchants of the dissenting power, and 
through them all other merchants, rode right over it. Had 
she not influence with one? If not one stood out, clearly 
she was not opposed. Why then did she not join ? 
Because by her simulated opposition she ensured its success, 
and justified the impression that the falsified Treaty was the 
original one. When they had all joined, her position was 
magnificent : her merchants could import at one quarter of 
te duty paid by all others, and export at one quarter; all 
her triumphs had conferred upon her no privileges to be 
compared with those which she reaped from a Treaty, levelled 
at her existence. 

A new administration comes into power in England; 
remonstrances pour in from every quarter: the monstrous fact 
was proclaimed of English Merchants being forced to borrow 
the naınes of lussian firms.* The necessity of a remedy was 


being accepted. Russian interests would be deeply affected by ıt. 
The Russians are not, I must presume, ignorant of the consequenoes 
ofit; and I know they are at this moment all powerful.” 

® Col. Rose writes, on the 7th September, 1843 :—* An unan- 
swerable fact proves the superiority of the advantage which tho 
Russian merchant now enjoys over the British merchant. I know 
that a British merchant gave 1 per cent. to a person trading as & 
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so evident that the Turkish government prepared for it.* But 
means were found to set them on a false track, that of devising 
a process for equalising the duty between the British and 
Russian by making the nalive dealer who sold to or bought 
rom the Russian, pay an ülegal tax. The plan is designated by 
one of ourown agents, “a bold and unexpected attempt :” he 
attributed it to Turkey. It was met by a Russian “ armed 
janissary ” being sent to embark the goods “ by force.” + 


Russian merchant, whom I also know to tradeas a Russian merchant 
in his name; and I further know, that a sort of national pride alone 
has prevented the rest of the British merchants in Syris from doing 
the same.’ 

* “Even the Custom-house appaltators here, sensible of the ad- 
vantages enjoyed by the Russian trade, and forseeing the probability 
in consequence of » modification of the English Convention, have 
stipulated wilh the Government that they are to be indemnified for 
the loss they will sustain should the modification take place. ... . 

“Need a clearer proof be adduced of the advantages which Russia 
has gained by the Treaty, than the fact that a orowd of nominal 
Russian merohants has sprung up one hardly knows from where, since 
it came inlo operation.” —Conjoint Despatch of CoLoxeL Rose and 
Mr. Moors (Consul-General for Syria and Consul of Beyrout.) 

+ Tuer Amsassapor.—“ Upon my inquiring of the Minister of 
Foreign Affairs in what manner the really important difference 
between 12 and 5 per cent. paid by British merchants on exports and 
imports respectively, and the uniform duty of 3 per cent. paid on 
both by Russian träders was removed, his Exoellency assured me that „ 
in BOTH cases that difference (!) was levied upon the Turkish subject 
—in the former as a seller, in the latter as a purchaser.— Sir Stratford 
Canning (18th Nor. 1842.) 

Tue ConsuL-Genersr.—“ A Russian merchant, or at any rate 
trading as such, purchased lately a large quantity of silk, but the 
eppoktator having been unable to discover the sellers or producers 
thereof, in order to exact the 9 per oent. export duty from them, 
objected to his so doing. . . . The cancellier proceeded to the 
Custom-house with a janissary armed, and declared his determination 
to embark the silk by force. . „ „ The Custom-house oflicer 
applied to Assad Pascha for support, to prevent its embarkation ; but 
in consequence of a communication from the Russian canceilier, his 
Excellency ordered the appaltators to allow the embarkation of the 
bales on the payment of 3 per cent, only !”—Col. Bose, Tih Sept., 1842. 


396 THE LEVANT AND RED SEA. 


Puzzled and confounded by the working of a measure 
which, when iu opposition, they had hastened to extol, the 
new administration now sent about to the consuls and 
merchants to ask their opinion ; this was the unanswerable 
question which they put “Shall we keep the third clause, 
or, abandoning it, take to the first?” Here are the very words 
of the inevitable Lord Aberdeen :— 

“ WHETHER the disadvantages under which British mer- 
chants labour are of such an exient as to render it more 
advantageous to claim the Ödenefit of the First Article, AND 
insist upon British merchants being placed on the same 
footing with Russian merchants, ALTHOUGH such a course 
might lead to the sacrifice of avhatever advantages the British 
trader now enjoys under the Convention, BY the substitution 
of fixed aud for variable and arbitrary duties of import and 
export, and by the abolition of monopolies and other ancient 
sources of vexation and annoyance ? ” 

There can be no alternative between two clauses of a Treaty; 
if you have something to choose between, you have nothing 
to stand upon, for there must be contradiction. But you 
had none by the first article, for it is general, and the obli® 
gations incurred by the third are special. "The three volumes 
of correspondence tally with their text. They contain, how- 
ever, one passage of sense. 

“We cannot see how our being placed ‘ on the footing of 
the most favoured nation’ can in any way subject us to 
“variable and arbitrary duties of import and export... The 
Russian Merchants and others, under Russian protection, are 
liable to no variable or arbitrary duty.” * 

When Lord Palmerston is at length charged in the House 
with surrendering the rights of the “ most favoured nation,” 
he answers :—— 

“The hon. and learned gentleman really has not read the 
the Treaty. He may lift up his eyes at that statement; but 
I repeat that he cannot have read the Tresty, or, if be has, 


® Mr. Scott of Shimlan, 
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he has not rcad it correctly. He stated, that by the Treaty 
as signed, British subjeets and ships were not placed upon 
the footing of the most favoured nation; if the hon. Member 
will only look at the Treaty itself, he will see that the first 
Article states— 


“All former rights and privileges are confirmed, and all rights, 
privileges, and immunities, which the Sublime Porte now grants, or 
may hereafter grant, to the ships and subjects of any other foreign 
Power, or which it may suffer [not merely grant]] the ships and sub- 
jects of any other foreigu Power to enjoy, shall equally be granted, 
exercised, and enjoyed by the subjects and the ships of Grest 
Britain.’ 


If that is not securing to British subjects and ships all the 
advantages enjoyed by the most favoured nation, I do not 
know how the grant of those advantages could have been ex- 
pressed in words more clear or more comprehensive. It is not 
only soin the plain meaning of the words, But it has been so 
acknowledged since by both parties. We have acted upon that 
interpretation. Indeed, there could have been no inter- 
pretation required in the matter, because the words are as 
clear and as plain as words can be, and from them it is clear 
that British subjects and ships are upon the footing of ihe 
most favoured nation.” 

This statement was received with loud cheers, Good God! 
why print volumes of correspondence! Varro did not despair 
after Canna; who can hope after this ? 

The British ofhicials put up their prayers for one, one only, 
boon,—that Russia may join; then would be covered all their 
sin and hidden all theirshame. Little did they see, and less 
did they care, that her adhesion would withdraw one immunity 
from British trade, for Russian subjects traflicked in our goods, 
and lent their names to our merchants. When a favourable 
reception was to be managed for the Czar in London, the 
Russian Cabinet promised to gratify their wishes. Lord 
Aberdeen solemnly announced the event to Parliament, 
essuring it that “ Her Majesty’s government had not been 
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idle in this matter.” The temporary end obtained, she 
eontinued to adhere to her “Öduse, positive et invariable,” 
through a fire of Blue Books, until in the midst of the din of 
the Spanish marriages, and the annexation of Cracow, sbe 
quietly, without the observation of a single soul, or the 
comment of a single journal—joined the Treaty. 

English Diplomacy now entered the haven of repose : the 
English Merchants were contented: in what age do we live 
when such a fact could not awaken even curiosity? Could 
stultification be more perfect, or demonstration complete ? 

But already, in 1838, the Russian Cabinet was preparing 
the occasion to shift its ground. An elaborate exposde of 
its ideas was transmitted to its ambassador at Constantinople 
and communicated to the consuls. In this document the 
same basis was assumed as that of the English Treaty, but 
doubts were entertained in consequences of its “ loose 
wording,” through which the Turkish Government might 
elip : the “ isolation ” of Russia is represented as a pause 
until she has seen “ what results shall manifest themselves.” 

In 1846 the desired results had consequently been mani- 
fested—were they favourable or unfavourable? If the first, 
why impose on her trade a gratuitous burden of 12 per cent. 
and sacrifice all her exelusive advantages? In that year she 
had usurped Cracow, while England and France were pro- 
testing against each other about a Treaty (Utrecht) which had 
ceased for fifty years to exist. If the second—if, in the 
words of one of her consuls ‘“worse than the abuses were 
now reappearing, which had fallen into desuetude even 
before the Treaty was signed;” why give up the stringent 
clauses of the Treaty of Adrianople? If she who has pro- 
claimed that clause the chief reward of her campaign of 
1829, abandons the faculty it confers to interfere in the 
internal administration of the Porte, it must be for something 
even better still. 

Against Russia England will never strike a blow. The 
oontest of the strong mind and the weak is not determined 
by the relative power of their bodies or by their bodies at all, 
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Therefore did paramount importance attach to a measure 
which would have altered the relative bases of the power of 
Russia and Turkey. 

Every remarkable man for the last fifty years has prog- 
nosticated the extinction of the Western States and the 
triumph over them of Russia. Several of these were them- 
selves Sovereigns and Ministers, and had practical means of 
working out their thoughts. Not one of them has succeeded 
—not one of them has even approached towards the way to 
success. Bussia owes infinitely more to the energy with 
which she has been opposed by men of first-rate genius 
and highest station, than to the devotedness with which 
she has been served either by her own oflicials or by the 
traitors whom she has at all times had at her disposal in 
foreign Cabinets. It is not the difficulty of the enterprise 
that has caused these failures. I take an illustration from 
the other hemisphere : 

Fourteen years ago, the plains watered by the Parana and 
the Plata, fertile as they are vast, where herds might multiply 
like tbe sands of the sea, towards which a tide of emigration 
had set in from Europe, gave promise of an enormous 
supply of hides and tallow. Internal dissensions arose, and 
England and France commenced thereupon a series of the 
strangest freaks that have ever been seen. One of the 
leading merchants was sent over in 1847 to see what could 
be done. Hecame to me with his case. After he had 
concluded his narrative, he asked me if I could explain the 
source of the malignity of which they were the object. I 
asked him in turn what were the articles of export—to 
what amount—what the probable increase without the in- 
terference, &e.? He replied, that a million and a quarter 
sterling worth of hides, tallow, &c., were exported, and had 
they been let alone, or the matter once for all settled, they 
would be now exporting to the value of six, eight or ten 
million. I then asked him the amount and nature of 
the exports from the Baltic. He commenced to reply, when 
suddenly, he stopped, and after a pause, exclaimed, “Sir! 
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you have caused the scales to fall from my eyes.” Ile 
then informed me of a variety of circumstances wlıich 
had never struck him betore, all indicating the connection 
ot Russia with those countries, and it even appeared that 
the brig of war which had been captured by the blockading 
squadron was a present from the Czar to Rosas. Ifa 
merchant did not understand the diplomatie value of the 
disturbance of the Plata, how should statesmen ? 

Thus have Pitt, Napoleon, Talleyrand, Gustavus III, failed. 
They knew nothing of ecommerce, and could not counteract a 
system of which commerce formed the basis. The proposed 
Treaty met her on this ground. 

Let it not be supposed that any wrong was here intended 
to Russia: there was no purpose to injure the legitimate 
Baltic trade, and all that was proposed was, to allow the 
English merchant to buy on the same terms as in Russia. 
The project might have its political side: it had also its 
commercial. It opened to England a new and a vast supply 
derived from a country where our export trade is only 
hampered by our inability to obtain returns. From Syria, 
we take one and sell forty. Russia, for her raw materials, 
requires gold, and affords no market, far less a prospective 
field for our wares. With Turkey the whole transport would 
be effected in British bottoms. 

Had the British Minister been constrained, in 1838, to 
admit these high duties, he would subsequently have made 
some endeavours to reduce them. France and Austria had 
yielded unwillingly: he was sure of their backing: Russia 
assumed to be on the same line; not only she professed to 
desire unlimited freedom of trade, but she exacted it. How, 
then, is it that England could never obtain a single reduc- 
tion? The little king of Greece was not so helpless.* 


® The British consul of Janina (12th July, 1848) arguing that it 
is easy to obtain reductions by taking advantage of concessions made 
by other States, mentions “a secret understanding come to with & 
. Hellenic merchant in 1841, for an abatement of duty on a cargo of 
wool;” another reduction of the duty on wool in favour of the in- 
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The Governments of Europe have lost the tithes, so that it 
is with the greatest dificulty that they can impose direct 
taxes, and they are driven to tax trade. The Turkish 
Treasury receives the tithes: what then would be its profit 
were grain free? Ten per cent. is paid in every case on 
exportation, independently of any Customs’ duty. The in- 
terest of the Turkish Government is therefore that of pro- 
prietor not of tax-gatherer ; the tax-gatherer stops demand, 
renders unsaleable its goods and unrealisable its revenue. 

The English Minister then could have no scruples in seeking 
for a reduction which would have encountered no obstacle. 
Every province of the Ottoman Empire has become by this 
Treaty a foreign state for its neighbour, every change in the 
nature of an article subjeets it to a new duty, and every 
change effected in a foreign article subjects it to the duty of 
a native produce. The Customers roam throughout the land 
levying Black Mail upon the villages, for to no other form 
of taxation can this imposition be compared.* 

Whether Turkey could supply grain to Europe or not, 
would have remained a problem had it not been for the 
dearth of 1846. | 

The price of grain in Roumelia, on the threshing-floor, 
averages seven piastres the kilo, or one shilling and three- 
pence the English bushel. At the end of 1846, it began to 
rise, and soon attained twenty piastres; and the outpouring 
commenced. From the walls of Vienna might be traced, 
along the plain, as far as eye could reach, double lines of 
waggons, the one arriving full, the other returning empty; 
night and day, week after week, month after month, this 
stream continued to flow, and when the price no longer 
habitants from 24 piastres 24 paras to 21-10, “ which privilege was 
also shared by Hellenie merchants,” and that “the same rule was 
followed in a reduction of the duty on valonia to 40 piastres from 68 
piastres as established by our tarifl’:” and he says that he had, in 
eonsequence, claimed and obtained the same concessions for British 
merchants, 

* In a table ofthe farms belonging to the Grand Vizier, drawn up 
by Jonesco, Gumbruk is a regular entry. 
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permitted exportation, the granaries were still full. By tbe 
Black Sea alone* twenty millions of kilos were exported, 
and Turkey received between two or three millions sterling. 
Had this supply not been fortheoming, this money would 
have gone to Russia, while she might have increased the 
price, and thereby, the severity of the famine in Europe 
This exportation was not the result of a particularly favourable 
season—the high price had tided traffic over the bar of the 
Tarif. It was on this that Russia hastened to renounce the 
suggestive privileges which she had hitherto maintained. 

England has now put herselfin Russia’s shoes. It is England 
that has to exert her influence to obstruet the development 
of the territorial resources of Turkey. Every attempt to 
facilitate trade is now broken by the interposition of the 
English embassy. “ You have,” said M. Thiers, on a me- 
wmorable occasion, “adopted the interests of Russia for your 
own. You have nothing more to do.” Say rather you have 
much to do. 

I trust that the foregoing pages will justify my declaration 
in the House of Commons the 23d of February, 1848. 

“I am prepared to prove, and Istake my character upon it, 
and the house will be justified in applying any censure to me 
if I fail, that in one negotiation which has been referred to 
to-night, viz., that of the Treaty of Turkey, there have been 
changes made in the stipulations, with the view and with the 
effect of securing the interests of Russia. Sir, I am 
possesscd of documents so numerous and minute, and of 


* During the year 1847, 1224 vessel were despatched with cargoes 
from the former, and 1638 from the latter,—a great part of which 
were British bottoms. The exports of grain from Ibraila, which, in 
1837, amounted to only 220,000 quarters, and in 1840, to 325,000 
quarters, attained in 1846, 750,000 quarters, and in 1847, 1,338,138 
quarters ; to which if we add about two-thirds for Galatz, and about 
the same quantity for the Turkish ports, we have a total of nearly 
three millions of quarters exported to Constantinople and different 
ports in Europe in the course of one year.—(Report of a Cornfactor 
of Constantinople.) This statement is exclusive of Varna and 
Boumelia, 
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testimony so consecutive, that no body of men, sitting down 
with the purpose of ascertaining the facts, can arrive at any 
other conclusion, save that of intentional falsification to serve 
the interests of a Foreign Power.” 


It was in the course of the foregoing transaction that was 
brought home to me the idea of treachery in the bosom 
of the British State and Cabinet. In this volume it is used 
as the Key of all transactions. It therefore appears to me 
that this is the place where I may be justified in approaching 
it directly, explaining the position in which I have been 
placed—the motives under which I have acted, and the 
steps which I have taken. I owe this as a duty to the 
reader, and I conceive that an impartial consideration of my 
statement is a duty which he owes to me. 

In the course I have pursued I had no option. I had the 
misfortune to know what it would have been guilty to conceal. 
I was fully convinced that by discharging my duty I must 
incur obloquy; whilst by closing my lips I could have 
secured the highest objects of personal ambition. I was as 
one who by accident found himself in the midst of a con- 
spiracy, or witness to the preparation of a murder. A portion 
of the eircumstances to which I refer is before the reader. 
I may have been mistaken in my conclusions, but I acted 
upon them so as to bring to evidence their truth or my 
mistake. I laid them before my Sovereign. 

The Minister, the object of the charge, immediately changed 
his course, and adopted the very measures which he had 
repudiated. It was my misfortune to believe this change to 
be real, within two years he had frustrated every measure he 
had adopted and had reverted to the course he had abandoned, 
It was then that I publicly proclaimed to the Nation what 
I had before privately presented to its Sovereign. 

I now repaired a negleet of which I had been guilty—that 
of examining this Minister’s previous conduct, It was not 
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till the month of June, 1838, that I read his speech delivered 
on the 1st of June, 1829, and which if it had fallen into my 
hands two years before would have entirely altered the 
Foreign Policy of this country; that speech was delivered 
when there was no suspicion abroad, yet that and similar 
speeches were of so striking a nature as to create suspicion 
even in the mind of Sir Robert Peel, who went so far as to 
insinuate that Lord Palmerston was then the Representative 
of Russia in the British Parliament. I next turned to his 
conduct on other fields; for this inquiry materials were 
supplied by the documents which then began to be poured 
forth, in consequence of the sudden expansion of England’s 
diplomatie action. In every one I found the same result. 
Of these I published elaborate expositions which were 
re-echoed in the columns of the Leading Journals, No 
refutation in any case was attempted. I endeavoured by 
every means to bring the matter to adjudieation. JIappealed 
to Lord: Melbourne, as head of the Government, and as 
member of the Privy Couneil: I did so to Sir R. Peel. The 
charge was made not figuratively, or in the spirit of invective; 
but practically, with a view to foreing an inquiry. Finally, 
after long endeavours, I succeeded in bringing it into tbe 
Honse. 

These circumstances are at least evidence that my con- 
vietion was complete, and such a conviction had it regarded 
only the life or property of an individual, no conscientious 
man could despise. 

The reception which the charge met with in the House 
affects neither my conduct nor the merits of the case; that 
belongs to the character of the body. “It is impossible to 
deny,” says Mr. Macaulay, “ that impeachment, though it is a 
fine ceremony, and though it may have been useful in the 
seventeenth century, is not a proceeding from which much 
good can now be expected. Whatever confidence may be 
placed in the decision of the Peers on an appeal arising out 
of ordinary litigation, it is certain that no man has the least 
eonfidence in their impartiality, when a great public func+ 
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tionary, charged with a great state crime, is brought to their 
bar. They are all politicians. There is hardly one among 
them whose vote on an impeachment may not be confidently 
predicted before a witness has been examined: and, even 
if it were possible to rely on their justice, they would still be 
quite unfit to try such a cause.” The authority of this 
writer will not be questioned as regards his knowledge of 
his time; and according to him ihe men who for all moral 
or political purposes control, or rather constitute England, 
are without character, and when not frivolous, dishonest. 
This is his judgment, not mine ; for less than this he cannot 
imply when he denies the capacity of Parliament to entertain 
the gravest of charges and to perform the most solemn of 
duties. 

The matter, however, was not dismissed as frivolous or 
vexatious, far less were proceedings taken against the two 
members by whom it was brought forward: public morality 
had not sunk to the pitch of pretending to inquire where 
they bad resolved not to examine. The subject was simply 
dropped, and committed to the charge of the future his- 
torian. 

Towards that history, however, a valuabie contribution is 
furnished in Lord Palmerston’s five hours’ reply. It was 
oontinued during two sittings of the 28th of February and 
tbe 1st of March, and in it preeminently shine the ela- 
borate memory and consummate tact of the speaker. But 
there is not a single assertion of his accuser refuted, or even 
met. It is composed of three portions—Silence, mystification, 
and superfluity : Silence where the charge was of a nature 
intelligible to the audience, such as, for instance, the note to 
Prince Talleyrand rejecting the proposed intervention on the 
part of France and Austria for the support of Poland, on the 
betrayal to the Russian Embassy of the Turkish commu- 
nication of the draft of the Treaty of .Hunkiar Skelessi; 
Mystification in respect to matters of which his audience 
knew nothing, a specimen of which we have just seen in 
reference to the Turkish Commercial Treaty ; Superfluity, im 
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defending himself against a variety of charges not made, eight 
or nine in number. 

By a process, “ Parliamentary, but perhaps not the less 
discreditable,’”’ I was forced into speaking before him, and 
it was only after I was thus deprived of the faculty of reply, 
that he commenced his speech, in full security against any 
possibility of exposure. 

A circumstance most significant is, that the accused 
Minister sought the member by whom the charge was made, 
and was content to accept his public co-operation and 
private friendship without the forms of recantation or 
apology. This is a fact to have weight, even in times when 
law is without force and public character a marketable 
commodity. 

The member in question (Mr. Anstey) did not derive from 
me his judgment of the Minister: he to me expressed that 
judgment before he was aware of mine. In respect to matters 
which he derived from me, nothing could exceed the labour 
which he devoted to their examination, nor the close scru- 
tiny which he applied to their details. Other legal gentlemen 
assisted in preparing the case. My entire correspondence, 
without the reservation of a single letter was placed con- 
jointly in their hands, and whatever the motives which may 
now be attributed to Mr. Anstey, it is evident that his first 
object must have been to assure himself of the truth: his 
recent legal appointment by the present Government speaks 
for itself. 

I cannot dismiss this matter without bearing my testimony 
to the admirable manner in which the case was handled. As 
an effort of memory it was stated by a veteran and most in- 
fiuential politieian, to have exceeded any he had ever listened 
to inthat House. Itwasno doubt called “a failure” by those 
who if they had capacity to comprehend had not courage to 
listen ; but it will remain for aftertimes a landmark to guide 
the future historian through the mazes of their selfish dexterity 
and the quagmires of their ephemeral success. 

Hallam has elaborately slıown how the secrecy involved in 
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the Cabinet Council, renders judicial proof of malversation, 
or of treason next to an impossibility; but there is a still 
greater obstacle to moral evidence in the present admitted 
practice of carrying on public business by private letters, and 
giving, when they are given, public documentsin extract ; so 
that it is only in exceptional cases that in carrying out a 
purpose, the intention would require to be manifested, or 
that a trace of the proceeding need be left, after it has been 
effected. 

Those exceptional cases, however, are sufliciently numerous 
und important to furnish all the proof that would be required 
were it not that the self-love of colleagues and opponents, and 
indeed of all the statesmen of this country and of the other 
countries of Europe is enlisted against the charge. The 
parties among the public cannot endure a reference of events 
to causes independent of those maxims by which each would 
rule the world; and the morality of the day “eveals itself not 
in susceptibility for the honour of an accused Statesman, but 
in candour that denies the possibility of guilt. 

The charge that is considered too heinous to be possible, 
is that of being “ Russian,” but certainly it has no claim to 
originality. It has for years been ringing through Europe, 
and turn by turn applied to Emperors, Editors, Sultans, 
Chartists, Viziers, Arch-Chancellors, Ministers, Ambassadors, 
Regents, Palatines, Primates, Bishops, Kings, and Dragomans. 
On no lips has it been found more often, or with more deadly 
effect, {han on those of Lord Palmerston;; he was, in fact, 
the first to give to it its odious character: by it he upset a 
dynasty in France; expelled a Regency from Greece; de- 
stroyed, or attempted to destroy, a ministry in Turkey, 
and always using it for Russia’s ends. He has brought it 
against myself, but there is this difference between the two 
allegations, his was made in a whisper—mine openly pro- 
claimed. 

Nor do I stand alone in this. There are several mem- 
bers of the public service who have come to this conclusion, 
severally on their own grounds, If not universal it ıs a 
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very common opinion amongst European residents in the 
East. It was for a time at last entertained by Prince 
Metternich ; a document published during the troubles 
of Vienna, show that it is entertained by M. Prokesch; 
it has been unhesitatingly asserted in the German Ency- 
clopedia (Conversatzions Lexicon) and finally the present 
Government in England, constrained to admit him into the 
Cabinet, dare not confide to him the Foreign Department, 
What Minister has ever before been exposed to the like 
suspicions, and how could an English Minister be suspected 
without grounds ? 

The question is not one of condemnation but of inquiry— 
whether or not there be a prima facie case. 





Norte L 


DIFFERENCE OF THE TWO TREATIES ACCORD- 
ING TO LORD PALMERSTON, Marxcn 1, 1848. 


(See p. 392.) 


“This I will say, that the Treaty as concluded does not differ 
in any material respect from the draft af the Treaty as settled by 
the Board of Trade and by the Foreign Office, and as sent to 
Mr. Urquhart to be proposed to the Turkish Government.” 

“] can state to the house the differences between the draft 
of the Treaty sent out in consequence of communications be- 
tween Mr. Urquhart, the Board of Trade, and the Foreign 
Office, and the treaty concluded by Lord Ponsonby. The 
draft provided that British goods should pay only the import 
duty of 3 per cent. after which they might be transported to, 
andsold in, any part of the Ottoman dominions, without 
any further payments. The Treaty in addition to the 3 per 
cent. import duty, laid on a further duty of 2 per cent. upon 
the transport and sale of goods; and bad: that no other 
duty is to be paid in any part of the Ottoman dominions. 
This was one of ihe things to which in negolialion we were 
obliged to submit. Nobody can suppose, especially in arrang 
ing commercial transactions between two countries, tlıat you 
can go with a draft treaty in one hand, and a pen in the 
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other, and say to a Foreign Minister, ‘ There, Sir, sign that 
treaty, or jump out of the window.” You cannot do that, 
therefore, you must negotiate. The draft makes no provisions 
with regard to foreign goods purchased in Turkey by British 
subjects with the view of their being again sold in Turkey. 
This was an omission in the draft (!) but the Treaty pro- 
vides that foreign goods so purchased may be resold upon 
the same conditions as Turkish goods (!). The draft allows 
the Porte to levy upon goods exported a duty not exceeding 
the rate of 3 per cent. (!); and in return it allows British 
subjects to purchase all kinds of goods in the Ottoman 
dominions either for resale or exportation, subject only to the 
payment of the transport duty on such goods, and to the tolls 
demanded for the-maintenance of the roads along which 
the goods are conveyed: the Treaty limits the export duty to 
8 per cent. (!), and admits of duties being levied upon goods 
purchased by British subjects for resale in Turkey to the 
same amount as those levied upon subjects of the most favoured 
nations (!). It further stipulates with reyard to goods re- 
erzorted, and which may not have paid interior duties, that 
British subjects shall pay in lieu of such interior duties, one 
fixed duty of 9 per cent. (!). It was agreat object with us fo 
abolish these interior duties (!), which were a great obstacle 2o 
the progress of British manufactured goods in Turkey, and 
which, being made arbitrarily at the caprice of the Governors 
of the provinces, were uncertain in their amount, and 
excessively vexatious in their mode of being levied. The 
draft provides that wo duties shall be levied on goods in 
transitu : the Treaty limits the duties on goods in transitu 
to the 3 per cent. impost (!). The draft does not allude 
to the point Iam now about to state. The Treaty specifies 
in detail the various ports of the Ottoman Empire at which 
it is applicable (!), and records the consent of the Porie to 
other powers settling their commercial matters upon the 
same basis (!). Of course it was intended to bring all other 
Powers within the same regulations; and this is the memo- 
randum I have upon the draft (!). The above seems to be the 
essential points to be discussed. I think I have now stated 
enough with regard to the commercial Treaty.” 
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Norsz II. 
TURKISH COMMERCE. 


The Prussian statistician, Hubner, makes the total exports 
of Turkey, for the year 1850, 13 millions, and its imports 
10% millions sterling. 

Imports from Turkey. _Exports to Turkey, 


England 29,903,772 26,895,160 
Austria 22,058,666 22,515,333 
France 17,027,420 11,256,000 
Russia 5,434,418 7,479,454 
Belgium 293,330 1,036,533 
Netherlands 571,360 458,000 
Greece 1,312,500 333,000 
United States 1,351,854 341,599 
Hamburg 694,940 57,105 
Bremen 70,601 , 6,635 
Portugal 9,946 — 

Prussian thalers 78,728,807 70,377,849 


The exports from England have increased from 1830 to 
1850 sixfold, the declared value being in the last year 
£3,100,000. 

Since the opening of our ports for foreign grain our trade 
with Russia has diminished 50 per cent., that with Turkey 
hos increased 50 per cent.; but no grain comes from those 
provinces of Turkey where the English Treaty has taken 
effect. We imported direetly and indirectly, in 1850, from 
the Danube, above two millions of quarters, and sent to 
brail and Galatz £998,000 value of goods. 


LIMITATION OF THE SUPPLY OF GRAIN, 


BY THE ACTION OF 


BRITISH DIPLOMACY. 


REPORT 
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FOREIGN AFFAIRS COMMITTEE, 


NEWCASTLE-ON-TYNE. 
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OF THE 


NEWCASTLE COMMITTEE. 





lörn Maxon, 1855. 
ResoLven :— 

Ist. That the remedy for the wrongs from which this nation 
suffers in the restriction of the supply of grain, anl other 
diplomatic malversations, cannot be waited fur in the issue 
of speculative alterations in the constitution of the House 
of Commons, but must be promptly and efficnciousiy 
sought in the Laws enacted for the prevention and puuish- 
ment of public crime. 


2.ıd. That the important evidence of David Urquhart, Esq., 
taken in November last, as to the remedial resources which 
the legitimate institutions of this realm supply, be printed 
and published to guide the people in their present search (or 
means of safety. 





LIMITATION OF THE SUPPLY OF GRAIN BY THE 
PAST ACTION OF BRITISH DIPLOMACY. 


EVIDENCE OF DAVID URQUHART, Kksa., 


NovEuser, 1854. 


The Chairman. —You stated at the public meeting on Wednesday, that the 
supply of grain bad been cut off by the act of the lish Government, In 
what countries, and to what facts dıd you refer ? 

Ans. -I referred to Poland, to the communication through the Danube, and 
to the Ottoman empire. e 

Qu.—In what position did the trade of Poland and England stand in 1830, 
and in what position afterwards ? i 

Ans.—Before 1830 the Polish trade was free; that is to say it was not 
subject to tbe Russian tariff. By the treaty of Vienna the free —— 
of the different portions of Poland was established; and consequently the 


commerce of England with Poland was a commeıce based on lag 
a 
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independent of Russia; and the commerce of Poland was not subject to the 
restrietions of Russia, nor was the commerce of Poland part of the public 
wealth of the Russian empire. After the revolution the reverse was the case. 
Our treaty rights in Poland were extinguished ; the power of Poland to regu- 
late itself was destroyed; and it became matter of option to the Russian 
government to restricet exportation or to suffer it; itself benefiting by the 
wealth acquired, and by the taxes imposed. 


Qu. —Do you believe that Poland could have maintained her independence if 
the Englislı — had remained quiescent ? 
— do. I do not know if the Committee would wish me to illustrate 
the point, 
r. Richardson :—If you please. 

Ans.—At the period of the insurrection, and when the armies of Poland 
alone withstood the power of Russia, and maintained the contest for a con- 
siderable period balanced, the powers of Asia and of Europe, including all 
the neighbours of Russia became sorely alarıned, and in course of time pre- 
pared * an unconcerted but simultancous action in support of Poland. 
Austria, who had long been alarming to Russia by tbe dread that she—Austria 
— might seek to establish an independent Poland for her own defence, (evidence 
of weich will be found in the secret documents lately published by Prince 
Czartoryski and of which I may afterwards read a passage or two), Austria, I 
say, herself, joined in the plan of seizing au opportunity to restore Poland to a 
real indepeudence. Negociations were entered into between that State and 
Frauce, and the plan was only frustrated by the interposition of tlie British 

verument. The British government in like manner withheld Sweden and 
ray; and moreover withheld Persia, causing her armies which had alread 
arched, to return to their own territory under threat of war from England. 
So that, that spontaneous eonfederacy of nations to support Poland, still erect, 
was broken upon its several points by a secret tlıreat of war direeted against them 
by an English minister: all of wlich facts are of public record, that respecting 
Austria aud Russia having been published ; the whole statement which 1 now 
make having been made in the House of Commons on the 23rd of February, 
1848, and having been replied to most elaborately by Lord Palmerston rg 
lst of March in the same ycar,—in the course of which he does not deny one 
of these statements, but — them on this ground, that severally these 
states being weaker than Russia, by preventing tlıem from attacking her, be 
had saved them from the consequences of their after partition. That debate 
witb Lord Palmerston’s reply I have had reprinted, ei I have given several 
copies of it for the perusal ol the members of this assotiation. 

@Qu.—Do you believe that the independence of Poland might have beea 
saved without having recourse to war ? 

Ans.—Certainly. I may further add, that Russia could have designed no- 
thing against Poland unless she was perfectly secure of the Englislı govern- 
ment, 

Qu.—Supposing it was requisite, do you believe it to have been the duty of 
England to undertake a war for the maintenance of Poland ? 

Ans—1 do, Sir, but perhaps you wish me, as in the last questiun, to be- 
youd a mere affirmative. It is upon the sacrifice of Poland that depends the 

wer of Russia—not material power which she legitimately possesses, but: that 
insidious power which she holds without any legitimate claim, and which resides 
in the prostralion of law throughout Europe. It is by implicating partners in 
the guilt of the suerifice of Poland that she has got possession ofthe eabinets 
of the continent, and independeutly of te eurruption she has established’in their 
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oreasts, has laid prostrate all ideas of resistance to her from the dread of her 
power being associated with internal revolution. Poland is tberefore a mill- 
stone around the neck of Europe, which in course of time, and with proper 
manageınent, must sink it. The danger was that Poland was too far gone for 
any resuscitating effort. But when the chance was afforded to governments 
that had not shared in its spoils, of an effort of the people itself to recover its 
life—and when those governments, or at least one of those governments who 
had shared in itss oil. came to offer a surrender of its share, and urge tho 
reconstruction of the whole—the danger was over, and a facile triumph offered. 
The question of war was not therefore one tlıat would have entailed any sacri- 
fices: but I say if there were any sacrifices that could have been entailed by a 
war to restore the rights of Poland, and England did not make these, then it 
was useless for her to hare fleets and armies, and vain for her to speak of 
public law. 

Qu. —Do you believe that in submitting to this new system introduced by 
Russia m oland tlıe English government was guilty of a misdemeanour or 
a crime 

Ans.—I imagine that you refer, not to the political, but to the commercial 
part, a distinetion most essential. The violation of the independence of Poland 
was a matter not connected with the treaty of Vienna, or any other treaty in 
the world; it touched our perfeet rights, the surrender of which involved a 
great crime. But besides this there was another unobserved crime : to suffer 
te Russian government to impose on its Polish provinces, even after con- 
— and incorporating them, its own tariff, was a violation of the laws of 

ngland—was a high crime and misdemeanour, and consequently ought to have 
been punished as such. ” 


Qu.—Is the public law of Europe applicable to such eircumstances P 


Ans —Thie public law of Europe is virtually null, because we do not under- 
stand its application. I refer to that public law which gives to every State 
the power of resisting wrong. But there is another law, the written one— 
based upon treaties; and as at the treaty of Vienna all prior contracts were 
deliberately aud of purpose prepense set aside, the whole of that written law 
consists in these mere enactments., In the treaty of Vienna the most salient 
point, the constructive point on wlıich the whole rested, was the establishmeut 
= the — of Poland; this being swept away you of course have no public 

watall. 

Qu. —In what. consists the interruption of the navigation of the Danube ? 

Ans. —Phe navigation of that river has been interrupted by three causes, 
The one is the interference of Russia with the internal regulations of tlıe 
Turkish provinces of the Danube; another is the obstruction of the river 
itself; and the third is the direct interference of the Russian government hy 
enactments. The first is based upon rights supposed to be deduced from tlıe 
treaty of Adrianople, a treaty created by a war ın which England destroyed the 
naval forces of Turkey, and left ber open to the attacks of her assailant ; that 
assnilant was bound by the most solemn of compacts with England and France not 
to seek, and not to acquire any privileges, possessions, or advantages of any 
kind. The second is connected with the same cause, for the Delta at tlıe 
mouth of the Danube is held under the treaty of Adrianople. Having this 
position she has allowed the sand to accumulate. She has either allowed 
nature to do its work or she has assisted it, so as to obstruct the passage for 
vessels; being bound at the same time to England to observe the same con- 
ditions as were observed by the Turks in the possession of tlıis territory before 
she oceunicd it. For you must know that a terrilory passing from the possts- 
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sion of one government to another carries with it any obligation with which it 
was charged. The third is the Ukase of February 18306, commanding all vessels 
trading to the Danube to repair to the port of Odessa, 150 miles distant, and 
ia Russian territory, there to perforın quarantine. This manifest violation of 
the law of nations at the time roused general indignation throughout the 
country—more than any act which occurred before or since. umerous 
petitions were presented to the House of Commons on the subject, and a 
inotiorn was made by Patrick Stewart, equivalent to pledging the government 
to resist the aggression. The government obtained the wıthdrawal of this 
motion by declaring itself ready to do that which was required of them of their 
own impulse. Nothing was done, the exeitement died away ; it was forgotten. 
The Ukase remained in force; a charge was made by the Russian consulate 
upon vessels leaving Liverpool and London. For small vessels of 150 tous to 
be allowed to pass without undergoing the quarantine at Odessa as much as £S0 
was paid. The effeet of these measures has been to impose a charge amounting 
to.two dollars per ton upon vessels navigating that river—to diminish the size 
of the vessels that are — enter, and to increase immensely the charges for 
insurance, not only because of the inerensed dificulty of the navigation, but 
from the prolongation of the period of service in so unhealthy a spot. The 
effects on the corn trade can only be approxiinately estimated ; but they are 
dependent entirely on the submission of England to the illegal acts of Russia, 
direeted not against Turkey, but against England herself. t me add, that 
this ense is detailed in one of the blue books published in the year 1853, en- 
titled “Correspondence in reference to the navigation of the Danube,” the 
perusal of which I would suggest, and te examination of which should be part 
of the business of the Committee, They will there find that there was no 
attempt at resistance on the part of the Englislı government to any of the 
measures Of Russia; but on the eontrary, that the English government takes 
its ground on every act of Russia to enfurce submission on tlıe part of Turkey 
and of Austria. And it has gone to this extent. It effaced the ————— 
st the mouths of the Danube as dependent on the Ottoman dominions, and 
positively made it dependent on the English Consul-general of Odessa, thereby 
transferring the jurisdietion, as far as it could, to the Russian government. 
But in this remarkable series of letters (they are not long), I would call atten- 
tion to tbis—that all knowledge of the Ukase was suppressed, as also all the 
attenınts of the nation to obtaiu redresa, the submission of the case to the 
law officers of the erown, and their opinions upon it—in fact the whole question 
is suppressed in this correspondence P for this case took place in 1336—the 
— are but the corollaries. The correspondence opens with (he year 
1849, 
Qu. —What was the amount of the trade so interrupfed ? 


Ans. —1 have auticipated this question to a certain degree: The trade so 
restricted has increased enormously, but it otherwise might have been doubled. 
lt is this vast importation, amounting to 1,500,0U0 quarters, which has chiefly 
urged Russia on her present invasion. 


Qu.—You stated at the publie meeting, that the resources of Turkey are 
very great and undevelopel ; that the Turkish government wish to open its 
ports, but fearing Russia, applied to England for her co-operation ; and that 
the English minister frustrated the objects of the Porte, and forced it to sigu ' 
a treaty imposing prohibitory duties on its own exports. Ilave you any docu- 
ments to substantiate these assertıous ? This being a very important question 
to the people of this country, of course it is natural that we should like tn 
kuow on wlıat basis these assertiong rest. 
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Ans. —The documents connected with this transaetion are public. They are 
eontained in three blue books, under the title of “ Correspondence relative to 
the Turkish Commercial Convention;” they are questions addressed by tlıe 
English government in various un years after the conclusion of the 
treaty to merchants and consuls, in order that they might get some under- 
standing of tlıeir own treaty ; and in the course of some of those questions and 
answers, some of wliich are from the ambassador, and some from the consuls 
general, consuls, and wg he gain a knowledge of allthe facts. The 
treaty itself is published. The allegations which I made the other evening 
were ınade in the House of Commons. There they stand, and beside them may 
be placed Lord Palmerston’s replies, which were given on the same day, and 
in continuation on the Ist March, 1848. So much for the transaction itself. 
These are tbe documents to wbich I refer, but Ialso detailed the circum- 
stances connected with the history of this affair, which of course are not pub- 
lished ;—they are, I may almost say, the principal materials which I had pre- 
pared for the impeachment of that minister, if the House of Commons had not 
escaped from the dilemma by dropping the matter. But there are many of the 
documents connected with this transaction in my possession—quite enough to 
substantiate in every point ıny statement. Some few have been published, but 
all those that are in my possession, have at various times been open to the 
study of individuals coming to me for information. They are open to any one 
whom the Committee may appoint in London to examine, read, report, or even 
to make extracts from them; but as there have been one or two statements of 
these documents which have — at different times. [ may refer you to the 
pamphlet which is on your ‚ (“Mystery of the Danube ’’) as containing 
an authentic statement in so far as it goes—not as merely flying words pro- 
nounced at the public meeting, but as deliberately set down and — to 
print. That statement is in the hands ofthe Committee, and they can judge 
of its eredibility from its contents; they can then iaterpret according to their 
wisdom, the absence of a reply to these charges. And as in tlınt pamphlet, 
there is Lord Palmerston’s own reply, they have both sides of the question 
before them. 

Qu.—You have antieipated the question I was going to ask— whether any of 
these documents were available, you any part in these negotiations ? 


Ans.—Yes. The matter was one which originated with myself, and was 
adopted neither in the first instance by the Turkish government, nor in the 
second by the English, exeept after a very great amount of labour had been 
expended, and after, of course, all the fallacies had been exposed, and al! the 
objections removed, which have always to be met in urging measures great and 
new, and which at the same time, directly strike at powerful interests no less 
than powerful prejudices. I state this, to show that it was not lightly under- 
taken, to be air haar with equal facility, but a grave and serious decision. 

Quw.—In what capacity did you act, or in what position ? 

Ans. When I first formed the plan, I was employed on a secret mission by 
the ish government—a mission which gave me large roving power, so to 
say, and in accordance with it, I ought to have proceeded in my inquiries 
through Central Asia; but the interest that arose on that subjeet, and various 
others connected with our relations with Turkey, caused my delay, and finally 
postponed my journey eastward : so that the sanction of the English govern- 
ment was entirely given to the measures which I was urging on the Porte— 
though these measures were entirely my own—though adopted without the sug- 
gestion of the Cabinet—] may say in opposition to all its opinions; but for 
some reason or otlıer they round ıt necessary to support me, some by convic- 
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tion, others by necessity. Iu that pamphlet there is a letter which will justify 
what I say, and as such I willread ıt. It is addressed by Lord Ponsonby, the 
“ English Ambassador in Turkey, to Dr. Millingen, physician to the seraglio, and 
who was at the time employed by the English government as intermediary. 
This letter ;s at page 60 in the pamphlet, it is as follows : — 


“Mr Dear Sır,—By Mr. Urquhart’s desire, I forward you a letter for 
Moosheer Ahmed Pasha, and also a copy ofamemoir respecting the commercial 
system of this country, &c. 


“This memoir, I tlink, deserves to be minutely explained to the Pasha, and 
studied by him. 


“I am of opinion, that were it acted upon in its main points, it would pro- 
duce the most magnificent results to the Ottoman Empire. 


“ The latter part of the memoir states the mode of acting, {0 which I hare 
always looked as the certain and effectual means whereby to defeat Russia— 
means most — be applied by us, and which, in the application, will produce 
grent benefit to England: independent of their political action. 


“Yours’ very faithfully, 
“ Poxsowpy.” 


This was my position when the Turkish government decided to apply to England 
for her concurrence to atreaty of commerce, by which the trade of Turke 
should be emancipated, and the export of raw materials permitted, the prohı- 
bition of which had been obtained by secret means by Russia. At the very 
moment this matter was brought to a head, I was removed from Constantinople 
by a private order from Lord Palmerston to the effect that I was disturbing 
the peace of Europe. I returned to this country, but I found on my way, tlıey 
had displaced Mr. Cartwright, a distinguished funetionary, and appointed me 
to the consulate at Constantinople. That post was of course a most important 
one in commercial affairs, and it seemed a complete justifieation of my views 
with regard to trade. However, on my rejection of that oflice, I found myself 
completely destitute of any means of enforcing this matter, so long as the 
vernment of the Duke of Wellington remained in power. On 
the return of the other government to office, the Turkish Ambassador 
having in the meantime come to NEngland, and being directed to 
act as I should tell him—that being in fact his only instruction—after I had 
succeeded in getting the favourable disposition of a number of persons con- 
nected with the foreign department, and influential members of the government 
—the two under Secretaries of State, the designated envoy in Persia, two of 
the prineipal persons in the Board of Trade; these, with the King himselt 
and his rivate Secretary, being all warmly and zealously engaged in the same 
matter, I thought the time was come to present the project to the Government 
formally. The foreign minister being then Lord Palmerston, the answer which 
he gave to Nouri Effendi, the Turkish Ambassador, was, that this projeet was 
a Russian Project. It was of course to be supposed that the ambassador 
would not communicate such a fact to me. But there was a person connected 
with the embassy who was so indigmant, and so a of the truth, that he 
came to me, and informed me of what had occurred. There has been brought 
aut on another occasion, a letter of mine written within a couple of days, and 
addressed to the private Secretary of the King. If you please, I will read it. 
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[Ertract.) “To Sir HeRBERT TarLor, 


“ January 20th, 1835.” 
“] have just been dismayed to learn that Nouri Effendi has written to Obn- 
—— expressing all the discouragement and despair, that Lord Palmer, 
ston filled him with at their last interview, particularly his Lordship’s 
ohservation, that my proposal for the tariff, that has cost so much to bring to 
the pitch where it now is, wasa Russian proposal. This indeed is an act of 
suicıde, and I am most anxious to kuow your opinion on the subject. Unless 
ou have gained Lord Palmerston entirely—unless he understands the fault he 
as committed, I do not see what chance there is of my beine of any the 
slightest use, as serving the Government, and on the other hand, I am saecri- 
fieing myself and the question. 
“] have just learnt, also, tlıat the mission of Ellis is in a state of abeyance, 
and that MacNeill has come to tlıe resolution of resigning his situation, 
unless the government adopts a more worthy poliey. ” 


The sovereign of England. still possesses complete power over his servants, 
to the limit of his own knowledge. —This letter was nothing less than a charge 
of betrayal—there was no interval for the minister between averting the con- 
sequences of the discovery, or undergoing them. It so happened that this 
oharge, that the treaty of commerce was a Russian proposal, led to my bein; 
— Secretary of Embassy of Constantinople. When I was appointed, 
I then urged its resumption on the part of England—or it might have been 
before—because the fact of my appointment was immaterial, considering tke 
relations in which I stood witli the Government. I never executed any official 
duty, and therefore I may be mistaken in tlıe order of precedence in r facts 
I am now referring to ; but before or after this appointment, I was engaged in 
urging the adoption of this treaty of commerce as an Englislı measure, and so 
proposing it to Turkey—that is, to make the English Government adopt as its 
own, ropose to Turkey this very measure, which when proposed b 
Turkey to — it had rejected as a Russian proposal. After a time, Bee! 
after this circumstance—and after a still graver one, tlıe treaty was so adopted. 
To my surprise I was then told, that having been adopted by the Foreign Oflice, 
I must fight now with the Board of Trade. I had, therefore, t0 commence the 
whole thing over again. I had to draw out tables and explanations—to stand 
and wait days and weeks, for a moment of interview with one and another, and 
use many other means requisite—I had to soften, to mollify and influence Mr. 
Poulett Thomson, and not without success. However, after some two or 
three months, on myforcing my way unwillingly into his presence, he said to me 
with great vehemence, reg his hand on a copy of the Portfolio, in wlıich 
was an article of mine on the facility of controlling Russia by means of her 
trade) “thank God for every hundred-weight of tallow from Russia; ever 
such hundred-weight is an additional pledge of peace.” I have given enou H 
to show the general nature of the conversation; and on retiring, I went straight 
to the foreign oflice, and detailed it to Mr. Backhouse, So strietly do J 
remember the eircumstances, that I have the impression of his countenance now 
drawn before me. He submitted what seemed a fit sagzestion—that I should 
draw up astatement of the conversation, and of the facts, and uddress it to Lord 
Palmerston to be put in circulation. The word “ put in circulation” meaus a 
communication which passes from one cabinet minister to another. I con- 
sequently drew up upon the spot a letter—I am not sure whetlier it was to 
Mr. Backhouse or Lord Palmerston—I rather think it was to Mr. Backlouse 
himself, Itis on record, and if you conduct this ingniry, so as to give ik 
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character and worth, you can have it. In that letter the charge is as fairly 
made as words can make it. It was put in eirculation, and Mr. Poulett Thom- 
son required my dismissal or threatened his own resignation. But the result of 
accusing Mr. Poulett Tliomson of serving the — of Russia was exactly 
the same as in the case of Lord Palmerston. In three days the Board of 
‘Trade accepts the treaty. Now the treaty was to the effect, that the exports 
of Turkey should be subject to a duty to beregulated for each particular 
article by a commission of merchants, who should take as their rule ihe 
margin of difference of price between Turkey and Europe; so that tlıe 
Turkish government might have the benefit of the export duty on articles 
which were peculiarly the produce of that country—exactly as England 
puts a heavy duty on einnamon in Ceylon—while at the same time it left 
entirely free those articles which competed with the trade of the rest of the 
world. This was the elause, by the insidious change of which, this treaty 
was altered to what you now see it, an alteration which only a Russian 
hand could have effected, beeause no other man understood it. That 
elause was altered to this — that in addition to three per cent. hitherto 
received, an additional rate of nine per cent. should be levied as compensation 
for monopolies and transport duties abolished, a committee of merchants, 
appointed every five years, to establish the tariff according to this rate, 
In the course of the negociation with Mr. Poulett Thomson, he 
had offered to abandon his hostility to the treaty, and so enable it 
to pass, if I would concur in imposing ten per cent. on Turkish produce. 
The treaty, as it passed was with two per cent. more than the proposed 
duty of Mr. Poulett Thomson. But then im estimating the rate, the 
sum in money at twelve per cent. anovel process was tried. They took the 
prices at Constantinople, which are much higher than in the rest of the empire. 
They have no canals or railways there—communications are difieult, and 
transport. is carried on at great expense. Besides there are toll charges as in 
London, and there are peculiar forms which are cumbersome as well as expen- 
sive ; and therefore prorisions are 2 high in the capital—the common 
average price of grain is double that of the thrashing floors throughout the 
country. Now the English government required that the scale should be 
adopted according to the prices of Constantinople. Thus the duty upon grain 
instend of being twelve per cent. beeame in reality twenty-five per cent. But 
I am answering a question in reference to the position I occupied. I seeI 
have gone beyond it. 


Mr. Wake--With regard to these merchants: Were they merchants in 
London—merchants of this country P 


Ans.—British merchants of the country. I was saying that I was acting, in 
the second period, as Secretary of Embassy of the English Government. I had 
thus not merely a connexion with the question as having originated it, but also 
an oflieial connexion. I also had the fortune to enjoy the confidence of the 
monarchs of both countries. This gave me the means of knowing the secret 
action on both sides. I have now given the history of the transaction, as well 
as my own connexion with it, but I should leave it incomplete if I were not to 
add the reason wlıy the Turkish Government accepted this treaty, so contrary 
to the one I had proposed. 1 am able to give that reason from the mouth of 
Ihe minister hinself, On my last visit to Constantinople—on seeing the 
Grand Vizier—my first words were, “ How was it possible for you to sign that 
treaty?” His reply was, “We did not know;” and then he added, “ And 
what could we do?” Isaid, “Which was it—ignorance or bribery?” He 
answered with bitterness, “ We were told that upon that condition alone we 
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should be supported against Egypt.” With this I think I have completed the 
case. 


Mr. Richardson. —What would have been the effect upon the corn trade of 
the adoption of this treaty, as originally designed ? 


Ans.—The effect would have been to change the elements of that trade, 
The idea occurred to me first of the availability of Turkey in the course of the 
ear 1834. A famine having afflieted Southern Russia, the neighbouring 
rkish distriets, which never before had exported any grain, sent in immense 
gnantities to supply the necessities of Russia. On examining further into the 
matter, I saw that {here was no restrietion of that deseription which, in Europe, 
embarrasses agricultural enterprise, either in reference to fiscal system or 
tenure; the extent of arable land was immense. I then came to inquire what 
cause had chained and concealed these resources, and found, at last, that their 
non-employment depended upon small and minute cob-webs, in the shape of 
regulations which had to be searched for with mieroscopie eyes. In the course 
of this inquiry I was ge in possession, by the Turkish Government, of all the 
communications which had passed since the year 1798, im matters of trade, with 
Austria, England, and Russia. Now as the countries, under the sway of the 
Sultan, lie much nearer to the ports of Europe than Russia; as the rich 
eountries of Russia lie further from the ports of Europe tlıan the limits of her 
own terrritories; there is a difference of transport, both by sea and land, which 
would always give the preference, cæteris paribus, to Turkish produce, 'The 
Turkish system of taxes is more simple thau the Kussian, aud tie merchants’ 
returns are effected without those obstructions by a high tarif! which, inter- 
rupting the one trade, interferes with the other. If there be a cargo of grain 
in a Turkish port, and another in a Russian port, and the cargo in the Turkish 
= is 5 per cent. dearer tlıan in the Russian port, and the distance and 
ight are equal, still this Turkish cargo is sold in preference to the Russian, 
because in the return value for the latter, more than the difference of 5 per 
cent. is lost by the English remitter. Russia does not take or purchase goods 
to an amount equivalent to what she sends, but only ono-fifth. She probibits 
your goods, only seeking to sell the raw material. Turkey does the reverse ; 
so that the amount of her imports is always the amount of her ability to pur- 
chase. If you put together cheapness, climate, distance, and facility of return, 
you will see that the cobweb obstructions being removed, and the removal of 
course could be eflected by a word from England, the corn trade would have 
dto Turkey—passed at one swoop. But all the other raw produce of 
Russia was equally furnishable by Turkey. It is a remarkable fact that the 
prohibitions in Turkey are solely on those articles which come in competition 
with Russia, leaving free all that does not. Your question refers to grain, I 
said the supply in Turkey was equal to any demand; take the year 1847, the 
scarcity of Europe was relieved solely by Turkey ; that is, the amount supplied 
on that occasion — by Turkey, prevented famine from becoming 
perfectly frightful. The supply from Turkey amounted to as much, and one 
uarter more, than that of ** from her southern ports, Turkey supplied 
| this corn because the increase of price was equal to the 25 per cent. tax. 
The increase of price in Europe, had just the effect of abrogating the Turkish 
duty for that year. Now in the provinces of Wallachia and Moldavia, you 
have seen that they have the year before last exported one and a-half million 
quarters. Pgypt exported to England alone 700,000 grs.; the Provinces 
south of the Danube exported in 1847, 2,000,000 qrs. We may thus estimate 
Turkey, independently of Asia Minor or Syria, as able at present to furnish 
beiween 3 and 4,000,000 quarters. The productive power & — in conso- 
F R 
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queuce of the tariff does not admit of exportation from a greater distance than 
fifty miles from the ports of shipment. In Wallachia and Moldavia, it does 
not range more than ten miles from the water communication with tlıe Danube. 
By tlıe ealeulatıons of Mr. Joanesco an increase often per cent. in the price would 
suffice to double the amount of grain for exportation. Im regard therefore t6 
quantity, Turkey, under my treaty, would have been now supplying the whole 
of Europe. Now as to price; I have already referred to this point in one 
sense, namely, the lowness of price comparatively with Russia, as transferring 
the trade which Russia now enjoys to Turkey. But this supposes the main- 
tenance of prices at their present level, or at all events the non-interference with 
ordinary rates by the relative supply of Russia and Turkey. But the amount which 
Turkey can supply, and the variety of fields from which it is derived, would make 
the competition no longer between Russia and Turkey, but between the different 
parts of Turkey itself. This opens a matter, which casts into insignificauce every 
question which has been discussed for the last twenty years. It was stated by me at 
one of these recent publie meetings, and I now restate it, that on Mr. Cobden’s 
visit to Turkey in 1540, these facts were placed within his knowledge; and I 
hare the authority of Mr. Whittle, principal British merchant at Smyrna, for 
what I am about to state. He himself placed in his hands a statement of 
charges in case the trade had been free, by which it appeared that average 
wheat from Asia Minor could be landed at the port of Dublin at nineteen 
shillings and, I think, sixpence a quarter. Withsuch a remunerative price, 
and the field so extensive, it is clear that the price of grain must have greatl 
fallen, and that fluetuations in England would henceforward have depende 
only on a failure of harvests in Turkey; you had only not to frustrate 
insidiously what was already in your hand, to obtain a gigantie reservoir of corn. 
You might have had the grain of Europe permanently at—say 30 or 35 shillings 
a quarter. The effect of shutting out this trade might be supposed to be only 
leaviug things as they were. But it was not so: the condition of Europe was 
undergoing a change since 1836. There is a demand—an enormous demand, 
which did not exist then—a demand for grain grown in lands foreign to the 
people who cat it. The facilities obtained by machinery do not equally extend 
to agrieulture; consequently, we must have a constant over-reaching of our 
manufacturing population beyond our agricultural resources. Iam not entering 
into the reasons for not havıng a supply of food within ourselves, I refer to no 
measure of policy, but to the absolute necessity of having the means of sup- 
Iying the demand for food present and future, from other sources tlıan Russia. 
y stopping the export of grain from Turkey, you are plaeing this country at the 
mercy of that power which will have a monopoly of this commodity in proportion 
as you become more and more dependent on foreign supplies. Poland was the 
great supplying country of Europe ; you have given Bo nd ta Russia: next 
to that region come those, the outlet of which is by the Danube; you have 
allowed Kussia to usurp the Dannbe. Now you have given Turkey also to her. 
The process employed on each field can only be rendered familiar by the 
analogy of forgery or assassination. However, there was a portion of Turkey 
that did export grain, because your minister could not reach it, that was Egypt. 
Mehemet Ali wasa man among puppets, and could not be playcd with as — 
Sultan, or the Queen, or the people of England. He — your Treaty to 
scorn. In Wallachia and Moldavia too it was not accepted, because Austria 
would not admit of it. Austria is the only power that has ever resisted Russis. 
The control of Russia over the Lower Danube so disturbed her mternal 
wranguility that she could not endure it. Now Russia has purchascd her 
off, on this very point. By that very act, which you imagine to be a proof of 
Austriu's opposition to Russia, she receives the price of her fidelity to Russia. 
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In 1834, when as yet not a cargo of grain had reached England from the 
Danube, I dared to say—give me Wallachia and Moldavia andI will extin- 
uish Russia. In the following year the first vessel camne—the ycar after, 
fteen—the year after that, thırty-seven. Preparations were made for the 
most anbounir shipments, when down came the Russian Ukase of the 7th 
February. But after a — again exportation recommenced, aud grain went 
pouring out until in the beginning of last year there was ready for shipment 
one million and a half of quarters. The Russian troops came in and ate it. 
The grain trade was ruined in those provinces, but it went to Odessa, the 
streets of which were deserted the day before. The Russian trade had been 
swamped by the Wallachian trade—by the trade of those provinces now taken 
possession of by Austria. Every step is complete for the accomplishment of 
the work of Russia, whether in extinguishing the power of producing or in 
taking the produce as her own; depriving you of grain except through her 
sufferance, and making you pay for it the Re 
Qu.—By the Secretary —You mean that the English minister effected an 
alteration of the law so inimical to the interests of England aud Turkey, for 
the sole purpose of advancing the ends of Russia ? 
Ans. —For that sole purpose. 
Qu.-ls it your opinion that the export duties upon the produce of Turkey 
would anteriliy diminish the demandand remuneration for labour in thisconntry ? 
Ans. —Most certainly. It would diminish the demand for labour inas far as 
it diminished its remuneration, affecting the direct trade with Turkey, and the 
trade of Eugland with other parts of the world. You will observe, that the 
export of our goods depends entirely onthe rate at which we can sell them; 
and the rate at which we can sell them depends on many considerations ; but 
one is, the price of food. The effect of rendering food very dear would be, to 
stop tle exportation of manufactures altogether, and would force every 
country and every village to mauufacture for itself. The increase of the price 
of grain by means of these duties, is one thing, but without. ever being levied, 
they prevent the existence ofa mass of grain on the fields of Turkey. They 
therefore prevent the introduction of that grain into — They 
therefore prevent the exportation of the manufactures that would be called 
into ekistence to pay for this grain. These duties, in annihilating by antici- 
pation this mass of grain, raise the price of all grain more or less—it may be 
as we see—to a very great degree. It has been caleulated that last year 
£25,000,000 were sacriiiced in England alone by the inerease in the value of 
grain, ereated by the entrance of Kussia into te Danubian provinces. Conse- 
queutly, every working man throughout the laud was made to pay to the 
ep) of Russia, or by his act £4 108. It is a curious fact that at the 
present moment, you have the direct export trade to the Levant not diminished, 
and the export trade to most other countries ofthe world, in the lastfew months, 
dimiuished. At the present moment you are sufferiug in consequence of a 
restrietion of orders, connected of course with the increase in the price of grain, 
Qu.—Would it not be the interest of the landowners of this country to 
impede the introduction of grain into the —— ? 
4Aıs.—This is a very important question, butit is general. Make your 
question specific. 
Ar. Bain.—Has not our government, being composed of landed aristocracy, 
an object in conniving with Russia to prevent exports of grain from Turkey ? 
Aas.—You mean to say that the government acts for one class of the interests 
of British subjects. 
Qu. —Was the object of frustrating the Turkish treaty to serve the landed 
arıstocracy by preventing grain from coming in cheap ? 
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Ans. —No. The landed aristocracy had no more to say m the matter than 
the people or the erown, or the colleagues of the minister. There were in the 
matter but two purposes and two persons—ihe one the connexion, whatever it 
may be, of Lord Palmerston with Russia, and the other the connexion of Mr. 
Poulett Thomson with the Baltie trade. But I can give an answer conclusive 
in fact ; at the time that this treaty was frustrated, aud during the four years 
of anxious negociation in the course of which this affair was managed, corn 
was not admitted free into England, nor did any man imagine at the time the 
possibility of its being adınitted free; for the aristocracy ın this country was 
supposcd to he a powerful body, and it was not its interest that corn should 
be admitted free. 

Qu.— By the Secretary. -Is the treaty in operation at the present tiıne ? 

Ans.—\es. 

Mr. Wake. —It extends to all countries, as well as England ? 

Ans. —The most remarkable part of the transaction is this. The treaty pro- 
fesses to be a concession ınade by England of a higher duty in consequence of 
the Porte abolishing its monopolies and internal duties. That is the pretence. 

Qu.—1s it made in that form, that it appears to be a Turkish project ? 

Ans. —It appears as though it were a demand made by | for the 
benefit of Turkish trade. As if she had said, —here I will make a concession of 
my rights. If you will give up internal duties, I will give up my rights, and 
pay a large sum. So soon as the Porte consented to this treaty, it gave up all 
monopolies for all nations as well as England. Therefore there was no reason 
why any nation should go and impose on their own trade with Turkey a three- 
fold duty, when the equivalent was already granted. I do not mean to say 
there was a bond fide negociation, because it was the Turks who wanted to, and 
did abolish their monopovlies before the treaty was executed. The terms of tlıe 
treaty are false. You gave the additional 9 and 2 per cent. for nothing at all, 
because Turkey had already abolished monopolies. But how comes it that 





France—Austria—all the powers of Europe rush in erying, “ We will join t6o; 
pray do not leave us out.” No romance was ever penned or devised equal to 
this. 


Ge. —But had not the Turks themselves vower not to levy this twelve per 
cent! 

 Aans.—Allow me to go on with the story you have opened. Of course it was 
Russia’s object to get the treaty generally accepted. She has agents in every 
cabinct. She manages everything throughout the world. It is dificult for you 
to understand this; but observe * is a suicidal treaty, and every power joins 
it except Russia! You have the subjeets of every otler power going to Rus- 
sian subjects and paying a per centage to ler their goods to pass in 
their names. The story of the adhesion of France is as follows,—the 
French merchants held a meeting and protested against the adoption of it 
by France, the Ambasador sent it home; he then received orders to sign a 
treaty similar to the English. He delayed doing so, aud wrote again stating 
that the English treaty was very objectionable, and that much better terms 
could be obtained. He got a peremptory order in reply, to listen to no com- 
munications on the subject, that this was a matter settled because it was a con- 
cession made to the friendship of England. It was not Russia (hat apparently 
acted ; it was England—or rather the English minister. England and Russia 
were at that time on the most intimate terms; but England makes no endea- 
vour with Russia for her to join. By standing out she made the world believe 
that it was hostile to her. At was put forward in the Queen’s specel as gu 
unparalleled victory over Russia. It was paraded in all the journals of Ewope 
a; a most marvellous stroke of policy, u as the most fatal defeat 10 Russım 
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that had ever occurred. This treaty, in which all Europe dombines, has just this 
effect: it leaves Russia, who had not joined, free from every charge which it 
voluntarily imposes on the subjeets of every other state. Those Blue Books 
to which I have referred consist of answers given by merchants and oflicials on 
the spot—answers given to the bewildered government which asks the meaning 
of its act. I will give one of the answers. Here is the testimony of Colone 
Rose. [Mr. U. here read an extract.] Therefore the adoption of this treaty 
by tbe otlier powers is evidence that it was Russia’s wish they should do so. 
Russia is not original; she does not design things. The new plan has only 
ariscu from the necessity of the eircumstances ] have detailed. Had my mea- 
sure been adopted she would have been extinguished. She remained outside 
so long as that posture was requisite. Then she turns round without noise 
and tumult—signs a parallel treaty with Turkey, so that Europe should not 
feel the irritating effects of the privileges Russia enjoyed in consequence of its 
triumph over her. I cannot conclude the auswer to such a question as this, 
without inviting you to consider the intellectual materials of which Europe is 
com —of tlie texture of which you can judge by drawing the ra of 
8 part, 
Qu.—Has not Turkey the power to destroy this treaty ? 
Ans.—Of course she has tle power at any time to 2 so. The treaty does 
not impose on her the necessity of exacting this duty. But from the reply I 
have given you, you will sce that there is Russia—the man ; the rest is a world 
of fools. The Turkish government was under the impression that it had to 
execute tlıis treaty to che letter. These new imposts on trade are unlawful. 
The Turks have withdrawn from the farms which are so left in the hands of 
that miserable body of misereants called Christiaus—Grecks aud Arımenians—to 
whom £500,000 ycarly go under the treaty, and they know how to corrupt 
therewith the government. In May last I received a communication from 
those who are striving against this evil in Constantinople, stating that they had 
at hopes of having this twelve per cent. abrogated. They have great terror 
or the English embassy. They have no fear of the Russian. Of course tlıis 
was one of the reasons for Russia’s erossing the Pruth. 

Qu.—Would it not be an object for this Society to send an euvoy to Turkey 
in tlıe person of yourself, to suggest the abolition of this treaty ? 

Aus.—1f I were to answer that question it would be travelliug a little beyond 
the limits prescribed to inquiries of this kind; but, if you like, I will say what 
is suggested ? 

Qu.—What plan would you suggest to rid Turkey of the duty on corn ? 
Would it not be advisable to send au euvoy to Turkey for that purpose, as soun 
as we are in a position to do so ? 

Ans.—] believe that there is nothing that is not in the power of ihis Asso- 
ciation. It depends eutirely on the character and capacity of the men who 
form it. I believe that the case is so grave, and tlıe necessity so great; the 
means of influeucing men’s minds which it may become possessed uf so varied 
and powerful—the facilities of action, when once it has formed for itself that 

urpose, so universal—tlıat it may change, not merely the poliey of the Euglish 
ee but the character ofthe British nation. If you observe institutions 
wbicu have power and value, you will never be able to trace their origin, 
because such institutions have arisen out ol some necessity, have so come into 
being, and teen ceonsecrated by use. We are iu a condition, where our insti- 
tutious, such as they are, are far beyond the reach of our repairing. We are 
in a case where danger is preseted to us as a motive. It is a circumstance in 
which the nation may be rc-made, if it finds men equal to tke task. If you 
possess yourselves of the sources of that danger, you will ind in that know- 
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ledge the means of counteracting it. The dificulty in this land—I know from 
my own experiencee—is to obtain adjudieation—and no other. It has been 
well said by the first writer cf our times, that “the first object of our institu- 
tions is to obtain adjudication in each case.” TI have found—by the accident 
of knowing what is done in our times— that adjudication is not to be obtained, 
either in the institutions or dispositions of the people. Knowing of public 
crimes, I have gone to one man, and he would not heed it; and to another, and 
he could not act; one has not the power, and amother has not the inclination ; 
and so tlıe case is always dropped br want of the means of adjudicatiön. For 
the first time I am examined on these facts, and, therefore, 1 recognize the 
existence of a tribunal. You may consider this triLunal of no value, because it 
has no constituted authority. I reckon its value by that of the matters it 
undertakes to examine. No doubt a direet appeal to Turkey would be un easy 
means of attempting to abrogate a particular fact, but what is invclved in the 
whole transaction is nothing less than the erin.e of treason, which the people 
of this country do not seem to understand. That meuning is what you under- 
stand of a house where there is poison in the kitchen—of a firm where there is 
a forger at the desk—of a fortress where a traitor watches on the tower, or 
the gate. This is the nature of the crime involved in the act here 
fore you. Treason cannot exist in any state till its character is perverted. It 
is perverted by judicial blindness, it can be restored only by — sight. 
This investigation to-night is the ſirst indication of a glimmer of light; and if 
ou pursue ıt to the end it will be heard of hereafter: ıf not, it will pass away 
Tike so many other beginnings. I hope you may have emissaries to seud to 
Constantinople and other places, and to do good at home as weli as abroad. 

Qu.—Do I understand that the fact of sending an embassy to Constantinople, 
to advise the Porte to abolish the duty, would be looked at in this country in 
the light of treason ? 

Anrs.—You mean to ask whether the Guvernment would consider it asa 
breach of the law? I should say- most decidediy not. Whoever has the 
knowledge of Lord Palmerston’s guilt is gifted with impunity. There is no 
man who has charged him with guilt, who—choosiug to accept it— has not 
received place and office. As to prosecution, I have tried every means to get 
it, but in vain! The Turkish Association formed in London, took my letter to 
the Circassians and published it, appending to it tlie names of three of their 
own members, that they might bring into evidence the Government's — 
to protecute where that prosecution would be putting themselves on tri 
for treason. 

Qu.— By the Secretary. —You said at one of the meetings last week, that 
England had no commercial knowledge. In what sense did you use the term? 

Ans. —i'he merchants of this country may understand over-reaching one 
another in a matter of individual trade; but Russia understands over-reaching 
them iu a matter of general regulation. 

Mr. Wake —Slıe carries the scheme a little higher ? 

Ans.—You have individual knowledge of business ; but you have no compre 
hension either of commereial rights or of commercial poliey. Commerce is only 
one branch of many that coustitute the elements of diplomacy : therefore, com- 
merce cannot be understood or practised by itself. For anation to advance its 
ends by comimereial means, that nation must be in possession of all talents, and 
snowledge. Russia is in the possession of that knowledge and those talents, 
and she uses them against you. You cannot have better evidence of this, than 
that this treaty was accepted with joy by the merchants of Constantinople; and 
in twelve months every man who put his name to the laudatory address had 
gone through the Gazette. For my part, I never saw an English merchant 
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who knew anything of trade. When I began workiug in this matter not one 
town possessed a single treaty of commerce. I would give one instance. At 
a dinner party in Glasgow, I spoke of the intense interest with which Russia 
regarded the troubles ın Sicily. I was asked by one, wlıat Russia could have 
to do with Naples? I said ıf a politieian asked me that question, I could 
understand it, but I could not understand a merchant asking it. He said I 
dont know wlıat a merchant has to do with Russia. I said, a merchant should 
know that the quarrel between England and Naples puts 1} millions sterli 
into Russia’s pocket every year; because the merchant, knowing whence o 
and tallow come, knows tlıat the restrietion upon the oil tends to increase the 
er of, and demand for tallow. Russia, by commerce, will achieve her ends. 

he has already, without any commercial resources, made herself a commercial 
nation—because her trade is not the result of her natural resources, but of her 
capacity for management. 


Hr. Wake.—1 understand, the merchant only knows commerce by the process 
of profits that he individually gains—but tlıat, to understand it in its broader 
sense, it should be taken as of what benefit to the country ? 


Ars.—In connection with the operation of tariffs. 


Qu. — Have these facts been communicated to tlıe heads of the Anti-Corn Law 
League? Do they know that it was through England that the treaty of 12 
per ceut. was imposed on Turkey ? 


Ans.—I have laboured to the utmost of my ability to bring this subjeot 
before every one of these gentlemen. Itold you what Mr. Cobden knew of 
the grain trade in Turkey. 


The Chatrman.—Have you taken any steps to bring this matter before the 
other members of the Government, or any other administration—or before 
parliament, or the nation? 


Ans.—] have brought it before other members of this Government ; I bave 
had correspondence with the Board of Trade, especially when Mr. Gladston 
was in office. I have with Lord Aberdeen, who rejected all information on the 
subject. I wrote to Sir Robert Peel on his coming into ofice in 1841, and 

d him to send a person to nıe, for ıny door was open—that he might 
report whether there were grounds or not. This he specifically refused. I 
have applied for judgment before the Privy Council, as J have a right to do, as 
a servant of the Crown making a charge against another servant. I then 
attempted Parliament ; they would not come to a conclusion, but allowed the 
matter to drop. I have tried individually member by member. But there is 
not one man having courage to come forward and state what he knows. The 
question is one of erime; and there is not a man in England who will charge a 
crime. But I tell youas a fact, there is not a man of any station at all,or who 
considers himself to hold a station, who is not a coward ! 


Qu.— Will you affırm these statements by oatlı before a magistrate ? 


Ans.—What Ihave detailed resolves itself into two branches ;—judgment «7 
facts, and testimony fo facts. With regard to the first, my judgment rests on 
reasons. In respect to the second, whatever I have stated is of my own know- 

; I have stated it to you, as every word must be, on my honour, and l am 
also ready to confirm it with my oath. 


By the Seorelary. — What is the general inference you draw from the facta 
detailed to night’? 


4us.—Tliat this country is thoroughly rotten. 


18 LIMITATION OT THE SUPPLY OF GRAIN. 


MR. URQUHARTS EXAMINATION RESUMED. 


B —* Chairman. -On reconsidering your evidence of last Friday, have vou 
to anything ? \ 

Ans. — — three points. The first is, with reference to the question put 
to me as to the motive and purpose in preventing the free exportation of grain 
from Turkey. I have to add to what I then stated, that at the present moınent 
when the influence of m ea is supreme at Constantinople; when the politi- 
cal assistance given to Turkey is given upon conditions—namely, tlıose of in 
reforms, if it were the object of the English Government, to have corn cheap, 
it would rejuire from the Turkish Government the abrogation of the 12 or 25 

r ceut. duty, which, ] before stated, is in direct contradiction to the religious 

ws and political eonstitution of the Turkish empire. It has been often already 
remarked that that high duty was not protested or acted t br land when 

land was known to be supreme in {he councils of — ut the value oſ 
that abstinence appears to be manifoldly increased when we are suſſering from 
famine. 

Mr. Crawshay.—Does the export duty apply to Egypt? 2% 

Ans. —That question was answered in etail at your last sitting. It was 
made to apply to Egypt by the framers of the treaty, but the Pasha would not 
submit to it, and that point comes singularly to illustrate what I have now 
said, showing that the Paslıa of Egypt was able to resist its imposition. It 
was very easy for England to cause it to be removed, supvosing she had no 
hand in urging its imposition. 

The second point I wished to mention has reference to tue Danube. In 
addition to the obstructions placed by the interferencs of Russia, submitted to, 
confirmed, and enforced by England, tlıere is a totally distinet series of facts in 
the treaty negvciated with Austria, about tlıe same time as that negociated with 
Turkey. That treaty is of as — importance to the understauding of the 
subject as the Turkish treaty itself. If, therefore, it be the pleasure of the 
Sub-Committee, I will endeavour to condense that case. The Austrian treaty 
was a plan of the Austrian Government, just as the Turkish treaty was a plan 
of the Turkislı Goverument—that is, it was suggested by an ishman at 
Vienna. Sir Frederie Lamb (Lord Beauvale, brother to Lord Melbourne) 
adopted it; and through Lord Melbourne it was pressed on Lord Palmerston, 
just as the treaty of commerce was by the late king The object of that treaty 
was to combine England, Austria, and Turkey in a common act to insure the 
navigation of the Danube. It was the forging of acommon shield, and placing it 
against the interference of Russia—converting from that hour every local 
aggression into a flagrant political offenee. It was laboriousiy thrust upon the 
attention of the Foreign Oflice just as the Turkish was, it was accepted, and then 
it was betrayed in exactly the same fashion. The practical object of the treaty was 
this, that there should be a relaxation of the navigation En in England, so 
as to admit reciprocally the vessels of Austria and Turkey with Turkish or 
Austrian produce into British harbours, as if with cargves of their respective 
eountries: that is to say, that a Turkish vessel could bring-Austrian goods into 
England as if she were an Austrian vessel : and that an Austrian vessel should 
bring Turkish goods into England as if she were a Turkish vessel. It was alto- 
gether a novel and ingenious device, and, as is evident, it was happily calculated 
to hit one point, the freeing of the navigation of the Danube, giving common 
rights to tlıose three powers. The treaty was not confided to the hands of the 
gentleman who was to carry it to Milan, where the Emperor then was, but sent 
afterwards in a week’s time, and when it arrived it wasaltered. It was altered 
oy the exclusion of Turkey, and by dropping the negociation with Turkey, whien 
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was to be part of the negociation with Austria; and the pretence for droppi 
tlie negociation with Turkey was, that a direet treaty with Turkey vi a 
signed. I may further mention that the Austrian government offered to place 
the negociation of the — on its Be in the hands of the British Commis- 
sioner or agent; so that England would have stood at Constantinople as having 
to negocıate for Austria. hen the treaty arrived in this fashion at Milan in 
June, I think, of 1838, or it might be later, Prince Metternich expressed 
himself with the extremest bitterness and sarcasm, and said something to the 
effect that he supposed the English minister was anxious that Austria should 
treat with Russia. The consequence was, that Austria did treat with Russia 
for the navigation of the Danube, by which Austria admits only such merchan- 
dize as Russia permits to enter the Black Sea! This fact, or series of facts, 
you will see, has an essential connexion with those stated the other evening, as 
showing the purpose of the English government throughout, and at every step 
to sacrifice the Danube—to withdraw it from Turkey, and to withdraw it from 
Austria, and place it in the hands of Russia. I should leave the matter incom- 
plete if I did not tell you the results of this treaty. So soon as it was signeil, 
the merchants in the Danube shipped cargoes of grain. When they arrived, 
they were immediately seized en | confiscated. The first case was that of the 
“ Vallaco,” which was seized at Gloucester, for contravention of the navigation 
laws. Neither by order in council, nor by a measure in the House, did the 
Government proceed to enable their treaty to take effect. The vessel was 
released under a small fine, and no more shipmeats took place. Ten montlıs 
afterwards, Mr. Herries, a former Chancellor of the — brings the 
subject before the House in the form of a vote of censure on the Government, 
and it is only in the face of that vote of censure that the Government move. 
A biu ıs passed by the opposition to legalize the treaty. The questions put in 
the House between the signing of the treaty and the seizing of the “ Vallaco,”” 
present, — as wonderful an exhibition of human imbecility as this world 
—old and dotard as it is—lhas ever seen. The questioners were—Lord Aber- 
deen and Sir Robert Peel. It canuot be talked of in the ordinary terms of 
courtesy and civility. 

The tlird point I wish to add,and the last, isthis—I was asked whether 
the secret of the frustration of the treaty witlı Turkey was not the aristocratic 
interest in opposition to the low price of corn. I answered first, tlıat 
I knew it had no connection with that notion; and that I knew 
what the object was—a Russian objeet. Secondly, that the aristocratic power 
had no existence in this country. I illustrated this by facts. Tbirdly, 
that at the time this transaction took place, grain could not be imported free 
into England. I would now confirm these statements by two facts ; the 
one, tlıat it was the aristocratic and landed interest that forced the govern- 
ment into the relaxation of the navigation laws in reference to the Danube; 
the second, the treaty with France. I am the more pleased to refer to this 
matter in the presence of Mr. Attwood, who knows somethi ersonally 
about it. The treaty with France would have largely benef.ted the landed 
aristocracy of tlıis country botlı by an increase of the prospective value given 
to their property, and by a decrease of the cliurges on those articles which 
they chielly consume. It was frustrated by the act of the same minister. As 
the treaty witli France is most important in this inquiry, if it be agreeable to 
the Committee I will give a succinet statement of that which occurred. That 
treaty was forced upon the Foreigu Ollice like the others. It was forced upon 
the Government and frustrated in secret. It was undertaken to remove 
restricetions which pressed on the one side on the raw material and tlıe pro- 
duce of Fruuce, particularly its wines; and on the other hampered the trade. 

“2 
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of manufactured articles from England. The matter was taken up with zeal 
by Mr. Labouchere, who was at the time President of the Board of Trade. He 
cast his eye on a chief oflicer of tlie Board of Trade for its negociation—Mr. 
Porter had been intimately acquainted with the whole of these matters 
with regard to Austria, Turkey, and others which I have uot detailed to you. 
Wuen Mr. Labouchere offered him the appointment, he said there was only 
one condition on which he would accept it, and that was, that it was not to 
be considered in any way connected with the Foreign Office, and that he slıould 
not be under the necessity of speaking to, seeing, or having written commu- 
nications with Lord Palmerston. When Mr. Labouchere expressed some sur- 
prise at the — nature of the proposal, he replied that he had his 
reasons forit; and Mr. Labouchere refrained from inquiring what they were. 
Mr. Porter weut further. He recorded this opinion in the oflice and left it 
there—to the effect that he did so from motives of precaution, because he felt 
certain if Lord Palmerston had any hand in the matter he would cause it to 
fäil. Mr. Porter went to Paris. The objections on both sides were removod, 
and arrangements according to the otiginsl stipulations were in fact completed. 
The pen, so to say, was dipped in ink to sign the treaty, when a note from 
Lord Palmerston reached the hands of M. Thiers. This statement, as neary 
all those I lave made, has been made in the House of Commons. I will read 
the statement which Mr. Anstey made, Mr. Porter being then alive. [Mr. U. 
then read an extract.] You will be anxious to hear Lord Palmerston’s answer. 
Not a single syllable. It was caleulated that the effect ofthat treaty, had it 
not been frustrated, would have been to have increased the exports of England 
by ten millions sterling a year. 
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LETTER FROM MR. URQUHART TO A TURKISH PACHA. 


Pera, Nov. 24, 1850. 

I regret exceedingly that I did not see you again, and that you should have 
left without my even knowing whether you had spoken to tie Sultan upon our 
affairs. But, according to what Reschid Pacha has said to me, you have not 
done so, or, at least, the Sultan has not communicated it to him. 

Since your departure, we have made great progress. The Ushurjis are to be 
abolished ; little now remains to arrive at the essential point, the collection of the 
taxes by the municipalities. I have had the opportunity of waging fierce war 
against the tariff (the English commercial treaty), and have made use cf your 
opinion thereon ; we have arrived at a proposition that will perhaps astonish you. 
It is to unite, and place the whole under your Government. There will be first 
saving to the treasury, then saving in the charges to tlıe people; you will have 
this vast field on which to carry out your maxims, and also Pacha and 
Pacha will be got rid of. There is, however, a hitch. 

You are so great a loss here for me, that you must mitigate the regret your 
departuro has caused mc, by still giving me your help. Write energetically upon 
tbe tariff, in regard to its action upon your own Pachalic. You can call for its 
abolition upon two grounds that caunot be guinsayed. 
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1. That tho treaty gives the additional duties in lien of the monopolies and 
interior duties, which there never did exist. 

2. The promise of the Sultan, that imposts should be diminished. 

Yesterday evening, one of the merchants appointed to revise the tariff com- 
municated to me two apparently trivial circumstances. In taking the price of 
grain vpon which to calculate the tariff, the dearest spot in the empire was chosen 
—Constantinople; in taking the mensure, the smallest was chosen—the kilo of 
Constantinople! The Turks had allowed the word kilo to pass in the tariff 
without specification, which in certain provinces would have lowered the duty 
to the extent of one quarter. Afterwards it was proposed to them to specify, 
“Kilo of Constantinople.” Both propositions were made by the English Com- 
missioners. 

Believe me, we have got to triumph over England as well as over Russia, 
before we can take off the prohibitive duty; that is to say, we have to triumph 
over diplomatic power, and all that is required to vanquish it is cotton for 
Reschid Pacha's ears, You beliew that it is through fear that the Russians do 
what they like with us (the English): /sny that it is the trust of the T'urks in 
the English that enables the Russians to do with you what they like. 

Servia at this hour only pays 3 per cent. customs’ duty. The province itself 
farms the customs, but does not execute the treaty. That is what you also 
may do. 

After going over with Reschid Pacha the subjects which we discussed the night 
I passed with you, he said to me that he had fixed on the Prince of Samos to 
examine with me the treaty in detail. This morning has been consequently 80 
employed. 

— came back upon the diſicult position in which the Porte was placed. 
m length I replied as follows, requesting him to report my words to the Grand 
izier, 

The position of Reschid Pacha is difhicult, only because he will make difficulties 
for himself, The tariff, under the English commercial treaty, will assuredly 
bring the dismemberment of the Empire, How should it not bring pains upon 
the minister ? From these troubles I propose to deliver him by making the 
cause of them to disappear, and you answer me, ‘ he has troubles.” 

But, after all, nothing could be more satisfactory than the result. I am to 
occupy myself now in drawing up memoirs upon each item. Notwithstanding, 
however, these impressions of an immense success, not less unexpected because it 
has been the object of long attempts and continuous efforts, I cannot believe in its 
reality, or at least, in its renlisation. Take this, then, but as a dream, and await 
my next letter asthe awakening. Thus, my dear Pacha, I say adieu to you for 
the present, and wishing you the most brilliant success, 

I remain, &e., &e., &o. 


P.8.—Speaking of the tariff, Vogorides used these remarkable words— We 
must profit by our freedom, we are no longer in the Egyptian times.” This had 
reference to the means employed by Lord Palmerston to make the treaty be 
accepted as the condition of the assistance of England against Mehemet Ali. At 
present they think of ceasing to levy the 12 per cent. duty. They are astonished 
to learn that a treaty which allows them to lay a certain duty does not obäge 
them to do so. 

You know that two or three months ago, the Porte sent to the Princes of Mol- 
davin and Wallachia the order to impose the 12 per oent. duty upon exports, 
which, up to the nt, they have resisted. Well, I asked Vogorides, whether 
it was not the English ambassador who had demanded tbis new vietim. He 
became much embarrassed, and benting about the bush, said that it wasthe Dutch 
minister! When I laughed, he replied—* I assure you that Sir Stratford Canning 
finds this a very impolitic measure, and that he would approve of the Wallachians 
if they refused to submit.’ T replied—“ It is not of Sir 8. Canning that 1 spoke, 
but of the ambassador of England.” He remained silent. Austria, in the interest 
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of the neighbouring provinoes, has hitherto resisted all the atten., .. u. England, 
and kept her treaty of 8 per cent. I knew, however, that she had lately yielded, 
end proposed to make the concessions by means of “a srparute treaty with Ihe pro- 
vinces." 

I asked him for information upon this matter: he listened with ill-humour and 
ehame, and declared that the Porte would not accept the project. I must add that 
this plan dates from some months back, and I have just written a few lines to the 
Grand Vizier, to say that the first step is to witlidraw the order, 

Otherwise, the news from Wallachia cannot be more satisfactory. The Porte 
has replied to the note of Titoff against Achmet Effendi by a letter approving of 
his conduct. It was drawn up by Ali Pacha. Tonad Effendi was then heard, 
who proposed n P.S. “ Notwithstanding you are requested to conform, &e.” 

I have presented a possible case to Reschid Pacha, one in which you might agree 
to a proposal for withdrawing the troops simultaneously, though made (by Russia) 
only to get rid of Achmet Eifendi, taking the opportunity to procure & political 
organization before withdrawing the Turkish army. This is a great and essential 
matter. I have the satisfaction to tell you that it is possible that he may appreciste 
and appropriate the proposition. 


EXTRACT FROM MR. URQUHARTS JOURNAL IN 
“ THE LEBANON.” 


The following extract is the conclusion of Mr. Urquhart’s journal in “ The 


Lebanon” :— 
Beyruth, May 2nd. 

Ihad been asked, last night, if I would attend a meeting of the chief merchants 
of tbe different tribes, to report to them what I had been saying to several by 
themselves, respecting their trade. Iconsented todo so. To-day, I was sent for 
about 3p.m. I was conducted up a great many flights of stairs, to a sort of 
barn, wliich had been fitted all round with rich sofas for the ocension, and a 
goodly array of nargill6s and pipes. Soldiers were posted at the door to give, I 
suppose, formality to the asseınbly. I found a large party assembled round the 
room, the Mussulmans occupying the upper part, the Rayahs the sides, They 
wished me to plunge at once in medias res, and I had some difhieulty in making 
them apprehend that I had nothing to say ; that they had invited me, and I had 
come, and unless they had some question to put to me, I must go away again; I 
wasthen asked if I thought it possible that the Porte would relax the heavy duties, 
and if so, what steps they could take to promote that object ?_ Before, however, 
we got into the subject, a preliminary question was raised : they said they had 
long suffered from this new tax, but had never remonstratel against it, conceiving 
that, being settled with foreign powers, their Government had no power to t 
them relief. This I soon disposed of by eiting tlıe instances in which the Borte 
had already relaxed these duties, viz,, at Aleppo for manufactured silks, reduced 
to 7 per cent.; at Constantinople for carpets, on which the duty is wholly 
remitted ; in Roumelia, on Valonea, where it has been reduced 25 per cent. Also, 
that the treaty gave to Turkey the faculty of exacting 12 per cent. on foreign 
trade, instead of 3; but Turkey was not on that account forced to take this 
larger sum, and finally, that the 12 per cent. of the treaty was for goods 
exported to Europe, whilst that sum had been imposed on all their internal 
traffic. These reasons were admitted as conclusive, and they signalized several 
monstrosities such as this. Foreign sugar imported at Beyrutli pays three per 
cent.; passing into the interior it pays two per cent. more. The people have the 
habit of erushing it, and ramming it into bottles. Oh, says the customer, it has 
its nature; it is now a native manufacture, and must pay twelve per 
cent. So cloth, by being made into olothes , changes its rature, and becomes 
native manufacture. The wenrer is stopped at the gate and charged twelve per 


APPENDIX, 23 


cent. for what he wears on his back ; so leather, when made into shoes, iron when 
made into nails, &e. 

The following are the bends of my answers to their questions -—You may apply 
to the Porte for this change, on two grounds. 1st. The general interests of the 
eountry. Zndly. The peculiar rights of Syria. You can make out in regard to 
the first the most triumphant case ever submitted t, a Government; then put 
that aside, and supposing the treaty to be as ben.ficial as it is injurious, you can 
make out for Syria an irrefragnble case for exemption from its operations. 

In regard to the first point I showed, first, That to exaet more than five per 
cent. was contrary to the fundamental and religious laws of the empire. 
2nd, That it was an imitation of those fisenl regulations of Europe which were 
the origin of its present convulsions—but that it was a mistaken imitation—in 
Europe we tax importation, but leave exportation free. That the treaty destroys, 
by the distinetion, at once the anle of raw produce, and the mannfacture of native 

s. 3rd, That the Turkish Government draws its revınue from the land, of 
which this treaty destroys the value. That the Government, receiving its taxes 
in kind, prohibited the sale, by this fax on its own property. 1 illustrated these 
positions by what had occurred in Roumelia, in 1846. The price of grain was 
there about 45 piastres the kilo. The duty carries it above 50, which brings 
it just over the price, with charges, at Odessa. In that year the prices rose to 50 
and 100, sothat the 12 per cent. was virtually overpassed. Immediately the gmin 
poured on all the ports. From the walls of Varna might be seen double strings 
of waggons along the plain to the very horizon, night and day, week after weck, 
month after month, uninterrupted ; the one coming full, the other departing 
empty. In ten months about 2,000 vessels were laden, 20,000,000 of kilos 
exported, and above £10,000,000 introduced into the country. 

It was at once admitted by all, that, with the tranquillity at present enjoyed, 
and especially under the operation of the new firman, granting its full possession 
to the occupiers of land, and redueing the charges—if it were not for the 12 per 
cent. —thousands of vessols would be lading with grain on its coasts, and that the 
trade with oil, sesame, and all other products, would greatly increase—Beyruth, in 
ten years, they said, would rival Marseilles. 

A difficulty then arose as to whether the Porte would sacrifice, for the moment, 
its revenue. I was able to answer that one of the first persons in the country was 
ready to take the custoıns at the actual rate, if the Government would grant them 
for five years, and reduce the rates to 5 per cent. 

2. Inow come to the second point, the right of Syria to exclusion from tho 
operation of the treaty, be it good or bad. This I placed on two grounds. The 
first, that the treaty stipulated the additional nine per cent. as an equivalent for 
monopolies and internal duties. It was, in fact, a bargain—something was 
exchanged for something else, and the one thing was not given withont the 
equivalent—here there was no equivalent. In Syriathere were no internal duties, 
and no monopolies, and consequently there was no claim for the additional nine 

r cent. The English merchants had already urged this right, and even the 

nglish Government, which had imposed the treaty, did not pretend that the claim 
was groundless ; it merely answered— monopolies may be imposed some day.” 
The second, and eonclusive ground is, that when Syria was restored to the Porte, 
the Sultan engnged himself to reduce the taxes one-third ; and consequently the 
Miri and the Firdeh had been so reduced. The twelre per cent. ought equally to 
have been reduced, had it existed, but it was not then in operation. The customs 
duties were not reduced, only because they were so trivial. That on silk amounting 
but to 20 paras the oke (or less than one farthing the pound), immediately after- 
wards the new duties were introduced, laying on silk, instead of 20 paras, 14 piastres 
and 16 paras, or increasing the duty 60-fold. Tobacco, in like manner, was charged 
650, 100, and even up to 1,000 per cent. The firman of the Sultan was, therefore, 
an absolute bar to the introduction of the tariff for Syria, and gave to that province 
a special right to appeal against a right which no other province could claim ; so 
tbat the Porte, in granting to them this concession, was not bound to grant it to 
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the rest of the empire—though it was clear that the ud favour would be granted 
to the whele, if they succeeded in making the Porte understaud the evil inflicted 
on the people and on the treasury : these two points, and especially the last, was 
a new light to them: theynow to expressions of sanguine confdence. Before 
the evil was felt, the idea of strÜggling against it did not exist, conceiving it to be 
irremediable. It now seemed tg appear to them that the thing was dene, and I 
had to apprehend their — as much as before I did their despondency. I 
had, therefore, to tell them that nbt a singleindividual connected with the Turkish 
Government had the remotest idea on the subject: they had got the idea that 
they had overreached England by getting twelve instend öf three per cent., and, 
in a word, that it had cost me four months’ we with Emin Effendi, before 
getting him to see the matter in this light, as he #äd himself told one of them the 
night before. They now asked whnt measures they ought to take. I explained 
to them that it was an evil imported from Europe, and they must adopt the means 
which we had invented to combat tho like—that they, being the heads of the 
various communities, should now appoint a committee of three to draw up their 
petition; then have another meeting like the present to consider it; then call a 
meeting of the whole community under the Pines or elsewhere; then send round 
the petition in separate sheets for signature; then despatch envoys to Damascus, 
Aleppo, and the principal towns, to do the same ; and, finally, send up a deputation 
to Gonstantinople, the bearers of the united appeal of the whole of Syria. The 
plan was adopted by acclamation, and I withdrew amid benedictions. 

It being known that I was to sail by the French steamer in two days, eome of 
them came afterwards to represent that they could not venture ou beginning 
unless I promised to stay for the following packet ; and, considering that I might 
labvur for ten years in England without being able to effect the tenth part of the 
benefit for the trade of England that thischange would bring, Teonsented to remain 
the ten days required ; the more so that the measures taking in the Lebanon were 
actually paralysed by the knowledge of my departure, and might be ultimately 
frustrated if not brought into shape before I left. 

During this conversation, there was an incidental but interesting allusion to the 
Megelis :—Une of them quoted these bodies as an instance of the disposition of the 
Porte to do —— beneficial for the people. I accepted the instance as regards 
intention, but rejected it as regards effect. These bodies, in evincing the good in- 
tentions, showed the incapacity of the Porte; for mixing them up in the adminis- 
tration of the country, they were a cloak to abuse, not a check upon it. The 
opinion was re-echoed by all; nor did two members of the body who were present 
dissent. I told them that a meeting such as this was worth a thousand Megelis, 
independently of the object for which they were assembled, and that they were now 
taking the first step towards affording to the Porte what it sought and required 
for the Government of the country, and that was the help of the people. 

On arriving inthe country I perceived tlıree prevailing evils—the farming of 
the public lands, the “System of the Lebanon,” and the prohibitory duties. 
These evils were themselves consequences of the mutual misjudgment and distrust 
of people and Government. I now close these remarks, after having to announce 
a measure of the Porte which puts an end to the first, and a movement commepced 
among the people with the probable consequence of removing the other two. 
Henceforth I trust that foreign intrigue, if not banished from the land, will-be 
mitigated. Ifeel the irresistible satisfaction that attends the successful issue of 
a course adopted with care, pursued undeviatingly and through difficulties, and 
finally crowned with success ; for whether or not the last two points will be 
obtained at once, at least this is obtained—that the people of this country entertain 
altered sentiments towards a sovereign who has shown himself not slow to respond 
to kindness ; and last, though not least, it is something to labour for a people who 
do not reply by contempt and calumny. 

(The Russian consul was absent: two days after he returned. The place 
was locked up, and the Pacha, who had hitherto been acting with Mr. Troukart, 
turned round, and pursucd with vengeance all those concerued.) 


vYy TER TER 








TITRSICETITEICH TIER ITH TEN“ 
{ ER 2 2 2 vv aAAA Da ü 3797 vo 

ea 

j zum Verſtändni 

der > 








* und 


der Stellung der zu Darmſtadt verbündeten 





f Zollvereinsregierungen 

F 

* auf den 

Berliner Conferenzen, 
| i mit Rückſicht 

4 auf die amtlichen „Beiträge zur Deurtheilung der 
S Bollvereinsfrage.“ 

| 

| 

ß Gießen, 1852. 

Verlag von Ernft Heinemann. 

ER (heyer's Univerfitäts-Buchhandlung.) 

IN 





Zum Verſtändniß 
Bollvereins-Arifis 


der Stellung der zu Darmftadt verbündeten 
Zollvereinsregierungen 


auf den 
Berliner Eonferenzen, S 
mit Rüdficht 


anf die amtlichen „Beiträge zur Benrtheilung der 
Bollvereinsfrage.“ 


Gießen, 1852. 


Verlag von Ernft Heinemann. 
(Heper’s Univerſ täts=Buchhandlung.) 


"Un 
13 


Digitized by Google 


— —— ' 


Vorwort. 


Die unter dem Titel : „Beiträge zur Beurtheilung 
der Zollvereinsfrage” (Berlin, im Verlage der Deder’fchen 
Geheimen Dberhofbuchoruderei) erfchienene Sammlung 
amtlicher Actenſtücke verdankt ihre Entftehung unverkennbar 
dem Wunfhe der Königl. Preuß, Regierung, daß Das 
vorgelegte vollftändige Material zur öffentlichen Beſprechung 
und Beurtheilung der Urfachen des beflagenswerthen Aus— 
gangs der Berliner Conferenzen veranlaffe und in ben 
Stand ſetze. Natürlich kann die Meinung bei DVeröffent- 
lichung jener Beiträge nur die geweſen fein, nicht zu einer 
einfeitigen, im Dienfte der preußifchen Politif gehaltenen, 
fondern zu einer ſolchen Erörterung anzuregen, welche, ohne 
die einer deutfchen Regierung gegenüber zu beobachtenven 
Rüdfichten irgendwie zu verlegen, mit vollem Freimuth 
die vorliegenden Thatfachen beurtheilt. 


Dies war das Streben des Verfaſſers diefer Blätter, 
der, fowenig er auch auf den Beifall der Neuen Preußi- 
fchen Zeitung, des Preußifchen Wochenblattes und ver 
Drgane der Gothaer Partei aller deutſchen Staaten zählt, 
die Beruhigung hat, daß er dem Publifum nur den Aus 
druck feiner innigften Ueberzeugung vorlegt. 


Am 10. November 1852. 
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I. 
Zur Orientirung. 


Die Geſchichte, welche unaufhaltfam in ihrem Gange und 
eonfequent über die Nationen hinwegfchreitet, hat die unrubigen 
Träume der legten Nevolutionsjahre nach allen Richtungen vers 
neint; ihr Athem, während er bie focialiftifhen Bewegungen, 
die ſich wie giftige Nebel über die europäifche Givilifation berab- 
zufenfen drohten, nad der einen Richtung weghauchte, verwehte 
nach einer andern Seite hin die Trümmer ber Franffurter und 
Erfurter Luftſchlöſſer. 

Wer von einer gewiffen Epoche aus die Entwidelung der 
öffentlichen Zuftände Dentſchlands durch die Jahrhunderte, die 
allmälige Geftaltung der Landeshoheit Schritt für Schritt, die 
langfame Auflöfung des Neichsverbandes, welche, längft zur ge- 
fchichtlihen Nothwendigfeit geworden, unter den Stürmen beim 
Wechſel der letzten Jahrhunderte nur zum formellen Abſchluß 
fam, das Hervortreten der Souveränetät der Neihsftände Hand 
in Hand mit den ihre Lebensfähigfeit bedingenden Mediatifirungen, 
die ausgeprägte völferrechtlihe Tendenz der Bunbdesinftitutionen 
mit ihrer ängftlihen Scheu vor jedem fie über die Grenze ber 
Eouveränetät hinwegführenden Schritte — wer alle diefe ſcharf 
ineinander greifenden Entwidlungsftufen verfolgt, der kann darüber 
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nicht zweifelhaft fein, daß die Männer, welche am 3. April 1849 
zu Berlin die fönigliche Antwort erhielten, fo wenig, ale die 
Schwindfer, weldhe „am erften Tage der deutichen Republif” aus 
Baden „Freiheit, Wohlftand und Bildung für Alle‘ proclamirten, 
einen Einblif in die Gefchichte hatten und ihre Zeit verftanden. 

Wer will es beftreiten, daß die Nationen dem Gefege ihrer 
Prädeftination folgen? Hervorragende Geifter fünnen bisweilen 
momentan umgeftaltend, hemmend, überftürgend oder zerftörend 
in die Volksſchickſale eingreifen, bis die Geſchichte, nachdem fie 
gleihfam einen Augenblick vor der ihre Zeit beberrichenden feltnen 
Erjcheinung bewundernd ftillgeftanden, alsbald wieder in ihre 
gewohnte, von dem höheren Gefege der Vorſehung gezogene 
Bahn zurüdfehrt und alle Hemmniffe überflutbet. Wenn aber 
Geiſter von fo untergeordneter Bedeutung, wie diejenigen, welde 
in der jüngften Revolutionskriſis in die Scidjale des deutichen 
Bolfes einzugreifen fih vermaßen, in fnabenhaftem Dünfel „Ge- 
fhichte zu machen“, Kaifer zu proflamiren, das öffentliche Leben 
einer Nation auf eine neue Drbnung zu gründen fi berufen 
erflärten, wenn ſolche unfegitimirte und unberufene Führer ihres 
Bolfes und ihrer Zeit vorübergehend die Geſchichte verwirren; 
dann fcheint es, als ob diefe, erzürnt über ein folches Vermeſſen, 
nicht ohne eine Züchtigung über diefe Fläglihen Berfuche hinweg 
ihren gewaltigen Gang befchleunigen wolle. 

Did zum Jahre 1848 war die Partei der conftitutionellen 
Doctrinäre das bewegende Element der Revolution. Als die 
Krifis die bis dahin innigft verbundenen ultra « demokratiſchen 
Tendenzen ausgeſchieden und diefen ihren Weg nad) der focialen 
Republik angewiefen hatte, verfolgte jene die Jugendträume der 
Burſchenſchaft von einer republifanifchen Verfaſſung mit gefrön- 
tem Präfidenten. Die Confolidirung des deutfchen Staatenſyſtems 
zu einem Bundesftaate, alfo Umfehr auf dem Wege, auf dem 
Deutfchlande Gefchichte bisher confequent fortgefchritten, war das 
aunächft zu erreichende Ziel, bei deſſen Berfolgung man ebenjo 
beftige Begierde zeigte, ald man Kenntniß und Berftändniß der 
Geſchichte, einen gefunden Blick in die Berhältniffe und über- 
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haupt jeden praftifgen Sinn verleugnete. Die Züchtigung Tief 
nicht auf fih warten; denn aus den Nebeln, in welchen 
der Kaifer des Herrn von Gagern und der Bundesftaat bes 
Herrn von Radowig verfhwammen, trat bie Zerriffenheit bes 
deutfchen Staatenverbandes hervor, um den furzfichtigen Staate- 
fünftlern und Geſchichtemachern von Franffurt und Erfurt ein 
Spiegelbild deſſen vorzuhalten, was die Folge fein werde, wenn 
man dem Gange der natürlihen Entwidelung in den Zuftänden 
einer Nation vermeſſen in den Weg tritt, wenn man den Par- 
tifularismus, den die manchfaltigſten Verhältniſſe im Hingang 
der Jahrhunderte gepflegt und mit dem Schidfale des deutfchen 
Bolfes innigft verwebt haben, mit ein paar Lieblingsphrafen der 
Redner der Paulsfirhe aus Deutichland proferibiven zu fönnen 
wähnt. 

Wie das ganze deutfche Staatenfpftem einen Augenblick aus⸗ 
einander fallen zu wollen fchien, fo follte auch bag zweite Band, 
welches deutsche Völker umfchlingt und auf dem materielfen Ge- 
biete die practifche Seite der auf dem politifchen unerreichbaren 
Einheitsidee zu realifiven beſtimmt ift, ber Zollverein und bie 
ganze Zufunft des Art, 19 der deutfchen Bundesarte, durch die 
verfehrten und naturwidrigen Einigungsbeftrebungen in Frage 
geftellt werben. Aber wie ed Defterreich vorbehalten war, in 
der politiihen Zerfplitterung im entfcheidenden Momente bie 
Formel zu finden, die das Chaos wieder geftaltete, das Zerriffene 
in der Gontinuität des Bundes, alles Sträubend einzelner Be— 
ſtandtheile ungeachtet, wieder zufammenfügte nub fo ben Strom 
ber Entwidelung in feine natärlihe Bahn zurücklenkte; jo haben 
auch die jüngften bandelspolitifchen Ereigniffe den Beruf Defter- 
reiche, das Einheitsband der materiellen Intereſſen Deutſchlands 
in die Hand zu nehmen, far an den Tag gelegt. Der Ruf zur 
Rückkehr zum Bundesiage war bie erfte veitende That Defter- 
reichs; die zweite war der Schritt vom Prohibitiv- zum Schutz⸗ 
zollſyſtem, die Berfündigung des Zolltarifs in bemfelben Augen- 
blide, in welchem Preußen feinen Antheil am Zollvereine gefün- 
digt hatte. 
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Wie Defterreich in der allgemeinen Verwirrung zuerft wieder 
das Berftändniß der Zeit gefunden und die Winfe der Gefchichte, 
mit ihr auf die naturgemäße Bahn der Entwidelung einzulenken, 
verftanden hatte, fo trieb ein beffagenswerthes Verhängniß Deutfch- 
lands zweite Großmadht auf dem entgegengefegten Wege voran 
— natürlih von einer diplomatischen Niederlage zur andern, 
weil feine Politif einen Erfolg boffen kann, welche von einem 
feine Zeit und feine Aufgabe mißverftehenden Prinzip getragen 
if. Preußen hatte fi) den Beftrebungen der doctrinären Partei 
angefchloffen, die ihrer Seits in Preußen die Zufunft ihres Pfeudo- 
Gonftitutionalismug zu finden wähnt. Preußen, durd den Einfluß 
diefer Partei in die Unionspolitif verwidelt, wähnt durch Defter- 
reihs Syſtem fein Ziel entrüdt und feine Plane vereitelt; daber 
diefe durch die ganze traurige Enwickelungsgeſchichte der Zoll- 
vereinsfrage hindurchleuchtende gereizte Stimmung Preußens gegen 
die verbrüderte Großmacht — eine von Defterreich unverfchuldete 
Berfiimmung, die, wenn man die feit dem Septembervertrag bie 
bis auf die jüngften Tage in der Zollvereinsangelegenheit zur 
Deffentlichfeit gelangten preußifchen Aktenſtücke prüft, das aus 
benfelben überall entgegentretende Seltfame, Rätbfelhafte, Wider- 
fprechende allein aufzuflären vermag. 

Indem wir ung in den nachſtehenden Blättern zur Beleuchtung 
eines diplomatischen Verkehrs anſchicken, an welchem ſich in einer 
für die Zufunft unferes Vaterlandes fo folgenreichen Angelegenheit 
mit wenigen Ausnahmen faft alle deutfche Staaten betbeiligt 
haben, halten wir eine Vorbemerfung für unerläßlih. So wenig 
Bedeutung wir felbft auch der Richtigfeit und Schärfe unferes 
Urtheils beizulegen geneigt find, fo geftattet ung doch die Aufgabe, 
die wir ung — fei es mit oder ohne Beruf — einmal gefegt 
haben, feineswegs, uns auf einem rein objectiven , referirenden 
Standpunfte zu bewegen. Die Kritif, in wie vorfichtigen und 
fhonenden Formen fie auch geübt werde, verlegt oft wider 
Willen, befondere dba, wo die Sache ſelbſt ſchon eine gereizte 
Stimmung erzeugt hat. Preußen ift in die Reihe der conftitutio- 
nellen Staaten eingetreten, In einem conflitutionellen Staate 
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aber ift die Negierungspolitif in ihrer Nichtung nad Innen ivie 
nad Außen ein Strom, der fein Bett nicht von einem einzelnen 
Willen angewiefen befömmt , der ſich vielmehr dahin gießt unter 
Einflüffen, die fih auf beftimmte Perfönlichfeiten nicht zurüdführen 
faffen. Es ift darum eine Gonfequenz, welche jede conftitutionelle 
Regierung dahin nehmen muß, dag ihre Politif Gegenftand einer 
freimüthigen Kritif wird, ohne daß irgend eine Perfönlichkeit, 
ſo nahe fie auch der Leitung der öffentlichen Angelegenheiten diefes 
Staates ftehen mag, biefe rein fächliche Kritik auf ſich zu beziehen 
befugt wäre. Auch Fann in allen Fällen eine Regierung mehr 
nicht verlangen, als daß man die Rauterfeit und Aufrichtigfeit 
ihrer Politif von ihrem Standpunfte aus anerfenne. Und 
dies thun wir ohne Rüchhalt. Wo fich aber das Urtheil einer 
öffentlichen Stimme der Differenzen verfchiebener Staaten unter 
einander bemächtigt, da tritt es auf einen höheren Standpunft, 
von dem aus ed unmöglich das Beftreben von ber einen Seite 
billigen fann, ohne zugleih das Widerftreben auf der anderen 
Seite zu mißbilligen. 

Die Reflamationen, zu welchen fih in der jüngften Zeit 
öffentlihen Blättern zufolge eine fönigl. preuß. Geſandtſchaft in 
Beziehung auf eine zu Mainz erfchienene, die Zollvereinsange- 
legenbeit fehr zurüchaltend befprechende Drudichrift veranlaßt 
gefeben hat, nöthigt ung die ausprüdliche Verwahrung ab, daß 
wir die Actenftüde der preußifchen Regierung und die aus ben» 
felben erkennbare Politif, wo wir fie auch im Berlaufe diefer 
Blätter zum Gegenftande einer wiffenfhaftlich begründeten Kritif 
machen, nirgends mit einer Perfönlichfeit identifiziren, daß jede 
Mißbilligung, jeder Vorwurf einer Inconfequenz, einer Unbillig: 
feit, eines Widerfpruchs, nur die Sache treffen ſoll und fann, 
jede fubjective Beziehung aber, die daran gefnüpft werben wollte, 
unferer erflärten Intention wiberfpricht. 

ge mehr und aufrichtiger wir felbft wünfchen, daß die preu— 
Fische Monarchie die ihr im deutfhen Stantenbunde gebührende 
Stellung, ihre mit den Geſchicken des Gefammtvaterlandes fo 
innig verfettete Integritaͤt und ihr politifches Anfehen behaupte, 
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befto tiefer beflagen wir ben Einfluß, den in dem preußifchen 
Staatsleben jene ehrgeizige und berrfchfüchtige Partei erringen 
fonnte, welche nach und nach bie Autorität der Regierungen durch 
ihr offen befanntes Princip der foftematifhen Oppofition auf ein 
Minimum vebuzirt, die Öffentlichen Zuftände unferes Baterlandes 
big zum Jahre 1848 in vollftändige Berwirrung und bis an den 
Rand des politifchen und forinlen Chaos gebracht hatte, und 
welche feit der allgemeinen Revolutionskrifisg der Jahre 1848 und 
1849 das alte Spiel neu anheben zu können glaubt; defto tiefer 
beffagen wir es, daß jeder Schritt der preußischen Regierung 
in der Zollvereindangelegenheit von dem ermuthigenden Zurufe 
und dem Beifall diefer Partei begleitet war, daß in diefer Ange- 
legenheit, wie in fo vielen andern, mehr als eine Erfcheinung die 
Beforgnig nährt, die preußifche Politif gehe mit der Partei ber 
Gothaer noch zu fehr Hand in Hand, um von ſich rühmen zu 
fönnen, daß fie mit ber Revolution gebrochen habe. 

Es ift bemerfenswertb, daß biefelbe Partei der altliberafen 
Doctrinäre, welche in der jegigen handelspolitiſchen Krifis in 
allen ihren Organen die preußifche Regierung zu denjenigen Schrit- 
ten, die den Berliner Conferenzen die gehofften Erfolge entzogen, 
drängte und nicht abließ, ihren Unfeneuf: „Abbrechen, abbrechen!“ 
ertönen zu laffen, in früherer Zeit, obwohl gegen jede Bundes: 
einrichtung aus Princip feindlich geftimmt, doch anderer Anficht 
war und mit der allgemeinen Weberzeugung, daß die Zufunft 
bes Art. 19 der deutfchen Bundesacte vermöge einer gefchicht- 
lichen Nothwendigfeit ſich erfüllen müſſe, vollfommen überein: 
ftimmte. Darum unterließ fie e8 jedoch nicht, diefen Gegenftand 
in ihrer eigenthümlichen Weiſe zu Angriffen gegen den Bundestag 
und gegen bie beutfchen Regierungen zu benugen. Sie warf der 
Bundesverfammlung vor, daß fie nur für dynaftifche Intereſſen, 
für abfolutiftiihe Beftrebungen,, zur Pähmung eines freiheitlichen 
Auffhwungs des Nationalgeiftes ihre Thätigfeit entwidele, daß 
fie aber alle, auch durch die Bundesacte ihr befonders anem- 
pfohlenen Sorgen für des Volkes wahres Wohl, für Erftarfung 
der productiven Kräfte, Hebung bes Handels und der Inbuftrie, 
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Vermehrung des Reichthums ber Nation durchaus vernachläffige, 
und daß durch diefe Schuld der Bundesverfammlung der Art. 19 
der Bundesacte verfchollen fei., Der Bundesverfammlung machte 
man alfo in Anfehung der bandelspolitifchen Zuftände ihre 
Unthätigfeit zum Berbreden. Der Thätigfeit der Regie— 
rungen aber, welche feit 1818 außerhalb der Bundesverfammlung 
durch Separatverhandlungen und Bildung von Vereinen das alls 
gemeine Zoll: und Handelsfyften, das man wegen fo vieler ent- 
‚ gegenftehenden Schwierigfeiten nur durch eine fucceffive Gonfoli- 
dirung der zerfplitterten Zuftände erreichen zu können glaubte, 
allmälig vorbereiteten und anbahnten, ftellte man, nad der ge— 
wohnten Weife diefer Partei, von Bornherein die praesumtio 
doli zur Seite, um Dasgjenige, was man der Sache und dem 
Erfolge nad als Heilfam und wohlhätig amerfennen mußte, 
wenigftend in feinen Motiven befämpfen und zum Ausftreuen 
des Mißtrauend im Bolfe benugen zu können. Das die Handele- 
verhältniffe betreffende Memoire des badifhen Bevollmächtigten 
auf dem Karlsbader Congreffe, welches die Bitte der babifchen 
Stände um Freiheit des Handeld im Innern der bdeutfchen 
Bundesftanten ale den wahrhaften Ausdruf eines bie auf die 
unterftien Bolfsffaffen fih erftredenden Wunſches befürmwortete, 
enthielt in feinen Motiven Andeutungen, welde in der Folge 
von den liberalen Doctrinären fehr glücklich zur Begründung der 
Beſchuldigung benugt wurden : den Regierungen fei es bei ihrem, 
allerdings nicht hinmwegzuleugnenden Streben, nad Befeitigung 
der Zollfchranfen im Innern Deutichlande feineswege um För— 
derung des materiellen Gedeihens der Bölfer zu thun; ihre In— 
tention dabei fei vielmehr die, durch ſolche das Volk befriedigende 
Borgänge deſſen Unzufriedenheit über andere feine Nechte ver- 
fürzende Mafregeln, als Befchränfungen ber Preffe, der Lehr: 
freiheit, der Berfaffungen ꝛc. zu befehwichtigen, die Mipftimmung 
über bie Nichtberüdfichtigung fonftiger wohlberechtigter Forderungen 
des Volkes zu zerftreuen, überhaupt die mehr und mehr in dem 
Bolfe ſich manifeftirende politifhe Bewegung aus andern gefähr- 
licheren Gebieten des öffentlichen Lebens auf das barmlofere der 
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Handelspolitif, auf welchem die Regierungen felbft fi der Be— 
wegung anfchliegen könnten, hinüber zu leiten. 

Während noch vor wenigen Jahren das Evangelium der 
eonftitutionellen Doctrinäre, das Rotted: und Welcker'ſche Staats» 
lerifon, in allen diefen Gegenftand berührenden Artifeln die 
Zollvereinsfrage — die überhaupt feit ihrem erfien Auftauchen 
das Unglüd hatte, daß man den eigentlichen commerziellen Kern 
der Sache hinter einer undurddringlichen Hülle politifher Be: 
trachtungen und Befürchtungen der ungetrübten Auffaffung entzog 
— in diefem Sinne erörterte, während noch bis in das verfloffene 
Derennium hinein alle Anhänger diefer Schule über Oeſterreichs 
Prohibitivſyſtem Flagten, mit der Miene tieffter Betrübniß dem 
Bolfe vorjammerten, daß die öfterreichifche Abſchließungspolitik, 
nicht zufrieden, diefen erften Großftaat Deutfchlande allem deutfchen 
geiftigen Leben und wiflenfchaftlichen Fortfchritte zu entfremden, 
felbft das große Ziel eines die materiellen und Handelsintereffen 
des deutſchen Volkes umfchlingenden gemeinfamen Bandes ent- 
rüde : — feben wir jegt unerwarteter Weife alle Organe diefer 
Partei bei dem Gedanfen an die öfterreihifche Handelseinigung 
in ein lautes Wehflagen ausbrecdhen. So lange man es für 
eine Unmöglichkeit bielt, „daß Defterreih ein Spftem, welches 
allerdings feiner commerziellen Annäherung an das zollverbündete 
Deutichland abfolut entgegen fand, verlaffen oder, in einer 
Weife modificiren fönne, welche die öfterreichifche Handelever- 
bindung als Leicht erreihbar würde erfcheinen Taffen, fo Tange 
war e8 eine ausgemachte Sache, daß dem deutfchen Bolfe eine 
große Wohlthat vorenthalten und daß für beffen commerzielles 
Leben erft mit dem Sinfen der Tegten Zollfchranfen im Innern 
Deutichlands die erforderliche freie Bewegung gewonnen werde. 
In dem Augenblice aber, in welchem Defterreich mit den Reformen 
feines Handelſyſtems begann und gar dem Verbotsſyſteme ent- 
fagte, war Defterreih yplöglich ein Staat, deſſen Schwerpunft 
in feine außerdeutfchen Provinzen fiel, ein Staat, deffen trabi- 
tionelle Politik aus feiner Annäherung an Deutfchland nie einen 
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Segen für die Entwidlung der geiftigen und materiellen Intereſſen 
erwarten laſſe. 

Diefe Sinnesänderung der doctrinären Partei findet ihre 
zureichende Erflärung in den politifchen Creigniffen feit dem 
Jahre 1848. 

Schon beim Wechfel der Jahre 1845 gehörte feine Divi- 
nationsgabe dazu, um vorberzufeben, daß in Frankfurt ber 
Mittelpunkt des deutfchen Nationalbewußtfeing nicht bleiben werde, 
Bon Defterreih, Hannover, Bayern u. f. w. waren offene Ab- 
fagebriefe nah Frankfurt ergangen. Demungeachtet behandelte 
Preußen die Souveränität des Parlamentes mit einem Scheine 
von Anerfennung und einer gewilfen Schonung, was feine 
Regierung indeffen nicht Hinderte, die Beichlüffe deffelben merft 
unvollzogen zu laſſen. In Preußen glaubte man Defterreich in 
Folge des Programms von Kremfier aus Deutſchland thatfächlich 
ausgefchieden ; ein unpractifcher Burfchenfchäftler, den die doc= 
trinäre Partei ald ihren Führer anzujehen gewohnt war, war 
in dad Reichsminiſterium eingetreten, um zu verfünden, daß ber 
Bundesftaat unter preußifche Leitung geftellt werden folle; in 
Berlin barrte die fpecififch-preußifche Partei auf die bevorftehende 
allgemeine Berwirrung, die zu einer „angemeffenen Arrondirung“ 
die Gelegenheit bieten follte, während Herr von Radowitz und 
fein Anhang den Zeitpunft gefommen glaubte, die Traditionen 
ber Fürftenbundspolitif Friedrichs des Großen zu weden. 

In diefe Zeit fällt die preußifche Eircularnote vom 23, Januar 
1849, welche den Beruf Preußens, das Werf der Nationalver- 
fammlung einem glüdlichen Ende zuzuführen, ausfpricht, welche 
mit einer Miene des Bedauerns vermuthet, daß Defterreich 
feiner eigenthümlichen Lage wegen vielleicht nicht an allen in 
Franffurt angeftrebten bundesftantlichen Einrichtungen Theil nehmen 
fönne, und welche endlich das Unionsproject — neben einem 
loſeren Staatenbunde mit Einfchluß Oeſterreichs und der deutfchen 
Gebiete der Niederlande und Dänemarfs einen innigeren Verband 
der übrigen rein deutfchen Staaten, in welchem natürlich Preußen 
die „ſtarke“ Gentralgewalt zufalfen mußte — ben beutfchen 
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Fürften proponirt. Der Schluß diefer, die. erfte offizielle Er- 
flärung Preußens über das damals von der Nationalverfamm- 
lung angeftrebte Berfaflungswerf enthaltenden Note legt klar die 
Hoffnungen und die Politif dar, welche Preußen auch nachher, 
in feinen Wünfchen beharrlih, wenn auch nicht immer in feinem 
Borfchreiten confequent und in feinen Maßregeln vorfichtig, 
verfolgte, bis es feine Erfurter Träume zerrinnen ſah. „Im 
Folge diefer Gefinnung, fo fchliegt die Note, kann ich es ſchon 
jegt ausfprechen, daß Seine Majeftät der König und Höchſtdeſſen 
Regierung nicht der Anficht find, dag die Aufrichtung einer neuen 
beutfchen Kaiferwürde zu der Erlangung einer wirflichen und 
umfaffenden deutfchen Einigung nothwendig fei; daß wir vielmehr 
befürchten müffen, daß das ausfchließlihe Anftreben gerade 
diefer Form des an und für fich nothwendigen Einheitspunftes 
der wirklichen Erreichung jenes Zieles der Einigung wefentliche 
und ſchwer zu überwindende Hinderniffe in den Weg legen würde. 
Es dürfte wohl eine andere Form aufgefunden werden fönnen, 
unter welcher, ohne Aufopferung eines wefentlihen Bedürfniffes, 
das dringende und höchſt gerechifertigte Verlangen des beutfchen 
Bolfes nad einer wahrbaften Einigung und fräftigen Gefammt- 
entwicklung vollftändig befriedigt werden könnte.“ Diefe Union 
follte, wie die Note ebenfalls ausfpriht, nah Analogie des 
Z0llvereing gefchloffen werden, nach deſſen Borbilde ja 
wohl auch ein noch weitere Intereffen umfaffender 
Berein innerbalb des Bundes befteben könne. 

Aus diefer Note ift zu entnehmen : 

1) daß das Berliner Cabinet der Sadhe nach mit ben 
Projecten der Gagern’shen Partei vollflommen einverflanden 
war, Nur die Form, das äußere Gepränge des Kaiſerthums, 
fhien ihm anſtößig. Warum? auch darüber läßt und bie 
Gireularnote nicht im Dunfeln, indem fie von ben gerade 
biefer Form entgegenftebenden unüberwindlichen Hinder- 
niffen redet, Aus diefer Note leuchtet aber auch 

2) eine eigenthümliche Auffaffung der preußifchen Regierung 
von bem möglichen Zwede und ber möglichen Bebeutung des 
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Zollvereins für Deutfchlande Zufunft hervor. Danach wäre der 
Zoflverein ein zunächſt zwar nur auf die commerziellen $ntereffen 
beiehränfter, aber ſehr ausbildungsfähiger Bund, der 
extenfiv nicht nur zu einer Erweiterung des Bereinggebietes durch 
Aufnahme neuer Mitglieder fähig, fondern auch zu einer inten- 
fiven Entwidelung und Bervollfommnung mittelft Hereinziehens 
politifcher Intereſſen, alfo der Umwandlung des commerziellen 
Bündniffes in ein politifches — welche Umwandlung natürlich 
nicht obne eine auf das Protectorat gegründete Suprematie 
Preußens über bie minder mächtigen Verbündeten gedacht werden 
fann — geeignet iſt. Wir glauben bier an bie in verfchiedenen 
preußifchen diplomatifchen Actenftücden vorfommende Bezugnahme 
auf den Artifel 11 der deutfchen Bundesacte erinnern zu müffen, 
welchen Artifel die preußische Staaterechtögelehrtheit ſtets eine 
Auslegung zu geben bemüht war, die ber Entwidlungsfähigfeit 
des im Zollvereine verborgenen politifchen Keimes überaus günftig 
it und den Hoffnungen auf intenfive Entwidelung diefes Bundes 
Nahrung gewährte, | 

Wir halten bier die Anmerkung faft für überflüffig, daß 
man in Berlin, fo lange man dort die aus der Gircularnote 
vom 23. Januar 1849 bervorleuchtende Auffaffung von ber 
Entwidlungsfähigfeit des deutfchen Zollvereind zu einem engeren 
deutfchen Bundesftaate einerfeits, und andererfeits die Leber» 
zeugung von der Berhinderung oder Abneigung Defterreihe, an 
bunbesftaatlichen Einrichtungen Theil zu nehmen, fefthält, natür- 
lich den Eintritt Defterreihs in den Zollverein für ein Ereigniß 
baften muß, welches dieſen in feiner Zufunft und in allen feinen 
Hoffnungen vernichtet. Wir räumen hierbei auch gerne ein, daß 
die übrigen Zollvereinsftanten nothwendig in Llebereinftimmung 
mit Preußen fih nicht nur einem fofortigen Anſchluſſe Defterreiche 
an den Berein, fondern aud jedem blofen Handelsvertrage mit 
prononcirtem Zwede der Vorbereitung einer fünftigen Zolleinigung 
entfchieden widerfegen müflen — vorausgefett, daß fie au 
die Auffaffung Preußens von der politifchen Präbeftination des 
Zollvereins theilen, 
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Die Ereigniffe, welche in Beziehung auf das deutfche Ber: 
faffungewerf feit Januar 1849 raſch aufeinander folgten, find 
bekannt. Die Partei der nachmals fogenannten Gothaer hatte 
die Hägliche Parodie einer deutſchen Kaiferwahl in Frankfurt 
durchgefegt : der Erwählte hatte, in Lebereinftimmung mit dem 
in der Gircufarnote vom 23. Januar 1849 aufgeftellten Pro: 
gramme, abgelehnt. Je weniger von ber preußifchen Regierung 
felbft aus den wahren Motiven dieſer Ablehnung ein Geheimniß 
gemacht wurde, je klarer dieſe Beweggründe aus der ganjen 
politiſchen Zeitlage erhellen, aus ber entſchiedenen Verwahrung 
Oeſterreichs gegen die Kaiſerkrone auf dem Haupte des preußiſchen 
Monarchen, aus ähnlichen von den Königshöfen nach Berlin 
ergangenen Erklaͤrungen, aus den darauf hin von dem preußiſchen 
Cabinete ergangenen Zuſicherungen, nicht durch ein Eingehen 
auf die von der Gagern'ſchen Partei arrangirte Comödie und 
durch Annahme der papierenen Krone jede Hoffnung auf fried- 
liche Wiederherftellung der ſtaatsrechtlichen Zuftände Deutſchlands 
zerfiören zu wollen; defto mehr ift ed zu verwundern, wie bie 
preußifche Preffe und wie die Organe der Gothaer jegt, bei 
Erörterung der handelspolitifhen Differenzen, die Fönigl, Antwort 
vom 3. April fo fehr accentuiren, wie fie hierin einen ſchlagenden 
Beweis der von aller Machtvergrößerung fo fernen Intentionen 
der preußifchen Regierung finden und daraus au bei deren 
neueftem Verhalten zum Zollverbande auf das Fernſein aller 
Beimifhung politifcher Nebenzwede concludiren mögen, Nur 
dies beweift jene Ablehnung, dag man in Berlin den Werth 
einer Poſſe nicht überfhägte, daß man dort bie Freneſie ber 
Franffurter Burfchenfchäftler, als vermöge eine polternde Phi: 
Iippifa aus der Paulsfirche die öfterreihifhen und ruffifchen 
Heere aus Deutfchlande Grenzen zu verfheucdhen, ober als 
würden diefe vor der Majeftät eines Decretes ber National: 
verfammlung das Gewehr fireden, nicht theilte, und daß es 
endfich den Gefühlen des Monarchen widerftrebte, fih von folchen 
Elementen mit einer Würde beffeiden zu Taffen, wie fie fih in 
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der Nationalverfammlung mittelft widerlicher Trafife in der 
Oberhauptsfrage vereinigt hatten. 

Wir find von dem Gedanfen entfernt, die preußifche Politif 
zu befchuldigen, daß fie auch nur einen Augenblid ihre Pflichten 
gegen die großen erhaltenden Prinzipien, wie gegen die Sagungen 
ber Regitimität und des Königthums, vergeflen oder verfannt 
babe. Sie hatte nur inmitten ber Bewegungen der Revolution 
ihre Auffaffung von der Lage Deutſchlands nicht ungetrübt zu 
bewahren vermocht; zu raſch hatte fie fich von der Bewegung 
aufnehmen laffen, zu raſch hatte fie ihre Ueberzeugung von ber 
Nothwendigfeit „einer wirklichen und umfaffenden Einigung” auf 
neuen, den bisherigen Bunbesinftitutionen fremden Grundlagen, 
von dem Berufe Preußens, diefe Reform in die Hände zu nehmen 
und an beren Spige zu treten, ausgeſprochen und dadurch ſich 
ſelbſt eine moralifhe Pflicht auferlegt, in diefer neuen Bahn vor- 
anzufchreiten, die Beftrebungen der bdoctrinären Partei unter 
ihre Negide zu ftellen, die in bedrängter Stellung zweifelhaften 
und ſchwankenden minder mächtigen Staaten für ihre Reform- 
pläne zu gewinnen, dem Rufe Defterreihe aber, auf die allein 
einen Boden gemwährenden Grundlagen der Verträge von 1815 
zurüdzufehren, mit aller Anftrengung zu wiberftreben. 

Am wenigften würden die minder mächtigen Staaten Deutſch⸗ 
lands zu einem directen Borwurfe gegen die von Preußen in 
den Jahren 1849 und 1850 befolgte Politif berechtigt fein. 
Hatten doch am 14. April 1849 neun und zwanzig Regierungen, 
faft alle deutfche Staaten mit Ausnahme Defterreichs und der 
Königreihe, in einer Gollectionote ihre Unterwerfung unter den 
zu Frankfurt gewählten Kaifer eingefendet und durch biefen Schritt 
nicht wenig beigetragen, die Berlegenheiten der preußiichen Re- 
gierung gegenüber den über die Ablehnung des Monarchen 
erbitterten Berliner Rammern zu vermehren. In Folge des 
Maibündniffes hatten fih nach und nach faft alle deutſche Staaten 
um den „Reichsvorſtand“ gefchaart, fie hatten den Erfurter 
Reichstag beſchickt; noch als das Wiener Cabinet ſchon die Ein- 
ladung zur Bildung der Bundesplenarverfammlung batte ergeben 
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kaffen, tagte zu Berlin eine Conferenz ber Unionsbevollmädtigten. 
Wir würden unbillig fein, wollten wir verfennen, daß durch Dies 
Alles Preußen in feiner Ueberzeugung, nur durch feine Uniong- 
projeete nachhaltig der allgemeinen Auflöfung entgegenwirfen 
und in feinen hierauf gerichteten Beftrebungen der Zuftimmung 
der großen Mehrzahl der Fürften verfichert fein zu können, be— 
ftärft und in der Verfolgung feiner Politif ermuntert, und daß 
ed durch die Wendung, welche plöglich die Angelegenheit nahm, 

ſchmerzlich enttäufcht und in feinem Stolze auf das Empfind- 
lichfte verlegt werben mußte. Aber wer trug an bem Allen bie 
Schul! Die Gagern’she Partei, und fie allein. Ihr war ed 

in Folge der Märzereigniffe gelungen, fich aller beutfchen Cabinete 

zu bemädhtigen. Beim erften Getöfe der Nevolution, welde die 
Bundesverfammlung und die Fürften mit ihren vormärzliden 

Minifterien in voller Rathlofigfeit antraf, drängten fich die alten 

gefinnungstüchtigen Freunde des Volkes mit ihren durch bie 

liberale Preffe und das Brockhaus'ſche Converfationslerifon fo 
lange gefeierten Namen, unter den Acclamationen des verän- 
derungsfüchtigen Pöbels, zu den erfchütterten Thronen, gaben 
fih den Fürften als ihre lange verfannten wahren Freunde zu 
erfennen, die allein noch gegen die Revolution Rettung gewähren 
fönnten, und griffen gierig für fich, für ihre Freunde und ibren 
ganzen Anhang nad den Portefeuillen und allen einflußreiden 
Aemtern. Schon vor der Nevolution glaubte die Partei der 
eonftitutionellen Doctrinäre in Preußen den Staat ihrer Zukunft, 
ben einftigen Tummelplag des Pfeudo-Conftitutionalismus erfannt 
zu baben; H. v. Gagern felbft hatte am Tage der Eröffnung 
des vereinigten Landtags in Berlin in einer pompöfen Rede in 
der Darmftädter Kammer eine neue Aera verheißen, die unter 
den Aufpizien des conftitutionellen Preußens anheben follte. Mit 
den Märzereigniffen glaubten die Freunde Gagern's die von 
ihrem Kührer und Propheten verheißene Zufunft fhon gefommen ; 
rüftig arbeiteten fie an dem Werfe, welches das übrige Deutſch- 
land im preußifchen Bunbesftante aufgehen laſſen und das ganze 
Gebäude auf die Fundamente des Gonftitutionalismus gründen 
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ſollte. Geſchaͤftig fpielten die Machinationen diefer Partei in 
Franffurt, wo fie dem preußiichen Monarchen die Kaiferfrone 
antrugen; — in Berlin, wo fie in den Kammern zur Annahme 
der Krone drängten, und, als fie dieſe thörichten Bemühungen 
an Defterreihs Proteftationen und an dem gefunden Sinne bee 
Monarchen fcheitern faben, zu betbeuern fortfuhren, daß wenigfteng 
ohne eine Union unter preußifcher Neichevorftandfchaft Fein Heil 
für Deutfchland zu erwarten ſei; — in den Gabineten ber 
Mittel- und fleineren Staaten, wo fie den Fürften bag mit dem 
Aufftande kämpfende Defterreich als eine verlorene, wenigſtens 
für Deutfchland verlorene Macht barftellten, wo fie die im 
Jahre 1849 noch heftiger, als im vorhergehenden Jahre, bewegte 
Revolution fchredend vorbielten und zum Berbandeln der Sou⸗ 
veränität gegen den Preiß der ſchützenden Waffe Preußens 
drängten; — in Erfurt, wo fie die verfcheidende Union mit den 
verzweifeltfien Mitteln ihrer ſchwachen Staatsfunft wieder zu 
beleben fuchten, ftatt Aller mit Bielen, flatt Bieler mit Wenigen 
fih begnügen wollten und beim Neichsgerichte, eine papierene 
Klage gegen Hannover einreichten. 

Die Union war verfohieden, der Bundestag reftaurirt, bie 
Minifterien mehr und mehr von den boctrinären &fementen 
gereinigt, bie Fürften hatten mit dem Bewußtfein ihrer Kraft 
gegenüber der immer ohnmächtiger zudenden Revolution auch 
einen Flareren Blid in die politischen Verhältniffe wieder erlangt 
und fi beeilt, den Netzen fih zu entwinden, mit benen bie 
Gagern’she Partei fie umgarnt hatte. Aber diefe glaubt ihr 
Spiel noch nicht ganz verloren ; fie fühlt fich noch mächtig durch 
bie Sympathien, welche fie in Preußen noch befigt, durch die 
Allianz, welde ber erfte April 1849 troß aller Ablehnung der 
Kaiferfrone befeftigt hat. Den ungünftigen Zeitumftänden genüg- 
fam Rechnung tragend, findet fie in dem entwidlungsfäbigen 
politifchen Keime des Zolfvereins ein Surrogat, an deſſen Zufunft 
fih alle Hoffnungen der zurückgewieſenen Kaiferfrone des Herrn 
v. Gagern und der verendeten Union des Herrn v. Radowitz 
fnüpfen. Aber erſte VBorausfegung für die Lebensfähigfeit diefer 
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Hoffnungen ift eg, den Zollverein vor dem Anfchluffe des nun 
und nimmermebr für den Pſeudo- Conſtitutionalismus zu gewin⸗ 
nenden, nun und nimmermehr unter preußifche Reichsvorftand- 
fhaft, mit Herrn v. Gagern als Reichsftaatsfanzler, zu beugenden 
Oeſterreichs zu bewahren. 

Was war natürlicher, als daß fih in Folge der mißlungenen 
Berfuhe, innerhalb des bdeutfchen Bundes einen Bunbesftaat 
unter preußifcher Suprematie berzuftellen, in Folge der bie zur 
Ollmützer Conferenz raſch fich aneinander reihenden ungünftigen 
Erfolge der preußifchen Diplomatie, in Folge der mit Wider- 
willen zugeftandenen Rüdfehr zu den Berträgen von 1815 unb 
zum Bundestage, in Folge der Reftitution Defterreihs im deut- 
fhen Staatenfoftem, kurz in Folge des Verzichtes auf alle die 
aufrichtig für heilfam gehaltenen Plane, die feit der preußifchen 
Gircularnote vom 23. Januar 1849 dag Berliner Gabinet bewegt 
und ſich auf die Hoffnungen einer, eine fefte Hegemonie Preußens 
begründenden, ftaatsrechtlichen Neugeftaltung Deutfchlands gebaut 
hatten — daß, fagen wir, fih in Folge von all’ diefem eine 
Mipftimmung in Berlin erzeugte? Was war ferner natürlicher, 
als daß diefe Mipftimmung ihre Richtung weniger gegen Defter- 
reich, ald gegen diejenigen deutfchen Staaten nehmen mußte, 
welche durch ihre allerdings fehwanfende Haltung die Pläne 
Preußens unterftüßt, feine Hoffnungen eine Zeit lang genährt 
hatten, um dann durch ihre Nüdfehr in dem entfcheidenden 
Augenblide die Niederlage zu beftätigen. Preußen glaubte durch 
bie Thätigfeit, die feine Waffe gegenüber den revolutionären 
Bewegungen des Jahres 1849 entwidelt hatte, neue Bande der 
Dankbarkeit geflochten zu haben. Sein Selbfigefühl glaubte 
biefe Staaten durch die von ibm gefchaffenen Subfiftenzquellen 
des Zollvereins nicht nur bis dahin erhalten, fondern auch durch 
feinen Fräftigen Arm gegen die Revolution geſchützt und vor 
dem Umflurze bewahrt zu haben. Herr v. Radowitz hatte diefe 
Staaten wiederholt die „undanfbaren” genannt; freilich nicht 
erwägend, daß Preußen, als es die Inſurrection befämpfte, nur 
den Brand des Nachbarhaufes löſchen half, daß es neben der 
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Pflicht der Selbſterhaltung eine Bundespflicht erfüllte, und daß 
es, wenn es feine Hilfe unter der Bedingung eines in der 
Unterwerfung unter feine Unionsprojecte beflebenden Lohnes ger 
leiftet haben follte, diefe Bedingung weder ausgefprocdhen, noch 
von den bebrängten Staaten unter diefer Bedingung die Hilfe 
acceptirt, noch eine folhe Bedingung moralifh und bei den 
beftebenden Berträgen und öffentlihen Rechtszuſtänden Deutfch- 
lands zuläffig und berechtigt gewefen wäre. Damals wurde bie 
Meinung laut, die bier und da in der preußifchen Preffe und 
in Organen der Gothaer Partei ihren Wiederhall fand, es fei 
nun die Zeit gefommen, die „Undankbaren“ an ihre vergeffenen 
Pflichten, an die Wohlthaten der preußifchen Zollfaffen, an ihre 
finanzielle Abhängigfeit von diefen Wohlthaten zu erinnern. Man 
börte fagen : die Zollvereinsperiode und die Kündigunggfrift 
näherten fih ihrem Ablaufe; ein Rütteln an dem Bereine, nicht 
mit der Abftcht feiner Auflöfung, fondern mit der blofen Trag- 
weite eines einfchüchternden Quos ego! müffe die „Abtrünnigen” 
zur Einfiht und zu einer Haltung gegen Preußen zurüdführen, 
welche den vor 1848 durch Vermittelung des Zollverbandes fo 
mühſam errungenen, durch die Ereigniffe feit 1849 auf bedenf- 
liche Weife in Frage geftellten Einfluß Preußens innerhalb des 
Bundes wieder berftellen würde, 

Defterreih, deſſen Schwerpunft man fo lange außerhalb 
Deutfchlande gefucht, das man fo lange in der ungugänglichen 
Sfolirung feines Handelsfpftems verknöchert und für Preußens. 
auf den Zollverein geftügte politiihe Präponderanz unfchädlich 
gehalten hatte, dieſes Defterreih hatte unerwarteter Weife mit 
den Reformen feines Zollſyſtems begonnen; es_hatte Ende 1849 
durch feine „Denkſchrift des kaiſ. öſterreich. Handelsminifteriums 
über die Anbahnung der öſterreichiſch-deutſchen Zoll- und Handels» 
einigung“ und durch ſeinen darin an die proviſoriſche deutſche 
Bundescommiſſion geſtellten Antrag, eine Zollconferenz aus Be— 
vollmächtigten deutſcher Staaten zur Berathung der Zoll» und 
Handelsfrage zu veranlaffen, eine freubige Bewegung in ber 
Handelswelt Deutfchlands hervorgerufen, die in Preußen als 
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eben fo trübe Aufpigien erſcheinen mußten. Dort fab man in 
Folge des in Ausſicht geſtellten Ereigniffes nit nur die actuelle 
Stellung des preußifhen Staates in Deutſchland, feinen auf 
den Zollvereine beruhenden überwiegenden politiſchen Einfluß 
gefährdet, insbefondere fah die Neue Preugiihe Zeitung bie 
preußifche Regierung nicht nur mit einer „Befigentfegung‘ aus 
der Alleinherrſchaft über den. Zollverein, den fie gewiffermaßen 
als ihr felbfigefchaffenes und: mohlermorbenes Eigentbum anzu- 
ſehen berechtigt fei, bedroht; fondern man glaubte auch, daß 
Preußen fhon um. beswillen jeder Annäherung Oeſterreichs an 
den Zollverein mit allen Kräften widerſtehen müſſe, weil die 
Zukunft des Zollvereins, als eines Rahmens für den zu 
entwidelnden politifhen engern Bund, in dem Augen- 
blicke vernichtet fein wide, in welchem die Zollfehranfen zwifchen 
Defterreich und dem übrigen Deutfchland fielen. Daß. es Defter- 
reih mit ber in Ausficht geftellten Handeldeinigung nüchterner 
Ernft war, dies batte das Wiener Cabinet durdy die Wieder: 
holung feiner Borfchläge in einer zweiten Denkſchrift vom 30. Mat 
1850, welche ein das Herz jedes Baterlandsfreundes ergreifendes 
großartiges Gemälde der fegensvolfen Wirfungen eines zwei—⸗ 
undzwanzig Taufend Quadratmeilen und fiebenzig Millionen 
Menfchen umfaffenden mitteleuropäifchen: Handelsbundes aufeollte, 
dies hatte es durch die Depeſche des Fürften Schwarzenberg an 
den öfterreichifchen Gefandten zu. Berlin vom 24. Juli 1850, 
welde beftiimmtere Anträge zur Einleitung von Verhandlungen 
behufs der bdeutfch-öfterreichifhen Handelseinigung ftellte, dies 
hatte es endlich duch feine neueren Schritte bei der deutjchen 
Bundesverfammlung, durch die ed die Wiederaufnahme des auf 
ben Dresdener Gonferenzen mühfelig zu Stande gebrachten revi- 
dirten Entwurfs einer Uebereinfunft zwiſchen den beutfchen 
Bundesftanten zur Beförderung bes Handels und Verkehrs ver- 
anlaßte, genügend zu erkennen gegeben. Preußen Fannte bie 
Beftigfeit, Confequenz und Beharrlichkeit, womit das üfterreichiiche 
Gabinet ein vorgeftedtes Ziel verfolgt; nach fo vielen nngünftigen 
Erfolgen in feinen Differenzen mit Wien fonnte Preußen nur 
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befürdjten, daß es auch in dieſem MWiderftreite unterfiegen, daß 
ed auch in der Handelsfrage ſeine bisherigen Verbündeten der / „ 
öfterreichifchen Attractionsfraft um fo mehr werde folgen feßen,/ 0 
als das Verlangen Defterreihe, den ihm ſchon in ber Bundes» 
acte angewiefenen, ſchon nad feiner Eigenfchaft als Bundesftaat 
und erfte deutſche Macht gebührenden und Tängft durch die alf- 
gemeine Stimme von Deutfchland zugeftandenen Pla im deutfchen 
Handelsfyfteme einzunehmen, nicht nur von Bornherein durch 
alle Gründe der natürlichen Billigkeit unterflügt war, fondern 
überdies auch bei den mit Preußen zollvereinten Staaten dag 
fiegreihe Argument für fih hatte, dag Defterreihs Anſchluß im 
hoben und offenbaren Intereſſe des ganzen Zollvereins Tiegt. 
Darum fchien ed nöthig, dag Preußen ſich gegen feine bisherigen 
Zollverbündeten mit einer neuen, mit einer, wie man glaubte, 
fiegögewiffen Waffe rüſte. Hätte Preußen es ohne vorherige 
Kimdigung des Zollvereins zu den gewöhnlichen Zollconferenzen 
fommen laffen, dann Hätte es einem fachlichen Eingehen auf die 
öfterreichifche Anfchlußfrage nicht ausweichen, es hätte nicht feinen 
Mangel an Grüuden gegen den Anfchluß Defterreihs, die ohne 
Enthüllung yolitifcher Sonderinterefien proponirt werden konnten, 
hinter einer kategoriſch geftelften formellen Präjubizialfrage ver- 
bergen, es hätte nicht mittelft eines funzen Sic volo! die ganze 
Sade auf die Spige eines : „Entweder fein Wort von Defter- 
reich, oder Auflöfung des Zollvereins!“ fielen fünnen. Man 
ſcheint fih in Preußen über deffen Bedeutung für den Zollverein 
Illuſionen hingegeben, nicht eine Ahnung gehabt zu haben, daß 
feine Zolfverbündeten bei einer fo Fategovifch geſtelllen Alterırative 
über die zu treffende Wahl mur einen Augenblick zweifelhaft fein 
fönnten, Sie werden, fo mochten wohl Viele rechnen, die Auf- 
köfung bes Zollvereind einer Eelbftvernichtung gleich achte, und 
fo wird vorkäufig die Öfterreichifche Anfchlußfrage von der Taged« 
srdnung entfernt und ad Calendas graecas verfchrieben, bie 
preußifche Regierung aber der fchweren Aufgabe enthoben fein, 
feine Abneigung gegen Deſterreichs Anſchluß duch Gründe zu 
2 * 
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rechtfertigen, welche auf den Beifall auch noch anderer öffentlicher 
Stimmen, außer denen der Gothaer Organe und der Neuen 
Preußifchen Zeitung, zählen können. 

Aber es fam anders! 


I. 
Der Septembervertrag. 


— 


Bei der propagandifiifchen Tendenz der Zollvereindverträge 
und bei ihrer Beftimmung, die große deutſche Zolleinigung vor: 
zubereiten, ift e8 fehr erflärlich, daß fie den Fall der Aufnahme 
neuer Bereinsmitglieder nicht unberührt Taffen. Schon bie -Art. 
38 und 39 des erften Hauptvertrage vom 22. März 1833 er- 
flären den Abflug von Berträgen über die Aufnahme deuticher 
Staaten in den Zollverein, fowie den Abſchluß von Handelsver⸗ 
trägen mit anderen Staaten, für eine gemeinfame Sade 
ber Bereinsregierungen, Uebereinfimmend bemerft denn 
auch Steinader (die politifche und faatsrechtlihe Entwidelung 
Deutfchlands durch den Zollverein, Braunſchw. 1844, ©. 64) 
in Beziehung auf die Unterhandlungen von Zollvereinsmitgliedern 
‚mit andern Staaten, wie es fih ganz von felbft verfiehe, „daß, 
ganz einfache und unbedenflihe Fälle ausgenommen, feiner der 
Bereinöftaaten, auch Preußen nit, jemals Verträge fchließe, 
über deren Gegenftand nicht vorher Mittheilung gemadt und 
wobei nicht die Intereſſen der einzelnen Staaten zur Sprache 
gebracht und abgewogen wären.” Es verfteht ſich dies ſchon von 
ſelbſt, da der Zollverein niemals die Natur einer Corporation, 
Univerfitas oder juriftifchen Perfon angenommen, fein flatuten- 
mäßiges Organ, welches Namens der Gefammtheit Rechtshand- 
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lungen vorzunehmen und Verträge abzufchliegen befugt wäre, 
und ebenfowenig irgend einer Bereinsregierung ein Mandat zum 
Abfchluffe von Verträgen Namens des Vereins ertheilt hat. Nur 
dies fleht richtig, daß nach den geheimen Artikeln 13 und 14 zu 
den oben angezogenen Artikeln des offenen Vertrags jede Vereins; 
regierung berechtigt if, Verhandlungen mit andern deutfchen 
Staaten zur Herbeiführung ihres Beitritted anzufnüpfen und ein: 
zuleiten, daß bie Führung folher Verhandlungen regelmäßig der» 
jenigen Bereinsregierung oder denjenigen Bereinsregierungen, 
welde an das Gebiet des aufzunehmenden Staates grenzen, 
überlaffen werden fol, daß aber jedesmal eine ſolche Unterhand⸗ 
lung den übrigen Bereinsgliedern alsbald befannt gemacht und 
vor dem förmlichen Abfchluffe zur Einfiht und Zuftimmung mit- 
getheift werden muß. Auch diefe Beftimmungen formuliren nur 
die geſetzlichen Grundfäge über die Aufnahme neuer Mitglieder 
in eine beftebende Sorietät, oder fließen aus der Natur ber 
Sache. 

Man kann hiernach ſchon fragen, wie Preußen es mit den 
beſtehenden Zollvereinsvertraͤgen zu vereinbaren vermöge, daß es 
die den Bertrag vom 7. September vorbereitenden Unterhand— 
lungen mit Hannover unter dem Schleier des tiefften Geheim- 
niffes nicht nur einfeitete, fondern auch zu Ende führte; daß es 
mit diefem Bertrage als einer vollendeten Thatſache zuerft vor 
feine Zollverbündeten trat; daß es dieſen das ihnen nicht nur nach 
den Beftimmungen der Zollvereinsverträge, fondern auch nad 
der Natur der Sache und dem Geifte eines jeden derartigen 
Sefellfchaftsverhältniffes zuflebende Necht, über die Aufnahme des 
neuen Vereinsmitgliedes auch ein Wort mitzureden, felbft ohne 
einen formellen Vorbehalt ihrer Ratifikation, thatfächlich entzog? 
Sp oft biefe Frage auch durch die Tagespreffe aufgeworfen wor- 
den iſt, fo ift die preußifche Negierung doch auch in denjenigen 
Documenten, welde zur Rechtfertigung ihres ganzen Borfchreiteng 
in der Zolfvereinsangefegenheit beſtimmt find, forgfam einer Ein: 
laffung auf diefelbe ausgewichen. Die Bemerfung der Depefche 
des reiben, v. Manteuffel vom 8, October 1852, „es habe fi 
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nach Abflug des Vertrags vom 7, September 1851 bie Usher» 
zeugung geltend gemacht, daß zur Verwirklichung biefes Seitens 
aller zum Zoffvereine verbundenen Regierungen oftmals berbei- 
gewünfchten Zieles ein anderer Weg ſchwerlich geführt haben 
würde”, möchte ebenfowenig, wie bie Erläuterung in bem Bor- 
worte ber offiziellen Sammlung ber Actenftüde, „bag eine ſorg⸗ 
fame Erwägung der Berhältniffe und ber wechjelnde Gang der 
Berhandlungen eine vorherige Kommunikation mit den Zollvereind- 
regierungen habe unmöglich erſcheinen laſſen“, geeignet fein, alle 
Zweifel über diefe Beifeitefegung des Rechtes der übrigen Zoll: 
vereinsftanten, von diefen ihr Intereffe jo nahe berührenden Ber- 
bandlungen zu einer Zeit ſchon, gu welder nod res integra 
war, Kenntniß zu nehmen, zu entfernen, und bie Beſchwerde zu 
entfräften, daß man preußischer Seits auch jet no, nachdem 
die Verhältniffe, welche eine ſolche Kommunifation etwa verbin- 
bern fonnten, wohl nicht mehr obwalten, Die Beweggründe biefer 
von den Normen der Zollvereinsverträge fo weit abweichenden 
Handlungsweiſe in Schweigen einhülle. 

Die Zollvereindverträge yon 1833 verweilen Abänderungen 
in der Zollgefeßgebung mit Einſchluß des Zolltarifd und ber 
Zollordnung auf bie jährlichen ober auf außerordentlihe Zollcon⸗ 
ferenzen, eventuell auf den biplomatifchen Weg unter den Con 
trabenten bes Zollvereind ; fie machen ſolche Veränderungen ab- 
bängig von der Lebereinftimmung aller Bereinsmitglieber; fie 
garantiren einem Jeden derfelben bie forgfältigfte Berüdfihtigung 
feiner etwa einer ſolchen Beränderung entgegenftebenden Intereſſen. 
Preußen hat aber, indem es den Septemberpertrag mit Hannover 
abfchloß, indem es Beflimmungen über Abänderung des big- 
berigen Zollvereinstarifg, über Bertheilung der gemeinfamen 
Zoll⸗ und Steuereinfünfte ꝛc. in benfelben aufnahm, und zwar 
gerade folhe Beſtimmungen, auf welche man bei früheren Ver—⸗ 
bandfungen über Verſchmelzung des Steuervereind mit dem Zoll- 
vereine von Seiten des leptern nicht eingeben zu dürfen geglaubt 
hatte, indem es endlich mit biefem vollendeten Werfe unter der 
Erflärung vor die zollverbändeten Regierungen trat, daß man 
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prenfifcher Seils nur unter den im Geptembervertrage enthal- 
tenen Modififationen die Zolfverträge in die neue Periode über» 
gehen zu Laffen beabfichtige — Preußen, fagen wir, hat hierdurch 
den natürlihen Standpunet eined Vereindmitgliedes, welches Ab⸗ 
änderungen des Beftehenden beantragt, und deu übrigen In— 
tereffenten zur Annahme proponirt, verlaffen, es bat vielmehr 
diefe Abänderungen geradezu an die Stelle des Beflehenden ge- 
fest, und durch dieſes einfeitige Vorgehen den Geift der Zollver- 
einsverträge und das Soristätsverhältnig, wonach alle Limge- 
ftaltung nur aus einem gemeinſamen Zufammenwirfen aller In- 
tereflenten hervorgehen kann, ſchwer verlekt. 

Doch bei einer genaueren Betrachtung des Juhaltes des 
Septembervertrages iſt die ſe Beſchwerde, welche etwa die Zoll. 
verbündeten gegen das einſeitige Vorgehen Preußens führen 
möchten, der wahren Sachlage gar nicht eniſprechend; an die 
Stelle diefer Beſchwerde tritt eine andere, ungleich gravere. 

Die Depeiche des Freihrn. v. Manteuffel vom 8. October 
1852 jagt ung ſelbſt, daß das Herbeiziehen des Steuervereind 
zum Zollvereine „ein Seitens aller zum Zollvereine verbundenen 
Regierungen oftmals herbei gewünfchtes Ziel” gewefen fei. Im 
Preußen wußte man dies; dagegen frheint man in Preußen nicht 
gewußt zu haben, daß die natürlichen, wie bie pofitiven Geſetze 
es bei einem Sorietätöverhältniffe als eine grave Pflichtverlegung 
bezeichnen, wenn ein Gefellfcehaftsmitglied in der Abficht, ſich aus— 
fchließlich in den Befig eines bisher gemeinfam erftrebten Vor⸗ 
theils zu fegen, plößlich aus der Sorietät ausſcheidet — eine 
Bertragewidrigfeit, die alsdann einen ungleich verlegenderen 
Eharafter annimmt, wenn dieſes Gefellihaftsmitglied, noch ebe 
es ausgeſchieden ift, noch ehe die Mitgefellihafter nar eine 
Ahnung von dem beabfichtigten Ausfcheiden haben, ohne Bor» 
wiffen diefer die Vertragsverhandlungen, die ihn in den Befig 
diefes Bortheiles fegen follen, abjdließt, und dann, mit dem 
abgefhloffenen Bertrage in der Hand, feinen Aus 
triti anzeigt. 
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Der Art. 1 des Vertrages vom 7. September 1851 Tautet 
wörtlid : 

„Bom 1. Januar 1854 an foll zwifhen Preußen und 
den alddann mit Preußen zollvereinten Staaten 
einerfeits, und Hannover nebft den dieſem Vertrage beitreten; 
den dermaligen Steuervereinsftanten anderer Seite gegenfeitig 
freier Berfehr u. ſ. w. befteben.” 

Hiernach hat Preußen mit Hannover einen ganz neuen Zoll⸗ 
verein außer und neben dem beftehenden Zollvereine gegründet. 
Preußen hat diefen Vertrag mit Hannover abgefchloflen nicht 
Namens des Zollvereind,, dem es bermalen noch angehört, nicht 
für diejenigen Staaten, mit welchen es bie zum 1. Januar 1854 
zollvereint iftz fondern es hat ihn abgefchloffen für fih und für 
diejenigen noch unbefannten Staaten, welche fih vom 1. Januar 
1854 an zum Beitritt zu dem zwifchen Preußen und Hannover 
neu gegründeten Zollvereine anmelden und welche biefe beiden 
Contrahenten in diefen neuen Zollverein aufzunehmen, ober, wie 
fih die Art. 12 und 13 des Septembervertrage ausdrücken, mit 
welchen Preußen die Zollvereinsverträge zu ermeuern für gut 
finden würde, 

Während alfo bisher die Zollverbündeten Preußens fi be- 
mübten, Hannover mit feinen fteuervereinten Staaten zum Ein: 
tritte in den Zollverein einzuladen, während biefer Eintritt, wie 
die Depefche des Freihrn. v. Manteuffel felbft zugibt, bisher von 
dem Zollvereine als ein gemeinfchaftlich zu erreichender Gewinn 
angefeben wurde, müffen biefe Zollvereinsftanten eines Tages zu 
ihrem nicht geringen Erflaunen ſehen, daß diefer Gewinn fi 
im ausfchließlihen Befige Preußens befindet, daß zwifchen Preu- 
fen und Hannover ein ganz neuer Zollverein beftebt, daß fie da, 
wo fie bisher glaubten einem Fremden, Hannover, den Eintritt 
geftatten zu fönnen, wenn fi basfelbe den Normen des Z0ll- 
vereins zu unterwerfen bereit erflären würde, nun umgefehrt 
ferbft als Fremde durch Unterwerfung unter die Normen des 
Septembervertrags den Eintritt nachzuſuchen haben, 
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Dies ıft das wahre Sachverhältniß, wie es durch den Sep- 
tembervertrag zwifchen Preußen und Hannover einer Seits, und 
zwifchen den übrigen Zollvereinsftaaten anderer Seits begründet 
worden iſt; und diejenigen Einflechtungen in den verfchiedenen 
Actenſtücken der preußifchen Regierung, welche dem Berhäftniffe 
eine andere Deutung zu geben verjuchen, beweifen nur, wie fehr 
man in Berlin felbft das Berlegende dieſer Handblungsweife für 
die bisherigen Zollverbündeten empfindet. Nur getrübt wird bie 
Mare Auffaffung dieſes VBerhältniffes durch die mit dem Art, 1 
des Septembervertrags in directem Widerfpruche ſtehende Leber- 
fchrift, welche man diefem Bertrage zu geben fi veranlaßt fand, 
und welche ihn als „die Bereinigung bed Steuervereing 
mit dem Zollvereine betreffend“ bezeichnet. Beſteht 
denn der Zollverein aus Preußen und denjenigen Staaten, mit 
welchen Preußen vom 1. Januar 1854 ab die Zollverträge zu 
erneuern ſich bewogen finden wird, oder befteht der Zollverein 
aus Preußen und denjenigen Staaten, welche bis zum 1. Januar 
1854 mit Preußen wirflich zolfvereint find ? Hat man denn nicht 
bedacht, daß, wenn Preußen aus dem Zoflvereine austritt, darum 
der Zollverein zu eriftiren noch nicht aufhört, daß, wenn Preußen 
fih mit dem Steuervereine einigt, die übrigen Zollvereinsftaaten 
aber in ihrer bisherigen Verbindung beharren, alsdann zwar 
Preußen, aber wahrlich nicht der Zollverein, der doch 
nicht durch Preußen allein repräfentirt wird, mit dem Steuer- 
vereine verbunden it? Wozu alfo diefe feltfame, mit dem Inhalte 
des Vertrags nicht harmonirende Ueberſchrift deffelben ? Es Tießen 
ſich verichiedene Motive, aus welchen man fie wählte, wohl vers 
muthen, die wir aber ald mit der in den Bertragsverhältniffen 
zu beobachtenden bona fides unvereinbar und darum als undenf- 
bar zurüdweifen. Wir find darum weit von dem Gebanfen 
entfernt, daß diefe Leberfchrift etwa deshalb gewählt worden fein 
fönnte, um Hannover, welches vielleicht Anftand genommen haben 
möchte, fih einem möglicher Weife nur aud Preußen, Braun: 
fhweig und den thüringifchen Staaten beftebenden Zollvereine 
anzufchliegen, in Anfehung der Kontrahenten, mit denen ed ab- 


zufchließen glaubte, zum beirven. Ebenfo entichieden weiſen wir 
die Vermuthung zurüd, bag der Grund der Identificirung Preu⸗ 
hens mit dem Zollvereine in ber Ueberſchrift des Septemberver- 
trags in der Selbfitäufhung Preußens enthalten fei, daß bie 
übrigen Zollvereinsftaaten durch eine eiferne Nothwendigfeit au 
die commerziellen Geſchicke Preußens gefettet und auf ben Weg, 
den dieſer mächtigfte Verbündete einzufchlagen für gut finde, ohne 
Wahl verwieſen fein, wir weifen, fagen wir, auch dieſe Bers 
muthung aus dem Grunde zurüd, weil, wäre fie begründet, daraus 
folgen würde, daß man in Berlin den wiederholt ausgefprochenen 
Berfiherungen und Wünfchen, „in freundlichem und einmüthigem 
Zufammenwirfen und von dem Grundfage gleihmäßiger Gered- 
tigfeit und Billigfeit aller gegen alle Bereinsinitglieder geleitet 
fich über die Fortdauer des Zollvereins in der durch die Ber 
einigung mit dem Steuervereine erweiterten Geftalt zu allfeitigem 
Gedeihen zu verfländigen” nur bie Bedeutung von Redeformen 
beimaß, in der That aber beabfichtigte, den Nerv jedes Widers 
ſpruchs der Zollverbündeten oder Einzelner berfelben gegen bie 
von Preußen einfeitig mit Hannover verabredeten Veränderungen 
von Bornberein zu töbten. In Hannover wird man aber zu 
erwägen haben, in wie weit man burch einen Vertrag gebunden 
ift, der, wenn auch nur in folge eined Lapsus calami, einen 
Irrthum auf Seiten des Steuervereind in Anfehung derjenigen 
Staaten, mit denen man die Einigung abzufchließen glaubte, 
jedenfalls Leicht verzeihlich würde erfcheinen Taffen. 

Auch die fpäteren Actenftüde der preußischen Regierung ges 
fallen fich in ſolchen offenbaren Wiverfprüchen und in Trübungen 
ber klaren Auffaffung des durch den Septembervertrag geſchaffenen 
Berhältniffes Preußens zu dem Zollverein. Sie verfihern auf 
das Nachdrücklichſte, „daß jeder Gebanfen an eine Löſung bed 
Bereing, wie folcher begierig von außerhalb ber aufgefaßt wer- 
den möchte, ferne gehalten werden müſſe“; fie proteftiren gegen 
bie Abfiht, „an die Stelle des durch vieljährige Erfahrung 
Erprobten und Bewährten eine neue Schöpfung zu fegen“; fie 
betheuern, daß es fih nicht handele um Schließung eines 
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neuen Bereins mit neuen Grundſätzen, Cinrichtungen und 
Gefegen,, fondern nur um die Fortſetzung, beziehungsweiſe 
Erweiterung des befiebenden Vereins auf Grund der 
vorhandenen Grundfäge, Einrichtungen und Gelege x,” Mit 
welchem Rechte Preußen aber einen Berein, ben ed mit Hannover 
am 7, September 1851 neu und mit wejentlihen Modificationen 
gegründet hat, eine blofe Fortfegung und beziehungsweiſe Erwei- 
terung des Zollvereins, aus welchem es in Folge ber Gründung 
des erfteren ausfcheiden muß, blos darum nennen fann, weil den 
übrigen Mitgliedern bes Zollvereins, wenn fie ſich dieſen zwifchen 
Preußen und Hannover flipulirten Modififationen unterwerfen 
wollen, die Aufnahme in Augficht geftellt ift, dies ſcheint ung 
ein ſchwer zu löfendes Problem. 


In. 


Die Kündigung des preußiſchen Autheils au 
Zollvereine, 


— — 


Durch Cireulare vom 11. November 1851 kündigte Preußen 
feinen Antheil am Zoflvereine, was freilich eine unausbleibliche 
Sonfequenz des Septembervertrags war. Gegen die Berechtigung 
Preußens zu Diefer Kündigung iſt fein Wort zu fagen. Die 
Zollvereinsverträge räumen jedem VBereinsmitgliche die Befugniß 
ein, nad Ablauf der zwölfjährigen Periode auszufcheiden, wenn 
es außer dem Bereine, fei es allein, fei es in Verbindung mit 
fremden Staaten, feine Intereffen fördern, feine commerzielle und 
finanzielle Lage verbeffern zu Fönnen glaubt. Nicht in der Küns 
bigung des Vertrags liegt das, was Preußens bisherigen Zoll 
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verbündeten Anlaß zu einer gerechten Beſchwerde geben Fonnte, 
fondern, wie bereits gezeigt wurde, ITebiglich darin, daß Preußen, 
noch ehe es gekündigt hatte und ausgefhieden war, 
obne Borwiffen feiner Verbündeten eine den Zweden und Sm: 
tereffen des Zollvereind zumiderlaufende Separatverbindung mit 
Hannover einging, folglich feiner noch nicht erlofhenen So: 
eietätspflicht, Nichts zu unternehmen, wodurd fein befonderer 
Bortheil zum Nachtheile und auf Koften der Gefammtheit des 
Vereins gefördert wurbe, geradezu entgegen handelte, 

Wir fönnten daher füglich über diefe Kündigung, ale einen 
woblberechtigten Act der preußifchen Regierung, binweggeben, 
wenn nicht auch hier wieder feltfam contraftirende Berficherungen 
und Betheuerungen, mit welchen die preußifchen Actenftüde durch— 
flochten find, den Zwed und die Bedeutung bdiefer Kündigung 
mit einem Schleier zu umbüllen fih bemühten, welder ver 
unter Bereinsmitgliedern geziemenden Offenheit nur nachtheifig 
fein kann. 

Die preußifche Regierung begleitete diefe Kündigung nicht 
nur mit einer Proteftation Dagegen, daß fie bierdurd ben 
Berein zu löfen beabfichtige, fondern fie wies fogar jeden 
etwa „von außerhalb her’ zu erwartenden Verſuch, mit der Kün- 
digung einen Gedanfen an die Löfung des Bereins in Verbindung 
zu bringen, ald eine böswillige Infinuation zurück. Uns fcheint 
indeffen die Anficht nicht ganz unberecdhtigt, daß in diefer Ver— 
wahrung eine Protestatio facto contraria liege. Bisher fonnte 
man ed wenigftend ale etwas im Leben und in dem Verkehr der 
Privaten, wie der Staaten, fehr Ungewöhnliches und Befrem- 
dendes betrachten, daß Jemand feinen Wunſch, ein beftehendes 
Vertragsverhältniß zu erhalten und fortzufegen, und feine In— 
bignation gegen Alle, welche ihn des Gedankens an die Löfung 
bes Berhältniffes böswillig beſchuldigen möchten, dadurch zu er- 
fennen gibt, daß er — das Bertragsverhältnig kündigt. 

Die Kündigung des preußifchen Antheils an dem Zollvereine 
war eine Nothwendigkeit, welche Preußen ſich felbft auferlegt 
hatte, indem es mit Hannover einen Separatvertrag ſchloß und 
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in dieſem fich verpflichtete, den Zollverein aufzulöfen und bie 
Trümmer beffelben dem preußifch - bannöver’fchen Vereine zuzu- 
führen. Wären die übrigen Zollvereinsftaaten wirklich finanziell 
fo abhängig von ihrer Zolleinigung mit Preußen, wie ung dies 
die preußifche Preffe und die Gothaer Drgane verfihern, dann 
würde die Meinung des Preußifchen Wochenblatts der Wahrheit 
fehr nahe gefommen fein, daß eine Kündigung Seitens Preußen 
die Zollvereinsregierungen aus ihrer Sicherheit über das Fort: 
befteben bes Zollvereind aufrütteln, fie an die Pflichten der Danf: 
barfeit gegen Preußen erinnern, fie zum Aufgeben ihrer negiren- 
den Politif gegen bie preußifchen Unionsprojecte veranlaffen 
müfle. Thatfächlich hatte die Kündigung jedenfalls den Erfolg, 
daß den übrigen Zollvereinsregierungen der ihnen durch die Zoll 
vereinsverträge geficherte Boden der Gleichberechtigung mit Preu- 
Ben auf den Zollconferenzen entrüdt, und daß nun nicht auf der 
Grundlage der Zollvereinsverträge verhandelt wurde, auf welcher 
jede andere Bereinsregierung mit demfelben Rechte, mit welchem 
Preußen die Aufnahme des Steuervereing proponirt haben würde, 
befugt gewefen wäre, den Anfchluß Oeſterreichs vorzufchlagen, 
fondern daß auf der Grundlage des Septembervertags verhandelt 
wurde, auf welcher die übrigen Zollvereingregierungen ganz uns 
berechtigte Dritte find, welchen jede Bedingung für ihre Auf- 
nahme geftellt werden fonnte, insbefondere auch bie, daß von 
einer Berhandlung mit Defterreich vorläufig feine Rede fein dürfe, 

Wir behaupten nur, daß dies der thatſächliche Erfolg der 
Kündigung Preußens war. Daß au in der Abficht, diefen Er» 
folg herbeizuführen, die Kündigung geſchah, wagen wir dagegen 
nicht zu behaupten; obwohl wir offen befennen, dag wir durch 
die Erläuterung, welche die preußifchen Actenftüde felbft über bie 
Motive und den Zwed der Kündigung enthalten, keineswegs zu- 
friedengeftellt fein können, 

Schon das Circular vom 11. November 1851 betont, daß 
die Kündigung der Zollvereinsverträge eine blos formelle fei. 
Die Form der Kündigung, beißt es fodann, fei aus Notb- 
wendigfeit geboten, theils um die Ausführung des Vertrags 
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vom 7. September im Zuſammenhang mit den Vereinsderträgen 
zu ermöglichen, theils um fonflige der Erledigung bedürfende 
Punfte zu veguliven, wie dies nicht blos preußifcher Seits, fon- 
ders auch von. Seiten anderer Bereinsflaaten gerrünfdt werde. 
Preußen erfülle ſonach durch die Kündigung eine Pflihtz es 
betrete dadurch den Weg, auf welchem einzig und alfein bir 
Fortfesung des durch die Vereinigung des Steuervereins er- 
weiterten Zollvereind, unter Befeitigung fühlbar geworbener 
Mängel, mittelft gemeinfamen freundlichen Benehmens geregeft 
werden fünne. — Weiter befagt die die Kündigung den Bereind- 
vegierungen mittbeilende Note wörtlich : „Im dem gedachten 
Bertrage (vom 8. Mai 1841) ift verabredet worden, 
dag, wenn auf der einen oder andern Geite bie A 
fit befteben folfte, felbigen nit unverändert in 
die neue Periode übergeben zu Laffen, ſolche Abficht 
fpäteftens zwei Jahre vor deffen Ablauf zu erfen- 
nen gegeben werben folle Die fünigliche Regierung be— 
findet fih, wie bies auch bereits bei der Mittheilung des Ber- 
trags vom 7. September wegen ber Bereinigung des Steuerver- 
eins mit bem Zollvereine angebentet worden, in der Lage, die 
Abſicht zu erkennen zu geben, bie Zollvereinsverträge nur umter 
denjenigen Modificationen in die neue Bereinsperiode übergeben 
zu laſſen, welche fih eines Theils unmittelbar oder mittelbar 
ans dem Bertrage vom 7. September, andern Theils aus den 
gefammelten Erfahrungen ergeben — Mobificationen, welche in 
ber einen ober in der anderen Weife auch auf Seiten der übri— 
gen Mitglieder des Zollvereind als wünfchenswerth betrachtet 
werden. Indem der äußerfte Termin für eine Erflärung darüber 
in Rüdfiht auf die im Art, 8 des Vertrags vom 8. Mai 1841 
vorgefebene Verpflichtung und Befugniß mit dem letzten Derember 
1851 berannaht, glaubt die Königl. Regierung, um dem ver: 
tragsmäßigen Erforderniß einer folden ausdrüdlichen Eröffnung 
zu genügen, fich nicht entziehen zu dürfen, gegenwärtige Erflä- 
rung an fämmtliche mit ihr zum. Zollvereine verbimbene Regie 
rungen zu richten, zu feinem andern Zwede, als um bie 
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durch jenen Bertrag ale notbwendig gebotene Kün— 
Dignng formel nicht zu verabfäumen, und damit den 
eg zu betreten für die Eröffnung der Verhandlungen über die 
Fortfeßung des erweiterten Zollvereind. Preußen glaubt, indem 
es die Pflicht erfüllt, mit biefer Erflärnng vorzugehen, dabei 
nicht blos im eigenen, ſondern aud im Namen ande 
rer Bereinsfaaten zu handeln, bie wohl auch ihrer 
Seits den einen oder den andern Punkt zur Sprache gebracht 
hätten, biefes aber im der zuverfichtliden Erwartung 
unterließen, daß die Anregung von Preußen erfolgen würde,” 
Endlich fpricht ſich noch die Depeſche vom 8. Detober 1852 über 
Motive und Zwed ber Kündigung fo aus: „Preußen fehrist 
demmächft zu der formellen Kündigung der Zollvereinsverträge, 
nicht um lange beftandene Berbältnifle zu löſen, fondern einzig 
und allein, um, unter Defefligung derfelben, die 
Bahn zu Öffnen für die Verhandlungen, welche nothwendig waren, 
ſowohl um des Septembervertrages willen, als auch um andere 
bei dem lebergange in eine neue Vereinsperiode ber Verſtändi— 
gung. bebürfende Punkte zu reguliren. Preußen erfüllte 
mit diefem Schritte eine Pflicht. Es nabm folde 
anf ſich zugleih in der Borausfegung, daß fonft doch von 
ber einen oder der andern Seite eine Kündigung, 
eingetreten wäre” 

Die Tendenz dieſer künſtlich geflochtenen Gast iſt 
vollkommen Kar. Sie ſollen dag Odium der Bertragsfündigung 
bei dem Publiftum von Preußen dadurch abwenden, daß fie 

1) die Kündigung ale eine bloße Form hinftellen, welde, 
auf den Fortbeftand des Zollverein ohne Einfluß, nach den Be- 
flimmungen bes Zollvereinsvertrage vom 8. Mai 1841 unerläß- 
lich nothwendig war, um dem Anſchluß des Steuervereind und 
diejenigen Abänderungen ber Zollvereinsgeſetzgebung, welche zum 
Zwede ver Herbeiziehung des Steuervereind vorgenommen wer⸗ 
Den müffen, möglich zu machen; — daß fie ſodann 

2) der Meinung Eingang zw verfchaffen fuchen, diefe Küns 
bigung, eben weil fie vertragsmäßige Borausfegung für eine den 
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Wünfchen und Intereffen des Vereins entfprechende Verbefferung 
ber Zollvereinsgefege fei, fei eine Pflicht Preußens gewefen ;— 
daß fie endlich 

3) den Glauben erregen, aud andere Bereinsregierungen 
hätten, um bie von ihnen angeftrebten Bervollfommnungen bes 
Zollvereind und feiner Geſetzgebung möglich zu maden, zur 
Kündigung fehreiten müffen, und Preußen Habe evelmüthig ihnen 
diefe odiöfe Pflicht abgenommen, 

In der That fhien man im Publifum die Tragweite ber 
Kündigung dur das fie umgebende Wortgepränge nit durch» 
bliden zu können. Die Beſtürzung, welche der Kündigung im 
Publifum und in der Tagespreffe einen Augenblid gefolgt war, 
machte fofort der berubigenden Ueberzeugung Pak, daß dies ein 
ganz unverfänglicher, aus blos „formellen“ Gründen im gemein» 
famen Intereffe des ganzen Vereins unternommener Schritt fei, 
der, weit entfernt, auf eine Sprengung des Zollvereing hinzu⸗ 
deuten, nur den Anfchluß des Steuervereins und bie dadurch 
bedingten Modificationen der Vereinsgeſetzgebung er möglichen 
follte. Man überfab, daß ſchon durch den Septembervertrag 
der Zollverein gefprengt, ein Preußifch-Hannöver’fher Verein an 
feine Stelle gefeßt war; man träumte auch nad der Kündigung 
noch, daß dadurch, wie es auch die preußifche Depefche vom 8. 
Detober 1852 verfichert, der Zollverein nur befeftigt (X) wor— 
den ſei; und als fpäterhin auf den Berliner Gonferenzen die 
Zollvereinsregierungen Anftand nahmen, dem einfeitig von Preußen 
aufgeftellten Programme fofort fi) zu unterwerfen, fonnte man 
noch ganz verblüfft fragen, wer denn eigentlich den Zollverein 
fprengen wolle? 

Ein Jeder, welcher jene Erläuterungen der preußiichen 
Artenftüde über die Motive der Kündigung Preußens aufmerffam 
erwägt, wird, noch ehe er von den Zollvereinsverträgen und na— 
mentlih von dem als befonders maßgebend und die Nothiven- 
digfeit der „formellen“ Kündigung involvirend bezeichneten Art. 
8 des Vertrags vom 8. Mai 1841 Einficht genommen bat, ver= 
wundert fragen : wie wohl die Gontrabenten des Zollvereing 
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auf die unbegreiflihe Idee verfallen fein fünnten, eine Stipu- 
fation in die Verträge aufzunehmen, wonad eine Erweiterung 
des Bereing durch Aufnahme neuer Mitglieder, oder eine Ver— 
vollfommnung oder Berbefferung deffelben durch zweckmäßige und 
für das gemeinfame Bereinsintereffe fürderlihe Modifwationen 
der Vereinggefeßgebung bedingt fei und eingeleitet werden müffe 
durch eine vorausgehende Kündigung des Vereins von Seiten 
eines Vereinsmitgliedes? Der gefunde Menfchenverftand belehrt 
ung ſchon, daß eine Kündigung nichts anders ift und fein kann, 
als die Erflärung, daß man fi von dem beftehenden Vertrags: 
verhältniffe Tosfagen, daffelbe aufheben wolle. Auch wer bedingt 
feine Theilnahme an einem Vereine kündigt, d. b. für den Fall, 
daß der Berein ſich nicht zu den als Vorausfegung für die fer- 
nere Betbeiligung verlangten Gonceffionen verfteben würde, nimmt 
dadurch immerhin eine Stellung außer dem Vereine, Töft in 
Wirflichfeit fein Berhältnig zu demfelben, indem er nur gleich- 
zeitig die Unterhandlung wegen feines Wiedereintrittes anfnüpft. 
Die Diftinetion zwifchen einer „formellen“ und einer that— 
fählihen Kündigung ſcheint eine juriftifhe Entdeckung der 
preußifchen Diplomatie zu fein, die, wenn fie auch von ber 
Tagespreffe gläubig aboptirt wurde, in der deutſchen Jurispru- 
denz noch zur Zeit das Bürgerrecht nicht erlangt hat. 

Was uns fhon der gefunde Menfchenverftand fagt, das be» 
flätigt ung der Inhalt der Zolfvereinsverträge. Diefe verftehen 
unter einer Kündigung des Zollvereing nichts anderes, als eine 
thatfächliche Rosfagung von demſelben. Bergebens wird man. in 
diefen Verträgen eine Andeutung fuchen, welde die feltfame Be; 
hauptung der preußifchen Actenſtücke, daß die Kündigung des 
Zollvereing ein Mittel feiner Befefigung, oder ein für 
feine Erweiterung oder Ausbildung nothwenbig zu beobadhtendes 
vorbereitendes Formale fei, zu rechtfertigen vermöchte. Der Art. 
8 des Zufagvertrags vom 8. Mat 1841, aus weldem bie preu= 
ßiſchen Actenſtücke die Notbwendigfeit der formellen Kündigung 
ableiten, enthält in der That nichts anderes, ale diejenigen Be— 
dingungen, unter welchen jedes Bereinsmitglied, wenn es nach 

Zollverein Kriſis. 3 
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Ablauf der Vereinsperiode dem Bereine nicht länger angehören 
will, aus bemfelben zu fcheiden berechtigt iſt; er beſtimmt, in 
Wiederholung des Art. 41 der Grundverträge, daß die Künbi- 
gung der Regierung, welche fih von dem Bereine losſagen will, 
fpäteftegs zwei Jahre vor Ablauf der zwölfjäbrigen Periode er- 
folgen muß, daß die Verabfäumung biejer Kündigung die Ber- 
einsmitglieder anf weitere zwölf Jahre bindet : einer Berpflich- 
tung derjenigen Zoflvereinsmitglieder aber, welche Abänderungen 
und Mobdificationen der Zollvereinsverträge herbeizuführen beab» 
fihtigen, den Verein zu Fündigen, iſt weder in jenem Art. 8, 
noch fonft wo, aud nur mit einer Sylbe gedacht. Iſt nicht der 
Bertrag vom 8. Mai 1841 ſelbſt ein fprechendes Argument ger 
gen die von preußifcher Seite behauptete Nothwendigkeit der for- 
mellen Kündigung, da den in diefem Bertrage enthaltenen, ge- 
legentlih bes Uebergangs in eine neue Periode vereinbarten 
Mopificationen eine Kündigung von Seiten derjenigen Mitglieder, 
welche diefe Modificationen betrieben, keineswegs vorausgegan- 
gen ift? | 

Nah den Grundverträgen bes Zollvereind ift ber ver- 
tragsmäßige Weg, welden ein Vereinsmitglied zu betreten 
bat, um die von ihm angeftrebten Modificationen, Abänderungen 
u. f. w. herbeizuführen, der, daß es feine Anträge und Bor- 
ſchläge auf die Zolfeonferenz bringt, daß es bier die übrigen 
Bereindregierungen von ber Zwedmäßigfeit feiner Borfchläge zu 
überzeugen und deren Zuftimmung auf die für Vereinshefchlüffe 
erforderliche Weife zu erwirfen fucht, Diefer Weg ift bie daher 
ftets von allen Vereinsregierungen und zum wahren Gedeihen 
des Zollvereind eingehalten worden, und bie preußiſche Regierung 
bat für ihre jetzt beobachtete abweichende Verfahrungsweife fei- 
nen Präcedenzfall anzuführen, Auch jest bat, außer Preußen, 
feine Bereinsregierung daran gedacht, ben Bertrag zu fündigen, 
obwohl mehrere von ihnen Anträge auf Abänderung der Ber- 
einsverträge beabfichtigt und auf den Berliner Conferenzen wirf- 
lich geftellt haben, Zu bedauern ift ed deshalb, daß die preufi- 
ſchen Astenftüde feinen näheren Auffchluß darüber gewähren, wer 
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wohl diejenigen Bereinsregierungen find, denen Preußen durch 
feine Kündigung zuvorgefommen ift und benen es das Odium 
der Vereinsfündigung abgenommen bat. 

Die Bereindregierung, welde fündigt und zugleich diejeni⸗ 
gen Modificationen proponirt, unter welden fie das Vertrags⸗ 
verhäftnig zu erneuern, oder, wie ſich die preußifchen Actenftüde 
ausdrüden, unter welchen fie „die Vereindverträge in die neue 
Periode übergehen zu laſſen beabfichtige”, hat damit ſchon ben 
weit von dem Boden der VBereingverträge wegführenden einfeiti- 
gen Weg betreten und an den Tag gelegt, daß ihr Sonber- 
intereffe den Sieg über das Sammtintereffe des Vereins davon⸗ 
getragen habe. Iſt mit einer ſolchen Handlungsweile die Ueber- 
zeugung der fündigenden Regierung verbunden, daß fie dem 
Bereine unentbehrlich fei, daß die übrigen Vereinsregierungen 
quand mẽême bie verlangten Eonceflionen bewilligen und fie um 
jeden Preis zu halten fuchen werben : dann ift die Kündigung 
eine That, welche die Beftimmungen der Verträge über das zur 
Herbeiführung von Mobdificationen und Abänderungen erforber- 
fiche einmüthige Zufammenwirfen aller Vereinsmitglieder auf bie 
Seite, und an bie Stelle der Vereinsbeſchlüſſe die Vorſchriften 
der fündigenden Regierung fest. Iſt endlich ein folder Schritt 
auch noch von wortreichen Betheuerungen begleitet, daß man 
„Sein ausſchließliches Intereſſe verfolge, dem nur durch Aufopfe- 
rung eigenthümlicher Intereflen anderer tbeilnehmender Staaten 
Genüge gefchehen fönnte,” daß man „dabei von den gemeinja- 
men Zweden des Bereind, von dem Grundſatze gleihmäßiger 
Gerechtigkeit und Billigfeit aller gegen alle Bereinsmitglieder 
ausgehe,“ dag man dabei „auf deufelben Geiſt, diefelben Gefin- 
nungen, die den Verein zuerft gegründet haben, rechne ; dann 
— — Doch wir begnügen ung, zum Schluffe diefes Capitels 
noch hervorzuheben, daß die preußiſche Denkſchrift vom März 
1852 ganz ernfthaft die Frage : ob der im Separatartifel 12 
der Zollvereinsverträge niedergelegte Orundfag, wonach zur Bil 
dung eines verbindlichen Beſchluſſes auf ben Generalconferenzen 
die allfeitige Uebereinſtimmung erforderlich iſt, zu modi⸗ 
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fieiren fei? einer gründlichen Unterſuchung unterwirft und fchließ- 
lich, wegen ber dabei in Frage fommenden Jura singulorum 
u. ſ. mw. die Beibehaltung dieſes Grundfages in der Hauptſache 
empfiehlt ! 


IV. 
Die Einladung zu den Wiener Konferenzen. 


Durch Eingehung des Eeptembervertragse und durch Kündi— 
gung der Zollvereinsverträge von Seiten Preußens war in der 
Entwidelungsgefchichte des Zollvereins eine Epoche berbeigeführt, 
melde die ganze Aufmerfjamfeit Oeſterreichs auf fih ziehen 
mußte. Die Reformen feines Zollfpfiems waren beendigt, jene 
Prineipien und Einrihtungen entfernt, weldye bisher verhindert 
hatten, daß diefer Staat die ihm aud in Anfehung der Handele- 
intereffen gebührende Stelle im deutfchen Staatenverbande ein- 
nehme. Eine Reconftruirung des Zollvereing ftand bevor, und 
zwar unter Theilnahme von Regierungen, welche demfelben bis— 
ber fremd gewefen waren. Was fonnte diefer Sachlage ange- 
meffener, was praftifcher fein, als daß Deflerreich diefen günſti— 
gen Moment für feine Tängft beabfichtigte Annäherung an den 
Zollverein benügte und ſich ebenfalld an dem Werfe der Necon- 
firuirung betheiligte? Am 25. November 1851 verfündete das 
Neichsgefegblatt Ten neuen öfterreidifchen Zolltarif, der am 1. 
Februar 1852 in Wirkfamfeit treten und dem übrigen Deurfc- 
land bie fiherfie Garantie dafür gewähren follte, daß Oeſterreich 
alle Hinderniffe, die der Nealifirung des großen Planes eines 
mitteleuropäifchen Handelsbundes entgegenftanden, felbft mit em- 
pfindfihen Opfern zu überwinden bereit fei. Damit auf den be: 
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vorftebenden Berliner Zollconferenzen ein Eingehen auf bie öfter: 
reichifehe Handelsverbindung möglich fei, fehien eine vorbereitende 
Berathung, welche die betheiligten Staaten von den Abfichten 
und Borfchlägen Oefterreihs in Kenntniß feßen, das, was von 
Defterreih zu erwarten und ihm zu gewähren fei, feftftellen, 
überhaupt die Grundlage und das Material für die Berliner 
Gonferenzverhandlungen in ihren Beziehungen zu Deflerreich 
fchaffen follte, nothwendig, zu weldher Vorberathung ein Rund» 
fchreiben des öfterreihifchen Gabinets auf den 2, Januar 1852 
einlud. 
Preußen lehnte die Einladung ab. 

Bon Preußen lagen die wiederholten Erflärungen vor, daß 
auch von feiner Seite eine demnächſtige Handelsverbindung mit 
Defterreich ald fegensreiches Ziel der Beftrebungen aller Zollver- 
einsregierungen anerfannt werde, Das Einfadungsfchreiben des 
Fürften Schwarzenberg ftellte nur in den allgemeinften Umriffen 
einen Zolls und Hanbelsvertrag mit den nöthigen Garantien für 
das dereinftige Zuftandefommen einer in ihren Grundfägen feit- 
zuftellenden deutfch-öfterreichifchen Handels- und Zolleinigung als 
mittelbaren Gegenftand der Verhandlungen in Ausſicht. Als 
nächften Zwed diefer Berfammlung bezeichnete Deflerreich aus— 
drücklich: „die Vortheile, welche es durch einen foldyen Vertrag 
zu gewähren in dem Falle fein würde, und jene, die ed dagegen 
zu erlangen gebenfe, den Bevollmächtigten vorzulegen, um fie in 
den Stand zu fegen, die in Berlin zu pflegenden Berhandlungen 
mit voller Kenntniß der öfterreihiihen Vorſchläge 
beginnen und ſonach Tegteren jene Berüdfihtigung angedeihen 
laffen zu fönnen, welche fie nach der Ueberzeugung ber öfterreichi- 
fhen Regierung verdienten,” Die Ablehnung Preußens, bdiefe 
blos vorbereitende, blos informirende Berfammlung zu be— 
ſchicken, auf welcher noch nicht bindende Beſchlüſſe gefaßt, fon: 
dern nur Aufichlüffe darüber gegeben werden follten, was Defter- 
reich dem Zollvereine zu bieten bereit fei, welche Gewährungen 
es feinerfeits verlange — diefe Ablehnung Täßt nur eine Erflä- 
rung zu, nur die, daß man es im Intereſſe der preußiſchen 
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Politit fand, feine Verbindung zwiſchen Deflerreih und dem 
Zollvereine zuzugeben und fehon einer bierauf gerichteten vorläu— 
figen Unterhandlung eine Berneinung entgegen zu fegen. 

Oder ift ein anderes Motiv denkbar, welches die preußifche 
Regierung zu der Ablehnung veranlagt haben Fünnte ? 

Hielt man vielleiht die Einladung nah Wien in einem 
Augenblide, in welchem man fih zu dem Berliner Conferenzen 
rüftete, für intempeftiv, für vprgreifend, für eine eiferfüchtige oder 
feindfelige Gegendemonſtration, berechnet darauf, die Bereindregie- 
rungen den Zweden der Berliner Conferenzen zu entfremden 
und die günftigen Refultate derfelben im Keime zu verderben? 
Unmöglih. Ihrem far ausgefprochenen Zwecke nach mußten die 
Beratungen in Wien den Bereinbarungen in Berfin nothwendig 
vorausgehen : jene hatten für diefe eine vorbereitende und ins 
fiructive, aber feine präjudiziehe Bedeutung. Die Einiadung 
nah Wien und die Eröffnungsrede des Fürften Schwarzenberg 
waren in fo freundlichen Formen ergangen, in einem fo verföhn- 
lichen Tone gehalten, berührten mit fo viel Anerkennung die Schritte, 
welche Preußen bis dahin in der Zollvereinsangelegenpeit gethan 
hatte, hießen den Septembervertrag als einen Fortſchritt auf der 
Bahn der allgemeinen deutſchen Zoll- und Handelseinigung umd 
als einen Beweis, dag audy die größten ihr entgegenftebenden 
Schwierigkeiten überwunden werden fönnten, fo willfommen, 
nabmen auf bie bevorfiehenden Berliner Eonferenzen fo achtend 
Rückſicht, daß man preußifcher Seits auch bei allem Suchen fei- 
nen Borwand zum Mißtrauen hätte finden können. — Oder trug 
vielleicht die Sache in ſich ſchon die fiheren Symptome ihrer 
Erfolglofigfeit, war vielleicht nach dem in ber Depefche des Für: 
fen Schwarzenberg aufgeſtellten Programme fchon erfichtlich, daß 
auf diefer Grundlage eine den wahren Intereſſen des Zollvereins 
und der preußifchen Negierung entfprechende Vereinbarung mit 
Defterreich unmöglich zu erzielen fei? Defterreich hatte die in der 
Denfihrift vom 30. Mai 1850 unter ganz andern Zeitverbält- 
niffen aufgeftellten Zolfeinigungsprojeete mit einem die handels⸗ 
politiſche Autonomie der Vereinsſtaaten beſchränkenden Bundes- 
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tathe, dem ſich zu unterwerfen Preußen wohl hätte Anftand 
nehmen mögen, fallen laffen; der neu entworfene Plan ging im 
feinen Rüdfihten gegen Preußen fo weit, daß er, ale ein „Ent 
wurf der allgemeinen Artifel eines Handels- und Zoll» und 
eined eventuellen Zolleinigungsvertrags zwiſchen Defterreich und 
den in deſſen Zollverband aufgenommenen (italienifchen) Staaten 
einer, und Preußen fammt den übrigen mit ihm zu einem 
Zollvereine verbundenen Staaten anderer Seite,” die Selbft- 
ftändigfeit der beiden zu unirenden Zoflgruppen aufrecht hielt, 
Preußen am der Spige der nördlichen Gruppe flehen, allen poli—⸗ 
tiſchen Einfluß und alle Praͤponderanz innerhalb diefer Zollgruppe, 
welche Preußen als Früchte feiner Stellung im Zollvereine zw 
betrachten gewohnt war, unbeeinträchtigt und unangetaftet ließ. 
Defterreih war in der Grundlage des Bertragsentwurfd bis zur 
Außerften Grenze der Rachgiebigfeit gegen Preußen vorgegangen; 
es hatte Alles, was Preußens Mißtrauen und Eiferfucht ald 
eine Gefährdung feiner politiſchen Autorität hätte auffaffen fönnen, 
preisgegeben, foweit dies möglich war, ohne dem Streben nady - 
dem bantelspolitifchen Ziele ſelbſt gänzlich zu entfagen. Auch 
einzelne Artifel, wie die beiden Artifel 12 der Entwürfe ded 
Handels: und Zollvertrags und des Zolfeinigungsvertrags mit 
ihren Goroffarien, fonnten, foferne fie Preußen mißfällig waren, 
diefes nicht bindern, ſich wenigſtens zu einer Erörterung der Ent- 
würfe berbeizulaffen; denn gerade dazu follten die Erörterungen 
dienen, etwaige Anftände vorzubringen, wie denn in der That dad 
Reſultat derfelden, au ohne Preußens Theilnahme, darin bes 
land, daß nebft diefen Artifeln 12 alled das aus den öfterreichi- 
fchen Entwürfen entfernt wurde, was als Conſequenzen des in 
der Dentierift vom 30. Mai 1850 aufgeftellten Principe in die 
neueren Entwürfe übergegangen war. 

Doch während wir vergebens nach einem plaufibelen Motive 
der Abtehnung der preußifchen Regierung, an der Wiener Be- 
rathung fich zu betheiligen, forfchen, liegt ung die Entdedung fo 
nabe. Die Depefche des Freiheren von. Manteuffel macht aus 
biefem Motive feine Hehl. Indem fie in allem Uebrigen fi 
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mit den Neußerungen bes öfterreichiichen Cabinets vollfommen 
einverfianden erklärt, indem fie wiederholt fih der Hoffnung hin— 
gibt, „daß eine die gegenfeitigen Handels- und Berfehröverhält: 
niffe im weiteften Umfange umfaffende, die Bebürfniffe der Gegen 
wart, wie die Anforderungen der Zufunft gleichmäßig wahrneh— 
mende Lebereinfunft zwifchen dem bandelspolitiih neu geftalteten 
Defterreih und dem erweiterten und neu geftalteten Zollvereine 
auf eine dem befondern, wie dem allgemeinen Intereſſe entfpre- 
hende Weiſe zu Stande zu bringen fein würde”, findet fie in 
dem von ber Öfterreichifchen Regierung für die Wiener Berathun- 
gen auderfebenen — „Momente“ Hinlänglihen Anlaß, von 
einer Beſchickung der VBerfammlung zu abftrahiren. 

Die preußische Depefhe vom 5. December 1851 bemerft 
nämlid) : 

„Dei dem (in Folge des Septembervertrags und der Kün— 
digung des Zollvereins) noch obwaltenden Mangel an formeller 
Gewißheit über den fünftigen Umfang des durch Zutritt des 

. Steuervereins erweiterten Zollvereinggebieted und bei der unbe: 
bingten Abhängigfeit, in welder ſich die handelspolitifhen In— 
tereffen von diefem Umfange befinden, ift die Königl. Regierung 
ferner nicht im Stande zu ermeifen, welde Aenderungen in ber 
Geſetzgebung und den Einrichtungen des Zollvereind aus den, 
wegen Fortdauer des letztern einzuleitenden Verhandlungen her- 
vorgehen werden. Sie befindet fi inmitten einer Entwidelung, 
welde jedenfalls neue Verhältniſſe hervorbringen wird, deren 
fonftiger Verlauf und Ergebniß aber von ihrem Willen allein 
nicht beftimmbar und deshalb zur Zeit unberechenbar ift. Wie 
die Kaiferliche Negierung ihrer Seits den Augenblid zur Eröff- 
nung von Unterhandlungen erſt dann gefommen glaubte, als fie 
die Umgeftaltung ihres bandelspolitifhen Syſtems abgefchloffen 
hatte, indem erſt in dieſem Augenblicke klar zu Tage gelegt wer- 
den fonnte, was von ihr zu erwarten fei, und eine feſte Grund- 
lage für die Verhandlungen von ihrem Standpuncte aus gewon— 
nen war; fo glaubt dig Königl. Regierung ihrer Seite in folche 
Unterbandfungen nicht cher eintreten zu können, bevor nicht die 
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jest eingeleitete neue Geftaltung des Zollvereind zum Abſchluſſe 
gediehen ift. Bis dahin würde es, wie die vorftehend dargeftellte 
und alfgemein befannte Lage der Berhältniffe ergibt, an berjeni- 
gen Grundlage fehlen, welde ganz vorzugeweife bei handels— 
politischen Verhandlungen umfaffender Art unentbehrlich ift, näm— 
lich an der Gewißheit über den zum Ausgangspunfte der Unter- 
handlungen zu nehmenden factifhen Zuſtand.“ 

In der ganzen traurigen Entwidelungsgefchichte der Zoll 
vereinsfrage bleibt der „ungeeiguete Augenblid” der Cardo, auf 
welchem fich die preußifche Diplomatie ausweichend bewegt; und 
doch konnte fie fein Argument wählen, weldes fie in handgreif- 
lichere Widerfprüche verwideln mußte, als dieſes. Mean beachte 
nur Folgendes : 

Als Preußen den Septembervertrag mit Hannover abfchloß, 
war ed der Anficht, der Anfchluß des Steuervereind marhe eine 
vollftändige Erneuerung des ganzen Vereins durch Kündigung 
und Neconftruirung beffelben notbivendig ; Preußen hielt alfo, 
bem Steuervereine. gegenüber, den Augenblid momentaner 
Auflöfung bebufs einer totalen Neugeftaltung unter Zuſam— 
menwirfen aller, fowobl der älteren, als der neu 
aufzunehmenden Mitglieder zur Anfnüpfung neuer Ver— 
bindungen nicht nur für den geeignetften, fondern auch für den 
allein möglichen. Defterreich war derfelben Anficht wenigſtens 
in foweit, ald es den Augenblid einer ohnehin flattfindenden Re— 
organifirung des Vereins für geeigneter, als jeden andern, hielt, 
um die zur Herbeiführung eines Vertrags und einer eventuellen 
Einigung nöthigen Schritte zu thun. Es nahm den Augenblid, 
da Preußen gefündigt hatte, wahr, um durch Beröffentlichung 
feines neuen Tarifs die Kluft, welche ed von dem übrigen Deutfch- 
land noch ſchied, raſch zu überfchreiten, es benußte die Zeit zwi— 
ſchen der preußifchen Kündigung und den Berliner Conferenzen, 
um den Bereinsregierungen feine Intentionen und feine Borfchläge 
betreffs feiner Verbindung mit dem Zollvereine vorzulegen, und 
ed fonnte darauf Hin wohl erwarten, dag man das Recht, wel- 
ches Preußen ohne Weiteres und ohne die Vereingmitglieder 
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darum zu fragen, den Staaten bes Steuervereind als etwas fich 
ganz von ſelbſt Verftehendes vindizirt hatte, auch ihm nicht vor⸗ 
enthalten werbe. Aber fiehe da, Preußen batte plößlich feine 
Anficht über den „geeigneten Augenblick“ für den Anſchluß neuer 
Bereinsmitgfieder und die deshalb zu führenden Verhandlungen 
diametral geändert. Während es nur wenige Donate vorber 
Hannover mit dem Zoffvereine nicht verbinden zu fünnen glaubte, 
ohne durch feine Kündigung den Berein in feine Beſtandtheile 
aufzulöfen und die Aufnahme des Steuervereins in den allge> 
meinen Wiederaufbau einzufäpließen, muß Defterreich jest von ibm 
bören, daß fein Anſchluß „inmitten einer Entwickelung“ unaus- 
führbar und erſt dann möglich fei, wenn der in feine Bekand- 
tbeile aufgelöfle Zollverein wieder bergeftellt fein werde. 

Es ift nicht unmtereffant, die Anfichten und Behauptungen, 
welche fih ang den preußifchen Aetenftüden ergeben, je nachdem 
fie Hannover oder Defterreih gegenüber ausgefprochen wurden, 
zur befferen Ueberſicht neben einander zu flellen : 

1) Gegenüber Hannover fönnen die Abänderungen und 
Modificationen der BVereinsverträge, welche mit dem Anfchluffe 
eines neuen Vereinsmitgliedes nothwendig werden, unmöglich im 
Laufe einer Bereinsperiode und während bes Beflebens des Zoll⸗ 
vereins vereinbart, vielmehr fönnen fie nur durch eine Kündigung 
und Reconfiruirung des. Zollvereind vermillelt und ermöglicht 
werben, weshalb dasjenige Vereinsmitglied, welches folde Mobi- 
ficationen herbeiführen will, nad; den VBereinsverträgen zur Küns- 
digung verpflichtet il. Gegenüber Oeſterreich fehlt es in— 
mitten der Entröidelung zwiſchen Kündigung und Reconftrwirung 
des Zoffvereind an einer feften Grundlage, auf welcher allein 
ſolche Modificationen und Abänderungen ber Zolfvereinsgejeg- 
gebung vereinbart werden fönnen; hierauf bezügliche Verhand⸗ 
fungen müffen daher nothwendig auegefegt bleiben, big nady 
Wiederherſtellung des Zolfvereing dieſe feſte Grundlage wieder 
gewonnen if. 

2) Gegenüber Hannover war es bei Abſchluß eines 
Einigungevertrags eine ganz indifferente Frage, in weldem Um⸗ 
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fange fih außer den beiden contrabirenden Theilen Preußen und 
Dannover auch noch andere Staaten an dem Vereine berheiligen 
würden, da Preußen ja mit feiner Kündigung vorzugehen im 
Begriffe war und die Zukunft erſt zeigen fonnte, 06 und wie weit 
fich die übrigen Staaten des Zoll» und des Steuervereind durch 
Unterwerfung unter die Stipulationen des Septembervertvags an 
dem zu erneuernden Bereine betheiligen würden; gegenüber Hans 
nover war alfo der Umfang des Vereinsgebietes ohne allen Ein— 
ffuß auf die bei Abfchluß eines folchen Vertrags zu berückſich⸗ 
tigenden handelspolitifchen Intereſſen. Gegenüber Defters 
reich dagegen war es ja fonnenflar, daß „bei der unbebingten 
Abhangigkeit, in welchem fi) die handelspolitifchen SIntereffen von 
dem Umfange des Zollvereinsgebietes befinden”, es vor wieder 
bergeftelltem Zollvereine ganz unmöglich war, Anhaltspunfte für 
die Beflimmung eines Vertrags mit Defterreih zu gewinnen, 

3) Gegenüber Hannover hatte es gar nichts zu fagen, 
daß man zur Zeit des Abfchluffes des Septembervertrags nicht 
wiffen fonnte, wer denn die vom 1. Januar 1854 an mit 
Preußen zollvereinten Staaten, in deren Namen Preußen contras 
birte, fein würden; gegenüber Deflerreich lag es dagegen 
auf flaher Hand, daß, folange man nicht wußte, wer ſich dem 
Zollvereine wieder anſchließen werde, und folange biefe Bereini- 
gung nicht wieder bergeftellt und definitiv abgefchloflen war, es 
an einem „Rechstsfubjecte” fehle, mit welchem Oefterreich 
hätte contrabiren können. 

Wir müffen es der Einftcht des Lefers überlaffen, in biefen 
Erpofitionen der preußifchen Aetenflüde diejenige Harmonie zu 
finden, welche wir bisher vergebens darin gefucht haben. 

Die in den preußifchen Noten wiederholt vorgefehügte „Uns 
gewißheit des zum Ausgangspunfte der Verhandlungen zu neh« 
menden factifchen Zuftandes” würde ſicherlich nirgends als ein 
Hinderniß der fofort mit Defterreih anzufnüpfenden Unterhand« 
ungen fühlbar geworden fein, wenn Preußen in feinen Beftre- 
bungen hätte billig fein wollen. Wer hegte denn nad der blog 
„formellen“ Kündigung des Vereins, bie ja nicht deffen „Aufs 
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löfung, fondern deſſen Befeftigung” bezwerkte, irgend einen Zweifel, 
baß der Zollverein „mit denfelben Geſinnungen, mit denen er 
gegründet worden war, auch wieder erneuert werden würbe 2“ 
Preußen, wenn wir feinen Berficherungen glauben dürfen, felbft 
am allerwenigften. Wer zweifelte daran, daß der September- 
vertrag, mit fo wenig NRüdfichtönahme gegen die übrigen Bereing- 
regierungen er auch von Preußen einfeitig geichloffen worden 
war, und der Beitritt bes Steuervereind gleihwohl von allen 
Mitgliedern des Zollvereins willfommen geheißen, daß alle etwa 
fid) ergebenden Differenzen über die dem Septembervertrage zu 
Grunde gelegten Modificationen der Zollvereindgefepgebung leicht 
und in Freundfchaft auf der Berliner Eonferenz beigelegt werden 
würden, zumal ſchon damals in Hannover die Stimmung Gel- 
tung gewonnen hatte, daß man aud Mobdificationen des Sep- 
tembervertrags zum Opfer zu bringen bereit fi? Wo berrfchte 
alfo eine ernftliche Ungewißheit über den factifchen Zuftanb als 
Ausgangspunkt für die Unterhandlungen mit Defterreih. Be— 
zeichnet doc die Depeſche des Freiberen von Manteuffel vom 5. 
December 1851 die Ungemwißheit über den fünftigen Umfang des 
durch Zutritt des Steuervereind erweiterten Zollvereinggebietes 
ſelbſt als eine blos „formelle“ Ungewißheit. 

Angenommen aber auch, eine folche Ungewißheit fei nicht 
blos formell, fondern thatfächlich und materiell vorhanden ge 
wefen : gerade dann war ein gleichzeitiged Eintreten aller In— 
tereffenten in die Unterhandlungen um fo nothwendiger. Iſt es, 
wenn A, B und C in correfpective VBertragsverhältniffe zu ein- 
ander treten wollen, ein vernünftiges und billiges Verlangen des 
A, daß, bevor zwifchen ihm und B das Berhältniß geordnet 
fei, mit dem C nicht verhandelt werden dürfe? Könnte nicht mit 
derfelben Berechtigung der B einwenden, daß, bevor fein Ber: 
haͤltniß zu O factifch feftgeftellt,, es ihm an bem erforderlichen 
Ausgangspuncte für feine Verhandlungen mit A mangele, oder 
der C, daß, bevor er mit B ind Reine gefommen, er fein Ber- 
hältniß zu A noch nicht ermeffen könne? Wie wäre aus einem 
folden Wirrwarr ein Ausgang zu finden, wenn nicht ber gefunde 
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Menfchenverftand lehrte, daß bei der Herftellung correfpectiver 
Bertragsverhältniffe die Verhandlung eine fimultane fein muß, 
welche, um ung der eigentbümlichen Phrafeologie der preußifchen 
Noten zu bedienen, gleidzeitig die als Ausgangspuncte für 
die zu einander in Wechfelbeziehung flehenden Vertragsverhältniffe 
zu nehmenden factifhen Zuftände herftellt. So werben Privat- 
Sefchäftsleute in ähnlicher Lage handeln; für Staaten, welde 
mit einander pacifeiren, Tiegt fein Grund vor, von biefer durch 
die gefunde Vernunft an die Hand gegebenen Regel abzumeichen ; 
und gleihwie im Privatverfehr, fo wird man auch im Berfehr 
der Staaten unter einander bei demjenigen Gontrahenten, welcher, 
ungeachtet des neinandergreifend der zu fchließenden Vertrags⸗ 
verhältniffe, fi weigert, mit dem Dritten in Unterhandlungen zu 
treten, bevor er mit bem Zweiten abgefchloffen hat, zu dem Schluffe 
vollfoınmen berechtigt fein, daß es ihm nur um den Bertrag mit 
dem Zweiten zu thun fei, dem Dritten aber, fobald diefer Zweck 
erreicht ift, leicht die Thüre gewiefen werden könnie. 

Sin der That, ed war ein befcheidener Wunſch, den Oeſter⸗ 
reich in feiner Einladung zu den Wiener Conferenzen ausfpradp. 
Es handelte fih nit um Ablehnung eines Vertragsabſchluſſes 
und fefter Vereinbarungen, von denen damals noch feine Sprade 
war ; ed handelte fih nur darum, ob Preußen nur Defterreiche 
Borfhläge anhören, ob es dem Erfuchen, von denjenigen 
Eröffuungen, welche Defterreich in Beziehung auf eine allerjeits 
als wünfchenswertb anerfannte Angelegenheit zu machen bereit 
war, nur Notiz zunehmen und fie auf den Berliner Con⸗ 
ferenzen nur in Erwägung zu ziehen, durch Sendung eines 
Bevollmächtigten entfprechen wollte. Wir bezweifeln es, daß man 
es aud im gemeinen Privatleben anders, denn ald einen Act der 
Seringfhägung und der Vernadhläffigung der gewöhnlichen Höf- 
lichfeitöformen auffaffen würde, wenn derjenige, dem man in einer 
bie beiderfeitigen Intereffen berührenden Angelegenheit eine Er- 
Öffnung zu machen beabfichtigt, diefe nur anzuhören und in Er⸗ 
wägung zu ziehen rund abfchlüge, 


V. 
Die Einladung zu den Berliner Conferenzen. 


Im März 1852 war die Lage der Sache folgende: 

Preußen hatte mit Hannover einen Handeld- und Zolleinigunge» 
vertrag abgefchloffen, dadurch natürlich das Band, wodurch es an 
feine bisherigen Zollverbündeten gefnüpft war, gelöft, dieſe Lö— 
fung noch dur ausdrückliche Kündigung beftätigt, jedoch feinen 
Wunſch ausgefprochen, diefes Band dadurch zu erneuern, daß bie 
alten Zollvereinsmitglieder alle oder theilweife ſich dem preußiſch⸗ 
bannöver’fhen Bereine anfchließen möchten. In diefem Augen: 
blide, in welhem Preußen das alte Gebäude niederriß, damit 
deffen Material zum Ausbau des neu gegründeten Vereins ber 
nutt werde, hatte Defterreich feine Abficht, fih an diefem Neubaue 
zu betheiligen , verfündet. Faft alle Regierungen des bisherigen 
Zollvereind hatten den Entfchluß Defterreihs ale einen fegend- 
reichen begrüßt und waren der Einladung zu ben besfallfigen 
Borberathungen nad Wien gefolgt. Preußen hatte ausgefproden, 
daß es feine Verhandlungen mit Defterreich zulaffen wolle. Aber 
feine bisherigen Zollverbündeten waren ber fehr einleuchtenden 
Anſicht Defterreiche, daß, foferne mit der Ausführung des fo lange 
beſprochenen Planes einer innigeren Handelsverbindung Defter: 
reichs mit dem übrigen Deutfchland jemals ein Anfang gemacht 
werben folle, fein Zeitpunet Dazu paffender fein fünne, als ber 
gegenwärtige, in welchem ohnehin ein neuer Aufbau des Vereins 
und eine Erweiterung feines Gebietes bis an die Nordfee flatt- 
finde. Preußen mußte beforgen, daß man Seitens feiner ebe- 
maligen Zoflverbündeten auf einer Betheiligung Oeſterreichs an 
den Berliner Gonferenzen beſtehe. Diefe zugulaffen war es aber, 
in Gonfequenz zu feinem Verhalten gegenüber den Wiener Con: 
ferengen, nicht gewillt. 
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Es war eine ſchwere Aufgabe, den Ausſchluß Defterreiche 
von den Berliner Gonferenzen zu rechtfertigen. Sie war um fo 
fehwieriger, als dadurch Defterreih ald einem deutſchen Staate 
gleichſam Quaestio status mopirt, ald dadurch Deflerreich feine 
unveräußerlihen Anfprühe, aud in Anfehung der Hanbelsin- 
tereflen feine Stelle im beutfchen Staatenfpflem einzunehmen, 
negirt wurden. Doc der preußiſchen Diplomatie war bie Löſung 
diefer Aufgabe möglich. 

Die Einladung zu den Berliner Conferenzen unb die Der 
peiche des Freihrn. von Manteuffel an den Grafen von Arnim 
yom 6. März 1852 geben unerwartet einen ganz neuen, bie 
dahin ungeahnten Standpunet, von dem aus es klarer als ber 
Tag ift, daß ein Bevollmädhtigter Defterreihe an den Berliner 
Konferenzen unmöglich Theil nehmen fonnte. Denn - 

1) handelte es fi mit einem Male nicht mehr um Gründung 
eines neuen Bereind, fondern um blofe Fortfegung, be 
ziehungsweife Erweiterung des alten Zollvereins, und es waren 
Darum 

2) die Berliner Gonferenzen feine freien, fondern gewöhn⸗ 
liche Zolfvereindconferenzen, „an denen demnach nur bie Be- 
vollmächtigten der Mitglieder des bisherigen Zollyereind und 
(sie!) derjenigen Staaten Theil nehmen fönnten, welde fich 
vertragsmäßig verpflichtet hatten , dem Zoffvereine mit feiner bes 
ftehenden Gefeßgebung und Berfaffung, vorbehaltlich einiger Mor 
bificationen, beizutreten.‘ 

Für Preußen als Betheiligten exiftirt vom 1. Januar 1854 
an der alte Zollverein nicht mehr ; denn es hat ja einen neuen 
Zollverein mit Hannover gegründet und ift aus bem alten durch 
feine Kündigung ausgetreten. Preußen kann alfo in Folge feiner 
Renunciation zur Regulirung von Berhältniffen, welche ſich auf 
den Zuftand des Zollvereind nach dem 1. Januar 1854 beziehen, 
unmöglich mehr als Mitglied diefes Zollvereing einer 
Gonferenz beimohnen, Die Staaten des Steuervereins find nie 
mals Mitglieder des Zollvereind gewefen; wollte man au, ob⸗ 
wohl bies in der That eine unrichtige Auffaffung wäre, die Sade 
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fo anſehen, als habe es fi) auf den Berliner Conferenzen nicht 
fowohl um Aufnahme der aufgelöften Beftandtheife bes alten 
Zollvereins in den preußifch-bannöver’fchen Berein, ald vielmehr 
um Aufnahme bed Steuervereind in den an fi unverändert 
fortbeftehenden Zollverein gebandelt, jo könnten doch die Bevoll- 
mächtigten des Steuervereins unmöglich früher, als diefer wirklich 
zu dem Zollvereine gehört, alfo unmöglid vor dem 1. Januar 
1854, Sit und Stimme auf den BEWEIRHOEM 30llcon 
ferenzen haben. 

Die Confequenz der preußifchen Acienſtücke iſt alſo folgende: 

1) Gegenüber dem Steuervereine und gegenüber 
den ehemaligen Zollverbündeten Preußens handelt es 
ſich um die Herſtellung eines neuen Zollvereins, welchen Preußen 
und Hannoͤver durch den Septembervertrag gegründet haben und 
welchen die übrigen Zollvereinsſtaaten, wenn ſie die Normen des 
Septembervertrages acceptiren wollen, beizutreten von Preußen 
eingeladen finds, Gegenüber Defterreich aber bat feine 
Gründung des preußifch- bannöver’fchen Zollvereins, feine Kün- 
digung des alten Zollvereins ftattgefunden, diefer beſteht auch 
nad) dem 1. Sanuar 1854 fort, und es handelt fih dermalen 
nur davon, den Steuerverein in den Zollverein aufzunehmen. 

2) Gegenüber dem Steuervereine find die Berliner 
Gonferenzen freie. Denn nach den Zolfvereinsverfrägen können 
an ben gewöhnlichen Zollvereingconferenzen nur die Mitglieder 
des Zollvereing, natürlich nicht die Fünftigen, fondern welche es ſchon 
wirflih find, Theil nehmen ; die Bevollmächtigten der Steuer- 
vereinsftanten, da diefe nicht Mitglieder des Zollvereing find, 
fönnen daher von Preußen nur auf freie Conferenzen eingeführt 
werden. Gegenüber Defterreich find aber die Conferenzen 
nicht freie, fondern gewöhnliche Zollvereinsconferenzen, an benen 
Defterreih, da es nicht zum Zoffvereine gehört, natürlich nicht 
Theil nebmen kann. Gegenüber den älteren Zollverbün- 
beten Preußens endlich verwandeln fi die Berliner Gonferenzen, 
unter dem Zauberhauche der preußifhen Noten, je nah Be: 
bürfniß, bald in freie, bald in gewöhnliche Zollvereinseonferenzen, 
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Sie find freie in dem Augenblide, in welchem Preußen die Be- 
vollmädptigten der Steuervereinsftaaten einführt; fie verwandeln 
fih aber plöglih in gewöhnliche Zollvereinsconferenzen in dem 
Momente, in weldem die älteren Zollverbündeten Miene machen, 
auch ihrer Seite einem Bevollmächtigten Oeſterreichs Zutritt zu 
gewähren, 

Doch es ift eine müſſige Gontrovers, ob diefe Conferenzen 
freie waren, ober nicht. Bon zwei Fällen fann doch nur einer 
wahr fein : Entweder Preußen ftand das Recht zu, einem 
Nichtmitgliede bed alten Zollvereind, Hannover, den Zutritt zu 
geftatten ; in diefem Kalle müſſen dann auch die übrigen Zollver- 
eindmitglieder fo gewiß einem anderen Nichtmitgliede, Deflerreich, 
die Theilnahme geftatten fünnen, als die Zollvereinsverträge überall 
von dem Grundfage völliger Gleihberedhtigung der Ber: 
einsregierungen ausgehen. Oder aber Preußen war nicht befugt, 
einen fremden Staat zu den Zolleonferenzen zuzulaffen; in dieſem 
Falle fonnte auch Hannover fo wenig Theil nehmen, als Defterreich. 

Man fieht hieraus, mit welcher Wahrheit Preußen gelegent- 
lich feiner Kündigung den Bereinsftaaten betbeuern fonnte, daß 
ed „von dem Grundfage gleihmäßiger Gerechtigfeit und Billigfeit 
aller gegen alle Bereinsmitglieder ausgehe.“ 


V. 
Die Darmſtädter Vereinbarungen. 


Alsbald, nachdem die Darmſtädter Conventionen vom 6. April 
1852 zur Kenntniß des Publikums gekommen waren, erhob ſich in 
den Organen der Gothaer Partei eine heftige Bewegung, welche 
die bei diefen Mebereinfünften betheiligten Regierungen des Separa- 

Boll vereins · riſis. 4 
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tismus, der Untreue gegen Preußen, bes Planes, aus Rheinbundes- 
gelüften, aus Dynaftifchen, und Gott weiß welchen anderen Jut ereſſen 
den Zollverein zu fprengen, oder doch wenigſtens bie preußiſche Ne- 
gierung zur Annahme der Refultate der Wiener Conferenzen zu 
zwingen, befchuldigte, und der preußifchen Regierung bie Frage vor: 
hielt : ob fie es mit der preußifchen Ehre vereinigen fönne, mit dieſen 
„Separatiften” die Zolfeonferenz zu eröffnen? In Berlin fcheint 
man, wenn man auch biefen fehr eiligen Aufforderungen ber 
boctrinären Prefle, die „Separatverbündeten“ von den Zoflcon- 
ferenzen zurüdzumweifen, nicht mit der nämlichen Weberftürgung 
folgte, fid do von der Anfhauung, bie fich diefe Partei in 
Anfehung der Darınfläbter Liebereinfünfte gebildet batte, nicht 
ganz frei bewahrt zu haben. Denn wenn das Borwort ber offi⸗ 
ziellen Sammlung amtlicher Actenfüde fein Referat mit dem 
Bedauern ſchließt, daß bie Zollvereinsverhandlungen „an einer 
Formfrage gefheitert feien, welche niemals eine entfcheidende Be: 
deutung hätte erlangen Fönnen, wenn ſich nicht ein Theil ber 
Bereinsregierungen, lange nachdem Preußen feine Anſicht über 
diefe amtlih und offen ausgefprochen hatte, untereinander 
und gegen eine dritte Macht vertragsmäßig verpflichtet 
hätte, die der preußifchen entgegengefeßte Anſicht feftzubalten”; 
fo ift bierin ein doppelter Vorwurf gegen die Vereinsregierungen 
"nicht zu verfennen : einmal, daß jene 1lebereinfünfte vermöge 
einer gegen die Zolleinigung mit Preußen gerichteten feindlichen 
Zendenz von vornherein alle Refultate der Berliner Conferenzen 
im Keime vernichtet, andern Theile, daß fie dies im Einverfländ- 
niffe mit Defterreich gethan und durch die Verpflichtungen, die fie 
gegenüber biefer „dritten Macht” begründeten, eine Art Felonie 
ee bie Tangjährig verbündete preußifche Regierung involvirt 
ätten. 

Allein die Situation diefer Vereinsregierungen war zur Zeit 
ihrer Darmftäbter Verträge von ber Art, daß fie, weit entfernt 
folhe Vorwürfe zu verdienen, vielmehr durch Berabfäumung 
einer derartigen Uebereinkunft fih dem gerechten Borwurfe des 
Mangels aller Staatsffugheit, des Preisgebens der mühevollen 
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Wiener Nefultate und aller fo lange an die Zufunft des deutfchen 
Zollvereins gefnäpften Hoffnungen, der Mißachtung von Defter- 
reichs Berechtigung zur Theilnahme an allen deutfchen Sntereffen, 
ja feld des Aufgebens ihrer Würde als felbftftändige und mit 
Preußen gleichberedhtigte Staaten ausgefegt haben würden. 

Die Stellung, weldhe Preußen durd fein bisheriges Bor- 
geben den Bereinsregierungen auf den Berliner Gonferenzen an— 
gewieſen hatte, war nicht diejenige, welche dem Geifte entfprach, 
der die Zollvereindverträge gegründet hatte. Ihre Bevollmäd- 
tigten famen nicht nad Berlin, um mit gleihem Stimmrechte 
über gemeinfame Angelegenheiten im Schooße ibres Vereines 
zu beratben, um gemeinfchaftlich mit Preußen über die Aufnahme 
des Steuervereins zu befchließen, um durch einmütbiges Zu— 
fammenwirfen die Zollgefeßgebung zu mobdifiziren und den ver- 
änderten Berhältniffen anzupaffen : fie famen um zu bören, was 
Preußen ımd Hannover befhloffen hatten, um zu erfahren, 
ob und unter welchen Bedingungen man ihnen die Aufnahme in 
ben preußifch-bannöver’ichen Verein geftatten werde, und um 
— womit felbft die bis zur Kriegserflärung verfeindeten Staaten 
ihre Unterhandlungen zu ſchließen pflegen — die Unterhand: 
lungen dadurch eröffnet zu feben, daß man ihnen ein Ulti- 
matum zur Annahme vorlege. 

Preußen hatte ausgefprochen, daß es die Verbindung mit 
dem Steuervereine der mit dem Zollvereine vorziebe, ed war, 
ſich mit dem erfleren vereinigend, aus dem letzteren ausgeſchieden, 
und es follten num Unterbandblungen beginnen über die Frage, 
ob nicht auch Die übrigen Mitglieder des Zollvereins ſich dem 
preußifch-banndver’fchen Bereine anfchließen wollten, was ihnen 
von Preußen frei geftellt war, wenn fie die Berabredungen bes 
Septembervertrags acceptiren würden. Troß aller Bemühungen 
der prenßifchen Actenſtücke, die Stellung der verſchiedenen an 
diefen Verhandlungen betheiligten Staaten zu einander unflar zu 
machen , troß der Verwirrung, in welcher fie fich gefallen, indem 
fie den preußischen Standpunet bad auf der einen, bald auf ber 
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identifiziren und den preußifch-hannöver’ichen Verein repräfentiren, 
bald wieder für den Zollverein das Wort führen laſſen — tros 
dem befteht für Jeden, welder die bis zur Eröffnung der Ber- 
liner Conferenzen ftattgefundenen Vorgänge nur flüchtig überblidt, 
fein Zweifel über die wahre Natur des Verhältniffes und über 
die eigentliche Stellung, in welche Preußen ſich zu den Zollver⸗ 
eindregierungen gefegt hatte. Preußen war vom 1. Januar 1854 
an, mithin aud bezüglich aller Verhandlungen, welde fih auf 
die jenfeitd diefes Termins Tiegenden Verhältniffe des Zollvereins 
bezogen, fein Mitglied des Zollvereind, mithin fein Berbündeter 
der Regierungen mehr, welche fih am 6. April 1852 zu Darın- 
ftadt über ein übereinftimmendes Vorgehen auf den Berliner 
Gonferenzen verftändigten. Preußen hatte feinen befonderen Weg 
von dem Zollvereine feitwärts eingefohlagen; Sache der übrigen 
Bereingregierungen war es nun, unter fich zu berathen, ob umd 
unter welchen Borausfegungen fie dem Rufe ihres chemaligen 
Verbündeten folgen follten, und eventuell fih zu verfländigen 
über ihre fünftige Stellung zu einander felbft, falld es ihnen un« 
möglich erjcheinen würde, auf demjenigen Wege nachzufolgen, 
auf welhem Preußen einfeitig vorangegangen war. Klar alſo 
ift cd, daß am 6. April 1852 die deutfchen Staaten in Anfebung 
der Zollvereinsfrage in folgender Weife zu einander gruppirt 
waren. Auf der einen Seite Preußen mit dem Steuervereine, 
vom 4. Januar 1854 an zollvereint durch den Septembervertrag, 
außer allem Zufammenhange mit dem Zollvereine, bereitwillig 
zwar, biefen, wenn er ſich ihren Bedingungen unterwerfen würbe, 
aufzunehmen, aber dergeſtalt gegen einander verpflichtet, daß fie, 
mochte der Zollverein beitreten oder nicht, jedenfalls für die Zu- 
Funft mit einander Hand in Hand geben würden. Auf der an- 
dern Seite die Zollvereinsregierungen, jeder aus den Zollvereind- 
verträgen fi ergebenden Berbindlichfeit gegen Preußen durd 
deffen Austritt entledigt, dem ypreußifch-bannöver’fchen Vereine 
gegenüberfichend als Fremde, welche unter ſich die Frage zu er- 
wägen haben, ob diejenigen Bedingungen, unter welchen man 
ihnen den Zutritt zu diefem Bereine offen gelaffen hat, annehmbar 
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find oder nicht. Neben diefen Vereinsregierungen Defterreich, 
welches in gleicher Weife, wie Preußen feinen Weg feitwärts vom 
Zollvereine genommen, diefem ſich genähert, welches feinen ernften 
Willen, die große Zufunft der allgemeinen deutſchen Zolleinigung 
durch feinen Beitritt zu realifiren, thatfächlih und mittelft der 
unverfennbarften Opfer feiner Sonderintereffen bewährt, und 
welches, nad Preußens Ablehnung, nur in Unterhandlungen mit 
ihm treten zu wollen, eventuell feine Abficht zu erfennen gegeben 
hatte, auch mit dem nach dem Austritte Preußens fortbeftehenden 
engeren Zollvereine in Berbindung zu treten. 

Es ergeben fi hiernach aus der preußischen Auffaffung des 
Sadverhältniffes in Anfehung der Darmftädter VBerftändigungen 
wieder folgende Gegenfäße : 

1) Preußen war vollfommen berechtigt, noch vor feiner 
Kündigung, zu einer Zeit alfo, zu welcher ed mit allen in den 
Zollvereinsverträgen begründeten Pflichten dem Zollvereine noch 
angehörte, ohne Bormwiffen feiner Berbündeten einen neuen Verein 
außerhalb dem Zolfvereine mit einem bdiefem bisher fremden 
Staate zu gründen. Aber die Zollvereinsregierungen 
bandelten feparatiftifch, mithin dem Geifte eines Societätsver: 
bältniffes zuwider, wenn fie fih ohne Zuziehung Preußens unter: 
einander befprachen, welcher Weg nah Preußens Austritt 
ber beilfamfte für fie fein werbe, und wenn fie gar zu dem Re— 
fultate famen, daß falld Preußen auf Bedingungen für ibre 
Aufnahme in den preußiſch⸗hannöver'ſchen Verein beftehen würde, 
die fie mit den Sintereffen ihrer Staaten, mit dem Geifte der deut- 
fhen Bundesinftitutionen und mit der Gleichberechtigung Defter- 
reich, ſich als deutfche Macht an allen Nationalangelegenbeiten 
zu betheiligen, nicht würden vereinbaren laſſen, der Zollverein 
wenigftend unter ihnen fortbefteben folle, 

2) Preußen handelte vollfommen befugt, als es mit Han- 
nover den Cinigungsvertrag definitiv abſchloß, fih Hannover 
gegenüber zu einer Zeit, zu welcher man von feiner beabfichtigten 
Kündigung noch Feine Ahnung hatte, unbedingt verpflid- 
tete, mit oder ohne feine bisherigen Berbündeten, von nun an 
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Hand in Hand zu geben, und als ed darauf erfi vor ben Zoll 
verein mit der Alternative trat, Preußens Stipulationen mit 
dem Steuervereine anzunehmen, oder fich zu trennen. Die Ber 
einsregierungen aber handelten feparatiftiich und untreu ihren 
Sorcietätspflichten, wenn fie nach Preußens Kündigung fih nur zu 
einer vorberathenden und inftructiven Verhandlung mit Defterreich 
berbeiließen, um ſich über die Bortheile, die ihnen von dieſer Seite 
ber geboten wurden, zu vergerviffern, und wenn fie Defterreich 
gegenüber gewifle Berpflichtungen übernahmen, die alle nur darauf 
gerichtet waren, bei den Verhandlungen über ihre Aufnahme in 
den preußifch-bannöver'schen Verein auch ihrer Seite die Bedingung 
zu ftellen, daß man ihnen in Beziehung auf Defterreih dasfelbe 
Recht gewähren möge, was ſich die Contrahenten des September: 
vertrags in Beziehung auf die Steuervereinsfinnten, ohne bie 
Zollvereinsmitglieder nur zu fragen, als fi ganz von felbft ver- 
fiebend genommen hatten. 

3) In der preußifchen Depeche vom 8. Detober 1852 wird 
ed getadelt, daß die Vereinsregierungen „die Erneuerung des 
Zollvereins nicht nur von ber freiwilligen Zuftimmung ber Pa- 
eiscenten, fondern aud von der Einwilligung einer dritten, dem 
Zollvereine nicht angehörigen, Macht abhängig gemacht haben“; 
die Depefche bemerkt, daß diefe Betrachtung allein hinreihe, um 
das Feithalten des preußiihen Grundfages zu rechtfertigen, 
Eine Beeinträchtigung der Selbftftändigfeit der Vereinsregierungen 
bat Preußen dagegen darin nicht gefunden, daß Hannover mit 
Preußen bie Dictate beſchloß, denen ſich die Vereingregierungen 
zu unterwerfen haben, wenn fie ben Zollverein erneuern wollen, 

Das Räthiel, dag zwar Defterreih, nicht aber Hannover, 
eine fremde Macht ift, Löfen die preußifchen Actenftüde durch 
eine geſchickte Benugung der Doppelftellung, welche Preußen 
theils als Mitglied des preußiich-hannover’fchen, theils als (aus⸗ 
geſchiedenes) Mitglied ded Zollvereins einnimmt. Sie verfegen 
Preußen in den Zollverein, um von hier aus die Vereinsregie⸗ 
rungen ber Sonderbündelei und feparatiftifcher Nebenverband- 
lungen mit Defterreich zeiben zu können; fie verfegen aber Preu« 
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Ben alsbald wieder hinüber in den preußiich- hannöver'ſchen 
Berein, um verfihern zu fünnen, daß Dannover nichts weniger, 
als ein fremder Staat fei. 

Das, was man die Darmfläbter Eoalition zu nennen be- 
liebt, iſt nichts andere, ald der Stamm des beutfchen Zollvereing, 
wie er fih nad dem Ausfcheiden Preußens und bevor Gewißheit 
darüber vorliegt, wer außer den Eontrabenten vom 6. April vom 
Jahre 1854 an dem Jollvereine angehören wird, nothivendig ge- 
ftalten mußte, wenn anders bie Zollvereinsregierungen nicht gleich» 
giltig das Schickſal ihres Bündniffes einer Macht, welche einen 
von den Bereinsverträgen nbweichenden Weg eingeichlagen bat, 
überlaffen wollten. 


Vu. 


Die Berliner Eonferenzen. 


Das Schirfal der Berliner Conferenzen war unabwenbbar 
entfchieven, als die Eröffnungerede vom 19, April 1852, in 
froftigem und verdrießlichem Tone gehalten, die Wiener Con» 
ferenzen vollſtaͤndig ignoriste und mit Nachdruck das preußiiche 
Programm ernedierte : daß erfi dann, wenn das Ziel der Ber» 
einigung des Steuervereins mit dem Zollverein erreicht, mit Aus⸗ 
fiht auf Erfolg die Beratungen auf andere, Allen gleichmäßig 
am Herzen liegende Fragen gerichtet, und insg Auge gefaßt wer⸗ 
den bürfe, wie zwifihen dem neu begründeten Zolfvereine und den 
andern, Deutfchland ganz oder für einen Theil ihres Gebietes 
angehörigen Staaten umfaffende Handelsverträge zu fchließen fein 
würden. Wir fagen, das Schickſal der Berliner Conferenzen, 
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deren vollftändige Nefultatlofigfeit, war ſchon damals entſchieden, 
ohne daß wir damit die Richtigfeit der Bemerkung in der Col. 
lectiverflärung der fünf zu Darmfladt verbündeten Regierungen 
vom 20. Juli 1852, „daß, wenn in folde Verhandlungen mit 
dem ernften Willen, ein Refultat zu erreichen , eingetreten 
wird, eine gänzliche Erfolglofigfeit nicht zu befürchten fei“, irgend 
beftreiten wollen. 

Daß eine Conferenz von Diplomaten etwa darum unver- 
richteter Sache wieder auseinandergebt, weil fie fih über Die 
Eröffnungsceremonie, über den Borfig, über ein Formale ober 
einen Gegenftand der Etiquette nicht vereinigen können, dies 
finden wir begreiflih : daß aber eine Verfammlung von Bevoll- 
mädhtigten, welche unter den Berfiherungen der vollfommenften 
Uebereinftimmung in Anfehung des gemeinfam zu 'erreichenden, 
anerfannt im alfeitigen Intereffe liegenden Endzieles zufammen- 
treten, blos darum zu feinem Refultate gelangen fann, weil von 
einer Seite eine fofortige auf diefen Gegenftand eingehende Ber- 
bandlung für intempeftiv und erfolglos gehalten, und darum 
von biefer Seite das Beharren der Uebrigen auf einer alsbaldigen 
eingehenden Erörterung biefer „Allen gleihmäßig am Herzen 
liegenden Frage” für eine die Fortfegung der Conferenz unmög- 
lich machende Renitenz erflärt wird, davon möchte bis hierher 
die Geſchichte dev Diplomatie ſchwerlich ein Beifpiel aufzumeifen 
baben, 

Waren die Bereinsregierungen ſchon dadurch ſchwer beein- 
traͤchtigt, daß man ihnen den natürlichen Boden der Vereinsver⸗ 
träge unter den Füßen binweggezogen, fie auf den des Sepiem- 
bervertrags verfegt und mit der Alternative bewillfommt hatte : 
entweber Annahme des preußiſch-hannöver'ſchen Vertrags oder 
Auflöfung des Zollvereing; fo mußte die Gefährdung ihrer Gleich— 
berechtigung in allen Zollvereinsangelegenheiten alles Maß über- 
ſchreiten, als man von Geiten Preußens alle natürlichen und 
nothwendigen Confequenzen feines einfeitigen Vorgehens in dem⸗ 
felben Momente wieder negirte, in welchem fie den Wünſchen 
der Darmflädter Verbündeten zur Unterlage dienen konnten. 
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Die preußifhe Regierung beabfichtigte, wie fie. in ihren Acten: 
ſtücken ſelbſt erklärt, dur ihre Kündigung „freie Hand“ für 
die Berhandlungen zu gewinnen; fie gefteht aber denjenigen, 
welchen fie gefündigt bat, diefe „freie Hand” nicht zu, indem fie 
ihnen und ihrem Berlangen auf Beiziehung Defterreihs zu ben 
Berbandlungen gegenüber nicht zugibt, daß die Berliner Con⸗ 
ferenzen freie find. Sie proponirt den Eintritt des Steuer: 
vereins in den Zollverein ald eine vollendete Thatfache; fie weift 
aber den Antrag der Darmflädter-VBerbündeten, auch mit Defter: 
reich in Unterhandlung zu treten, als einen unberechtigten zurüd, 
und fie erflärt mit benjenigen Staaten, welche bei dieſem An- 
trage bebarren, nicht länger verhandeln zu fünnen. Die preu- 
Bifhe Regierung gebt, noch ehe fie fih durch die Kündigung 
„freie Hand” gefchaffen hat, bindende Verträge mit dritten Staaten 
ein ; fie gefteht aber den Darmftädter Verbündeten nicht zu, daß 
auch fie durch die Kündigung „freie Hand” befamen, um eben- 
fall8 gegenüber einer. dritten- Macht Berpflichtungen einzugehen, 
und fie erflärt die Betrachtung, daß die Darmftädter Verbün⸗ 
deten folche Verpflichtungen eingegangen find, allein fchon für 
hinreichend, um auf ihrem biefen Verbündeten gegenüber einge- 
nommenen negirenden Standpuncte zu beharren. Die preußifche 
Regierung legt das Scheitern der Berliner Verhandlungen an 
einer Formfrage dem Umftande zur Laft, daß die Bereinsregie- 
rungen, lange nachdem Preußen feine Anficht über diefelbe amt- 
lich und offen ausgefprocdhen hatte, ſich untereinander und gegen 
eine dritte Macht verpflichtet hätten, bie der preußifchen entgegen- 
geſetzte Anficht feftzuhalten; fie erfennt aber nicht an, daß, wenn 
zu derfelben Zeit, zu welcher fie die Einladung zu den Wiener 
Gonferenzen ablehnte, dagegen vier deutfche Königreiche, ein Kur⸗ 
fürftentbum, drei Großberzogthümer, zwei Herzogthümer und 
fämmtliche freie Städte der Einladung gefolgt waren, biermit 
eine Stimme von gleicher Autorität das, was Preußen verneint, 
bejaht hatte, und daß darum die Darmftädter Verbündeten ihre 
auf diefe Autorität geftügte entgegengefegte Anficht für eben fo 
berechtigt halten durften, ald Preußen bie feinige. 
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Mag man nun die Berliner Conferenzen nad) der preußifchen 
Auffaffang für gewöhnliche Zollvereinsconferenzen oder mag man 
fie für freie halten, in dem einen, wie in dem andern Falle bleibt 
die Art und Weife, mie Preußen fie zu leiten und aufzuheben 
für gut fand, eine allen biöher beobachteten Regeln der diploma⸗ 
tifchen Courtoiſie widerftreitende, Nach diefen Regeln pflegen bie 
Bevollmächtigten der verhandelnden Staaten ihre Anträge zu pros 
poniren, Gründe und Gegengründe zu erponiren und zu waͤgen, 
im Falle eine Bereinigung zu bindenden Befchlüffen nicht erreicht 
wird, dies zu conftatiren, und dann bie Verſammlung mit der⸗ 
felben Feierlichfeit, mit der fie eröffnet wurde, zu ſchließen. Der 
Borfig, welcher einem Stante aus Courtoifte zugeftanden wird, 
gewährt nur auf das Formelle der Gefchäftsleitung bezügliche 
Prärogative, niemals aber Rechte, welche in das den Gegenftand 
der Verhandlungen bildende Material maßgebend und enticheidend 
eingreifen. Nur dann, wenn Staaten zum Berfuche der Bei- 
legung fehwerer, ihr ganzes politiiches Verhaͤltniß zu einander 
ergreifender Differenzen in diplomatifchen Verkehr treten, kömmt 
ed vor, daß man, wenn aus einer vorherigen wechfelfeitigen Er⸗ 
Örterung bie Spigen der Controverfen ſcharf bervorgetreten find, 
das Ergebniß oder die Fruchtlofigfeit der Verhandlung dadurch 
eonftatirt, dag man in Form Fategoriih proponirter Fragen ein 
Uktimatum fell. Und felbft bei foldhen, der Kriegserflärung 
unmittelbar vorhergehenden, ſchweren Zermürfniffen wird man 
ed in dem Falle, wenn ein perfönliches Zufammentreten ver Ges 
fandten oder Bevollmächtigten ſtattfand, der auch gegenüber dem 
Feinde noch zu beobachtenden diplomatifchen Eourtoifie augemeffen 
halten, die Berfammlung mit einem gewiffen Geromoniell zu 
fhliegen. 

Auf der Berliner Konferenz hat aber die preußifche Negie- 
zung von den Prärogativen des ihr zugeftandenen Borfiges in 
einer Weiſe Gebraud gemacht, welche lebhaft an einen Richter 
erinnert, welcher die Auträge der bei ihm rechtfuchenden Parteien 
als unbegründet zurückweiſt, Friften beftimmt, verfäumte Hands 
lungen präclubirt und in Contumaciam abweiſt. Sie hat zu⸗ 


nächft ben von fieben Zolfvereinsregierungen mit der Gollestiv: 
erflärung vom 25. Mai eingebrachten Antrag, „daß während der 
Berhandlungen über die Erneuerung und Erweiterung des Zoll⸗ 
vereind auch die Verhandlungen zwifchen den Bevollmächtigten 
der fämmtlichen bei der Gonferenz vertretenen Regierungen über 
die übergebenen: beiden Wiener Bertragsentwärfe unter Beiziehung 
und Theilnahme von Bevollmächtigten ber Faiferlich öfterreichifchen 
Regierung; eröffnet würden“, durch ihre Erflärung vom 7. Juni 
für unzuläffig erflärt. Sie ſchnitt fofort durch Erflärung vom 
1. Juli jede Berathung dieſes Antrags dadurch ab, daß fie in 
Form einer Präjubizialfrage, ob die bei jenem Antrage beiheilige 
ten Regierungen fich den ihn zurüdweifenden Anfichten der preußi⸗ 
fhen Regierung anzufchliegen bereit feien ? cin Ultimatum unter 
Beftimmung einer vorerft noch dilatorifchen Frift ſtellte. Auf bie 
am 20. Juli übergebene Colleetiverflärung der Vereinsregierungen, 
welche gegen die Abweifung des Antrags remonftriste und bei 
demfelben beharrte, formulirte die preußifche Erklärung von bem- 
felben Datum bie beiden zur zuftimmenden Beantwortung vor- 
gelegten. Präjudiziolfragen : 1) ob die die Bereinigung bee 
Steuervereind mit dem Zollvereine bezügliche preußifche Propo- 
fition angenommen, und ob 2) die Zufimmung dazu ertheilt 
werde, daß die auf einen Zoll» und Handelsvertrag zu beichrän- 
fenden commerziellen Verhandlungen mit Defterreih erfi nad 
Abfchlug des Bertrags über Erneuerung und Erweiterung des 
Zollvereins eröffnet würden ? genauer und beflimmte in biefer 
Erklärung, fowie in dem Erlaß vom 4, Auguft eine weitere Frift 
bis zum. 16. Auguſt. Das Borwort der Sammlung offizieller 
Actenftüde glaubt hervorheben zu müſſen, daß die Wiebereröff- 
nung der bis zur Abgabe der auferlegten Erklärung vertagten 
Gonferenz „nicht am 16., ſondern am 21. Auguft flattfand”, und 
gibt dadurd nicht undentlich zu verfieben, wie man es für einen 
Beweis der Langmuth der preußischen Regierung balten müffe, 
daß nicht jet ſchon eine Präclufion der fäumigen Regierungen 
erfolgte, Diefe Erflärung vom 21. Auguft, nachdem fie im Ein- 
gange das Lingeeignete der von preußiſcher Seite gewählten 
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Form von „Präjudizialfragen” hervorgehoben, beantwortet bie 
erfie Präjudizialfrage bejabend, indem fie der Propofition ber 
preußifchen Regierung in Anfehung der Bereinigung des Steuer- 
vereing mit dem Zoflvereine unter den aus den bisherigen Ber: 
bandlungen bervorgegangenen und fofort ſchließlich zu vebigiren- 
den Mobificationen beitritt; der zweiten Frage, bezüglich welcher 
ein Nachgeben in der Hauptfache nicht möglich war, fucht fie 
durch eine Wendung auszuweichen, welche bei der Lage, in wel: 
her fi) die Sache einmal befand, als der einzige Ausweg übrig 
zu fein fohien, um die Verhandlung über die Klippe, die nach 
ber preußifcher Seite beliebten Leitung der Angelegenheit in der 
fchroff hervortretenden Formfrage gegeben war, hinweg in dag 
materielle Gebiet zu leiten, in welchem mit in das Sachliche ein- 
gehenden Gründen geftritten und folgeweife der Hoffnung Raum 
gegeben werden fonnte, daß die Evidenz ber dem Antrage der 
Darmftädter Verbündeten zur Seite ſtehenden Berechtigung und 
Billigfeit fih Geltung verfhaffen werde. Diefe Wendung bes 
ftand in der Gegenfrage : in wie weit bie preußifche Regierung 
die Wiener Entwürfe und indbefondere den Entwurf eines Zoll: 
und Hanbelsvertrags ald Grundlagen der Verhandlungen mit der 
Faiferlich öfterreichifchen Regierung anzuerfennen und in welcher 
Faffung fie den erwähnten Zoll- und Handelövertrag demnächft 
anzunehmen bereit fei? — eine Gegenfrage, die eines Theils, 
indem fie die Öfterreichifche Zolleinigungsfrage unberührt ließ, die 
Bereinsregierungen bis zur Außerften Grenze der Nachgiebigfeit 
‚führte, und andern Theild die verbandelnden Regierungen fchon 
in das Gebiet der Berhandlung über den öfterreichifchen Zoll. 
und Dandeldvertrag hineinverfegte, fomit der preußifchen Politil 
einen Weg wies, auf welchem fie eine im Vertrauen auf bie 
ſchließliche Nachgiebigfeit der Vereinsregierungen zu eilfertig ein- 
genommene Pofition unbemerkt verlaffen fonnte, 

Man wird fih erinnern, mit welchem Beifall diejenigen 
Drgane der Tagespreffe, denen die Erhaltung des Zollvereing 
mit Preußen am Herzen lag, diefen Elugen, fehonenden, die Aus⸗ 
gleihung fo nahe Iegenden, das aufrichtige Streben der Vereins⸗ 
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regierungen zur Herbeiführung einer Berftändigung mit Preußen 
fo evident befundenden Zug aufnahmen, wie füch die tief gefuns 
fene Hoffnung, daß doch noch dag Ziel erreicht werde, noch ein- 
mal beliebte. Aber die Organe der Gothaer riefen um fo lauter 
ihr : „Abbrechen, abbrechen!" und die Neue Preußifche Zeitung 
floß über in Weheflagen über die preußifche „Ehre“, die auf dem 
Spiele ftebe. 

Wir unferer Seits haben auf einen Erfolg der in der Eol- 
lectiverflärung vom 21. Auguft verfuchten Wendung der Sache 
niemals gehofft; denn wir haben niemals geglaubt, daß die Dif- 
ferenz in einer formellen Frage beruhe. Und mag aud das 
Borwort der Sammlung amtliher Actenftüde noch fo beftimmt 
verfihern, daß die Verhandlungen über die Reconftruirung des 
Zellvereins an einer „Formfrage“ gefcheitert feien : heutiges 
Tages fällt es fchwer zu glauben, daß wenn mehrere Staaten in 
einer fo bochwichtigen Angelegenheit im Materiellen vollfommen 
einverftanden find, ein biofes Bedenken über ben für das Ein- 
treten in die Verhandlung „geeigneten Augenblid” eine erhebliche 
Schwierigkeit verurfahen, ja die ganze Sache vereiteln könne. 
Für die Erledigung einer Sache, an welche ſich fo wichtige In- 
tereflen unferes Baterlandes fnüpfen, ift jeder Augenblid geeig— 
net, in welchem die Sache erledigt werden Fann, und der ge- 
eignetſte Zeitpunkt ift dann immer der nächſte. Sind aber die 
Intereſſenten darüber verfchiedener Anficht, ob in dem nädhften 
Augenblid die Erledigung möglich fei, dann ift dies ein Zweifel, 
welcher leichter und ficherer gehoben werden fann, als jeder ans 
dere, dadurch, daß man es einmal verfucht. Iſt wirklich, wie 
man preußifcher Seite verfichert, die Möglichkeit nicht gegeben, 
dag die Berhandlung mit Defterreih vor Neconftruirung dee 
3ollvereind zn einem erwünfchten Ziele führe, dann wäre ber 
größte Triumph für die preußifche Ehre, das Preußische Wochen⸗ 
blatt und die Neue Preußifche Zeitung der gewefen, dag man die 
Staatsmänner Deſterreichs und der zu Darmſtadt verbündeten 
Staaten thatſächlich überführte und fo lange mit ihnen über die 
Wiener Entwürfe verbandelte, bis fie felbft zur großen Satis⸗ 


faetion der preußifchen Politif um Einftellung und Berfchiebung 
biefer ganz fruchtlofen Berbandlung bie nach Wiederberfiellung 
des Zollverein gebeten hätten. Nicht dies heißt, in den Diffe- 
renzen der Staaten, wie in denen der Privaten, den Grundſätzen 
der Ehre gemäß handeln, daß man von einem von Bornberein 
genommenen Standpunkte auch nicht einen Schritt weicht, von 
einer von Anfang aufgeftellten Behauptung auch nicht einen 
Buchſtaben fallen läßt; fondern nur dies kann Ehrenſache fein, 
dag man, und fei ed auch durch Nachgeben, den tbarfächlichen 
Beweis Tiefert, daß der eingenommene Standpunft der allein 
richtige und zum Ziele führende war, 

Wir hatten uns in unferer Borausficht nicht getäufcht. Die 
Erflärung der preußifchen Regierung vom 30. Anguft ließ fich 
zwar auf eine Beantwortung der Gegenfrage ein, indem fie fi 
mit dem Wiener Bertragsentwurfe ausschließlich der auf bie 
Öfterreichifche Zolleinigung bezüglichen Beftimmungen, als Grund⸗ 
lage für die Verhandlungen mit Defterreih, nah Form und In⸗ 
halt für einverftanden erflärte, indem fie fogar ſelbſt com 
ftatirte, „daß fie fih über den mit dem öſterreich i— 
fen Kaiſerſtaat abzufhliegenden Zoll: und Han— 
delsvertrag in allen wefentlihen Puncten mit den 
Regierungen der Zollvereinsftaaten im Einverfänd: 
niffe befinde”; gleihmwohl ſchob die Erklärung unmittelbar 
Darauf die durch das thatfächlihe ingehen Preußens in bie 
Berbandlung bereits als befeitigt und überfihritten zu betradh- 
tende unglüdliche „Prajudizialfrage“ über die Priorität der Wie- 
derberfiellung des Zollvereins wieder vor, zugleich für deren Be— 
ankvortung eine letzte peremtorifche Frift Bid zum 15. September 
beſtimmend. 

Da in der am 15. September anberaumten Sitzung die 
Bevollmächtigten der Vereinsregierungen erklääͤren mußten, daß 
fie mit der nöthigen Inftruction zur Rüdäuferung noch nicht 
verfehen feien, erfolgte die Präclufionz Preußen erflärte nur 
noch mit denjenigen Regierungen die Berbandlungen fortfegen zu 
fönnen, welche ihrer Erflärung vom 30, Auguft beigetreten waren, 


Die in Münden entworfene Erwieberung ber Zollvereindregie- 
rungen auf die preußifche Erklärung vom 30. Auguft wurbe als 
verfpätet nicht mehr angenommen, der Verſammlungsſaal der 
Berliner Gonferenz war verfchloffen, die Gonferenz ſelbſt mit 
einer Formiofigfeit aufgehoben, wie fie nur zwiſchen feindlichen 
Mächten nach erfolgter Kriegserklärung nachzuſehen fein möchte, 

So ift Preußen aus dem Zollvereine ausgefchieden , indem 
es auf. feinem Sonderwillen entgegen dem Wunſche der Gefammt- 
heit des Bereind, neben der Verhandlung über den Wiebereintritt 
Preußens gleichzeitig auch bie Verhandlung über die Aufnahme 
Defterreichs zu führen, beharrlich beftand. Dft mag es vorfom- 
men, daß ein aus einem Bereine geſchiedenes Mitglied vergebend 
an der Thüre des Vereins pocht, um feinen Zutritt wieder zu 
erlangen. Aber der umgefehrte Fall, daß die Bevollmaͤchtigten 
des Vereins die Thür des Ausgeſchiedenen verſchloſſen finden, 
wirb felten verfommen, jedenfalls aber feinem Zweifel darüber 
Raum faffen, auf welder Seite die Elemente der Berföhnung 
überwiegen. 

Man muß befennen, daß die ganze Entwidlungsgeichichte 
diefer unglücklichen Zollvereinsfrifis in nichts beſtand, als in einer 
Reihe von Nachgaben und Gonceffionen der Bereinsregierungen 
gegen ein aus dem Vereine ausgefchievenes Mitglied, um 28 
zum Wiedereintritte zu bewegen. Die Vereinsregierungen haben 

4) jede Gereigtheit über die Art und Weife, wie der Sep⸗ 
temnbervertrag ohne Rückſicht auf die Normen ber Vereinsver⸗ 
träge und auf die Gleichberechtigung der übrigen Bereindmit- 
glieder, felbft ohue formellen Vorbehalt ihrer NRatification, von 
Preußen abgefchloffen wurde, im Intereſſe des Friedens umter- 
prüdt; fie haben wicht einmal eine Darlegung ber noch immer 
in Geheimnig gehüllten Motive, aus welchen Preußen feinen 
Berbündeten jede Kenutnißnahme der Unterhandlungen und bee 
Adfchluffes des Bertrags bis zur vollendeten Thatſache worent- 
halten hat, urgirt, fie find willig in Die Berhanblungen über dem 
von Preußen abgeſchloſſenen Bertrag eingetreten und haben ihn 
angenommen. Die Vereinsregierungen haben 
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2) feine Einwendungen dagegen erhoben, daß Preußen auf 
bie Berliner Conferenzen, weldye nach feiner eignen Erflärung 
gewöhnliche Zollvereinsconferenzen waren, auf denen bie Bereinss 
verträge nur wirklichen Mitgliedern Sig und Stimme geftatten, 
die Bevollmächtigten des Steuervereind mit gleichem Stimmrechte, 
wie die Bereinsbevollmäctigten, einführt. Die Bereinsregie- 
rungen haben 

3) es ſich gefallen laffen, daß Preußen den VBorfig übernahm, 
während es doch Far ift, dag ein Vereinsmitglied, welches ge- 
fündigt hat, in der Verſammlung des Bereind, in welder über 
feine Wiederaufnahme verhandelt werden fol, den Borfig nicht 
führen fann. Ja fie haben 

4) nachgefehen, daß Preußen von den Prärtogativen des 
Borfiges in einer Weife Gebrauch machte, welche mit dem Grund⸗ 
fage gleichberechtigter Wortführung in einer Verfammlung durch: 
aus unverträglich ift, welche ein einzelnes Mitglied mit richter- 
licher Function gegenüber allen andern beffeidet, ihm die Befugnig 
vindizirt, Anträge der übrigen von der Berathung zurüd;umeifen, 
Borfragen an diefe zu flellen und deren zuftimmende Erflärung 
für präjudiziell zu erklären, und peremtorifche Friften zur Abgabe 
diefer Erflärung zu beflimmen. Die Vereinsregierungen haben 
endlich 

5) aud bie zweite Präfubizialfrage in foweit, als fie fih auf 
bie Öfterreichifche Zolleinigung bezog, beiftimmend beantwortet. 

Die Bereinsregierungen haben daher in allen Puncten ſich 
den Prätenfionen Preußens gefügt, bis auf einen einzigen, 
den Preußen felbft als einen blofen Bormpunct bezeichnet. 
Dagegen ift Preußen auch nicht ein Haar breit von dem Stand⸗ 
punete gewichen, ben es von Anfang an eingenommen hatte; 
und die preußifchen Actenftüde, fo wortreich fie fih auch über 
den verfühnlichen Sinn der preußifchen Regierung, über ihren 
Geift der Billigfeit und Gerechtigfeit aller gegen alle Vereins- 
mitglieder verbreiten, enthalten auch nit ein Wort des Nadh- 
geben gegen den Zollverein. Wenigſtens vermögen wir unferer 
Seits in den von den preußifchen Actenftüden fo ſehr betonten 
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Umftänden, daß man die Erflärung der Vereinsregierungen vom 
21. Auguf noch anbörte, ungeachtet fchon fünf Tage vorber bie 
von Preußen anberaumte Frift abgelaufen war, dag man wegen 
Zweifeld über die Intention der in bdiefer Erflärung geftellten 
Zwifchenfrage bie Frift nochmals bis zum 15. September erftredte, 
und dag man felbft nach Umfluß diefer Frift nochmals bis zum 
27. September das Protocol offen- ließ und erft dann den Gon- 
ferenzfaal ſchloß, Nichts zu erfennen, was die Behauptung des 
nacdhgebenden und verföhnlichen Entgegenfommens von Seiten 
Preußens irgend rechtfertigen könnte. 

Die „Ehre”, melde das Preußifche Wochenblatt und bie 
Neue Preußifhe Zeitung bei Beſprechung der Zolfvereinsdifferenzen 
fo oft im Munde geführt haben, ift nicht ein Sondergut Preußens, 
Auch die Staaten des Zollvereind machen Auſpruch auf ihren 
Antheil daran. Sie haben aber ihre Ehre nicht für beeinträchtigt 
gehalten, indem fie in ihrem Nachgeben Schritt für Schritt big 
auf die äußerſte Grenze vorgingen. Die Ehre einer beutfchen 
Regierung kann nur darin beftehen, daß fie die wahren Intereſſen 
ihres Bolfes im Einklang mit den Bundeszwecken durd eine 
ehrliche, offene und aufrichtige Politif zu fördern fucht, und nie- 
mals faun es biefer Ehre widerftreiten, wenn man zur rechten 
Zeit nachgibt, wo das Beharren bei einem einmal gefprochenen 
Worte nicht nur das Wohl des eigenen Bolfes, fondern auch das 
der verbrüberten Bundesflaaten in Frage ftellen könnte, 

Die Erklärung Preußens vom 7. Juni verfihert, die Mo— 
tive ihres Entfchluffes, alle auf das handelspolitifche Verhältniß 
bezüglihen Verhandlungen mit Defterreich entfchieden big zur er- 
folgten Wiederherftellung des Zollverein zurückzuweiſen, mit aller 
Dffenheit darlegen zu wollen, welche die hohe Wichtigkeit des 
Begenftandes und die feinen Zolfverbündeten ſchuldige Nüdficht 
erforderten. Zunächſt erörtert fie nun die Gründe, aus welchen 
die preußische Regierung nicht in der Lage zu fein glaube, in 
Berbandlungen mit Defterreich über den in Wien beratbenen Ent- 
wurf zu einem Zolleinigungsvertrage einzutreten. Wir 
kommen auf diefe Gründe bier nicht zurück; fie find auf den 
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Wiener Gonferenzen von erleuchteten Staalsmännern erörtert 
und auf das Gründlichfte gewürdigt worden; und mag Preußens 
Ueberzeugung von der Unüberwindlichfeit diefer Hinderniffe auch 
noch fo feft flehen, dem Vorwurfe vermag es nicht auszuweichen, 
daß es Defterreich und allen mit bdiefem in der Ausführbarfeit 
einer Öfterreichifchen Zolleinigung übereinftimmenden Zollvereing: 
regierungen die Gelegenheit und Möglichkeit entzogen bat, auf 
den Berliner Gonferenzen ihre gleihberedhtigte entgegen 
gefegte Anfiht zu erörtern. Preußen darf, wo ed rein 
preußifche Intereſſen vertritt, von der Unterftellung ausgeben, daß 
feiner andern Regierung ber zur Beurtheilung der Frage nötbige 
Einblid in das Innere feines Hausbaltes offen ſtehe; es mag 
darum in einer folchen befonderen Angelegenheit, von Vornherein 
jede Erörterung abweifend, fih auf feine fefte, durch Feine von 
Außen fommende Belehrung zu erfchütternde Ueberzeugung ſtützen, 
daß fein für Preußen heilſames Refultat and einer folchen Er- 
örterung gewonnen werden Fünne Aber die Erflärung vom 7. 
Juni ſtellt fi, indem fie jede Verhandlung über die öfterreichifche 
Zolleinigung abweift, nicht auf den preußifchen Standpunft, fon- 
dern fie führt (fo wenig dies im Grunde auch einem Mitgliede, 
welches gefündigt hat, zufommen dürfte) für den Zollverein 
das Wort, fie erflärt die Einigung Defterreihe mit dem 
30llverein für unausführbar; fie mißt alfo in einer gemein» 
ſchaftlichen Bereinsangelegenheit ihrer Anficht gegenüber den An— 
fihten aller anderen Bereinsregierungen eine Infallibilität bei, 
welche es felbft verſchmäht, die leßtern mittelft einer Erörterung 
über ihren Irrthum zu belehren und von der Unausführbarfeit 
ihres Wunfches zu überzeugen. Mit Recht fonnten daber die 
Zollvereinsregierungen in ihrer Erflärung vom 20. Juli wobl 
entgegnen, daß folhe Verhandlungen auch dann nicht erfolglos 
genannt werben Fönnten, wenn fie der Ueberzeugung der Eönigl. 
preußifchen Regierung, daß jene Hinderniffe für jegt unüberwind- 
lich feien, Anerkennung verfchafften, und daß wenigftens bie Frage 
aufgeworfen werden dürfe, ob es rüdfichtevoffer fei, ein fo wich⸗ 
tiges Anerbieten, wie das der Zolleinigung mit Defterreid, ohne 
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Verhandlungen zurüdzumeifen, oder in genauer Erörterung beffen 
Ausführbarfeit zu prüfen. 

Wir fommen, wie bemerkt, auf diefe in der preußifchen Er— 
Härung vom 7. Juni als über jeden Zweifel erhaben und feiner 
gemeinfchaftlihen Erörterung bedürfend hingeftellten Gründe gegen 
die öfterreichifche Zolleinigung nicht mehr zurüd, weil biefer An- 
trag dadurch ohnehin feine Erledigung gefunden hatte, daß er 
von den Bereingregierungen felbft fallen gelaffen wurde, weil 
mithin diefer Gegenflaud mit dem unglüdlichen Ende der Ber: 
liner Eonferenzen in feinem Caufalverhältniffe ſteht. Um fo wid- 
tiger wird es, diejenigen Gründe in das Auge zu fallen, aus 
welchen die Erffärung vom 7, Juni felbft ein Eintreten in bie 
Erdrterungen über einen Handelsvertrag mit Defterreich vor 
Reronftruirung des Zollvereindg ablehnen, und das Fallenlafjen 
des darauf gerichteten Antrags als präjubiziell für die Fortſetzung 
der die Wiedererrichtung des Zollverein felbft betreffenden Ver- 
bandlungen erflären zu müffen glaubte, 

Die Erklärung vom 7. Juni fagt, daß die preußiiche Re— 
gierung in diefer Beziehung von zwei Rückſichten geleitet werde. 
Einmal liege es in der Natur der Sade, daß, wenn, wie 
porausgefegt, der Zollverein vom 1. Januar 1854 ab in ein 
Bertragsverhältnig zu Defterreich treten folle, vor Eröffnung der 
Berhandlungen feftftehen müſſe, in welchem Umfange der Z0ll- 
verein von jenem Zeitpunfte ab beftehen werde. Bor Entjcheis 
dung biefer Frage fehle es nicht nur formell dem einen contra= 
hirenden Theile an einer beftiimmten Perfönlichkeit, fondern auch 
materiell an der wefentlichfien Grundlage für die Beurtheilung 
der bei den Verhandlungen wahrzunehmenden Gefihtspunfte. 

Wir müffen hier zunächſt eine Ungenauigfeit in der Dar- 
ftellung des Vorwortes zu. der „Sammlung amtlicher Aetenſtücke“ 
rügen. Nach Seite VII dieſes Vorwortes ſoll die preußiſche 
Regierung ſchon die Einladung zu den Wiener Conferenzen auch 
in der Erwägung abgelehnt haben, weil bei dev formellen Unge- 
wißheit, in welchem Umfange und unter welchen Bedingungen 
der Zoffverein reconftruirt werden würde, cd nicht nur an einer 
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Bafis der Unterhandlungen , fondern au an einem Rechts— 
fubjecte, welches im Stande gewefen wäre, Berträge 
abzufhliegen, gefehlt habe. Allein die Note des Freihrn. 
v. Manteuffel vom 5. Dezember 1851, welche die Einladung 
nad Wien ablehnt, und das Girculare von demfelben Datum, 
welches die Vereinsregierungen von diefer Ablehnung in Kenntniß 
fest, thuen der dem Zollverein vor feiner Wiederherftellung 
mangelnden Rechtsperſönlichkeit und feiner daraus fols 
genden Unfähigfeit zum Abfchluffe von Verträgen noch feine Er- 
wähnung. Zu jener Zeit fand man dag Hinderniß, mit Deflerreich 
in Berhandlung zu treten, nur in ber formellen Ungewißheit über den 
demnächftigen Beftand des Zollvereing und in der hieraus entſpringen⸗ 
den „Ungewißheit über den zum Ausgangspunfte der Unterhandfung 
zu nebmenden factifchen Zuſtand“. Wir haben dieſes Hinderniß 
bereits oben beleuchtet ; wir haben darauf hingewiefen, daß diefe 
Ungewißheit, da fie nad der eignen Erflärung der preußifchen 
Actenſtücke nur eine „formelle” und da zu feiner Zeit Preußen 
an der Bereitwilligfeit feiner früheren Zollverbündeten, den 30ll- 
verein in dem durch Anfchluß des Steuervereins erweiterten IIm- 
fange wieberberzuftellen, zu zweifeln veranlaßt war, das alsbaldige 
Unterbandeln mit Defterreich nicht hindern fonnte, und daß Preußen 
von der Unüberwindlichkeit dieſes Hinderniffes um fo weniger über: 
zeugt gewefen fein kann, als es ja diefer von ihm felbft durch 
feine Kündigung berbeigeführten formellen Ungewißheit ungeach— 
tet mit dem Steuervereine nicht nur in Unterhandlung getreten 
war, fondern definitiv die Zolleinigung abgefchloffen hatte. In 
der That fcheint man in Berlin felbft wenig Vertrauen auf die 
überzeugende Kraft dieſes Argumentes gefegt zu haben; man 
glaubte daher zu einem neuen und wirffameren feine Zuflucht 
nehmen zu müffen, welches zuerft in der Erflärung vom 7. Juni 
zu Zage gefördert wurde, aber alsbald nad dem Bekanntwerden 
biefes Actenftüdes ein gewaltiges Kopffchütteln in dem juriftifchen 
Publifum und eine große Bewegung in allen nit im Dienfte 
der fpecifijch-preußifchen und der Gothaer Partei ſtehenden Ta- 
gesliteratur ob dieſer neuen juriftifchen Entdeckung der preußi= 
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fchen Diplomatie zur Folge hatte. Ganz verblüfft ſchlug man 
in feinem Corpus juris und im preußifchen Landrechte nach, 
fonnte aber nirgends einen Tert finden, welcher eine Handeldge- 
ſellſchaft zur juriſtiſchen Perfon und zum Rechtsſubjecte macht. 
Man fragte erftaunt, ob fih denn jemals der Zollverein zu einer 
Corporation organifirt, ob er jemals in eigenem Namen Rechts— 
bandfungen vorgenommen, ein eigned Siegel, eine eigne Adreffe 
geführt Habe; man fand aber nichts anders, ald daß der Zoll 
verein eben nur eine Berbindung unabhängiger Staaten zum 
Zwed der gegenfeitigen Handels: und Berfehrsfreiheit ift, deſſen 
Bertragsabfihlüffe überall von den Zollvereinsftanten felbft, als 
unabhängigen Bertragstheilnehmern, ausgingen. Bergebend wies 
man darauf hin, daß das „Rechtsſubject“ des Zollvereins, auch 
angenommen es fei ein ſolches, doch in Folge der preußifchen 
Kündigung erft mit dem 31. December 1853 Nachts 12 Uhr 
feinen Geift aufgeben würde, bie dahin aber noch lebend und 
wirfend die vortrefflichften Dienfte leiften und vor feinem Abfter- 
ben fo gut, wie nad feiner Wiederauferftehung mit Defterreicdh 
verhandeln und Berträge abfchließen könne. In der That ift 
diefes in der Erflärung vom 7. Juni von Preußen an die Spite 
geftellte Motiv feines Zurüdweifens der gleichzeitigen Verhandlung 
mit Oefterreich ſeitdem dur die Öffentliche Meinung in einer 
Weife gerichtet worden, daß felbft die Gothaer Blätter mit ſcho— 
nendem Stilffhweigen über daffelbe hinweggingen und man nur 
mit Befremden diefe unglüdliche Verirrung der preußifchen Diplo- 
matie in das Gebiet der Furisprudenz in dem Vorworte zur 
Sammlung der amtlihen Actenftüde mit einer Zuverſicht er- 
neuert fieht, als ob man dabei die Autorität des Gajus oder Ul— 
pian für fich- hätte, 

Konnte ferner das Vorwort der Sammlung der amtlichen 
Actenftüde auf die vor der MWiederberftellung mangelnde fefte 
Grundlage für die Vertragsverhandlungen mit Defterreih, auf 
die Ungewißheit, welche Intereffen gegenfeitig abzumägen feien, 
vernünftiger Weife nochmals zurüdfommen, nachdem, wenn mir 
und fo ausdrüden bürfen, dieſe Art des Legitimationspunctee 
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dadurch ſchon berichtigt war, daß bie übrigen Bereingregierungen 
ihren Wieberbeitritt zum Zollvereine wirflich erklärt hatten? Es 
beftand ja ſelbſt bie „formelle“ Ungewißheit nicht mehr, aus 
welden Staaten der Zollverein von 1854 an befteben werbe. 
Die Darmftädter Verbündeten hatten ihren definitiven Beitritt 
nur noch von der Bedingung abhängig gemacht, daß gleichzeitig 
die Verhandlungen mit Defterreich über den Handelövertrag aufs 
genommen würden. Es ift in der That aus der Logif der preußi⸗ 
ſchen Actenftüde gar fein Ausweg mehr zu finden; denn ihre Eon» 
elufion ift in Wahrheit dies Weil die VBereinsregierungen nur 
unter der Bedingung fih mit dem preußifchen Zullvereine wieder 
verbinden wollen, daß gleichzeitig wegen eines öfterreichifchen 
Handelsvertrags verhandelt werde, fo ift diefe gleichzeitige Ber: 
bandlung mit Defterreich darım unmöglich, weil es ungewiß if, 
ob und welche Bereindregierungen dem Zollvereine wieder bei 
treten werden. Wir find vollfommen mit dem Vorworte einver 
ftanden, dag man in diefer Sache ‚einen feiten Boden gewinnen 
mußte. Aber gewinnt man ben feften Boden dann, wenn mau bas 
der Natur der Sache nad Zufammengehörige trennt, wenn man 
Berhältniffe, die ineinander greifen und fich gegenfeitig zur Grund» 
lage dienen follen, dergeftalt augeinanderrüdt, daß jede von dem 
einen Berhältniffe auf das andere zu nehmende Rüdfiht um 
möglih wird? Sollte man etwa erft durch Wiederberftellung des 
Zollvereind ohne alle Rüdficht auf die öfterreichifche Handelsver⸗ 
bindung eine feſte Grundlage gewinnen, um dann biefe Grund» 
lage bei den nachfolgenden Verhandlungen mit Oeſterreich, das 
dann boch auch einige Rüdfichtenahme anfprechen farm, wieder zu 
verſchieben und fo zu modifiziren, daß fie auch für die öfterreichifche 
Handelöverbindung paßt ? Oder follte man davon ausgehen, daß 
auf Defterreih und feine Handelsverbindung überhaupt Feine 
Nüdficht genommen, daß erft bie fefte Grundlage durch Wieder 
berftellung des Zolfvereind gewonnen, dann aber Defterreich bie 
Alternative geflelt werde, entweder ſich den Beflimmungen der 
Zollvereinsverträge ohne alle Modification anzuſchließen, oder 
von jeder Danbelsverbindung abzuftehen ? Diefes Berfahren war 
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zwar nicht mehr neu, bie Zollvereinsflanten hatten es in Folge 
des Septembervertrags felbft genauer kennen zu lernen Gelegen- 
heit gehabt; allein wir glauben von Feiner der zu Darmftadt 
verbiümdeten Regierungen, daß fie in der Schule des September: 
vertrags ihre Staatsfunft bereichert hat. 

Sodann — und dies ift dad zweite Motiv, aus welchem 
die Srflärung vom 7. Zuni das fofortige Eintreten bes Zoll. 
vereind in Verhandlungen wegen des öfterreidhifchen Handels: 
vertragd ablehnen zu müſſen glaubt — mirfe die Ungewißheit 
über die Wiederberftellung des Zollvereins ftörend und lähmend 
auf alle Verhälmiffe des materiellen Wohles ein, eine Ungewiß- 
heit, deren Ende durd die fofortigen Verhandlungen mit Oeſter⸗ 
reich nur binausgerücdt werden fünne Wir haben auf diefen 
Einwand nur Weriges zu fagen. Hätte die preußifche Negie- 
rung am 7. Juni, anftatt die Notbwendigfeit einer rafchen Ent- 
fcheidung über die Zufunft des Zolfvereind für ein Hinderniß der 
fofortigen Verhandlung mit Oeſterreich zu erflären, einfach au” 
gefprocdhen, daß fie in diefe gleichzeitige Verhandlung einwilfige, 
fo wäre mit diefem einen Worte aller IIngemwißheit 
ein Ende gewefen. Wir fragen, ob in ganz Deutfchland vor 
dem 7. September 1851 nur ein Gebanfe aufgefeimt war, daß 
ber Kortbeftand des Zollvereins vom Sahre 1854 an in Frage 
geftellt werden würde? Wir fragen, ob, als Preußen feine 
„formelfe” Kündigung ergehen ließ, bie nur zur „Bereftigung” 
des Zollvereindg und zur Ermöglichung des Anfchluffes des 
Steuervereind dienen follte, irgend ein Zweifel obmwaltete, daß 
derſelbe Geift, der den Zollverein gegründet haste, ihn auch wie- 
ber aufrichten werde? Wir fragen, ob felbft zur Zeit der Ber- 
finer Conferenzen in ganz Deutfchland eine Stimme die DBeforg- 
ni ausſprach, daß auch dann, wenn Preußen feine Zuftimmung 
zur gleichzeitigen Berhandlung mit Defterreich ertheile, noch im 
Entfernteften eine Ungewißheit über die Erneuerung des Zoll 
vereind befteben werde? Preußen bat alfein diefe Ungewißheit 
über den Fortbeftand des Zollvereins gefchaffen, indem es ganz 
unveranlaßter Weife fih im Septembervertrage die Nothwendig⸗ 
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feit der Kündigung felbft auferlegte; nachdem bereits alle übrigen 
Bereinsregierungen ihre Bereitwilligfeit und ihren dringenden 
Wunſch, den Zollverein mit Einfluß des Steuervereing wieder- 
berzuftellen, ausgefprochen hatten, bat Preußen allein die Unge— 
wißheit dadurch genährt und unterhalten, daß ed auf den fo bil- 
ligen Wunſch der Bereinsftaaten, auch bie Intereſſen der öfter: 
reichiſchen Handelsverbindung gleichzeitig in Berathung zu zieben, 
einzugeben ſich weigerte; endlich bat Preußen durch die Art und 
Weife, wie es die Berliner Conferenzen abbrach, jene Ungewiß— 
heit perpetuirt. Und nun würdige man wohl diefes Motiv, wo: 
nach Preußen das einfahe Wort, das fofort über die Zufunft 
des Zollvereind zum Heile von ganz Deutſchland entfcheiden 
mußte, in der Abficht auszufprechen fich weigerte, um dieſe Ent— 
fheidung zu befchleunigen und der traurigen Ungewißbeit ein 
Ende zu maden! 

Dies alfo find die beiden Rüdfichten, aus welchen die 
preußifhe Erflärung vom 7. Juni den Antrag der Darmftädter 
Berbündeten, fofort mit Defterrei die Vertragsunterhandlungen 
einzuleiten, zurüdweifen zu müffen glaubte. Wir überlaflen, obne 
ein Wort noch binzuzufegen, der gefunden Vernunft und ber 
Dilligfeit jedes Leferd das Urtheil über diefe Motive, 

Die Zollvereinsfrage befindet fi jest, foweit man im 
Publifum darüber urtheilen fann, genau in berfelben Lage, wie 
vor den Berliner Conferenzen. Nur Preußen ift in ein ſchwie— 
rigeres Verhältniß zu berjelben getreten, indem eines Theils das 
Vertrauen der übrigen Bereinsregierungen zu feiner Politif ger 
ſchwächt worden, andern Theild die von ihn erwählte Pofttion 
fo fchroff hervorgetreten ift, daß fie nicht ohne eine Rückkehr, 
welche Umwege aud) die Diplomatie für diefelbe auffuchen mag, 
verlaffen werden fann. An dag den Schluß des Berliner Eon- 
ferenzfaales begleitende ſcharfe Abfchiedswort, dag Preußen mit 
den zu Darmftabt verbündeten Regierungen wieder in Berhand- 
lung zu treten bereit fei, foferne bdiefelben durch eine 
zuſtimmende Erflärung zu der Präjudizialfrage die 
preußifhe Regierung dazu in den Stand gefest 
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baben würden, muß fich zuvor wieder eine fehr verföhnfiche 
Sprache angefnüpft haben, ehe diefen Regierungen die Rüdficht, 
die fie auf ihre Würde ala felbfiftändige und fouveraine Staaten 
zu nebmen haben, es geftatten dürfte, jene Verhandlungen mit 
Preußen unmittelbar wieder aufzunehmen. Wenn aber ein Nady- 
geben fehließlich nicht vermieden werden fann, dann überlaffen 
wir es der Beantwortung des Preußifchen Wochenblatts, ob das 
Nachgeben in Berlin oder in Wien für Preußen erwünfchter 
gewejen wäre. 

Die Stellung der zu Darmſtadt verbündeten Bereingregie- 
rungen auf den Berliner Conferenzen war eine überaus fchwierige. 
Wir legen fein Gewicht auf die Stimme der demofratifchen und 
der Gothaer Partei, die jeden diplomatiihen Zug, welcher in der 
Zollvereinsangelegenheit von Seiten biefer Regierungen gefchab, 
mit den perfideſten Snfinuationen begleitete. Die Demofratie 
folgt ihrem Berufe, jeden Schritt der Regierung als ein Unheil 
zu verfünden, Derfelbe demofratifhe Wortführer, welcher am 
23. Juli 1851 in der Darmftädter Kammer der Regierung es 
zum Verbrechen anrechnete, daß fie fih dem preußifhen Zoll: 
ſyſteme angefchloffen habe, anftatt daß fie die ſüddeutſchen Staaten 
zu fih hätte beranzieben follen, erhob in der Sigung vom 4, 
October 1852 ein lautes Wehgefchrei, daß die nämliche Regierung 
ſich der ſüddeutſchen Goalition angefchloffen habe und mit diefer den 
preußifchen Zollverein zu fprengen bemüht fei. Die Demofratie hat 
nur ein Princip, nur eine Gonfequenz, nur eine Logik, die jeder 
Berftändige längft fennt. Die Gothaer Partei ift bis zu einem 
beftimmten Punfte mit der demofratifchen ftets Hand in Hand ge- 
gangen; abgefehen davon ift der preußifche Zollverein der Anfer 
ihrer theuerſten Hoffnungen, das Borbild und der Boden für den 
fünftigen Bundesftaat, der den Pfeudoconftitutionalismug, die Kam: 
merregierung und bie ganze parlamentarifhe Wirtbichaft bis zu 
einer die fühnften Erwartungen übertreffenden Blüthe entwideln 
und die gefinnungstüchtigen Anhänger und Freunde mit Porte- 
feuilfen und Ehrenftellen überbäufen fol, Sn ihren Kammern 
fonnten daher die verbündeten Regierungen wohl nichts Andere 

Bollvereind-KRrifis, 
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erwarten, als ein von Invecrtiven überfprubelndes bemofratifches 
Gelärme, und die befannten monotonen, in gefpreisten Phrafen 


einherftofzirenden Oppofitionsreden des Gothanerihums. Aber: 


auch in den fonft wohlgefinnten, aufrichtig für das Gemeinwohl 
intereflirten Kreifen des Publifums herrſchte und herrſcht noch 
bis zu dieſem Augenblide foviel Befangenheit, Unflarheit und 
Mißverſtändniß bei Beurtheilung der Zollvereinsfrage, daß auch 
bier vielfacher Tadel laut, mandes ungerechte Urtheil über Ju= 
tention und Umficht in der Handlungsweife der fogenannten Coa- 
litionsregierungen gefällt wird. Wer diefen Blättern bis bierber 
mit Aufmerffamfeit gefolgt ift, wirb ung darin beiftunmen, daß 
die Actenſtücke der preußifchen Regierung in diefem diplomatiſchen 
Berfehre in Folge der eigenthümlichen Motivirungen, Deutungen, 
Berwahrungen und Berfiherungen, mit welchen fie künſtlich 
durchflochten find, nicht überall dazu beitragen, die Einficht im 
das Sacverhältnig zu vermitteln und ein- flares Berftändniß 
beffelben zu erleichtern, Nicht Alle, denen es auch ernftlich um 
eine gerechte Beurtbeifung diefer beflagenswerthen Differenz zu 
thun ift, haben die erforderliche Ruhe, und noch weniger befigen 
die nöthige Intelligenz, um den Standpunft, den die Zollvereing- 
regierungen durch die preußifche Separatzolleinigung mit dem 
Steuervereine und durch dag fie von der Grundlage der Bereind- 
verträge hinwegdrängende einfeitige und herrſchende Vorfchreiten 
Preußens angerwiefen befamen, Far aufzufaffen. Bevor diefe, 
das Verhältnig in feiner unverfchminften Wahrheit ergreifende 
Auffaffung volftändig in der Öffentlichen Meinung durchgedrungen 
ift, werben diejenigen Staatsmänner, die am 6. April in Darm: 
ſtadt mit richtigem Blicke die Grenze erfannten, welche Pflicht 
und Ehre nicht zu überfchreiten geftatteten, vorerft in ihrer eignen 
Bruſt diejenige Gerechtigkeit finden, die ihnen in Kurzem auch 
von der wahren öffentlihen Stimme des ganzen Gefammtvater- 
landes fo gewiß zu Theil werden wird, als alle Wahrheit früher 
oder fpäter, fiher aber einmal, den Weg zum Fichte findet. 


—e—— 


Drud von Wilbelm Keller in Bichen. 
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Die Vertagung der Berliner Zollconferenz am 20. Juli a. c. fodert zu 
dem Verfuche auf, von dem Gange der Angelegenheiten, denen fie gewid- 
met ift, und von der Lage, in welcher diefelben fich befinden, unbefangen 
Rechenſchaft zu geben, foweit das nach öffentlich vorliegenden Daten 
möglich it. Die hohe Wichtigkeit der um ihre Berathungen ſich grup- 
pirenden Beziehungen legt dabei die Pflicht auf, mit dem vollen Ernſte 
und der Treue gegen die Wahrheit zu Werke zu gehen, welche darauf 
verzichten, dem Irrthume und dem Unrecht, auf welcher Seite es ſich 
findet, ein Mäntelchen zu leihen und damit über das Vorhandene wie 
über das Bevorftchende Unklarheit zu verbreiten und zu täufchen. 
Daran gerade leiden die Sachen nad) der einen Seite dermaßen, daß 
diefer Verſuch zur Orientirung daraus die Bevorwortung feiner Eriftenz 
berleitet. 


Bii der Erwägung der in gegenwärtiger Zollconferenz zu Berlin auf 
den unterm 25. Mai a. c. von Baiern, Sachen, Würtemberg, Baden, 
Kurheſſen, Großherzogthum Heffen und Naſſau geftellten Antrag: 

„Daßwährend der Verhandlungen über Erneuerung und Erweiterung 

des Zollvereind auch die Verhandlungen zwifchen den Bevollmäch- 

tigten der fümmtlichen bei der hiefigen (d. h. Berliner) Conferenz 
vertretenen Regierungen über die in Wien berathenen Entwürfe 
zu einem Zoll- und Handelsvertrage und zu einem Zolleinigungss 
vertrage unter Beiziehung und Theilnahme von Bevollmächtigten 
der Kaiſ. Ofterreichifchen Regierung zu eröffnen ſeien;“ 
von der Königl. Preußischen Regierung unterm 7. Juni a. ec. abgegebenen 
Erklärung fommt es vor allem Anderen darauf an, über Beranlaffung 
und Zwed der nur erwähnten Zollconferenz völlig Far zu fein, und die 
Bafis beftimmt in's Auge zu faffen, auf welcher die refp. Bevollmächtigten 
der hoben Regierungen einander begegnen, fowie endlich der befonderen 
Verhältniffe diefes VBerfammeltfeins und der für fämmtliche Staaten des 
Deutichen Bundes gleich bindenden Verpflichtungen ſtets fich bewußt zu 
bleiben, aus denen für die Thätigkeit auch Diefer Eonferenz fehr bes 
ftimmte Bedingungen erwachien. 

Die Beranlaffung zu einer außerordentlichen Gonferenz der Mit» 
glieder des Zollvereins, — und zwar nach Analogie der vor dem Ab» 
laufe der Zollvereinsperiode 1833 — 1841 incl. von ihnen gehaltenen 
Gonferenz von 1840/41, — würde für das Jahr 1852 in dem heram- 
nahenden Ablaufe der Zollvereinsperiode 1842 — 1853 incl. naturgemäß 
gegeben gewefen fein. Es konnte nicht fehlen, daß in der Summe der 
während Ddiefer zweiten Periode gemachten Erfahrungen abermals mans 
yerlei Auffoderung enthalten war, um wie Dazumal über zufügliche Ver— 
einbarungen zu den Hauptverträgen ſich zu verftändigen. Endlich aber 
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würden die inzwifchen weiter als je herangereiften Borbedingungen zur 
Erreichung des, laut Art. 41 des Hauptvertrages vom 22. März 1833 
und der demfelben entiprechenden Artikel der Verträge vom 23. März 
und 11. Mat 1833, vom 12. Mai und 10. December 1835 und vom 
2. Januar 1836, 

„mit der Abſicht des Artikel 19 der deutfchen Bundesacte in Über: 

einjtimmung ftebenden Zwedes des gegenwärtigen Zollvereines“ 
die wirffame Handhabe zur Erweiterung des Vereines, ja zur Verſtän— 
Digung über folche gemeinfame Maßregeln zur Herftellung des freien 
Verfehrs unter den deutichen Bundesftaaten *Dargeboten haben, für 
deren Gintritt in den Zollvereinsverträgen nicht nur die entiprechende 
Modificirung fondern auch das vollftindige Erlöichen dieſer Verträge 
mit dem jeweiligen Ausgange der grade laufenden Vereinsperiode aus: 
drüdlich vorgefehen und ausgefprochen ift*). Diefe Eonferenz würde, 
gleich der von 1840 — 41, zufammengetreten fein, ohne daß die Fort: 
feßung des Zollvereines in feinem bisherigen Umfange für die Periode 
1853 — 64 incl. auf eine andre Weife als durch die in den Zollvereins⸗ 
vertrügen als Deren Aufgabe vorgefehene und angeftrebte Erweiterung 
des Vereines oder durch die Zolleinigung aller deutſchen Staaten zu 
einer Frage geworden wäre. Die Berathungen der Bevollmächtigten 
hätten mit dem ganzen, ungetrübten gegenfeitigen Vertrauen, mit der 
vollen Sicherheit, welche die Conferenz befeelen mußte, wenn ebenio wie 
der 31. Dee. 1839 jegt der 31. Dec. 1851 verftrichen wäre, obne daß 
von dem bis zu dieſem Termine vertragsmäßig jeden Mitgliede des Zoll 
vereind zuftebenden Rechte der Kündigung feines Antheiles mit Ablauf 
des Jahres 1853 Gebrauch gemacht worden wäre, ihren Fortgang ges 


*) Art. 41 des Vertrages vom 22. März 1833: „Die Dauer des gegenmärti» 
gen Vertrages, welcher mit dem 1. Jan. 1834 in Ausführung gebracht werden fell, 
wird vorläufig bis zum 1. Ian. 1842 feitgefept, Wird derfelbe während Diefer Zeit 
und fpäteftens zwei Jahr vor Ablauf der Friſt nicht gefündigt, fo foll er auf zwölf 
Jahre, und fo fort von zwölf zu zwölf Jahren als verlängert angefeben werden. 

Zeptere Verabredung wird jedoch nur für den Fall getroffen, daß nicht in der 
Zwiſchenzeit ſämmtliche deutiche Bundesitaaten über gemeinfame Mapregeln über: 
eintommen, welche den mit der Abficht des Art. 19 der deutſchen Bundesacte in 
Uebereinftimmung ftebenden Zwed des gegenwärtigen Zollvereins vollftändig er— 
füllen. Auch follen, im Falle gemeinfamer Maßregeln über den freien Berfebr mit 
Lebensmitteln in fämmtlichen deutfchen Bundesitaaten die betreffenden Beitimmuns 
gen des nach gegenwärtigem Vertrage beitebenden Vereinstarifes demgemäß modi— 
fieirt werden.“ 


7 


nommen. Man hätte fih auf dem gewohnten, Tiebgewonnenen, zunächft 
für eine neue zwölfjährige Periode ungeſchmälert garantirten Boden 
eines bald zwanzigjührigen Bertragsverbältniffes zufummengefunden, 
um diefes Verhältniß der allfeitig anerkannten Abficht deffelben gemäß 
in bundes- und vertragsgetrener Eintracht weiter auszubilden. Die 
für alle bisherigen Mitglieder des Zollvereines dann auch für die mit 
1853 anhebende neue Zollvereinsperiode in gleich verpflichtender Kraft 
gebliebene Beftimmung der Zollverträge, insbejondere des Art. 38 im 
Vertrage vom 22. März 1833: 
„Für den Fall, daß andere deutfche Staaten den Wunfd) zu erfens 
nen geben jollten, in den Durch gegenwärtigen Vertrag errichteten 
Zollverein aufgenommen zu werden, erklären, fich die hohen Contra— 
henten bereit, dieſem Wunſche, jo weit e8 unter gehöriger Berüd- 
fichtigung der befonderen Intreffen der Bereinsmitglieder möglich 
ericheint, durch Deshalb abzuſchließende Verträge Folge zu geben ;’‘ 
hätte ebenfo jedem derartigen, die Erweiterung des Zollvereins involvirens 
den Wunſche deuticher Staaten eine zuvorfommende Aufnahme, wie den 
Mitgliedern des Zollvereins bei den darüber zu pflegenden Unterhands 
lungen diejenige gemeinnügig aufzufaffende Wahrnehmung befonderer, 
jolcher Wahrnehmung wirklich bedürfender Intreffen angemeſſen gefichert, 
welche zu den unerlaplichiten Borbedingungen jedes Gelingens der vom 
Zollvereine in vollfter Hebereinftimmung mit Art. 19 der deutichen Bun— 
desacte verfolgten großen Aufgabe, die Verbrüderung der materiellen 
Intreffen faämmtlicher deuticher Staaten herbeiführen zu helfen, ohnehin 
gehört. Denn jedes einfeitige Vorangehen, jede Verweigerung folcher 
wohlberechtigter Berücfichtigung kann nur zu Conefliten und zu Spal 
tungen eine beflagenswerthe Beranlaffung abgeben. Jenes unter deuts 
ſchen Staaten ohnehin gebotene, rückſichtsvolle gegenfeitige Verhalten 
war e8, welches den Zollverein wefentlich gründen half und bisher fürs 
derte und ungefchmälert erhielt. Daher müßte e8 nad) fo heilbringenden 
Erfahrungen als ein boffuungsreicher Triumph deuticher Eintracht aners 
fannt werden, wenn auch bei dem Ablaufe diefer Zollvereinsperiode alle 
zeitherigen Zollverbündeten ohne Ausnahme treu zufammenftänden für 
die fernere einmüthige Pflege ihres bisher gemeinfchaftlihen und von 
der öffentlichen Meinung in allen deutfchen Staaten fehr wohl begriffenen 
und anerkannten Hauptzwedes, der Erweiterung der Verkehrsfreiheit. 
Wenn alle fefthielten an der Grundlage des bisherigen Verhältniſſes 
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und von ihr aus die Fortbildung diefes, auf Herbeiführung der Handels» 
und Zolleinigung unter allen deutichen Staaten angelegten Proviſoriums 
in dem Geifte ſich angelegen fein liegen, welcdyer der Errichtung deſſelben 
die Weihe gab, wie hätte da von diefer gemeinfamen Grundlage aus die 
Aufnahme von Unterhandlungen über Handeld- und Zolleinigungen mit 
andern deutfchen Staaten oder auch mit allen, von Einem der Zollver: 
einsgenoffen fchon nad loyaler Auslegung des oben angeführten Art. 
38 des Vertrages v. 22. März 1833 überhaupt und noch dazu jet vers 
weigert werden können, da auf die legten zwei Jahre jeder Zollvereins» 
periode auch Art. 41 defjelben Vertrages als auf einen vorzugsweiſe 
gegebenen und geeigneten Zeitpunkt für folche Unterhandlungen beions 
ders hindeutet. 

Leider ließ es ſchon das Bekanntwerden des zwifchen den Königs 
reihen Preußen und Hannover unterm 7. Septbr. 1851 abgefchloffenen 
Zoll und Handelseinigungsvertrages für 1854 — 1865 nicht mehr zweis 
felhaft, daß die bei dem nahenden Ablauf der zweiten Zollvereinsperiode 
zu erwartenden Gonferenzen die bisherigen Vereinsmitglieder nicht wie 
die Zollconferenzen von 1840/41 fümmtlich auf der Grundlage der Ver: 
einsverträge das Erforderliche für die neue Periode würden unterbans 
dein ſehen. Der erfte Artikel jenes Septembervertrages enthält fogleich 
die Hinweiſung auf die Abficht der König. Preuß. Regierung, eine von 
den Zollvereinsverträgen abgehende und feparate Stellung durd den 
erwähnten Vertrag einzunehmen und das daraus nothwendig folgende 
Geſtändniß der Ungewißheit der Königl. Preuß. Regierung über die 
Geftaltung ihres Verbältniffes zu den Mitgliedern des Zollvereines vom 
1. Zan. 1854 an, in den Worten: 

„Dom 1 Yan. 1854 an foll zwifchen Preußen und den alsdann 
mit Preußen zollvereinten Staaten einerfeits, und Hannover ..... 
gegenfeitig freier Handelsverfehr, eine übereinftimmende Geſetz— 
gebung über Die Eins, Aus- und DurdhgangssAbgaben, fowie über 
die Beftenerung der innländifche NRübenzuderfabrifation und eine 
Gemeinfamkrit der Erträge diefer Abgaben beſtehen.“ 
Demungeachtet ift dieſer Preußifch- Hannoverfche Vertrag in der Uebers 
ſchrift als „die Vereinigung des Steuervereins mit dem Zollvereine bes 
treffend‘ bezeichnet. Da nun der Zollverein nicht „die am 1. Jan. 1854 
mit Preußen zollvereinten Staaten,‘ fondern die alddann durch Die Zolls 
pereindverträge vereinten Staaten in ſich begreift, jo widerfpricht jener 
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Art. 1 bereits der Lleberfchrift des Septembervertrages. Diefer ift über- 
dem ohne alle und jede Theilnabme, mit einem Worte, ohne Vorwiſſen 
der anderen Mitglieder des Zollvereins und daher ohne daß die Königl. 
Preußiiche Regierung im Beftge von Vollmacht dazu abfeiten ihrer zeit: 
herigen Zollverbündeten fich befand, ja felbit ohne einen formellen Vor: 
behalt der Ratififation zu Gunsten derfelben, fowie überhaupt mit einer 
wahrhaft unerflärlichen Hintanfegung des Geiftes und der Flarften und 
wefentlichiten Beftimmungen der Zollvereinsverträge, ja felbit der Rück— 
fihten abgefchloffen worden, auf welche die monarchifchen Staaten des 
deutſchen Bundes gegenfeitig — und gewiß um fo mehr Anfprud) dann 
haben, wenn beinahe zwanzigjährige fo nahe Vertragsverhältniſſe wie 
die im Zollvereine noch außerdem unter ihnen beftcehen. Die Könial. 
Preuß. Regierung bat über Abänderung des dermalen geltenden Zoll— 
vereintarifes, über die Vertheilung der gemeinfamen Zoll- und Steuer: 
einfünfte u. a. dahin gehörende Dinge, einfeitig für die Dauer ihres mit 
Hannover gefchloffenen Vertrages Beftunmungen getroffen, welche, wenn 
die Königl. Preuß. Regierung nicht gefonnen gewefen wäre von der 
Grundlage der Zollvereinsverträge gänzlich abzugeben, ſchon nad) dem 
Bortlaute von Art. 5 der Zollvereinsverträge von 1833: 
„Veränderungen in der Zolfgefeßgebung mit Einfchluß des Zolltas 
rifes und der Zollordnung (Art. 4) fowie Zufäge und Ausnahmen 
fönnen nur auf denielben Wege und mit gleicher Uebereinſtimmung 
aller Eontrabenten (d. h. der Zollvereinsmitglieder) bewirkt werden, 
wie die Einführnng der Geſetze erfolgt. Dies gilt auch von allen 
Anordnungen, welche in Beziehung auf die Zollverwaltung allge 
mein abändernde Normen aufftellen ;‘‘ 
niemals ohne die Theilnahme ihrer bisherigen Zollverbündeten angeblid) 
für den Zollverein vereinbart werden fonnten, auch wenn jene Abände— 
rungen nicht die finanziellen und fonftigen Intereſſen derjelben in fo 
tief einfchneidender Weile lädirten. Denn nichts ift den Zollvereinds 
verträgen fremder, als einfeitiges Vorgehen in dem Gebiete, deflen ‘Pflege 
fie gemeinfam ordnen. Die Artikel 33, 34, 35,38, des Vertrages vom 
22. März 1833 weifen Daher in näherer Beftimmung zu dem nur anges 
führten Art. 5 deffelben Vertrages die Verhandlnugen über Abänderun— 
gen der Zollgefeße, des Tarifs u. ſ. w., überhaupt über die zweckmäßige 
Entwidelung und Ausbildung des gemeinſamen Zoll» und Handels: 
foftems an die jährlichen oder an außerordentliche Gonferenzen von Des 
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vollmächtigten der Vereinsregierungen, eventuell auch auf den diploma 
tifhen Weg unter den Gontrabenten des Zollvereind und garantiren 
denjelben Die angemeffene Berüdfichtigung ihrer Interefien. Ein sie 
volo, sie jubeo tft von den Zollvereindverträgen für jeden der Contra: 
benten ohne Unterſchied ausgeſchloſſen und darin grade ift eines der wer 
jentlichften und ftet3 erprobten Momente der dauernden Einigung Der 
Zollvereinsregierungen jederzeit anerkannt worden. Brauchte es dazu 
der Belege, fo würden die Protokolle der regelmäßigen Zollvereinsconfes 
renzen fie liefern. Um aber auch nod) eine bei dem gegenwärtigen Gonflicte 
gänzlich unparteiiſche Stimme, weil die eines Verftorbenen und wahrlich 
nicht gegen Preußen eingenommen gewejenen Mannes, Darüber anzufüh— 
ren, mag aus K. Steinader’s Schrift: „die politische und ftaatsrechtliche 
Entwickelung Dentichlands durch den Zollverein‘ (Braunfchweig 1844) 
eine Stelle von ©. 64 bier ftehen, wo es rüdfichtlich der Unterhand— 
lungen von Zollvereinsmitgliedern mit andern Staaten heißt, wie es fich 
von felbit verjtehe, „Daß, ganz einfache und unbedenkliche Fälle ausges 
nommen, feiner der Vereinsftaaten, auch Preußen nicht, jemals Ver: 
traͤge Ichließt, über deren Gegenftand nicht vorher Mittheilung gemacht 
und wobei nicht die Intreffen der einzelnen Staaten zur Sprache gebracht 
und abgewogen wären.‘ 

Die entfchiedenfte Beftätigung der Entichliegung der Königl. Preuß. 
Regierung, fich für Die zu gewärtigenden Zollvereinsconferenzen von der 
Bafis der Zullvereinsverträge 108 zu fagen, it im Septembervertrage 
in Art. 12 ausgeſprochen, wo es heißt: 

„Preußen wird zu Diefem Vertrage die Zuftimmung derjenigen 

Staaten vermitteln, mit welchen es die Zollvereinsverträge er— 

neuern wirds‘ 
und in Art. 13, welcher befagt: 

„Preußen wird zeitig Verhandlungen zur Erneuerung der Ber: 

träge mit den übrigen Zollvereinsftaaten einleiten ...... An dieſen 

Verbandlungen wird Hannover mit gleichem Stimmrechte wie Preus 

Ben Theil nehmen.‘ 

Hier ijt mit einem Dritten definitiv ſtipulirt, daß Preußen die einzulei— 
tenden Verhandlungen auf Die Erneuerung feines Antheils an den 
Zollvereinsverträgen richten will, was alfo eine Kündigung derielben 
von Seiten Preußens vorausfegt. Daß die Theilnahme Hannovers an 
Diefen Berhandlungen mit gleichem Stimmrechte wie Preußen ftipulirt 
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wurde, war ſammt dem ganzen preußifchen Tractate mit Hannover ebens 
falls nur möglich, wern die Kündigung des preuß. Antheiles an den Zoll: 
vereinsverträgen voransgefeßt wurde umd Die Königl. Preuß. Regierung 
fih entjchieden hatte, in allen diefen Angelegenheiten den (damals noch 
gar nicht gefündigten und auch nach der Kündigung Preußen noch für 
1853 verpflichtenden) Zollvereinsvertrigen zu derogiren. An Hannover 
konnte Preußen diefe Theilmabme an der Verhandlung wegen Erneue— 
rung feines eigenen Antheils an den Follvereinsverträgen nur in dem 
Fulle verfprechen, daß cs, was allerdings durd den Septembervertrag 
geſchah, von feinen bisherigen Zollverbündeten fich trennte und für Die 
Unterhandfungen wegen feines Verhältniffes von 1854 an, auf die Seite 
Hannovers, alfo auf die gleiche Linie mit einem dem Zollvereine noch) 
fremden Staat binübertrat. Dies ift die Situation, welche Preußen 
für jene Unterhandlungen ſich ſelbſt erwählt bat und welche im Folgen: 
den nicht aus dem Geficht verloren werden darf. 

Daß der Septembervertrag als ein ausjchließlich preußiſcher ohne 
alle und jede Verpflichtung für die anderen Mitglieder des Zollvereind 
ist, ja für Preußen jelbft in Hinficht feiner aus den Zollvereinsverträgen 
bis Ende 1853 erwachfenden Verpflichtungen gegen die bis dahin mit 
ihm verbündeten Mitglieder des Zollvereind nicht das Geringjte ändern 
fann, jo lange dieſe nicht ihre ausdrüdliche Zuſtimmung dazu, eventuell 
auch zum Septembervertrage felbit, ertheilt haben, kann nicht einen 
Augenblic jtreitig fein. Es iſt auch gar nicht denkbar, daß die Königl. 
Preuß. Regierung ihren bis Ende 1855 entjtchenden Verpflichtungen 
aus den Zollverträgen untren zu werden und etwa aus ihrem Vertrage 
niit Hannover einen Vorwand dazu herzuleiten fuchen follte, denn es 
vermag den anderen Gontrahenten des Zollvereins ſchon vermöge ihrer 
Stellung als Dritter Parteien zu dem Septembervertrage, ein Nachtheil 
aus demjelben an ſich niemals zu erwachſen. Für Preußen aber liegt 
feine Schwierigfeit vor, unbefchadet feiner Mitgliedfchaft im Zollverein 
bis Ende 1853, feine Pofttion für die Verhandlungen wegen des Weis 
tern außerhalb der Zollverträge zu nehmen, wie fie vorhin bereits ges 
zeichnet worden ift, und womit auch der beitimmt erklärte Wille der 
Königl. Preuß. Regierung übereinftimmt. 

Die erfte entichiedene Erklärung Preußens über feinen neuen Stands 
punkt, den bisherigen Zollverbündeten gegenüber, erfolgte erſt um die 
Mitte November 1851, alfo über zwei Monat fpiter als der Abſchluß 
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des Septembervertrages, durch eine den betreffenden Regierungen ges 
machte Mittheilung, in welcher die Königl. Preuß. Regierung die Kün— 
Digung ihres Antheild an den bisherigen Zollvereinsverträgen aus» 
ſprach. Diefer Schritt hat die Folge, daß Preußen mit dem 31. Dec. 
1853 aus dem Follvereine ausfcheiden würde, wenn bis dahin feine 
neuen Verträge über fein Verbleiben bei demfelben mit den Mitgliedern 
des Vereins zu Stande kommen ſollten. 

Das Netenftüc, welches diefe Kündigung von Seiten Preußens ent: 
haͤlt und deren Nothwendigfeit 68 fih aus eigener Wahl auferlegt hatte, 
verfucht gleichwol den Grund Diefes Schrittes ſehr eigentbümlich zu 
verichleiern, indem e8 von einer, in dem Über die Fortdauer des Zoll 
vereins unterm 8. Mai 1841 geichloffenen Vertrage angeblich ent» 
haltenen Verabredung fpricht, ‚daß, wenn auf der einen oder der andern 
Seite die Abficht beftehen follte, felbigen nicht unverändert in die neue 
Periode übergehen zu laſſen, jolche Abſicht fpäteftens zwei Jahre vor 
deſſen Ablauf zu erfennen gegeben werden ſolle.“ Die Königl. Preuß. 
Regierung befinde fich in diefer Lage, und da aud andere Mitglieder 
des Zollvereins Modiftcationen für wünſchenswerth erachteten, alaube 
fie in Rücfjicht auf die im Art. 8 des Vertrages vom 8. Mai 1841 vor 
geſehene Verpflichtung und Befugnig die Kiindigung, um dem vertrags— 
mäßigen Erforderniß zu genügen und bei der fie auch im Namen anderer 
Bereinsftaaten (2) zu handeln meine, an fünmtliche Zollvereinsregies 
rungen richten zu müffen, „zu feinem andern Zwede, als um die durch 
jenen Vertrag als nothwendig gebotene Kündigung formell nicht zu vers 
abſaumen.“ u 

Der bier angezogene Vertrag enthält aber fein Wort von einer Ber: 
pflihtung zur Kündigung wegen von der einen oder von der andern 
Seite gewünfchter und anzutragen beabfichtigter Abänderungen der Zoll: 
vereindverträge und des Vertrages vom 8. Mai 1841 im Befondern. 
Die Grundverträge des Zollvereins verweifen Vorſchläge und Anträge 
auf Abänderungen 2c. an die Zolleonferenz und der Vertrag „die Forts 
dauer des Zoll» und Handelsvereins betreffend‘ vom 8. Mai 1841 *), 
bat darin nichts geändert, auch der Hergang dabei feinen Präcedenzfall 


*) Man ſehe den Bertrag in Pochhammer's Jahrb. der Zollgefepgebung ze. des 
Zolle und Handelsvereins, Jahrg. 1841, Heft 2, S. 129; ferner in der Geſetz— 
Sammlung f. d. Königf. Preuß. Staaten, Jabrg. 1841, S. 141, in v. Robhrſcheid, 
Preußens Staatöverträge, Berl. 1852, S. 603, 
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abgegeben. Es ift dem Abfchluffe deffelben feine Kündigung vorbers 
gegangen und der aus demfelben in der in Rede ftehenden preußiichen 
Mittheilung allegirte Art. 3 enthält durchaus nichts als die Beitimmung, 
daß die Kontrahenten fpätejtens zwei Jahre vor deffen Ablauf zur Kün— 
Diqung ihres Antheiles befugt find, und dag man im Unterlaffungsfalle 
auf weitere zwölf Jahre vertragsmäßig gebunden fei, was nur Wieders 
holung der im Art. 41 der Grundverträge des Zollvereins enthaltenen 
Stipulation ift. Es bedingt aber aucd überhaupt Die Abficht, in dem 
von derjelben preußischen Note als jegensreich für den bisherigen Zoll 
verein ausdrüflih anerfannten Wege des „einmüthigen Zuſammen— 
wirfens‘, Modiftcationen in den Zollverträgen berbeizuführen, aus 
feinem dieſer Verträge Die angegebene Notbwendigkeit dev Kündigung 
derjelben für Zollvereinsmitglieder, welche eine jolche Abficht hegen. Der 
Bertrag vom 8. Mai 1841 ijt ſelbſt ein ſprechendes Beifpiel Davon, da 
er das über ſolche Modificationen bei Gelegenheit des Ueberganges in 
eine neue Periode des Zollvereins Vereinbarte enthält, ohne daß die 
Gontrahenten, welche die Modificationen betrieben, ihren Antheil vorher 
gekündigt hatten. Auch theilt jegt feiner der Zollvereinsftaaten die 
preußiiche Anficht von folder Nothwendigfeit. Bon mehreren find As 
träge auf Abänderungen in den Zollvereinsverträgen beabfichtigt, won 
einigen auch bei der Berliner Zollconferenz ſchon geftellt worden; allein 
es iſt nicht einem diefer Staaten in den Sinn gekommen, deshalb feinen 
Antheil am Zollvereine zu kündigen. Daher muß es noch belegt werden, 
in welcher Regierungen Namen die Königl. Preuß. Regierung aud) 
zu handeln glauben fonnte, indem fie die Kündigung ihres Antheiles 
erklärte. 

Nur in dem Falle, daß ein Gontrabent des Zollvereines auf einem 
von den Grundverträgen deffelben abgehenden, die freie Vereinbarung 
zu einmüthigem Zufunmenwirfen ausichließenden, und ſonach den Worten 
und dem Geijte der Zollvereinsverträge geradezu widerftreitenden, eins 
feitigen Wege vorzugehen beabfichtigen follte, würde diefer Gontrahent 
ſich in die Lage verfegen, wie thatfächlich, jo auch formell von den Zoll» 
vereinöverträgen ſich 108 fagen zu müſſen. Die Hauptverträge (im 
Art. 41) und der Zufaßvertrag vom 8. Mai 1841 (im Art. 8) enthalten 
die ftipulirten Bedingungen, unter welchen diefe Befugniß von jedem 
der Eontrahenten ausgeübt werden kann. Und dies ift die Lage, in 
welde zum allgemeinen Bedauern die Königl. Preuß. Regierung dem 
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Zollvereine gegenüber ſich völlig aus eigener Entfchließung und obne 
allen und jeden Antheil ihrer Zollverbündeten verfeßt bat und was mit 
einer, durch die vorhin beleuchteten, jeder baltbaren Bafis entbehrenden 
Verhüllungen in nichts gemifderten, ſtechenden Schärfe, in derjelben 
preußifchen Note vom November vorigen Jahres mit den Worten aus» 
geiprochen ift: 

„Die Königliche Regierung befindet fih ........ in der Lage, 

die Abficht zu erkennen zu geben, die Zullvereinsverträge nur 

unter denjenigen Modificationen in die neue Vereinsperiode übers 
gehen zu laffen, welche fich einestheils unmittelbar oder mittelbar 
aus dem Bertrage vom 7. Sept. 1851... . ergeben.‘ 

Der mit dem Septembervertrage eingenommene neue und aus— 
ichliegliche Standpunft der Königl. Preuß. Regierung, ihr gänzliches 
Abſehen von den Zollvereinsverträgen, an deren Stelle fie für 1854 
ihren Separatvertrag mit Hannover fegt, ift damit von ihr felbit fo bes 
ftimmt bezeichnet und diefer Vertrag auf eine fo fchroffe Weile als maß» 
gebend, als definitiv, nicht etwa als eine Vorlage zur Verhandlung bin 
geftellt, Daß an dem Dictatorifchen Diefer Bedingung weder die nachherige 
Formulirung derfelben als Anträge, noch die am Schluffe der preußi— 
Shen Note im fehreienden Widerfpruche mit der angeführten Stelle aus 
ihrem Eingange ausgefprochene Anficht, — daß für den Zollverein aus 
den Berliner Verhandlungen, ‚wenn derjelbe Geift, diefelben Ges 
finnungen, die den Verein zuerjt gegründet haben,’ ſich dabei wieder zus 
funmenfinden, nur eine neue Befeftigung und Sicherftellung feines 
fegensreichen Wirfens hervorgehen könne, — in Wahrheit Nichts zu 
mildern vermag. 8 erfcheint Diefe Anficht von den Früchten der Ber- 
liner Verhandlungen als eine leere Phrafe, da gerade mit dem dabei 
vorausgefegten Geifte, mit den geforderten Gefinnungen, wie ſchon oben 
angeführt worden ift, die Königl. Preuß. Regierung durch motorische 
Thatfachen und ihre eigenen, diefelben beftätigenden Erklärungen, ſich in 
directen Widerſpruch aefeßt bat. Ganz in dem Charakter diefer, in 
ftetem Widerfpruche mit fich felber verwicelten Behandlung diefer An— 
gelegenheit war auch jener, in der „Preußifchen (Adler-) Zeitung‘ der 
Kündigung von Preußens fernerm Antbeil am Zollvereine angehängte, 
erläuternde Artifel. Aus der officiellen Erklärung, daß Preußen nur 
unter Modification der Zollvereinsverträge nad) dem Modell des Sep— 
tembervertrages feinen Antheil am Zollvereine erneuern werde, folgerte 


- 


15 


die curioje Logik deffelben, daß aljo im Voraus allen Infinuationen, als 
ob zur Neugeftaltung des Zollvereind auf einer anderen Bahn als der 
der freien Vereinbarung vorgefchritten werden folle, Thür und Eingang 
abgeichnitten fei. Das officielle Blatt hat Damit nur ein trauriges Bei— 
jpiel mehr zu den Artikeln, Deductionen und Phrafen geliefert, mit 
welchen es unter feiner frühern Firma „Deutſche Reform‘ fo negativ 
profperirte, daß es Gefchäft und Firma aufgeben mußte. Sollte man 
Demungeachtet fich abermals dem Glauben hingeben, durch foldye Trug— 
fchlüffe und falfche Declamationen das öffentliche Urtheil irren und etwa 
den Borwurf, die Verhältniſſe des Zollvereins geftört, feine Fortſetzung 
im dermaligen Umfange in Frage geitellt und alle die Nacıtheile für 
Handel, Induſtrie und Berfehr, welche aus diefer Ungewißheit und ihrer 
Verlängerung folgen, über den Zollverein gebracht zu haben, von ſich 
ab und den Mitgliedern des Vereins zuwälzen zu fönnen, welche, wie 
zur Zeit alle mit alleiniger Ausnahme von Preußen, weder mit Dritten 
von den Zullvereinsverträgen verbotene Sonderverbindungen geichloffen, 
noch fonft von dem Zollbunde abfällig geworden oder an eine Küns 
digung deffelben nur gedacht haben? 

Derjelbe Mangel an logiſcher Wahrheit, welcher an dieſen Schrifte 
jtüden allen fo widerwärtig hervortritt, ift leider auch an ſpäter in Diefer 
Angelegenheit befannt gewordenen wahrzunehmen. So bezeichnet das 
preußifche Einladungsichreiben vom 6. März a. c. zu den Berliner Con» 
ferenzen für Diefelbe als ‚‚weientliche Gefichtspunfte‘‘: 

„Daß es fih nicht handele um Schließung eines neuen Vereins 
mit neuen Grundfügen ..... fondern nur um Fortſetzung, bes 
ziehungsweife Erweiterung des beftchenden Vereins auf Grund der 
vorhandenen Grundfüße . ..“ 
Diefe folenne Betbheurung des Feithaltens au den Grundſätzen und 
organischen Gefegen des Zollvereins bei den Berliner Verhandlungen 
wird aber fofort dadurch negirt, daß fie zu verftchen fei: 
„in dem Sinne, daß alle beftehenden Verhältniſſe, joweit nicht deren 
Aenderung beantragt wird, als unverändert fortbejtchend voraus— 
gelegt werden... .“ 
und daß in demfelben Schreiben die Anträge der Königl. Preuß. Res 
gierung angekündigt werden als fid) beziehend: 
„auf diejenigen Abweihungen von den bisherigen Grundvers 
trägen und organifchen Gefegen des Zollvereins, welche ſich 
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aus dem am 7. Sept. v. 3. wegen Vereinigung des Steuervereins 
mit dem Zollvereine abgefchloffenen Vertrage ergeben ..“ 
Endlich aber erläutert die dem GircularsEinladungsfchreiben angeichlei- 
fene preußische Denffchrift die Anträge der Königl. Preuß. Regierung 
an die Berliner Conferenz Dabin, daß: 
‚Die Abweichungen von den Grundſätzen der Bereinsverträge ſich 
bezieben auf die (befanntlic) von Preußen einfeitig getroffene) Abs 
rede wegen des Verkehrs mit Salz, wegen des Ehauffeegeldes und 
wegen des Präcipuums;.... die (von Preußen mit einem Dritten, 
mit Hannover, ebenfo einfeitig ftipulirten) Nenderungen in der 
Geſetzgebung des Zollvereins ſich beziehen auf Zulaffung freier 
Niederlagsanftalten in den wichtigen Seepläßen, auf Abinderungen 
des Zolltarifs u. f. w.“ 
(68 liegt alfo vor: 

a) Im Preußifhen Septembervertrage die gegen Hannover von 
Preußen übernommene Verpflichtung, Verhandlungen zur Er— 
nenerung feines Antheiles am Zollvereine einzuleiten, und 

b) eine im September an die Zollvereinsregierumgen gelangte preußis 
ſche Denfichrift über „die Abweichungen von dem Inhalte der 
Grundverträge und Grundgefege des Zollvereins, welche Preußen, 
während es noch an Diele Grundverträge und Grundgefeße volls 
ftändig gebunden war, Denjelben entgegen, mit Hannover pro 
1854—65 eingegangen tft; 

ce) in der zwei Monat Später erfolgten Kündigung von Preußens An— 
theil am Zollvereine für Ende 1853 die Erflärung, daß es nur 
unter der Bedingung der Annahme des Septembervertrages und 
der Eonfequenzen deijelben feinen Antbeil am Zollverein erneuern 
werde, und 

d) in der Einladung vom 6. März a. ec. zu den Berliner Eonferenzen 
die Erklärung, Daß es ſich bei denſelben nicht handle um Schließung 
eines neuen Vereind mit neuen Grundfäßgen, ausgenommen 
Diejenigen neuen Grundfäße und Gefege, welche der preußiiche 
Septembervertrag aufftellt und über weldhe neuen Grundfäße fich 
die preußischen Denkichriften vom September und Novemberv.$. 
ausdrüdlich verbreiten. 

Die fünmtlichen, zum Theil wortreihen Preußiſchen Noten und 
Denkſchriften unterlaffen jedoch, ich über den Hauptfächlichiten der neuen 
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Grundfäge zu verbreiten, welder aus dem von Preußen feinen Zollvers 
bündeten gegenüber eingeichlagenen Wege folgt. Es wiirde damit, könnte 
derfelbe zur Anerkennung gelangen, nichts Geringeres fanctionirt wer: 
den, als daß Preußen noch als Mitalied des Zollvereind mit dritten 
Staaten einfeitig Zoll: und Handelsverträge abichliegen und diefe Sons 
derverträge dann den Gontrabenten des Zollvereins als Geſetz vorfchrei- 
ben dürfe; daß es den weentlichjten Artifel der Zollverträge (den oben 
angeführten Artikel 5 der Grundverträge), welcher die freie Vereinba— 
rung garantirt, nicht zu achten brauche, und daß im vorliegenden ſpe— 
ziellen Falle den von den Preußifchen Kammern, von den Hannoverſchen 
und Oldenburger Ständen, endlich von Schaumburg» Lippe refp. votir- 
ten und fanctionirten Beftimmumgen des Septembervertrages, obgleich 
Preußen denjelben gegen den Flariten Geiſt und Wortlaut der Zollvers 
einsverträge und ohne Wiffen der Zollvereinsmitglieder, ja ohne diefen 
jeinen bald zwanzig Jahre Verbündeten nur die NRatification vorzubes 
halten, abgeichloffen bat, fich dieſe ſaͤmmtlichen Königlichen, Kurfürfts 
lichen, Großberzoglichen ze. 2. Regierungen und ebenfo die refp. Stände: 
verſammlungen der Königreihe Bayern, Sachfen, Würtemberg, des 
Kurfürftentbums und des Großberzoatbums Heflen, des Großherzog— 
thums Baden, Herzogtbums Naffau, mit einem Worte die hödhiten 
Regierungen, und ebenfo die Kammern ſämmlicher Zollvereinsitaaten 
mit ihrem verfaffungsmäßigen Antheile an der Ordnung diefer, das 
Finanz- und Steuerweſen fo vorzugsweife betreffenden Angelegenbeit, 
ohne Weiteres unterwerfen und fomit felbjt den Schein der vom deutfchen 
Bunde feinen Mitgliedern garantirten Selbitftändigfeit, fowie der vers 
faffungsmäßigen Wirkſamkeit der Stände thatfächlih vor den Dictaten 
des Septembervertrages fich begeben müßten. Was würde dann aus 
der Garantie jener dem Handels und Gewerbsitand jo weſentlich noth— 
wendigen Stabilität der Handels und Bezugsverhältniffe, die man in 
den Zollvereinöverträgen zu befigen glaubte, ja welche Garantie könnte 
nad) ſolchem Vorgange dann irgend ein neuer Vertrag gewähren? Das 
hieße denn allerdings den Zollverein in nene und fehr ungewohnte, fehr 
unbeſtimmte Bahnen bringen und von den wefentlichiten feiner bisherigen 
Grundlagen gänzlich abſehen; das hiege den Zollverein aus einer auf 
Rechtsgleichheit im Wefentlichen gegründeten, gemeinnügigen, auf Vers 
brüderung der materiellen Intereffen deutfcher Staaten im Sinne und 


zur Erzielung der Zwecke des Art, 19 der deutſchen Bundesacte gerich- 
2 « 
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teten und mit geqenfeitiger Hingebung bis vor Kurzem geförderten Vers 
einigung in eine societas leonina umgeftalten. Der Gipfel naiver Ironie 
ift e8, mit dem Septembervertrage, der allen Beitimmungen der Zoll: 
verträge entgegen, von Preußen eingegangen worden ift und von ibn 
wenigstens als nicht zurückzuweiſender Antrag für feinen Wiedereintritt 
in den Zollverein dargeboten wird, auch Anträge über die Bildung vers 
bindlicher Beichlüffe unter den Vereinsregierungen und die Frage vor: 
zufegen: ob der im Zollverein geltende Grundfaß, wonad zur Bildung 
eines verbindlichen Befchluffes auf den Generalconferenzen die alljeitige 
Uebereinftimmung erforderlich ift, zu modifiziven fei*). 

Es ift jedoch gradezu unmöglich, daß deutſche Regierungen, denen 
die Verhandlung über die Ausführung der Zwede des Art. 19 am 
Bunde felbft den Weg freier Vereinbarung ſichern würde, fih in darauf 
bezüglichen Fragen den einfeitigen Dietaten einer Einzelregierung unter: 
ordnen follten, die noch dazu von dem, allen Bundesregierungen grund— 
geſetzlich vorgeſteckten Ziele weiter abführen würden, als es bereits ge— 
lungen ift demjelben fih anzunäbern. Die Grundgefege des deutichen 
Bundes legen jedem Mitgliede deffelben und denen, welde man als 
Führer im Bunde gern gelten läßt, in doppeltem Maße die Pflicht auf, 
ſich nur mit diefen Grundgefegen und deren verfaflungsmäßiger Kort- 
bildung im Einklange ftehenden Beftrebungen hinzugeben. Wie diefe 
Grundgeſetze Allen die Pflicht auferlegen, die Eonfequenzen derfelben zu 
refpeftiren, ebenfo machen fie es für Alle zu einer Ehrenpflicht und Sache 
heiliger Treue, denfelben entgegen laufende Beftrebungen niemals zu 
zu laffen. 

Es war notbwendig, den höchft bedenklichen Irrweg wenigitens ans 
zudeuten, auf welchen unklar aufgefaßte, einfeitige Anliufe führen müß— 
ten, die immerhin eine im Allgemeinen woblmeinende Intention begleiten 
kann. Jene Unklarheit und Einfeitigfeit entfremden diefelbe jedoch ibrer 
wohlthätigen Richtung. Indeſſen liegt e8 ja glüclicherweife außer dem 
Bereiche aller gerechtfertigten Annahmen, daß nad) der unlängjt erit in 
folenner Weije neubelebten Geltung der Grundgeſetze Des Deutichen 
Bundes, insbefondere auch von Seiten Preußens, bei irgend einer der 
Bundesregierungen eine Mißachtung derfelben geargwohnt werden dürfe. 
Nach einer anderen Richtung darf eben jo wenig angenommen werden, 


*) ©. Die Preußifche Denkfhrift vom März 1852. 
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daß die Königl. Preuß. Regierung die gewiffenhafte Erfüllung aller aus 
den auch für Diefelbe noch bis Ende 1853 laufenden Zollvereinsverträgen 
ihr erwachfenden Verpflichtungen, irgend einfeitig beanftanden werde, 

Daraus und nachdem in dem Vorausgegangenen die auf dem Grunde 
der von Preußen eingeleiteten Berliner Conferenzen vorhandenen ver» 
Ibiedenen Beranlaffungen zu denfelben auseinander gelegt, und Manches 
von der Verwirrung und von den Widerfprüchen deutlich gemacht worden, 
die in den darüber ergangenen Preußischen Schriften vorwalten, ergibt 
ſich für die nur erwähnten Conferenzen, deren Berathungen vor jeder 
confufen Behandlung ſchon durch den geftaltend dabei auftretenden Einfluß 
beftimmter Vertragsverhältniſſe gefichert erfcheinen, als erklärte Aufgabe: 

1. Die Unterhandlung wegen der Erneuerung von Preußens Antheil 
an den Verträgen der Übrigen Zollvereinsftaaten, oder mit anderen 
Worten am Zollvereine, vom 1. Jan. 1854 an, und über deffen 
Erweiterung duch den Anfchluß von demfelben bisher nicht ange— 
börenden Staaten; 

2. Die Erledigung der vor die Generalconferenz gehörenden Gegen- 
ftände. 

Die Königl. Preuß. Regierung mußte fi fagen, daß fie nicht in der 
Eigenfchaft eines Mitgliedes des Zollvereins, die von ihr ohne Wiffen 
ihrer Zollverbündeten und im directen Widerfpruche mit den wefent- 
lichſten Grundfägen der Zollvereinsverträge, mit dem Zollvereine freus 
den Staaten von ihr eingegangenen Stipufationen des Septembervers 
trages, den Zollvereinsregierungen zur Annahme sans phrase vorlegen 
fonnte, obne daß man ihr mit den Vereinsverträgen in der Hand nicht nur 
den Bruch Derfelben, jondern außerdem nachgewiefen haben würde, daß 
ein folches Gebahren den einzigen Weg zerftören heiße, auf welchem der 
Zollverein nicht nur zu Stande gefommen ift, fondern auf welchem die 
auch von Preußen, wie es erklärt, angeftrebte Erweiterung diefer Vers 
bindung überhaupt nur möglich ift. Den legteren Vorwurf vermag 
Preußen niemals von ſich abzuwälzen, in fofern es von feinem eigen: 
mächtigen und dietatorifchen Verfahren nicht zurückkommen follte, was 
ihm jedoch fein eigenes wohlverftandes Intereffe anrathen wird. Ges 
blendet von vermeintlichen Particularvortbeil aus feiner Zolleinigung 
mit Hannover *), ſchien es bisher, als wenn es diefem Sonderbündnifie 


*) Bei den Entwürfen zur Gentrafifirung von Norddeutichland tft Hannover 
2* 
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Alles und fogar fein eigenes Verbleiben bei dem Zollvereine unterordne. 
Die oben angeführten Art. 1 und Sep.-Art. 12 und 13 des Septem- 
bervertrages belegen den Vorſatz Preußens, feinen Antbeil am Zollver 
eine zu fündigen und e8 darauf ankommen zu laffen, was Die Folgen 
davon fein würden. Diefe Kündigung mußte alfo erfolgen und ift erfolgt. 
Preußen hat fih damit für die unter 1. bezeichneten Unterbandlungen 
außerhalb der Zollvereinsverträge geftellt. ES wollte durch Die Kımdı 
gung, wie in der Inftruction d. d. Berlin 6. März a. c. an den Preupi- 
fchen Gefandten Grafen von Arnim zu Wien ausdrüdlich erklärt wird, 
„Freie Hand“ gewinnen. Bei diefem Theile der Berathungen erjcheint 
Preußen demnach vollftändig als ein dem Zollvereine nicht mehr ange: 
hörender und durch den Septembervertrag von 1554 an mit Dem Steuer: 
vereine verbundener Staat. Preußen bat feine Verpflichtung ans den 
Zollvereinsverträgen über den 31. Dec. 1853 hinaus durch feine Kün— 
Digung vollitindig abgeftreift, es fommt frei Davon zu den Unterhaud- 
tungen unter 1 über die Erneuerung feines Antheiles daran vom 1. Ja— 
nuar 1854. Die anderen Mitglieder des Zollverein find aller Verpflich- 
tungen gegen Preußen aus den nur unter ihnen vom 1. Jan. 1554 noch 
in Rechtskraft beftchenden Bereinsverträgen über d. 31. Der. 1553 
hinaus, ebenfo vollftindig ledig. Denn dag man den Septembervertrag 
als „die Vereinigung des Steuervereind mit dem Zollverein betreffend“ 
bezeichnet und darin auf die Zollvereinsvertrige Bezug genommen bat, 
iſt an ſich, wie oben ſchon dargethan, für die nicht daran betbeiligten 
Mitglieder des Zollvereins gänzlicy wirfungslos. Es it aber auch der 
Schein ſelbſt einer irgendwie verbindlichen Beziehung auf den Zollverein 
aus dem Umitande, daß Preußen nod als Mitglied des Zollvereins 


der Preußiſchen Politif zu allen Zeiten vom größten Intreſſe geweſen. So beift 
es in der zu Berlin 1806 erfchienenen Schrift, „Deutfchland und Preußen: „es 
fann Preußen nie zum Vorwurf gemacht werden, daß cs Sannover für andre ent: 
fernte Befigungen eintaufchte... Preußen ift in jeder Nüdkficht geeignet, der Eentrals 
punkt für Norddeutichland zu fein. Und diefer un fo viel mehr, je mehr Preußen 
durch den Erwerb von Sannover an Rundung und Gonfiitenz gewonnen bat und 
die Einheit des Nordens möglich geworden iſt.“ — Die „deutſche Reform“ erflärte 
es in No. 1308 im Jan. 1851 als triftigiten Grund gegen eine Zolleinigung mit 
Deiterreich, daß diefelbe „Preußen um alle die politifchen Vortheile bringen würde, 
die fich bisher unleugbar für Preußen aus dem preuß. Zollverein ergeben baben, wäb- 
rend in der Erweiterung des preuß. Zollvereins über ganz Norddeutfchland Das mäch— 
tigfte Amalgamationsmittel gefunden wäre, um Norddeutfchland mit Preußen enger 
zu verbinden.“ 
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— wenn auch einfeitig und obne Vollmacht — den Septembervertrag 
eingegangen it, Dadurch, daß Preußen nachträglich für den Termin, wo 
jener Vertrag ins Leben treten foll, feinen Antheil am Zollvereine aufs 
gekündigt hat, vollitändig vernichtet worden. 

Die bier in Rede ftebenden Berbandlungen find daher feine unter 
Zollvereinsregierungen, feine Zollvereinsconferenzenz denn es 
kann von Preußen nicht prätendirt, kann ohne die Gefahr einer völligen 
Verwirrung der Rechtöverbiltniffe nicht ftatuirt werden, daß eine Regie— 
rung fid) durch Die Kündigung der Zollvereinsverträge nad) ihrer eigenen 
Erklärung „Freie Hand“ beichaffe und gleichzeitig — als fei Richts vers 
ändert und als bewege fie fid) noch vollitindin auf dem Boden des von 
ihr gefündigten Vertragsverhältniſſes — wie ein Zollvereinsmitglied 
dabei auftrite, den Septembervertrag in Form von Anträgen eines Zoll 
vereinsmitgliedes vorlege und in der verfuchten unklaren und einfeitigen 
Weiſe die Verhandlungen leite. Die Betheiligung von Hannoverichen, 
ja auch Oldenburgiſchen Bevollmächtigten verbietet noch außerdem von 
felbit, der Berfammlung in Berlin, wie fie dermalen beftebt, den Charae— 
ter „‚einer Gonferenz von Zollvereinsitaaten‘ beizulegen, da die Bereins- 
verträge nur wirklichen Mitgliedern Sit und Stimme dabei zugeftehen. 
Die bisherigen in Berlin gepflogenen Beſprechungen konnten darin nichts 
präjudiziren, und zum Ueberfluß ift denn auch Durch die von der Königl. 
Bayriſchen Negierung, in ihrer Erwiderung auf die Einladung dazu abs 
gegebene Erklärung über ihren Standpunkt zu denfelben, auf welche in 
der Eröffnungsfigung ausdrüdlih von dem Königl. Bayriſchen Bevoll 
mächtigten Bezug genommen wurde, die genügende Garantie formell 
gegeben worden. Diele Beſprechungen find daher unter allen Gefichts- 
punften nur allgemeine und vorläufige, ohne Verbindlichkeit. Für Die 
eigentlihen Verhandlungen wirde eine jolche, die vorliegenden Fragen 
confundirende Behandlung gar nicht zuläffig fein, und der von Preußen 
eingefchlagene Gang erhöhte bisher nur diefe Unzuläffigfeit und ſchloß 
die Möglichkeit aus, zu Weiterem als zu vorläufigen Erdrterungen zu 
fommen. 

Bis jet erfchienen in Berlin die durch rechtsbeſtändige Verträge über 
den 31. Der. 1853 hinaus zum Zollvereine verbundenen und zu Aufrechtz 
haltung der bisherigen Grundfäge deffelben gegenfeitig verpflichteten Res 
gierungen einerfeits, anf der anderen Seite aber Preußen, Hannover und 
Oldenburg frei von Verpflichtungen Durch die Verträge des Zollvereing, 
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allein unter fi durd den Septembervertrag verbunden. Preußen 
machte feine verfprochenen Vorlagen, jedoch nicht wie in Septembervers 
trage ftipulirt und fpäter mehrfad von ihm ausgeſprochen, zur Ernene 
rumg feines Verhältniffes zum Zollvereme, fondern nahm fofort für den 
Steuerverein das Wort, ließ die Frage über fein Einzelverbältniß zum 
Zollvereine durch die Kündiqung beantwortet bleiben, und ſich mit dem 
Steuervereine identifizirend, richtete es feinen Antrag auf Vereinigung 
des Stenervereind mit dem Zollverein. Die Eröffnungsrede au Die 
Verſammlung in Berlin bezeichnete aber die bevorftehenden Beratbungen 
als folche über die „fernere Fortiehung des Zollvereins‘ (welche mit 
Ausnabıne von Preußen vertragsmäßig feititebt) und zwar „unter Hin: 
zutritt derjenigen neuen Mitglieder, welche fich bereitS vertragsmäßig 
zum Gintritte verpflichtet haben.“ Allein es eriftirt fein ſolcher Vertrag 
mit den Staaten des Zollverein, es eriftirt fein Staat der fich ver 
tragsmäßig denfelben dazu verpflichtet hätte und das bisherige Mitglied 
des Vereins, welches den Septembervertrag einging, bat die Zollver:- 
einsverträge gekündigt (f. oben S.21). Dem Wirrwarr die Krone auf 
zufegen, verfuchte Preußen ſchon im Voraus über Die Frage feines Ber: 
bleibens beim Zollverein und über den Beitritt der Staaten des Steuer 
vereins, durch einen Schritt hinwegzukommen, wie er felbft unter einander 
fo verfeindeten Staaten, daß fie beiderfeits fich vorbereiten eventuell 
Krieg zu beginnen, erft mach vergeblichen Unterhandlungen und gegen 
den Ausgang derfelben zu geichehen pflegt, durch Vorlegung eines Ultis 
matum. Es erklärte feinen Antbeil am Zollverein nur unter Modifi— 
cation der betreffenden Verträge nad) dem Septembervertrag erneuern 
zu wollen. So ſpricht Breußen bald für den Zollverein über Verhältniſſe, 
welche über den 31. Dec. 1853 hinaus liegen, als ob es Vollmacht dazu 
befäße, und bald für den Steuerverein, von deffen übrigen Mitgliedern 
es Doch auch nicht fcheint, als ob fie den Weg zum Anſchluſſe mit einem 
Ultimatum vornweg zu betreten entichloffen wären. Wenigftens ſtimmt 
damit nicht Die noch jünaft in der erften Hannoverfchen Kammer am 17. 
Juli abgegebenen Erklärung des Hannov. Minifterpräfidenten, welche 
zu Modificationen des Septembervertrages viel mehr Bereitwilligfeit 
zeigt *) umd jenes Ultimatum alfo gradezu desavouirt. Nicht minder bat 


*) Preuf. (Adler) Ztg. 20. Juli 1852. Es werde die bannov. Regierung einen 
Bruch des Zollvereins abzuwenden, Alles aufbieten, „felbit wenn es mit einigen 
Modificationen des Eeptembervertrage erfauft werden müßte.” 
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Hannover in der dritten Sigung der Verſammlung zu Berlin feine volls 
fommene Geneigtbeit erflärt, zur Anbabnung der Zolle und Handelss 
einiqung aller dentichen Staaten, während der Dauer der jegigen ons 
ferenz, mit Deftreid) Unterbandlungen zu eröffnen, und ſolchen Unters 
bandlungen über Anbahnung der Zolleinigung mit Oeſtreich insbefondere 
fich nicht entziehen zu wollen, während Preußen fowohl Verhandlungen 
mit Deftreich innerhalb der Berliner Verfammlung, als auch neben ders 
jelben verweigert und erſt nah Abſchluß eines Vertrags „über Erneues 
rung und Erweiterung des Zollvereins‘ (wie es ſich ausdrüdt, obaleid) 
es fid formell nur um Erneuerung des Preußifchen Antheiles daran 
handeln kann,) zu Verhandlungen mit Deftreih, und dann nur über 
einen Handelövertrag (wie es in einer Erklärung vom 1. Mai heißt, 
während die vom 7. Juni und 20. Juli „Zoll und Handeldvertrag‘ 
jagen, aber feine Zolleinigung darunter verftehen) fich herbeilaſſen will. 

Alles Unklare, ſich Wideriprechende, die Stellung der refp. Staaten 
zu einander und die eigenen zu denfelben, fowie die Rechts- und refp. 
Vertragsverhältniſſe Verwechſelnde und Verwirrende, was bisher in der 
Preußischen Behandlung diefer Angelegenheit bezeichnet worden ift, wies 
derholt fi) denn aud) in der, auf den am Eingange diefer Schrift anges 
führten Antrag von Bayern, Sachſen 2c. zc. von Preußen am 7. Juni 
a. c. abgegebenen, ebenfalls abweijenden Erklärung. Da heißt es z. B.: 
„Zunächſt würde die Preuß. Regierung nicht in der Lage fein, in Vers 
bandlungen mit Dejtreich über den in Wien berathenen Entwurf zu einem 
Zolleinigungsvertrage einzutreten.‘ In den niächitfolgenden Zeilen wird 
aber fofort Preußen und Zollverein (wie bei anderen Gelegenheiten 
Preußen und Steuerverein) identisch gebraucht und zur Begründung 
der Ablehnung vorgefhügt: die volfswirtbichaftlihen Zuftände und Ins 
treffen „zwifchen‘‘ dem Zollvereine und Oeſtreich feien zu verfcieden 
für das angeftrebte Verhältniß, welches Gleichartigkeit in hohem Grade 
vorausjeße. 

Hierbei ift abermals zu erinnern, daß die Conferenz in Berlin feine 
Bollvereinsconferenz ift, Preußen in derfelben weder als Wortführer 
des Zollvereins noch überhaupt formell als Mitglied deffelben dafteht 
und daß von ihm, von Preußen, eine Erflirung auf den Antrag von 
Bayern, Sachſen, Würtemberg ꝛc. 2c., überhaupt der ſämmtlichen nad) 
wie vor unter fich zur Fortſetzung des Zollvereins verbundenen vornehm— 
ften Mitglieder deffelben abzugeben war. Diefe theilen feineswegs Preu— 


24 


ßens Behauptung, jo wenig wie Hannover. Woher alfo Preußen in dem 
aus Gourtoifie ihm zugetbeilten Vorſitz bei den bisherigen Beſprechungen, 
der unparteiiſche Gejchäftsleitung zu einer Ehrenpflicht macht, ein Recht 
herleiten will, die von fo vielen bei der Konferenz gleichberechtigten 
Regierungen beantragte Aufnahme der in Wien im Intreffe einer allges 
meinen Zolleinigung zu Stande gebrachten Entwürfe ald Borlagen zur 
Beratbung nicht zu zulaffen, die Betheiligung öftreichifeher Bevollmäch— 
tigter abzulehnen, muß erit noch dargethan werden. Die angegebene 
Gleichartigkeit volkswirtbichaftlicher Zuftände und Intreſſen ift ferner 
nichts weniger als eine Vorbedingung zu Handels- und Zolleiniqungen, 
welche zumächit auf Erweiterung des Marfts im Innern durch den Zus 
fammentritt der betreffenden Lande gerichtet find. Es würde vielmehr 
ſolche „Sleichartigfeit in bobem Grade’ für Die Belebung und Mebrung 
des innern Verkehrs ein Hinderniß „in bobem Grade’ abgeben. Denn 
auch der Austaufch im Innern eines größeren Marftgebietes, das Ins 
treffe der Bevölkerungen an feinem Betriebe und defien Erweiterung, 
fann eben nur aus großer Verſchiedenheit der Erzeugniffe und Zuftinde 
feine Nahrung erbalten. Solche Verſchiedenheit war ja fein Hinderniß 
der Bildung des Zollvereins und feines bisherigen Beſtehens. Oder 
follte Jemand die von Preußen geforderte hohe Gleichartigkeit volks— 
wirthichaftlicher Zuftände und Intreſſen 3. B. Darin finden wollen, daß 
Preußen auf die Meſſen des Zollvereins allein über 60 Prozent von allen 
dDafelbft zufammenfommenden Zollvereinserzeugniffen liefert und da be; 
fanntlih der Waarenbezug über Meppläge im Abnehmen ift, in der 
Zivtichenzeit zu einem noch weit höherem Antheil den Bedarf der Zollvers 
einsländer det, während die Süd- und Weftgebiete des Zollvereins 
an den Meſſen mit kaum 10%, Prozent Antheil betbeiligt find. Auch 
wird man fein Wahrzeichen hoher Gleichartigfeit wolfswirtbichaftlicher 
Zuftände Darin jehen, daß Preußen ſchon 1848 — 49 mehr als 87 Prozent 
von allem im Zollvereine confumirten Rübenzucker allein lieferte, was fich 
jeitdem nur gefteigert bat. Ebenſo wird man es in Schleften nicht als 
einen Nachtheil anfchen, wenn dem Lande der ganze, fo ſchmerzlich bei 
dem Uebergang Krafau’s an Deftreich beklagte Verkehr nach und über 
diefe Stadt wieder eröffnet würde *), und der wie aller Handel und 


) Nach einer im Bresl. Handelsblatt Damals mitgetbeilten, auf mebrjähriger 
Erfahrung berubenden und für fehr zuverläffig gehaltenen Durchſchnittsſchätzung des 
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Austausch auch im Wefentlichen auf VBerfchiedenbeit volfswirthichaftlicher 
Zuſtände bafirte. Wenn man alfo Handel und Berfehr überhaupt nicht 
verleugnen - oder etwa auf den wedhielfeitigen Austauſch zwifchen, tm 
hoben Grade unter gleichartigen volfswirthichaftlicen Zuftänden lebens 
den und im boben Grade, vielleicht gänzlich, gleichartige Erzeugniffe 
einander Darbietenden Bevölferungen anweifen will, wird Verſchiedenheit 
volfswirtbichaftlicher Zuftinde wenigftens fein Hinderniß einer Einigung 
im Intreffe von Handel und Verkehr darbieten. 

Die Wiener Entwürfe, beißt e8 weiter, ließen die bauptfächlichiten, 
der Sache entgegenftehenden Schwierigkeiten ungelöft. Als wefentlichite 
ſolche Schwierigkeiten werden dann die Vorfchläge zur Sicherung des 
öftreichiichen Tabacksmonopoles, die wegen des Maaßſtabes für Die 
Revenuentheilung, auch die noch über den Tarif verbliebene Ungewißbeit 
angeführt, wodurd) das Ganze von vorn herein in Frage geftellt und 
„Die Ausführung defielben in einer nichts weniger als gleichmäßigen Art 
in das Gutbefinden der einzelnen betheiligten Regierungen‘ gelegt werde. 
Endlich joll die nöthige Garantie für die allentbalben vorichriftsmäßige 
Erhebung der Zollrevenuen fehlen und der Zollverein in die Lage ge— 
bracht werden, im Voraus feine Zuftimmung zur Zollgemeinfchaft mit 
Staaten zu geben, welche von ihm durch geograpbiiche Lage ebenfo weit 
entfernt, als in Productions: und Gonfumtionsverhältniffen verfchieden 
feien. 

Die Preußische Erklärung vom 7. Juni vergißt dabei beharrlich, daß 
man in Wien gar nicht Darauf ausging endgültige Aufftellungen zu ers 
zielen. Der Kaiferl. Königl. Deftreichifche Meinifter des Auswärtigen, 
Herr Graf von Buol»-Schauenftein, bob bei dem Schluffe der Wiener 
Gonferenzen am 20. April a. c. ausdrücklich mit hervor, daß man „dem 
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Verkehrs durch und aus Schlefien nach Krakau im Jahre 1837 wurde dahin vers 
fendet: Zuder für 240,000 Thlr.; Kaffee, Thee, Kakao, Neis, Gewürze, Indigo, 
Farbeholz, dem. Fabrikate für9, 180 Thlr., Heringe, Stockfiſch, Thran 60,700 Ihlr., 
Garn 11,250 Thlr., Baumwolle, wollne, leinene, ſeidne und gemiſchte Waaren für 
2,033,600 Thaler, Wein, Bier und Spirituoſen für 185,750 Thaler, Porzelain, 
Fayence 2c. 1000 Thlr., Gifen, Eiſenblech, Guß-, Stab! und Kurze Waaren für 
468,340 Thlr., diverfe Gegenſtände für 163,000 Thlr., wozu noch für ca. 210,000 
Thlr., Taback und Tabadsfabricate kamen. Auch obne die letztern belief diefer Vers 
kehr fih auf ca. 3", Million Tbaler. Das Brest. Handl. BI. bemerkt noch ergänzend, 
dan Krakau jährlich 6000 Etr. baummwollne Gewebe aus der Neichenbacher Gegend 
und ca. 12,000 Stüd feine Leinen bezogen babe. 
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in der Eröffnungsrede des Fürften von Schwarzenberg ausgedrüdten 
Wunſche entiprochen und nur Entwürfe ausgearbeitet, nicht endgültige 
Beichlüffe gefaßt babe. Es find Unterlagen zu weiteren Berbandlungen 
(fein Ultimatum von vorn herein), hervorgegangen aus den eifrigen, 
bundesgetreuen Beftrebungen der vornebinften deutichen Staaten mit 
Ausnabme Preußens, daß feine Theilnahme an diefen mübevollen Arbeis 
ten und feinen Beiratb troß angelegentlicher Einladung vorenthalten bat. 
Und doc betrafen fie eine Angelegenheit in welcher die Ehre der Ini— 
tiative auch Das Eigenthum Preußens ift, betrafen eine der herbeizufüh— 
renden „Bundesinftitutionen im großen Style“, welche zur Entwidlung 
und Befriedigung der materiellen Intreffen in der Preußiſchen Denk— 
ſchrift vom 20. Nov. 1847 fchon als „Ausdehnung des Zullvereind auf 
den Bund‘ beantragt wurde, welche Denkſchrift zufolge der actenmäßigen 
Schrift: „Deutichland und Friedrich Wilhelm IV.’ (Hamburg 1548, 
©. 26) die volle Genehmigung St. Majeftit des Königs erbielt und 
auch im 3. 1848 in allen ihren Anträgen die Unterlage für die Beratbuns 
gen des Gongreffes deuticher Regierungen abzugeben beftimmt war, 
welcher auf die gemeinfaue Einladung von Deftreidh und Preußen am 
25. März 1848 zu Dresden eröffnet werden follte, durch die Ereigniſſe 
aber verhindert wurde. Woher auch in diefer Beziebung bei den dermas 
ligen Bertretern der Preußiſchen Politik ein jo gänzlich fid) wiederſprechen— 
des Berhalten? Was nun aber die in den Wiener Entwürfen derzeit 
enthaltenen Borichläge zur Sicherung des Tabadsmonopoles in Deftreich 
betrifft, fo find ja die im Separatartifel 5 zu Art. 3 des Zolleinigungss 
Bertragdentwurfs B deshalb aufgeitellten Gontrolmaßregeln durchaus 
nicht unantaftbar. Ginzelnes Daran fodert zur Modification auf und es 
wird zuverläfftg gelingen fih über Berbeflerungen zu einigen. Daß ſie 
in jegiger Faſſung noch zu wünſchen übrig laſſen, kann daher als Hinder— 
niß der Zolleinigung niemals geltend gemacht werden. Die im September— 
vertrage zur Verhinderung von Salzeinfchwärzungen aus Hannover 
ftipulirten Maafregeln behindern den freien Verkehr, wenn fie wirkſam 
ausgeführt werden, kaum weniger. Das Tabacksmonopol in Dejtreich 
überhaupt anlangend, jo haben fchon Nebenius, ſodann der Verfafler 
eines Artifels Darüber in der Augsburger Allgemeinen Zeitung Jabra. 
1542, Tegoborsfi in feinen 1843 erichienenen Werfe des Finances ete. 
de V’Autriche, nichts weniger als ein Dinderniß der Zolleinigung des 
Zollvereind mit Oeſtreich darin erblict. 
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Die Einwendungen der Breußiichen Erklärung gegen den vorgeſchla— 
genen Maaßſtab für die Nevenuentheilung entbebren auch in ihrer Allge— 
meinheit jeder Begründung. Die an den Wiener Entwürfen betbeiligten 
Regierungen haben dieſen Maaßſtab für umehmbar erfannt und fürd 
nad) angelegentlichen Erörterungen zu diefer Anficht gelangt. Die bloße 
Verneinung widerlegt diefelbe nicht. Die Bafis des Vorfchlages wegen 
Vertheilung der gemeinfamen Ginfünfte ift befanntlich lant Art. 8 des 
Wiener Zolleinigungss Vertrags unter B die Vorausfegung, daß die 
Eonfumtionen zweier Zollgebiete, bier des öftreichifhen und des Zolls 
vereind, wenn fie durch mehrere Jahre unter fehr äbnlichen oder beſſer 
geſagt, faſt gleichen Tarifen und Zollgefegen geftanden haben, in den von 
der Conſumtion ja abhängigen beiderfeitigen Einnahmen ein jührliches 
Durchichnittsverhältniß für die Theilung nach der Bereinigung ergeben 
werden, welches der Wahrheit näher fommen dürfte, als die Annahme, 
daß in jedem Staate eine gleiche Anzahl Köpfe auch eine gleiche Quote 
zur Zolleinnabme abwerfe. Dem Tadel, daß die Vermehrung der Ber 
völferung dabei nicht berücjichtigt werde, ift fofort Dadurch abgehoffen, 
daß anftatt eines Durchichnittsantbeiles für jedes Zollgebiet, ebenfo der 
Durchſchnittsantheil für den Kopf der Bevölkerung eines jeden feſtgeſtellt 
wird, wo dann nichts im Wege fteht, auf Grund periodifcher Volkszäh— 
lungen die Zahl der Kopfantheile ebenio unter Berüdjichtigung des 
Bevölferungszumachles aufzuftellen, wie es zeither im Zollvereine ge: 
fcheben ift. Dafür, daß die Feititellung des gemeinfamen Tarifes für die 
Zolleinigung noch nicht erfofgt it, Liegen fo qute Gründe vor, daß gar 
nicht abzufehen ift, wie daraus ein Vorwurf hergeleitet werden follte. 
Vor Allen fpricht fich darin der entichiedenfte Wille aus, nicht einfeitig 
vorzugeben, der erwünfchten Mitwirkung der Königl. Preußiſchen Regie: 
rung offene Bahn zu laffen und auch für die gemeinfame Benutzung mans 
cher noch wünjchenswertben Erfahrung Raum zu behalten. Kommt es 
doch zumächit mur darauf an, den Weg ficher zu ftellen, auf welchem im 
Einvernehmen mit ſämmtlichen betheiligten Regierungen der Tarif zur 
rechten Zeit zu Stande zu bringen if. In Frage gejtellt ift Dadurch 
nichts, fondern vielmehr etwas gefichert, und Die Ausführung wird jeden: 
falls bei Weiten „‚gleihmäßiger in das Gutbefinden der einzelnen Re: 
gierungen‘ gelegt, als es 3. B. die Propofitionen wegen Anfchluß des 
Steuervereind mit Preußen an den Zollverein den betreffenden Regie— 
rungen zuzumutben verfuchten. Die vermißte nöthige Garantie wegen 
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alfentbalben vorfchriftämäßiger Erhebung der Zollrevennen iftauch vielmehr 
ganz in derfelben Art und Weife wie in Zollvereine, defien Einrichtungen 
und Beitimmungen über Grenzbewachung und Zollverwaltung Deitreich 
fich verpflichtet 1353 einguführen, in den Entwurfe enthalten. 

Völlig unerflärlih für unfre Zeiten erfcheint die Hinweiſung auf 
die entfernte geograpbiiche Lage der Lande, mit denen Zollgemeinichaft 
eintreten ſolle. Hier gilt es alfo, die Landkarte zur Hand zu nehmen. 
Zieht man auf derielben ungefähr von dem Punkte aus, wo der 23. Grad 
der Länge den 54. nördlichen Barallelfreis Ichneidet, welcher Punkt mit 
A bezeichnet werden mag, nad dem Süden und weftlih von Aachen, 
Luxemburg, ſowie durch die weitliche Spitze des Großherzogthums Baden 
und weſtlich an Mailand vorüber eine Linie auf den 44. Parallelkreis, 
ungefähr da, wo dieſen der 27. Längengrad trifft, welcher Punkt B 
heißen mag, legt dann von B eine Linie öſtlich zu einem an der Sieben 
bürgiihen Grenze bei Kronftadt einichlieplich des 44. Längengrades ges 
nommenen Punkte C, und geht von da nördlich zur Preußiichen Grenze 
bei Rönigsberg zu einem Punkte D auf dem 55. nördlichen Parallelfreite, 
fo bat man, nachdem D und A verbunden worden find, ein Viereck mit 
für folche Verhältniſſe wenig ungleichen Seiten, das ſämmtliche bei Diefer 
Zolleinigung zunächſt in Frage fommende Gebiete umfaßt (mit Ausnabme 
der am baltifchen und am adriatiichen Meere anslaufenden Spigen), und 
in welchem Durch "das von Oſten bereintretende Königreih Polen nur 
die Schmale Oſtpreußiſche Provinz als entlegen ſſch darftellt. Die Aus- 
Dehnung der nördlichen Grenzlinie dieſes Viereckes beträgt von A bis D 
grade wie jeßt ungefähr ſiebenzehn Längenrade (die Preußiſche Monarchie 
liegt zwifchen 230 35° und 409 32° öftficher Länge); dieſelbe ungefähre 
Ausdehnung bat die füdliche Grenzlinie B C. Beide find im Weiten 
auf der Linie A B und im Dften bei C D ungefübr zehn Breitengrade 
von einander entfernt (ähnlich der Ausdehnung Frankreichs in derfelben 
Richtung). Es umfchliepen dieſe Grenzen jenen Ländercomplex, von wels 
chen der großberz. badiiche Minifterialdirecter Dr. Nebenius in feinem 
ausgezeichneten Werke: „Der Deutjche Zollverein, fein Syftem und 
jene Zukunft“ im Jahr 1835 ſagte, fie würden „den fchönften und bes 
völfertiten aller Märkte bilden, welche noch je eine Zolllinie umfchloffen 
Int.‘ Ein freier Austausch der Naturproducte und der Erzeugniſſe des 
Gewerbfleißes auf einem. ſolchen Markte „würde dem innern Verkehr 
nach allen Richtungen, in welchen die zahlreichen Waſſerſtraßen und 
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fünftlichen Verbindungswege das gemeinichaftliche Gebiet Durchichneiden, 
ein reges, nie geſehenes Leben verichaffen.‘ Und welche Erleichterungen 
der Communication find feit 1835 durch Dampfſchifffahrt, durch Eifens 
bahnen, die bis in's Herz von Ungarn vorgedrungen find, dazu gekom— 
men! Lebteres Land fonnte damals nur entfernt für den Anichluß an 
ein gemeinjanes Zolliviten in's Auge gefaßt werden. Doch hat derſelbe 
hochgeehrte Schriftiteller in feinem angeführten Buche bereits auf die 
große vortbeilhafte Bedeutung davon nad) beiden Seiten bingewiefen, 
wenn auch Ungarn einjt für feine reiche Production den Abjag in ein um— 
fangreiches Zollgebiet und Die Induftriebezirfe defjelben an Ungarn einen 
an Conſumtions-Luſt und Kraft auf lange hinaus jtetige Zunahme ver: 
heißenden Markt gewinnen könnten, während die Donau den Handel 
von Gentrals Europa mit allen Häfen des Schwarzen Meeres in directe 
Verbindung ſetzt und den Weg nad) Afien eröffnet. Was den aus Art. 1 
des Zolleiniqungsentwurfes unter B. bergenommenen Einwand einer im 
Voraus zu ertheilenden Zuſtimmung zur Zollgemeinfchaft mit Staaten 
anlangt, die fich inzwijchen an Defterreich anfchließen fönnten, fo würde 
das fich auf Tosfana und vielleiht den Kirchenftaat beziehen, beides 
hauptſächlich an Naturerzeugniffen reihen Ländern mit trefflihen Sees 
häfen, welche, der Iuduftrie und dem Handel des Vereinsgebietes ſchon 
jeßt nicht fremd, denfelben dann taufend neue Anfnüpfungspunfte dar: 
bieten würden. Wenn die Preuß. Erklärung auch bier ihre Abneigung 
durch Hinweis auf die Verſchiedenheit der volfswirthichaftlichen Zuftände, 
der Production und Confumtion zu begründen verfucht, fo ift dieſem an 
ſich inhaltsleeren Einwande eigentlich ſchon oben fein Recht angethan 
worden, Es mag jedoch zu den angeführten Beilpielen von Gleich— 
artigfeit volfswirtbichaftlicher Zuftände, die man in Berlin „in hoben 
Grade’ fordern zu müſſen glaubt, noch ein Beleg aus dem Zollvereine 
beigebracht werden, der fich gerade darbietet. ES it eine von quts 
preußifcher Feder gelieferte Skizze, Die in der Hannoverſchen Zeitung 
‚vom 31. Juli dieſes Jahres abgedrudt ift und in der es heißt: „Um 
die Freude der Stadt Danzig über die Anfunft der erjten Lokomotive 
zu verftehen, muß man die altpreußifchen Provinzen kennen, Die weite 
lich vom Sundzoll, öftli und ſüdlich von der ruffiichen Grenziperre 
eingeichloffen, einer Halbinjel gleichen, die mit dem Kontinent nur durch 
eine Lange, Eoftipielig zu -paffirende Landzunge zuſammenhängt; muß 
man ferner den Mangel an Ehauffeen im Innern dieſes großen Territos 
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riums kennen, die Häglichen Landwege, die acht Monat im Jahre nicht 
zu paffiven find; die Städte miferabef gebaut, die Dörfer in ihrem Ber: 
kehr mit der Nachbarfchaft oft unterbrochen; Waldungen in denen fein 
Holz gefchlagen wird, weil der Transport zum Hafen zu koftipielig 
wäre, 20.” Es wird hiernach feines Wortes weiter bedürfen, um jeden 
unbefingenen Verftand über den Werth des preußifchen Einwandes gegen 
die Zolleinigung mit Deftreich, welcher aus einer „zu großen Verſchie— 
denheit der volkswirthſchaftlichen Zuftinde und Intreſſen“ hergeleitet 
werden foll, auf das Gründlichite in's Reine zu bringen. 

Die Erklärung vom 7. Juni a. ce. fpricht fodann die wiederholte 
Ablehnung der Preuß. Negierung von Berathungen über den Zoll 
einigungsentwurf mit Oeſtreich aus, indem fie es „mit der ihren Zoll- 
verbündeten und der Kaif. öfterr. Regierung fchuldigen Rückſicht für 
unvereinbar hält, in Verhandfungen einzutreten, von deren Erfolglofig> 
feit fie im Boraus überzeugt fein muß.” Nun hat es aber bis auf den 
heutigen Tag noch niemals für rücjichtsvoll gegolten, wenn von befreun- 
deten Regierungen eine den von der andern an fie gerichteten Vorfchlägen 
zu gemeinfamer Berathung einer für fie Alle hochwichtigen Angelegenheit 
fich entzieht. In dem vorliegenden Falle find es die Regierungen deutfcher 
Bundesftaaten, find es Deftreih, vier deutſche Königreihe, ein Kur— 
fürftentbum, drei Großherzogthümer und einige fleinere Staaten, von 
welchen in der rüdfichtsvollften Art die Entwürfe in einer Angelegenbeit, 
ausgearbeitet und dargeboten wurden, in welcher Die Bundesgrundgefeße, 
die den Verkehr als Gegenftand gemeinfchaftlicher Beitimmungen auss 
drücklich bezeichnen, alle Bundesglieder zu gemeinfchaftlichem Wirken ſich 
gegenfeitig verpflichten und zur Förderung deffelben ebenſo berechtigen. 
Und dieſe erfte und höchſte Rückſicht follte ein Mitglied des deutfchen 
Bundes bintanfegen wollen und darin aud) noch ein rückſichtsvolles Vers 
halten gegen feine Berbündeten einzuhalten glauben? In gleichem 
fchroffen Gegenfage zu dem gemeinfchaftlichen Wirken fteht die einfeitige 
und vorbinaus behauptete Erfolglofigfeit der beantragten Verhand— 
lungen. Die lleberzeugungen der mit Dejtreich für die Wiener Ent» 
würfe ſich verwendenden Staaten find in Ddiefer Sache unbeftritten 
an Ehre und Gewicht denen eines jeden andern Staates jo ebenbürtig, 
daß fiir die legteren eine ausfchliegende Unfehlbarfeit beanfpruchen zu 
wollen, unter deutichen Bundesmitgliedern gar nicht in Frage kommen 
fan. Ueber den Erfolg der Berathungen vermag nur ihr Ausgang zu 
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entſcheiden, der Gegenſtand derſelben aber iſt ein ſolcher, wie er wol den 
Wetteifer, niemals aber die Weigerung, dabei mit Rath und That zur 
Hand zu geben, auf Seiten irgend einer deutſchen Regierung heraus— 
fordern darf. Eine ſolche Weigerung it nur in dem einen troftlofen Falle 
denkbar, daß politifche Sonderbejtrebungen dem nach den trüben Erfah— 
rungen der jüngitvergangenen Jahre im deutichen Bunde neuerwachten 
Leben Hinderniffe zu bereiten und der Gewinnung einer productiven und 
fih in ſich felber confolidirenden Baſis für daffelbe fich zu widerfegen 
verjuchen follten. Die Unflarheit der von der Preuß. Regierung ein: 
genommenen Poſition als völlig identifch mit ſolchen Sonderbeftrebungen 
zu bezeichnen, iſt nicht die Abficht bier. ES find in nenefter Zeit mit uns 
baltbaren Poſitionen hinreichende Erfahrungen gemacht worden, um ans 
zunehmen, daß Preußen e'ne jolche wählen, oder wem man jid) in ders 
jelben befände, das Unhaltbare zu behaupten ſuchen follte. Jene Federn, 
welche der Preußiſchen Regierung damit zu dienen vermeinen, indem fie 
den Zollverein (mit Preußen) und die Zoll» und Handelseinigung der 
gefammten deutſchen Staaten als Gegenſätze, die Verhinderung der 
letztern und insbejondere die Ausſchließung von Deftreich aus derfelben 
als nothwendig für die Machtitellung Preußens ausgeben, können doch 
unmöglich den legten Gedanken einer Regierung ausiprechen, welche in 
den Zollvereinsverträgen wie im Septenbervertrage die Unterordnung 
der contrabirten Vereine unter Art. 19 der deutſchen Bundesacte aleich 
allen Mitpaeiscenten jederzeit ftipulirt bat. Jene zur Abtrünnigfeit, zur 
Spaltung im Bunde vom Neuen bindrängenden Wortführer follten 
beffer erwägen, daß ihre den gegebenen Verhältniſſen und dem öffent 
lichen Recht mit revolutionärem Leichtfinn widerfprechenden Behauptungen 
diefe ganze Angelegenheit der Richtung zutreiben, wo jehr bald die Frage 
um den Bund mit ihrem ganzen europätfchen Gewichte von Neuem in 
den Vordergrund tteten würde. Denn der deutjche Bund ift nicht dazu 
gegründet worden, einen Schauplag abzugeben für Die Bejtrebungen von 
Einzelregierungen, um ihr Machtverhältniß auf Unkoſten der anderen 
Bundesmitglieder und des Bundes felbft zu fteigern. Der unauflösliche 
Deutiche Bund wurde im Intereffe und zur Bewahrung der Unabhängig: 
feit aller deutichen Staaten, ſowie im Intereffe des europäifchen Fries 
dens und des mit feiner Erhaltung im engften Wechfelverhältniffe ſtehen— 
den europätfchen Gleichgewichtes errichtet. Der Bund ift nicht blos eine 
politifche Vereinigung, fondern tritt im europäifchen Syfteme als polis 
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tifche Einheit, als politifche Perfönlichkeit, ald Corps politique auf 
und ift als foldhes von der ganzen Welt anerkannt. Für die Zwecke dies 
jes politifchen Körpers ift großes Einverftändnig feiner Glieder ein Haupts 
mittel. Das Bundesverhältniß verbietet jedem deutichen Staate, von 
einer anderen ald der durch die Bundesverträge gegebenen politischen 
Bafis aus zu handeln, verbietet ihm, einen Weg für fich, einen von den 
Bundeszweden und der vertragsmäßig geficherten Gntwidelung ders 
felben abführenden Weg einzufchlagen. Denn mur durch gemeinjchaft: 
fihes Wirken, durch Einheit der Handlung im Notbwendigen, vermag 
der Deutſche Bund fid zu erhalten und feinen großen Zweden zu ges 
nügen. Die Bundesgrundverträge beruhen auf diefem Principe und 
baben Daher die Militärverfaffung und den Verkehr unter den deutichen 
Staaten ausdrücklich der gemeinfchaftlihen Beſtimmung zugemwieien. 
Beide gehören zu den weientlichiten Grundlagen für den Beftand des 
Ganzen. Heute nun ift, was mit weifer Beurtbeilung der Verhältniſſe 
bereits im Jahr 1815 als eine der nächſten Aufgaben des Bundes bins 
gejtellt, jeitdem aber durch die Ungunſt der Zeiten nicht in entiprechender 
Weile von Bundes wegen gefördert wurde, die Herbeiführung der Bers 
einiqung der induftriellen und Handels: Intereffen der deutichen Staaten, 
als eine jo recht von innen heraus organiſch erwachfene Notbwendigfeit 
wieder in den Vordergrund getreten. Wer möchte nicht in vollem Maaße 
anerfennen, welchen weſentlichen Antheil an Herausbildung diefer Noth— 
wendigfeit Die Preußischen Bemühungen um Zoll und Handelseiniqungen 
als Vorläufer der deutihen Geſammteinigung befigen! Der Erfolg 
dieſex Beftrebungen fonnte aber fein anderer fein, fobald die Theilnehmer 
daran fich nicht vom Boden der Bundeögefeße verirrten. Und dieſe 
Erfolge nehmen beute Dimenſionen an, welche die in den Bundesvers 
trägen geforderte und in jener damit conform ftipulirten Unterordnung 
der bisherigen Zolleinigungen unter Art. 19 der Bundesacte vorgefehene 
Geſammteinigung derart nahe rüden, daß die Frage nicht mehr it, Se— 
paratibereinkünfte zur Anbabnung des Bundeszwedes zu jchliegen, ſon— 
dern daß es ſich jeßt Darum handelt, die beftcehenden Einrichtungen zum 
Zwede der für einen beftimmten Termin anzufegenden, bundesmäßigen 
Gefammteinigung gemeinfam abs und auszugleichen. 

Ein Mitglied der zweiten preußischen Kammer äußerte über die 
Weigerung der Königl. preußiſchen Regierung, ſich an den Wiener Zolls 
eonferenzen zu betheiligen, in der Sigung vom 16. December 1851; 
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„Wohl erinnere ic) wich ſehr qut der Zeit — es war zu Ende der dreißi⸗ 
ger Jahre — wo hochgeitellte Preußiſche Staatsmänner, die wahrlid) 
die preußische Ehre nicht leicht nahmen, mir fagten: Ja, was könnte 
aus Deutichland werden, wenn Defterreih dem Zollvereine beiträte! 
Niemanden fiel damals ein, daß, wenn wir in eine jolche Verbindung 
eintreten würden, dieß der Ehre der Preußiichen Krone derogire. Und 
heute, wo das damals wirklich kaum zu Hoffende uns fo nahe tritt, wols 
len wir jelbft die VBorfchläge Defterreichs nicht anhören, welche Daffelbe 
vorbereitend für ein dereinftiges Syſtem der gemeinfamen Behandlung 
der gejammten Handelsintereſſen Der deutichen Staaten vorzulegen ſich 
erbietet, und damit die Reconftruction des Zollvereins gradezu in Frage 
ſtellen.“ Und in der That jcheint die Ehre einer jeden Deutichen Regies 
rung vor Allem dabei engagirt, den Verpflichtungen aus den Bundes» 
verträgen und den im Intereſſe derfelben mit deutichen Regierungen 
wiederholt errichteten Stipulationen mit deutiher Treue nachzukommen. 
Es harmonirt jchlecht mit Diefem Anfpruche, wenn man ſich fogar „Der 
Verhandlung‘ über eine Zoll» und Handelseinigung mit Defterreich zu 
entziehen verſucht. Alle Stipulationen zur Wahrung von Art. 19 der 
Bundesacte (wiederholt in Art. 65 der Wiener Schlußacte) fchwinden 
vor folher Weigerung nach dermaliger Geftaltung der Sachlage zu 
leeren Worten zufummen. Denn die Zoll» und Hamdelseinigung mit 
Defterreich ift und bfeibt die Grundbedingung zur Ausführung des 
Art. 19 der Bundesacte. 

Man findet ferner in der Erklärung vom 7. Juni a. c. als fors 
melle VBorbedingung, um mit Defterreich unterhandeln zu können, daß 
vorher die Kortdaner des Zollvereins unter Hinzutritt des Steuervereins 
gefichert fein müffe. Vor Enticheidung der Frage, in welchen Umfange 
der Zollverein vom 1. Jan. 1854 fortbeftehe, fehle es nicht nur formell 
dem einen contrahirenden Theile an einer beſtimmten Berfönlichkeit, fons 
dern aud) materiell an der wefentlichiten Grundlage für die Beurtheilung 
der bei den Verhandlungen wahrzunehmenden Geſichtspunkte. Diefe 
ganze Argumentation täufcht fid) aber nur felbit, da gar nicht präfumirt 
werden joll, daß dieſelbe berechnet fei Andere zu täufchen. Sobald man 
ihr näher auf den Leib rückt und nach Halt» und Greifbarem daran forfcht, 
zerjließt fie in inhaltslofe Worte. Einmal nämlich ift der Zollverein als 
jolcher, jowol mit als ohne Preußen, feine politifche oder ftaatliche Pers 
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ſönlichkeit, fein wölferrechtlicher Contrabent, weder ‚ein Corps politique 
wie der Deutſche Bund, noch eine Union wie die Vereinigten Staaten 
von Nordamerika, mit denen man Berträge ſchließen kann. Dieß ijt nur 
mit den einzelnen Mitgliedern des Vereins möglich. Dieſe allein find 
die Gontrabenten, wo es fih um Unterhandlungen und Verträge über 
Zoll⸗ und Handelsſachen handelt, die denjelben angehen. Das Bundes» 
recht erlaubt dem Zollverein, oder auch dem Steuervereine gar nicht, 
mehr zu fein oder mehr zu beabfichtigen. Wo daher ein Mitglied des 
Zollvereins eine Verhandlung für die Geſammtheit führt oder einen 
Bertrag für diejelbe jchließt, muß es dazu von den anderen Mitgliedern 
ausdrüdlich Vollmacht erhalten haben und fann einen ſolchen Vertrag 
nur „für ſich und in Vertretung‘ der übrigen Dabei einzeln aufzuführen 
den Mitglieder, jowie unter dem zu Gunften derjelben ſtipulirten Bor- 
behalte der Ratification eingeben. Denn nur die einzelnen Staaten 
find die Contrahenten. Es füllt alfo der Einwand, daß es formell Dem 
einen Gontrabenten an einer beftimmten Perſönlichkeit fehle, in Nichts 
aufammen, weil die Erklärung vom 7. Juni a. c. von einem Contrahen⸗ 
ten fpricht, der überhaupt nicht exiftirt und bundesrechtlich gar nicht 
eriftiren fann. Was aber fodann die ebenfalls eingewendete Ungewiß—⸗ 
heit über den Umfang des Zollvereins vom 1. Jan. 1854 an betrifft, fo 
hat diefe nur Preußen für fih, und zwar allein durch die Kündigung 
feines Antheiles an den Zollvereinsverträgen herbeigeführt. Die Nö— 
thigung dazu hat es ſich aus völlig einfeitiger Entſchließung durch Ein— 
gehen des Septembervertrages auferlegt. Beim Abichluffe deffelben 
muß es ſich der Ungewißheit bewußt gewejen fein, in die e8 fi Dadurch 
verfeßen werde. War nun gleichwol die daraus auch für jene Verhand— 
lung folgende Unficherheit der Beurtheilung der wahrzunehmenden Ge- 
fihtspunfte für Preußen fein Hinderniß, fo ift in der That nicht abzus 
feben, wie jegt für daſſelbe Preußen ein Hinderniß daraus hervorgehen 
follte, über die Wiener Entwürfe in Verhandlungen einzutreten, zumal 
fein Septembercontrahent, Hannover, erklärt, ſich jolhen Verhandlungen 
nicht entziehen zu wollen. 

Was die Preußifche Erklärung vom 7. Juni a. c. über das für Die 
materiellen Berhältniffe Störende der ſich verlängernden Unterhandluns 
gen bemerkt, ift leider richtig. Es erhellt aber aus allem Vorhergehen⸗ 
den, daß diefe fo bedauerlichen Nachtheile, unter denen das Allgemeine 
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leidet, einzig die Folgen jenes eimfeitigen und ausfchlieglichen Weges 
find, den bis Daher Die Königl. Preuß. Regierung, in dieſer für die 
ſämmtlichen deutfchen Bundesftaaten fo überwiegend bedeutfamen Anz 
gelegenbeit einzuhalten befiebt hat. Die beiläufige Hinweifung auf 
„thunlichſte“ Einführung des von den Septembercontrahenten aufges 
ftellten Borftenertarifs im Steuerverein ift ein fecundärer, übrigens aus 
derſelben Quelle herrührender Umſtand und wol obnebin nicht hoch ans 
zufchlagen. Aus der unterm 26. Juni a. c. erlaffenen Bekanntmachung 
des königl. hannöverſchen Finanzminiftertums über Forterbebung „der 
jegigen Steuern,’ und namentlich „der Eingangs», Durchgangs— 
und Ausgangsabgaben von 1. Juli 1852 bis dahin 1853 ift wenigs 
ftens nicht abzunehmen, daß in der nächiten Zeit dort mit Aenderungen 
in den indirecten Abgaben vorgegangen werden fol. 

Die Erklärung der königl. Preußifchen Regierung enthält fonach 
auch) nicht einen vom Standpunkte eines Mitgliedes des deutfchen Bun— 
des haltbaren und berechtigten Einwand gegen den vorn angeführten 
Antrag von Bayern, Sachen, Würtemberg, Baden, beiden Heffen u. ſ. w. 
Die darin noch ausgefprocdhene Bereitwilligkeit, in Unterhandluns 
gen über einen Zoll- und Handelsvertrag (nicht Zolleinigungsvertrag) 
mit Defterreich fi dann einzulaffen, wenn die Kortdauer des Zollver- 
eins unter Hinzutritt des Steuervereind gefichert fei, ift Durch eine weis 
tere Mittheilung Preußens vom 1. Juli dahin näher beftimmt worden, 
Daß unter diefer Sicherung der. Abſchluß des Vertrags, deſſen Errich- 
tung der Zwed der Verhandlungen in Berlin fei, von ihn verftanden 
werde. Die am 20. Juli bei Vertagung der Berliner Zollconferenz ges 
Ichebenen weitern Aeußerungen der königl. Preußiichen Regierung vers 
langen abermals den Abfchluß des Vertrags über Vereinigung des 
Steuervereins mit dem Zollvereine oder wie es der fonderbare Styl des 
Actenftüces auch nennt, Über Erneuerung und Erweiterung des Zolls 
vereind und „die ausdrücliche Zuftimmung dazu, daß die auf einen Zoll« 
und Handelövertrag zu beſchränkenden kommerziellen Verhandlungen 
mit der faiferl. Defterreichiihen Regierung, erſt nad) Abichluß jenes 
Bertrags eröffnet werden follen. Die königl. Preußiſche Regierung gibt 
ſich zugleid) der Hoffnung bin, daß die Zuftimmung aller Mitglieder des 
Zollvereins ‚ihr die Möglichkeit gewähren werde die — mit 


der Geſammtheit wieder aufzunehmen.“ 
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Auch diefe, kürzlich erjt in den Zeitungen zu leſen geweſenen Aeten- 
ſtücke feßen nur fort, was in dieſen Blättern bereits im Ueberfluſſe an 
der ganzen Behandlung der in Rede ftchenden Angelegenheit, ſoweit dies 
felbe preußifcher Leitung verfallen, dargethan worden ift. Es iſt Alles 
fo unklar, tumultuarifch und rüdfichtslos einfeitig, daß in Diefer Weiſe, 
ausgenommen wenn man fich bfindlings gefangen geben wollte, durch— 
aus nicht weiter zu kommen fein dürfte. Was Preußen bis jeßt bietet 
find Dictate, feine Grundlagen für Unterhandlungen. In Berlin jheis 
nen die Sachen fo gründlid) unter und in einander gewirrt und ohne 
Noth zugeipigt worden zu fein, daß ihre im allgemeinen Jutreſſe ſo win 
fhenswerthe Ausgleihung und Herftellung, wol auf einem anderen Ters 
rain wird unternommen werden müffen. Um über das Wie und Wo 
wenigitens Vermuthungen auszuſprechen, ift die Lage und die Fode— 
rung der Dinge zu refumiren. Dabei mag aber unerwähnt bleiben, 
daß die fehr formlos geleiteten Beſprechungen der Conferenz ſich auch 
auf Anträge über innere Angelegenheiten des Zollvereins erftredt haben, 
welche in eine „Zollvereinsconferenz“ gehören. Es ift aber nachgewieſen, 
daß im dermaliger Zufammenfegung die Verſammlung das weder iſt 
noch überhaupt fein kann. 

In der Hauptfache alfo hat das aus dem Zollvereine formell aus 
gefchiedene Preußen mit Hannover und Oldenburg, haben aljo die 
Staaten des Steuervereines durch Preußen den Anfchlug an den Zoll— 
verein für 1854, unter der Bedingung der Annahme des Septembervers 
trages, beantragt. 

Die ſämmtlichen vornehmften Zollvereinsftaaten find bereitwiligt 
auf Berathungen dieſes Anfchluffes eingegangen und haben auf Grund 
der gleichzeitigen und von ihnen mit Defterreich fogar gemeinfan bear 
beiteten Vorfchläge zu einer auf einem beftimmten Termin zu bewirken 
den Zolleinigung auch mit Defterreih, im Intreffe der in den Bundes 
verträgen ftipulirten und in allen Zollvereinsverträgen über den Zoll 
verein gejtellten Gefammteinigung der deutichen Staaten beantragt, unter 
Zuziehung öfterreichifcher Bevollmächtigter dieſe Vorſchläge gleichzeitig 
und gemeinſchaftlich, oder doch neben den andern Verhandlungen zum 
Gegenſtande von Berathungen zu machen. 

Preußen verweigert unter unhaltbaren Einwendungen feine Zu 
ftimmung zu beiden, ftellt aber feine Bereitwilligfeit zu Verhandlungen 
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über einen Zoll» und Handelövertrag mit Defterreich in Ausficht, wenn 
zuvor die Annabme feiter oben genannten Anträge erfolgt fein werde. 
68 erflärt außerdem indirect, in Berlin nicht weiter mit denjenigen Mits 
gliedern des Zollvereind unterhandeln zu wollen, welche den Preußifchen 
Forderungen nicht ſich unterwerfen. 


Die Wiederaufnahme der Berathungen über den Anfchluß des 
Steuervereind an den Zollverein ift ftreng genommen damit fuspendirt. 
Denn die ſämmtlichen Mitglieder des Zollvereins ohne Preußen, von 
denen feins den anderen feinen Antheil am Zollvereine zum vertragsmä— 
Bigen Termine aufgekündigt bat, find unter ſich durch die Zollvereinsver- 
träge vom 1. Jannar 1353 zunächſt für weitere zwölf Jahre gegenfeitig 
verpflichtet und Feine der betreffenden Regierungen kann auf Dem widers 
fprechende Vereinbarungen oder auch einfeitige Abkommen in Zollvereins- 
angelegenheiten fich einlaffen. Nach den Verträgen ift es alfo Feiner 
einzelnen Zollvereinsregierung erlaubt, auf die Preußiſche Bedingung 
für ſich einzugeben, auch wenn fie dazu geneigt wire. Es ift fein Con— 
trabent des Zollvereind vorhanden, der für fih zur Wiederaufnahme 
der Verhandlungen auf ſolcher Grundlage rechtlich befugt wäre. 

Iſt ſonach auf der in Berlin vorgefchriebenen Grundlage für 
Diefe Unterbandlung und mit den dortigen einfeitigen Forderungen 
nicht fortzufonmen, weil denjelben der Character des Gemeinfchaftlichen 
fehlt, fo ift die Aufgabe nun, das Fehlende, d. h. eine gemeinfchaftliche 
Bafis zu gewinnen und andere Borlagen berbeizufchaffen, welche damit 
im Einklange ftehen. Es ift zu hoffen, daß in dem Verlangen nad) 
Auffindung eines praftifchen Weges zur Einigung alle Betheiligte 
übereinftimmen. Vielleicht wäre ein Ausichuß von Bevollmächtigten 
weniger Staaten damit zu betranen, dem alle in Bezug auf die Erwei— 
terung des Zollvereind vorhandenen Anträge, alfo jowohl die von Seiten 
des Steuervereind, inelufive Preußen, wie die von der öftreichifchen 
Seite, zur freien Bearbeitung zu übergeben fein würden. Man findet 
Diefen oder einen andern Weg zum Nothwendigen jedenfalls, wenn man 
auf feiner Seite aus den Nugen läßt, daß für deutiche Staaten bei 
Unterhandlungen über Handels» und Zollvereinsangelegenheiten eine 
andere Grundlage gar nicht zuläſſig it als eine folche, auf der alle 
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Richtungen und Anfichten ſich zu begegnen und zu verſtändigen vermögen, 
fowie daß ſolche Unterbandlungen den Betheiligten, infofern fie von 
wahrhaftem Intereffe an den deutfchen Dingen erfüllt find, große Mäßi- 
gung und Hingebung zur Pfliht machen. Dies hat man in Berlin zu 
fehr vergeffen. Wenn daber in ihrer Mittheilung vom 20. Zufi die 
Königl. Preußifche Regierung auch für Die Zeit der Wiederaufnahme 
der Verhandlungen die Entfcheidung darüber erwartet, „ob eine gemeins 
fchaftliche Grundlage und damit die Möglichkeit der Verftindigung vor 
handen ſei,“ fo kann diefe Aeußerung nur auf Rechnung der Befangen— 
heit in einer falfchen Richtung gefegt werden. In fo beitimmt an die 
Eompetenz des Bundes gewielenen Angelegenheiten wie die bier vorlies 
genden, kann ein Mitglied Des Bundes fid niemals von der in den 
Grundgefegen deifelben gegebenen gemeinfamen Baſis für diefelben [os 
fagen. Es ift ſchon darauf bingewiefen worden, daß der Umfang, zu 
welchem die bisherigen Separateinigungen zur Anbahnung der Ausfübs 
rung von Art. 19 der Bundesacte gedichen find, Durch Defterreichs Anz 
erbieten die Verwirklichung Des Bundeszwedes nahe gerüct bat. Ja 
es ift Das dadurch in einer Weife gefcheben, daß cs febeint, als fönne 
der Zeitpunft nicht fern liegen, wo die Bundesverfammlung, als die für 
die Requlirung derfelben verfaſſungsmäßig anerfannte höchſte Bundes- 
behörde dieſelbe aeftaltend in ihren Bereich ziehen werde. Denn niemals 
kann fle Diefelbe ſich entziehen, niemals darf fie Diefelbe über gewiffe 
Grenzen binaus einer einfeitigen Richtung verfallen Taffen. 

Unter allen Umftänden aber erfcheint fie als die Autorität, unter 
deren Aegyde in Diefer Angelegenheit unter deutſchen Regierungen etwa 
entftehende Irrungen und Eonflicte, wenn fie nicht zu umgeben fein follten, 
ihren Austrag allein zu fuchen hätten und finden würden, und wo auch jene 
„Möglichfeit der Verftändigung‘‘, über welche die Preußifche legte Er- 
klärung ungewiß zu fein ſcheint, nun und nimmermehr für Meitalieder 
des deutichen Bundes vermißt werden kann, es müßte denn Die Unmög— 
fichfeit Dadurch erit geichaffen werden, daß man auf irgend einer Seite 
feldft den vertragsmäßig eingegangenen Verbindlichfeiten allen wefent: 
lichen Einfluß auf fein Thun und Laffen verweigern follte. 
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Ueber die weiter oben unter 2 als Zwede der Eonferenz in Berlin 
aufgezählte Erledigung der Gegenjtände, welche vor die gewöhnlichen 
Zollvereinsconferenzen gehören, ift nur zu bemerken, daß diefe ſich aus 
den Mitgliedern des Zollvereins bis 31. December 1852 für ſolche Ans 
gelegenbeiten zu conftituiren haben würde, welche die Dermalige Zollver- 
einsperiode betreffen. Bei ſolchen, die über diefe Periode hinausliegen, 
bat Preußen durch feine Kündigung auf den Antheil daran verzichtet. 
Die letzteren hingen wejentlih von der Entfcheidung über Preußens 
Wiedereintritt und die Erweiterung des Zollvereins nad Norden und 
Süden ab, daher vorher die Berathung von dergleichen ſich nicht Leicht 
nothwendig machen dürfte. 


Actenſtücke. 


J. 
Die Kündigung des Zollvereins-Vertrages, 


welche die Regierung Preußens jämmtlichen Zollvereinsftaaten mittelft ihrer 
bei legteren beglaubigten diplomatiihen Agenten im November 1851 hat 
zuftellen laſſen: 

„Einer von feinem Allerböchften Hofe empfangenen Anweifung gemäß, 
beehrt fich der Unterzeichnete dem ꝛc. ganz ergebenft die nachfolgende, auf 
Angelegenheiten des Zollvereins bezügliche Mittheilung zu maden. 

‚Die Fortdauer des großen Zolle und Handels» Bereins ift in dem 
darüber abgeichloffenen Bertrage vom 8. Mai 1841 für erſt auf weitere 
zwölf Sahre, vom 1. Januar 1842 anfangend, alfo bis zum legten Decbr. 
1853 feftgefeßt worden. Mit dem 1. Januar 1854 tritt fonach eine neue 
Vereinsperiode ein. Unter Bezugnabme hierauf ift in dem gedachten Ber: 
trage verabredet worden, daß, wenn auf der einen oder der anderen Seite 
die Abficht beftchen jollte, jelbigen nicht unverändert in die neue Periode 
übergeben zu laffen, ſolche Abficht fpäteftens zwei Jahre vor deffen Ablauf 
zu erkennen gegeben werden folle. Die königl. Regierung befindet fih, wie 
Dies auch bereits bei der Mittheilung des Vertrages vom 7. Septbr. d. 3. 
wegen der Bereinigung des Steuervereins mit dem Zollvereine angedeutet 
worden, in der Lage, die Abficht zu erfennen zu geben, Die Zollverein; 
Verträge nur unter denjenigen Modificationen in die neue 
Bereings Periode übergeben zu laffen, welche fih einestheile 
unmittelbar oder mittelbar aus dem Bertrage vom 7. Septbr. 
d. 3., anderntheild aus den gefammelten Erfahrungen ergeben, — Modifts 
cationen, welche in der einen oder der anderen Weile auch auf Seiten der 
übrigen Mitglieder des Zollvereins als wünſchenswerth betrachtet werden. 
Indem der Außerfte Termin für eine Erklärung darüber in Rüdficht auf die, 
im Art. 8 des Vertrages vom 8. Mai 1841 vorgefehene Verpflichtung umd 
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Befugnig mit dem legten December des Jahres 1851 herannaht, glaubt 
die Pönigl. Regierung, um dem vertragsmäßigen Erforderniß einer ſolchen 
ausdrücdlichen Eröffnung zu genügen, fich nicht entziehen zu dürfen, gegens 
wärtige Erflärung an fämmtliche mit ihr zum Zollvereine verbundene Megies 
rungen zu richten, zu feinem anderen Zwecke, als um die Durch jenen Vertrag 
als nothwendig gebotene Kündigung formell nicht zu verabjäumen und das 
mit den Weg zu betreten für die Eröffnung der Verhandlungen über die 
Fortfegung des erweiterten Bollvereind. Preußen glaubt, indem es die 
Pflicht erfüllt, mit Diefer Erklärung vorzugeben, Dabei nicht blog im eigenen, 
fondern auch im Namen anderer Bereinsftaaten zu handeln, die wohl auch 
ihrerfeits den einen oder den anderen Punct zur Sprache gebracht hätten, 
dies aber in der zuverfichtlichen Erwartung unterließen, daß die Anregung 
von Preußen erfolgen würde. Die fönigl. Regierung wird von dem feften 
Bertrauen getragen, daß alle Mitglieder des Vereins Die Lage der Berhälts 
niſſe auffaflen werden, wie fie ſelbſt, und mit ihr die Ueberzengung theilen 
werden, daß es unter fernerem einmüthigen Zufammenwirfen gelingen 
werde, fi über die Fortfegung des Zollvereines in der durch die Bereis 
nigung des Steuervereins erweiterten Geftalt zu allfeitigem Gedeiben zu 
verftändigen. Kein Staat fann aufrichtiger ald Preußen wünfchen, daß die 
bisher von fegensreihen Wirkungen begleitete Bereinigung auch in der dems 
nähftigen Ausdehnung auf andere deutſche Bruderftämme fortdauern und 
zum Heile aller daran theilnebmenden Staaten, zur gegenfeitigen Förderung 
der materiellen Intereffen und zur Wohlfahrt der geſammten Verkehrs⸗ umd 
Gewerbes Berhältniffe gereihen möge. Die königliche Regierung rechnet mit 
unerfchütterlicher Zuverficht darauf, daß fie in ihren ernften und aufricdhtigen 
Beftrebungen für die Erhaltung und Ausbildung des Bereins gleihen Bes 
ftrebungen auf Seiten aller übrigen Zollvereindg- Regierungen, wie bei der 
erften Erneuerung der Bereinsverträge, To auch jept wieder in ungeſchwäch— 
tem Maße begegnen werde. Je umfaffender die Intereffen find, um welche 
es fih nah allen Richtungen bin handelt, um fo mehr bedarf es innigen 
Zuſammenhaltens für die Erreichung eines Befriedigung gewährenden, Ges 
deiben und Dauer verfprechenden Zieles. 

„Aus der Natur der Sache und um die mannigfachen, zur Erörterung 
fih darbietenden Gegenftände einer befriedigenden Erledigung zuzuführen, 
ergiebt fih von jelbft die Notbwendigfeit gemeinfamer Beratbung. Die 
preußifche Regierung beebrt fich daher, fih mit der Einladung an fämmtliche 
betheiligte Regierungen zu wenden, daß es ihnen gefällig fein möge, in den 
erften Monaten des fommenden Jahres Bevollmächtigte, welche das volle 
Bertrauen derfelben und eine möglichft weite Vollmacht befigen, nach Berlin 
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zu entfenden, damit über die Erneuerung und Erweiterung der Zollverträge 
und über die zur Sprache gelangenden Punete die geeignete Verhandlung 
gepflogen und weitere Verabredung getroffen werde. Um allerfeits den obs 
waltenden Unftänden Rechnung zu tragen, fieht die preußifche Regierung 
einer näheren gefälligen Aeußerung über den ſchicklichen Zeitpunct für den 
Zufammentritt der Bevollmächtigten entgegen, damit fodann eine weitere 
befondere Einladung für eine ganz beftimmte Zeit an ſämmtliche betbeiligte 
Regierungen erfolgen fünne. 

„Preußen verfolgt fein ausjchließliches Intereffe, dem nur durch Auf 
opferung eigentbümlicher Intereffen anderer tbeilnebmender Staaten Genüge 
geſchehen fönnte. Ausgehend von der Natur der Verhältniſſe, wie fie durch 
die feit dem Beſtehen des Vereins gemachten Erfahrungen noch klarer bers 
vorgetreten find, von den gemeinfamen Zweden des Bereins, von dem Grund» 
fage gleichmäßiger Gerechtigkeit und Billigfeit aller gegen alle Bereinsglieder, 
glaubt es eben fo fehr durch die Stellung feiner Anträge, deren nähere Mits 
theilung alsbald nochfolgen wird, den Wünfchen und Anfichten anderer 
Staaten entgegenzufommen, als e8 durch Geneigtbeit, jeden angemeffenen 
Vorſchlag zur gründlichen Erledigung anzunehmen, den Erfolg der Unters 
handlung nad aller Möglichkeit zu erleichtern bereit ift. 

„Wenn derfelbe Geift, diefelben Gefinnungen, welche den Verein zuerft 
gegründet haben, auch jegt, wie die preußifche Regierung das zuverfichtliche 
Bertrauen hegt, bei der in Beziehung auf die Fortfeßung und Erweiterung 
deffelben zu eröffnenden Unterhandlung fih wieder zufammfinden, fo kann 
aus der letzteren nur eine neue Befefligung der Bereinds Berhältniffe und 
eine Sicherftellung feines künftigen fegensreichen Wirkens hervorgehen. 

„Der Unterzeichnete benugt mit Vergnügen diefen Anlaß um zc.“ 
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I. 


Erklärung der prenfifchen Negierung in der Sigung der 
Solleonferenz zu Berlin am 7. Juni diefes Jahres: 


„Nachdem die preußifche Regierung in der Sigung vom 1. v. M. Ger 
legenheit gehabt hat, ihre Anficht über die von Bayern, Sachſen, Würts 
temberg, Kurbeffen, Großberzogthbum Heffen und Naffau als notbwendig 
bezeichnete Berbindung von Unterhandlungen mit Defterreih mit den Bers 
handlungen wegen Fortiegung und Erwelterung des Zollvereind ausführs 
lich auszufprechen, hat fie ſchon furz darauf durch eine directe Mittheilung 
der faijerlich öfterreidhifchen Regierung Beranlaffung erbalten, diefe Frage 
einer wiederholten Erwägung zu unterwerfen. Jene Mittbeilung, in welcher 
der Wunſch ausgefprochen wurde, 

daß über die in Wien zu Stande gebrachten Entwürfe eines Handelss 

und Zollvertrags und eines Zolleinigungsvertrags, unter Zuziehung 

des Bertreters der kaiſerl. Regierung fofort und zwar gemeinschaftlich 
mit den übrigen in den bisherigen Conferenzen zur Sprache fommens 
den Borlagen in Verhandlungen eingegangen werden möge, 

it von Seiten Preußens dahin beantwortet worden, 

daß man den aufrichtigen Wunſch bege, in Verhandlungen mit Oefters 

reich über eine, für alle betbeiligten Staaten gleich zufriedenftellende, 

von der Staatsflugbeit in gleichen Mafe wie von den materiellen 

Intereffen Deutſchlands gebotene Regulirung der Handelds und Bers 

fehrsbeziebungen zwifchen dem Zollverein und Defterreih baldigft eins 

treten zu können, daß man jedoch die Eröffnung diefer Berbandlungen 
wiederholt von dem vorgängigen Abichluß derjenigen Verhandlungen 
abhängig zu machen genöthigt fei, welche über die Verlängerung und 

Erweiterung der Zollvereinsverträge eingeleitet find. 
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Der nunmehr in der Sigung vom 25. v. M. von Bayern, Sachſen, Würts 
temberg, Baden, Kurheſſen, Großherzogtbum Heffen und Naffau geftellte 
Antrag: 

daß während der Verhandlungen über Erneuerung und Erweiterung 

des Zollvereins auch die Berbandlung mit den Bevollmächtigten der 

fämmtlichen, bei der biefigen Gonferenz vertretenen Regierungen über 
die in Wien beratbenen Entwürfe zu einem Zolls und Handelsvertrag 
und zu einem BZolleinigungsvertrag unter Beiziehung und Theilnabme 
von Bevollmächtigten der Faiferl. öfterreihifchen Regierung zu eröffnen 
jeien, 
unterfcheidet ſich allerdings in fo fern von dem vorerwähnten Wunſche der 
faiferl. Regierung, als er die Berhandlungen mit Oeſterreich zwar gleichzeis 
tig mit den Berhandlungen wegen Fortjegung und Erweiterung des Zoll 
vereins, jedoch abgelondert von denjelben geführt jehen will, während der 
Letztere ſowohl die Gleichzeitigfeit, als auch die Gemeinfchaftlichkeit beider 
Berhandlungen bezwedte, die preußiſche Negierung fiebt fih aber deffenuns 
geachtet zu ihrem lebhaften Bedauern außer Stande, diefem Antrage zuzus 
ftimmen. 

Die Motive diefes ihres Entichlufles glaubt fie mit aller der Offenbeit 
darlegen zu müflen, welche die hobe Wichtigkeit des Gegenftandes und die 
ibren Zollverbündeten fchuldige Rückſicht erfordert. 

Zunähft würde die preußiiche Regierung nicht im Stande fein, in Vers 
bandfungen mit Defterreich über den in Wien beratbenen Entwurf zu einem 
Bolleinigungsvertrag einzutreten. Sie bat bereits zu wiederholtenmalen 
Gelegenheit gehabt, ihre Weberzeugung dahin auszufprechen, daß die Ver— 
ichiedenheit der volfawirthichaftlichen Zuftände und Intereſſen zwiſchen dem 
Bollverein und Defterreich zu groß fei, um fchon jegt Maßregeln zu verein 
baren, deren Ausführung, wenn dadurch ein dauerbaftes und alljeitig bes 
friedigendes Verhältniß geſchaffen werden foll, die Gteichartigfeit dieſer 
Zuftinde und Intereffen in hohem Grade vorausfegt. Sie it den Bera— 
thungen, aus welchen jener Entwurf hervorgegangen ift, mit Aufmerffamfeit 
gefolgt, und hat es an einer forgfältigen und unbefangenen Prüfung nicht 
fehlen laſſen; fie bat fich jedoch dabei im diefer Ueberzeugung nur befeftigen 
fönnen, denn es läßt der Entwurf, ihrer Anficht nach, die hauptiächlichiten, 
der Sache entgegenftebnden Schwierigkeiten ungelöſt. Er beichränft, um der 
wejentlichften Punkte zu erwähnen, durch die, zur Sicherung des Tabafsmıos 
nopols in Defterreich erforderlichen Mafregeln, den freien Verkehr aus dem 
Zollverein nah Defterreich in einem Grade, welcher mit dem Hauptzweck, 
einer Zolleinigung, unvereinbar ericheint; er fegt einen Mapftab für die 
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Revenüentheilung fet, welcher, abgefehen davon, daß er die Bermehrung der 
Bevölkerung unberüdfichtigt läßt, einer haltbaren Grundlage entbehrt, da 
er aus Verhältniffen abgeleitet werden foll, die theils an und für fich, theils 
wegen ihres Zufammenbangs mit dem Entwurfe eines Handels» und Zolls 
vertrags in Ausficht genommenen Maßregeln als vorübergehend zu betrach- 
ten und deßhalb nicht geeignet find, für eine lange Reihe von Jahren einem 
der wichtigften Theile der Staatseinnahmen zur Norm zu dienen; er läßt den 
bauptjächlichften Theil der allgemeinen Zollgefeßgebung, den Zarif, in Uns 
gewißheit und legt indem er deßhalb das Zuftandefommen des ganzen Werks 
von vornherein in Frage ftellt, die Ausführung deſſelben in einer nichts 
weniger als gleichmäßigen Art in das Gutbefinden der einzelnen betbeiligten 
Regierungen; er gewährt nicht die nöthige Garantie für die allenthalben 
erforderliche, vorfchriftsmäßige Erhebung der Zollrevenüen; er jegt endlich 
den Zollverein in die Lage, im Voraus feine Zuftimmung zur Zollgemeins 
Ihaft mit Staaten zu geben, welche von ibm durch ihre geographiiche Lage 
ebenfo weit entfernt, als in allen Berhältniffen der Production und Con— 
fumtion verjchieden find. Es find dies Bedenken, welche nad der Anficht 
der preußifchen Regierung nicht allein aus den Intereffen Preußens, fons 
dern auch aus den Intereffen aller zum Zollverein gehörenden Staaten 
herzunehmen find, welche fie aber jedenfalls für ihren Standpunft als ents 
fcheidend anſehen muß. 

Indem fie nun dieſe Mängel des Entwurfs keineswegs für zufällige 
hält, welche fich durch wiederholte Berathungen befeitigen ließen, fondern der 
Ueberzeugung iſt, daß diefelben in der Natur des Gegenftandes jelbft begründet 
und zur Zeit nicht zu beben find, und indem fie es ferner mit der ihren Zoll 
verbündeten und der kaiſerl. öfterreichifchen Regierung jchuldigen Rüdficht 
unvereinbar hält, in Verhandlungen einzutreten, von deren Erfolglofigfeit 
fie im voraus überzeugt fein muß, fann fie die Theilnahme an Unterhands« 
lungen über einen Zolleinigungsvertrag mit Oeſterreich nur wiederholt abs 
Ichnen. 

Was ſodann einen Zolls und Handelövertrag mit Defterreich anlangt, 
jo kann die preußifche Regierung nur ihre oft erflärte Bereitwilligfeit zu 
Unterbandlungen in diefer Richtung, und ihre oft ausgeſprochene Ueberzeus 
gung von den günftigen Wirkungen, welche ein ſolcher Vertrag für alle bes 
theiligten Staaten erwarten läßt, von neuem aussprechen, fie kann aber auch 
bier nur bei ihrer Anficht beharren, daß das Intereſſe des gelammten Zoll 
vereins, jowie aller einzelnen, demfelben zugebörenden Staaten es erheiſcht, 
ſolche Verhandlungen erft dann zu beginnen, wenn die Fortdauer des Zolls 
pereins unter Hinzutritt des Steuerwereind gefichert ift. 
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Abgefeben davon, daß einer Verhandlung über den vorgelegten, febr 
umfaffenden, und eine Reihe der wichtigften ftaatswirtbihaftlihen Fragen 
berührenden Entwurf eine fehr forgfältige Erwägung aller einzelnen Buntte 
vorhergeben müßte, find es namentlich zwei Rüdfichten, Durch welche die 
preußifche Regierung bei diefer Anficht geleitet wird. Einmal liegt es in der 
Natur der Sache, daß wenn, wie vorausgejeßt, der Zollverein vom 1. Januar 
1854 ab in ein Vertragsverbältniß mit Defterreich treten foll, vor Eröffnung 
der Unterbandlungen feitfteben muß, in welchem Umfange der Zollverein von 
jenem Zeitpunkt ab befteben wird. Bor Enticheidung diefer Frage fehlt es 
nicht nur formell dem einen contrabirenden Theil an einer beftimmten Pers 
fönlichfeit, fondern auch materiell an den wejentlichften Grundlagen für Die 
Beurtbeilung der bei den Berhandfungen wahrzunehmenden Gefihtspunfte. 
Sodann liegt es im dringendften Intereſſe aller bei den hiefigen Verhand— 
lungen vertretenen Staaten, daß die Enticheidung darüber, ob diefe Vers 
handlungen zu dem allfeitig gewünfchten Refultat führen werden, fo bald als 
irgend möglich erfolge. Die Ungewißheit diefer Entfcheidung wirft auf 
alle Berhältniffe des materiellen Wohls ſtörend und lähmend ein und es muß 
wenigftens die preußiiche Regierung den entjcheidendften Werth darauf legen, 
diefer nachtheiligen Unficherbeit bald ein Ziel gefegt zu fehen. Nicht minder 
wichtig ift die Rüdficht, daß, wie allfeitig anerfannt wird, die Einführung 
des Borfteuertarif8 im Steuerverein und die anderweite Negulirung der 
Tarifpverhältniſſe im Harz» Leine » Diftrict thunlichft früh erfolgen muß, der 
Zeitpunkt für das Eintreten beider Mafregeln aber von dem Ergebnif der 
biefigen Verhandlungen abhängig ift, und daß ferner, wenn die legtern, was 
die preußifche Regierung aufrichtig beflagen würde, zu der gewünfchten Vers 
ftändigung nicht führen follten, alsdann für die neu zu treffenden Berwals 
tungseinrichtungen Zeit vorhanden fein muß. Wenn nun der bisherige Gang 
der biefigen Berbandlungen die Ucherzeugung gewährt haben dürfte, daß 
noch eine längere Zeit erforderlich fein wird, um alle bereits zur Erwägung 
gefommene und als Gegenftand der Berathung wohl zu erwartende Punkte 
für den Abfchluß reif zu machen, und wenn ferner die Berathbung des in 
Wien beratbenen Entwurfs zu einem Handels» und Zollvertrage nebft Ans 
lagen ſchon auf den erften Blid an dem großen Umfang nicht zweifeln läßt, 
welche eine Unterhaltung über denjelben erhalten, und an dem großen Zeits 
aufwande, welche diefe Unterbandlung in Anfpruch nehmen würde, fo ftellt 
fih Schon aus diefer praftifchen, aber für alle Betheiligten jehr wichtigen 
Rüdfiht das Verſchieben der Verhandlungen mit Defterreich bis zur Voll 
endung der Berhandlung über die Fortfegung des Zollvereins als notbwendig 
dar. Der Umftand, daß ein Vertrag mit Defterreich auf den Tarif des 
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Zollvereind nicht ohne Einfluß fein wird, fann nad der Anficht der preußis 
ihen Regierung, den vorftehend entwidelten Gründen gegenüber, nicht ins 
Gewicht fallen. Bei der vorauszufegenden aufrichtigen Mitwirkung aller 
Theile werden ſolche Aenderungen nach erfolgter Verftändigung über die 
Fortſetzung des Zollvereins ſchwerlich größeren Schwierigkeiten begegnen ala 
vorher.“ 


Reipzig, Drud von Giefede & Devrient. 
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